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ch gehöre natürlich nicht in den Kreis der 


Vom Werden und Wesen des 


Lieber Walther Federn! 


Gratulanten. Denn zu was sollte ich Sie 


beglückwünschen? 
Jahre Mühe und Sorge an ein bedeut- 
sames Werk gewendet haben? 


Daß Sie zwanzig 


mögen die Glück wünschen, die nichts 


von dieser Müh’ und Sorge wissen, die Leser, die nur 


allwöchentlich mit Behagen oder Ärger die Frucht der 


Arbeit genießen, aber 
nichts davon ahnen, 
wie diese Frucht zu- 
stande kam. Oder soll 
ich Sie dazu beglück- 
wünschen, daß Sie 
einer tragischen Auf- 
gabe die Treue wah- 
ren, von der es zwei- 
felhaft bleibt, ob sie 
erfüllbar ist? Oder 
soll ich Ihnen .dazu 
Glück wünschen, daß 
Ihre Mitbürger und 
Tausende außerhalb 
der Grenzen unserer 
engen Heimat Ihnen 
höchste Achtung zol- 
len, wenngleich sie 
zum Beispiel der Bun- 
deskanzler und der 
Bürgermeister von 
Wien nicht öffentlich 
ausdrücken dürfen? 
Es ist so selbstver- 
ständlich und ange- 
sichts Ihres Lebens so 
belanglos, daß sich 
kaum davon zu spre- 
chen lohnt. Was die 
zwanzigjährige Wie- 
derkehr des Tages, an 
dem Sie den „Öster- 
reichischen Volks- 
wirt“ begründet ha- 
ben, mir allen zu 
sagen auferlegt, ist 
ein kurzes Gedenken 


Chronik des „Österreichischen Volkswirts“. 


Im Frühjahr 1908 gründet Walther 
Federn den „Oesterreichischen Volks- 
wirt“ und sichert sich von drei Freun- 
Zen, Direktor a. D. Moritz Reichenfeld, 
Bankprokurist Siegfried Rosenbaum (+) 
und Kommerzialrat Eduard Wiener (f), 
ein Gründungskapital von 20.000 K 

3. Oktober 1908. Erscheinen der ersten 
Folge des „Oesterreichischen Volks- 
wirts“, Herausgeber und alleiniger 
Schriftleiter Walther Federn, 

März 1911, Eintritt des Dr, Gustav 
Stolper in die Schriftleitung. 

18. März 1911. Erscheinen der ersten 
Folge der Beilage ‚Die Bilanzen“. 

30. September 1911. Rückzahlung des 
Gründungskapitals, 

1. August bis Б. September 1914, Der 
„Oesterreichische Volkswirt“ erscheint 
zweimal wöchentlich, 

1. Oktober 1914. Dr, Gustav Stolper 
wird Mitherausgeber. 

27. Oktober 1923, Die Rubrik ‚Aus 
der Woche" wird an die Spitze des 
Blattes verlegt und zu einer weltpoliti- 
schen und weltwirtschaftlichen Rund- 
schau unter Mitwirkung von Dr. Ri- 
chard A. Bermann, Rudolf Olden und 
Dr. Karl Polanyi ausgestaltet, 

1, Oktober 1925. Dr. Gustav Stolper 
übersiedelt nach Berlin und tritt von 
der Herausgabe und Schriftleitung zu- 
rück. Walther Federn wird wieder 
alleiniger Herausgeber. 

1, Jänner 1927. Errichtung des Pra- 
ger Büros unter Leitung des Dr. Adal- 
bert Worliezek. 

Gegenwärtige Schriftleitung: Wal- 
ther Federn, Adolf Gartenberg, Josef 
Jellinek, Dr. Franz Klein, Dr, Karl 
Polanyi, unter ständiger Mitwirkung des 
Dr. Richard A. Bermann und des Hof- 
rats Dr, Adolf Drucker. 

Ständige Berichterstatter im Aus- 
land: Dr. Carl Landauer, Dr. Georg 
Katona, Dr. Alfred Schwoner, Berlin; 
Dr. Adalbert Worlicezek, Prag; Doktor 
Georg Kemeny, Budapest; Dr, Hugo 
Holzmann, Agram; Юг, Wilhelm Maut- 


ner, Amsterdam, 
20. September 1928. Der „Oester- 
reichische Volkswirt“ vollendet den 


20. Jahrgang, 


des Werdens und Wesens des 


„Österreichischen Volkswirts“. 

., Als 1908 der „Volkswirt“ gegründet wurde, war 
ich ein zwanzigjähriger Student. Schon wirtschafts- 
Journalistisch tätig, schon deutlich der Richtung be- 
wußt, ın der ich meine Berufswahl treffen würde; selbst 
eine wirtschaftspolitische Zeitschrift zu gründen, um 


das Antlitz der 


Zeit mitformen zu helfen. 


(Wir wollen 


so den Beruf des Literaten allgemein umschreiben.) Da 
erschien das erste Heft des „Österreichischen Volks- 


wirts“ und setzte als 


Я Wirklichkeit, was mir als kaum 
erfüllbarer Lebenstraum vorgeschwebt hatte. 


Eine 


Dazu 


‚Österreichischen Volkswirts“. 


Wirklichkeit, realisiert von einer schriftstellerischen 
Potenz, an die ich damals bei weitem nicht heran- 
reichte, erfüllt von einem Wissen, wie es nur jahr- 
zehntelange Erfahrung, Wirklichkeitssinn und theo- 
retische Gewissenhaftigkeit anzusammeln vermögen, 
erfüllt von einer moralischen Atmosphäre, die keinen 
Zweifel duldete, kein Kompromiß kannte und so der 
Zeitschrift von vornherein ihr besonderes Pathos ver- 
lieh. Zweieinhalb Jahre 
später trat ich in die 
Redaktion ein, als An- 


ge fänger, der sich zu- 


Gegen die österreichisch-ungarische 


Balkanpolitik von 1908 bis 1914. — Für TSt an Bilanzana- 
die ee Чоп тее lysen übte und, von 
ungarischen Bank und gegen die Auf- z М 
nahme der Barzahlungen — Für die gelegentlichen Arti- 


Reorganisation der Staatsbahnen. — 
Kriegswirtschaftliche Studien aus dem 
Balkan und den österreichisch-ungari- 


keln abgesehen, noch 
einige Zeit von der 


schen Grenzgebieten, — Studien zur 5 . Ha 
staatlichen Theorie des Geldes, = Für ERBETEN, ý Mi 
Bucheinsicht in Steuersachen. — Kamp | attes 
Segen das norddeutsche Schiffahrts- gesta tung es 


monopol im Auswandererverkehr, 


ausgeschlossen blieb 
und bleiben mußte. Es 


Kriegszeit: "Las Lehr: 
Kritik und Vorschläge zur Kriegs- Waren me 
wirtschaft, — Neue Studien zur Geld- jahre. 
lehre. — Für die Vermögensabgabe. — DH + 
Für Mitteleuropa und die austro-polni- Ich habe seither im 
sche Lösung, — Kritisches zu den Frie- 


densverträgen von Brest-Litowsk und 
Bukarest. — Für die trialistische Neu- 
gestaltung der Monarchie. 


Zusammenbruch: 


Für den Anschluß. — Studien, Er- 
läuterungen, Kritik und Vorschläge 
zur finanziellen Liquidation und zu den 
Friedensbedingungen. — Für die Ver- 
mögensabgabe, — Studienreihen zu den 
Wirtschaftsproblemen Deutschösterreich, 
Ungarn, Deutschland. — Für Steuer- 
verbände. — Gegen unzulängliche 
Sanierungsversuche, 


Letzte Jahre: 


Gegen den Genfer Sanierungsplan. 
— Fall Bekessy, — Zur Banken- und 
Börsenkrise, — Studien zur Aufwer- 


Leben selbst viel ge- 
arbeitet und Arbeits- 
last ermessen gelernt. 
Aber das Vorbild, das 
Sie mir damals setz- 


ten, erschiene mir 
noch "heute fast 'un- 
glaubwürdig, wenn 


ich nicht täglich selbst 
seine Realität hätte 
feststellen können: 
wie Sie fast das ganze 
Blatt Woche für Wo- 


tungsfrage und zu den Goläbilanzen. — 
Über Bund und Länder. — Für den 
Mieterschutz. — Für Innenbesiedlung. — 
Über Bankskandale und gegen politische 


che allein schrieben, 
allein korrigierten, 


Korruption. — Gegen den Länderpro- allein die Bücher führ- 
porz, die Listenwahlen und das Zwei- EE еге Е 
parteiensystem, — Politische und wirt- ten, die Kasse über 
schaftliche Berichte aus den RE wachten, daneben 
folgestaaten. — Zur Elektrifizierung der D gr 
Bundesbahnen. — Für aktive Anschluß- einen umfassenden In 
politik. 


formationsdienst per- 
sönlich besorgten, der 
neben dem „Volkswirt“ der „Frankfurter Zeitung“ 
zugute kam, und schließlich noch Zeit fanden, wohl- 
habende Leute immer wieder zu Spenden für das 
Ottakringer „Settlement“ zu zwingen und einmal in der 
Woche den Kreis alter Freunde und Arbeitsgenossen 
aufzusuchen: ein einsames und reiches Leben. 

Dann kam der Krieg und mit ihm die erste Krise 
des Blattes. Wie der „Österreichische Volkswirt“ da- 
mals die ersten Kriegsmonate überstand, ist mir heute 
noch ein Rätsel. Das Blatt war ohne Kapital gegründet 
worden und durfte keine Schulden machen. Aber dann 
kam zugleich mit dem wachsenden Druck der Zensur 


die wachsende Fülle der Aufgaben, die uns bedrängten. 
Wir teilten die Arbeit. Für jeden blieb mehr, als er 
leisten konnte. Aber was uns in diesen entsetzlichen 
Jahren aufrecht erhielt, уат doch, daß wir unsere Auf- 
gabe um so ernster nahmen, je stärker die Zweifel an 
ihrer Erfüllung in-uns wuchsen. Wir beide wollten für 
unser Teil das alte Österreich retten helfen, wollten 
nach unseren schwachen Kräften an der Umgestaltung 
mitarbeiten, obwohl wir immer deutlicher fühlten, daß 
es vergeblich war. Weder Sie noch ich sind berufen 
zu schildern, was damals vom „Österreichischen Volks- 
wirt“ an kritischer Wirkung, an Anregungen finanziel- 
ler, wirtschaftspolitischer, politischer Art ausgegangen 
ist. „Für alle wirtschaftlichen Vorgänge und Phäno- 
mene der Kriegsjahre bildet der ‚Österreichische Volks- 
wirt‘ eine unvergleichlich reiche Fundgrube sowie 
gleichzeitig einen fortlaufenden Kommentar von größ- 
ter Gründlichkeit und sachkundigster Erfassung der Pro- 
bleme des wirtschaftlichen Lebens in der österreichisch- 
ungarischen Monarchie während der ganzen Dauer des 
Krieges.“ Joseph Redlich hat mit diesen Worten in 
seinem Carnegie-Werk über „Österreichische Regierung 
und Verwaltung im Weltkrieg“ die damalige Leistung 
des „Volkswirts“ charakterisiert und sie damit іп die 
Geschichte jener Jahre aufgenommen. Mit dem Unter- 
gang der Monarchie waren wir „blamiert“ wie alle, die 
an das alte Österreich geglaubt oder trotz ihrer Zweifel 
für es gestritten hatten. Wir brauchen uns dessen nicht 
zu schämen, nicht der Werbung für die Kriegsanleihen, 
nicht der kritischen Mahnungen zur Stärkung des 
Staatskredits, nieht der Kämpfe für Mitteleuropa, für 
die austropolnische Lösung und manches, was Zyniker 
des Tagesgeschäftes heute billig als Don Quichotterien 
belächeln mögen. Denn der Geist, aus dem all das ge- 
boren war, war derselbe, der den „Volkswirt“ vorher 
wie nachher beseelte, es war kein Schwenken nach dem 
Wind, kein Haschen nach politischem Konjunkturprofit. 
Sie waren es, der mitten im Krieg eine für damals un- 
erhört scharfe Kritik an den Bedingungen des Buka- 
rester und später des Brest-Litowsker Friedens übten. 
Noch heute erinnern sich viele Rumänen dieser muti- 
gen Tat. Wir waren deutsch-national in jenem Sinn, 
in dem „national“ ein edles Prädikat bildet. Aber heute 
noch erinnern sich viele Tschechen, die damals der 
politischen Verfolgung unterlagen, mit Anerkennung 
der Tatsache, daß wir keinen Augenblick unsere poli- 
tische Unbefangenheit preisgaben. Wir haben für das 
Recht der Polen auf nationale Einigung und staatliche 
Freiheit aus demselben Geist gestritten, aus dem wir 
damals die Anlehnung der österreichischen Deutschen 
an das Reich betrieben und an dem sich später die 
Fackel des leidenschaftlichen Kampfes für den An- 
schluß entzündete. Wir haben die kriegswirtschaftliche 
Organisation geistig mitgeschaffen in der vorahnenden 
Erkenntnis der sozialen Umwälzungen, welche dieser 
Krieg unter. allen Umständen mit sich bringen mußte. 

Dann kam der Zusammenbruch des alten Staates 
апа mit ihm die zweite Lebenskrise unseres inzwischen 
längst gemeinsam gewordenen Werkes. Bald war äußer- 
lich auch diese Krise überwunden. Das Blatt nahm den 


stärksten Aufschwung, den es je erlebt hatte, die 
Abonnentenzahl erreichte ihren weitaus höchsten 
Stand, seine Geltung daheim und im neuen und alten 
Ausland wuchs von Monat zu Monat. Aber auf uns 
beide senkte sich immer tiefer und bedrückender ein 
Schleier der Hoffnungslosigkeit. Die Kampfstellung, in 
die wir gedrängt wurden, war nicht fröhlich. Es war 
ein trauriges Geschäft, Illusionen zu zerstören, die Ab- 
surdität von „Sanierungsplänen“ nachzuweisen, der 
wachsenden Verwahrlosung des öffentlichen Geistes 
sich entgegen zu stemmen. Soll ich Ihnen, soll ich uns 
auch dazu Gück wünschen? Ich vermag es nicht, denn 
es ist die dunkelste Zeit meines Lebens, an die ich 
damit erinnere. 

Im Herbst 1925 habe ich meine engere Heimat ver- 
lassen. Seither habe ich den „Österreichischen Volks- 
wirt“ nicht mehr mitgeschaffen, ich habe ihn nur noch 
aus der Ferne beobachtet. Wir hatten nicht lange zu- 
vor die entscheidende letzte Umgestaltung des Blattes 
vorgenommen, den großen Glossenteil geschaffen, den 
Kreis unserer Redaktion erweitert, bedeutende, zum 
Teil geniale Mitarbeiter gewonnen. Der Bestand des 
„Volkswirts“ war gesichert, als ich Wien verließ. Den 
„Abschied von Österreich“ habe ich damals geschrie- 
ben, ich brauche ihn heute nicht zu wiederholen. Der 
„Volkswirt“ ist geblieben, was er damals war, frei, 
vorurteilslos, kämpferisch. Er hat die großdeutsche 
Fahne in Tagen hochgehalten, da sie fast alle andern 
niederholten. Er hat sich dem Vorurteil der Parteien 
als unerreichbar erwiesen, während Österreich in zwei 
feindliche Heerlager zerfiel. Er hat den Klassenfrieden 
gepredigt, als beide Seiten immer schärfer zum Klas- 
senkampf rüsteten. Er hat mit Leidenschaft die Reini- 
gung des öffentlichen Geistes erstrebt, als das öffent- 
liche Leben des Landes immer tiefer in den Sumpf der 
Korruption zu versinken schien. Er hat kaum je auch 
in diesen Jahren in seiner Linie geschwankt. Aber da 
diese Linie zwischen den Parteien, die jedes Stück 
öffentlichen Geistes mit Haut und Haar zu verschlingen 
suchten, hindurehführte und sich von keiner einseitigen 
Strömung einfangen ließ, hat er just dafür — für seine 
höchste moralische Leistung — wenig Dank geerntet. 

Ich als der Jüngere wirke heute auf anderem Feld 
für die gleiche Sache, die ich bei Ihnen und unseren 
Wiener Freunden wohl geborgen weiß. Um so mehr 
Grund für mich, Sie aus der Ferne meiner Sympathie 
und Hilfe zu versichern und damit Rat und Bitte zu 
verbinden, daß Sie bei Ihrer doppelt bedeutsam gewor- 
denen Aufgabe ausharren, trotz allem. Vielleicht will 
es das Glück, daß wir in den nächsten Jahren es er- 
leben, daß das Werk des „Österreichischen Volkswirts‘ 
seine Krönung findet, vielleicht erleben wir in den 
nächsten Jahren die großdeutsche Republik, die mit 
dem österreichischen Staat dem „Österreichischen 
Volkswirt“ die schwerste, Last seiner besonderen Auf- 
gabe abnehmen mag. In der Geschichte Großdeutsch- 
lands wird die Geschichte des „Österreichischen Volks- 
wirts“ ihr eigentliches Ehrenblatt finden. 

Ihr 
Gustav Stolper. 
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Briefe an den „Österreichischen Volkswirt“. 


Dem „Österreichischen Volkswirt“ ist anläßlich der Vollendung seines zwanzigsten Jahrganges eine Reihe von Briefen 
zugekommen, die wir im folgenden veröffentlichen. Wir danken all den Briefschreibern für ihre Glückwünsche und für ihre 
Meinungsäußerungen, nicht zuletzt denen, die in ihren Briefen kundtun, daß sie mit dem „Volkswirt“ nicht in allem ein- 


verstanden sind, ihn aber doch hochschätzen. 


Bundespräsident Dr. MICHAEL HAINISCH, 
Wien. 

Plato verlangt bekanntlich für die Männer, denen die 
Führung eines Staates anvertrant werden sollte, ein Alter von 
50 Jahren, weil er der Meinung war, daß Männer dieses Alters, 
die eine theoretische Ausbildung erfahren und noch längere 
Praktische Tätigkeit hinter sich hätten, auf dem Höhepunkte 
ihrer Leistungsfähigkeit angelangt seien. Wenn Plato recht 
hätte, so würde ich eine Berechtigung zur Kritik des „Öster- 
reichischen Volkswirt“ haben, denn ich war vor 20 Jahren 
genau уо Jahre alt, habe ziemlich viel studiert und mich auch 
reichlich im praktischen Leben umgesehen. Die Möglichkeit 
einer Kritik ist aber dadurch gegeben, daß ich mit dem „V olks- 
wirt“ stets in inniger Fühlung stand. Ich habe nicht bloß 
selbst öfters die Gastfreundschaft der Redaktion in Anspruch 
‚genommen, sondern regelmäßig mit größtem Interesse die Ar- 
tikel des Blattes gelesen. Ab und zu war ich allerdings anderer 
Meinung als die Verfasser der einzelnen Arbeiten. Aber nie- 
mals konnte ich leugnen, daß das Niveau dieser Artikel hoch 
war. Zu meiner größten Freude aber muß ich feststellen, daß 
auch von allen etwaigen Gegnern des „Volkswirts“ es kein 
einziger zu behaupten gewagt hat, daß die Redaktion irgend- 
wie Opfer ihrer Überzeugung gebracht habe. Stets hat diese 
unerschrocken und unbeeinflußt das vertreten, was sie für 
richtig hielt. Damit hat sie sich in einer Zeit, in der der Tanz 
um das Goldene Kalb mit Schwung betrieben wird und in der 
nicht wenige Schriftsteller sich zu Vertretern irgendeiner 
‚Interessengruppe hergegeben haben, ein großes Verdienst um 
die österreichische Öffentlichkeit erworben. Ich wünsche herz- 
lich, daß der „Volkswirt“ noch viele Jahre zum Wohle un- 


serer Volkswirtschaft wirken möge! 
д E Se 


Bundesminister für Finanzen Dr. VICTOR KIENBOCK, 
Wien. 

Wie Sie mir kürzlich mitteilten, wird der „Österreichische 
Volkswirt“ in der nächsten Zeit das zwanzigjährige Jubiläum 
seines Bestandes feiern. Wenn ich bei diesem Anlasse über die 
Stellung Ihres Organs in der Öffentlichkeit ein Wort äußern 
soll, so kann dies in dem Sinne geschehen, daß ich im „Öster- 
reichischen Volkswirt“ nicht nur eine wichtige Quelle der In- 
‚formationen für den Beobachter des wirtschaftlichen Lebens 


erblicke, sondern auch ein wertvolles Mittel zur Gewinnung 
eines richtigen Urteils über alle Fragen, die der „Österreichi- 
sche Volkswirt“ in seinen Spalten regelmäßig behandelt. 

Indem ich dies feststelle, will ich damit keineswegs sagen, 
daß ich den Urteilen des „Österreichischen Volkswirt“ stets 
beizustimmen vermochte. Im Gegenteil; oft genug gelangt der 
„Österreichiche Volkswirt“ auf seinen Wegen zu Schlüssen, 
denen ich nicht beitreten kann. Allein darauf kommt es nicht 
an. Was ich für überaus wertvoll halte, ist sein Bestreben, 
sachliche Argumente zu suchen, die wirtschaftlichen Probleme 
ernstlich zu ergründen und den Leser anzuleiten, an Stelle 
vorgefaßter Meinungen zu einem wohldurchdachten Urteil 
zu gelangen. 

Die österreichische Öffentlichkeit ist nicht sehr reich an 
Organen, von denen man das sagen kann. Es wird mir daher 
leicht, trotz aller bestehenden Gegensätze, zu betonen, für 
wie wichtig ich es für die Entwicklung unseres volkswirt- 
schaftlichen Lebens halte, daß im „Österrreichischen Volks- 
wirt“ redliche, auf richtige Erkenntnis ausgehende Beobachtun- 
gen geboten werden und ein von lauteren Motiven getragener 
Wille, der auch die schwierigen wirtschaftlichen Aufgaben 
der Gegenwart zu erfassen bestrebt ist, sich äußert. In diesem 
Sinne hat sich der „Österreichische Volkswirt“ verdient ge- 
macht; ich hoffe, daß er diesen Verdiensten der Vergangen- 
heit neue in der Zukunft beifügen wird. 


ERICH KOCH-WESER, Reichsjustizminister, M. d. R., 
Berlin. 
Wer wie ich im Deutschen Reiche in den Reihen der 
Streiter für den großdeutschen Gedanken steht, darf bitten, 
sich bei dem Jubiläum des „Österreichischen Volkswirts“ 
als Glückwünscher einstellen zu dürfen. Es ist unnötig, dar- 
zulegen, was der „Österreichische Volkswirt“ für den mittel- 
europäischen Gedanken im Kriege und für den großdeutschen 
Gedanken vom ersten Tage des Niederbruchs an geleistet hat. 
Man kann ihn fast als die Zentrale dieses Kampfes bezeichnen. 
Nicht zum mindesten ihm ist es zu verdanken, daß die 
Flamme der Bewegung, die zeitweilig fast zu erlöschen drohte, 
lebendig erhalten wurde und heute wieder lichterloh brennt. 
Das andere Verdienst des „Österreichischen Volkswirts“ ist, 
daß er in einem Land, in dem die Kluft zwischen den Par- 
teien kaum durch einen Notsteg überbrückt ist, sich seine 
demokratische Unbefangenheit und seine Anfgeschlossenheit 
für alle Notwendigkeiten des sozialen Fortschritts bewahrt 
hat, obne sich je gegen sozialistische Mißgriffe blind zu stellen 
oder sich von Schlagworten lenken zu lassen. Er hat es immer 
als seine Aufgabe betrachtet und diese Aufgabe in vorbild- 


licher Weise erfüllt, sich gegen die Phrase und für den Tat- 
sachensinn, gegen die Taktik und für die Idee, gegen die 
Demagogie und für die Verantwortlichkeit einzusetzen. 


NL Win | 


WIENER BORSEKAMMER. 
Die Wiener Börsekammer nimmt den bevorstehenden 
20. Jahrestag der Gründung Ihres Blattes zum Anlaß, um 
Ihnen die Anerkennung für Ihre hervorragenden Leistungen 
als volkswirtschaftlicher Schriftsteller auszusprechen. Ihr 
fachkundiges, immer streng sachliches, auf großes Wissen 
und unbeirrbare Objektivität gestütztes Auftreten, welches 
stets nur auf die Interessen der Allgemeinheit gerichtet und 
einseitigen Einflüssen unzugänglich war, hat Ihrer Person 
und Ihrem Blatte eine überall geachtete Stellung verschafft. 
Die gesamte Wiener Börse ist einig in der hohen Wert- 
schätzung für Sie und den „Österreichischen Volkswirt“, 
dem sie aufrichtigst alles weitere Gedeihen wünscht. 
Präsident Generalsekretär 


rer С 


GREMIUM DER WIENER KAUFMANNSCHAFT, 
Wien. 

In den Tagen, in denen Sie Rückschau halten über eine 
überaus reiche und fruchtbare Tätigkeit, die der wirtschaft- 
lichen Aufklärung, der Vertretung wirtschaftlicher Interessen 
unter den schwierigsten politischen Verhältnissen gegolten hat, 
will unter den Vielen, die Ihnen Dank sagen für Ihre erfolg- 
reiche Wirksamkeit auf dem Gebiete der volkswirtschaftlichen 
Publizistik, die Vertretung der Wiener Kaufmannschaft nicht 
fehlen. Die wirtschaftlichen Kreise, unter ihnen vor allem die 
Kaufmannschaft, verdanken Ihnen und dem „Österreichischen 
Volkswirt“ eine jahrelange treue Vertretung wirtschaftlicher 
und kaufmännischer Interessen, eine vielfache energische 
Stellungnahme zu Gunsten wirschaftlicher Bedürfnisse und 
wirtschaftlicher Arbeit. 


Präsident Generalsekretär 


Für den Präsidenten des Österreichischen Wasserkraft- und 
Elektrizitätswirtschaftsamtes, 
Wien. 

Das Wasserkraft- und Elektrizitätswirtschaftsamt, das 
den allgemeinwirtschaftlichen und technischwirtschaftlichen 
Publikationen des „Österreichischen Volkswirt“ stets das 
regste Interesse entgegenbrachte, hat immer, und zwar auch 
dann, wenn es mit der einen oder anderen Veröffentlichung 
nicht vollkommen einverstanden war, das ehrliche und von 
hoher Fachkenntnis zeugende Bestreben Ihres Blattes gewür- 
digt, der heimischen Volkswirtschaft zu dienen und zu helfen. 
Wenn heute das volkswirtschaftliche Denken in immer weiteren 
Kreisen Eingang findet, so ist das mit ein Verdienst der auns- 
nahmlos von Einsicht und wissenschaftlichem Ernst getragenen 
Schriftsätze des „Österreichischen Volkswirt“. Wir beglück- 
wünschen Sie zu Ihrem Jubiläum und geben der Zuversicht 
Ausdruck, daß der „Österreichische Volkswirt“ der von ihm: 
übernommenen, bisher mit so großem Erfolge erfüllten Mission 
treu bleiben werde. 


Hofrat Dr. LUDWIG ALTMANN, Präsident des Landes- 
gerichtes Wien I., 
Wien. 

Die Zeitschrift „Der Österreichische Volkswirt“ voll- 
endet das 20. Jahr ihres Bestandes. Es ist mir ein aufrichtiges 
Bedürfnis, Ihnen aus diesem Anlasse meine besten Glück- 
wünsche zu übermitteln. Ich benütze diese Gelegenheit aber 
auch, um Ihnen meinen herzlichsten Dank für die Anregung 
und Belehrung auszusprechen, die ich aus den interessanten 
und sachlichen Aufsätzen, die die Zeitschrift enthielt, етр- 


fangen habe. 
BE cH LLı е 


Baurat Ing. HANS ALTMANN, Generaldirektor der „Еп“ 
А. С. für elektrische Industrie, 
Wien. 


Es ist uns voll bewußt, welch große Mühen und Schwie- 
rigkeiten, wieviel Arbeit, aber auch ein welch großer Erfolg. 
darin liegt, in dieser langen Zeit mit ihren politischen und 
wirtschaftlichen Umwälzungen in allen wirtschaftlichen und 
damit zusammenhängenden Problemen und Fragen, unbeirrt 
durch die Wechselfälle des Alltags, führend zu bleiben und so 
allen im wirtschaftlichen Leben Stehenden einen wertvollen Be- 
helf für ihre Orientierung und in vielen Dingen den richtigen 
Weg für ihre Einstellung geboten zu haben. Außer der gründ- 
lichen und unbeeinflußten Würdigung der konkreten Wirt- 
schaftsprobleme möchten wir nur aus der Fülle Ihrer Arbeit 
die eingehenden Bilanzbeprechungen der führenden Industrie- 
und Bankgesellschaften hervorheben, die für jeden im wirt- 
schaftlichen Leben Stehenden einen unentbehrlichen Behelf für 
eine gründliche Information bilden. 


Dr. VELIMIR G. ВАЈКІС, Universitätsprofessor, 
Belgrad. 


Bei Gelegenheit des bevorstehenden Jubiläums des „Volks- 
wirts“ defilierte vor meinen geistigen Augen die zwanzig- 
jährige Geschichte. Sie hatten den Mut, die Wochenschrift in- 
mitten der Annexionskrise ins Leben zu rufen. Außer den 
Sozialdemokraten, welche eine grundsätzliche Opposition аи} 
der ganzen Linie führten, waren Sie der einzige, der, heute 
kann man es schon sagen, die Verkehrtheit der Politik des 
Grafen Achrenthal eingesehen hatte. Sie waren Prophet. Die 
Nachkriegsdemokraten wiederholen Ihre Worte vor zwanzig 
Jahren. Ich werde morgen zu Hause sein und werde die ersten 
Jahrgänge des „Volkswirts“ durchblättern. Ich war sein Mit- 
arbeiter noch im ersten Jahrgang. Ich erinnere mich des tiefen 
Eindrucks, welchen mein Bericht über die leichte Überwindung 
der Annexionskrisis seitens der serbischen. Volkswirtschaft in 
Wien gemacht hat. 

Nach 23jähriger Bekanntschaft habe ich nicht notwendig, 
Sie besonders meiner hohen Schätzung Ihrer Wahrheitsliebe, 
Ihrer Objektivität, Ihres Unabhängigkeitssinns und Ihrer 
Leistung zu versichern. Einem Ausländer ist es schwer, Ihre 
Leistung richtig einzuschätzen, man soll dazu genau die Ver- 
hältnisse kennen, das Milien, in welchem Sie gearbeitet haben. 

Sie haben einen neuen Typus der Zeitschrift geschaffen: 
eine Wochenschrift, welche in enger Fühlung mit der Wissen- 
schaft steht und gleichzeitig informiert und belehrt. Bis dahin 
war die volkswirtschaftliche Wochenschrift eine konzentrierte 
Tageszeitung oder vielmehr der Handelsteil derselben: In- 
formation. Der „Volkswirt“ resümiert, kritisiert und s ynthe- 
tisiert. Er hat ständig den höheren, wissenschaftlichen 
Standpunkt zum Kriterium. Man lernt bei seiner Lektüre. 


суў aen 


Fabrikant ADOLF BOHM, Herausgeber der Zeitschrift 
„Palästina“, Е 
Wien. 

Als einer der Abonnenten, die mit Nummer ı angefangen 
haben, erlaube ich mir, Ihnen meine herzlichsten Glück- 
wünsche zu übermitteln, sowie den Dank für die ungemeine 
Belehrung, die ich aus dem Inhalt Ihrer Zeitschrift schöpfen 
konnte. Sie haben aber nicht nur eine inhaltsreiche volkswirt- 
schaftliche Revue, sondern eine ganz neue Form dafür geschaf- 
fen, die nicht nur vorbildlich für ähnliche Zeitschriften gewor- 
den ist, sondern auch für solche sein kann, die ganz andere 
Gebiete behandeln, was ich als Herausgeber einer Zeitschrift 
besonders empfinde. Denn Sie haben — meiner bescheidenen 
Ansicht nach — nicht nur eine lebendige Verbindung von 
Wissenschaft und Praxis zu finden gewußt, Sie haben nicht 
nur verstanden, die Zusammenhänge, die Ihr Spezialgebiet mit 
so vielen anderen untrennbar verbinden, stets deutlich empfin- 
den zu lassen, sondern Sie haben, wie ich glaube, in der 
Führung des Blattes eine Art von „Objektivität“ vorgelebt, 
die von besonderer Qualität ist. Wenn Kant einmal gesagt 
hat „sei so objektiv als möglich, du wirst noch immer subjektiv 
genug sein“, so haben auch Sie niemals eine farblose Objektivi- 
tät gezeigt, sondern sehr kräftig und allgemein verständlich 
Ihre Meinung teils direkt, teils indirekt durch die Art der 
Auswahl Ihrer Mitarbeiter zum Ausdruck gebracht. Aber 
dennoch hat jeder Leser das Gefühl, daß hier eine tiefe Ein- 
sicht in die Problematik aller Erkenntnis die eigene Meinung 
nur in den Dienst der Erforschung der Wahrheit stellt und in 


den praktisch-politischen Fragen das richtige Maß gegenüber 
allen Übersteigerungen finden läßt. Ich habe auch als Heraus- 
geber einer Zeitschrift sehr vieles von Ihnen gelernt. 
Zum Schluß möchte ich Ihnen noch dafür herzlichst 
danken, daß Sie einer der ersten waren, welcher den Aufbau 
Palästinas als eine kulturfördernde Angelegenheit erkannten 
und der Erörterung der einschlägigen Probleme Raum gaben. 


> 


Dr. VICTOR BRAUNEIS, Generaldirektor der Österreichi- 
schen Nationalbank, 
Wien. 


In dem Kreise meiner Freunde, die sich mit volkswirt:- 
schaftlichen Fragen befassen, erweckte seinerzeit die Grün- 
dung des „Österreichischen Volkswirt“ und sein Programm, 
an dessen Ernsthaftigkeit niemand zweifelte, der Sie kannte, 
eine gewisse Begeisterung. Die Skeptiker unter uns legten 
sich aber die Frage vor, ob Sie in der Lage sein werden, das 
zu halten, was Sie versprachen. So mancher fürchtete, der 
„Österreichische Volkswirt“ werde nicht lange leben und nur 
die Wahl haben, ob er an der Treue zu seinem Programm 
oder an dessen Preisgabe zugrunde gehen wolle. Erfreulicher- 
weise dürfen wir heute feststellen, daß die Skeptiker nicht 
recht behalten haben und daß der „Österreichische Volks- 
wirt“ lebt und programmgemäß lebt. Unsere zaghaften Freun- 
de haben wohl die Sorgen und Schwierigkeiten mannigfacher 
Art, welche mit der Durchführung Ihres Programms ver- 
bunden waren, nicht überschätzt, unterschätzt haben sie aber 
sicherlich die Summe von Energie und Zähigkeit, die zur 
Überwindung dieser Schwierigkeiten zur Verfügung standen. 

Der „Österreichische Volkswirt“ hat in diesen zwanzig 
Jahren kein kleines Stück Arbeit geleistet. Alle im öster- 
reichischen Wirtschaftsleben tätigen Personen verdanken ihm 
eine wesentliche Verbesserung und Vervollständigung des 
wirtschaftlichen Nachrichtendienstes, er hat die Verbreitung 
volkswirtschaftlicher, finanzieller und sozialer Kenntnisse im 
Publikum wirksam gefördert, die einschlägigen Probleme dem 
Verständnis weiterer Kreise nähergebracht und das Niveau 
der volkswirtschaftlichen Diskussion in der österreichischen 
Publizistik wesentlich erhöht. Ich möchte in diesem Zusam- 
menhange nur an die wertvollen Artikelserien „Zum Geld- 
problem“ im IV., V. und VI. Jahrgang und „Geldlehre und 
Krieg“ im IX. und X. Jahrgang der Zeitschrift erinnern, 
die in Fachkreisen einmütigen und wohlverdienten Beifall 
gefunden haben. Außerdem machen die sorgfältig geführte 
wirtschafliche Chronik und die in der Beilage „Die Bi- 
lanzen“ gesammelten Bilanzkritiken, Börsenberichte, No- 
tizen und statistischen Daten die Bände des „Österreichischen 
Volkswirt“ zu einem wertvollen Nachschlagewerk und Ar- 
beitsbehelf für jeden, der sich mit wirtschaftlichen Dingen 
praktisch oder theoretisch beschäftigt. 

Ich habe seit dem Bestand des „Österreichischen Volks- 
wirt“ die Entwicklung und jede Ausgestaltung des Blattes 
mit Interesse und freudiger Genngtuung verfolgt — bis auf 
eine! Ich meine die breitere Erörterung politischer Tages- 
fragen in den letzten Jahren. Ich anerkenne, daß ein Volks- 
wirt bei den nahen Beziehungen zwischen Volkswirtschaft 
und Politik an den politischen Ereignissen und Vorgängen 
nicht vorübergehen kann und daß die Eigenart jener Be- 
ziehungen und ihre Auswüchse während der letzten Jahre 
den Anreiz verstärkt haben mögen, sich intensiver mit poli- 


tischen. Dingen zu befassen. Ich kann mich aber doch des 
Eindruckes nicht erwehren, daß der „Österreichische Volks- 
wirt“ durch die einläßlichere Befassung mit politischen Fra- 
gen sich selbst die Hindernisse vermehrt hat, die der Erfül- 
lung seiner primären Aufgaben schon bisher entgegenstanden, 
ohne damit auf der anderen Seite einen Fortschritt gemacht 
zu haben. 

Ich Ып überzeugt, daß Sie diese Bemerkung einem 
Freund und aufmerksamen. Leser Ihres Blattes nicht übel- 
nehmen werden, der dabei nur von dem Wunsche geleitet 
ist, einem aufrichtig geschätzten Fachblatte, aus dessen Spal- 
ten er so manche dankenswerte Belehrung und wertvolle 
Anregung empfangen hat, den Fortbestand auf gleich hohem 
Nivean wie bisher und die Möglichkeit einer weiteren glück- 
lichen Entwicklung gesichert zu sehen. Ich freue mich, Ihnen 
heute zugleich mit meinen herzlichen Glückwünschen den 
aufrichtigen Dank für alles aussprechen zu können, was mir 
Ihr Blatt in den zwei Jahrzehnten seines Bestandes geboten 
hat. 
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Regierungsrat HERMANN DERI, leitender Verwaltungs- 
rat der Russisch-österreichischen Warenkredit А. G., 
Wien. 


Als der „Österreichische Volkswirt“ gegründet wurde, war 
er eine Notwendigkeit und doch kann ich nicht leugnen, daß 
ich an die Entwicklung der Zeitschrift in Österreich nicht 
recht glaubte. Nun ist der „Volkswirt“ zwanzig Jahre ай 
und hat nicht nur verstanden, den verhältnismäßig engen 
Kreis der Fachleute im Wirtschaftsleben, an die er sich be- 
sonders wendet, als Leser zu erhalten, sondern ist über diesen 
Rahmen hinaus sowohl dem Geschäftsmann und dem Finanz- 
mann wie auch dem Politiker richtunggebend geworden. Die- 
ser Erfolg liegt nicht allein in der theoretischen Gründlich- 
keit, mit der alle Fragen behandelt werden, sondern auch 
in der unbeeinflußten und unabhängigen Meinungsäußerung, 
deren Aufrichtigkeit niemand bezweifeln kann. Darum wer- 
den alle Wirtschaftskreise des Geburtstages des „Volkswirts“ 
mit Dankbarkeit gedenken und nur wünschen und hoffen, 
daß er weiter so bleibe. 


Dr, KARL DEVCIC-SIEGWARDEIN, Generalsekretär des 
allgemeinen deutschen Textilverbandes, 
Reichenberg. 


Sie können mit um so größerer Befriedigung auf die 
zwei Jahrzehnte zurückblicken, als Sie während dieser Zeit 
immer an den Grundsätzen der strengsten Unparteilichkeit 
und Lauterkeit Ihres Urteils festgehalten haben. Deshalb 
war und ist der „Österreichische Volkswirt“ eine der besten 
Quellen der Information und Beratung für alle diejenigen, 
welche im wirtschaftlichen Leben tätig sind, und sein Ruf 


als solche reicht mit Fug und Recht weit über Österreich und 
die Nachfolgestaaten hinaus, wenn auch seine Spalten vor 
allem ihnen gewidmet sind. Mein Wunsch wäre es, daß es auch 
in Hinkunft so bleiben möge. 


Dr. ANTON EBER, Präsident der Ungarischen Volkswirt- 
schaftlichen Gesellschaft, 
Budapest. 


Während der langen Zeit von zwanzig Jahren war ich 
stets ein eifriger Leser Ihrer hochgeschätzten Zeitschrift und 
habe stets mit Bewunderung. gesehen, wie sehr es der Re- 
daktion gelungen ist, den Lesern stets Interessantes und Lehr- 
reiches zu bieten und sowohl in wissenschaftlicher Beziehung, 
als auch in praktischer wirtschaftspolitischer Hinsicht so Be- 
deutendes zu leisten, daß der „Volkswirt“ sowohl dem Wirt- 
schaftstheoretiker als auch dem. praktischen Nationalökono- 
men unschätzbare Dienste leistet. Mit aufrichtigem Dank für 
all die Bereicherung der Kenntnisse anf volkswirtschaft- 
lichem Gebiet und all den Genuß, den Ihre mit der größten 
Objektivität ‘gehaltenen Aufsätze und Mitteilungen bieten, 
kann ich nicht umhin, Ihnen anläßlich. Ihres schönen Ju- 
biläums meine herzlichsten Glückwünsche auszusprechen, mit 
dem aufrichtigen Wunsche, daß es Ihnen noch durch lange 
Jahre hindurch vergönnt sei, Ihre ganz hervorragende Zeit- 
schrift zum Vorteile und Genusse Ihrer Leser auf dem bisheri- 
gen unvergleichlich hohen Nivean weiterzuführen. 
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Reichstagsabgeordneter ANTON ERKELENZ, Vorsitzender 
des Parteivorstandes der Deutschen Demokratischen Partei, 
Berlin. 
Das Jubiläum, das der „Österreichische Volkswirt“ feiert, 
gibt Gelegenheit, ein Bekenntnis zur großdeutschen Schicksals- 
gemeinschaft abzulegen. Auf dem gemeinsamen Boden deut- 
schen Volkstums und deutscher Kultur ein geschlossenes Reich 
zu errichten, bleibt das oberste Ziel nationaler deutscher 
Politik. Dankbar stellen wir fest, daß der „Österreichische 
Volkswirt“ sich mit Klugheit und Eifer in den Dienst dieser 
Aufgabe gestellt hat. Über die Behandlung wirtschaftlicher 
Fragen hinaus. widmet er sich kritisch und aufbauend der 
Förderung des deutschen Nationalstaatsgedankens. Mit aus- 
gezeichneter Klarheit und Kenntnis trägt er, immer lehrreich 
und aufschließend, zur Erkenntnis der Probleme deutschöster- 
reichischer Wirtschaft bei. Ich wünsche dem „Österreichischen 
Volkswirt“ weiter Glück und Erfolg, und hoffe, daß er nack 
ferneren zwanzig Jahren schon auf lange Wirksamkeit ds 
großdeutscher Volkswirt hinblicken kann. 
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Generalsekretär Dr. RUDOLF FERNEGG, Arbeitgeberhaupt- 
stelle des deutschen Hauptverbandes der Industrie, 
Reichenberg. 


Als langjähriger Leser des „Österreichischen Volkswirt“ 
— ich habe ihn bereits auf der Hochschule mit viel Vergnügen 
regelmäßig studiert — kann ich erklären, daß ich aus ihm 
mich jederzeit rasch und gründlich über alle wichtigen Er- 
eignisse in der Wirtschaft und Politik des In- und Auslandes 
unterrichten konnte. Bei aller Deutlichkeit in der Ausdrucks- 
weise bemüht sich die Zeitschrift sichtlich, über den Parteien 
zu stehen. Ich glaube daher, daß besonders jedermann, der in 
Wirtschaftsfragen arbeitet, im „Österreichischen Volkswirt“ 
eine wertvolle Unterstützung seiner Tätigkeit findet. 
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ALEXANDER FLEISSIG, Vizepräsident-Generaldirektor der 
Britisch-Ungarischen Bank A. G., | 
Budapest, 

Eines der mächtigsten Hilfsmittel für die Bank- und Fi- 
nanzwelt im besonderen, aber vielleicht auch für die gesamte 
Volkswirtschaft ist eine entsprechende Fachpresse, die das 
volkswirischaftlich ungenügend gebildete große Publikum 
über alle Ereignisse informiert und durch objektive, klar 
verständliche Berichterstattung den so sehr notwendigen Kon- 
takt zwischen den Unternehmungen und den breiten Schich- 
ten der Bevölkerung herstellt. Es gibt leider nur sehr wenige 
Fachblätter, die der Anforderung entsprechen, ohne Eigen- 
nutz und ohne Sensationslust die volkswirtschaftlichen Er- 
eignisse nur so weit ins Licht der Öffentlichkeit zu rücken, 
als es den Interessen des großen Publikums entspricht, ohne 
aber der Sache selbst zu schaden. Genau beurteilen zu kön- 
nen, wann und wie weit die Diskrethaltung großen Inter- 
essen entspricht oder nur kleinlichen Interessen dienen will, 
das ist eben dasjenige, was nur ganz hervorragend gebildete 
Fachjournalisten, die auch auf hoher moralischer Stufe ste- 
hen, richtig zu beurteilen fähig und willens sind. 


Der „Österreichische Volkswirt“ gehört zu jenen wenigen 
Fachblättern, die in dem überwiegenden Teil der Fälle mit 
ausgezeichnetem Instinkt das Richtige treffen, und auch in den 
wenigen Fällen, wo man vielleicht anderer Meinung sein 
könnte, ist dem „Österreichischen Volkswirt“ der gute Glaube 
und die beste Absicht in keinem Falle abzusprechen. Jedes 
einzelne Mitglied der Volkswirtschaft ist einem solchen Blatte 
zu aufrichtigem Danke verpflichtet und es ist im allgemeinen 
Interesse sehr wünschenswert, daß der „Österreichische Volks- 
wirt“ seine weiteren Jubiläen unter der gleichen bewährten, 
ausgezeichneten Führung begehen möge. 
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Dr. VIKTOR GRAETZ, Vizepräsident der Steyrermühl A. G., 
Wien. 

Ich lese Ihre Zeitschrift seit der ersten Nummer sehr genan 
und weiß wohl zu beurteilen, wieviel Nachdenken, welcher 
Fleiß, welche Energie, welche Unverdrossenheit in den zwan- 
zig Jahrgängen verkörpert sind. Daß es Ihnen gelungen ist, 
Ihrer Zeitschrift beträchtliche Geltung zu verschaffen und zu 
erhalten — eine Wochenschrift wie die Ihre darf in gewissem 
Ausmaße ihre Leser wägen und braucht sie nicht zu zählen 
— ist Ihr persönliches Verdienst. War es im alten Österreich 
sehr schwer, Leser und Mitarbeiter für eine ernste wirtschaft- 
liche Wochenschrift zu finden, im neuen Österreich ist es 
noch schwerer, da die Kleinheit der Verhältnisse und die 
seelische Beklemmung, unter der gar viele leiden, der Wirk- 
lichkeit entfremden. Der beste Beweis dafür, daß der „Öster- 
reichische Volkswirt“ einem Bedürfnis entspricht, liegt darin, 
daß er den Umsturz überlebt hat. 

Daß Sie es verstanden haben, einen großen Leserkreis zu 
erwerben und zu erhalten, sagt natürlich nicht, daß Ihre 
Leser Ihre Anschauungen ganz oder nur überwiegend teilen. 
Durchaus nicht. Selbst wenn man die Kriegs- und die Infla- 
tionsjahre streicht, gar oft hat der „Österreichische V olks- 
wirt“ meinen lebhaften Widerspruch hervorgerufen; ich er- 
wähne nur Ihre begeisterte Anhängerschaft an die Knappsche 
Geldtheorie. Und auch in den letzten Jahren kann ich Ihre 
Meinungen und Urteile sehr oft nicht teilen. Das hindert na- 
türlich nicht die hohe Wertschätzung Ihrer persönlichen Lei- 
stung. Gerade der Journalist, der dem Tage und den Tages- 
fragen dienen will und muß, kann gar oft der Gefahr nicht 
entgehen, unbewußt auch seine Maßstäbe dem Urteil und 
Vorurteil des Tages zu entnehmen. Der „Alleingänger“ sucht 
sich bekanntlich gern seine eigenen Wege und findet manch- 
mal sonderbare Weggenossen. Ihre kritische Einstellung zu 
den Fragen des Wirtschaftslebens und der Wirtschaftspolitik 
verleitet sicher oft, ex cathedra zu urteilen und gegen die 
Männer der Praxis ungerecht zu sein. Wort und Tat sind ja 
selten einig. Der militante Journalist überspringt leicht die 
Grenze zwischen Kritiker, Ankläger und Richter. Wie Sie 
auch aus meinem Briefe ersehen, ist es viel leichter zu kriti- 
sieren als besser zu machen. 

Ich fürchte sehr, ich habe das Recht der freien Meinungs- 
äußerung beinahe mißbraucht. Ihr großes Verdienst ist es un- 
bestreitbar, die Fragen des österreichischen Wirtschaftslebens 
einem weiten Kreise begreiflich zu machen und auch die 
wirtschaftlichen und politischen Probleme der großen Welt 
dem österreichischen Leser näherzubringen. Ihre Wochen- 
schrift ist eine wichtige Ergänzung der großen österreichischen 
Tagespresse. Ich werde den „Volkswirt“ auch in Zukunft 
lesen und auch in Zukunft vielfach anderer Meinung sein; 


aber ich werde ihn lesen. 


Amerikanischer Handelsattach€ Н. LAWRENCE GROVES, 
Wien. 

Anläßlich des zojährigen Jubiläums des „Österreichischen 
Volkswirtes“ erlaube ich mir, Ihnen zu dem großen Erfolge 
Ihrer Zeitschrift meine besten Glückwünsche auszusprechen. 
Die klare und präzise Art, in welcher die wichtigsten wirt- 
schaftlichen Tagesfragen erörtert werden, hat auf mich großen 
Eindruck gemacht, ebenso Ihr freies Urteil und die Unabhän- 
gigkeit Ihrer Meinungsäußerungen. Empfangen Sie bitte meine 


besten Wünsche für das fernere Gedeihen Ihres sehr geschätz- 
ten Blattes und für eine ständige Erweiterung seines Leser- 


kreises. 


Dr. techn. et mont. h. с. GEORG GÜNTHER, Präsident der 


Verwaltungskommission Österreichischer Bundesbahnen. 


Zwanzig Jahre lese ich nun Ihren Volkswirt und länger 
noch stehe ich mit Ihnen in persönlichem Kontakt. Ich er- 
greife diesen Anlaß, um Ihnen zu sagen, daß mir die Lektüre 
dieses volkswirtschaftlichen Wegweisers jederzeit vollen Genuß 
bereitet hat und daß er wesentlich zu meiner Information über 
alle wirtschaftlichen Fragen besonders Österreichs beigetragen 
hat. Nicht immer gingen unsere Anschauungen parallel, und zu 
wiederholtenmalen haben wir unsere gegensätzliche Auffassung 
zum Gegenstand längerer Diskussion gemacht. Immer aber 
hatte ich das Gefühl, daß Ihre Äußerungen ehrlicher Über- 
zeugung entsprangen und mannhaftem Eintreten für Ihre 
Ideen, was ich Ihnen hoch anrechne. 

So betrachte ich den „Volkswirt“ als ein ganz vorzüg- 
liches Informationsblatt für wirtschaftliche Fragen und gebe 
meiner aufrichtigen Hoffnung Ausdruck, daß es Ihnen noch 
lange vergönnt sein möge, in voller Frische der Herausgabe 
desselben sich zu widmen. 


Dr. WILHELM HECKE, Hofrat i. R., 
Wien. 

Es drängt mich, von meinem Standpunkte als Obmannstell- 
vertreter des Vereines zur Pflege der deutschen Sprache in 
Wien, meine besondere Befriedigung darüber auszudrücken, 
daß der „Österreichische Volkswirt“ sich durch eine so gute 
und reine deutsche Sprache auszeichnet, wie sie namentlich 
auf dem Gebiete der Volkswirtschaft, selbst bei Gelehrten und 
Hochschullehrern, nicht oft zu finden ist, schon gar selten bei 
den Tagesblättern. Wenn doch alle einflußreichen Mitglieder 
hoher Behörden und gesetzgebender Körperschaften davon 
lernen wollten, so wie sie es auch von dem sachlichen Inhalte 
der Zeitschrift tun sollten! 


Dr. ROLAND у. HEGEDÜS, gewesener Finanzminister Un- 
garns, Präsident der Vereinigung der Sparkassen und Ban- 
ken, 

Budapest. 
Als einer der eifrigsten Leser finde ich zwar oft die Aus- 
führungen des „Österreichischen Volkswirts“ zu pedantisch 

und theoretisch. Ich finde aber dennoch in Ihren Heften im- 

mer ein großes Material von Daten und Gedanken. Ich darf 


erwähnen, daß, als ich im Dezember 1920 im ungarischen 
Parlament als Finanzminister meinen Finanzplan entwickelte, 
der „Österreichische Volkswirt“ eine der ersten ausländischen 
Zeitschriften war, der mich sehr scharf angegriffen hat. Den- 
noch habe ich Ihnen damals inmitten meiner schwierigsten 
Regierungsverordnungen eine ausführliche Polemik geliefert, 
um zu zeigen, welches Gewicht ich darauf lege, daß das wei- 
tere deutschsprechende Ausland die ungarischen Finanzen 
auch in der Beleuchtung des „Österreichischen Volkswirts“ 
richtig sehe. 

Als Präsident der Vereinigung der Sparkassen und Banken 
glaube ich, daß die Ziele, die sich der „Österreichische Volks- 
wirt“ gesetzt hat, eigentlich mitteleuropäische Wirtschafts- 
ziele sind. Und gerade Ungarn, das vom Weltkrieg und vom 
friedlosen Frieden so fürchterlich und so unschuldig gemartert 
wurde, hat das größte Interesse daran, daß die materielle 
Wohlfahrt seiner Nachbarn gehoben werde. Denn nur wenn 
Mitteleuropa sich wieder aufrafft, wird die Zeit kommen, 
da die politischen Gedanken sich ändern und einer größeren 
Liberalität und Humanität Platz machen. 


SF Æ lan an „. 
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Direktor ALFRED HEINSHEIMER, Wiener Bank-Verein. 


Der „Österreichische Volkswirt“ ist nicht nur ein treuer 
Chronist des wirtschaftlichen Geschehens, sondern trägt durch 
seine vorzüglichen und außerordentlich instruktiven Artikel 
sehr viel zum richtigen Verständnis der ökonomischen Zu- 
sammenhänge bei. Jede Nummer ist interessant, lichtvoll und 
einprägsam geschrieben und wird dadurch zum willkommenen 
Führer und Lehrer auch für den sachkundigen Leserkreis. Das 
Streben nach strenger Sachlichkeit und Objektivität hat im 
Verein mit der wirtschaftlichen Bedentung dieser Zeitschrift 
diese weit über die Grenzen Österreichs hinaus bekannt und 
geschätzt gemacht. Die Lektüre des „Österreichischen Volks- 
wirts“ ist nicht nur für die Bankkreise von Interesse und 
Wichtigkeit, sondern auch für alle wirtschaftlichen und poli- 
tischen Kreise des In- und Auslandes, die den wirtschaftlichen 
Vorgängen Österreichs und der Nachfolgestaaten ihr Augen- 
merk schenken. 


Dr. EUGEN HERZ, Kommerzieller Direktor der Oster- 
reichisch-Alpine Montan Gesellschaft, 
Wien. 

Zwanzig Jahre ist es, daß ich zu den regelmäßigen Lesern 
Ihres Blattes und zu seinen aufrichtigen Schätzern zähle. Wenn 
es auch wiederholt Fragen gegeben haben mag, in welchen ich 
Ihrer Auffassung nicht im vollen Ausmaß beipflichten konnte, 
so habe ich doch immer die Objektivität bewundern müssen, 
mit der Sie auf Grund Ihres profunden Wissens und Ihres 
streng sachlichen und unbeeinflußbaren Urteils die Ereignungen 
unseres Wirtschaftslebens zu behandeln wußten. Ich verdanke 
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dem „Österreichischen Volkswirt“ nicht bloß eine umfassende 
Information, sondern eine Fülle von Sonderanregungen, Ihnen 
persönlich aber zahlreiche interessante Plauderstunden. 
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Dr. FRANT. HODÄG, Generalsekretär des Verbandes der 
tschechoslowakischen Industrie, 
Prag. 

‚ 2и dem zwanzigjährigen Bestande Ihrer geschätzten 
Zeitschrift kann ich Sie nur herzlichst beglückwünschen. Wenn 
ich auch, wie es ja natürlich ist, nicht alle Ansichten, die 
Ihre geschätzte Zeitschrift vertritt, teilen kann, muß ich auf- 
richtig Ihr Bestreben um kritische und objektive Beurteilung 
der Tatsachen anerkennen. Diese Sachlichkeit hat Ihrer Zeit- 
schrift einen festen Platz in den Reihen der europäischen 
Wirtschaftsjournalistik errungen. Ich wünsche Ihnen auch 
für die künftigen Dezennien, daß Ihrer Zeitschrift dieser 
Ruf erhalten werde. 


ERNST KAHN, Ges. d. Fa. Lazard Speyer-Ellissen, 
Frankfurt am Main. 

Ich versuche im folgenden die wesentlichen Eindrücke, 
die ich immer beim Lesen des „Österreichischen Volkswirts“ 
gehabt habe, zu formulieren: Die überragendste Leistung 
stellten seit jeher die Bilanzbesprechungen dar, wie sie in 
einem so frühen Zeitpunkt m. E. von keiner anderen Zeit- 
schrift geliefert wurden. Diese Bilanzbesprechungen, welche 
vor 1914 doch fast ausschließlich Unternehmungen auf dem 
Gebiet des damaligen Österreich-Ungarns umfaßten, haben in 
ihrer Gründlichkeit nichts verloren, obwohl seitdem dies Ge- 

‚et an sieben verschiedene Staaten gekommen ist. Man kann 

wohl sagen, daß der „Österreichische Volkswirt“ hiedurch 
sehr wichtige Pionierarbeit hinsichtlich der österreichischen 
Börsen geleistet hat und noch heute leistet. 

Auch sonst ist mir immer die übersichtliche Einteilung 
der einzelnen Exemplare angenehm aufgefallen. Und zum 
Schluß — last, not least — ist der „Österreichische Volks- 
wirt“ der vornehmsten Pflicht der Presse — der unbedingten 
Objektivität — immer in vorbildlicher Weise gerecht gewor- 
den. Gerade dies war vielleicht bei den folgenschweren Er- 
eignissen, von denen Österreich-Ungarn in dieser Periode be- 


troffen wurde, eine der schwersten Aufgaben. 


Generalsekretär des Deutschen Hauptverbandes der Industrie, 
Dr. JOSEF KISLINGER, 
Prag. 

Zwanzig Jahre Wiener volkswirtschaftliche Zeitschrift. 
Eine Fülle von Gedanken und neuartigen Entwicklungen Фе- 
stürmt uns. Der größte Teil der Lebensdauer in Kampf, Ver- 
wirrung, Umschichtung und Umsturz. In allen diesen Zeiten 
stand der „Österreichische Volkswirt“ als treuer Ratgeber, 
zielsicherer Begleiter und Wegweiser auf der hohen Warte 
objektiver Kritik und sachlichen Urteils. Den Gesamtstoff 
von Politik und Wirtschaft umfassend, hat er uns über пене- 
stes Geschehen stets auf dem laufenden gehalten. Er tat dies so 
gründlich und gut, daß man manchmal auf Eigengedanken 
verzichten mochte. Darum ist er uns unentbehrlicher Freund 
geworden, den wir herzlichst beglückwünschen, 
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CARL KOSTKA, т. Sekretär der Handelskammer, 
Reichenberg. 

Der „Österreichische Volkswirt“, der, wie ich gern höre, 
in Kürze seinen zojährigen Bestand feiert, war die beste 
volkswirtschaftliche Wochenschrift im alten Österreich und 
ist es auch in der Republik Österreich geblieben. Ihre Be- 
deutung reicht aber heute weit über das Gebiet hinaus, das 
sie durch ihren Namen bezeichnet; die objektive Beurteilung 
wirtschaftlicher Entwicklung, welche sich diese Zeitschrift 
immer als Grundsatz gestellt hat, das Betonen wirklich de- 
mokratischer und. freiheitlicher Anschauungen und nicht zu- 
letzt die stete Hervorhebung der wirtschaftlichen Zusammen- 
hänge in den mitteleuropäischen Ländern durch die ausge- 
zeichneten Mitarbeiter werden dem „Österreichischen Volks- 
wirt“ gewiß auch für die weitere Zukunft die Anerkennung 
und Verbreitung in den weitesten Kreisen der wirtschaftlich 
modern Denkenden in Mitteleuropa sichern. Ich wünsche 
dies herzlichst. 
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Niederösterreichische Escompte-Gesellschaft, Präsident 
MAXIME KRASSNY-KRASSIEN, 
Wien. 

Der „Österreichische Volkswirt“ hat sich während der 
zwei Dezennien seines Bestandes unter Ihrer so überaus bewähr- 
ten Führung stets bestrebt, durch eine sachliche Besprechung 
und offene Kritik aller mit der Wirtschaft zusammenhängen- 
den Fragen den Interessen der Gesamtheit zu dienen. Diese 
Aufgabe haben Sie, sehr verehrter Herr Chefredakteur, in 
hingebungsvoller Weise zu erfüllen verstanden und weite 


Kreise der In- und Auslandes verfolgen mit Interesse Ihre 
wertvolle publizistische Tätigkeit, zumal es Ihnen stets geglückt 
ist, im Rahmen eines vornehmen Stils und in tiefgründiger 
Behandlungsform Ihren Artikeln eine populäre, den weitesten 
Kreisen verständliche und anziehende Fassung zu geben. 

Was Ihnen jedoch, sehr verehrter Herr Chefredakteur, 
besonders hoch anzurechnen ist, möchte ich aus eigener Erfah- 
rung bei dieser Gelegenheit hervorheben. Sie hatten stets den 
Mut, bei der Beurteilung von Ereignissen, bei welchen sich Ihr 
Standpunkt nachträglich als irrig erwies, eine Korrektur Ihrer 
Auffassung vorzunehmen und sie der Öffentlichkeit rück- 
haltlos bekanntzugeben. 

Ich wünsche Ihnen auch für Ihr ferneres Wirken als wirt- 
schaftlicher Publizist den gleichen Erfolg, der Ihrer bisherigen 
aufopfernden und selbstlosen Arbeit beschieden war. 

Indem ich Sie nochmals zu dem Jubiläum der einzig und 
allein auf Ihrer Persönlichkeit aufgebauten, allenthalben so an- 
gesehenen Zeitschrift wärmstens _beglückwünsche, zeichne ich 


Dr. E. KUGLER, Chefarzt im Sanatorium Gmunden, 
Gmunden. 

Sie feiern ein zwanzigjähriges Jubiläum; für mich ist 
es leider kaum die Hälfte der Zeit, die mir durch das Lesen 
des „Volkswirtes“ bereichert wurde. Ich will aber doch Ihnen 
und Ihrem früheren Mitarbeiter, Dr. Gustav Stolper, aus- 
drücklich für diese Jahre danken, in denen Sie immer wieder 
in dem Wirrsal der Tagesereignisse in kurzen Worten die 
geschichtliche Linie ziehen und zwischen den widerstreitenden 
Interessen von Welt und Volk, von Landwirtschaft und In- 
dustrien, von Arbeitgebern und Arbeitnehmern den rechten 
Weg gewiesen haben. 


Senator JUDr. E. LEDEBUR-WICHELN, 
Kremusch. 

Auf Ihre Anfrage teile ich Ihnen gerne mit, daß ich den 
„Österreichischen Volkswirt“ für eine äußerst wertvolle, die 
wirtschaftlichen Verhältnisse Österreichs in sachlicher und 
umfassender Weise behandelnde Zeitschrift halte. Auch die 
im „Österreichischen Volkswirt“ enthaltenen, den Nachfolge- 
staaten und der allgemeinen wirtschaftlichen Lage Europas 
gewidmeten Abhandlungen sind geeignet, weitgehende Auf- 


merkamkeit zu erwecken. 
Ich bin der Ansicht, daß sich der „Österreichische Volks- 


wirt“ in allen wirtschaftlich interessierten Kreisen eine gute 
Position geschaffen hat. 


Dr. EMIL LEDERER, Professor der Universität, 
Heidelberg. 


Erlauben Sie, daß ich Sie noch nachträglich aufs herz- 
lichste zu dem 20. Geburtstage Ihrer Zeitschrift beglück- 
wünsche, deren ausgezeichnete Qualität und absolute Objek- 
tivität den „Volkswirt“ für jeden Leser, besonders im 
Auslande, zu einer glänzenden Informationsquelle machen. 
Daß Sie gelegentlich durch scharfe Pointierung zum Wider- 
spruch reizen und dadurch den regelmäßigen Leser veranlassen, 
sich selbst ein Urteil zu bilden, ist ein weiterer Vorteil, den 
gerade ich am wenigsten missen möchte. 


Ara, 


THEODOR LIEBIEG, Präsident des allgemeinen deutschen 
Textilverbandes, 
Reichenberg. 

Von den zwanzig Jahren, auf welche Sie in Bälde 
zurückblicken können, fallen nahezu drei Viertel in den Krieg 
und die große Umwälzungsperiode, die er hervorgerufen 
hat und die noch immer nicht ganz abgeschlossen erscheint. 
Es haben sich in dieser Zeit eine ungeheure Menge der schwer- 
sten wirtschaftspolitischen Fragen, oft von der größten Trag- 
weite ergeben. In allen diesen Fragen, für deren Lösung es 
keine Tradition, kein Beispiel gab, hat der „Österreichische 
Volkswirt“ nicht nur seine Meinung als Berufener geäußert, 
sondern meist damit das Richtige getroffen. Sehr zum 
Schaden der Sache ist sie leider nicht immer genügend be- 
achtet worden. Was aber das Wichtigste ist, er hat nicht 
bloß Kritik geübt, sondern er hat auch gezeigt, wie Ge- 
schehnisse und Zustände genützt, in ihren schädlichen Wir- 
kungen abgeschwächt, wie sie gebessert werden könnten. 
Er hat mit einem Wort immer positive Aufbauarbeit 
zu leisten gesucht und das ist das besondere Verdienst, das 
ich ihm hoch anrechne. Ich glaube, daß diese Art der Behand- 
lung der auch jetzt noch fortwährend auftauchenden welt- 
wirtschaftlichen und mitteleuropäischen Probleme die 
sicherste Gewähr bietet für den aufrechten Bestand Ihrer 
von mir hoch geschätzten Zeitschrift weit über das 
zwanzigste Bestandsjahr hinaus, zu dessen Feier ich Sie herz- 
lichst beglückwünsche. 


HANS LOEWENRELD-RUSS, Staatssekretär а. D., 
Wien. 

Als Ihr Blatt zum erstenmal erschien, war ich ein junger 
Ministerialsekretär im Handelsministerium — heute, da meine 
Tätigkeit im öffentlichen Dienste längst abgeschlossen ist, 
stehen, als ehrenvolles Zeugnis einer bewundernswerten Lebens- 
arbeit, die zwanzig stattlichen Doppelbände Ihres Blattes in 
meiner Bibliothek und ich konstatiere gerne, daß ich aus ihnen 
stets Belehrung und Information geschöpft habe. Gerade in 
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der heutigen Zeit, da Menschen und Dinge nur durch die 
Parteibrille betrachtet und beurteilt zu werden pflegen, ist 
die unabhängige und unbeeinflußbare Meinungsäußerung, wie 
sie іп Ihrem Blatte zum Ausdruck kommt, für alle jene, die 
sich mit wirtschaftlichen Dingen befassen, doppelt wertvoll. 
Mit besonderem Vergnügen erinnere ich mich des wiederholten 
persönlichen Kontakts mit Ihnen, verehrter Herr, aus dem ich 
zwar wiederholt kritische, aber eben deshalb wertvolle und 
dankenswerte Anregungen empfangen habe. 


Tee 
Weg 
~ 


Dr. HANS MAYER, o. ö. Professor der Universität 


Wien. 

Wie hoch die Arbeit, die Ihre Zeitschrift in diesen zwei 
Dezennien im Interesse der gesamten österreichischen Volks- 
wirtschaft geleistet hat, eingeschätzt wird, das erhellt am deut- 
lichsten daraus, daß der „Österreichische Volkswirt“ für jeden, 
der sich als Praktiker mit Wirtschaftsfragen zu befassen hat, 
für den Unternehmer ebenso wie für den öffentlichen Beamten 
und jeden, der an der Wirtschaftsgesetzgebung mitzuwirken 
berufen ist, längst zum unentbehrlichen Berater geworden ist. 
Ich möchte Ihnen aber besonders zum Ausdrucke bringen, wie 
überaus wertvoll der „Österreichische Volkswirt“ auch für die 
wirtschaftswissenschaftliche Forschung 
geworden ist. Die Gewissenhaftigkeit und Treue, mit der alle 
durch den tatsächlichen Entwicklungsgang anfgeworfenen 
Fragen auf den verschiedenen Gebieten der Volkswirtschaft 
fortlaufend in den Rahmen der Berichte und Erörterungen mit- 
einbezogen werden, die klare und gründliche Sachlichkeit, mit 
der dank der politischen Unabhängigkeit der Zeitschrift und 
ihrer hervorragenden Mitarbeiter die Probleme behandelt wer- 
den, die weitreichenden Gesichtspunkte, von denen aus die 


lichen Standpunkt aus mit der Wirtschaft befaßt, zu einer Art 
Anschauungsunterricht, wie er kaum auf anderem Wege ge- 
boten werden könnte. Seit vielen Jahren empfehle ich denn 
auch den Universitätsstudenten, die nach gründlicher allgemein- 
theoretischer Ausbildung sich der Bearbeitung eines speziellen 


Prob ems zuwenden wollen, das Studium des „Österreichischen 
Volkswirts“. (Ich lege 


darin ein gesundes K 
gekommenen Wirtschafts- 
„Philosophien“ und Begriffsdichtungen sehe, die den Weg zur 
Erkenntnis der wirtschaftlichen Wirklichkeit versperren.) Für 
die Erkenntnis der Entwicklung der Österreichischen Volks- 
wirtschaft in den letzten 20 Jahren kommt Ihrer Zeitschrift 
zweifellos der Rang eines der bedeutsamsten Quellenwerke zu. 

enn ich noch einen Wunsch äußern soll, so wäre es der, 
daß den Problemen der Landwirtschaft und den Verhältnissen 
des Arbeitsmarktes eine ausführlichere Behandlung zuteil 
werden könnte. Ferner schiene es mir von Vorteil, wenn die 
Zahl der Beiträge hervorragender Wirtschaftstheoretiker — 
ich denke hier an die Artikel des Herausgebers, Dr. Stolpers, 
Dr. С. Landauer, der Professoren Schumpeter, Lederer, Wil- 
brandt, Palyis, des Hofrat Hertz, des Dr. Е. A. Hayek, Otto 
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Conrad und Dr. Morgenstern — vermehrt würde und durch 
Ausbau des Abschnittes „Buchbesprechungen“ die Leser näher 
mit dem Inhalt wirtschaftstheoretischer Arbeiten bekannt- 
gemacht würden. Es wäre ein gar nicht zu unterschätzender 
Erfolg, wenn es dem „Österreichischen Volkswirt“ gelänge, 
die zahlreichen heute noch bestehenden Mißverständnisse 
zwischen „Praktikern“ und „Theoretikern“ des Wirtschafts- 
lebens zu beseitigen oder doch zu mindern und zu verhindern, 
daß auch fernerhin beide — wie es die letzte Tagung des 
„Vereins für Sozialpolitik“ wieder sinnfällig zeigte — an- 


einander vorbeireden. 
7 e Mor, 


Abgeordneter Dr. WILHELM MEDINGER, 
Klein-Skal. 

Auf Ihre freundliche Frage nach meinem Urteil über 
den „Österreichischen Volkswirt“ erkläre ich Ihnen mit Ver- 
gnügen, daß ich diese Zeitschrift für ungemein reichhaltig, 
geschickt redigiert und anregend halte. Sie bietet sowohl in 
politischer wie in wirtschaftlicher Hinsicht einen wertvollen 
Überblick über die aktuellen Ereignisse und befaßt sich auch 
wissenschaftlich mit allen nationalökonomischen Problemen 
unserer Zeit. 


Dr. OTTO MÜLLER-MARTINI, Sektionschef a. D., 


Lex Wien. 


Ich will mich nicht als „alten Leser“ des „Volkswirt“ 
rühmen, obwohl ich es wirklich bin, noch würde mir die Tat- 
sache, daß wir uns länger als 2о Jahre kennen, bemerkenswert 
genug erscheinen, um Ihnen an diesem Tage zu schreiben. 
Wohl aber sind diese Zeilen veranlaßt durch die herzliche 
Sympathie, die ich für Ihre menschliche Persönlichkeit empfin- 
de, und durch die bewundernde Hochachtung, die ich Ihrem 
journalistischen Wirken entgegenbringe. Wie manchesmal sind 
Sie zu mir gekommen, um irgend eine konkrete Angelegenheit 
meines damaligen Wirkungskreises mit mir zu besprechen, und 
aus den wenigen Minuten, die wir beide für das Gespräch 
präliminiert hatten, sind Stunden geworden, weil das Gespräch 
rasch ins allgemeine ging, sei es in der Richtung der Politik 
oder der Kunst. Und immer waren diese Stunden für mich 
ein Gewinn. 

Ibr Blatt aber ist für mich eine Quelle der Freude und 
Genugtuung insofern, als ich darin fast jeden Samstag das, 
was ich selbst mir in aller Stille während der Woche über 
unsere Zustände gedacht habe, ausgesprochen finde. Damit 
will ich sagen, daß mir gerade die politische Haltung Ihres 
Blattes das liebste an ihm ist. Die Unerschrockenheit und die 
Gerechtigkeit, mit der Sie das, was bei uns Politik heißt, 
beurteilen, der Mut und die Aufrechtheit, die Sie auch aner- 
kannten Götzen gegenüber bewahren, freuen mich; sie sind in 
manchem Fall der letzten Jahre einzig gewesen. Und eigent- 
lich freut es mich um so mehr, Ihrer politischen Haltung voll- 
kommen zustimmen zu können, als wir au fond ganz verschie- 
dener politischer Grundanschauungen sind. Alles, was ich hier 
an Schaudervollem, an Groteskem, an Lächerlichem sehe, 


bestärkt mich in meiner und ich bewundere Sie, daß Sie der 
Ihrigen noch treu bleiben können. I am not whig not tory That 
is my sorry story — in einer Zeit, da wir rein parteimäßige Ge- 
sinnung in allen Fragen von den höchsten Stellen allein selig 
preisen hören, eine Donquichotteriel Aber mich dünkt, bis zu 
einem gewissen Grade darf ich Sie als einen Bruder in dieser 
unzeitgemäßen Sonderbarkeit begrüßen. 


о, 


Credit- 


NEURATH, Österreichische 
Anstalt für Handel und Gewerbe, 


Direktor LUDWIG 


Wien. 


Ich lese Ihr geschätztes Blatt seit seinem Bestehen und 
kenne Ihren Herausgeber seit Jahrzehnten. 

Ich erinnere mich gern der Zeit, als ich den Letzteren 
über die Vorfälle im seinerzeit bestandenen Österr-Ung. Pe- 
troleum-Kartell informierte. Es gab damals kaum einen zwei- 
ten Journalisten, welcher die ungehener komplizierte Materie 
so wie er beherrschte, der mit gleicher Gründlichkeit und 
Objektivität die verworrensten Fäden bloßlegte und kritisch 
beleuchtete. Und diese Gründlichkeit und Objektivität bildet 
auch heute die charakteristische Eigenschaft Ihres geschätzten 
Blattes. Wenn ich auch nicht immer mit dem Standpunkte 
Ihres Blattes, insbesondere іп innerpolitischen und Stener- 
fragen übereinstimmte, so mußte ich doch stets anerkennen, 
daß die Haltung Ihres Blattes aus einer tiefen subjektiven 
Überzeugung floß. Besonders hoch einzuschätzen ist vom 
Gesichtspunkt des Lesers, der im praktischen Leben steht, die 
Vielseitigkeit und die logische Gliederung des Lesestoffes, 
welche Faktoren Ihr Blatt zu einer Art wirtschaftlichen 
Nachschlagewerkes ersten Ranges machen. Der Umstand, daß 
Politik und Wirtschaft nicht nur im Tatsächlichen erfaßt, 
sondern auch kritisch beleuchtet werden, macht Ihre Zeitschrift 
zu einer Art Spiegelbild aller Reflexe des ökonomischen Le- 
bens. Insbesondere die gründliche Durcharbeitung der Bilanzen 
ist für jeden im Wirtschaftsleben Stehenden ein sehr wichtiges 
Hilfsmittel des finanziellen Informationsdienstes geworden. 


CARL v. NOOT, Generaldirektor der Krainischen Industrie- 
Gesellschaft, 
Jesenice. 

Der „Österreichische Volkswirt“, anerkannt eine der 
besten Zeitschriften, ist für jugoslawische Wirtschaftskreise 
von großer Bedeutung. Sachlich und fachlich werden die 
Wirtschaftsfragen Mitteleuropas behandelt und man erhält in 
übersichtlicher Form ein vollständiges Bild der Geschehnisse 
und gleichzeitig wertvolle Fingerzeige. Eine solche Zeitschrift, 
die es sich zur Aufgabe macht, alle wichtigen Vorkommnisse 
auch der Nachfolgestaaten zu behandeln, gewinnt dort den 
doppelten Wert, wo die Wirtschaft erst in der Entwicklung 
steht und wo deshalb derartigen Fragen in der Öffentlichkeit 
noch nicht die notwendige Aufmerksamkeit geschenkt wird. 


Cal v. а 


Der Vorsitzende des Verbandes der deutschen Großgrundbe- 
sitzer in der Tschechoslowakischen Republik, 
ERWEIN GRAF NOSTITZ, 
Prag. 

Ich schätze es an dem „Österreichischen Volkswirt“ be- 
sonders, daß er wöchentlich aus der Überfülle der politischen 
und wirtschaftlichen Ereignisse Europas und auch der außer- 
europäischen Länder jene Ereignisse hervorhebt, neutral ab- 
gestimmt und allseitig beleuchtet darstellt, die von Bedeutung 
sind für die Beurteilung der allgemeinen und besonders politi- 
schen und wirtschaftlichen Lage und deren gegenseitige Wech- 
selwirkung. Neben dieser so schätzenswerten Gesamtübersicht 
beleuchten einzelne Artikel besonders wichtige Ereignisse in 
ihrer tatsächlichen oder zu erwartenden Auswirkung. 

Deshalb möchte ich den „Österreichischen Volkswirt“ ein 
mitteleuropäisches Blatt nennen, das durch seinen Inhalt, 
durch seine Behandlung und Gliederung des Stoffes und die 
Darstellung der wirtschaftlichen und politischen Lage eine 
Zeitschriftentype geschaffen hat, welche dem Londoner 
„Economist“, „Statist“ und „Nation“ an die Seite gestellt 
werden kann. 

Ich wünsche dem „Österreichischen Volkswirt“ weitere 
Erfolge und Fortschritte. 


Be 
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Dr. OTTO PETSCHEK, 
Prag. 
Ich lese den „Volkswirt“ seit seinem Erscheinen und die 
19 Jahrgänge Ihrer Zeitschrift sind mir als wertvolles wirt- 


schaftliches Nachschlagewerk stets zur Hand. 
Der reiche Inhalt Ihrer Zeitschrift, die in sehr glücklicher 


Vereinigung sowohl theoretische Probleme der Volkswirt- 
schaft als auch die aktuellen Fragen aller Wirtschaftszweige 
behandelt, das umfassende Tatsachenmaterial, das der „V olks- 
wirt“ in übersichtlicher und zuverlässiger Bearbeitung bietet, 
desgleichen die mit gründlichster Sachkenntnis geleitete 
Bilanzbeilage machen den „Österreichischen Volkswirt“ gewiß 
allen, die praktisch oder theoretisch am Wirtschaftsleben in- 
teressiert sind, zu einem unentbehrlichen Arbeitsbehelf. 
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Vom Standpunkt der tschechoslowakischen Volkswirt- 
schaft verdient noch besondere Hervorhebung, daß der 
„Österreichische Volkswirt“ seine Leser über die tschecho- 
slowakischen Wirtschaftsverhältnisse und die der anderen 
Nationalstaaten fortlaufend in eingehender Weise informiert 
und daher für ischechoslowakische Wirtschaftsinteressenten 
von maßgebender Bedeutung ist. 


г 


Ing. THEODOR PIERUS, Zentraldirektor der Perlmooser 
Zementfabrik-A. G., 
Wien. 

Ich verfolge seit dem Erscheinen Ihres Blattes allwöchent- 
lich mit großer Aufmerksamkeit Ihre Mitteilungen und Ansich- 
ten über tageswichtige Wirtschaftsfragen. Wenn ich dabei auch 
nicht immer Ihrer Meinung sein konnte, so konnte ich doch 
stets die Unabhängigkeit und Überzengungstrene Ihrer Aus- 
führungen, Ihre V orurteilslosigkeit gegenüber der Meinung an- 
derer und die Wichtigkeit solcher regelmäßiger dem österreichi- 
schen Wirtschaftsleben gewidmeter Besprechungen erkennen. 

Ich habe aus Ihrem Blatte in den vergangenen 20 Jahren 
viele wertvolle Anregungen geschöpft, wofür ich Ihnen bei 
dieser Gelegenheit den besten Dank sage. 


Een 


Dr. BRANKO PLIVERIG, Generaldirektor-Stellvertreter 
der Ersten kroatischen Sparkassa, Präsident des Verbandes 
der Geld- und Versicherungsanstalten des Königreiches der 
Serben, Kroaten und Slowenen, 


Agram. 


Ihrer liebenswürdigen Aufforderung, ich möge anläßlich 
des zwanzigjährigen Bestandes des „Österreichischen Volks- 
wirtes“ meine Meinung über diese Zeitschrift äußern, komme 
ich gerne nach, da ich den „Österreichischen Volkswirt“ 
schon seit Jahren kenne und das Blatt regelmäßig mit großem 
Interesse lese. Es muß hervorgehoben werden, daß der 
„Österreichische Volkswirt“ stets vom Bestreben geleitet war, 
alle mit der Wirtschaft Mitteleuropas im Zusammenhange 
stehenden Fragen von Bedeutung vollkommen sachlich, ob- 
jektiv und gründlich zu erörtern, und so gibt das Blatt dem 
Leser ein klares, unparteiisches und gewissenhaftes Bild über 
die aktuellen Ereignisse der Wirtschaft der Nachfolgestaaten 
der gewesenen österreichisch-ungarischen Monarchie. Der 
„Österreichische Volkswirt“ ist jedenfalls für alle Wirt- 
schaftskreise, eben weil er in interessanten Abhandlungen 
m umfassender Weise die wirtschaftlichen Verhältnisse 
Mitteleuropas bespricht, als ausgezeichnetes Nachrichtenblatt 


von großer Wichtigkeit. 


ALEXANDER POPOVIĆ, Präsident der Ungarischen Natio- 
nalbank, Minister a. D., 
Budapest, 


Die zwanzigste Jahreswende des ersten Erscheinens des 
„Österreichischen Volkswirts“ bietet mir gerne benützten Anlaß; 
jener häufigen Unterhaltungen zu gedenken, welche ich 
während meiner Tätigkeit als Gouverneur der Österreichisch- 
Ungarischen Bank in guten und schlimmen Zeiten mit Ihnen 
zu pflegen Gelegenheit hatte. Auch seit dieser Zeit habe ich die 
Publikationen des „Volkswirts“ fortlaufend verfolgt und in 
seinen wirtschaftlichen Aufsätzen manche Anregung gefunden, 
insbesondere aber mit Befriedigung konstatiert, daß die An- 
schauungen der Wochenschrift über publizistische Ethik 
auch in einer Zeit unverändert geblieben sind, in welcher 
grundstürzende Änderungen auf manchen Gebieten, selbst in 
der Welt der Gedanken, über uns hereingebrochen sind. 

Während in der Friedenszeit die im „Volkswirt‘“ ver- 
öffentlichten Arbeiten nahezu ausschließlich dem wirtschaft- 
lichen und staatsfinanziellen Gebiete angehörten, bekamen sie 
nach dem Kriege eine starken politischen Einschlag. Wenn 
auch Politik und Wirtschaftsleben innig zusammenhängen, 
so kann ein Überwiegen der Behandlung der ersteren den Wert 
der rein ökonomischen Erwägungen und Folgerungen beein- 
trächtigen. Diese müssen auf der Gesetzmäßigkeit der ökono- 
mischen Erscheinungen, die allgemeine Geltung hat, beruhen, 
bei der Erörterung von Fragen der Tagespolitik aber sind 
der Einfluß subjektiver Momente und mitunter Ungenauig- 
keiten bei der Aufnahme des Tatbestandes unvermeidlich. Sie 
setzen meines Erachtens den Wert der fachlichen Teile herab, 
Diesen Eindruck habe ich unter anderen gewonnen, wenn ich 
die Art und Weise wahrgenommen habe, mit welcher der 
„Volkswirt“ Fragen der inneren Politik meines Vaterlandes 
behandelt hat. Indem ich diese Eindrücke bei dem heutigen 
Anlaß erwähne, bin ich nur von dem Interesse geleitet, welches 
ich an der ansonsten wertvollen Anfklärungsarbeit des 
„Volkswirts“ nehme, mit welcher er stets gegen Schädlichkeiten 
des Denkens und Handelns auf wirtschaftlichem Gebiete un- 


verdrossen ankämpft. 


Professor Dr. JOSEF REDLICH, det. Stanford-University, 


Kalifornien. 


Zur Vollendung des zwanzigsten Jahrganges des „Öster- 
reichischen Volkswirt“ will ich Ihnen meine herzlichsten 
Glückwünsche aussprechen. Der Gedenktag, den Sie und 
Ihre Mitarbeiter mit Ihnen feiern, ist wahrer Ehrentag der 
Publizistik, der ganzen geistigen Arbeiterwelt Österreichs. 
Wer wie ich seit 34 Jahren Ihre schriftstellerische Laufbahn 
mit wahrhaft freundschaftlicher Gesinnung, zugleich aber 
vollkommen unparteiisch verfolgt hat, weiß, was das ganze 
wirtschaftliche Leben Österreichs, was die ganze breite 
Öffentlichkeit Österreichs Ihnen verdankt. Zumal seit Sie, in 
vollständiger Unabhängigkeit, den „Österreichischen Volks- 
wirt“ geschaffen, dieser Wochenschrift Ihre ganze große 
Kraft gewidmet, in ihr die besten jüngeren Vertreter der 
nationalökonomischen Wissenschaft als Mitarbeiter vereinigt 
und so nach allen Richtungen des wirtschaftlichen Lebens 
hin produktive Anregung, sachkundigste Kritik, ständige Zu- 
sammenarbeit praktischer Volkswirte mit gründlichst gebil- 
deten Theoretikern und offene Aussprache über alle ökono- 


mischen, finanziellen, politischen und gesetzgeberischen Pro- 
bleme Österreichs herbeigeführt und. gesichert haben. 

Das aber, was dem „Österreichischen Volkswirt“ vom er- 
sten Tage seines Erscheinens zwanzig Jahre hindurch. die 
höchste Anerkennung und zugleich den größten Einfluß auf 
das ganze öffentliche Leben Österreichs verschafft hat, ist 
nicht allein die geistige Höhe, auf der die Revue allezeit 
gestanden hat, sondern vor allem die Reinheit der Gesinnung 
des Blattes, die unbestechliche Lauterkeit der Kritik, die darin 
‚geübt wurde, mit einem Wort, die moralische Höhe, auf der 
Ihre Wochenschrift immer sich bewegt und die ihr das volle 
Vertrauen aller derjenigen Männer und Frauen Österreichs 
sichert, die Sachlichkeit und unantastbare Ehrlichkeit in der 
Publizistik als höchste Werte des öffentlichen Lebens, als 
wahres und wertvolles Volksgut ansehen. Daß Sie und Ihre 
Mitarbeiter jederzeit auf dem Gebiete der Politik wie der 
Finanzen und der Volkswirtschaft die Grundsätze der Demo- 
kratie, die Forderungen wirksamster Sozialpolitik, der sozia- 
len Gerechtigkeit, zumal im Steuerwesen, mit größtem Nach- 
druck und konsequent vertreten haben, ist einer der wichtig- 
sten und schönsten Grundzüge in dem Bilde, das ein Rück- 
blick über die zwanzig Jahrgänge des „Österreichischen 
Volkswirt“ zeigt. Daß Sie, lieber Herr Federn, dabei immer 
auch die vollste Unabhängigkeit von den in Österreich herr- 
schenden Parteien und Parteischlagworten sich bewahrt haben, 
ist eine Tatsache, die niemand höher schätzen kann, als ich 
dies tue. 

Sie haben in dem großen alten Österreich Ihre Wirksam- 
keit begonnen; daß Sie nach dessen Zerschlagung auch weiter- 
þin nicht nur die österreichische Republik, sondern ebenso 
wie vordem die Volkswirtschaft und Politik der jetzt als 
„Sukzessionsstaaten“ unterschiedenen, ehemaligen großen. Be- 
standteile des alten Reiches voll in dem Kreise Ihres publizi- 
stischen Wirkens, Ihrer unermüdlichen Fürsorge für das Ver- 
ständnis der ökonomischen und legislatorischen. Probleme 
durch weite Kreise der Gebildeten erhalten haben, dafür 
gebührt Ihnen der besondere Dank aller am Wirtschaftsleben 
beteiligten Kreise, zumal der des gegenwärtigen Österreichs 
und Wiens, deren zentrale Stellung im Wirtschaftsleben aller 
dieser vordem vereinigten Völker und Volkswirtschaften da- 
durch wirksam anerkannt und gefördert wird. 

Soll ich also meine Glückwünsche näher bezeichnen, so 
ist, was ich Ihnen und Ihren Mitarbeitern sowie Ihren alten 
und neuen Lesern und Freunden wünsche: daß dem „Öster- 
reichischen Volkswirt“ die nächsten Jahrzehnte immer mehr 
erweiterte publizistische Wirksamkeit und Einfluß beschieden 
sein möge, daß er aber immer so unverändert bleibe im Geist 
und in der Richtung, die Sie als sein Schöpfer, Erzieher und 
Leiter geschaffen haben. 


I), 
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Dr. RICHARD REISCH, Finanzminister a. D., Präsident 
der Österreichischen Nationalbank, 
Wien. 

Seit Dezennien mit Wirtschaftsfragen Österreichs befaßt, 
nehme ich an dem zwanzigjährigen Jubiläum des „Öster- 
reichischen Volkswirt“ begreiflicher Weise warmen. Anteil, 
da ich ihn während dieser Jahre als das hervorragendste 
Organ der wirtschaftlichen Berichterstattung unseres Landes 
in dem Sinne kennengelernt habe, daß er nicht nur referierend, 
sondern auch von der hohen Warte gründlicher Sachkenntnis 
aus kritisierend einen erschöpfenden Überblick über die je- 
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weilige ökonomische Lage bietet. Wohin immer mich meine 
wechselnden Berufe stellten, — als vieljähriger Referent des 
Finanzministerims für direkte Steuern und für autonome 
Finanzen, sowie später als Finanzminister mit der Aufgabe 
der Verabschiedung der einmaligen Vermögensabgabe, weiter 
als Bilanztheoretiker und als Praktiker des Bankwesens, end- 
lich gegenwärtig als Leiter des österreichischen Währungs- 
wesens — in allen diesen Stellungen war mir der „Öster- 
reichische Volkswirt“ ein ständiger Begleiter, weil er natur- 
gemäß in seiner Berichterstattung über die Wirtschaft als 
Ganzes nicht unterlassen konnte, die für die modernen 
Einzelwirtschaften so wichtigen Steuer-, Bilanz- und 
Währungsfragen und Probleme der staatlichen und autono- 
men Finanzverwaltung fortgesetzt eingehendst zu behandeln. 
Dazu kommt, daß gerade die das Jubiläum umfassenden 
Dezennien auf den genannten Gebieten tief eingreifende und 
vielfach mit einander auf das engste verbundene V eränderun- 
gen gezeitigt haben: Seit der grundlegenden Steuerreform 
des Jahres 1896 mit den anschließenden zahlreichen Novellen 
und mit dem Gesetz über die einmalige Vermögensabgabe 
ist das große Publikum in weit höherem Maße als früher an 
den legislativen und administrativen Vorgängen im Steuer- 
wesen interessiert; insbesondere haben hiedurch auch die 
Bilanzierungsfragen im allgemeinen und jene der Aktien- 
gesellschaften im besonderen früher unbekannte Bedeutung 
gewonnen, wodurch die Öffentlichkeit für bilanzrechtliche 
und bilanzkritische Diskussionen empfänglich wurde; der 
Verfall und die Wiederherstellung der Währungen rückte 
geldtheoretische Betrachtungen in die erste Reihe volkswirt- 
schaftlicher Erörterungen; die Anpassung der Bilanzen an 
die neuen Währungs- und Wirtschaftsverhältnisse eröffnete 
das weite Diskussionsfeld der Goldbilanzerstellungen, das 
die wirtschaftlichen Kreise Jahre hindurch beschäftigte und 
das noch immer nicht völlig erschöpft ist; desgleichen bildet 
die mit der Steuerreform des Jahres 1896 angebahnte Aus- 
einandersetzung zwischen den. Staats- und Landesfinanzen 
seither einen niemals von der Tagesordnung verschwindenden 
wichtigen Verhandlungsgegenstand. Alle einschlägigen Probleme 
haben neben den handelspolitischen und sonstigen Fragen der 
Wirtschaftspolitik in den Spalten des „Österreichischen Volks- 
wirt“ sorgfältigste Berücksichtigung und gründliche Erörte- 
rung auch vom theoretischen Standpunkte aus gefunden, 
ja es darf ohne Übertreibung gesagt werden, daß viele der 
von der Redaktion und ihren hervorragenden Mitarbeitern 
im „Österreichischen. Volkswirt“ publizierten Artikel dank 
ihrem hohem Niveau auch auf die schließlichen Entscheidun- 
gen der ‘öffentlichen Faktoren bestimmenden Einfluß gewon- 
nen haben. 

Der „Österreichische Volkswirt“ hat sich bei seiner Be- 
richterstattung im allgemeinen — namentlich in den früheren 
Jahren — eine wenngleich vielfach sehr temperamentvolle, 
so doch zumeist rein sachliche Erörterung dieser Themen 
angelegen sein lassen, obwohl der enge Zusammenhang von 
Politik und Wirtschaft von allem Anfang zu Ausflügen auf 
das politische Gebiet verlockt haben mag, auf welchem Ob- 
jektivität zu behaupten eine fast umerfüllbare Forderung zu 
sein scheint. In den letzten Jahren freilich ist der „Öster- 
reichische Volkswirt“ der Versuchung unterlegen, sich auch 
auf rein politischem Gebiet zu betätigen und ist hiebei der 
eben angedeuteten Gefahr einseitiger Orientierung nicht ent- 
gangen. Ich muß offen gestehen — möge mir diese freimütige 
Äußerung in einem Glückwunschschreiben verziehen wer- 
den! —, daß ich diese Entwicklung nicht als Fortschritt werten 
kann, zumal die vom „Österreichischen Volkswirt“ verfolgte 
politische Haltung mir und wohl auch der Mehrzahl seiner 
bisherigen Leser nicht im Interesse einer gedeihlichen wirt- 
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schaftlichen Entwic 
gesehen, bedaure 
hauptsächlich ans 
kann, daß ein Te 
die Unbefangenhei 
lichen Fragen im e 
meinen Wahrneh 
scheint; denn die 
sachlich und — 
gehoben werden 


klung zu liegen scheint, Hievon ganz ab- 
ich diese vermeidbare Diskrepanz aber 
dem Grunde, weil sie Anlaß dazu bieten 
il der Leser auch in seinem Vertrauen in 
t der Berichterstattung über die wirtschaft- 
ngeren Sinne schwankend wird, wozu nach 
mungen allerdings kein Grund vorzuliegen 
se Berichterstattung kann nach wie vor als 
was auf diesem Gebiete besonders hervor- 

muß — als unbeeinflußbar bezeichnet wer- 
den. Immerhin mag das Gesagte es vielleicht nicht fehl am 
Ort erscheinen lassen, wenn ich mit meinen herzlichsten Glück- 
wünschen zum Jubiläum auch den Wunsch zum Ausdruck 
bringe, daß der „Österreichische Volkswirt“ sich weiterhin 
wieder mehr auf seine volkswirtschaftlichen Aufgaben be- 


schränken möge, — eingedenk des alten Wortes: „Politisch 
Lied ein garstig Lied!“ 


RICHARD RIEDL, Minister a. D., Geschäftsführendes 
Präsidialmitglied der Österreichischen Gruppe der Inter- 
nationalen Handelskammer, 

Wien. 
Sie feiern heuer den zwanzigjährigen Bestand Ihrer Zeit- 
schrift. Es ist fast ebensolange her, daß wir uns persönlich 
kennen. Sie erinnern sich vielleicht noch, daß unser erstes 

Gespräch nicht ganz Jreundschaftlich begann, aber sehr freund- 

schaftlich endete. Wir hatten uns kennengelernt und in den 

Jahren, die seither verflossen sind, hatte ich wenigstens für 

meinen Teil nicht den mindesten Anlaß, den Eindruck zu 

berichtigen, den ich aus diesem ersten Gespräch mitgenommen 
hatte, den Eindruck, daß ich mit einem Manne gesprochen 
hatte, der mit seinem Wissen, seiner Kenntnis des wirtschaft- 
lichen Lebens, seinen schriftstellerischen Fähigkeiten das ver- 
band, was diese Eigenschaften erst wertvoll macht: unbedingte 

Unabhängigkeit des Urteils, redliches Streben, das Richtige 

zu erkennen, und den unbeirrbaren Willen, das als richtig Er- 

kannte auch zu vertreten. Darum hat es auch unsere Be- 
ziehungen nicht beeinträchtigt, wenn wir einmal verschiedener 

Meinung waren. 

In den großen Hauptfragen der Wirtschaftspolitik hat 
sich übrigens eine solche Meinungsverschiedenheit nie ergeben 
und so kann ich es heute auch nicht bei einem farblosen 

Glückwunsche bewenden lassen, sondern muß diesem Glück- 

wunsche den Ausdruck des Dankes hinzufügen, des Dankes 

ür mannigfache Anregung sowohl wie für tatkräftige Unter- 
stutzung. Wenn ich von solcher Unterstützung spreche, so denke 
ich vor allem an die Fragen der Kriegswirtschaft und an die 

Kernfrage Österreichischer Wirtschaftspolitik, an die Frage 

der Herstellung eines engeren Verhältnisses zu dem Deutschen 


Reiche, aus der nach dem Zerfall der Monarchie die Anschluß- 
frage hervorwuchs. 


Daß der „Österreichische Volkswirt“ seit dem ersten 
Auftreten dieses 


Gedankens im Jahre 1914 bis heute ihm nicht 


= 18 


nur treu und rückhaltlos gedient, sondern Wichtigstes für seine 
Vertretung іп der Öffentlichkeit, für seine wissenschaftliche 
Begründung und für seine Popularisierung geleistet hat, wird 
ein dauernder Ruhmestitel bleiben. Möge es Ihnen vergönnt 
sein, am endlichen Erfolg ebenso mitzuwirken wie am Anfang 
und im bisherigen Verlauf der Bewegung. 


Lic. Dr. PAUL ROHRBACH, geschäftsführendes Präsidial- 
mitglied der Deutschen Akademie, 
München. 

Vielleicht würde es mir nicht besonders anstehen, ein 
Urteil über die volkswirtschaftlich-theoretische Seite des Blattes 
zu fällen, weil ich auf diesem Gebiet kein Fachmann bin. Um 
so lebhafter kann ich seine wirtschaftspolitische und national- 
politische Haltung begrüßen. Wir dürfen uns alle miteinander 
nicht daran irre machen lassen, daß man in der Wirtschaft und 
in der Politik ebensowenig wie in anderen Dingen etwas tun 
darf, was gegen die Natur geht. Gegen die Natur aber wäre 
es, das deutsche Österreich und die reichsdeutschen Länder 
voneinander getrennt halten zu wollen. Gewisse Wirtschafts- 
schwierigkeiten, namentlich auf der österreichischen Seite, 
werden ja im Fall des Anschlusses unvermeidlich sein, und 
auch der „Österreichische Volkswirt“ denkt nicht daran, sie 
zu leugnen, aber es gibt Wege, sie zu überwinden. Das Reich 
und Österreich werden vereint nicht nur an Menschen und an 
Quadratkilometern mit größeren Zahlen figurieren, sondern 
sie werden miteinander auch einen stärkeren und gesünderen 
Wirtschaftskörper bilden als vorher in getrenntem Zustand. 
Ich möchte da auf den Vorgang des politischen Zusammen- 
schlusses von Nord- und Süddeutschland nach 1870 verweisen. 
Auch da kam zusammen, was von Natur zusammengehörte 
und was namentlich von Natur ein Land und ein Volk war. 
Die seelischen Wirkungen, die hievon ausgingen, waren so 
stark, daß sie sich in kurzer Zeit auch in bestimmten Nutz- 
effekten für den großen wirtschaftlichen Aufstieg Deutsch- 
lands nach der Reichsgründung äußerten. 

Dieser seelische Effekt wird auch nach dem österreichi- 
schen Anschluß nicht ausbleiben und ebensowenig seine ma- 
terielle, ökonomische Auswirkung. Auch hier gilt der Satz: 
Was Gott zusammengefügt hat, soll der Mensch nicht 
scheiden! Wir sind ein Volk und die Fahne der Volkseinheit 
wird vom „Österreichischen Volkswirt“ mit Kraft und Ge- 
schick verteidigt. Möge es weiter so bleiben und möge zu der 
Kraft und dem Geschick sich auch bald der Erfolg einfinden! 


Abgeordneter Dr. ALFRED ROSCHE, 
Nixdorf. 
Der „Österreichische Volkswirt“ nimmt unter sämtlichen 
wirtschaftlichen und politischen Zeitschriften eine Sonder- 
stellung ein. Als einziges Blatt vermittelt er eine eingehende, 


gründliche, geschlossene Kenntnis der wirtschaftlichen und 
politischen Entwicklung der Nachfolgestaaten und des 
Deutschen Reiches. Durch die Reichhaltigkeit seines tschecho- 
slowakischen Teiles ist er jeder inländischen Zeitschrift gleich- 
wertig. Er ist mir als Politiker und Industriellem ein unent- 
behrliches Hilfsmittel geworden und wird jedem anderen an 
der Wirtschaft und Politik Mitteleuropas Interessierten den 
gleichen Dienst erweisen, gleichgültig, ob er als Unternehmer 
oder Angestellter in der Wirtschaftspraxis steht, oder als Be- 
obachter die Entwicklung verfolgt. Daß der „Österreichische 
Volkswirt“ als völlig unabhängige Zeitschrift die Gescheh- 
nisse von einem Standpunkt beobachtet, der über den Parteien 
steht, gibt ihm erst seine heutige Bedeutung und Möglichkeit, 
die Dinge tatsächlich objektiv zu beurteilen. Ich kann diesem 
Blatt nur wünschen, daß es auch von unserer Öffentlichkeit 
als das erkannt und gewertet wird, was es tatächlich ist: die 
führende wirtschaftspolitische Revue Mitteleuropas, und als 
solche hierzulande die größte Verbreitung findet. 


ANDRE L. SAYOUS, Nationalökonom, 
Paris. 

Es sind genau 19 Jahre, daß ich Ihre Zeitschrift anläß- 
lich einer Studienreise nach Wien kennengelernt babe, und 
seit 18 Jahren bin ich ihr Abonnent ohne Unterbrechung, 
selbst während des Krieges! Ihre objektiven Studien über Ihr 
Land sind mir sehr nützlich gewesen, ebenso wie Ihre Aufsätze 
über Mittel- und Osteuropa. Ich habe auch viel gelernt aus 
Ihren Darstellungen, in denen Sie Dinge sagten, die für West- 
europäer ziemlich hart waren. Zweifellos, die Frage des An- 
schlusses trennt uns. Aber ich kann nicht glauben, daß Sie nicht 
dazu kommen werden, seine Gefahren zu erkennen, wie ich 
sie Ihnen oft dargelegt habe. Wie dem auch sei, ich werde 
fortfahren, Ihre Revue zu lesen, weil sie ein Werk guten 
Glaubens ist — und die Werke guten Glaubens sind selten — 
und weil sie ein Werk gründlicher Erforschung ist. 


Dr. V. SCHUSTER, ehem. bev. Minister, Präsident des All- 

gemeinen Böhmischen Bank-Vereines, 

Prag. 

Gern konstatiere ich, daß der „Österreichische Volks- 
wirt“ zu den bestgeleiteten volkswirtschaftlichen Zeitschriften 
zählt. Er enthält Aufsätze bedeutender Wirtschaftspolitiker 
und Fachschriftsteller, seine Nachrichten und Informationen 
sind objektiv und gewissenhaft. Insbesondere muß der aus- 
gezeichnete Nachrichtendienst aus den Nachfolgestaaten. her- 
vorgehoben werden. Den mitteleuropäischen Wirtschaftsfragen 
widmet der „Österreichische Volkswirt“ eine systematische 
Aufmerksamkeit und erörtert in interessanter Form die wirt- 
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schaftlichen und sozialen Streitfragen der Neuzeit. Ich wün- 
sche daher dem „Österreichischen Volkswirt“ die besten Er- 
folge und seinen Qualitäten entprechende große Verbreitung. 


о 


Dr. RUDOLF SIEGHART, Präsident der Allgemeinen Oster- 
reichischen Boden-Credit-Anstalt, 
Wien. 

Der „Österreichische Volkswirt“ ist die erste Zeitschrift 
nicht nur in Österreich, sondern in Mitteleuropa überhaupt, 
die es unternommen hat, der wirtschaftlichen Öffentlichkeit 
nach dem Muster der großen englischen Finanzrevnen und des 
Handelsblattes der „Frankfurter Zeitung“ ein auf objektiver 
Prüfung des Tatsachenmaterials beruhendes Bild der heimi- 
schen Wirtschaft zu bieten. Er hat weite Kreise der öster- 
reichischen Öffentlichkeit zum wirtschaftlichen Denken an- 
geregt, auf die Bank- und Industriebeamtenschaft unzweifel- 
haft erziehend und den Blick erweiternd Einfluß genommen 
und auch auf die Organe der öffentlichen Verwaltung, die 
sich in der Kriegs- und Nachkriegszeit plötzlich vor eine ihnen 
bis dahin völlig fremde wirtschaftliche Aufgabe gestellt sahen, 
belehrend und fördernd eingewirkt. Es ist auch manche wert- 
volle Anregung vom „Österreichischen Volkswirt“ ausgegan- 
gen und seine Kritik hat unleugbar viel Gutes gestiftet. 

Der volkswirtschaftliche Schriftsteller, mag er noch so 
sehr bestrebt sein, den Boden der Tatsachen nicht zu verlassen 
und die wirtschaftlichen Geschehnisse unparteüsch zu erlän- 
tern und zu beurteilen, ist wie jeder Industrielle, Bankmann 
oder Beamte ein Mensch mit Neigungen und Abneigungen, 
vorgefaßten und eingewurzelten Gedanken, Vorurteilen und 
Gewohnheiten. Seine Kritik wird daher bei allem ehrlichen 
Willen zu völliger Parteilosigkeit notwendigerweise immer 
doch subjektiv bedingt oder gefärbt sein. Der Gründer und 
Herausgeber des „Österreichischen Volkswirts“ ist zudem eine 
viel zu scharf geprägte, in Kämpfen und schwerer journalisti- 
scher Arbeit hartgewordene Individualität, um nicht manch- 
mal subjektiv Partei zu ergreifen, darzustellen und zu urteilen. 
Ich habe manches, was im „Österreichischen Volkswirt“ über 
meine Person und die von mir geleiteten Unternehmungen 
gestanden ist, als ungerecht, gelegentlich sogar als tendenziös 
empfunden. Trotzdem habe ich nicht den Glauben an die 


Ehrlichkeit der Gesinnung verloren, die diese Artikel diktiert: 


hat, und meine Überzeugung vom überwiegenden Nutzen, den 
wirtschaftliche Kritik in der Art des „Österreichischen Volks- 
wirt“ stiftet, hat keine Einbuße erfahren. Wrong or right — 
der „Österreichische Volkswirt“ regt häufig zum wirtschaft- 
lichen Denken an und dies ist die Voraussetzung jedes wirt- 
schaftlichen Aufstieges und Fortschrittes. 


vin- I. E POBITSCHKA-WIESENHAG, Präsident der Zentral- biete sind ihm zu danken. Auch die mit großer Gründlichkeit 
P ank Deutscher Sparkassen 1. R., und Objektivität gearbeiteten Bilanz-Besprechungen haben sich 
ung. Böhm. Wiesenthal. für die interessierten Kreise als wertvoll erwiesen. Ich Бере 


_ Ein Vergessener vergangener Zeit und Tätigkeit gestattet den aufrichtigen Wunsch, daß die Entwicklung Ihrer Zeit- 
sich, dem „Österreichischen Volkswirt“ zu dessen zwanzig- schrift sich auch in den folgenden Dezennien in stets auf- 
jährigem Jubiläum, wie Ihnen persönlich, die besten Glück- steigenden Bahnen vollziehen möge, 

Wünsche auszusprechen, nicht nur persönlich im eigenen 


Namen, sondern auch namens der einstigen Zentralbank der ч 
deutschen Sparkassen in Wien. Haben Sie doch gerade durch 
) Ihre sachliche Beurteilung und offenherzige Kritik auch der 
Zentralbank beachtenswert und schätzenswert gedient! 
Wäre 1922 nicht ein fremdes, fernstehendes Spekulations- 
3 Here ‚ Artmann-Wutte eingeschmuggelt worden, wären 
"к F Fe нье nur vorurteilsfreien nationalen volkswirt- 


sen dienen sollte, die späteren Leidenswege 
erspart geblieben! 


n. 
тї ANTON SZEKÄCS, königl. ung. Hofrat, Mitglied des ung. 
upt, LARL Oberhauses, Vizepräsident der Budapester Handels- und 
keit . » Gewerbekammer, 
' des / SE e Budapest. 
iver Die Arbeit, die der „Österreichische Volkswirt“ in diesen 
imi- zwei Jahrzehnten geleistet hat, ist ein wertvolles und bedeu- 
ter- 8 tungsvolles Stück Volkswirtschaftsgeschichte. Sie ist lehrreich, 
er Präsident der Anglo-Tschechoslowakischen Bank besonders aus dem Grunde, weil sie einen Zeitraum umfaßt, 
fel- KUNES SONNTAG, tschechoslowakischer Finanzminister der die Volkswirtschaft der österreichisch-ungarischen Monar- 
men a. D., chie in ihrer Blütezeit und die der Nachfolgestaaten in ihrem 
die Prag. Ringen und Kämpfen mit den durch die Friedensverträge ge- 
nen Ihre Artikel verfolge ich mit großem Interesse, denn sie schaffenen unmöglichen und schicksalsschweren Verhältnissen 
ben, bringen stets wertvolle Berichte, Ansichten und Urteile. 8 - 4 Ў 
ert- Ich rechne es Ihnen hoch an, daß Sie nach dem Umsturz Der „Österreichische Volkswirt“ hat „sich bemih не 
an- Ihre seit nun 20 Jahren geübte Praxis, die Vorgänge der Wirt- Arbeit des Wirtschaftsgeschichtsschreibers in vorbildlich ob- 
schaft auf dem Gesamtgebiete der früheren Österreichisch. Jektiver Weise zu erfüllen. Ihr Blatt hat sich nicht damit 
so ungarischen Monarchie zu behandeln, fortgesetzt haben. Sie begnügt, die Geschehnisse auf dem Gebiete der Wirtschaft zu 
ssen begnügten sich nicht wie andere mit einer engen Kirchturm- registrieren, sondern es hat von der hohen Warte des unvor- 
äu- politik, sondern zogen außer Österreich auch andere Länder, irgenommenen Wirtschaftspolitikers die Ereignisse gewertet 
ann insbesondere aber die Nachfolgestaaten, in den Bereich Ee und die Zusammenhänge aufgedeckt. Niemand ver On 
zen, Besprechungen. sagen, was die Zukunft bringen wird, wir wissen nur, daß 
und Ihre Bemühungen um die wirtschaftliche Annäherun SE durch die Zerstückelung der Monarchie Kleinstaaten geschaf- 
hen verschiedenen Länder sind im Interesse der Pazifizierung und fen wurden, die die Vorbedingungen wirtschaftlichen Gedei- 
ner gedeihlichen Entwicklung Europas wärmstens zu begrüßen. hens un ht besitz ei und der en Lage immer unhaltbarer werden 
md muß, je mehr die nationalistischen und autarkischen Be- 
ine ; strebungen an Intensität zunehmen. Paneuropa, die vereinigten 
sti- Staaten von Europa, Mitteleuropa, Donauföderation sina 
ch- heute noch Utopien, so wie auch der österreichische Anschluß- 
en. gedanke noch keine Aktualität besitzt. Es muß sich erst der 
ber Völkerhaß legen, es muß sich die Überzeugung von der Un- 
gen haltbarkeit der ‚Friedensverträge Bahn brechen und vor allem 
BC muß das Unheil, das Chaos, das in der Volkswirtschaft ange- 
die richtet wurde, klar erkannt werden. Um dies zu erreichen, 
ert ist eine intensive Aufklärung, eine tiefschürfende pädagogische 
len Arbeit nötig und diese ist in erster Reihe Aufgabe der ernsten 
ks- wirtschaftlichen Fachzeitschriften. Zu dieser Arbeit, die nicht 
— nur die Interessen des Tages im Auge hat, sondern große к 
I 5 н "SET 
k JULIUS STERN, Präsident der Wiener Börsekammer E ы Te BEE ES 


Wien. 
Seit dem Beginne zu den aufmerksamsten Lesern Ihrer 


Zeitschrift gehörend, konnte ich die Fortschritte derselben ver- 
folgen. Nicht nur der 


de а тет Umfang, sondern auch die Bedentung deg 
es war eine zunehmende, so daß der „Österreichi- 
sche Volkswirt“ derzeit mit Recht zu den hervorragendsten е AEI 


Fachblättern zählt. Zu allen Z 


күш. аш des e gewahrt, weshalb seine von tiefer 
15 zeugen 2 
geg genden Ausführungen stets vollste Beachtung 


elfache Anregungen auf wirtschaftlichem Ge- 


eiten hat Ihr Organ sich die 


Ministerialrat Dr. GUSTAV ТНАА, Vizepräsident der 
Österreichischen Nationalbank, 
Wien. 

Sie haben die beim ersten Erscheinen des „Öster- 
reichischen Volkswirt“ gegebene Zusicherung wahrheitsge- 
mäßer Berichterstattung über alle Vorgänge im heimischen 
Wirtschaftsleben getrenlich eingehalten und waren immer 
von dem Bestreben geleitet, ein objektives Urteil zu gewinnen, 
das Sie unabhängig und freimütig äußerten. Die Erörterung 
aller volkswirtschaftlichen Fragen, welche sich in dem ab- 
gelaufenen Zeitraume ergaben, ist im „Österreichischen 
Volkswirt“ durch sehr wertvolle Beiträge gefördert worden. 
Ich kann Ihnen und uns nur wünschen, daß Ihre hohe Auf- 
fassung der Aufgaben der Publizistik in immer weiteren 
Kreisen Anwert finden möge. 


rar 


Abgeordneter HANS TICHI, Bürgermeister von 
Mißlitz, Südmähren. 

lch wünsche dem „Österreichischen Volkswirt“, der in 
den Kreisen der sudetendeutschen Wirtschaft viel gelesen wird, 
für seine weitere Entwicklung das Beste. Die objektive. Be- 
handlung aller Wirtschaftsfragen und sozialen Probleme, sein 
über den Parteien stehendes Urteil, die. bisherigen Charakter- 
istika Ihres Blattes sind dafür die beste Gewähr, daß mein 
Wunsch auch zur Wirklichkeit wird. 


Direktor VIKTOR ULBRICH, Deutsche Agrar- und In- 
dustriebank, 
Prag. 

Der zojährige. Bestand des „Österreichischen Volkswirt“ 
spricht Zen Zeitalter kurzlebiger Presseerscheinungen ап sich 
schon das Lob aus. Wie viele andere Wirtschaftsblätter hat 
indessen der „Österreichische Volkswirt“ überlebt! Was ich 
— und wahrscheinlich alle anderen, die Sie heute beglück- 
wünschen — an Ihrem Blatte am meisten schätzen, ist die 
sachliche Berichterstattung, die trotz aller Knappheit an den 
markanten Details nicht vorbeigeht, Auswahl und Anord- 
nung aber so trifft, daß selbst dem vielbeschäftigten Leser 
das Wesentliche im Gedächtnis bleibt. Viele Anregungen 
werden aus dem Blatte, welches ‚Wissenschaft und Praxis 
in vorbildlicher Weise vereint, fast unbemerkt und unbewußt 
geschöpft; sie drängen sich dem Leser nicht auf. Der 
„Volkswirt“ ist „Zeitung“ geblieben im guten Sinne 
des Wortes. Die Revue des Geschehenen geht nicht auf Ko- 
sten der Aktualität. Ein Blättern in alten Jahrgängen ist 
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ein kostbares Versenken in die Historie zweier Dezennien, 
in denen so viel geschehen ist. Es ist lohnend und lehrreich 
zugleich, sich in freien Minuten einen solchen Rückblick auf 
abgeschlossene Ereignisse zu gestatten, und тап ist erstaunt: 
die eilende ‚Feder, die die Kritik des Tages schreibt, hält der 
Kritik der Jahre stand. 

Wenn ich dem „Volkswirt“ noch weitere Verbreitung 
und Beachtung wünsche, so ist dies kein bloßes Glückwunsch- 
formular, sondern geschieht auch aus dem. Grunde, weil ich 
am. Verhandlungstische wiederholt die Erfahrung gemacht 
habe, daß Partner, welche über die Entwicklung der Wirt- 
schaft. gut informiert ‚sind, sachlich, ohne Zeitverlust‘ und 
Weitschweifigkeit verhandeln, auch wenn. sie verschiedener 
Meinung sind. Setzt „Der Österreichische Volkswirt“ den be- 
schrittenen Weg fort, so wird ihm eine treue und stets wach- 
sende Leserschaft gerne das Geleit geben und ihm auch weiter- 
hin Erfolge und Anerkennung bringen. 


Aral 


Dr., KARL URBAN, Minister a. D., Präsident der Arbeits- 
gemeinschaft der deutschen Wirtschaftsverbände in der 
tschechoslowakischen Republik, 

Prag. 
Die vom „Österreichischen Volkswirt“ über die ökono- 
mischen und finanziellen Verhältnisse der Nachfolgestaaten 
gebrachten Artikel bilden für einen jeden, der sich aus privat- 
geschäftlichen oder rein wirtschaftspolitischen Motiven für 
solche Mitteilungen interessiert, eine reiche Fundgrube wert- 
vollen Inhalts. Dieses Interesse wird noch durch die Art der 

Darstellung gesteigert, die sich nicht nur auf die Angabe 

statistischer Daten beschränkt, sondern aus diesen jene Fol- 

gerungen ableitet, die geeignet sind, ein vollkommen zu- 
treffendes Bild der jeweiligen Wirtschaftslage in den Nach- 


folgestaaten zu geben. 


OSCAR WASSERMANN, Direktor der Deutschen Bank, 
Berlin. 
Wenn ich auch im Drang der Geschäfte leider nicht 
die Möglichkeit habe, den „Österreichischen Volkswirt“ so 
regelmäßig zu lesen, daß ich als kompetenter Urteiler gelten 
könnte, so habe ich doch aus der Fülle: des von ihm Ge- 


its- 


botenen in den zwanzig Jahren seines Bestehens sehr viel 
Belehrung und Nutzen gezogen. Durch die anregende Aus- 
breitung des vielgestaltigen Stoffes, die Information über dié 
wirtschaftlichen und politischen Vorgänge im Bereich der 
ehemaligen Doppelmonarchie, die bilanzkritische Arbeit, die 
bahnbrechend im »Österreichischen Volkswirt“ geleistet wurde 
und Schule gemacht hat, hat Ihre Zeitschrift eine Bedeutung 
erlangt, die weit über Österreich hinausreicht und den „Öster- 
reichischen Volkswirt“ auch für den Leiter einer deutschen 
Großbank zu einem sehr wichtigen Hilfsmittel macht. 


ARTUR WENGRAF, Direktor der Anglo-Tschechoslowa- 
kischen Bank, 


Prag. 

Sie haben sich mit dem Ersuchen an mich gewandt, Ihnen 
meine Ansicht über Ihr geschätztes Blatt auszusprechen. Mit 
besonderem Vergnügen folge ich dieser Aufforderung, denn 
€s ist stets angenehm, wenn man mit voller Überzeugung 
seinem Lobe Ausdruck verleihen kann. 

Dies ist hier der Fall. Ihrer Zeitschrift bringe ich seit 
ihrer Begründung lebhaftes Interesse entgegen, ihre Vielseitig- 
keit, das klare, unparteüische Urteil, die objektive Behandlung 
der mannigfaltigen Gegenstände und Fragen machen sie zu 
einem wertvollen Behelf eines jeden Bankleiters; reiche An- 
regung habe ich der Lektüre zu danken und ich kann nur 
wünschen, daß eine immer wachsende Verbreitung Ihres 


Leserkreises meine diesbezüglichen Erfahrungen auch anderen 
zugänglich macht. 


дас 


Vizepräsident des tschechoslowakischen Abgeordnetenhauses 
WOLFGANG ZIERHUT, Wirtschaftsbesitzer, 
Neuern, Böhmerwald. 


Als Freund Ihres geschätzten Blattes beglückwünsche ich 
Sie zum 2zojährigen Bestande desselben mit der vollen Ver- 
sicherung, daß die bisherige Leistung desselben tatsächlich 
hervorgehoben zu werden verdient. Sie haben, was mich be- 
sonders befriedigt, den Zusammenhang der jeweiligen wirt- 
schaftlichen Fragen mit der politischen Lage erfaßt und Ihre 
Zeitschrift ist daher ein hervorragendes wirtschaftspolitisches 
Informationsblatt, und dies nicht nur für Ihr Heimatsland, 
sondern auch bei uns, weil Sie auch die Wirtschaftspolitik in 
den Nachbarländern Österreichs behandeln, was dem Über- 
blick über die gesamte mitteleuropäische Volkswirtschaft sehr 
zustatten kommt und das Verständnis der wirtschaftlichen 
Vorgänge in ihrem Zusammenhange und in ihrer gemeinsamen 
Auswirkung erleichtert. 

Als Mitglied des Bundes der Landwirte, politische Partei 
des deutschen Landvolkes in der tschechoslowakischen Repu- 
blik, habe ich schon bei der Gründung unserer Partei im Jahre 
1919 mitgewirkt und auf die wirtschaftspolitischen Belange 
unseres Landvolkes Gewicht gelegt. In den Satzungen unserer 
Partei ist hauptsächlich den wirtschaftlichen Zielen der Par- 
tei ein ausführlicher Raum gewährt worden. 

Als Abgeordneter unserer Partei seither mitten im wirt- 
schaftlichen Leben meiner engeren Heimat im Wahlkreise 
Pilsen stehend und alle wirtschaftlichen Bestrebungen unseres 
deutschen Landvolkes fördernd und daran teilnehmend, dar- 
über hinaus aber noch in unserem gesamten Parteileben als 
wirtschaftlicher Referent und Berater häufig tätig, weiß ich 
sehr wohl, wie wirtschaftliche Aufklärung und namentlich 
Wirtschaftspolitik fruchtbringend wirken kann und soll; dazu 
beizutragen ist, Ihr Blatt offenbar bestrebt und wird auch 
noch weiterhin bestrebt sein, was nicht ohne Erfolg sein kann. 


an firai 
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Die Redaktion. 


Von Richard А, Bermann. 


ie Redaktion des „Österreichischen Volks- 

wirts“ ist in dem alten Haus Porzellan- 
gasse 27 untergebracht, in dem auch 
Walther Federn wohnt; die Büroräume 
sind weitläufig, aber es wird in ihnen nur 
gearbeitet und nicht „repräsentiert“, das 
sieht man ihnen sogleich an. Der wackere altmodische 
Hausrat, der überall herumsteht, ist vollkommen be- 
graben unter Papieren, Zeitungen, Zeitschriften, Büchern, 
jenem vielfältigen Broschürenzeug, ohne das man sich 
die bessere Nationalökonomie nicht vorstellen kann. An 
jedem Dienstag Vormittag muß eine bestimmte Anzahl 
bemerkenswerter und ein wenig wackeliger Lehnstühle 
förmlich ausgegraben werden. Man trägt sie mit einiger 
Zeremonie in Walther Federns Arbeitszimmer (das den 
klappernden Schreibmaschinen am fernsten liest), stellt 
sie um einen beträchtlichen Schreibtisch derart herum, 
daß die Insassen dieser Lehnstühle von dem einzigen 
Aschenbecher gleich weit entfernt sind, und man bricht 
eine große redaktionelle Schachtel Zigaretten an. 

Einer, der bei der wöchentlichen großen Redak- 
tionskonferenz des „Österreichischen Volkswirts“ zum 
erstenmal zugehört hatte, hat mir nachher lachend und 
doch stark von dem Eindruck befangen gesagt: „Es ist 
mir so vorgekommen, als ob die Regierung der neuen 
Vereinigten Staaten der Welt eine Kabinettssitzung 
abgehalten hätte!“ 

Der Mann dachte an Dr. Karl Polanyi, den Refe- 
renten für äußere und Weltpolitik, wie er in der Redak- 
tionssitzung eine vollkommen unwahrscheinliche, bis zur 
Formlosigkeit mit Papier angestopfte Aktenmappe 
öffnet und seine nach großen Materien geordneten 
Zeitungsausschnitte zum Vorschein bringt, dieam Rande 
rot und blau angestrichenen. Man kann ruhig annehmen, 
daß in dieser wahrhaft kosmischen Aktentasche jedes- 
mal die Akten jeder irgendwie belangreichen wirtschaft- 
lichen und politischen Angelegenheit stecken, von der 
irgendwo in der Welt in der letzten Woche die Rede 
war. Oder noch nicht war. Ich erinnere mich sehr wohl, 
wie Karl Polanyi, unter dem lauten Hohn der Redak- 
tionsgenossen, eine Zeitlang an jedem Dienstag die kom- 
plizierten Namen irgend welcher chinesischen Revolu- 
tionsgenerale zu rezitieren begann, die damals irgendwie 
komisch schienen, niemanden interessierten — und 
deren Klang bald darauf die Welt erschütterte. 

Die Redaktionskonferenz am Dienstag Vormittag 
hat den Zweck, die Redakteure und Mitarbeiter der 
Wochenschrift im allgemeinen über die neuerdings auf- 
getauchten Probleme sich verständigen zu lassen, die 
Haltung des Blattes zu bestimmen, vor allem aber die 
Themen jener teils volkswirtschaftlichen, teils politi- 
schen Glossen zu wählen, mit denen jede Nummer 
des „Volkswirts“ beginnt. Daß diese Arbeit so ernst ge- 
nommen wird, das gibt dieser Zeitschrift ihren — sagen 
wir es mal: Charakter. 

In diesem Österreich, in dem die Wirtschaft sowohl 
wie die Politik immer nur durch Parteibrillen ange- 
blickt werden, in dem man sich für die großen europäi- 
schen und exotischen Probleme der Zeitgeschichte fast 
gar nicht zu interessen weiß, setzen sich doch ein paar 
Wohlmeinende (die keineswegs alle die gleiche Partei- 
gesinnung hegen), an bestimmten Tagen um einen Tisch 
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und versuchen, ernsthaft und möglichst sachlich ihre 
Meinungen zu vergleichen, bis man sich darauf geeinigt 
hat, was nun zu tun wäre, nämlich auszusprechen und 
zu vertreten. In dieser Redaktion einer nicht populär 
geschriebenen, mit Zahlen und Statistiken angefüllten, 
seriösen, also nicht für allzu weit gezogene Leserkreise 
berechneten Wochenschrift herrscht ein wundervoller 
Größenwahn: man meint, daß jedes einzelne Wort mög- 
lichst so geschrieben werden müsse, als hinge von ihm 
unmittelbar das Schicksal des Landes, ja, der großen 


Menschheitssache ab. 
$ 


Aber, man erkennt die Redaktionskonferenz einer 
wirklichen guten Zeitschrift natürlich vor allem daran, 
daß sie mit einer vernichtenden Kritik der jeweils 
letzten Nummer beginnt. Am Dienstag um 11 Uhr ist 
jeder einzelne Mitarbeiter des „Volkswirts‘“ zunächst ent- 
täuscht, ja entmutigt. So viele Fehler hat man began- 
gen, во sehr hat man Unrecht gehabt: Da handelt es 
sich darum, daß eine Glosse nicht an der richtigen. 
Stelle, ein Satz überflüssig gewesen, daß ein Ausdruck 
mißlungen, manchesmal allerdings auch, daß die Stel- 
lungnahme verfehlt war. Und dann wird auch in der 
nächsten Nummer richtiggestellt, man habe geirrt, habe 
jemandem unrecht getan. Die letzte Übung ist der zeit- 
genössischen österreichischen Publizistik sonst einiger- 
maßen fremd. 


E) 


Die Debatten werden in einem ziemlich lauten Ton 
geführt, nicht nur weil einer der Anwesenden ein wenig 
sehwerhörig ist, sondern auch weil viel Temperament 
vorhanden ist. Die Meinungsgegensätze sind erheblich; 
einen wirklichen Streit hat es niemals gegeben, kaum je 
ein einziges gereiztes Wort. Es reden gebildete Men- 
schen, die einander respektieren — und gern haben. 

Die Zusammensetzung der „Volkswirt-Redaktion“ 
hat sich in den letzten Jahren öfters geändert. Vor 
allem hat Dr. Gustav Stolper Wien verlassen, er und 
seine Frau, Dr. Toni Stolper. Daß der Verlust dieser 
beiden außerordentlichen Menschen für die Zeitschrift 
sehr bitter gewesen ist, muß nicht gesagt werden; der 
kleine publizistische Kreis büßte nicht nur in Gustav 
Stolper sein stärkstes Temperament, seine stärkste 
Suada, wohl seine kräftigste Energie ein, sondern verlor 
auch noch die unschätzbare Mithilfe der so klugen wie 
fleißigen Frau Toni. 

Walther Federn, der Begründer der Zeitschrift, 
war nun wie vor Stolpers Eintritt der alleinige Her- 
ausgeber. Das bedeutete für ihn einen gewaltigen Zu- 
wachs an Arbeit, gekürzte Feierabende, gestrichene 
Ferien. Von dem unglaublichen Arbeitseifer dieses 
Menschen könnte viel erzählt werden, aber das ist 
doch nicht das Wichtigste an einem Publizisten wie 
Federn. Seine nationalökonomischen Kenntnisse, sein 
Urteil in allen Fragen der Staatswissenschaft bedeuten 
für das Blatt viel mehr als selbst sein berühmter 
Fleiß; die Ruhe und die Klarheit seines Denkens be- 
deutet mehr als selbst die Zähigkeit seiner redaktionel- 
len Arbeit. Er ist und war jederzeit in den zwanzig 
Jahren das eigentliche Rückgrat der Zeitschrift; er ist 
stark, gerade und sensitiv wie ein Rückgrat. 


‚Walther Federn leitet den „Volkswirt“ nicht, weil 
er ihm doch gehört — niemals denken die Mitglie- 
der der Redaktion an Federn als Arbeitgeber, als 
„Unternehmer“ — sondern, weil er es am besten kann. 

г hat das Blatt nicht nur gegründet, gründen ist so 

leicht, sondern gebaut, Seite für Seite, Zeile für 

eile. Heute ist es überhaupt schwer, einen Unterschied 

zu finden zwischen der geistigen Persönlichkeit dieses 

Mannes und diesem bescheidenen, hoehmütigen, gründ- 

lichen, explosiven, gerechten, streitbaren „Volkswirt“. 
ЕУ 


Die Mitglieder des Redaktionsstabs sind jetzt 
neben den ständigen Korrespondenten und neben guten 
Freunden und gelegentlichen Besuchern der Dienstag- 
Sitzungen Dr. Karl Polanyi, Dr. Franz Klein, der neben 
der Innenpolitik die schwierige Aufgabe hat, Finanz- 
angelegenheiten selbständig zu behandeln, Josef Jel- 
linek, der in erster Linie sozialpolitische Fragen be- 
arbeitet, der Vertreter der Zeitschrift in Prag, Dr. Adal- 
bert Worliezek, der Politik und Wirtschaft seines Lan- 
des so gründlich kennt und immer angriffslustig ist. 
Hofrat Dr. Adolf Drucker, der einige wichtige Rubri- 
ken des Blattes betreut, nimmt meistens an den 
Redaktionskonferenzen teil. Nicht zu vergessen 
Dr. Braun und Gartenberg, die die Börsenrubrik und 
auch einen großen Teil der Bilanzen bearbeiten. 

Ein unsteter Weltbummler, der Verfasser dieser 
Zeilen, hat sich zwar in den fünf Jahren, seitdem ein- 
mal Gustav Stolper sein bemerkenswertes Untalent zur 
Nationalökonomie entdeckt hat, mehr in Brasilien, auf 
den Fidschiinseln, in Westindien und Kalifornien auf- 
gehalten als in Österreich, er ist aber sehr stolz darauf, 
daß in dem grotesk mit Papier überfüllten kleinen 
Zimmer in der Porzellangasse jederzeit ein (schäbiger) 
Fauteuil auf den Wanderer wartet; dieser Sessel be- 
deutet ihm seine feste Verankerung in den öffentlichen 


Problemen Österreichs, so recht seine publizistische 
Heimat. 

Verzeihung, ich rede noch immer von mir. Wenn 
ich irgendwo in der großen Welt herumfahre, ist mir 
dieses kleine Österreich manchmal traumhaft fern. In den 
Zeitungen, die ich zu lesen bekomme, steht selten eine 
Nachricht aus Österreich und wenn, dann meistens eine 
peinliche; manchmal trägt der Wind eine Art Ver- 
wesungsgeruch über alle Ozeane. Dann wird mir, nach 
Honolulu, Dominica oder Holywood eine schon alte 
Nummer des „Volkswirts“ zugeschickt, ich lese sie und 
ich weiß alles Wissenswerte von Österreich. Was in 
Österreich vorgeht, was das Geschehen in einer größe- 
ren Welt für einen Zusammenhang mit Österreich hat. 
Ich erkenne in den Glossen die Art und den Stil dieses 
oder jenen Freundes und doch wieder die Kollektiv- 
meinung der Redaktion, diese redliche, furchtlose, 
schwer gewonnene, auf Wissen und Denken begründete 
Meinung. Ich weiß: da werden wieder bürgerliche 
Leser schreien, dieses Blatt sei zu rot. Ich weiß: da 
werden wieder Sozialisten gesinnungstüchtige Absage- 
briefe geschrieben haben. Sie sagen wieder die Wahr- 
heit nach rechts und nach links, sie scheren sich den 
Teufel um den wirtschaftlichen Vorteil des Blattes, 
diese seltsamen Ökonomen — hier hat Walther Federn 
їп seinen lieben grauen Vollbart hineingelächelt —, 
Polanyi reitet wieder ein Steckenpferd, Klein merzt 
Fremdworte aus, Jellinek ist sachlich und statistisch, 
der teuere alte Zirkus geht weiter, es gibt folglich 
immer noch ein Österreich und jemanden, der es, öfters 
mit guten Scherzen, ernst nimmt. 

Wenn zehn Gerechte gebraucht werden (denke 
ich mir in Honolulu), daß Sodom durch sie seine Exi- 
stenz noch ein wenig rechtfertige, ich weiß von einigen 
ja doch die Adresse! 


Vor zehn Jahren. 
Von Walther Federn. 


m 1. Oktober 1918 hat der österreichische 
Ministerpräsident das Abgeordnetenhaus 
mit einer Erklärung eröffnet, daß Polen 
die freie Entscheidung über die Gestal- 
tung seines Staates überlassen bleibe, zu- 

E gleich wies er auf die dort bestehenden 
Strömungen für einen Anschluß an Österreich-Ungarn 
bin. Für die südslawischen Gebiete solle auf Grund der 
Selbstbestimmung der Völker eine das Interesse Öster- 
reichs und der Gesamtmonarchie wahrende Lösung ge- 
funden werden. Kann man deutlicher die Ahnungslosig- 
keit zeigen, mit der die herrschenden Kreise Öster- 
reich-Ungarns damals noch das bereits vor der Ent- 
ladung. stehende Gewitter verkannten?. Aber nieht nur 
die Leiter, sondern. auch das deutsche und das unga- 
rische: Volk der Doppelmonarchie hatten keine Ahnung 
von dem, was vorging. Die Balkanfront war bereits 
durchbrochen, Bulgarien hatte fünf Tage zuvor die 
Entente um einen Waffenstillstand ersucht. Aber auch 
an den Westfronten war die Katastrophe schon im 
vollen Zug. Deutschlands und Österreich-Ungarns Völ- 
ker wurden über die militärische. Lage eigentlich wäh- 
vend des ganzen Krieges getäuscht. Aber noch größer 
war die Selbsttäuschung über die politische Lage. Nur 


ganz wenige erkannten die Tragweite der Ereignisse, 
die sich innerhalb der Monarchie abspielten. Man wußte 
von meuternden Regimentern, von verweigerter Lebens- 
mittelablieferung und Kriegsanleihepropaganda, man 
wußte von hingerichteten Spionen und von Überläufern. 
Aber zu einer Zeit, da die Führer der Abfallbewegung 
bereits darangingen, nicht nur im fernen Ausland, son- 
dern in den Landeshauptstädten selbst nationale Ver- 
tretungen und Regierungen zu bilden, da glaubten die 
ungarischen Machthaber selbst die „trialistische“ Lö- 
sung noch verweigern zu können, weil Kroatien zu Un- 
garn gehöre, forderten die Führer der Deutschen in 
Österreich die Oktroyierung einer neuen Verfassung, 
die ihnen die Vorherrschaft über die treulosen sla- 
wischen Völker sichern sollte. 

So. kam die Katastrophe, der Zusammenbruch, 
trotz der Sorgen über die militärische Entwicklung, 
trotz der ‚schweren Enttäuschung, daß die Friedens- 
schlüsse von Brest-Litowsk und Bukarest die drückende 
Lebensmittelnot nicht gemildert hatten, den Massen 
und den meisten ihrer Führer völlig unerwartet. So viel 
Jahrzehnte man davon gesprochen hatte, daß die Mon- 
archie ihrem Verfall zustrebe, ernsthaft hatte kaum je- 
mand daran geglaubt. Hatten doch vor allem die 
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meisten im deutsch-tschechischen Streit das Problem 
des Staates gesehen und nicht erkannt, daß es neben 
der tschechischen viel ernstere Fragen, die polnische, 
vor allem aber die südslawische gab, an der sich der 
Krieg entzündet hatte, die für seinen Ausgang entschei- 
депа war. Als Italien am 8. September 1918 zugestimmt 
hatte, daß ein großes südslawisches Reich entstehe, war 
das Schicksal der Monarchie besiegelt. Denn die be- 
gründetsten Zweifel an dem Willen der Sieger — wie- 
viel Deutsche in Österreich und in Deutschland wußten 
damals schon, daß die Entente endgültig und vollstän- 
dig gesiegt habe? —, Österreich-Ungarn aufzuteilen, 
knüpften sich an die Hoffnung, daß Italien die Bildung 
des südslawischen Staates nicht zugeben werde. Die 
seitherige Entwicklung hat gezeigt, daß dieser Gedanke 
nicht der Berechtigung entbehrte. Aber im Augenblick 
des Sieges stellte auch Italien die Bedenken zurück, 
daß ein südslawisches Reich ein viel größeres Hindernis 
seiner imperialistischen Politik im Osten sein werde als 
das morsche Österreich-Ungarn. Auch war der Drang 
der Völker nach Selbständigkeit zu mächtig geworden, 
als daß die Diplomaten ihn hätten zurückdämmen 
können. 

Erst als am 5. Oktober Deutschland, Österreich- 
Ungarn und die Türkei an Wilson mit dem Antrag 
herantraten, einen sofortigen Waffenstillstand zu 
schließen, zwei Tage nach der Ernennung des Prinzen 
Max von Baden zum deutschen Reichskanzler, erst als 
sich am 15. Oktober der südslawische Nationalrat in 
Agram, am 19. der ungarische Nationalrat, am 20. der 
tschechische in Prag konstituiert und nachdem schon 
am 16. Oktober Ungarn seine Selbständigkeit erklärt 
hatte, dachte auch das deutsche Volk daran, sein 
Schicksal mitzubestimmen, besannen sich auch die 
Deutschen Österreichs ihrer wahren Lage. Die provi- 
sorische Nationalversammlung verkün- 
dete am 21. Oktober den selbständigen deutschöster- 
reichischen Staat und am 30. Oktober beschloß sie die 
vorläufige Verfassung. Aber noch bis zum 12. Novem- 
ber spielten kaiserliche Minister Regierung, plaka- 
tierten, politische Leichname, Aufrufe an das deutsch- 
österreichische Volk, bis der Beschluß der Nationalver- 
sammlung vom 12. November die kaiserlichen und die 
gemeinsamen Ministerien als aufgelöst erklärte und 
Deutschösterreich als demokratische Repu- 
blik und als Bestandteil der deutschen 
Republik erklärte. Innerhalb dieser kurzen sechs 
Wochen hatte sich die politische Auflösung 
der Monarchie vollzogen. Sobald man in Wien begriffen 
hatte, daß das Alte unwiderruflich gefallen sei, fand 
man sich darein und niemand dachte daran, ob es über- 
haupt möglich sei, gegen den Zerfall anzukämpfen. 
Schon die ersten Kundmachungen der neuen Republik 
erkannten rückhaltlos das Recht der anderen Nationa- 
litäten auf Eigenstaatlichkeit an und betonten den 
Willen, mit ihnen in guten, freundnachbarlichen Ver- 
kehr zu treten. Nur gegen die gewaltsame Besetzung 
von innerösterreichischen reindeutschen Gebieten wurde 
protestiert. 

Aber die wirtschaftliche Liquidation des 
alten Reiches war nicht so rasch durchzuführen. War 
es doch beispiellos in der Weltgeschichte, daß ein 
großes Reich, das jahrhundertelang in engster Ver- 
knüpfung wirtschaftlich aufgebaut und zusammenge- 
wachsen war, plötzlich binnen wenigen Wochen sich in 
sieben Bestandteile auflöste. In Wien erkannte man die 


Gefahr und mahnte zu einer einvernehmlichen Liqui- 
dation der wirtschaftlichen und finanziellen Einrich- 
tungen, der Notenbank und Währung, der Staats- 
schulden, der vielen gemeinsamen öffentlichen Einrich- 
tungen, der sozialen Anstalten, der tausendfältigen pri- 
vatrechtlichen Vermögensansprüche, die nun nicht mehr 
einer einheitlichen richterlichen Entscheidung, sondern 
der Gesetzgebung und Justiz von sieben Staaten unter- 
worfen waren. Unter den steten und eindringlichen 
Mahnern — obwohl von Anfang an mit wenig Hoffnung 
auf Erfolg — war vor allem der „Österreichische Volks- 
wirt“. Aber die Regierungen der alten und der neuen 
Staaten, die sich das Erbe der Monarchie, der beiden 
durch den Dualismus verbundenen Staaten angeeignet 
hatten, waren nicht in der Stimmung, solchen Mahnun- 
gen Gehör zu geben. Sie fühlten sich als Sieger, sie ge- 
dachten zunächst, überhaupt keine Verpflichtungen der 
ehemaligen Monarchie zu übernehmen, ja, sie wollten 
sogar Ansprüche auf Wiedergutmachungsleistungen 
Österreichs und Ungarns erheben: Reparatione n, 
die damals bereits im Gegensatz zu den auch sonst aller- 
orten verletzten 14 Punkten der Wilsonschen Botschaft, 
auf die sich die besiegten Mächte in ihrem Waffenstill- 
standsanbot berufen hatten, in allen Siegerländern in 
aller Munde waren. 

Zu diesen Reparationen an die Nachfolgestaaten 
ist es nicht gekommen, aber jede Aussprache über die 
finanzielle Liquidierung wurde entschieden abgelehnt 
und die Regelung auf die Friedensverträge verwiesen, 
über die in St. Germain und späterhin in Trianon ver- 
handelt wurde. Das war nicht nur für Österreich und 
Ungarn, sondern auch für die anderen Nachfolgestaaten 
selbst von schwerstem Schaden, denn zunächst blieb 
die alte österreichisch-ungarische Krone noch die ge- 
meinsame Währung aller ehemals österreichisch-unga- 
rischen Gebiete und die Unsicherheit über ihre Fundie- 
rung, über ihren künftigen Geltungsbereich war eine der 
wesentlichen Ursachen ihrer fortschreitenden Entwer- 
tung. Am Tage des Waffenstillstandsabschlusses an- 
fangs November notierte die Krone in Zürich noch 
391% Cent., Ende 1918 80% und sie fiel anfangs 
März 1919 auf 23, als erst Südslawien und dann die 
Tschechoslowakei zur Schaffung eigener Währungen 
Schritten. Dadurch wurde auch die Deutsch-Österrei- 
chische Republik zur Abstempelung ihrer Kronen und 
Feststellung des aus der Vergangenheit stammenden, 
mit dem Charakter des allgemeinen Zahlungsmittels 
ausgestatteten Banknotenumlaufs genötigt. Aber damit 
war zwar die materielle Währungstrennung vollzogen, 
der mittelbare, überwiegend psychologische Zusammen- 
hang zwischen den verschiedenen Währungen, ganz be- 
sonders zwischen der Tschechenkrone und der österrei- 
ehischen, hörte auch dann noch nicht auf und bei Be- 


kanntgabe der Friedensbedingungen im Juli 1919 war 


die österreichische Krone weiter auf 1615 Cent. gefallen. 
die tschechische stand 28 Cent. So zielsicher auch der 
tschechoslowakische Finanzminister Raschin die Los- 
lösung der Währung durchgeführt und zum Zwecke der 
Deflation mit der einen Bestandteil der Vermögensabgabe 
bildenden Rückhaltung eines großen Teils der zur Ab- 
stempelung eingelieferten Banknoten verbunden hatte, 
auch den tschechoslowakischen Staatsbürgern wären 
ungeheure Verluste erspart geblieben, wenn die finan- 
zielle Auseinandersetzung sofort nach der Errichtung 
der neuen Staaten in Angriff genommen worden wäre. 
Denn mit dem weiteren Verfall der österreichischen: 
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Krone sank auch sie bis 6 Cent. und es bedurfte der 
neuerlichen Deflationsmaßnahmen, um sie auf 16 Cent. 
zu heben. Freilich, die endgültige zahlenmäßige Regu- 
lierung war nicht so rasch zu vereinbaren, aber das 
gar nicht nötig gewesen. In jenem Augenblick 
ае die grundsätzliche Bereitwilligkeitserklärung zur 
‚ verständlichen Liquidation, zur gerechten Lastenver- 
teilung vollständig genügt, um die Banknotenbesitzer 
und überhaupt alle, die auf Kronen lautende Forde- 
ungen an die Notenbank, an den Staat und an Private 
hatten, und zwar nicht nur in Deutsch-Österreich und 
Ungarn, sondern auch in den anderen Nachfolgestaaten 
zu beruhigen und der Kronenflucht in all diesen Län- 
em und dem sinnlosen Herüber- und Hinüber- 
Schmuggeln von Banknoten und Wertpapieren und der 
Panikartigen Beschaffung von Auslandsdevisen einen 
der stärksten Beweggründe zu nehmen. 
Freilich, auch wenn die Leiter der Nachfolge- 
Staaten die Einsicht und Großzügigkeit, die zu einver- 
nehmlicher Liquidation gehörten, bewiesen hätten, 
wären die Verhältnisse in den Gebieten der ehemaligen 
Monarchie und vor allem in Deutsch-Österreich und 
„.garn verzweifelt genug gewesen. In Ungarn führten 
en zu der verhängnisvollen Episode der Räterepu- 
2 d In Osterreich, wo kluge und maßvolle Führer des 
ee die Unmöglichkeit erkannten, eine sozia- 
Fa Staatsverfassung mit einem Schlage und mit 
2 t auf Dauer einzurichten, arbeiteten die ver- 
ш edenen Parteien їп den ersten Monaten nach dem 
msturz einträchtig zusammen, um den Notbau des 
neuen Staates, den alle für einen ganz vorübergehenden 
hielten, bis der erklärte Anschluß an Deutschland auch 
tatsächlich vollzogen würde, aufrecht zu halten. Denn 
in Österreich galt es zunächst, für das nackte Leben der 
Staatsbürger zu sorgen. Das gefürchtete Rückfluten der 
regellos von den alten Grenzen heimkehrenden Armeen 
hatte sich im wesentlichen ohne Disziplinwidrigkeiten 
und ohne Ausbrüche der Verwilderung vollzogen, die 
nach den Jahren furchtbaren Schützengraben- und ent- 
sittlichenden Etappenlebens begreiflich genug gewesen 
wären. Die Gutartigkeit der Bevölkerung schützte vor 
Zerstörungswut und auch die Rückführung der ent- 
lassenen Soldaten in die bürgerlichen Berufe wäre 
ebenso reibungslos vor sich gegangen, wenn nur Be- 
schäftigung für die arbeitslustigen Hände vorhanden 
gewesen wäre. Aber Deutsch-Österreich war aus dem 
Krieg vollständig ausgesogen hervorgegangen, hatte 
keine Vorräte an Rohstoffen, an Nahrungsmitteln und 
den größten Mangel an Kohle. Wie oft mußten die 
Eisenbahnen, die Straßenbahnen in den ersten Nach- 
kriegsjahren den Betrieb teilweise und sogar ganz ein- 
stellen, weil Kohle nicht zu beschaffen war, wie viele 
Fabriken mußten aus dem gleichen Grunde feiern. War 
es doch unmöglich, Brennstoff aufzubringen, um die 
Wohnräume notdürftig zu erwärmen. Der Wiener Wald 
Frick noch heute von den Verzweiflungshandlungen, zu 
re Not weite Kreise der Bevölkerung zwang. 
publik eg ee alle Erklärungen der Regierung der Re- 
dem ER оа Nachbarstaaten, an die Entente mit 
Abe Ohle, nach Lebensmitteln verbunden. 
r damals war Kohle ein all in b hrter Artikel 
und nur schwer ließ si en 
y Sich die Tschechoslowakei herbei, 
uns ganz unzureichende Mengen im Kompensationswege 
abzugeben. Mit Lebensmitteln half uns das Ausland bald 
nach dem Waffenstillstand aus, Aber die Not wich nicht 
und jene ersten Nachkriegsjahre waren für das „Hinter- 
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land“ schlimmer als die Kriegsjahre, in denen Wien 
schon mehr Not gekannt hatte als alle anderen Groß- 
städte, und sie waren hofinungsloser, denn nun war ja 
der Krieg zu Ende. Aber die wirtschaftliche Blockade 
dauerte fort. All die Hilfsmittel, die in der „belagerten 
Festung“ eingeführt waren, die Brotkarte usw., mußten 
beibehalten werden. Milch gab es kaum für die Säug- 
linge und es war unmöglich, den Arbeitslosen Be- 
schäftigung zu verschaffen, deren Zahl sich durch das 
Zurückfluten der Deutschen aus den Nachfolgestaaten 
wesentlich vermehrt hatte. Soweit sie Staatsbeamte ge- 
wesen, mußte man sie aufnehmen, auch sonst suchte 
man sie unterzubringen und daher stammt die unge- 
heure Überzahl der Staats- und Privatbeamten, die man 
später, schonungslos neue Not schaffend, abbauen 
mußte. 

Dazu der stetige Schwund aller Vermögen und Ein- 
kommen durch die fortschreitende Geldentwertung. 

Dann wurden die Friedensbedingungen 
bekannt. Einseitig den Besiegten aufgezwungen, ohne 
daß die Möglichkeit zu mündlichen Besprechungen ge- 
geben worden wäre, ein Kompromiß zwischen der 
Maßlosigkeit der Nachfolgestaaten, den Interessen der 
Hauptsiegermächte als Gläubiger und gewissen völker- 
rechtlichen Grundsätzen, die wenigstens scheinbar zu 
wahren sie nicht umhin konnten, und der grenzenlosen 
Unkenntnis der in St. Germain versammelten Diplo- 
maten über die tatsächlichen Verhältnisse und Bedürf- 
nisse auf dem geteilten Boden der ehemaligen Mon- 
агеһіе. Einige der ärgsten Bestimmungen wurden auf 
die Vorstellungen unserer Delegation in St. Germain 
etwas gemildert; andere den Bedürfnissen anzupassen, 
sollte der Reparationskommission — die eine Sektion 
nach Wien entsendete und die dann im Volksmund als 
Reparaturkommission erschien — überlassen bleiben. 
Auch wurde für die Lösung der schwierigsten finan- 
ziellen Auseinandersetzungen die Bildung von Kom- 
missionen der Nachfolgestaaten beschlossen, deren Ent- 
scheidungen freilich nirgends mit den Bestimmungen 
des Friedensvertrages in Widerspruch stehen sollten. 
Das ursprünglich von den Nachfolgestaaten in den 
Friedensvertrag eingeschmuggelte und schon häufig 
vorweg ausgeübte Recht der Beschlagnahme und Li- 
quidation des österreichischen Privateigentums auf den 
ihnen zugefallenen Gebieten wurde auf ein geringes 
Maß eingeschränkt. Aber im wesentlichen blieb alles 
beim Alten. Ein unbilliger, weder die Rechtsverhält- 
nisse, noch die Tatsachen wahrender und in vielen 
Punkten, vor allem in der Auseinandersetzung über die 
Österreichisch - ungarische Bank, unsinniger und un- 
durchführbarer Friedensvertrag. Er wurde auch in 
wichtigsten Punkten nicht durchgeführt. Vor allem die 
Reparationen, deren Höhe vor dem 1. Mai 1921 hätte 
bestimmt werden sollen, wurden nicht festgesetzt und 
werden wohl niemals mehr verlangt werden. Es wurde 
weit von den Bestimmungen des Friedensvertrages abge- 
gangen, am meisten bei der Liquidation der Österrei- 
chisch -ungarischen Bank und ihrer Banknotenschuld, 
aber auch bei der Regelung der staatlichen und privaten 
Vorkriegsschulden an Angehörige des feindlichen Aus- 
landes und der Kronenverbindlichkeiten zwischen den 
Angehörigen der Nachfolgestaaten. 

Aber bis es zu diesen Milderungen kam, war die 
Währung völlig zusammengebrochen, hatte das deutsch- 
österreichische Kapital den größten Teil seines Ver- 
mögens eingebüßt, so daß schließlich die selbst dezi- 


mierten Vermögensansprüche der Bevölkerung an die 
Nachfolgestaaten einen wesentlichen Teil des geretteten 
Restes bildeten. Während dieser Zeit der Unsicherheit 
und Unklarheit waren alle Anstrengungen vergebens 
gewesen, dem Währungsverfall Einhalt zu tun. Der 
Ertrag der Vermögensabgabe ging fast restlos in der 
Geldentwertung unter. Und so war es mit all den 
Steuern, die eingeführt wurden, um die Staatsfinanzen 
in Ordnung zu bringen. Ehe sie eingezahlt waren, hatten 
sie nur noch einen Bruchteil der Kaufkraft und waren 
oft dennoch drückend, denn die Erwerbsfähigkeit der 
Bevölkerung war völlig zusammengeschrumpft. Als 
nicht mehr der Rohstoff- und Kohlenmangel hemmte, 
machte die Absperrungspolitik der Nachfolgestaaten es 
unmöglich, die alten Absatzgebiete zu behaupten. Nur 
ein Bruchteil des Einfuhrbedarfs konnte durch die Aus- 
fuhr ausgeglichen werden, auch in der Zeit der schein- 
baren Ausfuhrkonjunkturen, die dadurch bedingt 
waren, daß zeitweilig die innere Kaufkraft der Krone 
höher war als ihr Auslandswert. Die Waren wurden ver- 
schleudert, die neu erzeugten und die alten Bestände, 
die Kunstwerke und die Wertpapiere, solehe der Nach- 
folgestaaten, des Altauslandes, die Bankfilialen und 
die Beteiligungen an Industrieunternehmungen. Die 
Vermögensaufzehrung hielt noch Jahre nach dem Krieg 
an und mehrmals wurde der völlige Zusammenbruch 
nur durch die Lebensmittel- und anderen Kredite ver- 
hütet, die uns neutrale und Siegerstaaten gewährten. 
Die letzteren vor allem, um den Anschlußbestrebungen 
entgegenzuwirken, die sie all die Jahre nur der wirtschaft- 
lichen Not zuschrieben, nicht abnend oder nicht zu 
sehen gewillt, daß der Drang, sich mit dem Deutschen 
Reich zu vereinigen, viel tiefere und edlere Gründe 
hatte als die Sorge um das leibliche Wohl. 

Und so war es auch, als nach allen fehlgeschlagenen 
Sanierungsversuchen dem Bundeskanzler Dr. Seipel die 
Völkerbundanleihe gelang, das viel bespro- 
chene Sanierungswerk, für das wir das verschärfte An- 
schlußverbot in Kauf nehmen mußten. Seither sind Fi- 
nanzen und Währung in Ordnung, der Bund hat Über- 
schüsse in der laufenden Gebarung. Er deckte während 
der seither vergangenen fünf Jahre einen großen Teil 
der staatlichen Investitionen aus den laufenden Ein- 
nahmen, die übrigen aus den Erlösen der Völkerbund- 
anleihe, deren allmählicher Übergang an die Österrei- 
chische Nationalbank ihren Devisenvorrat so sehr ver- 
mehrte, was dem In- und Ausland die Sicherheit ver- 
lieh, daß die neue Währung dauernd stabil bleiben 
werde. 

Die Wirtschaft aber war nicht saniert. Die Geld- 
entwertung, der Warenmangel, die Unsicherheit aller 
Verhältnisse hatte die Sitten verwildert. Das Bürger- 
tum war zum großen Teil wirtschaftlich vernichtet, so- 
weit es nicht selbst die Methoden angewendet hatte, 
die eine Schicht emporgekommener Inflationsgewinner, 
Warenwucherer und Spekulanten auf den Niedergang 
der Währung gebrauchte. Die kaufmännische Moral war 
in der Zeit, wo alles unsicher war, wo Handel und Ge- 
werbe nicht kalkulieren, sondern nur spekulieren konn- 
ten, auf das schwerste geschädigt worden. So war nach 
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der finanziellen Sanierung die Zeit reif für einen 
Taumel an der Börse, die den Wirbeltanz der Kurse 
noch fortsetzte, als er nicht mehr Ausdruck des schwin- 
denden Geldwertes war. Den Irrtum zahlte die Bevöl- 
kerung mit neuen schwersten Verlusten, mit dem Zu- 
sammenbruch der in der Inflation aufgeblähten Banken 
und neuen Finanzgrößen, mit einer Wirtschaftskrise, 
die ebenso auf die Schwierigkeiten der Ausfuhr, wie 
auf das Fehlen innerer Verbrauchskraft zurückzuführen 
war, deren Geringfügigkeit erst erschreckend zum Aus- 
druck kam, als die harten Bedingungen des Sanierungs- 
programms Zehntausende von Beamten des Bundes, 
von Angestellten der zusammengebrochenen Banken 
und Industriefirmen, Hunderttausende von Arbeitern 
auf das Pflaster setzten, deren nacktes Leben durch die 
Arbeitslosenunterstützung zur Not aufrecht erhalten 
wurde. 

Wenn in den letzten zwei Jahren sich eine Bes- 
serungder Wirtschaftslage einstellte, so ist 
sie der fortschreitenden Konsolidierung Europas, der 
zielbewußten Finanz- und Investitionspolitik der Ge- 
meinde Wien, der auch der Bund allmählich folgte, der 
durch ausländische Kredite geförderten Rationalisierung 
der Industrie, den erfolgreichen Anstrengungen, die 
landwirtschaftliche Produktion zu heben, und nicht zu- 
letzt der Hochkonjunktur in Deutschland und seinen 
Nachbarländern zu danken. Aber eben weil diese eine 
so große Rolle bei der Besserung der österreichischen 
Wirtschaftslage spielt, besteht noch keine Sicherheit, 
daß wir nun auch dauernd den Niedergang überwunden 
haben und uns auf der so niedrigen Stufe der Lebens- 
haltung, zu der die Bevölkerung auch in der Zeit der 
Konjunktur gezwungen ist, behaupten können. 


In den Nachbarstaaten machte die Konsolidierung 
gleichfalls Fortschritte. Sie ging voran in der tschecho- 
slowakischen Republik, die die reichsten Teile der ehe- 
maligen Monarchie geerbt hat, sie folgte in Ungarn, das 
auch der Hilfe des Völkerbundes bedurfte, dessen 
starke landwirtschaftliche Basis aber größere Unab- 
hängigkeit von den Auslandsmärkten verleiht. Sie 
folgte nach mißglückten Versuchen auch in Polen, 
dessen innerstaatliche Neuorganisation aber noch nicht 
beendet ist. Sie ist aufgehalten in Südslawien, das als 
Agrarstaat günstige Wohlstandsgrundlagen hätte, aber 
unter den außen- und innenpolitischen Reibungen 
leidet. Sie wird eben jetzt in Rumänien ange- 
bahnt, das gleieh Südslawien allein unter den Nach- 
folgestaaten seine Währung noch nicht endgültig 
wiederherstellen konnte. 


So ist am Ende dieser zehn Jahre die finanzielle 
Liquidation der Monarchie zwar noch nicht ganz, aber 
doch in ihren wesentlichsten Teilen vollendet. Die po- 
litische hat den Sorgenpunkt noch nieht überschritten, 
weil die meisten Nachfolgestaaten im Zusammenrafien 
fremdnationalen Besitzstandes von der Monarchie deren 
Sorgen und inneren und äußeren Widersprüche über- 
nommen hatten, die sie erst überwinden können, wenn 
sie aus der Vergangenheit der Monarchie die richtigen 
Lehren ziehen. 


Der Österreichisch-Deutsche Zusammenschluß im wirtschaftlichen 


Denken von 
Von Generaldirektor Dr. 


n diesen Tagen, in welchen die große 

europäische Auseinandersetzung über die 

Frage des deutsch-österreichischen Zu- 

sammenschlusses noch im Gange ist, 

welche das zehnte deutsche Sängerbun- 
m Ў desfest und die Juli-Kundgebungen des 
Osterreichisch-deutschen Volksbundes entfesselt haben 
und die durch die Verfassungsfeier im Reichstage, 
durch die Tagung der Interparlamentarischen Union 
ш Berlin, durch die jüngste Aufrollung der Räumungs- 
frage und die Genfer Völkerbundtagung weiter genährt 
wurde — in diesen Tagen liegt es nahe, über die Wand- 
lungen nachzudenken, welche die Anschlußfrage seit 
dem Zusammenbruch der Zentralmächte erfahren hat. 
Die vorliegende Betrachtung wird sich auf die Gestal- 
tung des Zusammenschlußgedankens im Wechsel der 
wirtschaftlichen Anschauungen beschränken; sie kann 
wie jeder Versuch, in die Vielfältigkeit des Spieles 
lebendiger Kräfte System zu bringen, nur die Haupt- 
richtung der Entwicklung zeigen. 


Im großen geschichtlichen Augenblick des Zusam- 
eer, der Zentralmächte und der Auflösung der 
onaumonarchie folgte der österreichische und reichs- 
deutsche Volkswille dem „von keines Gedankens Blässe 
angekränkelten“, aus den Tiefen geschichtlicher Bestim- 
Бе dringenden Antriebe, die Wiedervereinigung der 
eiden deutschen Staaten zu einer politischen Schicksals- 
gemeinschaft zu vollziehen. Aber dieses Ziel, im Blitz- 
schlag der Katastrophe grell beleuchtet und untrüglich 
erkannt, versank, bevor sich eine Hand zur Verwirkli- 
chung regte, in der Nacht des anhebenden Chaos. Ob 
sich müde Hände zu spät erhoben, ob ein Zugriff in 
einem Augenblick äußerster Ohnmacht überhaupt Aus- 
sicht auf Erfolg hatte, ob es unentrinnbares Schicksal 
war, im Augenblick eines furchtbaren Verlustes den 
einzig dargebotenen Gewinn wohl begreifen, aber nicht 
ergreifen zu können — das werden wir nie wissen. 
Dem einstimmigen Beschluß der deutschösterreichi- 
schen Nationalversammlung vom 12. November 1918: 
„Deutschösterreich ist ein Bestandteil der deutschen 
Republik“ und der den Zusammenschluß vorsehenden 
Bestimmung der Weimarer Reichsverfassung folgte 
keine politische Tat, nicht einmal ein ernstlicher Ver- 
such zu einer solchen. Der Wille der Sieger, den sofor- 
tigen Zusammenschluß zu verhindern, dessen Durch- 
setzbarkeit im Augenblick der Katastrophe, in der Zeit 
bis zum Zusammenbruch Wilsons fraglich war, konnte 
als Programmpunkt in einem politischen System der 
Sieger in den Artikeln 88 und 80 von Saint Germain 
und Versailles völkerrechtlichen Ausdruck gewinnen. 
э blieb die erste Phase des Zusammenschlußgedan- 
ens geschichtlicher Antrieb und feierliche Kundge- 
bung: alle Kraft war dahin, dem Antrieb folgte keine 
Tat. Die Volksabstimmungen von Tirol und Salzburg 
im Jahre 1921 können wir nur noch als Abwehr- 
bewegungen eines hoffnungslos Niedergetretenen in 
einem verzweifelten Erkennen seiner Not und Verlassen- 
heit werten; gleich saß der Fuß im Genick und die 
Bewegung erstarb. Es war zu spät! Sieger und Nutz- 
nießer waren über die Neuordnung Europas einig, die 
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beiden deutschen Staaten hungerten, wurden vom 
Fieber gewaltiger Umwälzungen geschüttelt. Feindliche 
Besetzung und Bürgerkrieg, Reparationen und Wäh- 
rungsverfall eröffneten eine Epoche, in der die Sorge von 
heute auf morgen allem geschichtlichen Denken ebenso 
den Garaus machte wie allem planmäßigen Denken in 
der Wirtschaft, die in ihren Grundfesten erschüttert, 
ihrer ökonomischen Maßstäbe beraubt, kontrollos in 
das Abenteuer der Inflation stürzte. 


In die Jahre 1918 bis 1925 fällt — im Sinne der 
wirtschaftlichen Erwägung — die zweite Phase in der 
Entwicklung des Auschlußgedankens. War auch der 
Gedanke lebendig geblieben, so war er von den Trüm- 
mern eines furchtbaren politischen und wirtschaftlichen 
Zusammenbruches verschüttet, von der krankhaften 
Raserei des täglichen politischen und wirtschaftlichen 
Geschehens übertäubt, von Not und Abhängigkeit 
niedergehalten. Erhob er sich hin und wieder zu einer 
kraftlosen Äußerung, so wurde er von der Presse der 
Nutznießer der Verträge mit Spott über unerhebliche 
pangermanistische Grüppchen oder oppositionelle 
Schlagworte, seltener mit einem „Niemals!“, das schon 
ehrenvoller war, abgetan. In diesen Jahren vollzog sich 
die erste Wandlung des Gedankens: im Jahre 1918 als 
schicksalsmäßiger, geschichtlicher Impuls aufgeilammt, 
bemächtigte sich seiner in den Jahren der Not, welche 
das politische Denken im Bann der wirtschaftlichen 
Notrechnung hielt, die wirtschaftliche Skepsis. In einer 
Epoche, in der sich die wirtschaftliche Erwägung zwi- 
schen dem Devisenkurs von heute und dem Kassatag 
der nächsten Woche bewegte, mußten die primitivsten 
Bedenken hüben und drüben entstehen. Während des 
Wettlaufs der stürzenden Währungen schreckte die je- 
weils größere Not des Einen die ängstlichen Gemüter 
auf der anderen Seite. In den ersten Krisen der Stabili- 
sierung verwies man im Reiche — meist mit dem ent- 
sprechenden idealistischen Vorbehalt, oft ohne diesen 
— auf die bedenkliche Addition von Not und Not, die 
österreichische Produktion machte sich über die schwer- 
wiegenden Folgen der überlegenen deutschen Konkur- 
renz düstere Gedanken. 


Alle Kritik dieser Zeit war aus der Not des Tages 
geboren, aus dem Einzelerlebnis, das sich vor den 
Blick auf die größeren Fragen der Gesamtheit stellte, 
aus dem Einzelfall mühsam ringender Betriebe und 
Produktionszweige. In dieser Zeit wurde von der Frage 
des Zusammenschlusses hauptsächlich geschwiegen. Die 
anschlußfeindliche europäische Presse konnte jahrelang 
die Existenz des Österreichischen Anschlußwillens un- 
gestört leugnen und sich bis zu der Behauptung ver- 
steigen, die Österreicher stünden einem Zusammen- 
schlusse mit schärfster Ablehnung des verhaßten preu- 
Віѕеһеп Wesens und mit der Überzeugung entgegen, 
daß der Zusammenschluß ihren sofortigen Untergang 
bedeute. 


Es bereitete sich aber schon die zweite Wandlung 
des Gedankens vor, als uns im Jahre 1925 die Völker- 
bundexperten des Zeugnis unserer Lebensfähigkeit aus- 
stellten und mit planmäßiger Gleichzeitigkeit der Ge- 


danke eines Vorzugszollsystems mit den Nachfolge- 
staaten in die Erörterung geworfen wurde: zu spät für 
eine ernstliche Untersuchung dieser von vornherein 
gegen allen geschichtlichen Instinkt und alles National- 
gefühl des Volkes gerichteten Planes. Der Umschwung 
in der wirtschaftlichen Betrachtung des Problems war 
im Gange. Das Öffentliche Hervortreten der „Öster- 
reichisch-deutschen Arbeitsgemeinschaft‘“ und die weit- 
hinschallenden überparteilichen Volkskundgebungen 
des „Österreichisch-deutschen Volksbundes“ fallen mit 
der Folgerichtigkeit einer natürlichen Entwicklung in 
die Zeit einer bedeutungsvollen Wende. 

Das Jahr 1925 leitet im Zeichen der Normalisie- 
rung Österreichischer und reichsdeutscher Wirtschaft 
die dritte Phase des Zusammenschlußgedankens ein. 
Das Inferno der Inflation, die heftigsten Beschwerden 
der Sanierungskrise sind vorüber, der Blick, bisher auf 
die Überraschungen des Heute gebannt, weitet sich po- 
litisch und wirtschaftlich auf größere Zeit- und Wirt- 
schaftsräume; aber das wirtschaftliche Argument bleibt 
in einem zerstörten Europa im Vordergrund der Be- 
trachtungsweise und entwickelt von 1925 bis 1928 eine 
neue Auffassung von der Anschlußfrage, die derjenigen 
der vergangenen Epoche gerade entgegengesetzt ist: 
Zusammenschluß als wirtschaftliche Notwendigkeit. Für 
die österreichische Wirtschaft löst sich aus dem Chaos 
der ersten Nachkriegsjahre allmählich in deutlichen 
Umrissen das Bild einer bedeutungsvollen Verände- 
rung der alten Märkte: die mit allen Mitteln der Staats- 
gewalt, insbesondere durch Hochschutzzölle angebahnte 
Entwicklung zur industriellen Selbstversorgung der 
Nachfolgestaaten und die im Zuge der gewaltigen 
Wiederaufbauleistung im Reich überraschend anwach- 
sende Aufnahmsfähigkeit des reichsdeutschen Marktes 
für österreichische Erzeugnisse. Die österreichische 
Wirtschaft erklärt sich von 1925 bis 1928 beinahe ge- 
schlossen für den Zusammenschluß mit dem Reich. 
Dort vollzieht sich innerhalb desselben Zeitraums — 
wenn auch nicht ebenso geschlossen und programma- 
tisch — eine ähnliche Wandlung: die primitive Auf- 
fassung vom armen Bruder wird allmählich von der 
Erkenntnis verdrängt, daß dieses kleine Österreich 
höchst wertvolle historische Beziehungen und eine un- 
verlierbare handelsgeographische Lage besitze und daß 
es über latente produktive Kräfte verfüge, die im Rah- 
men eines großen Wirtschaftsgebiets bedeutsam zur 
Geltung gebracht werden können. Diese aller Welt klare 
Entwicklung der Dinge erregt die Zusammenschluß- 
gegner im neuen Europa aufs äußerste. Die berufs- 
mäßig anschlußfeindliche Presse — es entwickelt sich 
in diesem Fach allmählich еіп französisch-tschechi- 
sches Monopol — erschöpft sich entweder in ständigen 
Hinweisen auf die von den Völkerbundexperten be- 
glaubigte und praktisch erwiesene Lebensfähigkeit 
Österreichs oder verlangt die wirtschaftliche Unter- 


stützung der interessierten Staaten für Österreich, um 
diesem die Verzweiflungsidee vom Anschluß auszutrei- 
ben. Die frühere Behauptung vom Mangel eines öster- 
reichischen Anschlußwillens, ohne augenfällige Dreistig- 
keit nicht mehr aufrechtzuerhalten, weicht dem ver- 
stärkten Hinweis auf imperialistische Gelüste des 
Reichs, Österreich zu annektieren. Das alte Vorzugs- 
zollsystem mit den Nachfolgestaaten, mitteleuropäische 
Programme ohne Deutschland, ein tschechoslowakisch- 
österreichischer Zollverband, die Internationalisierung 
Österreichs durch die Verlegung des Völkerbundsitzes 
nach Wien — all diese Projekte, laut verkündigt oder 
vorsichtig betrieben, werden gegen die Zusammen- 
schlußbewegung, die es von einer belanglosen Grüpp- 
chen-Sache zu einer „Bedrohung des Friedens“ ge- 
bracht hat, losgelassen. Zu spät! Als die diesjährige 
Sommerkonferenz der Kleinen Entente in Bukarest 
Österreich für das Wirtschaftsgebiet der Kleinen 
Entente in Anspruch nahm, da erklärte die österreichi- 
sche Regierung, die von 1918 bis 1928 schweigen zu 
müssen geglaubt hatte, vor aller europäischen Öffent- 
lichkeit auf parlamentarischem Boden: „Nichts ohne 
Deutschland!“ So fand eine überparteiliche Volksbe- 
wegung ihren ersten staatspolitischen Ausdruck! Das 
zehnte deutsche Sängerbundesfest war der geschicht- 
liche Anlaß, aller Welt zu verkünden, was aus dem 
Gedanken des österreichisch-deutschen Zusammen- 
schlusses geworden war: eine von gewaltigen Kräften 
getragene nationale und wirtschaftliche Forderung im 
Herzen Europas, deren aufrechte Erfüllung auf dem 
Boden des Rechts den heftigsten Gegnern unentrinn- 
bar erscheinen muß. Nicht mehr eine Frage des Willens 
der beteiligten deutschen Staaten, kaum noch eine 
Frage der gegnerischen Macht, nur mehr eine Frage 
der Zeit und Umstände. Die Weltöffentlichkeit kann 
sich der Tatsache nicht mehr verschließen, daß der 
geschichtliche Impuls von 1918 in zehn Jahren der Not 
und des Wiederaubaues neben seiner ideologischen 
Klärung seine Verankerung in wirtschaftlicher Erkennt- 
nis und Erfahrung gefunden hat. Diese Entwicklung 
vollzieht sich — im schroffen Gegensatz zur bloßen 
Elends- und Almosentheorie —— in der Epoche des 
Wiederaufbaues im Reich und in Österreich, weil eben 
nicht nur der Einzelmensch, sondern auch das ge- 
schichtliche Wesen eines Staates oder Volkes seiner 
Bestimmung in Kraft sicherer zustrebt als in kranker 
Schwäche. 

Die dritte Phase des Anschlußgedankens ist ab- 
geschlossen, wir treten in die vierte. Es ist die Phase 
der bereits angebahnten praktischen Angleichungs- 
arbeit, des Studiums und der Bewältigung zahlreicher 
und schwieriger Fragen, die auf dem Weg zum klar er- 
kannten Ziele zu lösen sind. Weniger Schwung, mehr 
Mühe, schwere Proben, ständige Bereitschaft, geduldige 
Vollendung! 


Die Internationale Rohstahlgemeinschaft. 


Von Dr. Anton Apold, Generaldirektor der 


m 30. September 1926 wurde in Brüssel 
von den Stahlindustriellen Deutschlands, 
Frankreichs, Belgiens, Luxemburgs und 
des Saargebietes der Vertrag unterzeich- 
net, nach welchem die „Internationale 


Rohstahlgemeinschaft“ am 1. Oktober 
1926 ins Leben trat. 4 


Mit Recht hat man diese Gründung als den ersten 
Schritt zur Ordnung des kontinentalen und Welteisen- 
marktes angesehen und mit großen Hoffnungen haben 
sich am 1. Jänner 1927 die tschechoslowakischen, öster- 
reichischen und ungarischen Stahlwerke dem neuge- 
schaffenen Verbande angeschlossen. Jedes Land hat 
дев Recht, bis zum 1. Mai 1929 zu erklären, daß es mit 
irkung ab 31. Oktober 1929 aus der Rohstahlgemein- 
Schaft austritt, wobei alsdann die übrigen Länder vom 
gleichen Tage an ebenfalls ihrer Verpflichtungen ent- 
He. Ze sind. Ohne vorhergegangene Erneuerung er- 
ischt das gesamte Abkommen am 1. April 1931. 
8 Је näher der Zeitpunkt einer Kündigungsmöglich- 
ро heranrückt, desto mehr wird man sich naturge- 
stahl mit der Frage beschäftigen müssen, ob die Roh- 
Be EE ihren Zweck erfüllt und die Ent- 
10016 genommen hat, die ihren Gründern und allen 
Beteiligten vorschwebte. 
i Ich möchte mich nicht mit đer Untersuchung der 
rsachen beschäftigen, warum die Begrenzung der Er- 
Er A | keine Besserung der Weltmarktpreise im 
efolge hatte, und auch nicht damit, warum Ver- 
kaufsverbände für die Ausfuhr bisher nicht zustande- 
kamen, Sondern nur feststellen, daß die Ausfuhrpreise 
nach wie vor unzureichend sind und in der Ausfuhr für 
die Mitglieder der Internationalen Rohstahlgemein- 
schaft die Losung gilt: Alle gegen einen, jeder gegen 
alle. Ausgenommen die Tschechoslowakei, Österreich 
und Ungarn, welche unter sich seit Jahren für die süd- 
östliehen Ausfuhrländer ein zufriedenstellendes Ab- 
kommen besitzen. 


Wenn auch zugegeben werden muß, daß der Ab- 
schluß von Länderschutz-Abkommen (Schutz der 
Heim-Märkte) durch das Bestehen der Internationalen 
Rohstahlgemeinschaft wesentlich erleichtert wurde, so 
wäre doch das Zustandekommen derartiger Verein- 
aim Rohstahlgemeinschaft möglich ge- 
geben а er für sie kein ausschlag- 

Und was nun? Alle drei Monate die Produktions- 
menge feststellen, ab und zu über die Höhe der Quote 
und Strafgelder feilschen mit der einzigen Abwechs- 
lung, daß dies einmal in Paris, in Luxemburg, Brüssel 
oder Düsseldorf geschieht? 

Das hieße den Sinn der Rohstahlgemeinschaft und 
den Gedanken, welcher ihre Gründer beseelte, ver- 
leugnen und wäre ein bedenkliches Zeichen jeglichen 
Mangels an Schöpferkraft ihrer Mitglieder, die doch bei 
tausend anderen Gelegenheiten gewiß bewiesen haben, 
daß sie ein begonnenes Werk erfolgreich zu Ende zu 
führen vermögen. 

Die Verbände für die Ausfuhr müssen zustande- 
kommen, wenn die Internationale Rohstahlgemeinschaft 
ihre Daseinsberechtigung glaubwürdig erweisen will. 


== сие 


Österreichisch-Alpine Montan - Gesellschaft. 


Inwieweit wir Österreicher, Tsehechoslowaken und 
Ungarn, die nach gewissen Gebieten bereits gemeinsam 
verkaufen, an dem Zustandekommen der allgemeinen 
Ausfuhrverbände Interesse haben, möge im nachfolgen- 
den gezeigt werden. 

Unsere natürlichen Ausfuhrgebiete sind: Südsla- 
wien, Rumänien, Bulgarien, Albanien, Griechenland, die 
europäische Türkei und Italien und die in diesen Län- 
dern abgesetzten Eisenmengen zeigen, gemessen in Pro- 
zenten der Gesamteiseneinfuhr, eine überraschende Ste- 
tigkeit. Dies deshalb, weil eben in vielen Relationen 
der Landweg die günstigere Fracht ergibt und uns die 
Lieferungen in diese Bezirke normalerweise zufallen 
müssen. Unterbrochen wird diese Stetigkeit nur durch 
Verschiebungen, die zum Beispiel durch Reparations- 
lieferungen oder fallweises prononziertes Auftreten der 
Polen hervorgerufen werden. 

Im großen und ganzen aber sind die einzelnen 
Eisenländer ziemlich gleichbleibend an der Einfuhr in 
die genannten Südostgebiete beteiligt. 

Die Statistik der Stahleinfuhren Südslawiens, Ru- 
mäniens, Bulgariens und Griechenlands zeigt deutlich, 
welche Länder sich jeweils in erster Linie über die 
Ausfuhren zu verständigen hätten, was durch den schon 
bestehenden Zusammenschluß der Tischechoslowaken, 
Österreicher und Ungarn und durch deren Verein- 
barungen mit der südslawischen und rumänischen 
Stahlindustrie besonders erleichtert würde. 

In der Zone, für welche die Landfracht einerseits 
und die kombinierte See-Landfracht anderseits annä- 
hernd gleich sind, wird heute zwischen der mitteleuro- 
päischen Gruppe und den anderen Ausfuhrländern 
mehr oder minder heiß gestritten, was aber schließlich 
und endlich die einzelnen Quoten nicht zu verändern 
vermag und als alleinige Wirkungeineganz 
unnötige Verschlechterung der Erlös- 
preise zeitigt. Es wäre wahrhaftig kein Kunst- 
stück, durch entsprechende Aufteilung der aufbring- 
baren Menge unter alle Beteiligten bei entsprechender 
Berücksichtigung der Frachtlage hier Wandel zu 
schaffen, das Preisniveau zu halten und die Eisen- 
erzeuger vor Verlusten zu bewahren, durch die der ein- 
zelne doch nie seine Absatzmenge dauernd steigern 
kann! 

Die verhältnismäßig große Stetigkeit der relativen 
Absatzmengen in diesen Ländern ist sicherlich geeignet, 
das Zustandekommen von entsprechenden Verein- 
barungen wesentlich zu erleichtern. 

Es handelt sich nur um den ersten Schritt und ich 
bin überzeugt, daß einem Halbzeugverband bald das 
Träger- und schließlich das Stabeisen-Export-Kartell 
folgen würde. 

Da man annehmen sollte, daß die Erlöspreise wich- 
tiger sind als ein halbes Prozent der Quote auf oder ab, 
so möchte ich glauben, daß es nicht allzu schwierig 
sein könnte, über die Frage der Mengenbeteiligung bald 
hinwegzukommen, wenn einmal der ernste Wille be- 
steht, ganze Arbeit zu leisten. 4 

Die jüngsten Bestrebungen der Amerikaner und 
Engländer lassen es besonders geraten erscheinen, mit 
der Verbandsbildung endlich Ernst zu machen. 


Die Baumwollindustrie in den Nachfolgestaaten. 


Von Arthur Kuffler, Ehrenpräsident des Vereines der Baumwollspinner und Weber 
Österreichs. 


ie österreichisch-ungarische Baumwollin- 

dustrie stellte bis zum Kriegsende ein 

organisch entwickeltes Ganzes dar. Die 

Baumwollspinnerei war zu Ende des 18. 

und zu Anfang des 19. Jahrhunderts, als 

der Rohstoff noch ausschließlich aus dem 
nahen und fernen Osten über Triest bezogen wurde, 
zunächst im Wiener Becken anschließend an die Hand- 
weberei in Niederösterreich entstanden. Diese geogra- 
phischen Voraussetzungen verschwanden aber, als sich 
der Baumwollanbau in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika mit überwältigender Raschheit ausdehnte 
und damit der Nordrand der Sudetenländer, das 
Stammgebiet der österreichischen Bekleidungsindustrie, 
durch seine Nähe zu den nördlichen Importhäfen und 
durch die Billigkeit und Bequemlichkeit des Wasser- 
weges die weit günstigere Versorgungsmöglichkeit er- 
rang. Auch die sozialen Verhältnisse sprachen zu- 
gunsten der Entwicklung der sudetenländischen Indu- 
strie, da die absterbende Handweberei billige Arbeits- 
kräfte für die neuentstehenden Fabriken lieferte, wäh- 
rend die Eisen und Metall verarbeitende Industrie des 
Wiener Beckens ein Lohnniveau schuf, das sich 
dauernd über dem der Sudetenländer bewegte. Die 
innerösterreichische Industrie wurde dadurch in ihrer 
Entwicklung gehemmt, neue Spinnereien entstanden 
nicht mehr und auch die Produktion der bestehenden 
fand bei dem Rückgang der Hausindustrie keinen ge- 
nügenden Absatz im eigenen Gebiet, sondern mußte 
nach Böhmen und Mähren in Konkurrenz mit den dort 
unter günstigen Verhältnissen arbeitenden Spinnereien 
verkauft werden. Eine kleine Verbesserung dieser Si- 
tuation erfolgte erst, als auf Grund der ungarischen 
Industrieförderungsbestrebungen in Ungarn neue Webe- 
reien entstanden, die naturgemäß ihren Garnbedarf 
zunächst aus den österreichischen Nachbarbetrieben 
deckten. Etwas anders als in der Halbfabrikaterzeu- 
gung lagen die Verhältnisse in der Veredlungsindu- 
strie, deren Standort aus naheliegenden Gründen mehr 
an den Absatzmarkt als an die Vorindustrie gebunden 
war, so daß in und um Wien eine Reihe von Bleiche- 
reien, Färbereien und Kattundruckereien sich ent- 
wickeln konnte, deren Produktion den rein österrei- 
chischen Bedarf überstieg. 

Unabhängig von der Baumwollindustrie des 
Wiener Beckens entwickelte sich die Vorarlberger In- 
dustrie, die bis zur Eröffnung der Arlbergbahn wenig 
Verbindung mit Österreich hatte. 

So lagen die Verhältnisse, als durch den Zu- 
sammenbruch des Jahres 1918 das bisher gemeinsame 
Zollgebiet auf sieben Staaten aufgeteilt wurde. Etwa 
85% der Baumwollindustrie fiel selbstverständlich an 
die Tschechoslowakei, die damit mit einem Schlag zu 
einem Exportstaat wurde, ohne daß in den indu- 
striellen Voraussetzungen eine Änderung eintrat. In 
Österreich verblieb eine aus den eingangs erwähnten 
Gründen überstark entwickelte Spinnerei, eine kleine, 
dem Bedarf des Landes nicht genügende Weberei und 
eine gleichfalls den heimischen Bedarf; weit überstei- 
gende Veredlungsindustrie. Ein kleiner Ansatz einer 
Baumwollindustrie entfiel auf die an Jugoslawien an- 
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gegliederten Gebietsteile, während die Friauler Indu- 
strie, deren Etablissements allerdings durch die 
Kriegsverhältnisse größtenteils zerstört waren, zu Ita- 
lien kam. Da Italien und Polen selbst über alte, 
große Baumwollindustrien verfügen, die durch die re- 
lativ wenigen in den ehemals österreichischen Gebiets- 
teilen gelegenen Etablissements kaum beeinflußt wur- 
den, so kann die Erörterung über die Entwicklung der 
ehemaligen österreichisch-ungarischen Baumwollindu- 
strie auf die tatsächlichen Nachfolgestaaten, also 
Österreich, Tschechoslowakei, Ungarn und Jugosla- 
wien, etwa mit einem Hinblick auf Rumänien, be- 
schränkt bleiben. 

Zunächst machte sich die Zerreißung des Zollge- 
bietes weniger fühlbar, da andere Momente, wie 
Warenmangel, Kreditmangel usw. in den ersten Nach- 
kriegsjahren die Entwicklung der Industrie bestimmend 
beeinflußten. Die vollständige Entblößung des Kon- 
sums von Vorräten aller Art ließen die Absatzfrage 
vollkommen in den Hintergrund treten und dies um 
so mehr, als die Produktion durch den Mangel an Roh- 
material, der anderseits wieder ein Mangel an den er- 
forderlichen internationalen Krediten und Zahlungs- 
mitteln war, außerordentlich eingeschränkt wurde. Die 
Betriebe sind im allgemeinen im dritten Quartal des 
Jahres 1919 aufgenommen worden, haben aber bis ins 
Jahr 1921 kaum 80% der normalen Kapazität er- 
reichen können. 

In Österreich wurde sofort zum freien Verkehr 
übergegangen und es blieb jedem einzelnen Unter- 
nehmer überlassen, sich das Rohmaterial, beziehungs- 
weise die zu dessen Erwerbung nötigen Kredite und 
Zahlungsmittel zu beschaffen, während in der Tsche- 
choslowakei der Versuch gemacht wurde, die Zwangs- 
wirtschaft fortzusetzen. Im sozialen Interesse der 
gleichmäßigen Beschäftigung der Arbeiter und gleich- 
zeitig im Interesse der Kontrolle der Zahlungsmittel 
wurde auf Verlangen der Regierung eine Ein- und 
Verkaufsgenossenschaft der Baumwollspinner gegrün- 
det, die das Rohmaterial für gemeinsame Rechnung 
einkaufte und auf die einzelnen Fabriken im Verhält- 
nis ihrer Kapazität verteilte. Es ist schwer zu beur- 
teilen, ob der finanzielle Mißerfolg dieser und anderer 
Zwangsorganisationen in ihrer Natur gelegen ist, oder 
ob vermeidbare Fehler zu diesem Mißerfolg geführt 
haben. Tatsache ist, daß die Geschäftsführung der Or- 
ganisation mit einem großen Verlust endete, so daß 
ein Spezialgesetz zur Deekung und Tilgung dieses Ver- 
lustes erlassen werden mußte. Wenn man eine Lehre 
aus dem Mißerfolg dieser und anderer geschäftlicher 
Zwangsorganisationen ziehen ‚will, so ist es die, daß 
freier Verkauf und Zwangsorganisation nicht neben- 
einander bestehen können. Wäre die Monopolisierung 
des Baumwollbezuges durch die unter staatlicher Kon- 
trolle stehende Organisation restlos durchgeführt wor- 
den, so ‚hätte sich wahrscheinlich eine Reihe von Ver- 
lustquellen vermeiden lassen, die dadurch entstanden 
sind, daß in immer stärkerem Maße neben der Orga- 
nisation Einfuhrbewilligungen zum individuellen Import 
erteilt wurden, so daß von einer planmäßigen Bedarfs- 
deckung nicht mehr gesprochen werden konnte. 
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In den anderen in Betracht kommenden Ländern, 
das heißt in Ungarn, Jugoslawien und Rumänien, 
konnten Schwierigkeiten der geschilderten Art nichi 
SE en da die ganz wenigen dort befindlichen 
aumwollspinnereien, die zum großen Teil im Besitze 
tschechoslowakischer und österreichischer Firmen wa- 
теп, nach Maßgabe der Bezugsmöglichkeit von Roh- 
Material in Betrieb gesetzt wurden und ihr Produkt 
auf dem heimischen Markt reißend Absatz fand. 
, Die tschechoslowakische Baumwollindustrie hatte 
im Jahre 1922 die Krise der Deflation überwunden, die 
selbstverständlich wie jeder rapide Rückgang der 
Warenpreise zunächst zu einer Absatzstockung führte. 
Für die österreichische Industrie war dagegen das 
Jahr 1922, zumindest was den Absatz betrifft, ein 


überaus günstiges, da sich in dieser Zeit die Inflation 
voll auswirkte, 


Diese, mit der eigentlichen industriellen Lage nicht 
zusammenhängende, durch währungspolitische Fak- 
toren beeinflußte Epoche kann mit Schluß des Jahres 
1922, wo sowohl die österreichische als die tschecho- 
slowakische Währung praktisch als stabilisiert zu be- 
trachten war, für beendet gelten. Erst vom Jahre 1923 
an wirken sich die wirklichen industriellen Voraus- 
зерде der Baumwollindustrie in den hauptsäch- 
Zar „achfolgestaaten aus und erst von diesem 
Wi 7 t an kann man die Folgen der Trennung der 
м Irtschaftsgebiete kommerziell und industriell er- 

ennen. 
TA Sobald die Wiederherstellung normaler Geld- und 
anungsverhältnisse es ermöglichte, schritt die ge- 
samte Baumwollindustrie des ehemals österreichisch- 
ungarischen Gebietes an die Regelung ihrer Vorkriegs- 
Remboursschulden, die sie, wie allgemein anerkannt 
wurde, їп tadelloser Weise durchführte. Damit war 
auch die Bahn für die Wiedergewährung der regel- 
mäßigen Rembourskredite, auf denen seit jeher der 
Baumwollbezug beruhte, frei und die Schwierigkeiten, 
die den Bezug des Rohmaterials und damit die Aus- 
nützung der Kapazität der Fabriken beschränkten, 
waren restlos behoben. War bis dahin die Entwicklung 
der Baumwollindustrie in den einzelnen Nachfolge- 
staaten eine ziemlich einheitliche, da sie ja überall 
durch die gleichen Faktoren, also durch die Geld- und 
Kreditfragen, beeinflußt wurde, so gehen von jetzt 
ab die Wege der Industrien in den einzelnen Staaten 
auseinander. 

, In Rumänien, einem Lande von zirka 17-3 Mil- 
lionen Einwohnern, bestehen 2 Baumwollspinnereien 
und eine kleine Zahl von Webereien, die kaum einen 
Bruchteil des heimischen Bedarfs zu liefern vermögen 
und daher in der Lage sind, den sich immer steigern- 
den Zollschutz auszunützen. 

In Jugoslawien liegen die Verhältnisse ähn- 
lich. Das Land hat 13 Millionen Einwohner und besitzt 
kaum 100.000 Baumwollspindeln und 5000 Webstühle 
und keine wie immer nennenswerte Veredlungsindu- 
strie. Der Zollschutz entwickelt sich langsamer als in 
Rumänien, genügt aber im Zusammenhalt mit den 
Frachtverhältnissen und insbesondere mit der Wäh- 
rungsfrage, um der heimischen Industrie zunächst einen 
Vorsprung vor dem Import zu geben, der es ihr er- 
möglicht, ihre Kapazität in doppelter Schicht auszu- 
nützen. 

Auch Ungarn mit 8 Millionen Einwohnern hat 
durch den Wegfall der Slowakei und Preßburgs eine 


zahlenmäßig nur ganz unbedeutende Baumwollspin- 
nerei und eine zwar hoch entwickelte, aber für den 
Bedarf des Landes doch nicht zureichende Weberei, 
dabei allerdings große, den Bedarf teilweise überstei- 
gende Veredlungsanstalten. Hier geht der Schutz der 
Industrie über die Wirkung des Zolltarifs hinaus, da 
noch durch mehrere Jahre ein System des generellen 
Einfuhrverbotes bei individuellen Bewilligungen ge- 
handhabt wird, so daß der Import über die Wirkung 
des Schutzzolles hinaus gedrosselt ist und nur insoweit 
zugelassen wird, als die Produktion der heimischen 
Industrie bei stärkster Ausnützung hinter dem drin- 
gendsten Bekleidungsbedarf zurückbleibt. 

Die Tschechoslowakei, die bei 13 Mil- 
Donen Einwohnern über 37 Millionen Baumwoll- 
spindeln, mehr als 100.000 Baumwollwebstühle und 
etwa 120 Druckmaschinen verfügt, ist zum Export- 
staat par excellence geworden. Im Verhältnis zu den 
Garn verarbeitenden Industrien ist die Spinnerei rela- 
tiv klein. Ihr Produkt könnte daher vollen Absatz im 
Inland finden, wenn die Nachindustrie voll beschäftigt 
ist. Von der gesamten Kapazität der tschechoslowa- 
kischen Baumwollindustrie können aber höchstens 
30% im Inlande konsumiert werden, so daß ihr Schick- 
sal unlöslich mit dem Weltmarkt verbunden ist. Zu- 
nächst zeigte sich das Deutsche Reich, dessen Baum- 
wollindustrie durch Abtrennung von Elsaß-Lothringen 
fühlbar verkleinert wurde, als aufnahmsfähiger Ab- 
nehmer. Sowohl Garne als Gewebe werden regelmäßig 
in den Nachbarstaat exportiert. Außer diesem neuen 
Abnehmer blieben zunächst die ehemaligen österrei- 
chisch-ungarischen Gebiete, beziehungsweise Öster- 
reich, Ungarn und die Balkanstaaten, wo tschecho- 
slowakische Ware der Qualität wegen und mit Rück- 
sicht auf die alten Geschäftsverbindungen und die 
gegenseitige Kenntnis der Geschäftsgebräuche unter 
sonst gleichen Verhältnissen bevorzugt wird. Langsam 
baut sich aber auch ein Export nach dem Westen und 
den Überseestaaten aus, dessen Voraussetzung aus- 
schließlich die fortgesetzte Verfeinerung der Erzeug- 
nisse und die relativ günstigen Arbeitsverhältnisse 
sind. Die gesamte Beschäftigung der tschechoslowaki- 
schen Industrie richtet sich somit in erster Linie nach 
der Lage des Weltmarktes. Bei guten Konjunkturen, 
wie sie in den Jahren 1925 und 1927 zu verzeichnen 
waren, arbeitet die Industrie mit voller Kapazität und 
sogar teilweise in doppelter Schicht. Jeder Rückschlag 
auf dem Weltmarkt führt aber sofort zu einer Ein- 
schränkung des Absatzes, der vom heimischen Bedarf 
nicht ausgeglichen werden kann. Die wenn auch lang- 
same Entwicklung in den vorerwähnten Staaten als 
Folge ihrer Schutzzollpolitik muß sich als Erschwerung 
des Absatzes tschechoslowakischer Ware fühlbar machen. 
Trotzdem bleibt sie auf den Märkten von Osteuropa 
wegen ihrer Solidität und Schönheit führend. Die Ent- 
wicklung der tschechoslowakischen Industrie ähnelt 
außerordentlich der englischen. In den groben, markt- 
gängigen Qualitäten muß sie allmählich der auf Grund 
des Zollschutzes gegründeten inländischen Erzeugung 
weichen, folgt aber der Verfeinerung des Geschmackes 
und schafft sich dadurch neue Absatzgebiete und 
Märkte. 

Die österreichische Baumwollindustrie 
unterscheidet sich von der aller übrigen Nachfolge- 
staaten durch ihre durchaus unorganische Zusammen- 
setzung. Auf 61% Millionen Einwohner entfallen 


1.250.000. Baumwollspindeln, 16.000 bis 18.000 Web- 
stühle und 60 Druckmaschinen. Die Baumwollspinnerei 
produziert mehr als doppelt so viel, als dem Konsum 
des Landes und dem Konsum der heimischen Garn ver- 
brauchenden Industrien entspricht. Die Weberei deckt 
kaum den heimischen Konsum, und da sie zunächst 
auf den überwiegend städtischen Bedarf nicht einge- 
richtet ist, so sehen wir Absatzstockungen und Export- 
bestrebungen neben einer starken Einfuhr von Baum- 
wollwaren. Die Zollpolitik hat zunächst auf die Baum- 
wollindustrie keinerlei Rücksicht genommen. Die 
Sehutzzölle sind ein Bruchteil derjenigen der Nachbar- 
staaten. Österreich wird dadurch zur Ablagerungs- 
stätte, zum Dumping ground, für die Produktionsüber- 
schüsse der anderen Industrieländer und in der Ent- 
wicklung seiner eigenen Textilindustrie gehemmt. 
Während in Ungarn, Jugoslawien und Rumänien die 
Industrie sich in den letzten Jahren hoch entwickelt 
und vergrößert hat, kommt in Österreich ein großer 
Teil der neuen Gründungen wieder zum Stillstand und 
die alten, bestehenden Industrien müssen periodisch 
zur Kurzarbeit übergehen. Erst die letzte Zolltarif- 
novelle hat sich die Förderung der inländischen 
Bunt- und Feinweberei zum Ziel gesetzt und auch den 
Erfolg erreicht, daß dieser Teil der Industrie einen 
Aufschwung genommen hat und der Import der frem- 
den Waren zurückgegangen ist. 

Die Baumwollspinnerei muß ihre Produktion, in- 
soweit sie nicht die mit den Spinnereien verbundenen 
Webereien versorgt, zum überwiegenden Teil expor- 
tieren und hängt daher noch viel mehr als die tsche- 
choslowakische Industrie vom jeweiligen Geschäfts- 
gang im Ausland ab. Deutschland, Ungarn, Jugo- 
slawien und Rumänien kommen als Hauptabnehmer in 
Betracht, doch gehen österreichische Garne auch nach 
Holland, der Schweiz und nach Skandinavien und 
müssen in allen diesen Märkten mit der Konkurrenz 
der ganzen Welt Schritt halten. Die Schwierigkeiten 
haben sich in der letzten Zeit verschärft, da sowohl 
die italienische als die nordfranzösische Industrie sich 
dieser ihnen bisher zum großen Teile fremden Märkte 


bemächtigt haben. Zum Teil erleichtern die Folgen der 
Währungsschwankungen diese Konkurrenz, aber es ist 
nicht zu übersehen, daß besonders Italien unter we- 
sentlich günstigeren Verhältnissen arbeitet als die hei- 
mische Industrie und daß daher mit dieser Konkurrenz 
dauernd zu rechnen sein wird. Die Notwendigkeit, den 
größeren Teil der Produktion zu exportieren, ist für 
eine Halbfabrikatindustrie keineswegs als eine gesunde 
Basis zu bezeichnen, da gegenüber der Notwendigkeit, 
die Kapazität der Anlagen dauernd und voll auszu- 
nützen, der Absatz einer Reihe von Zufälligkeiten 
unterliegt. Die österreichische ` Baumwollspinnerei 
braucht eine breite, inländische Basis, die nur möglich 
ist durch Vergrößerung der heimischen Garn verbrau- 
chenden Industrie oder durch eine Vergrößerung des 
Wirtschaftsgebietes. Vermag selbst die Mutter aller 
Baumwollindustrien, die Baumwollspinnerei von Lan- 
cashire, in den groben und mittleren Garnsorten nicht 
erfolgreich im Auslande zu konkurrieren, so kann man 
nicht erwarten, daß dies der unter viel ungünstigeren 
allgemeinen Verhältnissen arbeitenden österreichischen 
Spinnerei dauernd möglich sein wird. 


Auch die österreichische Kattundruckerei 
übersteigt in ihrer Kapazität weit den heimischen Be- 
darf und ihre Produktion basiert in überwiegendem 
Maße auf dem Veredlungsverkehr, indem sie billige 
ausländische Rohware bezieht und in bedrucktem 
Zustande wieder exportiert. 


Da mit einer Vergrößerung des geschützten Ab- 
satzgebietes für die nächste Zeit wohl kaum zu 
rechnen ist, so liegen die Chancen der österreichischen 
Baumwollindustrie lediglich in der durchaus möglichen 
Entwicklung der Weberei, Wirkerei und Strickerei in 
dem Maße, daß ein Ausgleich in der Kapazität der 
einzelnen Industriezweige stattfindet. Die bisherige 
Erzeugungsmöglichkeit der heimischen Weberei deckt 
noch nieht den Inlandsbedarf, aber selbst darüber 
hinaus ist eine Entwicklung in der Richtung des Ex- 
ports viel aussichtsreicher und sicherer auf Basis des 
Finalproduktes als des Halbfabrikats. 


Die mitteleuropäische Kohlenfrage. 
Von Dr. J. Peters, Direktor des Verbandes der tschechoslowakischen Grubenbesitzer. 


sen mit den wirtschaftlichen Problemen 

Mitteleuropas identisch. Sie trat nach dem 

d Kriege durch die Errichtung der neuen 

p Staatsgebilde auf, wodurch zwischen Inlands- 

г und Auslandsmarkt ein völlig neues Verhält- 

nis entstand. Naturgemäß wurde durch die Aufteilung des 

bisherigen einheitlichen Wirtschaftsgebietes am meisten 

der Teil betroffen, welcher in sich den Großteil der In- 

dustrieproduktion vereinigte. Zahlreiche ehemals inlän- 

dische Absatzgebiete wurden Ausland, die mit der Ausfuhr 
zusammenhängenden Schwierigkeiten traten ein. 

Dieser Kern des mitteleuropäischen Wirtschaftspro- 
blems ist der tschechoslowakischen Kohlenindustrie mit 
einer ganzen Reihe anderer Industrien gemeinsam. Auch 
der Bergbau ist mit einem Teile seiner Produktion auf die 
Ausfuhr angewiesen, denn der Republik fiel der größte 
Teil der Kohlenindustrie der Monarchie zu. Von der ge- 
samten Steinkohlenförderung entfielen 1913 auf die jetzige 


N ie mitteleuropäische Kohlenfrage ist im We- 


Tschechoslowakei 143 Mill. Tonnen, auf Österreich und 
Ungarn hingegen 14 Mill. Tonnen. Die Braunkohlenförde- 
rung betrug in jenem Jahr in den tschechoslowakischen 
Ländern 23 Mill. Tonnen, in Österreich nur 26 Mill. Ton- 
nen, in Ungarn nicht ganz 6 Mill. Tonnen. Die Gruben der 
jetzigen Tschechoslowakei versorgten daher auch jene In- 
dustrien der Monarchie, die nicht in den böhmischen Län- 
dern vereinigt waren, und lieferten ihnen auch den Groß- 
teil der Hausbrandkoble. Nach dem Kriege wurden diese 
inländischen Absatzgebiete plötzlich Ausland, und die Aus- 
fuhr ist in jedem Falle schwieriger als der Absatz auf 
dem Inlandsmarkt, dies um so mehr, als die einzelnen Län- 
der, welche tschechoslowakische Kohle bezogen und gleich- 
zeitig auch ihre eigenen Bergbaue besaßen, mit allen Mit- 
teln die heimische Produktion unterstützten, die Einfuhr 
aus dem Ausland aber einzudämmen begannen. 

In der ersten Nachkriegszeit machte sich diese Ten- 
denz aus mehreren Gründen allerdings nicht so intensiv 
geltend wie später. Die Industrie beinahe sämtlicher Län- 


der war nach Kriegsende voll beschäftigt, um den Nach- 
kriegsbedarf des durch den Krieg erschöpften Europa zu 
befriedigen. Es bestand ein außergewöhnlich großer Koh- 


ee der noch stärker in Erscheinung trat, als die 
ohlenproduktion unter die Vorkriegshöhe gesunken war. 
1913 wurd 


förder en in Europa 6068 Mill. Tonnen Steinkohle ge- 
„rcert, 1919 nur 4287 Mill., 1920 4611 Mill., 1921 4037 
Mil. Tonnen. Die europäische Steinkohlenförderung er- 
reichte also im Jahre 1921 nur 66-5% des Vorkriegsstan- 
des. Die Braunkohlenindustrie weist nach dem Krieg etwas 
bessere Ergebnisse auf, was sich fast ausschließlich durch 
die rasche Produktionssteieerung in Deutschland erklärt. 
Hier wurde schon während des Krieges den Braunkohlen- 
eruben die größte Aufmerksamkeit gewidmet, weil die 
Steinkohle ständig in verstärktem Maße durch die Braun- 
kohle ersetzt wurde, Nach dem Krieg steigerte sich in- 
folge großer Steinkohlenlieferungen auf Reparationskonto 
der Braunkohlenverbrauch noch mehr. Aus diesem Grunde 
war ‚die ‚Weltbraunkohlenförderung, in der Deutschland 
die wichtigste Stelle einnimmt, schon 1919 um 15% größer 
als im Frieden. Im folgenden Jahre erhöhte sich der Zu- 
ZC gegenüber 1913 auf 20:5% und 1921 bereits auf 

%. Die reichsdeutsche Braunkohlenförderung verzeich- 
a gegenüber dem Vorkriessstand im Jahre 1919 einen 
re Ke 1-4%, im Jahre 1920 um 283% und im Jahre 
stän SC Jm so daß sich das Tempo der Steigerung 
е G er Zunahme der Weltproduktion hielt. In der 
ER 8 owakei war das Gegenteil der Fall. Ihre Braun- 
50 engruben förderten 1919 nur 706% der Vorkriegs- 
ag? а 87:3% und nicht einmal im Jahre 1921, wo 
FUE EENEN Se, dieser ersten Nachkriegsperiode den 
Jahre 1918. ıchte, erreichten wir die Förderung vom 
Die plötzliche Steigerung des Kohlenverbrauches in 
den ersten Nachkriegsjahren und die geringere Produk- 
tion bewirkten, daß keine besonderen Absatzsorgen und 
keine Ausfuhrschwierigkeiten bestanden. Die tschecho- 
Slowakische Regierung schränkte sogar aus Angst vor 
Kohlenmangel auf dem Inlandsmarkt die Ausfuhr ein und 
der Staat beteiligte sich in den verschiedensten Formen 
an ihrem Ertrag, um eine Deckung für seine Nachkriegs- 
ausgaben zu finden. 

Plötzlich trat eine Wendung ein. Der erste Hunger 
nach Waren, welcher besonders in Mitteleuropa, wo alle 
Vorräte an Nahrungsmitteln und Verbrauchswaren bis 
auf den letzten Rest aufgebraucht worden waren, außer- 
gewöhnlich großen Umfang erreichte, wurde bald кези. 
к: für Qualitätsarbeit nicht genügend Geldmittel vorhan- 
Pe kam es nach einem Zeitabschnitt übermäßiger 
Ф 18000 zu den „ersten Absatzschwierigkeiten. Die 

alutabewegungen, die in erster Linie den Gang der In- 
dustrie beeinflußten, wirkten gleichfalls nachteilie und 
die Folge war, daß der mitteleuropäische Berebau ih eine 
Krise geriet. Das bisher ungenügende Kohlenangebot ver- 
wandelte sich in Überproduktion, da der Verbrauch sank, 
die Förderung aber stieg. Diese Entwicklung geht am 
ee der folgenden Übersicht der europäischen Stein- 
Ge enförderung und der Braunkohlenweltproduktion her- 


Europa förderte an Steinkohle: 
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Die Braunkohlenweltförderung, deren 
überwiegender Teil auf Europa entfällt, entwickelte sich 
in der gleichen Zeit folgendermaßen: 


Weltförderung Deutschland Tschechoslowakei 

in Mill. in Proz: in Mill. inProz. in Mill. im Proz. 

Tonnen ` 1913=100 . Tonnen 1913=100 Tonnen  1913=100 
1919 „1270 101:5 98:6 1074 HA? 706 
1920. 150:7 120°5 H 128:3 20:1 87'8 
1922. "1612 129-0 123-1 ESA) 21°3 Ih 
1922. 174.4 139°5 137:2 1573 18:9 82°8 
1923. 18:1 123-3 118'8 136:2 16:3 70-7 
1924 . 1616 131:7 124:6 142:9 20°5 891 
1925. 1773 141°9 139:7 160:2 18:8 81:6 
1926. 1788 143°0 13929 160:3 18:8 81'7 
19277212197 `0 15776 1501 172:9 20:0 87'0 


Gleichzeitig tauchte in der europäischen Kohlenwirt- 
schaft eine neue Erscheinung auf, welche die Position der 
Ausfuhrstaaten schwieriger gestaltete. Die Staaten, welche 
zwar ihre eigene Kohlenindustrie besitzen, die Deckung 
ihres Verbrauches aber durch Einfuhr aus dem Auslande 
ergänzen, streben danach, den Kohlenbedarf selbst zu 
decken. Diese Tendenz hatte mehrere Ursachen und be- 
schränkte sich natürlich nicht allein auf Kohle. Von Pre- 
stieegründen abgesehen, deren wirtschaftliche Fundierung 
oft mangelhaft ist, war hier die Sorge um die Gestaltung 
der Handelsbilanz und eine Sicherung der Währung nicht 
an letzter Stelle entscheidend. Mögen aber die Gründe der 
allgemeinen europäischen Schutzpolitik welcher Art immer 
sein, Tatsache bleibt, daß die Tschechoslowakei zu den 
Ländern gehört, die darunter am meisten zu leiden hatten. 
In der Kohlenwirtschaft hatte diese Entwicklung einen 
Rückgang der böhmischen Braunkohlenausfuhr zur Folge, 
der auch noch eine Reihe anderer Ursachen hatte. 


Braunkohlenausfuhr aus der Tschechoslowakei: 


„ nach nach 
Österreich Deutschland 
intausendTonnen 
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Gleichzeitig mit dem Ausfuhrrückgang der böhmi- 
schen Braunkohle stieg auch die Braunkohlenförderung 
bei den beiden Hauptabnehmern, Deutschland und Öster- 
reich. Im Jahre 1913 entfielen auf die Braunkohlenproduk- 
tion des Teiles der österreichischen Monarchie, welcher 
das heutige Österreich darstellt, 2,621.000 Tonnen. Im 
Jahre 1919 betrug die österreichische Produktion nur 
2,217.000 Tonnen. Schon im Jahre 1920 überstieg die För- 
derung ihren Vorkriegsstand um 3%, 1921 um 7% und im 
folgenden Jahr sogar um 20%. 1923 kam es zwar wieder 
zu einem Rückschlag, aber schon 1924 war die Produktion 
wieder um 6% über dem Stand von 1913. 1925 betrug 
diese Steigerung beinahe 16% und 1927 mehr als 17%. 

Die Ausfuhr der Steinkohle aus der Tschechoslowakei 
teilte nicht das Schicksal der Braunkohlenausfuhr, -da 
deren Förderung in Österreich fast gar nicht ins Gewicht 
fällt. Im Laufe der Nachkriegsjahre hat sich die Stein- 
kohlenausfuhr sogar erhöht. Sie erreichte 1927 1,844.000 
Tonnen gegenüber :1,134.000 Tonnen іт Jahre 1920. Ähn- 


lich sicherte sich der tschechoslowakische Koks bei den 
Hauptabnehmern im Auslande, Österreich und Ungarn, 
einen festen Absatz, der im Jahre 1927 bedeutend höher 
war als in der ersten Zeit nach dem Umsturz. 

Die Position unseres Bergbaues ist im Vergleiche mit 
anderen Industriezweigen noch dadurch erschwert, daß an 
die Erlangung neuer Absatzgebiete nicht zu denken ist. 
Der Absatz der tschechoslowakischen Kohle ist an die 
nächsten Nachbarn gebunden, da der Eisenbahntransport, 
welcher für unsere Kohle fast allein in Betracht kommt, 
so teuer ist, daß er den Wettbewerb nach entfernteren Ab- 
satzgebieten unmöglich macht. Dies zeigte sich am deut- 
lichsten während des englischen Streiks im Jahre 1926. 
In dieser außergewöhnlichen Zeit gelangte die tschecho- 
slowakische Kohle auf einige ziemlich weit entfernte 
Märkte, konnte sich dort aber nur so lange halten, als 
eben diese außergewöhnlichen Verhältnisse andauerten. 

Die Abhängigkeit der mitteleuropäischen Staaten in 
der Kohlenwirtschaft ist aber gegenseitig. Nicht nur die 
tschechoslowakische Kohle ist in ihrem Absatz auf die 
Nachbarstaaten angewiesen, auch diese Staaten brauchen 
unsere Kohle, um ökonomisch wirtschaften zu können. 
Eben diese Tatsache macht die mitteleuropäische Frage in 


der Kohlenwirtschaft einfacher als in den übrigen Indu- 
strien. In den ersten Nachumsturzjahren, also in einer Zeit 
unstabilisierter Wirtschaftsentwicklung, kam es zwar in 
Mitteleuropa zu bedeutenden Umwälzungen im Kohlen- 
absatz, durch welche in erster Reihe die Tschechoslowakei 
betroffen wurde. Nunmehr kann man aber wohl im wesent- 
lichen mit gleichbleibenden Verhältnissen rechnen. Der 
gegenseitige Wettbewerb der Kohlenstaaten auf den euro- 
päischen Märkten wird den Absatz immer zugunsten des- 
jenigen Landes verschieben, welches günstigere, Produk- 
tionsbedingungen besitzt. Doch der Wettbewerb besteht 
auf allen: Weltmärkten, nicht nur in Mitteleuropa. 
Zusammenfassend kann gesagt werden, daß sich unsere 
Kohlenindustrie, ähnlich einer ganzen Reihe anderer Pro- 
duktionszweige, in den ersten zehn Nachkriegsjahren den 
veränderten Verhältnissen in Mitteleuropa im ganzen ge- 
nommen angepaßt hat. Wenn sich die Verhältnisse in Hin- 
kunft nicht verschlechtern sollen, so ist es unbedingt not- 
wendig, daß die gesamte ökonomische Entwicklung der 
mitteleuropäischen Staaten harmonisch vor sich geht. Wirt- 
schaftlich werden die mitteleuropäischen Staaten immer 
voneinander abhängig sein. Dies ist ein Grund, warum die 
mitteleuropäische Frage immer akut sein wird. 


Über die Entwicklung der Portlandzementindustrie. 


Von Ing. Th. Pierus, Zentraldirektor 


on den zurzeit in der Welt verarbei- 

teten Zementen: Portlandzement, Hütten- 

zement, Aluminiumzement (Schmelzze- 

ment), einzelnen Sonderzementen und 

Romanzement überragt der Portland- 

zement alle anderen an Bedeutung, seine 
Erzeugung beträgt rund 80% der gesamten Zement- 
erzeugung (in Österreich 97%). 

Obwohl Erfindungen, deren Anwendungsgebiet die 
Dynamik ist, ungleich eindrucksvoller wirken als Er- 
findungen auf dem Gebiete der Technologie, sind diese 
für die Wirtschaft, Kultur und Macht der herrschenden 
Völker nicht weniger wichtig als jene und bilden den 
Grundbau, auf welchem sich als in die Augen fallender 
Überbau die anderen Erfindungen aufsetzen. Eine 
solehe Erfindung von grundlegender Bedeutung auf 
dem Gebiete der Technologie war die des Portland- 
zementes. Als der Maurer Joseph Aspdin aus Leeds 
am 24. Oktober 1824 das Patent Nr. 5022 auf „eine 
Verbesserung in der Herstellung künstlicher Steine, 
welehe er Portlandzement“ nannte, nahm, konnte nie- 
mand ahnen, welche Umwälzungen in der Bautechnik 
damit in die Wege geleitet werden sollten. Mit Recht 
kann behauptet werden, daß die Fortschritte, welche 
auf dem Gebiete der Industrie und des Verkehres in 
dem letzten halben Jahrhundert das Bild der Gesell- 
schaft und der Wirtschaft von Grund auf verändert 
und die allgemeine Lebenshaltung in ungeahnter, nur 
viel zu wenig gewürdigter Weise gehoben haben, nicht 
möglich gewesen wären ohne neuzeitlichen Portland- 
zement, weil ohne dieses Universalmörtelbindemittel die 
Bautechnik den Anforderungen des Verkehres, der In- 
dustrie und Gesellschaft nicht hätte nachkommen kön- 
nen. Während Portlandzement als Mörtelbildner zuerst 
nur im Grundbau und Wasserbau verwendet worden 
ist, umfaßt sein Verwendungsgebiet heute alle Gebiete 
der Ingenieurbaukunst, seine Bedeutung und Leistungs- 
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fähigkeit kommt in Riesenbauwerken von Brücken, 
Schleusen, Stauanlagen und Hochbauten in monumen- 
taler Weise zum Ausdruck und der Zementverbrauch 
eines Landes ist ein Maßstab für dessen Stellung in der 
Technik und Industrie geworden. 

Portlandzement wird. noch heute wie zur Zeit sei- 
ner Erfindung aus natürlichen Kalkmerzeln oder künst- 
lichen Mischungen von ton- und kalkhältigen Stoffen 
durch Brennen bis zur Sinterung und darauffolgende 
Zerkleinerung des gesinterten Ofengutes, des soge- 
nannten Zementklinkers, bis zur Mehlfeinheit gewonnen, 
wobei im fertigen Zement nur der Kalkanteil jetzt ein 
höherer geworden ist und mindestens das 1'7fache der 
gesamten Anteile an Kieselsäure. Tonerde und Eisen- 
oxyd, den sogenannten hydraulischen Bestandteilen, 
betragen muß. Das Brennen bis zur Sinterung erfordert 
hohe Wärmestände, welche bei 14009 Celsius liegen. 
Durch das Brennen bei Anwesenheit von Kalk werden 
die hydraulischen Bestandteile der Rohstoffe in lösliche, 
verbindungsfähiee Form übergeführt, das heißt auf- 
geschlossen. In dieser aufgeschlossenen Form auf Mehl- 
feinheit gebracht, vermögen die hvdraulischen Bestand- 
teile mit dem Kalk auf nassem Weg unter Aufnahme 
von Wasser im Wasser unlösliche steinartige Verbin- 
dungen, Kalkhydrosilikate und Kalkhydroaluminate 


der Hauptsache nach zu bilden. 
Die Erforschung der stofflichen Umsetzungen, 


welehe bei der Herstellung und der Erhärtung des 
Portlandzementes stattfinden, bildet einen der wichtig- 
sten Abschnitte der Silikatchemie und beschäftigt, 
ebenso wie die Frage der Prüfung des Portlandzemen- 
tes, andauernd zahlreiche Forscher von hohem wissen- 
schaftlichem Range, wobei besonders des Anteiles der 
Deutsehen und Franzosen zu gedenken ist. Wenngleich 
unbestreitbare Ergebnisse über den Aufbau der Be- 
standteile im Portlandzement und über die Vorgänge bei 
seiner Erhbärtung noch nicht vorliegen, so jet der heu- 


tige Stand der Zementwissenschaft doch ein solcher, 
daß jeder Fehlschlag in der Herstellung und Verwen- 
dung des Zementes ausgeschlossen ist. 

Zement Ist ein Mörtelbindemittel. Sein Wesen besteht 
darin, daß er allein oder gemischt mit Sand mit Wasser 
séi einem Brei angemacht, ein bildsames Gemenge, 

örtel genannt, gibt, welches infolge der früher an- 
gedeuteten stofflichen Wechselwirkung zwischen dem 
Kalk und den hydraulischen Bestandteilen des Zemen- 
tes sowohl an der Luft als auch unter Wasser dauernd 
und unter fortschreitender Verfestigung steinartig er- 
härtet, und, zwischen Mauersteine gebracht, dieselben 
fest miteinander verkittet. Wird der Zementmörtel nicht 
zur Verbindung von Mauersteinen verwendet, sondern 
wird ihm als Zuschlagstoff Kies und Sehotter beigege- 
ben, so heißt diese Mischung Beton. Dieser muß 
wegen der anfänglichen Weichheit des Zementmörtels 
zwischen feste Wände — unter Tag: Fundamentgruben- 
wände, über Tag: Verschalungen — eingebracht wer- 
den. Nach Erhärtung werden bei Übertagbeton die 
Schalungen entfernt und der steinartig erhärtete Beton 
wird freigestellt. Der anfänglich weiche Beton bietet 
fast unbeschränkte Formgebungsmöglichkeit. Da die 
Zugfestigkeit des Zementmörtels wesentlich geringer 
als seine Drucktestigkeit ist, kam schon frühzeitig der 
Gedanke auf, diesem Mangel an jenen Stellen einer Be- 
tonkonstruktion, wo Zugspannungen auftreten, durch 
Anlagen von Rundeisen, welche diese Spannungen auf- 
zunehmen haben, abzuhelfen, was um so richtiger war, 
als die Haftfestigkeit des Eisens im Beton sehr groß, 
die Ausdehnungskoeffizienten von Eisen und Beton zu- 
mindest bei jenen Wärmeständen, welche hier in Frage 
kommen, fast gleich sind und Eisen im Beton nicht 
rostet. So entstand die Verbundkonstruktion, der Eisen- 


95 іп deren Zeichen heute die gesamte Bautechnik 
steht. 


Infolge der gewonnenen Erkenntnisse über die 
Vorgänge bei seiner Herstellung und seiner Erhärtung 
sowie infolge der gewaltigen fabrikatorischen Fort- 
schritte und der Fortschritte im Zementprüfungswesen 
war es möglich — namentlich in den letzten 15 Jahren 
—, die Güte des Portlandzementes in ganz ungeahnter 
Weise zu steigern. Abgesehen davon, daß jeder Port- 
landzement raumbeständig sein muß, das heißt, daß 
ег, mit Wasser ohne Sandzusatz angemacht, an 
der Luft und unter Wasser die nach der Erhärtung 
angenommene Form dauernd beibehalten muß, kommt 
die Güte eines Portlandzementes vor allem in seiner 
Bindekraft zum Ausdruck. Die Bestimmung der Güte 
eines Portlandzementes ist nicht so einfach als bei an- 
deren Baustoffen, weil seine Verwendung im Wege 
stofllicher Veränderungen erfolgt und die Güte des 
hergestellten Mörtels oder Betons nicht nur von jener 
des Zementes allein, sondern auch sehr von den Eigen- 
schaften der verwendeten Zuschlagstoffe (Sand, Kies 
und Schotter) und der Art der Herstellung des Mörtels 
und Betons abhängig ist. Die Bestimmung der Binde- 
kraft eines Zementes erfolgt noch immer auf Grund 
der von dem deutschen Altmeister der Zementforschung 
und Zementprüfung, Prof. Dr. Mic ha&lis, schon im 
Jahre 1869 aufgestellten Leitsätze durch Ermittlung 
der Zug- und Druckfestigkeit von Probekörpern, welche 
in einer Mischung von 1 Teil Zement und 3 Teilen 
Quarzsand von genau bestimmter Korngröße, sogenann- 
tem Normalsand, in bestimmter Form und durch Ma- 
schinenarbeit einheitlich hergestellt, in Luft oder unter 
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Wasser eine gewisse Zeit lagern bleiben und dann 
durch einheitlich gebaute Festigkeitsprüfungsmaschi- 
nen zerrissen oder zerdrückt werden. Die Verbesserung 
der Güte des Portlandzementes findet daher ihren Aus- 
druck in der Steigerung dieser normengemäß zu er- 
mittelnden Festigkeiten. Während nun zum Beispiel die 
österreichischen Zementprüfungsbestimmungen noch im 
Jahre 1907 nach 28tägiger Erhärtung nur 18 kg/cm? 
Zug- und 180 kg/em? Druckfestigkeit vorgeschrie- 
ben haben, werden jetzt für frühhochfeste Portland- 
zemente — der Begriff des frühhochfesten Portland- 
zementes ist zuerst in Österreich im Jahre 1916 durch 
Oberbaurat М, Spindel festgelegt worden — bereits 
nach zweitägiger Erhärtung 18 kg/em? Zug- und 
220 Кејот? Druckfestigkeit, nach  siebentägiger Ег- 
härtung 27 Кејот? Zug- und 400 kg/cm? Druckfestig- 
keit verlangt, und die Festigkeiten nach 28tägiger Er- 
härtung liegen über 40 kgjem” Zug- und 600 kg/cm? 
Druckfestigkeit, 


Mit dieser Verbesserung fand gleichzeitig eine weit- 
gehende Verbilligung der Gestehungskosten, beziehungs- 
weise Verkaufspreise statt. Der zuerst in Deutschland im 
Jahre 1855 in der Fabrik Stettin hergestellte Portland- 
Zement kostete für 100 Kilogramm rund 10 Mark ab 
Fabrik, während sich zurzeit der Preis für Portland- 
zement ab Fabrik in Deutschland auf etwa 420 Mark 
durchschnittlich stellt. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß die Kaufkraft der Mark im Jahre 1855 wesentlich 
höher war als jetzt. Die Wechselwirkungen zwischen 
Verbesserung der Güte und Verbilligung eines Erzeug- 
nisses einerseits und der Zunahme seines Verbrauches 
anderseits, welche ihren Ausdruck in der immer mehr 
fortschreitenden Industrialisierung finden, sind in der 
Zementindustrie ganz besonders auffällig, so daß diese 
ein Schulbeispiel für die Art ist, in welcher die Indu- 
strialisierung in der Welt überhaupt vor sich geht. 


Die Zementindustrie hat in der kurzen Zeit ihres 
Bestandes einen Aufschwung genommen, wie ihn kaum 
eine andere Industrie zu verzeichnen hat. Die Produk- 
tionssteigerung in Zement übertrifft verhältnismäßig 
bei weitem die des Eisens und allem Anschein nach ist 
die Zeit nicht mehr fern, in welcher die Zementerzeu- 
gung die Roheisenerzeugung überholt haben wird. So 
wurden in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
im Jahre 1913 erzeugt 15,100.000 Tonnen Portland- 
zement und 31,462.000 Tonnen Roheisen, im Jahre 1925 
wurden dagegen bereits hergestellt 26,640.000 Tonnen 
Portlandzement und 37,290.000 Tonnen Roheisen. Von 
dem Erfindungsland England, welches die Erfindung 
des Portlandzementes mit allen Mitteln geheimzuhalten 
trachtete, gelangte sie durch Dr. Bleibtreu nach 
Deutschland, wo 1855 die erste Porlandzementfahrik 
auf dem europäischen Festland in Stettin für eine Jah- 
reserzeugung von rund 4000 Tonnen errichtet wurde, 
welcher in Deutschland bald weitere folgten. Als drit- 
tes Land, in welchem die Portlandzementfabrikation 
eingeführt wurde, ist Österreich zu nennen, wo in dem 
Werke Perlmoos in Tirol diese Erzeugung im Jahre 
1862 mit durchschlagendem Erfolg aufgenommen wor- 
den ist. In weiterer Folge kommen Frankreich und Ruß- 
land und heute bestehen Zementwerke in allen Erd- 
teilen. 


Die Verteilung und die Steigerung der W elt- 
Portlandzementproduktion ist aus folgen- 
den Zahlen zu entnehmen: Es wurden erzeugt: 


1850 68.000 t, ausschließlich englische Erzeugung, 
1880 14,000.000 + ausschließlich europäische Erzeugung (dar- 
unter 382.500 t, d. a 27°/ in Deutschland). 


1913 39,320.000 + 1927 67,530.000 t 

davon entfallen: 
auf Europa ee Zn 20,600.000 t 32,077.000 t 
Pr Amerika алзы, 17,260.000 t 30,120.000 t 
„Asien, э 1,100.000 t 3,980.000 t 
» Australien , 200.000 t 878.000 t 
ei АШКа» „изд. 160.000 t 475.000 t 


In diesen Zahlen kommt nicht nur die jetzige Vor- 
herrschaft Amerikas, das heißt der Vereinigten Staaten, 
in der Zementproduktion zum Ausdruck, sondern auch 
die Tatsache, daß in den außereuropäischen Ländern 
Zementindustrien entstehen, infolgedessen der Steige- 
rung der Produktion keine ebensolche Steigerung des 
Zementhandels entspricht. Während die Welterzeugung 
von 1913 auf 1927 um 72% gestiegen ist, hat die Aus- 
fuhr in dieser Zeit sich nur erhöht von 4,500.000 Ton- 
nen auf 5,980.000 Tonnen, das ist um 83%. Dabei ist 
jedoch der Anteil Europas am zwischenstaatlichen Han- 
del in Zement in der Ausfuhr gewachsen, 1913 war 
dieser Anteil 84% und 1927 dagegen 91% (Berichte 
des amerikanischen Handelsamtes). Einem Weltzement- 
absatz von 67,530.000 Tonnen im Jahre 1927 steht 
eine Leistungsfähigkeit der Zementindustrie von 
92,000.000 Tonnen gegenüber. Die Übererzeugungs- 
fähigkeit ist mit 36% sohin sehr ansehnlich. Sie ver- 
teilt sich auf die einzelnen Staaten verschieden und 
fehlt zurzeit nur in der tschechoslowakischen Republik 
und ist auch sehr gering in England und Belgien. 

Soweit es zulässig ist, hier durchschnittliche Werts 
anzunehmen, ist der Betrag des in der Portlandzement- 
industrie angelegten Kapitals auf 4000 Millionen Gold- 
mark zu schätzen, während die Zahl der in dieser In- 
dustrie unmittelbar Tätigen mit etwa 200.000 angenom- 
men werden kann. Der Brennstoffverbrauch zum Bren- 
nen des Zementes allein ist nach dem Stande der Er- 
zeugung im vorigen Jahre mit rund 20,000.000 "Tonne? 
Steinkohle und der Kraftverbrauch mit 6700 Millionen 
Kilowattstunden anzunehmen, das heißt, daß die in der 
Zementindustrie tätigen Kraftzentralen zusammen 
über etwa 1,500.000 Pferdestärken verfügen müssen. 

Die Entwicklung der Portlandzementindustrie in 
den in dieser Industrie bedeutendsten Staaten und in 
den Nachfolgestaaten der vormaligen österreichisch- 
ungarischen Monarchie zeigen folgende Zahlen: 


1918 1927 1997 
Ver- d E Б Ы 

gë Zement- Aus- Ein- brauch 22 P Ze 
erzeugung fuhr fuhr im Së З 58 2 

Staate 5 ag 558 

in 1000 t zu 1000 kg ba e 
Verein, Staaten. 15700 29500 139 350 29711 1143 2600 
Deutschland ... 7300 7150 1180 68 6038 633 955 
Frankreich .... 1500 5100 500 215 4815 404 1200 
Großbritannien. 2900 4900 750 417 4567 4558 100°5 
даранг: isidib 632 3530 330 — 3900. 597 536 
Belgien.......- 1500 2690 1600 17 1107 77. 1440 
Гаете а. 1360 2550 8 20 2562 394 650 
Rußland....... 1870 1530 tl 39841. J10 
Kanada ....... 1470 1580 45 4.1489 93 1601 

Tschechoslow. 

Republik ge 430 1500 9 D 1486 149 1047 
Dee — 680 317 — 363 197 985 
Рош Le — 880 15 — 685 28:9 986 
Österreich ..... 520 480 89:52199 494 66 748 

NEAM . ire 300 400 21 2 381 Bä 46°5 


Die Vereinigten Staaten von Amerika sind der 
größte Zementerzeuger der Welt; sie haben im vorigen 
Jahr bereits soviel Portlandzement hergestellt, wie alle 


europäischen Staaten zusammen, der Wert: dieser Er- 
zeugung belief sich auf über 320 Millionen Dollar. Von 
diesem Verbrauch entfallen auf Herstellungen von 
Straßen und Wegen aus Beton 33%, die Länge der 
Betonstraßen der U. S. А, wird für 1927 bereits mit 
120.000 Kilometer angegeben. Das Hauptgebiet der 
nordamerikanischen Zementerzeugung liegt in Penn- 
sylvanien. Auch auf den Kopf der Bevölkerung um- 
gelegt, ist Amerika mit 260 Kilogramm Zementver- 
brauch an der Spitze aller Staaten. Dann folgt Kanada 
mit 160 Kilogramm und weiter die führenden Indu- 
striestaaten Europas: Belgien, Deutschland, Frankreich, 
England und die tschechoslowakische Republik mit 
100 bis 140 Kilogramm. Der mit 65 Kilogramm verhält- 
nismäßig geringe Verbrauch Italiens erklärt sich wohl 
damit, daß Italien über ein großes Vorkommen vorzüg- 
licher hydraulischer Zuschläge, Pozzolane, verfügt, 
welche namentlich bei den Seebauten Portlandzement 
ersetzen. Die größte Zunahme des Zementverbrauches 
in den letzten Jahren verzeichnet die tschechoslowa- 
kische Republik, er hat sich in diesem Staate seit 1918 
um 250% gesteigert. Diese außerordentliche Steige- 
rung ist wohl auf ausnahmsweise Umstände zurück- 
zuführen, die in Zukunft nicht mehr wirksam sein 
werden. 

Verhältnismäßig die günstigsten Ausfuhrverhält- 
nisse zeigen Belgien und Südslawien, da von der Er- 
zeugung in Belgien mehr als die Hälfte und in S. H. S. 
fast die Hälfte ausgeführt wird. Dies findet für Belgien 
seine Erklärung darin, daß dort die Zementindustrie 
unter außerordentlich günstigen Umständen arbeitet, 
indem Rohstoffe, Kohle und Absatz, also die Einzelbe. 
dingungen, nach welchen sich die Wahl eines günstigen 
Standortes richtet, überall sich vereint finden und die 
Fabriken nahe am Meere oder an Wasserstraßen, also 
sehr günstig für die Ausfuhr gelegen sind. 

Am ungünstigsten ist das Verhältnis zwischen Ein- 
fuhr und Ausfuhr für Österreich, eine Folge des 
unzulänglichen österreichischen Vertragszementzolles. 

Der Vergleich der Erzeugungsmengen 1913 und 
1927 läßt auch die Schädigung der Wirtschaft der im 
Weltkriege besiegten Staaten eindringlich aufscheinen. 
Deutschland, das 1880 an der Weltzementerzeugung 
mit 27%, 1913 noch mit 18:69 beteiligt war, bringt 
1927 nur mehr 10-6% der Welterzeugung auf. Deutsch- 
land und Österreich sind neben Rußland auch die ein- 
zigen Staaten, in welchen die Zementerzeugung noch 
nicht einmal den Höchststand der Vorkriegszeit er- 
reicht hat, und der Rückgang der Zementindustrie in 
Rußland ist ein Zeugnis von Gewicht gegen die Sowjet- 
wirtschaft. 

Der gewaltigen Steigerung des Zementverbrauches 
entsprechend, haben sich die Einriehtungen der Ze- 
mentwerke verändert, Die Leistungsfähigkeit der ein- 
zelnen Betriebe nimmt ständig zu. Von 4000 Tonnen 
im Jahre 1855 ist die Leistungsfähigkeit in einzelnen 
europäischen Werken bis auf 400.000 Tonnen gestie- 
gen, in nordamerikanischen auf noch viel mehr. Erwägt 
man, daß zur Herstellung von 400.000 Tonnen Zement 
rund 640.000 Tonnen Rohstoffe und mindestens 
120.000 Tonnen Ofenkohle erforderlich sind, ungerech- 
net der übrigen auch ansehnlichen Mengen Hilfsstoffe, 
so ergibt sich in einem Zementwerk dieser Größe ein 
täglicher Verkehr von 4000 bis 5000 Tonnen, welche 
Menge, da die Verarbeitung des Rohstoffes bis zum 
Fertigfabrikat in mehrfachen Zwischenstufen erfolgt, 


wiederholt die einzelnen Abteilungen des Werkes durch- 
wandert. Es sind somit gewaltige Mengen zu bewegen. 
Die Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Werke wurde 
nicht durch Vermehrun 1 hi 
g der Zahl der Arbeitsmaschi- 
ге sondern dureh Vergrößerung und Steigerung der 
vo ngsfähigkeit der einzelnen Maschinen, also durch 
ortschritte im Maschinenbau, erreicht. Infolge der 
großen Steigerung der Leistungsfähigkeit der einzel- 
nen Werke wurde die Möglichkeit einer durchgreifen- 
den Mechanisierung des Werksbetriebes geschaffen. Na- 
mentlich die Einführung des Drehofens, einer reinen 
Brennmaschine, an Stelle der Schacht und Ringöfen 
hat die Mechanisierung außerordentlich gefördert. Ein 
großer Drehofen mit einer Tagesleistung von 250 bis 
300 Tonnen, maschinell angetrieben und mit maschinel- 
ler Abförderung des erbrannten Klinkers, von 
einem Brenner. beaufsichtigt, leistet soviel wie früher 
25 Schachtöfen mit 50 Ofenarbeitern. 

Die händische Arbeit wird bei den großen Zement- 
werken sowohl in der Fabrik wie auch bei der Roh- 
stoffgewinnung weitgehend durch Maschinenarbeit er- 
setzt. Während im Jahre 1855 von einem Arbeiter in 
den damals bestehenden wenigen deutschen Zement- 
werken im Jahresdurchschnitt 40 Tonnen Zement her- 
gestellt worden sind, rechnet man in Deutschland jetzt 
(allerdings Zehnstundenschicht) auf einen Arbeiter jähr- 
lich 300 Tonnen, und für Amerika wurde diese Lei- 
stung schon im Jahre 1921 mit 700 Tonnen angegeben. 
Wenn auch aus diesen Zahlen nicht geschlossen werden 
darf, daß alle durch die Mechanisierung in der Zement- 
fabrik in Wegfall gekommene Arbeit eine reine Er- 
Sparnis an Menschenkraft darstellt, weil ein Teil dieser 
im Zementwerke freigewordenen Arbeitskraft im Ma- 
schinenbau und dessen Hilfsindustrien und im Kohlen- 
bergbau tätig ist, so hat diese Mechanisierung die Wirt- 
Schaftlichkeit der Arbeit doch außerordentlich ver- 
bessert. 
‚Pie Mechanisierung verursacht eine wesentliche 
Verschiebung in den Anlagekosten und in der Zusam- 
mensetzung der Gestehungskosten und beeinflußt auch 
den kaufmännischen Betrieb auf das stärkste, Durch 
die weitgehende Mechanisierung werden die Anlage- 
kosten außerordentlich erhöht. Damit wachsen die so- 
genannten festen Kosten, das sind die unabhängig vom 
Umsatz stets in gleicher Höhe stehenden Auslagen. Dies 
drängt gebieterisch zur vollen Ausnützung der Lei- 
Stungsfähigkeit, um den unabänderlich festen Aufwand 
für Verzinsung, Abschreibung, Versicherung, Unkosten 
und zum Teil auch den für die Erhaltung der An- 
lagen auf eine möglichst große Herstellungsmenge um- 
legen zu können und dadurch die Kosten für die Er- 
“eugungseinheit zu verringern. Wenn auch bereits vor 
der durchgreifenden Mechanisierung, welche für den 
jetzigen Stand der Zementindustrie bezeichnend ist, der 
Drang nach Herabsetzung der Kosten der Gewichts- 
einheit, durch möglichst großen Absatz bestanden hat, 
weil auch damals schon die Anlagekosten im Verhält- 
ns zum Wert des Umsatzes und zur Zahl der beschäf- 
tigten Arbeiter sehr hohe waren, so ist dieses Bestreben 
jetzt ein viel stärkeres geworden und die Zementindu- 
strie wird immer mehr ein Schulbeispiel für eine Indu- 
strie, in welcher die Vergrößerung der Erzeugung stark 
absenkend auf die Gestehungskosten wirkt. Durch 
diese Mechanisierung ist aber die Zementindustrie noch 
empfindlicher gegen Absatzverringerungen geworden 
als früher, denn je günstiger sich in vollmechanisierten 
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Werken die Gestehungskosten bei Vollbeschäftigung 
stellen, um so ungünstiger werden sie bei ungenügen- 
dem Beschäftigungsgrad. Vollmechanisierung und An- 
passungsfähigkeit an einen  schwankenden Absatz 
schließen sich aus. Der Zwang, Vollbeschäftigung zu 
erreichen, unter welchem aber schließlich alle Werke 
stehen, muß in Zeiten schlechten Absatzes zu einem 
hemmungslosen Wettbewerb führen, wobei wegen der 
Im ` Absatzgebiet vorhandenen Übererzeugung und 
der scharfen Ausbietungen aller Werke Vollbeschäf- 
tigung auch zu verlustbringenden Preisen natürlich 
nicht erreicht werden kann. Es kommt zu schweren 
Krisen, aus welchen ein Ausweg nur durch Vereinigung 
einzelner Werke, Bildung von Interessengemeinschaf- 
ten und Verbänden möglich ist. War diese. Nötigung 
zu schließlicher Verständigung der Werke in der Ze- 
mentindustrie auch schon früher vorhanden, was seinen 
Ausdruck darin findet, daß in Deutschland bereits im 
Jahre 1880, also 25 Jahre nach der Errichtung des 
ersten Zementwerkes, unter dem Druck der eingetre- 
tenen Übererzeugung eine Zementkonvention entstanden 
und: seither die deutsche Zementindustrie immer im 
Zeichen der Syndizierung gestanden ist, so ist die Nöti- 
gung zu Zusammenschlüssen jetzt ganz besonders stark 
geworden. Dies gilt von den Zementindustrien aller 
Länder, wobei an Stelle der Syndizierung auch starke 
Trustbildungen treten können, wie dies vor allem in 
den Vereinigten Staaten von Amerika und in England 
der Fall ist. Auf die Ausführungen des bekannten deut- 
schen Betriebswissenschaftlers Prof. Dr. Е. Schmalen- 
bach über die Automatisierung in der Wirtschaft sei 
hiebei verwiesen. 

Die Notwendigkeit der Vollbeschäftigung läßt 
einerseits den Schutz des Inlandsmarktes von größter 
Wichtigkeit erscheinen und führt anderseits’zu Dum- 
pinglieferungen in das Ausland. Der Schutz des Inlands- 
marktes kann nur durch entsprechende Zementzölle ge- 
sichert werden. Auch sind die Grundlagen für die Ent- 
wieklung der Zementindustrie in allen Staaten gegeben, 
nachdem sich die Rohstoffe, Ton und Kalk, überall 
vorfinden. Die Zementindustrie beschäftigt wegen ihrer 
weitgetriebenen Mechanisierung und ihres schweren 
Maschinenbetriebes auch die Maschinenindustrie und 
Elektroindustrie und andere Industrien in ausgedehn- 
tem Maße. Die Erhaltung einer leistungsfähigen Ze- 
mentindustrie ist daher für jeden Kulturstaat von größ- 
ter wirtschaftlicher Bedeutung und führt dazu, daß fast 
alle Kulturstaaten mit wenigen, durch besondere Um- 
stände begründeten Ausnahmen ihren Zementindu- 
strien einen entsprechenden Zollschutz, welcher 30 bis 
100% des Zementwertes beträgt, gewähren. Eine mib- 
bräuchliche Ausnützung dieses Zolles zum Schaden des 
heimischen Verbrauchers ist dabei vorweg. schon des- 
halb ausgeschlossen, weil eine zu hohe Rentabilität un- 
bedingt zur Errichtung neuer Anlagen führen würde. 

Die Zementindustrie ist für die Volkswirtschaft 
und Technik unentbehrlich geworden. Ihre technische 
und wissenschaftliche Entwieklung zeigt einen ununter- 
brochenen Aufstieg, sie wird in dieser Hinsicht von 
keiner anderen Industrie übertroffen. Nach den bis- 
herigen Erfahrungen wird diese Entwicklung sich fort- 
setzen, da jeder Fortschritt in der allgemeinen Wirt- 
schaft in irgend einer Form Bautätigkeit auslöst und 
überdies sich ununterbrochen neue Verwendungsmög- 
lichkeiten für Zement erschließen. 

Nicht so günstig ist das Bild, welches die wirt- 


schaftliche Entwicklung bietet. Dieselbe wurde trotz 
des steigenden Zementverbrauches infolge der dem Ver- 
brauch gerade in der Zementindustrie stets voreilenden 
Gründungstätigkeit sehr häufig durch schwere Krisen 
gestört. Es darf bei Beurteilung der Aussichten für die 
wirtschaftliche Entwieklung auch nicht übersehen wer- 


gie gewinnen 


den, daß in der Zementindustrie fast aller Länder eine 
starke, fast 40%ige Übererzeugung besteht und daß 
weitere Neugründungen in dieser Industrie, namentlich 
in jenen Staaten, in welchen starke Beziehungen zwi- 
schen Bank- und Industriekapital bestehen, verhältnis- 
mäßig leicht stattfinden. 


ein richtiges Bild über die wirtschaftlichen und politi- 


schen Vorgänge im In- und Ausland auf Grund 
umtassender kritischer Berichte und einer welt- 
wirtschaftlichen und weltpolitischen Chronik; 


gie bilden sich 


ihr Urteil über die Entwicklung in Wirtschaft und 


Politik auf Grund tiefschürfender Untersuchungen 
und eingehender Besprechungen in Form von 
Bilanzkritiken, Glossen, Statistiken; 


Nr ersparen 


eine Menge Zeit, die Sie zu gleichem Ziel sonst 


dem Lesen vieler deutscher und fremdsprachiger 
Zeitungen widmen müßten, 


wenn Sie den 


„ÖESTERREICHISCHEN VOLKSWIRT“ 


Herausgeber WALTHER FEDERN, Wien 


dauernd lesen! 


Bestellungen sind an die Verwaltung des Blattes in Wien, 
IX., Porzellangasse 27, zu richten. 
Probenummern kostenlos. 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 


Österreichs Währung, Notenbank und Geldmarkt. 
Von Walther Federn. 


us dem Krieg war die Oesterreichisch-ungari- 
sche Bank mit einer Forderung an die öster- 
reichische Staatsverwaltung von etwa 
27 Md. K hervorgegangen. Der Kurs der 
Krone war bei Kriegsende etwa 40 Rappen 
in Zürich. In den ersten Monaten nach dem 
Umsturz befriedigte noch die Oesterreichisch-ungarische 
Bank die Geldbedürfnisse der Republik, und als die Nach- 
folgestaaten dagegen Einspruch erhoben, wurde die öster- 
reichische Geschäftsführung der Oester- 
reichisch-ungarischen Bank abgesondert, bei 
der nun die durch die Schatzwechsel der österreichischen 
Regierung bedeckten Banknoten uferlos anschwollen. Am 
31. Dezember 1921 betrug der Umlauf deutschösterreichi- 
scher Banknoten bereits 151 Md. K, im Juli 1922 555 Md. 
Als damals, während schon unausgesetzt wegen Errichtung 
einer neuen Notenbank verhandelt wurde, der Dollarkurs 
sprunghaft anstieg und am 25. August seinen Höchststand 
von 83.600 K erreichte, kam die Inflation plötzlich zum 
Stillstand durch die Vereinbarungen über die Völker- 
bundanleihe und über die Errichtung der Österreichi- 
schen Nationalbank. Der Dollarkurs ging auf 70.000 zurück 
und die Krone wurde auf ein 14.400tel der alten Goldkrone 
stabilisiert. Gegen Ende 1924 wurde die Schilling- 
währung geschaffen, mit der Relation von 10.000 K = 
1 8. Die ersten Schillingsilberstücke, die im Sommer 1924 
geprägt wurden, verschwanden sofort aus dem Verkehr. 
Sie wurden gehamstert und erst viel später, als neue Schil- 
linge mit etwas geringerem Feingehalt ausgeprägt worden 
waren, kamen allmählich auch mehr Stücke der ersten Prä- 
gung wieder zum Vorschein. Die Flucht ins Edelmetall 
hatte aufgehört, so wie die Kronenflucht mit dem Tage der 
Unterzeichnung der Genfer Vereinbarung ihr Ende gefun- 
den hatte, Wie sich seither so oft gezeigt hat, war die 
Sanierung der Währung in erster Reihe Sache des Ver- 
trauens. So lang dieses fehlte, so lang jedermann seine 
heimischen Banknoten sofort gegen fremde Devisen und 
Valuten umtauschte und sich weder durch die Erschwerun- 
gen des Handels in Devisen, noch durch die Strafbestim- 
mungen abhalten ließ, so lang konnten alle Versuche, die 
Währung und die Finanzen des Staates in Ordnung zu brin- 
gen, keinen Erfolg haben. Das Rentenmarkwunder, die 
Sanierung des Frane durch Poincaré und die gleichen Vor- 
gänge in vielen anderen Ländern, sie waren alle nur mög- 
lich, weil die Bevölkerung plötzlich Vertrauen faßte, in 
Deutschland ohne eigentlich sichtbare Veranlassung, in 
Frankreich infolge der Festigkeit Poincares, in Österreich 
und in den meisten anderen Staaten, die ihre Währung mit 
fremder Hilfe wiederhergestellt hatten, infolge der Gewiß- 
heit, daß mit dem Erlös der Anleihen die Devisenkurse ver- 
teidigt werden könnten. Erst dieses Vertrauen gab die Mög- 
lichkeit, die Notenpresse zum Stillstand zu bringen. Denn 
eigentlich hat keine Regierung nach Kriegsende freiwillig 
Inflation getrieben, ‘überall wurde wiederholt in derselben 
Weise, die dann schließlich gelang, versucht, durch hohe 
Steuern, durch Einschränkung der Ausgaben den Ge- 
barungsabgang zu beseitigen, Poincarés Plan unterscheidet 


sich eigentlich gar nicht von dem Caillaux’ und anderer 
Vorgänger. Aber das Vertrauen fehlte und so blieben die 
gleichen Steuerpläne erfolglos, während ihr Erfolg unter 
Poincaré alle Erwartungen übertraf. So war es auch in 
Österreich. 


Die Österreichische Nationalbank nahm 
am 1. Jänner 1923 ihre Tätigkeit auf. Das Aktienkapital 
von 30 Mill. GK war teils vom Bund, teils vom österreichi- 
schen, teils vom Auslandskapital gezeichnet worden. Die 
Bank trat mit einem Goldschatz von kaum 5 Mil. GK und 
einem Devisenvorrat von 185 Mill. GK ins Leben, der haupt- 
sächlich aus der Zeichnung der Aktien, zum geringeren aus 
den Beständen der Devisenzentrale und der österreichischen 
Geschäftsführung der Oesterreichisch-ungarischen Bank 
stammte. Aus dem Erlös der Völkerbundanleihe, den die 
Nationalbank auf einem Sperrkonto verwaltete und der all- 
mählich freigegeben, soweit er nicht zu Zahlungen an das 
Ausland benötigt wurde, von der Regierung der Bank ver- 
kauft wurde, und aus anderen langfristigen Anleihen öffent- 
licher Körperschaften und aus kurzfristigen Geldaufnahmen 
der Privatwirtschaft strömten ihr fast ununterbrochen De- 
visen zu, so daß sich ihr sichtbarer Gold- und 
Devisenvorrat seit ihrem Bestand wie folgt ent- 
wickelte: 


Anfangs 1923 Ende 1923 Ende 1924 Ende 1995 Ende 1926 Ende 1997 
in Millionen Schilling 


157 4 4393 4881 5732 679°9 787 `8 


Im Laufe der Jahre gab es Schwankungen, insbeson- 
dere während der Mißtrauenswelle, die dem Börsenkrach 
folgte, mußte die Bank fast 80 Mill. S Devisen abgeben. 
Aber im wesentlichen ging die Kurve immer nach oben. 
Allmählich wandelte die Bank einen kleinen Teil der Devi- 
sen in Gold um und gelegentlich, besonders im laufenden 
Jahr, kam es auch zu Goldeinlieferungen im Arbitragever- 
kehr, so daß der Goldvorrat der Bank bis 31. August 1928 
auf 1344 Mill. S angestiegen ist. Ganz anders war die Be- 
wegung auf dem Wechselkonto: 

Anfangs 1923 Ende 1923 Ende 1924 Ende 1925 Ende 1926 Ende 1927 
in Millionen Schilling 


78:2 132:3 188.0 180:2 123°5 131:7 


Auch hier war es die Bankenkrise, die zeitweilig ein 
Anschwellen der Einreichungen bewirkte, zumal die Bank 
sich an zahlreichen Stützungsaktionen beteiligte. Der Höchst- 
stand wurde Ende August 1924 mit 332-8 Mill. S erreicht. 
Aber dauernd blieb das Mißverhältnis zwischen den Devi- 
sen- und den Wechselbeständen der Nationalbank, das sich 
vor allem dadurch erklärt, daß die Wirtschaft zum großen 
Teil mit den billigeren kurzfristigen Devisenkrediten arbei- 
tete, die erst in den Jahren 1927 und 1928 erheblich abge- 
nommen zu haben scheinen. Die Mittel, aus denen ihre 
Rückzahlung erfolgte, waren einerseits die große: Wiener 
Stadtanleihe von 30 Mill. Doll., von denen 25 Mill. in New 
York mit Erfolg aufgelegt wurden, eine Reihe von kleine- 
ren Anleihen und wohl vor allem det fortschreitende Ver- 
kauf der Aktien und Vorkriegsprioritäten der Nachfolge- 


staaten und größerer Posten von Aktien der Wiener Ban- 
ken (hauptsächlich aus Kapitalserhöhungen) und von Indu- 
strieunternehmungen ins Ausland. 


Die dritte Hauptpost in den Aktiven der Nationalbank 
ist die aus der Inflationszeit übernommene Darlehens- 
schuld der.tösterreichischen Staatsvwer- 
waltung, die bei der Gründung der Bank 2558 Mill. $ 
betrug und bis Ende 1927 auf 173-2 Mill. 8 durch’ plan- 
mäßige und durch außerordentliche Tilgungen (Anteil am 
Reingewinn der Bank, Ertrag der Vermögensabgabe, Münz- 
gewinne) vermindert worden isti ` 


Vor allem durch die stete Vermehrung des Devisen- 
vorrats, gegen die Banknoten ausgegeben worden sind, 
stieg der Banknotenumlauf allmählich an: 


Anfangs 1923 , Ende 19235 Ende 1924 Ende 1925 Ende 1926 Ende 1997 
in Millionen Schilling 


408:0 712:5 8388 8900 9473 1005°8 


Die Giroguthaben und sonstigen täglichen Ver- 
bindlichkeiten betrugen zu den gleichen Terminen: 


Anfangs 1928 Ende 1923 Ende 1924 Ende 1925 Ende 1926 Ende 1997 
in Millionen Schilling 
31'8 60'5 SEN 55:0 37:8 89`6 


so daß der gesamte Zahlungsmittelumlauf sich 
zu diesen Terminen wie folgt gestaltete: 


Anfangs 1923 Ende 1923 Ende 1924 Ende 1925 Ende 1996 Ende 1927 
in Millionen Schilling 
439'8 7730 BOL" 1 945 '0 981'6 1044°9 


Die Gold-undDevisendeckung des Zahlungs- 
mittelumlaufs, die nach den Satzungen in den ersten fünf 
Jahren des Bestandes der Bank mindestens 20% und in den 
folgenden, also vom 1. Jänner 1928 24% der Banknoten 
und Giroguthaben nach Abzug der Darlehensschuld betra- 
gen sollte, war tatsächlich in Prozenten der Banknoten und 
Giroguthaben: 


Anfangs 1923 Ende 1983 Ende 1924 Ende 1925 Ende 1926 Ende 1997 
26°76 56:50 D: oO 60°65 69°05__ 70°62 


Dabei hatte die Nationalbank stets in ihren ‚Anderen 
Aktiven“ noch bedeutende Devisenbestände, die 
nach Abzug der valutarischen Verpflichtungen — haupt- 
sächlich der Devisenguthaben der Regierung aus den Er- 
lösen der Völkerbundanleihe — nachstehende Höhe hatten: 


Anfangs 1923 Ende 1993 Ende 1924 Ende 1925 Ende 1926 Ende 1927 
in Millionen Schilling 
== +6 67°6 744 692 GEN 


Die Position der Nationalbank ist also ungewöhnlich 
stark. Noch stärker ist nur die der Bank von Frankreich, 
wobei freilich ein großer Unterschied zugunsten Frank- 
reichs besteht. Die auswärtige Verschuldung Frankreichs 
ist heute, wenn man von den interalliierten Kriegsschulden 
absieht, denen die Ansprüche aus den Dawes-Zahlungen 
Deutschlands gegenüberstehen, geringfügig, während die 
österreichische Volkswirtschaft für langfristige Anleihen 
und kurzfristig stark an das Ausland verschuldet ist. Wie 
groß diese Verschuldung ist, darüber fehlt die Statistik. 
Die Aufzählung der seit Gründung der Republik aufgenom- 
menen größeren Anleihen im Ausland gibt einen an- 
nähernden Überblick: 


Nennwert Erlös *) 
in Millionen 
Schilling 
1919—1920 Lebensmittelkredite. . . Dollar 1135 811°8 
1923 Völkerbundanleihe. ..... GK 6500 879°0 
EE Novar ш» Оууу л, Dollar 80 15°0 
1925 Land Oberösterreich . ... : . ч 5°0 28°0 
0925 Stai tiS ҮҮ. 21213 ` ENZ EN 
1925 Alpine Montan. ....... N 5°0 28'8 
ПОД ЕЕ а еланы снб у челе; з 8°0 18°8 
1925 Land Salzburg. ....... Schw. Fr. 15'0 18°0 
1925 Bodencreditanstalt (Pfand- 
ГОЛОЕ eege Dollar 2'4 EM: 
1925 Niederösterreich für Newag . 5 2'0 11'2 
1926 A. EG. Union, Schw. Fr. 7:0 EN: 
1626 Land Steiermark. 2... . Dollar 5:0 GEN 
1926 Stadt Вайеп......... Schw. Fr. 0:75 0°8 
1926 Brown-Boveri & Со...... 5 = 15 2:0 
1926 Wasserwerk Dornbirn `... „ f 1'25 160 
1927-11 Fiwagloaidsiarusterl, ib ‚йй, Dollar 3'0 19'5 
1927 Land Oberösterreich... . . H 5:0 30:5 
1927. Donau-Dampfschiffahrtsgesell- 
BONDI УЛТ ты а 5 Schilling 10'0 9:2 
19373 Stadt Wien олтире: Dollar 25:0 154°0 
1928 Land Oberösterreich . . . . . 7 8°5 23°0 
1928 Tiroler , Landeshypothekenan- 
CH er ы м го 6'5 
21870 


+) Die Erlöse sind geschätzt, йа ја in der Regel uur die Emissions- 
kurse, nicht aber die Begebungskurse bekannt sind. 


Von diesen Anleihen ist die für Lebensmittel- 
kredite am wenigsten drückend, denn es ist vor kurzem 
mit allen Gläubigerstaaten, mit Ausnahme Italiens und der 
Vereinigten Staaten, die wahrscheinlich bald auch bei- 
treten werden, eine Vereinbarung zustandegekommen, nach 
der diese Schuld unverzinslich bleiben und in der Zeit von 
1929 bis 1968 zurückgezahlt werden soll. Von der Völker- 
bundanleihe wurden zwar 13 Mill. Doll. im Inland zur 
Zeichnung aufgelegt, aber ein großer Teil der österreichi- 
schen Stücke sowie auch der auf fremde Währungen lau- 
tenden Abrechnungsschuldverschreibungen (Gesamtemission 
bis Ende 1927 145 Mill. $) ist ins Ausland abgeflossen. Zu 
der sichtbaren auswärtigen langfristigen, planmäßiger Til- 
gung unterworfenen Schuld kommen die kurzfristigen 
Schulden der Banken und der Privatwirtschaft, sodann die 
Zinsverpflichtungen auf die vielen Bank- und Industrie- 
aktien, die in Paketen ins Ausland abgeflossen sind. Ihnen 
stehen ‘gegenüber die immer noch großen Bestände ап 
Wertpapieren der Nachfolgestaaten, die besonders die Ban- 
ken in ihrem Portefeuille halten, und die kurzfristigen Kre- 
dite, die sie den ihnen nahestehenden Banken und Industrie- 
unternehmungen der Nachfolgestaaten mit Hilfe der Kre- 
dite, die sie selbst im Westen aufnehmen, gewähren. Ange- 
sichts des andauernd großen Passivums der österreichischen 
Handelsbilanz, das alljährlich rund 1 Md. 8 beträgt, konnte 
das Gleichgewicht der Zahlungsbilanz nur durch die Auf- 
nahme von Anleihen und durch Verkäufe von Wertpapieren 
im Ausland hergestellt werden. Da die sichtbaren Anleihen, 
wie wir oben gesehen haben, seit 1928 etwa 1300 Mill. 8 
und nach Abzug der aus der Völkerbundanleihe zur Rück- 
zahlung der österreichischen Bundesverwaltung früher ge- 
währter Vorschüsse verwendeten 345 Mill. 8 insgesamt 
etwa 950 Mill. S betragen haben und die Devisenbestände 
der Bank in dieser Zeit nur um 672 Mill. S gewachsen sind, 
zeigt sich eben, daß unsere Zahlungsbilanz trotz des in 
großem Umfang erfolgten Abverkaufs von Wertpapieren 
ins Ausland des Ausgleichsfaktors 'bedurft hat. Es war 
auch nötig, mehr Anleihen aufzunehmen, als die Volkswirt- 
schaft zum Ausgleich des Passivums der Zahlungsbilanz ge- 
braucht hätte, weil ein Land, dessen Industrie zu etwa 60% 
ihrer Erzeugung auf die Ausfuhr angewiesen ist, und das 


trotzdem etwa 35% seiner Einfuhr unbedeckt läßt, jederzeit 
größerer Devisenbestände bedarf, um auf plötzliche Schwan- 
kungen im ausländischen Zahlungsverkehr vorbereitet zu 
sein. Es müssen zu diesem Zweck auch Zinsopfer gebracht 
werden, die darin liegen, daß die Devisenbestände der Na- 
tionalbank höchstens etwa 4% Zinsen tragen, während die 
ausländischen Anleihen zumeist auch heute noch mit 7 bis 
8% Jahreszins aufgenommen werden müssen. Damit kurz- 
und langfristiges Kapital nach Österreich fließen kann, müs- 
sen auch die inländischen Zinssätze dauernd verhältnismäßig 
hoch sein. Die Österreichische Nationalbank hatte bei ihrer 
Gründung eine Bankrate von 9%. Es wurde vielfach 
auch im Ausland als ein Fehler betrachtet und war es wohl 
auch, daf die Nationalbank, als im Jahre 1923 im Zu- 
sammenhang mit der Börsenhausse und der hauptsächlich 
durch sie begünstigten vorübergehenden Wirtschaftskon- 
junktur die Ansprüche an die Notenbank fortgesetzt stiegen, 
die Bankrate lange Zeit unverändert gelassen hat, Während 
der Krise ging sie, allerdings scharf hinauf: 


Proz. Proz. 
1. Jänner 1928... =. 90 31. März 1926 ..... 75 
5. Juni (99. 1. 12:0 7. August 1926 . , 7:0 
12. August 1924 . . . . 15:0 17. Jänner .1927 „1. . .6'5 
6. November 1924. . . 18:0 4. Februar 1927... .6'0 
25: April. 193519990. 11:0 20. Фанарт „лице, 70 
дл Juli "19oa8 к к. 10.0 24. August 1927... .6'5 
3: September 1925... 9'0 28. Jänner 1928....6°0 
28. Jänner19%6. .. om" 80 17.. Juni1928. .. . 6°5 


Der Privatdiskont spielt in Österreich eine ge- 
ringe Rolle, weil der Wechselmarkt recht klein ist, denn 
es sind nur ganz wenige Banken und Firmen, die als Geber 
und Nehmer in Betracht kommen könnten, und es werden 
fast nur Portefeuillewechsel der Banken umgesetzt, da der 
Akzeptumlauf der Banken verschwindend ist. Der Privat- 
diskontsatz stellt sich seit langem in der Regel % bis #% 
unter der Bankrate, 

Die Bewegung der Geldsätze auf dem offenen 
Markt war folgende: 


Privatescompte h " 
Jahr höchster tiefster М ке E eecht 
1913 65/6 48], _ и: — 23 
1918 37/6 5/5 SS -E "8 + 
1919 SE аур к= Si Së: e: 
1920 4 Шүк = — == = 
1921 6 21% = = —- 
1922 9 58/4 = 22 24 22. 
1928 H 9 1101} 19% — 
а 15 9 65 18 = bg 

12 8, EVA gi), 18 81 
1926. 87, ` 5% Йаш on Si 
1927 "e 5 ду, TER EN кар 


Die Spannungen zwischen dem Debet- und Kreditzins- 
fuß der Banken waren anfangs sehr groß. Die Banken ver- 
langten im Kontokorrent für die Schillingkredite an Zinsen 
und Provisionen bis zu 30% und mehr. Nur ganz allmählich 
gelang es, dem Drängen der Wirtschaft und der National- 


Österreichische 


bank, die Zins- und Provisionssätze, die eine gewisse Be- 
gründung in der übermäßigen Höhe der Personallasten und 
übrigen Unkosten und der geringen Verdienstmöglichkeiten 
der Banken haben, soweit herabzudrücken, daß jetzt min- 
destens 12%% für Kontokorrentkredite verlangt werden, 
ein immer noch kaum tragbarer Satz, dessen Druck auf die 
Wirtschaft nur dadurch etwas gemildert wird, daß gute 
Kunden vielfach Devisenkredite erhalten, die aber auch 
8 bis 9% kosten. 

Die Sparkassen, die ihre während des Krieges und 
der Inflationszeit zahlenmäßig rasch angeschwollenen Ein- 
lagen größtenteils in Kriegsanleihe angelegt hatten und bei 
denen durch die Geldentwertung die Einlagen gleich den 
Aktiven fast völlig entwertet wurden, haben damals zum 
großen Teil die zur Deckung der Auslagen notwendigen 
Einnahmequellen in der Pflege des Kontokorrent-, des Ef- 
fekten- und Devisengeschäfts meist mit geringem Erfolg 
gesucht. Sie konnten seit der Stabilisierung ihr Geschäft 
ziemlich rasch wieder aufbauen. Ihre Einlagenstände haben 
sich wie folgt entwickelt: 


1913 1922 1923 1924 1925 1926 1927 
Mill. GK. Millionen Scehilling 
2963 12:03 7951 24525: 501:82 72324 989083 


Den größten Aufschwung nahm die Zentralspar- 
kasse der Gemeinde Wien mit einem Einlagen- 
stand von 361 Mill. 8, іе mit Zweigniederlassungen und 
modernen Einrichtungen den Banken eine empfindliche 
Konkurrenz bereitet und vor allem der größte Geldgeber 
der Länder und Gemeinden geworden ist. Sie hat 
bis 30. Juni 1928 Ländern und Gemeinden Darlehen in der 
Höhe von 102% Mill. S gewährt, teils als amortisable, teils 
als Kontokorrentdarlehen auf 20 Jahre, stets mit dreimona- 
tiger Kündigungsfrist, von der jedoch bisher nur einmal Ge- 
brauch gemacht worden ist. Der Zinsfuß ist mäßig, derzeit 
etwa 7%4% ohne nennenswerte Nebenspesen. Da die Zen- 
tralsparkasse vor Gewährung des Darlehens die Finanzlage 
der Körperschaften und den Verwendungszweck genau 
prüft, trägt sie zur Aufrechthaltung einer gesunden Finanz- 
wirtschaft der Körperschaften bei. 

Dagegen ist der Wiederaufbau der einstmals sehr be- 
deutenden gewerblichen Kreditgenossenschaften und Raiff- 
eisenkassen noch in den Anfängen. Er wird gefördert durch 
die mit deutscher Beihilfe im Jahre 1927 gegründeten Zen- 
tralkredit-Genossenschaftskasse A. G. 

Die Österreichische Nationalbank aber 
hat sich im wesentlichen seit ihrer Gründung bewährt und 
es ist nicht zum geringen Teil ihr sowie der strengen Wah- 
rung des Budgetgleichgewichts zu danken, daß der Schil- 
ling während dieser 5# Jahre immer nur in engsten Gren- 
zen geschwankt hat, die das Maß des in reinen Goldwäh- 
rungsländern vorkommenden und zulässigen niemals über- 
sehritten haben, und heute im In- und Ausland als voll- 
wertige stabile Währung allgemein angesehen wird. 


Staatsfinanzen. 


Von Dr. Franz Klein. 


ehn Jahre nach der Gründung der deutsch- 
österreichischen Republik ist es dennoch 

nur mit Einschränkung möglich, von 

einer zehnjährigen Entwicklung ihrer 
Staatsfinanzen zu sprechen. Denn erst 

| seit dem Finanzjahr 1923 kann von 
Haushaltsplänen, Rechnungsabschluß und Rechnungs- 
kontrolle im wirklichen Sinn dieser Worte ernstlich die 


Rede sein. Als der erste Finanzminister des jungen 
Freistaates sein Amt antrat, kannte er nicht einmal die 
Gebietsgrenzen seines Verwaltungsbereichs, weder Ver- 
mögen, noch Einnahmen, noch Ausgaben waren ab- 
schätzbar. Es mußte sozusagen ein Geschäftsunter- 
nehmen ohne Anfangsbilanz eröffnet werden. 
Als Beginn der selbständigen Staatswirtschaft wurde der 
1. November 1918 festgesetzt. Aber gewissenhafter als 


A| = 


die Regierungen der übrigen Nachfolgestaaten machte 
die Staatsregierung nicht einmal den von den andern 
mit mehr oder weniger Erfolg unternommenen Ver- 
such, einen dicken Strich zwischen sich und der alt- 
österreichischen Finanzverwaltung zu ziehen. Im Gegen- 
teil, in der Erwartung, doch noch zu einer ordentlichen 
finanziellen Auseinandersetzung und Abrechnung mit 
den übrigen Staaten zu gelangen, übernahm sie die 
Verpflichtung, nebst der eigenen Verwaltung auch noch 
die Geschäfte des alten Reichs treuhändig zu besorgen. 
Ja, sie mußte sich sogar hüten, die verknüpften Fäden 
zu entwirren, um den „Miterben‘ ‘nicht schädliche 
Präjudize zu liefern. So wurde denn ein gewaltiger 
Teil der Ausgaben und ein ansehnlicher Teil der Ein- 
nahmen kontokorrentmäßig als Vorschuß- und Erlags- 
gebarung verrechnet. Und wenn all diese verwirrenden 
Einflüsse allmählich überwunden wurden, so trat zu 
ihnen und an ihre Stelle immer verhängnisvoller die 
stets schneller werdende Geldentwertung, die 
die Grundlagen der Verrechnung ganz zerstörte. Am 
30. Juni 1919 galt die Krone in Zürich immerhin noch 
18 Rappen, ein Jahr später waren es 8:90, Ende 
Februar 1922 nur noch 0'10, Ende 1922 0-0075. Der 
Haushaltsplan, heute ermittelt, war eine Woche später 
schon an tausend Stellen durchlöchert. Mit der Vorlage 
der Rechnungsabschlüsse erfüllte die Regierung ihre 
Pflicht gegen Чеп Nationalrat, aber sie hatten nicht 
mehr als förmliche Bedeutung. Der erste Rechnungsab- 
schluß über die Zeit vom 1. November 1918 bis 
30. Juni 1919 konnte erst zu Beginn 1922 fertiggestellt 
werden. Die etatmäßige Gebarung war bei einer Aus- 
gabensumme von 3:67 Milliarden mit etwa 600 Mil- 
lionen passiv. Die Kontokorrentgebarung hatte bei Aus- 
gaben von 3:14 Milliarden einen Abgang von 1:96 Mil- 
liarden. Der Fehlbetrag belief sich also auf 1:86 Mil- 
liarden und nur die ‘Anleihegebarung (Ausgaben 2-05, 
Einnahmen 41 Milliarden) verwandelte ihn in einen 
Überschuß von 183 Millionen. Der Rechnungsabschluß 
über das darauffolgende Jahr, also über die Zeit vom 
1. Juli 1919 bis 30. Juni 1920, zeigt bereits die ge- 
waltige Aufblähung der Beträge. Er schließt in der 
etatmäßigen Gebarung mit Ausgaben von 17:8, mit 
Einnahmen von 18:6 Milliarden. Zur Kennzeichnung 
dieses Abschlusses sei nur darauf verwiesen, daß das 
Ende Juli 1919 eingebrachte Finanzgesetz mit Ausgaben 
von 84 Milliarden gerechnet hatte, davon 1:9 Mil- 
liarden „für die der deutschösterreichischen Verwaltung 
entzogenen Gebiete“, und mit Einnahmen von 83:5 Mil- 
liarden. 


Das Finanzjahr 1. Juli 1920 bis 80. Juli 1921 
schließt in der etatmäßigen Gebarung mit Ausgaben 
von 133:9 und Einnahmen von 96°7 Milliarden, also 
mit einem Fehlbetrag von 87:1 Milliarden. Die konto- 
korrentmäßige Liquidationsgebarung hat bereits an Be- 
deutung eingebüßt — ihre Ausgaben betragen 377 Mil- 
lionen —, teils weil die Liquidation bereits fortge- 
schritten ist, teils weil die Finanzverwaltung sich in 
diesem Jahr ungeachtet der bereits erwähnten Präjudiz- 
gefahr entschlossen hat, Teile der Liquidationsaus- 
gaben, so Pensionen der altösterreichischen Staats- 
beamten, auf den eigenen Etat zu übernehmen. Das 
nächste Rechnungsjahr umfaßt die zweite Hälfte 1921. 
Die Ausgaben betragen 2212 (Voranschlag 49:5) Mil- 
liarden, die Einnahmen 819 (241) Milliarden. Der Ge- 
barungsabgang erreicht bereits die Höhe von 139:3 Mil- 
liarden. In dem mit- dem Kalenderjahr zusammen- 


fallenden Finanzjahr 1922 steigen die Beträge zu 
schwindelerregender Höhe: Die Ausgabensumme wächst 
auf 6891 (Voranschlag samt Nachtragskrediten 816) 
Milliarden an, die Einnahmensumme auf 3358 (214) 
Milliarden, der Fehlbetrag also auf 3533 Milliarden. 

Durch all diese Jahre hatte die Finanzverwaltung 
zur Fortführung ihrer Aufgabe: keinen anderen Weg 
gesehen als die Einreichung von Schatzwechseln 
bei der Österreichischen Geschäftsführung der Öster- 
reichisch-ungarischen Bank, die diese zu immer neuer 
Notenschöpfung zwang. Die verschiedenen Versuche, 
sich anderweitig in die Verfügung größerer Geldmittel 
zu setzen, schlugen fehl. Vermögensabgabe und 
später innere Zwangsanleihe zerrannen in der 
Geldentwertung. Durch wiederholte Bittgänge und den 
Hinweis auf die sozialen Gefahren der Not gelang es, 
gegen Verpfändung des Staatseigentums Stundungen 
für die Bezahlung vom Ausland gelieferter Lebens- 
mittel zu erhalten, die sogenannten Reliefkredite 
von insgesamt etwa 800 Millionen Schilling, an deren 
Gewährung neun Staaten, vor allem England, die Ver- 
einigten Staaten, Italien und Frankreich beteiligt 
waren. Die Lebensmittel wurden an de Bevölkerung 
zu sehr ermäßigten Preisen abgegeben. Erst im 
Jänner 1922 wurde mit dem Abbau. dieser Lebens- 
mittelzuschüsse begonnen. Ende 1921 wurden auch die 
ersten ausländischen Vorschüsse flüssig gemacht: je 
250.000 Pfund Sterling von England und Frankreich. 
Im Februar 1922 gewährte England einen weiteren 
Vorschuß von 214 Millionen Pfund gegen Verpfändung 
der staatlichen Gobelins. Die Geldentwertung brachte 
all diese Maßnahmen um ihre Wirkung. 

Es ist heute vielleicht eine müßige Frage, ob dem 
Gebarungsabgang im Staatshaushalt und damit Ber 
mächtigsten Ursache des Kronensturzes nicht anders 
hätte Einhalt geboten werden können als durch das 
Genfer Sanierungswerk, das in den Proto- 
kollen vom 4. Oktober 1922 niedergelegt wurde. Man 
hat inzwischen gelernt, daß es im wesentlichen eine 
lösbare Aufgabe der Steuereinhebungstechnik ist, die 
öffentliche Kassengebarung mit der Wirtschaft der 
Steuerträger in so enge Beziehung zu bringen, daß sie 
als deren wöchentliche, halbmonatliche oder monatliche 
Teilhaberin auftreten kann und die Steuern nicht in 
entwertetem Geld im nachhinein bekommt. Die Mittel, 
die man seither bei der Einkommen-, Erwerbs-, Körper- 
schafts-, Warenumsatzsteuer, Fürsorgeabgabe und an- 
deren Steuern angewandt hat, sind Selbstbemessung, 
Voreinzahlung, monatliche Entrichtung, Verzögerungs- 
zuschläge und dergleichen. Dennoch muß man in Er- 
innerung an den Inflationstaumel bezweifeln, ob damit 
die zweite noch stärkere Ursache der Geldentwertung, 
die Kronenflucht, hätte beseitigt werden können. 
Das Vertrauen war zerstört, es wieder zu schaffen, wäre 
vielleicht einer überragenden Persönlichkeit gelungen, 
die die schlummernden Kräfte des Gemeinschafts- 
gefühls zur Selbsthilfe aufgerufen und sich die dikta- 
torischen Vollmachten verschafft hätte, ohne die in 
solchen Zeiten auch jene steuertechnischen Maßnahmen 
kaum mit. der. notwendigen Schnelligkeit getroffen 
werden konnten. 

Der Reformplan, der als Ergebnis lang- 
wieriger Verhandlungen mit dem Völkerbundkomitee 
aufgestellt wurde, rechnete für 1923 mit einem Ge- 
barungsabgang von 220 Millionen Goldkronen, der sich 
dureh ‘weitere Verringerung der Ausgaben und Ver- 


mehrung der Einnahmen im ersten Halbjahr 1924 in 
einen Abgang von 22 Millionen, im zweiten Halbjahr 
in einen Überschuß von 11 Millionen verwandeln sollte. 
1925 sollten die Ausgaben bereits auf 350 Millionen be- 
schränkt sein und von den Einnahmen um’ 140 Mil- 
lionen übertroffen werden (bei welchen Zahlen die 
Überweisungen des Bundes an die Länder als durch- 
laufende Post beiderseits vorweg abgezogen waren). 


Die Entwicklung sollte zeigen, daß. beide An- 
nahmen gleich fehlgingen. Der Haushalt kam viel 
rascher ins Gleichgewicht, als man gedacht hatte, aber 
auf einer weit höheren Zahlengrundlage. 


Am 18. November 1922 legte die Regierung die 
Notenpresse still. Die Anleihe, deren Reinergebnis 
650 Millionen Goldkronen hätte betragen sollen, brachte 
631. Millionen, richtiger 611 Millionen Goldkronen oder 
880 Millionen Schilling, da der von der Schweiz ge- 
währte Kredit von 23 Millionen Franken erst 1927 in An- 
spruch genommen wurde. Von den 611 Millionen wurden 
sogleich abgezogen 40:3 Millionen Als sechsmonatige 
Garantie für den Anleihedienst und 122 Millionen als 
Rückersatz der von England, Frankreich, Italien und 
der Tschechoslowakei geleisteten Kreditvorschüsse, 
Für den Wiederaufbau standen daher 449 Millionen 
Goldkronen zur Verfügung. Nur 110:8 Millionen Gold- 
kronen waren erforderlich, den Unterschied zwischen 
ordentlichen Ausgaben und ordentlichen Ein- 
nahmen zu decken, genauer nur 42 Millionen, da 68 Mil- 
lionen davon zu Schuldtilgungen, also zu eigentlich 
außerordentlichen Ausgaben verwendet wurden. Sieht 
man von den „seelischen“ Wirkungen ab, so ist es also 
unzweifelhaft, daß die Anleihe mit ihren drückenden 
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Rechnung: 
Voranschlag abschluß Voranschlag 
1924 
Ausgaben: in 

Völkerbundschulden . . . . . . 98.8 16°3 80:6 
Sonstige Schulden... . ... 177 604 44:9 
Pensionen, Abfertigungen 106°6 1231 1176 
Altpensionen der Bahnen 20°0 470 402 
Freen en >. злс 55°0 62 69°5 
Soziale Fürsorge ....... 418 730 Ku 
Anderer Verwaltungsdienst. . . 206°6 263°6 2837 
Leistungen an Selbstverwaltungs- 

ODER злу on + 28:8 394 F4 
Centralbankdarlehen . .. ... — - — 
Postsparkassazuschuß . . . . . — — — 
Bundesbahnen... . 2... 14 Lë — 
Забави эф. 245 Apelattgcdasbe 1951 25°5 112 
Übrige Eisenbahnen . . . ... 101 134 72 
Andere passive Betriebe... . 16 22% 21 
Personalmehraufwand . . . .. 501 ge == 
Ausgabensumme. , . .. . 6528 810'0 7128 

Еїппаһтеп: 
Zölle. гї Hoad җаўйизык 123°8 138°8 1740 
Aus- und Einfuhrabgaben .. . 91 91 33 
Verbrauchssteuern . , ..... EN? 8171 723 
Direkte Steuern . . . .... 161°7 2833 218:3 
Eisenbahnverkehrssteuern . . . 24 21 02 
Geblihreit- data ehr, SEL, oa, 2228 3414 2418 
Summe der öffentlichen Abgaben 575'5 8577 704.9 
Ab Länderanteille ....... 997 163°0 1579 

verbleden wen с. E 475°8 6947 547'0 
Andere Verwaltungseinnahmen 35°6 69:7 35'9 
Tabaktimr. Ada forget, sarsisaf 121° 129°6 134% 
Salz. Nina че мане. ж 10:8 26 9'8 
Übrige Monopole ....... Lë 36 32 
Aktive Betriebe . . . . . .`. . 20°2 Wei 23 
Einnahmensumme..... 6651 900°6 7827 
А Е ene lee e = SG — 
Überschuß tin. ЭКК E 12°8 90`6 204 
шуевНйопеп `, E 103°6 940 

esamtabgang....... 674 180 73'6 
Gesamtüberschuß _ = — 


Rechnungs- 


Millionen 


politischen und finanziellen Bedingungen weitaus zu 
hoch gegriffen war. Der überwiegende Teil diente dex 
Finanzverwaltung zur Bestreitung staatlicher Investi- 
tionen und zur Weiterverleihung an die zum Teil in 
selbständige Wirtschaftskörper verwandelten Staats- 
betriebe für deren wertvermehrende Anlagen. Die Mittel 
dafür aber hätte man sich bei ausgeglichenem Staats- 
haushalt gewiß ohne Verpfändung der Zoll- und Tabak- 
monopoleinnahmen und ohne Finanzaufsicht verschaffen 
können. 

Wir haben gesehen, daß das Jahr 1922 mit einem 
Gebarungsabgang von 353 Millionen Schilling schloß. 
Der Entwurf des Finanzgesetzes 1923, der im 
November 1922 eingebracht wurde, rechnete mit einem 
Fehlbetrag von 529 Millionen. Weit zuversichtlicher 
schätzte ein zweiter Entwurf vom Februar 1923 den Ab- 
gang nur auf 237 Millionen, der endgültige Voranschlag 
auf 266 Millionen. Das Ergebnis war überraschend gün- 
stig: der Gesamtabgang beschränkte sich auf 158 Mil- 
lionen Schilling, wovon 76 Millionen auf Investitionen 
entfielen. Die folgende Entwicklung gab der Zuversicht, 
die mit diesem Rechnungsabschluß einkehrte, recht. 
Obwohl die Ausgaben stetig stiegen, wurden sie darin 
von den Einnahmen übertroffen, die die, wie sich gezeigt 
hat, sehr vorsichtigen Voranschlagszahlen immer hinter 
sich ließen. Wir halten uns bei der Darstellung an die 
Gliederung des bereits erwähnten Reformplanes, an das 
einzige, was von ihm schon nach dem ersten Jahr übrig 
war. Wir stellen den Ansätzen der Voranschläge nicht 
die vollzogenen, sondern die vorgeschriebenen Beträge 
gegenüber, also die zur Auszahlung oder Vereinnahmung 
angewiesenen, gleichgültig ob sie tatsächlich im Rech- 
nungsjahr aus- oder einflossen. 

Rechnungs- Rechnungs- 


abschluß Voranschlag abschluß Voranschlag 
2 1927 


abschluß Voranschlag 
25 1928 
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Das letzte Jahr, das in der laufenden Ge- 
barung mit einem Abgang schloß, war also das Jahr 
1923 mit 82 Millionen. 1924 hatte bereits einen Über- 
schuß von 90:6 Millionen und in den folgenden Jahren 
war er — zum Teil sogar beträchtlich — höher. 1925 
war das Ergebnis um nicht weniger als 240:7 Mill. besser 
als der Voranschlag. Selbst nach Deckung des Inve- 
stitionsaufwands ergab sich ein Überschuß. Das hätte 
sich 1926. wiederholt, wenn der Haushalt nieht unvor- 
hergesehenerweise mit 55:5 Millionen für die Liquidation 
der .zusammengebrochenen Centralbank der deutschen 
Sparkassen belastet worden wäre. 1927 hätten die Inve- 
stitionen den Überschuß der laufenden Gebarung bloß 
um 31-7 Millionen. überstiegen, wenn nicht die Post- 
sparkasse einen außerordentlichen Zuschuß.. von 58:8 
Millionen ‘erfordert hätte. Wenn sich im Jahre 1928 
die Erfahrung wiederholt, daß das zweite Halbjahr 
etwa gleichviel Ausgaben und: Einnahmen bringt wie 
das erste, dessen vorläufige Ergebnisse bereits vor- 
liegen, so wird es bei Einnahmen von etwa 1150 und 
Ausgaben von rund 1000 Millionen: in der laufenden 
Gebarung mit einem ‚Überschuß von.150 Millionen 
schließen, wodurch abermals der größte Teil der mit 
191:1 Millionen vorgesehenen Investitionen gedeckt 
wäre, 

Obwohl die Geldentwertung den Bund nicht nur 
vom größten Teil der übernommenen Vorkriegs- und 
Kriegsschulden, sondern auch von den bis zur Stabili- 
sierung der Währung aufgenommenen Kronenanleihen 
entlastet hat, war der Sehuldendienstin all die- 
sen: Jahren beträchtlich. Wie die obige Übersicht zeigt, 
wird der Dienst der Völkerbundschuld leichter: er ist 
im Reformplan mit seinem Nettobetrag ausgewiesen, 
der um so kleiner wird, je mehr ihm Leistungen der 
Betriebe, vor allem der Bahnen gegenüberstehen, denen 
der Bund Anleiheteile geborgt hat. Ende 1923 betrugen 
die Bundesschulden 2085 Millionen Schilling, davon die 
Kronenschulden 283 Millionen. Davon entfielen 253 
Millionen auf die Darlehensschuld an die Nationalbank. 
Von den 1802 Millionen Schulden ausländischer Wäh- 
rung entfielen 771 auf die sogenannten Reliefkredite, 
889 auf die Völkerbundanleihe. Ende 1927 war der 
Stand der Finanzschulden 2422 Millionen, davon 
Kronen- und Schillingschulden 212 Millionen. Die 
Völkerbundanleihe betrug 1005 Millionen, trotz Tilgun- 
gen mehr als 1923, weil damals der spanische, tschecho- 
slowakische noch nicht begeben waren und der Schwei- 
zer Vorschuß noch nicht in Anspruch genommen war. 


Die Pensionslast ist, wie unsere Zusammenstellung 
zeigt, bedeutend angewachsen, wegen des Beamten- 
abbaus und der Verteuerung der Lebenshaltung. Für 
1928 war die Zahl der Pensionsparteien des Bundes 
(Hoheitsverwaltung, Monopole, Bundesbetriebe, Altpen- 
sionisten der Bundesbahnen und der Südbahn) mit 
121.477 veranschlagt. Wegen der unausweichlichen Be- 
zugserhöhungen ist auch der Aufwand für die aktiven 
Angestellten gestiegen, trotz dem großen Abbau: der 
Gesamtabfall an Angestellten in der Zeit vom 1. Ok- 
tober 1922 bis Ende August 1927 betrug nach Berück- 
sichtigung der Neuaufnahmen bei der Hoheitsverwal- 
tung 23.670, bei Monopolen und Betrieben 21.631, bei 
den Bundesbahnen 39.922, bei der Südbahn 11.412, ins- 
gesamt daher 96.635. Der als Bruttobudget aufgestellte 
Rechnungsabschluß gibt 1925 die persönlichen Aus- 
gaben mit 418 (sachliche 485) Millionen an, 1927 mit 
681 (1154). Die drückendste Ausgabe ist nebst den 
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Beamtengehältem die- -soziale Fürsorge. Die stets 
steigenden Zahlen der Übersicht zeugen von der ge- 
waltigen Dauwerarbeitslosigkeit, deren Österreich nicht 
Herr wird. Auf derEinnahmenseite ist vor allem 
festzustellen, daß die Abgabeneingänge die Voran- 
schläge regelmäßig ganz erheblich übersteigen, obwohl 
diese sich, wenn auch zögernd, den Ergebnissen der 
bei der Aufstellung des Haushaltplanes vorliegenden 
Abschlüsse anpassen. Dieses Anschwellen zeigt sich 
überwiegend bei den Zöllen und den direkten Steuern, 
obwohl im Laufe der Jahre die Sätze der Körperschafts- 
und der Erwerbsteuer einige Male ermäßigt wurden. 


1928 1924 1995 1996 1927 
in Millionen Schilling 


Erwerbsteuer . 2.3... 146 238 519 586 565 
Körperschaftssteuer .,... 361 978 509 851. "29 
Rentensteuer.... . 2... 16 .77. 154 162, 170 
Einkommensteuer . . . ... 1082 1437 1454 1433 1501 
Vermögenssteuer . ... 2... ‚нис 1070167 188 
Sonstige direkte Steuereinnahm. 57 102. 111 126 121 
Direkte Steuern zusammen . . 166'9 2832 2854 3955 327:2 
Zölle u. Ausfuhrabgaben 1099 147'8 200°9. 2137. 9406 
Verbrauchssteuern ... 673 811 819 895 864% 
Stempel- und Rechtsgebühren. 824 945 1091 1055 1190 
Warenumsatzsteuer ..... 560 2027 225:9 2273 2371 
Sonstige Gebühren... . . » 1405 474. 102%) 122 119 
Gebühren zusammen . . . 2789 30106 3494 8450 3680 


ai Rückgang infolge Ermäßigung der Effekten-, Valuten- und 
Bankenumsatzsteuer. 

Rechnet man von den „Sonstigen Gebühren“ des 
Jahres 1923 die in diesem Jahr noch darin enthaltenen 
Eisenbahnverkehrssteuern von 89:9 Millionen ab, so 
sieht man, daß sich der größte Sprung aufwärts bei den 
Gebühren vollzog: sie sind 1924 um 155:6 Millionen 
höher als im Vorjahr, hauptsächlich das Verdienst der 
Warenumsatzsteuer, die am 1. April 1928 ein- 
geführt und mit 1. Jänner 1924 von 1 auf 2% (Luxus- 
steuer von 11 auf 12%) erhöht wurde. Von den Mono- 
polen und Bundesbetrieben fällt nur das Tabakmonopol 
als starke Einnahmsquelle ins Gewicht. Die Bundes- 
bahnen sind seit 1925 nicht mehr zuschußbedürftig, 
allerdings werden ihnen die für den Bund eingehobenen 
Eisenbahnverkehrssteuern überlassen. Falls 1928 die 
vorgesehenen 1911 Millionen für Investitionen aufge- 
wandt werden, beträgt der gesamte Investitionsauf- 
wand seit 1. Jänner 1923 792-7 Millionen, der zum 
größten Teil den Bundesbahnen, Fernkabellegungen 
und der Straßenerneuerung gedient hat. 

Der österreichische Bundeshaushalt ist, wie ersicht- 
lich, in einem Gleichgewicht, das nach fünfjäh- 
riger Bewährung vertrauenerweckend ist. Als der Rech- 
nungsabschluß über das Jahr 1925 vorlag, im Juni 
1926, wurde das Land von der Anwesenheit des Gene- 
ralkommissärs des Völkerbundes befreit. Aber dieser 
Staatshaushalt ist in jeder Einzelheit der eines verarm- 
ten Volkes. Die Abgabenlast ist drückend, die indirekte, 
aber auch die direkte, die etwa bei der Einkommen- 
steuer nur Einkommen bis zu 1400 S jährlich frei läßt 
und in Staffelung von 11 auf über 40% ansteigt. 
Die Erwerbsteuer geht von 1 bis 75% des Rein- 
ertrags und erhöht sich durch Zuschläge etwa um ein 
Fünftel. Die Körperschaftssteuer erreicht mit Zu- 
schlägen etwa 29%. Die Bezüge der öffentlichen 
Angestellten und Pensionisten müssen immer noch un- 
zulänglich bleiben. Die kulturellen Staatsaufgaben 
müssen immer noch ärgste Vernachlässigung erleiden. 
Ansehnlich sind nur die sozialen Leistungen und die 
Mittel, die der Bund für Investitionen aufbringt. Aber 
die großen sozialen Lasten sind von der Not erzwungen 


und im Einzelfall kärglich genug. Die großen Investi- 
tionen müssen vor allem Versäumnisse und Verwüstun- 
gen der Kriegszeit und der ersten Nachkriegsjahre gut- 
machen und sie dienen zum Teil Aufwendungen, die 
man als Wertvermehrung nur bedingt gelten lassen 


kann, so daß es nur billig ist, wenn es gelingt, auch 
Überschüsse der laufenden Gebarung dafür zu er- 
übrigen. Auch in Zukunft wird es großer Härte und 
Selbstbeschränkung bedürfen, um das Gleichgewicht 
aufrecht zu erhalten. 


Wien 1918-1928. 


Von Karl Honay, Sekretär des Österreichischen Städtebundes. 


m Mai 1929 werden es zehn Jahre, daß im 
Wiener Rathaus die Sozialdemokraten ver- 
walten. Aber schon in den Novembertagen 
1918 übten die Sozialdemokraten, die vordem 
in der Wiener Ratsstube eine verschwindende 
zg Minderheit bildeten, bestimmenden Einfluß 
aut ше Geschicke Wiens aus. Es war am 11. November 
1918, als der langjährige sozialdemokratische Gemeinderat 
Reumann vom Bürgermeister Dr. Weiskirchner die Kon- 
stituierung eines provisorischen Gemeinderates forderte. 
Das war einen Tag vor der Proklamierung der Republik. 
Im Wiener Gemeinderat hatten damals die Sozialdemokraten 
von den 165 Mandaten nur sieben inne. Das berühmte Privi- 
legienwahlrecht Luegers mit den kunstvoll eingeteilten vier 
Wahlkörpern war im Sturm der Revolution nicht mehr auf- 
rechtzuhalten. Die Christlichsozialen Kkapitulierten vor der 
Herrschaft der Demokratie. Am 3. Dezember 1918 berief 
Dr. Weiskirchner die erste Sitzung des von den Sozialdemo- 
kraten geforderten provisorischen Gemeinderates ein. Seine 
Zusammensetzung erfolgte auf Grund von Parteienverein- 
barungen, die vom niederösterreichischen Landtag geneh- 
migt worden waren. Er bestand aus 84 Christlichsozialen, 
60 Sozialdemokraten, 19 Deutschfreiheitlichen und 2 
Deutschnationalen. Damit war das Ende der Alleinherr- 
schaft der christlichsozialen Partei in Wien besiegelt. In 
langwierigen Verhandlungen wurde dann das Wiener Ge- 
meindewahlgesetz geschaffen. 


Die Demokratisierung des Gemeindewahlrechts. 


Nach dem neuen Wahlgesetz haben alle Bewohner der 
Stadt, wenn sie österreichische Staatsbürger und im Besitz 
ihrer bürgerlichen Rechte sind, das Wahlrecht zum Ge- 
meinderat. Die Altersgrenze wurde mit zwanzig Jahren be- 
stimmt. Die Frauen erhielten ebenfalls das Wahlrecht. Am 
4. Mai 1919 wurde auf Grund dieses Wahlrechtes zum 
erstenmal der Gemeinderat gewählt. Von den 679.966 ab- 
gegebenen Stimmen erhielten die Sozialdemokraten 368.533 
und die Christlichsozialen 182.947, der Rest entfiel auf die 
kleineren Parteien. Von den 165 Gemeinderatsmandaten er- 
hielten die Sozialdemokraten 100, die Christlichsozialen 50, 
die Tschechen 8, die Deutschnationalen und die Jüdisch- 
nationalen je 3. Die Bürgerlich-Demokratische Partei konnte 
nur ein Mandat erlangen. Mit dem Gemeinderat wurden auch 
die 21 Bezirksvertretungen neu gewählt. In diesen Bezirks- 
parlamenten hatten die Sozialdemokraten früher überhaupt 
keine Vertretung. Von den 630 Mandaten erhielten nun die 
Sozialdemokraten 339, die Christlichsozialen 194, die Tsche- 
chen 41, die Deutschnationalen 30, die bürgerlichen Demo- 
kraten 17 und die Jüdischnationalen 9. Der Stadtrat hatte 
damals noch dreißig Mitglieder. Sie wurden nach dem Pro- 
porz aufgeteilt. Die Sozialdemokraten erhielten 19, die 
Christlichsozialen 10 Sitze; ein Stadtrat entfiel auf die 
Tschechen. Am 22. Mai 1919 konstituierte sich der neue 
Gemeinderat. Der Sozialdemorat Jakob Reumann wurde 
zum Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien gewählt. 


Die Wirtschaftslage der Gemeinde im Jahre 1919. 


Niemand wird bestreiten können, daß die neuen Ver- 
walter Wiens ein sehr trauriges Erbe antraten. In der Zeit 
der furchtbarsten wirtschaftlichen Not, in den Monaten der 
Kohlenkrise, die zur Abholzung schöner Teile des Wiener- 
waldes führte, übernahmen die Sozialdemokraten mit leeren 
Stadtkassen unter Führung Reumanns und des ‚städtischen 
Finanzreferenten Breitner die Verwaltung. Es war die Zeit, 
in der die ausländischen Blätter täglich über das „sterbende 
Wien“ schrieben und die Bundesländer den „Wasserkopf“ 
als ein äußerst lästiges Anhängsel mieden. 

Im Haushalt der Gemeinde war damals kein Lichtpunkt 
wahrnehmbar. Die 54.000 städtischen Beamten, Lehrper- 
sonen und Arbeiter litten bitterste Not. Man hatte sie all die 
Kriegsjahre hindurch mit niedrigsten Bezügen auf den sieg- 
reichen Ausgang des Völkerringens für Habsburg ver- 
ströstet. Diese ausgehungerten Menschen erhoben nun nur 
zu berechtigte Forderungen. Von allen Seiten stürmten An- 
sprüche der verschiedensten Art auf die Gemeinde ein. Die 
Arbeitslosigkeit erreichte einen Stand, der heute geradezu 
sagenhaft anmutet. Ende Mai 1919 gab es in Wien nicht 
weniger als 127.556 Arbeitslose! (Am 30. September 1928 
waren es 55.409.) Sie klopften bei der Stadtverwaltung an 
und einer der ersten Beschlüsse des neuen Gemeinderates 
war die Gewährung von Zuschüssen zur staatlichen Arbeits- 
losenunterstützung. 


Die Bemühungen des städtischen Finanzreferenten, die 
notwendigen Mittel rasch aufzubringen, mußten naturgemäß 
an der damaligen Lage des Geldmarktes scheitern. Dazu 
kommt noch, daß im Krieg das finanzielle Rückgrat der Ge- 
meinde, ihre Unternehmungen, total herabgewirtschaftet 
wurden. Die Gemeinde hatte, als die Sozialdemokraten im 
Mai 1919 die Kassen übernahmen, ein Defizit von 410 Mil- 
lionen Kronen! Dazu kam noch ein Abgang von je 20 Mil- 
lionen Kronen bei den Straßenbahnen und beim Gaswerk 
und von 15 Millionen Kronen beim städtischen Elektrizi- 
tätswerk. Wie schwierig die Führung des Stadthaushaltes 
damals war, illustriert vielleicht am besten der schon im 
April 1919 von Dr. Weiskirchner unternommene Versuch, 
die städtischen Unternehmungen an die Länderbank zu ver- 
kaufen, Die Verhandlungen wurden damals insbesondere 
bezüglich des städtischen Gaswerks sehr ernsthaft geführt. 
Infolge des Einspruchs der Sozialdemokraten wurden sie 
dann abgebrochen. Viel zur ungünstigen Finanzlage der Ge- 
meinde haben auch die unglücklichen Lebensmittelgeschäfte 
beigetragen. Allein bei den Sauerkrautgeschäften hat die 
Gemeinde damals 41 Millionen Kronen verloren! Traurig sah 
es auch in den städtischen Humanitätsanstalten aus. Die 
Wäschebestände waren aufgebraucht, meist waren nur 
Lumpen vorhanden, die Pfleglinge hungerten, in den Spi- 
tälern gab es keine Instrumente. Die Kochkessel und das 
Küchengeschirr waren abgeliefert worden, um zur Erzeu- 
gung von Kriegsmaterial verwendet zu werden. In den 
städtischen Schulen hatte das Militär fürchterlich gehaust. 


Alle Amtsgebäude, Anstalten und Wohnhäuser der Ge- 
meinde wiesen Spuren jahrelanger Vernachlässigung auf. 
Die Straßen waren verwüstet. 


Die neue Finanzpolitik der Gemeinde Wien. 


Wenn von der Wiener städtischen Finanzpolitik die 
Rede ist, so ist damit untrennbar der Name Breitner ver- 
knüpft. Der Mann, der 1918 in der Sozialdemokratie wenig 
bekannt war, der im Kreise seiner Berufsgenossen, der Wie- 
ner Bankangestellten, gewerkschaftlich wirkte, er hat das 
große Werk des Wiederaufbaues Wiens nach dem Zusam- 
menbruch vollbracht. Er ist der Schöpfer der unter dem 
Namen Wiener Steuerpolitik in der ganzen Welt bekannten 
und vielfach auch nachgeahmten städtischen Abgabenserie. 
War vor dem Krieg der Wiener Stadthaushalt vor allem auf 
die indirekten Steuern aufgebaut, so hat Breitner die di- 
rekte Besteuerung eingeführt. An der Spitze stand in Wien 
vor dem Krieg die Einnahme aus der Besteuerung der Woh- 
nungen und der Konsumenten von Gas, Elektrizität sowie 
der Fahrgäste der Straßenbahn. Nach dem Rechnungs- 
abschluß für das Jahr 1913 haben die großen Monopol- 
betriebe der Gemeinde an die städtische Hauptkasse nicht 
weniger als 31,207.000 Goldkronen abgeführt! Aus den Miet- 
steuern flossen im Jahre 1913 rund 50 Millionen Goldkronen 
in den Gemeindesäckel, ein Betrag, mit dem ungefähr 77 
Prozent der gesamten Personalausgaben gedeckt werden 
konnten. Schließlich gab es damals in ‚Wien auch die Ver- 
zehrungsssteuer, die der Gemeinde im Jahre 1913 ungefähr 
10 Millionen Goldkronen eintrug. 


Diese gewaltigen Summen hatte der Krieg fast auto- 
matisch der Gemeinde entzogen. Die Verzehrungssteuer war 
durch die festen Sätze längst bedeutungslos geworden. 
Ebenso die Mietsteuern. Die wirtschaftlichen Unternehmun- 
gen der Gemeinde waren passiv. Ohne Rücksicht auf das 
Schwinden der Popularität haben die Sozialdemokraten von 
1919 bis 1923 die Tarife der städtischen Unternehmungen 
fortwährend erhöht, daß heißt, dem tatsächlichen Wert an- 
gepaßt und so die Betriebe wieder aktiv gemacht. Sie 
brauchen an die Gemeindekasse nichts abzuliefern. Mono- 
polgewinne gibt es in den Rechnungsausweisen der Ge- 
meinde seit 1919 nicht mehr. Diese Tarifpolitik kommt der 
Bevölkerung sehr zugute. Bei einer Steigerung der Kohlen- 
preise um rund 60 Prozent gegenüber der Vorkriegszeit ist 
heute der Wiener Gaspreis um 20 und der Strompreis um 
nahezu 50 Prozent niedriger als im Jahre 1914. 


Noch im Frühjahr 1919, also zu einer Zeit, in der die 
Krone noch ziemlich fest war, erfolgte in der Steuerpolitik 
eine grundlegende Änderung. Es wurden die Steuern nicht 
mehr in Kronenbeträgen, sondern in Prozentsätzen festge- 
legt und die Einzahlungstermine sehr kurz bestimmt. So 
haben die städtischen Finanzen unter der dann so rapid 
fortschreitenden Entwertung der Krone weniger gelitten. 


Im Jahre 1919 hat die Gemeinde zum größten Teil 
durch die Umlagenwirtschaft ihr Budget bestritten. Erst im 
Jahre 1920 wurden die neuen städtischen Steuern wirksam. 
Hier ist vor allem die Fürsorgeabgabe zu nennen, die dann 
in allen Bundesländern nachgeahmt wurde. Sie beträgt 
4 Prozent (bei Banken 8% Prozent) der ausbezahlten Lohn- 
summen und ist vom Unternehmer für alle seine Arbeits- 
kräfte zu zahlen. Es folgte die Einführung einer Nahrungs- 
und Genußmittelabgabe. Sie wind für die Verabreichung von 
Speisen und Getränken im Betrieb eines Erwerbsunterneh- 
mens eingehoben, das sich durch höhere Preise, die Kreise 
der Kundschaft, die Ausstattung und die bevorzugte Lage 
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von Betrieben der gleichen Art hervorhebt. Der Höchstsatz 
ist 15 Prozent. Er wird vor allem: von den Nachtlokalen, 
Bars und Konzertlokalen eingehoben. Sonst ist die Abgabe 
weit niedriger. Nach einer vom Magistrat im Mai 1928 aus- 
gearbeiteten Statistik waren von den 3623 Wiener Gast- 
häusern 616 abgabepflichtig, davon пиг 6 mit 15 Prozent. 
Von den 1154 Kaffeehäusern zahlten 282 Nahrungs- und 
Genußmittelabgabe, darunter nur 3 den höchsten Abgabe- 
satz. Von den 876 Zuckerbäckern wurden 216 besteuert; 
nur 2 mit 15 Prozent. Die im. Krieg eingeführte Lustbar- 
keitssteuer wurde ausgebaut. Sie hat im Laufe der Jahre 
viele Wandlungen durchgemacht und ist heute nur mehr 
wenig bestritten. Ihre Höhe schwankt zwischen 5 Prozent 
bei Theateraufführungen mit gesprochenem Wort und 
Öpernaufführungen, 7 Prozent bei Konzerten und 10 Prozent 
bei Operetten und Revuen. Die Kinos zahlen 28-5 Prozent, 
doch kann der Stadtsenat bis auf 10 Prozent heräbgehen. 
Das Gesetz ermächtigt auch den Stadtsenat, die Lustbar- 
keitssteuer für Zirkus und Variet6 von 23 auf 15 Prozent zu 
ermäßigen. Die Abgabe kann pauschaliert werden. Auch die 
Fremdenzimmerabgabe ist wiederholt geändert worden. Sie 
beträgt heute 10 Prozent für Hotels und 8 Prozent für Sa- 
natorien und steigt für Stundenhotels auf 35 Prozent. Für 
die Jahre 1927 bis 1929 ist eine Investitionsklausel wirk- 
sam, von der fast alle Hotels Gebrauch machen. Sie bringt 
einen vierzig- bis fünfzigprozentigen Steuernachlaß, wenn 
ein Vielfaches des ersparten Steuerbetrages zu Betriebsver- 
besserungen verwendet wird. Im Jahre 1927 wurden nicht 
weniger als 15 Millionen Schilling auf diese Weise investiert. 
Im Jahre 1919 hat die Gemeinde auch eine Wertzuwachs- 
abgabe von Häusern und Grundstücken eingeführt. Das Ge- 
setz gibt dem Magistrat das Recht, in den Kaufvertrag ein- 
zutreten, wenn durch eine eigene Kommission festgestellt 
wurde, daß der Verkaufspreis nicht richtig und vollständig 
angegeben wurde. Die Wertzuwachsabgabe beträgt derzeit 
zehn Prozent vom ermittelten Wertzuwachs, wenn der Er- 
werb der Liegenschaft vor dem 1. Jänner 1920 erfolgt ist, 
und steigt dann progressiv für den später erworbenen und 
veräußerten Besitz. Neu sind auch die Hauspersonalabgabe, 
die Anzeigenabgabe, Kraftwagenabgabe, Wohnbausteuer 
und Wasserkraftabgabe. Finanziell spielt vor allem die 
W:ohnbausteuer eine entscheidende Rolle. Sie ist, so wie die 
Wasserkraftabgabe, eine ausgesprochene Zwecksteuer. Seit 
1. November 1924 ist eine Skala in Kraft, die von den ersten 
600 Goldkronen des am 1. August 1914 bezahlten Mietzinses 
das Dreihundertfache, von den nächsten 600 Goldkronen 
das Vierhundertfache, von (den nächsten 600 Goldkronen 
das Fünfhundertfache, von den nächsten 600 Goldkronen 
das Sechshundertfache, von den nächsten 600 Goldkronen 
das Siebenhunderfache, von den nächsten 1000 Goldkronen 
das Zwölfhundertfache, von den nächsten 1000 Goldkronen 
das Fünfzehnhundertfache und von den nächsten 1000 Gold- 
kronen das Achtzehnhundertfache an Steuer festsetzt. Dann 
geht die Skala getrennt für Wohnungen und Geschäfts- 
lokale weiter, steigt für Wohnungen bis zum Sechstausend- 
fachen des Friedenszinses, das bei mehr als 30.000 Gold- 
kronen Jahresfriedenszins erreicht wird. Für Geschäfts- 
lokale mit mehr als 6000 Goldkronen Friedenszins gelten die 
Sätze einer früheren Skala weiter, die vom Neunhundert- 
fachen bis Zweitausendfachen reichen. Sie werden nur um 
einen festen Betrag von vierhundert Schilling jährlich ver- 
mehrt. Schließlich sei noch die Inseratensteuer erwähnt, die 
10 Prozent von den ersten 20.000 Schilling der monatlichen 
Einnahmen beträgt und bei mehr als 100.000 Schilling 
monatlicher Einnahme aus Inseraten 85 Prozent ausmacht. 
Stellenanzeigen werden mit 5 Prozent besteuert, 


Die Steuereinnahmen der Gemeinde im Jahre 1927. 
Nachstehende Aufstellung gibt einen Überblick über die 


Einnahmen aus eigenen städtischen Abgaben im Jahre 1927: 
1. Grundsteuer 8 505.51329 
2. Wohnbausteuer „ 36,606.126-— 
8, Fürsorgeabgabe „ 69,256.445:57 
4. Lustbarkeitsabgabe 15,141.889 — 
5. Nahrungs- u. Genußmittelab- 

gabe „ 14,050.829-18 
6. Fremdenzimmerabgabe „ 8,961.581:54 
7. Wertzuwachsabgabe „ 8,948.126°30 
8. Plakatabgabe 893.144-05 
9. Anzeigenabgabe (Inseraten- 

steuer) ,  4,102.064-29 
10. Hauspersonalabgabe „ 2,302.618`14 
11. Kraftwagenabgabe »  4431.128-84 
12. Pferdeabgabe r 50.99141 
13. Hundeabgabe 989.486-67 
14. Feuerversicherungsbeiträge — 3,126.645-46 
15. Feilbietungsabgabe 385.448'02 
16. Konzessionsabgabe „ 618.386-59 
17. Verwaltungsabgabe » 720.40801 
18. Wasserkraftabgabe »  3,406.818:63 
19. Bierverbrauchsabgabe „ 10,185.999'61 


Das ergibt für das Jahr 1927 eine Einnahme aus Ge- 
meinde- und Landessteuern von insgesamt 179,688.857:47. 
Im Jahre 1923 hörten dann die Umlagen auf. Auf Grund des 
Finanzverfassungsgesetzes vom Jahre 1922 bekommt die 
Gemeinde dafür Anteile an den Bundessteuern. Da Wien 
seit 1920 ein selbständiges Land ist, erhält es diese Anteile 
auch als Land, bekommt also 50 Prozent der in Wien ein- 
gehobenen Einkommen-, Erwerbsteuer und Rentensteuer, 
40 Prozent vom Ertrag der Warenumsatzsteuer und 30 Pro- 
zent von den Alkoholsteuern des Bundes. Im Jahre 1927 
hat der Bund der Gemeinde Wien und dem Land Wien 
126,667.001 S an Ertragsanteilen überwiesen. Mit den Zu- 
schlägen zu den Immobiliargebühren usw. belaufen sich die 
Steuereinnahmen Wiens im Jahre 1927 auf 316,974.926-40 8. 
Im Jahre 1926 gebarte die Gemeinde mit einem Abgang von 
15 Millionen S. Der Rechnungsabschluß für das Jahr 1927 
liegt noch nicht vor. Der Voranschlag für das Jahr 1928 
schließt mit einem unbedeckten Abgang von rund 36 Mill. S. 


Die sozialen Aufgaben der Gemeinde. 


Schon im Jahre 1919 legte die Gemeindeverwaltung den 
größten Wert auf eine zeitgemäße Ausgestaltung der so- 
zialen Fürsorge. Nach dem Voranschlag für das Jahr 1928 
werden rund 94 Mill. S für Wohlfahrtswesen und soziale 
Verwaltung ausgegeben. Das gesamte Gemeindebudget ent- 
hält rund 479 Millionen Schilling Ausgaben. Der vorliegende 
Rechnungsabschluß für das Jahr 1926 weist 71,284.000 8 
Ausgaben für die sozialen Aufgaben der Gemeinde aus, 
gegenüber einem Gesamtbudget von 449,650.000 S. Eine ein- 
gehende Schilderung der Fürsorgeeinrichtungen, die von der 
Gemeinde Wien seit 1919 geschaffen worden sind, würde 
den Raum dieser Rückschau ungebührlich in Anspruch neh- 
men. Es sei deshalb insbesondere darauf verwiesen, daß die 
Jugendfürsorge von Grund auf reformiert wurde, Sie be- 
ginnt eigentlich schon beim Embryo. Es wurden 34 Mutter- 
beratungsstellen geschaffen. Die Gemeinde gibt allen 
Müttern, die ihren Anspruch rechtzeitig anmelden, ohne 
Prüfung ihrer Bedürftigkeit nach der Niederkunft eine 
komplette ‚Säuglingsausstattung. Im Jahre 1927 wurden 
Da Säuglingswäschegarnituren abgegeben. Sie hat ein. Ent- 
bindungsheim gebaut, In 112 Kindergärten werden rund 
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zehntausend Kinder betreut. In den städtischen Schulen 
wurde der Schularzt eingeführt und Schulzahnkliniken und 
Sehulausspeisung errichtet. An der Schulausspeisung haben 
im vergangenen Schuljahr mehr als ein Zehntel aller Wie- 
ner Schulkinder (rund 15.000) teilgenommen, davon 82 Per- 
zent ohne jede Bezahlung. Alle Schulkinder erhalten auf Ge- 
meindekosten sämtliche Lehrmittel. Eine Sehenswürdigkeit 
ist die im Jahre 1925 eröffnete Kinderübernahmsstelle, die 
alle bedürftigen Kinder vom Säuglingsalter bis zum vier- 
zehnten Lebensjahr passieren müssen. Das Habsburger- 
schloß am Wilhelminenberg wurde 1927 angekauft und 
dient heute als Durchzugsheim für fürsorgebedürftige Kin- 

er. Die Pflegebeiträge wurden erhöht. Sie betragen heute 
bis 45 Schilling monatlich und wurden Ende 1927 für 
14.892 Kinder bezahlt. Für geschlechtskranke Kinder wurde 
eine eigene Anstalt geschaffen. Das Jugendamt wurde mo- 
dernisiert, Es betreute Ende 1927 nicht weniger als 22.647 
Mündel! In 34 städtischen Horten und Tagesheimstätten 
werden die schulpflichtigen Kinder in ihrer schulfreien Zeit 
beschäftigt. Von dem gewaltigen Umfang der Wiener städ- 
tischen Jugendfürsorge bekommt man eine annähernde Vor- 
stellung, wenn berücksichtigt wird, daß gegenwärtig mehr 
als 23.000 Kinder in Familienpflege und rund 3000 in pri- 
vaten Fürsorgeanstalten auf Gemeindekosten sind. Beson- 
ders gut organisiert ist die Ferialfürsorge, 

Auch die Fürsorge für Erwachsene wurde stark ausge- 
dehnt. In der offenen Fürsorge werden monatliche Erhal- 
tungsbeiträge bis zu vierzig Schilling gewährt. Gegenwärtig 
beziehen 43.045 Personen solche Beiträge. In der geschlos- 
senen Gemeindefürsorge sind in elf Heimen rund 12.000 
alte und erwerbsunfähige Menschen. Die Gemeinde hat das 
Obdachlosenheim von 800 auf 2400 Betten vergrößert. Im 
Fürsorgedienst sind rund sechstausend ehrenamtliche Für- 
sorgeräte tätig. 

Erfolgreich wurde der Kampf gegen die Tuberkulose 
geführt, indem 9 Tuberkulosefürsorgestellen geschaffen wur- 
den, die im Jahre 1927 mehr als 13.000 Kranke in Heil- 
stätten brachten. Die Gemeinde selbst hat drei Anstalten er- 
richtet und verfügt heute über zweitausend Plätze für Tuber- 
kulose, während die Gemeinde vor dem Krieg kein einziges 
Bett für erwachsene Tuberkulose besaß. Musterhaft wurde 
auch das Spital der Stadt Wien, das durch den Krieg furcht- 
bar gelitten hat, ausgebaut. Seit 1920 führt die Gemeinde 
Wien auch die Irrenanstalt Steinhof, die bei der Trennung 
Wiens von Niederöstereich in Gemeindebesitz überging. 

Gegenüber der Vorkriegszeit gibt heute die Gemeinde 
fast dreimal so viel für die Wohlfahrtspflege aus! 


Die kommunale Wohnbautätigkeit. 


Der Mieterschutz hat die private Wohnbautätigkeit in 
Wien nullifiziert. Die Gemeinde hat wohl schon in den Jah- 
ren 1919 bis 1923 versucht, durch Neubauten den Woh- 
nungsmarkt zu beleben, aber eine wirklich großzügige 
Wohnbautätigkeit setzte erst im Jahre 1924 ein, als das 
im September 1923 vom Gemeinderat beschlossene Wohn- 
bauprogramm durchgeführt wurde, Es sah den Bau von 
25.000 Wohnungen vor. Der Bautermin wurde mit fünf 
Jahren begrenzt. Aber schon in vier Jahren waren die 
25.000 Wohnungen vollendet und es wurde noch ein Nach- 
tragsprogramm von fünftausend Wohnungen beschlossen. 
Im Jahre 1927 gelangte ein neues Programm zur Beschluß- 
fassung, das den Bau von weiteren 30.000 Wohnungen in 
fünf Jahren vorsieht. Nach dem Voranschlag 1928 gibt die 
Gemeinde 76:3 Millionen für Wohnhaus- ‚und Siedlungs- 
bauten aus. Über die Ausstattung der Wiener kommunalen 
Wohnungen ist schon so viel geschrieben worden, daß sich 


eine Schilderung erübrigt. Interessieren wird jedoch, daf bis 
30. September 1928 die Gemeinde 151 Wohnhausanlagen mit 
26.718 Wohnungen und 30 Siedlungsgruppen mit 3796 Woh- 
nungen vollendete. In den 151 Wohnhausanlagen gibt es 
1224 Geschäftslokale, in den Siedlungen nur 8. Die Mieten 
їп diesen Neubauten werden nach der Wohnfläche be- 
messen und betragen je nach der Lage der Wohnung und 
ihrer Größe acht bis dreißig Schilling im Monat, einschließ- 
lich der Wohnbausteuer und des Beitrages für die Benüt- 
zung der Zentralwäschereien, die den Frauen die Plagen 
des Waschtages abnehmen. Durch diese umfassende Wohn- 
bautätigkeit ist die Gemeinde heute zur größten Grund- 
besitzerin Wiens geworden. Von 1919 bis 1927 hat di 
Stadt rund 17 Millionen Quadratmeter Grundflächen ange- 
kauft. Von 1923 bis 1927 wurden 28-7 Millionen Schilling 
für Grundkäufe ausgegeben. Ende 1927 besaß die Gemeinde 
3678 Prozent der Gesamtfläche Wiens, Straßen und Ge- 
wässer eingerechnet. Versuche der Gemeinde, die private 
Bautätigkeit durch Kredite und Baugrundüberlassung gegen 
mäßigen Zins zu heben, haben wenig Erfolg gezeitigt. 

Die Gemeinde kauft auch zu Demolierungszwecken alte 
Häuser und gibt verarmten Hausbesitzern Leibrenten, wenn 
sie ihr Haus der Gemeinde überlassen. Am 30. September 
1928 gehörten der Gemeinde 432 Althäuser mit 4538 Woh- 
nungen und 787 Geschäftslokalen. Dazu kommen noch 38 
Stiftungshäuser mit 549 Wohnungen und 103 Geschäfts- 
lokalen, 33 Bürgerspitalfondshäuser mit 455 Wohnungen 
und 154 Geschäftslokalen sowie 53 Baracken mit 692 Woh- 
nungen und 11 Geschäftslokalen. 


Die übrigen Gemeindeaufgaben. 


Bei all den anderen so vielseitigen Aufgaben der Zwei- 
millionenstadt wurde versucht, die Kriegsschäden zu be- 
seitigen und neue Wege einzuschlagen. Hier muß vor allem 
die Reform der Kehrichteinsammlung erwähnt werden. 
In einer fünfjährigen Arbeit wurde der alte Mistbauer be- 
seitigt und eine staubfreie Hauskehrichteinsammlung durch- 
geführt. Auch die Straßenreinigung wurde modernisiert, die 
Straßenbeleuchtung elektrifiziert, wobei insbesondere die 
beiden aus den Eingängen der Wasserkraftabgabe errich- 
teten Wasserkraftwerke in Opponitz und Kienberg-Gaming 
der Gemeinde durch die Lieferung des billigen Nachtstromes 
zustatten kamen. Gegenwärtig sind 42 Prozent der gesam- 
ten Wiener Straßen elektrisch beleuchtet. Gegenüber der 
Beleuchtung der Vorkriegszeit ist eine fünffache Verbes- 
serung zu verzeichnen. Bekannt sind die Anstrengungen der 
Gemeinde bezüglich. der Ausgestaltung der Bäder. Welt- 
berühmt das Amalienbad, errichtet um den Betrag von 
zehn Millionen Schilling in einem ausgesprochenen Prole- 
tarierbezirk. Eine Besonderheit sind die von der neuen Ver- 
waltung geschaffenen Kinderfreibäder. Der große Erfolg 
dieser Anstrengungen der Gemeinde kommt in der erhöhten 
Zahl der Badenden zum Ausdruck. Sie stieg von 4 Millionen 
im Jahre 1913 trotz Verminderung der Bevölkerung um 


eine Viertelmillion auf 9. Millionen im Jahre 1927. 
Ersprießliche Arbeit wurde auch auf dem Gebiet 
der Ausgestaltung der öffentlichen _Gartenanlagen 


vollbracht. Gegenwärtig sind 415 Gartenanlagen mit 2'7 
Millionen Quadratmetern Fläche vorhanden, Vor dem An- 
tritt der neuen Verwaltung waren es nur 351 mit 1-9 Mil- 
lionen Quadratmetern. Hervorzuheben sind auch die von 
ziemlichem Erfolg gekrönten Bemühungen zur. Förderung 
des Fremdenverkehrs. 

Die städtischen Unternehmungen. 


Die Monopolbetriebe der Gemeinde haben eine äußerst 
günstige Entwicklung genommen. Das größte Unternehmen, 


die Straßenbahn, verzeichnet von Jahr zu Jahr stei- 
gende Verkehrszahlen. Mit der Elektrifizierung der Stadt- 
bahn hat sich die Stadtverwaltung ein bleibendes Verdienst 
erworben, Der völlig zusammengebrochene Wagenpark 
wurde auf eine beachtenswerte Höhe gebracht. Das Unter- 
nehmen verfügt heute über 1662 Triebwagen und 2074 An- 
hängewagen. Im Jahre 1913 beförderte die Straßenbahn 
326 Millionen Fahrgäste, im Jahre 1927 aber 639 Millionen. 
Die Zahl der Wagenkilometer im Jahre 1927 war 159 Mil- 
lionen; gegenüber 1913 eine Steigerung um 61%. Der Strom- 
verbrauch betrug 84 Millionen Kilowattstunden. Die Steige- 
rung beträgt gegenüber 1913 rund 60%. Seit 4. Oktober 
1927 kostet der Tagesfahrschein 28 Groschen. Es sind aber 
sehr viele begünstigte Kartengattungen eingeführt, so daß 
auf den einzelnen Fahrgast berechnet ein Tarif von 
12:58 Goldheller verzeichnet wird. Im Jahre 1913 waren 
es 16 Goldheller. Es wurden von der neuen Verwaltung 
auch einige Linien gebaut. Im Jahre 1913 hatte die Straßen- 
bahn eine Betriebslänge von 241-3 Kilometer, im Jahre 
1927 waren es 284-242 Kilometer, wozu noch 26-252 Kilo- 
meter elektrische Stadtbahn kommen. Straßenbahn und 
elektrische Stadtbahn präliminieren für das Jahr 1928 aus 
der Personenbeförderung Einnahmen von 127,296.000 Schil- 
ling. Für das Jahr 1928 wird mit einem Überschuß von 
200.000 Schilling gerechnet. Im Jahre 1927 ergab sich ein 
Gebarungsabgang von 1,616.200 Schilling. Der Betrieb be- 
schäftigt insgesamt 16.372 Personen. 

Die städtischen Elektrizitätswerke haben 
ihren ungeheuren Aufschwung vor allem der Wohnbau- 
tätigkeit der Gemeinde zu verdanken. In jede Gemeinde- 
wohnung wird die elektrische Lichtleitung gelegt. Die Zahl 
der Stromabnehmer stieg von 92.500 Ende 1913 auf 500.843 
Ende 1927. Die Stromerzeugung ist von 199,158.021 Kilo- 
wattstunden im Jahre 1913 auf 479,116.523 Kilowattstun- 
den im Jahre 1927 gestiegen. Davon wurden abgegeben für 
Zwecke der Straßenbahn und der Stadtbahn 120,807.700, 
der übrigen Bahnen 5,726.023, für die Öffentliche Beleuch- 
tung 12,334.800 und für die Industrie und die privaten 
Haushalte 340,248.000 Kilowattstunden. Im Jahre 1927 
lieferten die beiden Wasserkraftwerke der Gemeinde rund 
100 Millionen Kilowattstunden. Von Partenstein wurden 
rund 61 Millionen Kilowattstunden bezogen. Die Wiener 
Werke beschäftigten Ende 1927 3529 Personen, das Eben- 
furter Werk 441 und die vom Elektrizitätswerke geleitete 
Braunkohlen-Bergbau-Gewerkschaft Zillingsdort 920 Per- 
sonen. An das Überlandnetz sind gegenwärtig 70 nieder- 
österreichische und burgenländische Gemeinden ange- 
schlossen, wodurch sich die Zahl der Strombezieher auf 
rund 600.000 erhöht. Nach dem Voranschlag für das Jahr 
1928 rechnet der Betrieb mit einem Überschuß von 
40.750 Schilling. 

Stark ausgebaut wurden die städtischen Gaswerke, 
die heute die größte chemische Fabrik in Österreich sind. 
Die Gaserzeugung betrug im Jahre 1927 rund 294 Millionen 
Kubikmeter, gegen 191 Millionen Kubikmeter im Jahre 
1913. Am 31. Dezember 1913 gab es in Wien nur 211.815 
Gaskonsumenten. Ende 1927 bereits 426.510, davon 373.100 
in Haushalten, Die verkaufte Gasmenge betrug pro Einwoh- 
ner 150 Kubikmeter und war um 85:5% größer als im Jahre 
1913. Auf hoher technischer Stufe steht die Verwertung 
der Abfallprodukte. Für das Jahr 1928 wird ein Gebarungs- 
überschuß von 30.000 Schilling präliminiert. Die Gaswerke 
beschäftigen 704 Angestellte und 2698 Arbeiter. 

Das Stadtbrauhaus war immer ein Sorgenkind 
der christlichsozialen Stadtverwaltung. Noch 1912 betrug 
der bilanzmäßige Verlust 251.550-14 Goldkronen. Das Brau- 


haus ist seit 1905 Gemeindebesitz. Der Betrieb wurde 
modernisiert und steht heute technisch auf voller Höhe. 
Das städtische Brauhaus, das vor dem Krieg an fünfter 
Stelle unter den Wiener Brauereien stand, ist heute zur 
zweitgrößten geworden, Es hat die Friedensjahreserzeu- 
sung von 257.981 Hektoliter längst überschritten und hält 
segenwärtig bei 430.000 Hektoliter. Das Unternehmen be- 
schäftigt 70 Beamte und 370 Arbeiter. Es hat für die An- 
gestellten und Arbeiter prächtige Siedlungshäuser in Ran- 
nersdorf erbaut und präliminiert für 1928 einen Reingewinn 
von 236.000 Schilling, der an die Gemeindekasse abzu- 
führen ist, während die Überschüsse der drei vorgenannten 
Monopolbetriebe beim Unternehmen verbleiben. 

Die städtische Leichenbestattungsunter- 
nehmung steht im scharfen Konkurrenzkampf mit den 
privaten Betrieben. Ihre Entwicklung ist günstig. Bei 
25.380 Sterbefällen im vorigen Jahr, hat sie 13.344 Leichen- 
bestattungen ausgeführt. Für 1928 rechnet das Unterneh- 
men mit einem Gebarungsüberschuß von 12.000 Schilling. 
Beschäftigt werden ungefähr 200 Angestellte. 

Schließlich ist noch der städtische Ankündi- 
gungsbetrieb zu nennen, der erst im Jahre 1920 ge- 
gründet wurde. Er ist eine kleine Unternehmung mit 
11 Angestellten und erscheint im Voranschlag mit einem 
Überschuß von 80.000 Schilling. 

Eine besondere Stellung im Rahmen der Stadtverwal- 
tung nehmen die Zentralsparkasse, die städtische 
Versicherungsanstalt und das Lagerhaus ein. 


Letzteres wurde vor Jahresfrist dem Magistrat unterstellt. 
Zentralsparkasse und Versicherungsanstalt nehmen eine 
ungemein günstige Entwicklung. 80 betrug der Einlagen- 
stand der Zentralsparkasse Ende September 1928 
370,223.181 Schilling. 

Sehr umfangreich sind die Investitionen, die 
die städtischen Unternehmungen im Jahre 1928 durch- 
führen. Bei der Straßenbahn sind es 30 Millionen Schilling, 
bei den Elektrizitätswerken 11 Millionen und bei den Gas- 
werken 18 Millionen Schilling. Der größte Teil wird aus 
dem Ertrag der Dollaranleihe bestritten, die von 
der Gemeinde im Jahre 1927 aufgenommen worden ist. 
Die Anleihe lautet auf 30 Millionen Dollar, ist mit 6% ver- 
zinslich und hat eine Laufzeit von 25 Jahren. Der Emis- 
sionskurs war 90%. Die städtischen Unternehmungen sind 
heute das finanzielle Rückgrat der Wiener Kommunalver- 
waltung. 

ЕУ 


Man kann heute feststellen, daß die sozialistische 
Mehrheit im Wiener Rathaus . unerschüttert ist. Dies zeigt 
sich bei jeder Neuwahl. Seit 1919 wurde der Wiener Ge- 
meinderat dreimal gewählt. Zuletzt am 24. April 1927. Die 
Zahl der Gemeinderatsmandate war schon 1923 von 165 auf 
120 verringert worden. Die Wahl brachte wieder den Sozial- 
demokraten fast die Zweidrittelmehrheit. Für die Sozial- 
demokratie stimmten 694.099 Wahlberechtigte (78 Man- 
date), für die Einheitsliste 421.198 (42 Mandate). 


Außenhandel und Handelspolitik. 


Von Hofrat Dr. 


urückgeworfen fast bis in die Grenzen der 
| historischen „Erblande“, sah sich das Öster- 
reich von St. Germain, geographisch das alte 
Innerösterreich, am Beginn seines eigen- 
staatlichen Daseins vor einer handelspoliti- 
SR schen Entscheidung. Die organische Arbeits- 
telung des großen österreichisch-ungarischen Wirtschafts- 
gebietes war in vielen Richtungen zerrissen. Österreich 
wurde durch neue Grenzen getrennt von den Ländern, die 
den Überfluß ihrer landwirtschaftlichen Erzeugung gegen 
die Produkte der Österreichischen Industrie einzutauschen 
pllegten, diese Grenzen aber hoben auch den standortlichen 
Sinn der Industrieverteilung auf, benahmen Österreich 
seine Kohlenbasis zur Gänze und ließen ihm eine teils 
überflüssig große, teils im Aufbau lückenhaft gewordene 
Industrie. Die Schöpfer des neuen Österreich waren sich 
der lebensgefährlichen Geburtsfehler ihrer Schöpfung be- 
wußt: (darum versuchten sie die Tschechoslowakei im 
Friedensvertrag zur ausreichenden Kohlenbelieferung Öster- 
reichs zu verpflichten, darum nahmen sie für die ersten fünf 
Lebensjahre der neuen Republik engere handelspolitische 
Abmachungen zwischen Österreich und der Tschechoslo- 
wakei, zwischen Österreich und Ungarn in Aussicht. Allein 
von allem Anfang war klar, daß mit diesen Bestimmungen 
nur das Gewissen der Friedensdiktatoren salviert werden 
sollte; es war klar, daß die neuen Grenzen zunächst als 
Zollgrenzen in fühlbarste Erscheinung treten würden, daß 
die neuen. Staaten nicht nur die handelspolitische Zentral- 
stellung Österreichs und Wiens beseitigen, sondern den 
nationalen Erfolg auch durch ihre wirtschaftliche Auf- 
rüstung und Individualisierung in den Bahnen des Hoch- 
protektionismus würden vollenden wollen. Für Österreich 
aber galt es, die Nahrungsmittel und die Rohstoffe, die 


Adolf Drucker. 


einzuführen waren, nicht durch Zölle zu verteuern und der 
übriggebliebenen Industrie, die auf den nun Ausland ge- 
wordenen Markt exportieren mußte, um ihre Kapazität 
auch nur teilweise ausnützen zu können, diesen Markt frei- 
zuhalten. Diese Erkenntnis legte der neuen Republik frei- 
händlerische Entschlüsse nahe. Auf der vom Cobdenclub 
einberufenen Free Trade-Conference des Jahres 1920 war 
Österreich offiziell vertreten und nahm teil an den Verhand- 
lungen, die sieben Jahre vor der Genfer Weltwirtschafts- 
konferenz deren Einsichten und Beschlüsse in prophetischer 
Weise vorweggenommen haben. Man kann einen Beweis 
dafür nicht antreten, daß damals ein entschlossenes Be- 
kenntnis zum Freihandel, die Proklamation des Grundsatzes 
der offenen Tür, die richtige Politik gewesen wäre, daß 
sie die Nachbarstaaten zu gleichwertigen Konzessionen 
veranlaßt, einen Zustrom ausländischen Kapitals und aus- 
ländischer Unternehmungslust bewirkt und Österreich, be- 
sonders aber Wien, zu einer europäischen Freizone erhoben 
hätte. Sicherlich wäre der Versuch, wenn ihm das Echo der 
Nachbarstaaten versagt geblieben wäre, für Österreich noch 
ungünstiger ausgefallen als die Halbheit, mit der es, frei- 
händlerische Einsichten vor Augen, einen Zolltarif erstellte, 
der zu hoch war, um als Konzession gewürdigt zu werden, 
zu niedrig aber, um wirksamen Zollschutz zu gewähren. 
Selbst als nach den Erfahrungen von drei Jahren zoll- 
tarifarischen Flickwerks der Zolltarif des Jahres 1924 einen 
festen Boden für den Neubau des handelspolitischen Ge- 
bäudes schuf, trat die Zweiseelentheorie in Zollsätzen zu- 
tage, die von denen der umwohnenden Staatsgebiete weit 
überragt und von Industrie und Landwirtschaft als unge- 
nügender Schutz empfunden wurden, ohne die Möglichkeit 
ausfuhrfördernder Konzessionen von Seite des Auslandes 
zu bieten. So waren zum Beispiel die Zölle für einen wich- 
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tigen Exportartikel, Herrenkleider, in Deutschland und 
Polen mehr als das Dreifache, in der Tschechoslowakei fast 
das Doppelte, in Südslawien zwischen dem Doppelten und 
Dreifachen, in Ungarn das Fünffache, in Rumänien das 
Siebenfache der österreichischen Zölle; Wollstoffe wurden 
mit Zöllen bedacht, die an ein Sechstel der rumänischen, 
ein Drittel der polnischen, die Hälfte der ungarischen kaum 
heranreichten, Die Beispiele sind für das ganze Gebiet. des 
Zolltarifes von der Internationalen Handelskammer durch- 
gerechnet worden und erweisen durchaus die Mäßigung 
der österreichischen Zollpolitik. Aber ihre geringen handels- 
politischen Erfolge und das bedrohliche Handelspassivum 
beweisen auch die Wehrlosigkeit, in der diese Art unent- 
schlossenen Freihandels ein Gebiet der inneren Linie seiner 
radikal protektionistischen Umgebung ausliefert. Unter 
dem Drucke dieser Erkenntnis, aber auch politisch beein- 
flußt von Industrie und Landwirtschaft erfolgte in den 
Jahren 1926 bis 1928 eine handelspolitisch schwere und 
gefährliche „Umkehrung der Front“, die Schwenkung zum 
Sehutzzoll, nicht ohne daß hiedurch die zwischenzeitig 
mühsam aufgebauten Handelsverträge bis zur Kündigung 
erschüttert worden wären. Die erste Novelle vom 18. März 
1926 änderte die Zuckerzölle und die Zölle für Nutz-, 
Zucht- und Jungvieh sowie far Milch und Rahm. Nach 
wenigen Monaten folgte eine zweite Novelle (28. Juli 1926), 
in der, als Vorbereitung für die Vertragsverhandlungen mit 
Deutschland, der Tschechoslowakei, Rumänien und Süd- 
slawien, höhere Zölle für landwirtschaftliche Produkte, 
Textilien, Eisen, Chemikalien, Glas, Porzellan, Schamotte- 
ziegel, Bleistifte, Schuhe, Blechwaren, Gußeisenwaren, Mo- 
toren, Spiritus, Mineralöle und Maschinen eingeführt wur- 
den. Mit der dritten Novelle (27. Oktober 1927) ist die 
Periode der internen protektionistischen Rüstung vorerst 
beendet. Sie bringt nicht bloß das Abgehen von dem System 
der gleitenden Getreidezölle, sondern auch Erhöhungen in 
fast allen agrarischen Positionen und für einen großen Teil 
des industriellen Zolltarifs eine Revision im Sinne von Er- 
höhungen, außerdem aber auch Zölle und Zollerhöhungen, 
gewissermaßen auf Vorrat, die erst in Kraft treten sollen, 
wenn die betroffenen Waren im Inland erzeugt werden. 
Auf dem Wege der Novellierungen ist aus dem ursprüng- 
lich mäßigen, aber handelspolitisch unwirksamen Zolltarif 
Österreichs ein schutzzöllnerisches Instrument geworden, 
an dessen Gebrauch und Schärfung schon soviele Interessen 
hängen, daß eine Rückkehr zu jenem Kreuzweg, an dem 
die Wahl des Freihandels möglich gewesen wäre, utopisch 
erscheint. Gleichwohl ergibt sich aus den Interessen Öster- 
reichs, dessen Existenz von der Vergrößerung; seiner wirt- 
schaftlichen Bewegungsfreiheit abhängt, daß an der Ehr- 
lichkeit und Aufrichtigkeit seines Bekenntnisses zu den 
Empfehlungen der Genfer Weltwirtschaftskonferenz nicht 
zu zweifeln ist. Günstige und langfristige Handelsverträge 
sind in diesem Sinne das bisher noch nicht vollkommen 
erreichte Ziel der nach außen gewendeten Handelspolitik 
Österreichs. 

Auch diese war am Beginn der staatlichen Sonder- 
existenz Österreichs unter die schlechtesten Bedingungen 
gestellt. Die Handelsverträge des mitteleuropäischen und 
weltwirtschaftlichen Meistbegünstigungs- und Tarifsystems 
existierten nicht mehr. Für fünf Jahre war Österreich zu 
einseitiger Leistung der Meistbegünstigung an die Sieger 
verpflichtet. Die neuen Staaten umgaben sich sofort mit 
hohen Zollschranken, mit Einfuhr- und Ausfuhrverboten, 
Valutavorschriften und administrativen Schikanen und 
waren nur zu primitiven Kontingent- und Kompensations- 
verträgen zu haben. Der Dornenweg, der von 1920 bis jetzt 
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verfolgt wird, um ein Vertragssystem wieder aufzubauen, 
das dem Handel eine wenn auch prekäre Stabilität bietet, 
ist der folgenden Aufzählung der jetzt in Geltung stehen- 
den Handelsabkommen abzulesen. Die Tabelle läßt freilich 
nicht erkennen, welche Schwierigkeiten der erste Schritt 
vom begrenzten Kontingent- und Kompensationsvertrag 
zur Anerkennung der gegenseitigen, mehr oder minder ein- 
geschränkten Meistbegünstigung zu überwinden hatte, 
welche Erfolge und Opfer in den erreichten tarifarischen 
Bedingungen liegen und welcher Leidensweg zu durch- 
schreiten war, als es galt, die Schwenkung zum Schutzzoll 
trotz der entgegenstehenden Bindungen bestehender Ver- 
träge durchzusetzen. 
Es stehen derzeit folgende Abkommen in Kraft: 
Kündi- 
Geltungs- gungs- 


dauer frist 
Monate 


9. 1920 = 4 


Vertrags- 


Bezeichnung des Vertrages Datum des 
partner Inhalt 


Abschlusses 


 Wirtschaftsabkommen 1. 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Zusatzvertrag zum 

Wirtschaftsabkommen 
vom 1. 9. 1920 12, 
Tarifabreden 


Übereinkommen 3. 10. 1925 
Tarifabreden 


2. Zusatzvertrag 21. 5, 
Tarifabreden 


Niederlassungs- und 80. 8. 1926 


Handelsübereinkommen 
Meistbegünstigung 


Vorl. Übereinkommen 14. 4. 1997 
Meistbegünstigung 
[ Handelsvertrag 12. 12, 1923 1 Jahr 


Belgien | Meistbegünstigung 
Luxem- | Tarifabreden 


Deutsch- 
land*) 


>з 
er 
D 
bei 
= 


|s. Zusatz- 
vertrag v. — 
1926/18, 7.1924 


Abessinien 5 Jahre 12 


= 


Albanien 


burg Zusatzprotokol 7. 7. 1926 = 
Tarifabreden 
Notenwechsel 22. 12. 1921 — 
Meistbegünstigung 9. 3. 1922 
Tarifabreden 


Handelsvertrag 19, 10. 1925 10 Jahre 6 
Regelung der chin. 
Zollerhöhung 


Handels- und Schiff- 
fahrtsvertrag 14. 3. 1887 — 29 
Meistbegünstigung 
Notenwechsel 2 
Meistbegünstigung 


Bulgarien 


China 


Dänemark 
| 7. u. 30. 6. 1923 — 3 


Finnland Handelsvertrag 8. 8. 1997 — 
Handelsvertrag 22. 6. 1923 1 Jahr 2, 
Meistbegünstigung nach 
Tarifabreden 1 Jahr 
Frank- ` ннен тад 11. 8, 192% 1 Jahr 3 
reich TATUNE 
Handelsabkommen 16. 5. 1928 1 Jaht — 
Erweiterung der 
Meistbegünstigung und 
Tarifabreden 
Griechen- Handelsvertrag 18. 4. 1925 °/, Jahr 3 
land Meistbegünstigung 
Handels- und Schiff- 22, 5. 1924 10 Jahre 12 
Groß- fahrtsvertrag 
britan- Meistbegünstigung 
nien Notenwechsel 28, 3, 1923 — De 
Tarifabreden 


= #) Die Verhandlungen wegen eines umfassenden Handelsvertrager sind 
im Gange. 


Kündi- 

ngs- 
Dia 

Monate 


1 Jahr 6 


Vertrags- 


Kat Ke ed Vertrages Datum des 


Geltungs- 
Abschlusses 


dauer 


Handels- und Schiff- 28, 4 1923 
fahrtsvertrag 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Zusatzprotokoll zum 99. 3. 
Handelsvertrag*) 


| Notenwechsel 2. 10. 


Italien 


1923 }/, Jahr 8 
Meistbegünstigung 


Ergänzung 3. 10. 
Meistbegünstigung 


Japan 


Handelsvertrag Si 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Notenwechsel betreff. 8. 8, 


die Zölle für Zucht-, 
Nutzvieh und Mehl** S 


Handels- und Schiff- 9. 8. 
fahrtsvertrag 
Meistbegünstigung 


Handels- und Schiff- 26. 
fahrtsvertrag 
Meistbegünstigung 
Notenwechsel 3.—5. 9. 1928 = 3 
Notenwechsel 3. 6. 1926 — — 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Süd- 
slawien 


Lettland L Jahr 6 


З. 1867 — 3 


Nieder- 
lande 


Norwegen Notenwechsel 8. 12. 1924 1 Jahr 3 
Zusatzvertrag 
Meistbegünstigung 6. 2. 


Tarifabreden 
Handelsvertrag***) 25. 9. 
Meisthegtinstigung 


| Notenwechsel (Aus- 15. 4. 
dehnung auf Danzig) 


Polen 


Portugal Notenwechsel 18. 12. 


Meistbegünstigung 
Notenwechsel Ge 
Meistbegünstigung 


Zusatzprotokoll 


Handelsvertrag 2, 12 
Anbahnung von 
Handelsbeziehungen 


Notenwechsel EECH 
Ausdehnung des 
Handelsvertrages 


Handels- und Schiff- 3. 11. 
fahrtsvertrag 
Meistbegünstigung 


Notenwechsel 10. 11. 
Meistbegünstigung 


Handelsvertrag 6. 1. 1996 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Notenwechsel 18. 5. 1926 3 1 
Änderung der Zölle 
für Milch 


Notenwechsel, betreff. 19. 4. 
den Zoll für Zucht- 
und Nutzvieh 


Handelsvertra, 8. 2 
Meistbegünstigung : 
Tarifabreden 


ai Ein w weiteres Zusatzabkom 

aber a a in Kraft, А RK 
in neues Zusatzabkom. 

э») Neue Verhandlungen sind dm Zuge u 


Rumänien 


| 
Rußland | 


I 
-J 


‚ 1921 == 6 


Schweden 


Schweiz 
1927 — = 


Spanien ‚ 1995 : = 3 


mit Tarifabreden ist abgeschlossen, 


Kündi- 

Geltungs- gungs- 
dauer frist 

Monate 


A se 3 


Vertrags- 


Bezeichnung des Vertrages Datum des 
partner Inhalt 


Abschlusses 


Handelsvertrag 4-95. 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Zusatzvertrag 21.7. 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Übereinkommen über 28. 1. 

die Regelung der wirt- 
schaftl. Beziehungen 
Meistbegünstigung 


Handelsvertrag 8. 27 1922 — 3 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Zusatzvertrag RS 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Zusatzvertrag en: 
Meistbegünstigung 
Tarifabreden 


Zusatzvertrag 14. 
Tarifabreden 


Handelsvertrag mit 
Meistbegünstigung 
ist abgeschlossen, 
aber noch nicht 
ratifiziert. 


Tschecho- | 
Slowakei | 


Türkei 


Ungarn 
L 


Vereinigte 
Staaten von 
Amerika 


1924 1 Jahr 6 


1926 = 3 


1926 == 
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Es ist der handelspolitischen Arbeit Österreichs 
immerhin gelungen, aus der chaotischen Unordnung des 
vertragslosen Zustandes zu einer Reihe vollwertiger Ver- 
träge zu kommen und insbesondere die gegenseitige Gel- 
tung der Meistbegünstigung zu erringen. Damit ist, zumal 
seit der Stabilisierung der österreichischen Währung die 
Möglichkeit geboten, aus der Beobachtung der letzten Jahre 
gewissermaßen die normale Grundform, die strukturelle 
Basis des österreichischen Außenhandels zu erkennen. 
Konnten optimistische Urteile früher, vor der Klärung der 
handelspolitischen Lage, immer noch den Standpunkt be- 
haupten, die Verhältnisse Österreichs seien durch ein 
größeres Entgegenkommen der Nachbarstaaten in den 
Handelsverträgen entscheidend zu bessern, so bietet die 
jetzt erreichte Vertragssituation die Möglichkeit, dieses Ur- 
teil nachzuprüfen. Denn es ist nicht anzunehmen, daß jenes 
so oft nahegelegte Entgegenkommen über die jetzt stabili- 
sierten Vertragsverhältnisse noch weit hinausgehen werde, 
abgesehen etwa von der endgültigen Beseitigung der ohne- 
dies schon sehr gelockerten Verbotsbestimmungen. Auf die 
utopische Zumutung einer Eingliederung Österreichs in das 
Phantasiegebilde einer Donauföderation oder des noch 
vageren Wirtschaftssystems der Kleinen Entente muß bei 
dieser Betrachtung um so weniger eingegangen werden, als 
schon die bisherige Entwicklung innerhalb des an sich zu- 
sammengeschrumpften Außenhandels des jetzt österreichi- 
schen Gebietes auch das Zurückgehen des Handels mit den 
Nachfolgestaaten deutlich erkennen läßt. Der Außenhandel 
der im heutigen Österreich zusammengefaßten Gebiete zeigt 
gegenüber dem Anteil, den sie vor dem Krieg an dem 
Außenhandel der Monarchie hatten, einen Rückgang, der 
auf etwa 40% geschätzt wird; aber im Verkehr Österreichs 
mit den Nachfolgestaaten zeigt sich als Folge der Zerrei- 
Bung des früher offenen Wirtschaftsgebietes durch hohe 
Zollgrenzen ein Rückgang von durchschnittlich mehr als 
50%. Eine genauere Rechnung läßt sich für den Verkehr 
mit Ungarn anstellen, der vor dem Krieg statistisch erfaßt 
worden war; hier ergibt sich ein Rückgang von 60%. Wie 
sehr die früher zollgeeinten Gebiete seit ihrer Verselbstän- 


digung zu zollgeschützten, nach Autarkie strebenden Wirt- 
schaftskörpern ökonomisch auseinanderleben, wie sehr. sie 
sich voneinander lösen, zeigt die folgende, von der Wiener 
Arbeiterkammer errechnete Aufstellung der Anteile der 
Nachfolgestaaten an der Einfuhr und Ausfuhr Österreichs 
in den letzten Jahren: 
1922 1925 1924 1995 1996 1921 
in Prozenten 

Einfuhr. 44:92 47:26 48-72 47°50 bi St 46°52 
Ausfuhr 51'36 47:32 46°70 42-65 41:07 3873 

Deutlich zeigt sich, daß die Nachfolgestaaten 
als Abnehmer österreichischer Ausfuhrwaren zurücktreten; 
die so oft gehörte Verweisung Österreichs auf diese, ihre 
„natürlichen“ Absatzgebiete wird von den Tatsachen de- 
mentiert, die nicht etwa in einem Nachlassen der öster- 
reichischen Leistungsfähigkeit ihren Grund haben — die 
Ausfuhr nach den alten, angestammten, dem österreichi- 
schen Industriellen und Händler wohlbekannten Märkten 
wird selbst mit Opfern gefördert —, sondern in der protek- 
tionistischen, auch durch Verträge nur unwesentlich ge- 
milderten Einstellung und in der künstlichen Industrie- 
politik dieser Gebiete. Daß auf österreichischer Seite eine 
Retorsion nicht gesucht, vielmehr im Interesse der Aus- 
fuhr vermieden wird, beweist die Aufrechterhaltung des 
nachfolgestaatlichen Anteils an der Einfuhr Österreichs. 
Schon aus dieser Tatsache allein ist zu schließen, daß die 
Bilanz des österreichischen Handels mit den neuen Staaten 
passiv sein und daß das Passivum in der Einfuhr von 
Agrarerzeugnissen liegen muß, da in solchen die Einfuhr 
der Nachfolgestaaten vornehmlich besteht. Daraus aber 
ergibt sich, abgelesen aus der erreichten Normalität des 
österreichischen Außenhandels, als erste Folgerung, daß 
Österreich außerstande bleibt, seinen Er- 
nährungsbedarf durch Ausfuhr von Indu- 
strialien auszugleichen. Die Handelsbewegung 
der letzten drei Jahre, die gegenüber den Schwankungen 
von Inflation und Deflation vergleichsweise als Normal- 
jahre anzusehen sind, ergibt schon ein ziemlich konstantes 
Bild, einen österreichischen „trend“ im Sprachgebrauch der 
Konjunkturforschung, wobei sich im Jahre 1927 als 
accessorisch zu den strukturell wirksamen Momenten der 
Hebung der Landwirtschaft und fortschreitenden indu- 
striellen Rationalisierung die Befruchtung durch die 
deutsche Konjunktur bemerkbar macht. 

Das strukturelle Bild, das schon aus der zusam- 
menfassenden Betrachtung des Handels mit den Nachfolge- 
staaten abzuziehen war, findet sich bestätigt. Der Verkehr 
mit lebenden Tieren, Nahrungsmitteln. und Getränken ist 
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passiv und bestimmt die Höhe des ganzen Handelspassi- 
vums. Der gesamte Einfuhrüberschuß (ohne Edelmetalle) 
war 
1925 910:2 Mill. S, in den obigen Gruppen I u. П 973°6 Mill, S 
1996 100a e “ые x Geleet 9056 „8 
1997 10868, 8, , , É hl. -997 5 ng 
Aber nicht nur die agrarische Urproduktion ist in ihrer 
Leistungsfähigkeit und Ergiebigkeit dem Bedarf des Lan- 
des nieht angepaßt. Sie kann immerhin noch intensiviert 
werden und hat auch auf große Erfolge dieser Bestrebun- 
gen hinzuweisen, sowohl in der Ausdehnung des Kultur- 
bodens, als auch im Ertrag, in der Viehhaltung und Mästung 
nicht minder als in der Milchwirtschaft, Erfolge, die neben- 
bei erweisen, daß nicht im Schutzzoll allein das Heilmittel 
für die Agrarkrise zu suchen ist. Aber neben der struk- 
turellen Unzulänglichkeit der Landwirtschaft lastet auf der 
Existenz Österreichs die unsanierbare Rohstofinot und 
Kohlenarmut. Selbst die großen Holz-, Erz- und Magnesit- 
exporte, die volkswirtschaftlich eigentlich Verlustposten 
sind, können es nicht verhindern, daß die Rohstoff- 
bilanz Österreich mit einem weiteren 
schweren Passivposten belastet. Bleiben die 
Kohlenimporte außer Berechnung, die von der Industrie- 
und Verkehrskonjunktur bedingt sind, so ergibt der Han- 
del mit Rohstoffen und Halbfabrikaten gleichfalls einen 
Einfuhrüberschuß, der 
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erreicht hat. 

Dem Nahrungsmitteldefizit kann bis zu einem ge- 
wissen Grade von. der Einfuhrseite entgegengewirkt wer- 
den, indem österreichische Erzeugnisse (Zucker, Käse) an 
Stelle ausländischer Bezüge treten; auch die Ausfuhr, ins- 
besondere von lebenden Tieren, ist steigerungsfähig. Da- 
gegen ist das Passivum der, Roh- und Hilfsstoffe eine 
schwer zu mildernde Begleiterscheinung der industriellen 
Entwicklung. Die ganze Last der Ausgleichung des Han- 
delspassivums liegt demnach auf. der Ausfuhr von Fertig- 
produkten. Dies ist die nächste Einsicht in die Struktur 
des österreichischen Außenhandels, die aus seiner normal- 
gewordenen Gestaltung abzulesen ist. Aber die Aufgabe der 
Industrie ist nicht bloß durch die zollpolitische Ummaue- 
rung der „natürlichen“ Absatzgebiete erschwert. Sie findet 
eine innere Schranke an der Kleinheit des eigenen Marktes, 
der von ihrer Kapazität höchstens 30% aufnimmt und sie 
mit dem Rest auf den Weltmarkt verweist, Daraus ergibt 
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sich aber zwangsläufig, daß die Lebensnotwendigkeiten 
Österreichs die Erweiterung des Wirtschaftsgebietes er- 
fordern, um der Industrie die Stütze des inneren Marktes 


zu bieten. Wenn der Handel mit Fertigwaren einen Aus- 
fuhrüberschuß zeigt, der 


im Jahre 1995 . . 517:1 Mill. S (Ausverkauf infolge Krieg) 
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ereicht hat, so bedeuten diese -Erfolge angesichts der un- 
günstigen Bedingungen, unter denen -sie erzielt wurden, 
relativ viel. Aber sie stehen zu sehr unter dem nachweis- 
baren Einfluß der Auslandskonjunktur, als daß man schon 
in der Struktur der österreichischen Industrie einen zur 
Ausgleiehung des Passivums genügenden inneren Auftrieb 
finden könnte. Solange der innere Markt — und dieser 
ist das „natürliche“ Absatzgebiet, auf dem sich die Lei- 
stungsfähigkeit zum Export entwickeln müßte — zu klein 
bleibt, ist selbst der notwendigen Rationalisierung die 
Schranke einer schnell erreichten Überproduktion gesetzt. 
Aus dem österreichischen Einfuhrbedarf und aus der Fort- 
wirkung alter ‚sowie der Anknüpfung neuer Beziehungen, 
und aus der zwangsläufigen Wirkung der früher erwähn- 
ten strukturellen Momente entsteht das Bild eines inter- 
national verflochtenen Außenhandels, das konstante Züge 
und eine langsame Evolution erkennen läßt. 
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Verkehr mit den wichtigsten Herkunfts- und Bestimmungsländern (in Mill. Schilling) 
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Die Perzentualanteile dieser Länder betragen ` (1927) 
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Im Jahre 1928 ist Deutschland auch in der Einfuhr 
nach Österreich an die erste Stelle gerückt. Es ist das füh- 
rende Bezugsland für Kohlen, Metalle, Baumwollgarne und 
Baumwollwaren, Woll- und Seidenwäaren, Papier, Leder, Eisen- 
und Metallwaren, Maschinen, chemische Hilfsstoffe und "Er- 
zeugnisse, Farben usw. und steht obenan als Abehmer von 
lebenden Tieren, Nahrungsmitteln und. Getränken, Holz, 
Baumwoll- und Wollgarnen, Leder undLederwaren, Eisenwaren, 
Erzeugnissen der Bekleidungsindustrie usw. Die Tschecho- 
slowakei liefert vornehmlich Zueker, Kohlen, Textilien. 
Getreide und bezieht: Wollwaren, Eisenwaren; Seidenwaren 
und »anderes.. Ungarn. beliefert- Österreich mit lebenden 
Tieren, Getreide und Mehl und kauft Holz, Papier, Baumwoll- 
garne und „waren, Wollgarne, Eisenwaren, Maschinen; Polen, 
gegen. Österreich stark aktiv; setzt hier lebende Tiers, Eier, 
Fleisch, Kohlen- ab und nimmt.-Leder und Eisenwaren :auf. 
Ähnlich ist..der -. Austausch: mit Si.dsIawien,. woher Ge- 
troide, Tlsisch und lebende Tiere gegen Textilien, Eisenwaren, 
Maschinen usw. bezogen werden. Aus Rumänien, das In- 
Austrialien aller At aus Österreich. bezieht, kommen in über- 


. langfristigen!Anleihen und von der Gewinnung dauernder Ka- 
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steigendem, Wert Erdöle und lebende Tiere, Getreide und 
Mehl. ` ` 

Es entspricht den natürlichen Hilfsquellen Östarreichs, 
daß in der Einfuhr das Getreide an erster Stelle steht. Es 
folgen die mineralischen Brennstoffe, ‚Baumwollwaren, 
Schweine, Textilien aus Wolle und Seide, Rinder, Rohbaum- 
wolle, Maschinen und Mehl. In der Ausfuhr ist dis bedeutendste 
Post das Holz, dann folgen Eisen- und Baumwollwaren. Un 
es entspricht auch dem industrisllen Aufbau Österreichs, daß 
sich sein sonstiger Fabrikatenexport auf alle Klassen des 
Zolltarifs verteilt, ohne auch nur in einer einzigen — außer 
den vorerwähnten — wertmäßig besonders ins Gewicht zu 
fallen. Der in Österreich verbliebenen Industrie fehlen eben 
die großen Stapelartikel, dia aus standortlichen Erwägungen 
und historischen Bedingungen zumeist in den Sudetenländern 
erzeugt wurden. 


Damit sind dem Außenhandel Österreichs feste Züge 
aufgeprägt, die sich nur mit einer durchgreifenden Verän- 
derung der Grundlagen seiner Produktion zum Bessern 
gestalten könnten.: Das Passivum von ungefähr 1000 Mil- 
Donen Schilling ist eine alljährlich wiederkehrende Lastpost 
der Zahlungsbilanz geworden, deren Deckung immer aufs 
neue den Streit pessimistischer und optimistischer Beur- 
teiler hervorruft. Es scheint, daß der hastige Ausverkauf 
und Substanzverlust und die Belastung mit kurzfristigen 
Anleihen, womit die Differenz in den ersten Jahren über- 
brückt werden mußte, seit zwei Jahren abgelöst wird von 
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pitalsanlagen des Auslandes im Inland. Darin liegt zweifellos 
ein. Moment der Besserung. Aber die Frage bleibt offen, 
ob die strukturell bedingte Spannung zwischen notwendiger 
Einfuhr und möglicher Ausfuhr dauernd mit den Kredit- 
möglichkeiten Österreichs in Einklang zu bringen sein wird. 
Es kann nicht geleugnet werden, daß Österreich produk- 
tionspolitisch, sowohl in der Landwirtschaft, als auch in 
der Industrie, viel tut, um das Sozialprodukt zu steigern 
und dem Handelspassivum entgesenzuwirken. Es kann aber 
auch nicht bestritten werden, daß die Handelspolitik gegen- 
über den Nachfolgestaaten den erreichten Zustand vorerst 
nicht bessern kann. Wa man sich also nicht mit der pre- 
kären und unstabilen Lage des Außenhandels befreunden, 
wie sie trotz dieser Erfolge ist, soll die Industrie befähigt 
werden, durch sichere und steigende Exporte Warenschul- 
den, Importe und Schuldzinsen auszugleichen, so muß sie 
auf der Basis eines aufnahmsfähigen inneren Marktes zu 
vollster Leistungsfähigkeit gesteigert werden. Das bedeutet 
aber nicht nur die Intensivierung des bestehenden inneren 
Marktes durch Hebung der inländischen Kaufkraft — diese 
Wirkung wird der Industrie als Folge der Agrarzölle ver- 
sprochen — -sondern ‚seine Ausdehnung im räumlichen 
Sinne. Die Verdichtung des Handelsverkehrs: mit Deutsch- 
land, das in- Einfuhr und Ausfuhr an die.erste Stelle, gerückt 
ist, drückt die vielfachen inneren Wirtschaftsverflechtungen 
aus, die kapitalistisch, konzernmäßig, technisch, kartellpoli- 
tisch-schon jetzt zwischen den-auf langer Grenze benach- 
barten Ländern bestehen, ‚deren Wirtschaftsgesinnungen. 


Rechtsauffassungen und Methoden nicht erst auf einen 
Nenner gebracht werden müssen. Die Verhandlung eines 
umfassenden Handelsvertrags zwischen Deutschland und 
Österreich ist im Gange. Ihre Beziehungen haben sich selbst 
auf der ungenügenden Grundlage eines handelspolitischen 
Flickwerkes zu der Verflechtung ausgebildet, die sie jetzt 
kennzeichnet. Wenn auch die Vertragsverhandlung die be- 
stehenden Interessengegensätze schon wegen des Zu- 
griffs der Meistbegünstigung — nicht beseitigen kann, die 
Erkenntnis aller Wirtschaftskreise hüben wie drüben ist 
nach langem Zögern und mit manchem Vorbehalt über die 
Entwicklungstendenz der österreichischen Wirtschaft einig 
geworden. Es muß auch allen anderen Staaten klar gewor- 
den sein, daß eine erzwungene Sonderexistenz der österreichi- 
schen Wirtschaft mit der Zeit wirtschaftliche Fragen auf- 
werfen wird, die nur politisch beantwortet werden könnten. 
Und es müßte politisch vorteilhafter sein — vom Stand- 
punkt der Anschlußgegner —, die Eigenexistenz Öster- 
reichs wirtschaftlich fraglos zu gestalten, indem es ihm ge- 
stattet würde, sich als Partner eines engeren, der Meist- 
begünstigung entzogenen Zollbundes mit Deutschland neben 
diesem sonst erdrückenden Nachbarn zu behaupten. Luxem- 


burg hat seine staatliche Selbständigkeit weder durch das 
frühere Zollbündnis mit Deutschland, noch durch das jetzige 
mit Belgien eingebüßt. Der Bestand von Sonderabmachun- 
gen außerhalb der Meistbegünstigung, wie sie zum Bei- 
spiel zwischen den skandinavischen Ländern, den baltischen 
Staaten, Spanien und Portugal vorbehalten sind, tut der 
staatlichen Eigenpersönlichkeit dieser Länder keinen Ein- 
trag. Die Industriestaaten, die gering genug als Import- 
länder am österreichischen Markt interessiert sind, können 
hier neben Deutschland ihren Absatz vermehren, wenn 
sich mit zunehmender Kaufkraft das Bedürfnis nach Indu- 
strieerzeugnissen in Österreich differenziert, finden sie doch 
in Deutschland selbst, auf dem inneren Markt der deutschen 
Industrie ihren besten Absatz. Und die süd- und nordöst- 
lichen agrarischen Nachbarn? Ihnen würde sich auch der 
heute so spröde deutsche Markt um so leichter öffnen, als 
ihre Zufuhren in Österreich nach wie vor nötig wären. Aus 
der Tendenz des österreichischen Außenhandels, die zwangs- 
läufig nach Deutschland weist, ergibt sich die handelspoli- 
tische Aufgabe der österreichischen Zukunft: ein Sonder- 
regime mit Deutschland, frei vom Anspruch der Meistbe- 
günstigung. 


Die österreichischen Banken. 
Von Walther Federn. 


ie Nachkriegsjahre waren in vielen Ländern 
Europas für die Banken sehr bewegt. 
Schwere Bankkrisen haben die skandinavi- 
schen Staaten, haben Spanien, Italien, Polen, 
auch die Tschechoslowakei und Südslawien 
durchgemacht und manche Großbank ist 
vom Schauplatz verschwunden, aber nirgends wurde die 
Bankorganisation so zutiefst erschüttert wie in Deutsch- 
österreich. Zu den beispiellosen Aufgaben, vor die die Ban- 
ken durch die Zertrümmerung des Reiches, durch die Geld- 
entwertung, durch die Bestimmungen des Friedensvertrags, 
durch die Wirtschaftskrise, durch behördliche Reglemen- 
tierung, durch steuer- und sozialpolitische Maßnahmen ge- 
stellt waren, gesellten sich eigene Fehler, von denen sich 
nur die wenigen Banken, welche die neun Krisenjahre heil 
überdauert haben, annähernd freigehalten haben. Die heu- 
tige Bankorganisation Österreichs ist ein geringer Bruch- 
teil der vor dem Krieg bestandenen, aber sie ist im Wesen 
gesund und auf dem Weg aufwärts. 

Vor dem Krieg beherrschten die größeren Wiener Ban- 
ken den Kapitals-, Geld- und Effektenmarkt des damaligen 
Österreich. Sie spielten eine bedeutende Rolle in Ungarn 
und einige hatten auch angesehene Niederlassungen im 
Ausland. Von den Filialen im Westen — in Paris (1 Bank) 
und London (2 Banken) — waren sie seit Kriegsbeginn ab- 
geschlossen. Das Schicksal dieser Filialen und der viel- 
fachen Kreditbeziehungen mit dem Ausland — die Ab- 
deckung der Schulden war ebenso unmöglich wie die Ein- 
ziehung der Forderungen — bereitete, je mehr sich der 
Wert der Krone schon im Krieg verschlechterte, desto 
größere Sorgen. 

Bei Kriegsende war ein großer Teil der Einlagen der 
Kunden der Banken in Kriegsanleihen und Forderun- 
gon ап die Staatsverwaltung (Voreinzahlungen 
auf Kriegsanleihen an die Postsparkasse) angelegt, in Vor- 
schüssen auf die von den Kunden gezeichneten Kriegsan- 
leihen und in Forderungen an die Kriegsmaterial erzeu- 
genden Unternehmungen, die ihrerseits wieder Forderungen 
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an das Militärärar hatten. Als der Krieg verloren war, das 
Reich zerfiel, war das Schicksal all dieser Forderungen 
ganz ungewiß. Am raschesten erledigten sich zum großen 
Teil die Vorschüsse auf Kriegsanleihe, die nach den Zeich- 
nungsbestimmungen bei der Österreichisch-ungarischen 
Bank belehnbar war und die sie zum großen Teil übernom- 
men hatte, als sie die weitere Lombardierung einstellte. 
Freilich bewirkte diese Übertragung des Kriegsanleihelom- 
bards auf die Notenbank eine beträchtliche Vermehrung 
des Notenumlaufs, war daher mitschuldig an der Geldent- 
wertung; aber von allen Sorgen, die die Banken bedrück- 
ten, waren die unmittelbaren Folgen der Geldentwertung 
noch die erträglichsten, weil sie sich ja von selbst auf ihre 
Gläubiger übertrug. Die Bevölkerung, die Guthaben bei den 
Banken hatte, war der eigentliche Leidtragende der Geld- 
entwertung, das eigene Vermögen der Banken war über- 
wiegend in Beteiligungen bei Industrie- und anderen Unter- 
nehmungen und in Gebäuden angelegt, die freilich auch 
eine tiefgehende Entwertung erlitten. 

Überaus schwer traf aber die Zerstückelung des Reichs 
die Banken in ihren Filialen in den nun selbständig ge- 
wordenen Staaten. Wenn es auch — vor allem in der heu- 
tigen Tschechoslowakei — eine Anzahl bedeutender ört- 
licher, von den Wiener Banken mehr oder minder unab- 
hängiger Banken gegeben hatte, der weitaus überwiegende 
Teil des Bankgeschäftes jener Gebiete wurde von den Fili- 
alen der Wiener Banken besorgt. Wenngleich Beschlag- 
nahmen dieser Filialen nur vereinzelt bald nach Kriegs- 
ende erfolgten, wurden sie doch mehr oder minder bedrängt 
und es war bei den behördlichen Devisenvorschriften und 
den übrigen Erschwerungen des Geldverkehrs kaum mög- 
lich, von Wien aus ihre Kundschaft mit Krediten — kaum 
vier Monate nach dem Waffenstillstand hatte ja die alte 
österreichische Banknote in den meisten Ländern aufge- 
hört, Zahlungsmittel zu sein — zu versehen. Und so hat 
eine Bank nach der anderen Abkommen über ihre Filialen 
in den neuen Nachfolgestaaten getroffen. Die Niederöster- 
reichische Eseomptegesellschaft gab die Alleinherrschaft 


über die Böhmische Eskomptebank auf, die Creditanstalt 
vereinigte ihre Filialen in der Tschechoslowakei mit der 
er Eskomptebank, die Creditanstalt und die 

scomptegesellschaft begnügten sich nunmehr mit einer 
Minderheitsbeteiligung bei der vereinigten Bank und die 
Prager Regierungsbank, die Zivnostenskä Banka, trat an 
ihre Seite, Dieser trat auch die Boden-Credit-Anstalt, die 
zwar keine eigenen Filialen, aber doch eine Reihe der größ- 
ten Industrieunternehmungen in der Tschechoslowakei kon- 
trollierte, einen großen Teil des Bankgeschäftes mit diesen 
Unternehmungen ab. Andere Banken, der Bankverein, die 
Länderbank, die Anglobank und die Mereurbank, wandelten 
ihre Filialen in der Tschechoslowakei in eigene Banken 
um und blieben gleichfalls nur mit geringeren oder größeren 
Aktienbeständen an ihrem Ertrag beteiligt. Dasselbe voll- 
zog sich in Polen, in der zu Rumänien geschlagenen Buko- 
wina, in Triest, in Südtirol und anderen Gebieten, die von 
Österreich getrennt worden waren. Diese Transaktionen 
waren mit mehr oder minder großen Einbußen an Ver- 
mögen und, was noch empfindlicher war, mit einer großen 
Einbuße an Ertrag verbunden. Die gleichen Amputationen 
vollzogen sich bei den Industrie- und Verkehrsunterneh- 
mungen. Vor allem mußten die bedeutsamen Interessen in 
Triest und den Küstenländern, die Seeschiffahrtsgesell- 
schaften und Werften, aufgegeben werden, und wie die 
Banken bei diesen Verkäufen abschnitten, war nur eine 
Frage der Geschieklichkeit der Verhandlungen und des 
Mutes, Widrigkeiten eine Zeitlang standzuhalten. Und an 
Mut mangelte es damals begreiflicherweise sehr, vor allem 
Italien gegenüber, und die Verluste und Einbußen der 
Union-Bank bei ihren Triester Beteiligungen — Triest war 
die zweite Stütze dieser Bank — bat den Grund gelegt zu 
dem späteren Niedergang dieser mittleren, aber reichen 
und angesehenen Bank. 


Die Regelung der Vorkriegsschulden war das 
dritte schwere Problem für die Wiener Banken. Der Frie- 
densvertrag stellte Grundsätze auf, die verheerend waren. 
Nicht nur die auf fremde Währung lautenden Verbindlich- 
keiten — bei denen dies den völkerrechtlichen Grund- 
sätzen entspricht — sollten zur Vorkriegsparität erfüllt 
werden, sondern auch die Kronenverbindlichkeiten, was 
allen Regeln des internationalen Rechts widerspricht. Und 
während so Forderungen gestellt wurden, die die Zahlungs- 
fähigkeit mancher Bank, besonders der Länderbank und 
Anglobank, die Filialen in Paris und London hatten, über- 
stiegen, wurde das Vermögen der Banken im vormals feind- 
lichen Ausland beschlagnahmt, liquidiert und dem selbst 
vor der Zahlungsunfähigkeit stehenden österreichischen 
Staat wurde es überlassen, die Banken schadlos zu halten. 
Dazu kam, daß von einem großen Teil der Schuldner der 
nun ausländischen Filialen, vor allem von den russischen 
Kunden, Zahlung überhaupt nicht einzutreiben war. Nicht 
viel besser sah es anfangs mit der Abrechnung der Banken 
— sowie überhaupt der ganzen Bevölkerung — mit ihren 
Gläubigern in den neuen Nachfolgestaaten aus. All das ist 
schließlich nicht so schlimm geworden, als es anfangs aus- 
sah, Frankreich, das ja besondere Freundschaft für Öster- 
reich betätigte, vor allem um der Anschlußbewegung den 
Boden zu nehmen, schloß glimpfliche Verträge über die 
Regelung der Kronenverbindlichkeiten und nach seinem 
Muster kamen dann auch mit einer Reihe anderer Auslands- 
staaten erträgliche Vereinbarungen zustande, zuletzt erst vor 
kurzem mit den Vereinigten Staaten anläßlich der Freigabe 
des österreichischen Vermögens daselbst. Mit Hilfe der Bei- 
träge, die der Bund für die Valutaverbindlichkeiten in Ab- 
rechnungsschuldverschreibungen leistete, konnten die Ban- 
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ken diese Verpfliehtungen ordnen. Und dasselbe gilt von 
den Verbindlichkeiten mit den Nachfolgestaaten. Aber um 
die Verpflichtungen der Pariser und Londoner Filialen zu 
regeln, mußte die Länderbank ihren Hauptsitz nach Paris, 
die Anglobank nach London verlegen, was sich im letzteren 
Fall bald als folgenschwer erwies. Daß auch der Bank verein 
seine Konstantinopler Filiale liquidieren mußte, daß er und 
andere Banken, die kurz vor dem Krieg die Mehrheit der 
Aktien der Betriebsgesellschaft der orientalischen Eisenbah- 
nen erworben hatten, diese um einen Bruchteil des Wertes 
an das Westkapital verkaufen mußten, sei der Vollständig- 
keit halber erwähnt. 


Es galt, das Geschäft vollständig neu aufzubauen. 
Nach den ersten Monaten der Krise schien dies rascher zu 
gehen, als man anfangs meinen durfte. Hatten die vorgeschil- 
derten Umstände den Banken ungeheure Verluste gebracht, 
so haben sie doch die Geschäftsmöglichkeiten außerordent- 
lich vermehrt. Vor allem trat das Devisengeschäft 
angesichts der Vielzahl der Währungen, die auf dem Ge- 
biet der ehemaligen Monarchie und im übrigen Europa er- 
standen waren, und ihrer großen Wertschwankungen in den 
Vordergrund der bankgeschäftlichen Betätigung. War das 
Geschäft auch durch die allerorten verfügten Einschrän- 
kungen des Devisenhandels sehr erschwert und gehemmt 
und bildete sich auch ein ausgedehnter illoyaler Wettbe- 
werb besonders der neu gegründeten Banken und Bank- 
häuser aus, die sich an die Vorschriften nicht hielten, so 
lieferten doch die unsausgesetzt notwendigen Umwand- 
lungen aus einer in die andere Währung weit höhere Pro- 
visionseinnahmen, als die Überweisungen eines Geldbetra- 
ges von Wien nach Prag in der Vorkriegszeit erbracht 
hatten; von der Ausnützung der Kursspannungen und 
-schwankungen gar nieht zu reden. Dazu kamen die außer- 
ordentlich hohen Zinssätze und Spannungen zwischen den 
Debet- und den Vergütungszinsen, die ja lange Zeit ein 
Vielfaches der vor dem Krieg üblichen betrugen. ‚Schienen 
auch die Umsätze selbst nur in den aufgedunsenen Inflations- 
zahlen ungeheuer, während sie in Wirklichkeit nur einen 
geringen Teil des gewohnten ausmachten, so glichen die 
hohen Spannungen eben die Einbußen wieder aus. Das 
Wertpapiergeschäft nahm außerordentlich zu. Die 
Effektenkurse stiegen bei ungeheuren Umsätzen mit der 
Geldentwertung fast unausgesetzt. Die Flucht in die Sach- 
werte, die Hoffnung, sich durch die Kurssteigerung der 
Aktien vor dem Verlust des Geldvermögens zu bewahren, 
war ja das allgemeine Schlagwort, das auch seine Berech- 
tigung hatte, das aber bald in ein wildes Börsenspiel aus- 
artete. Aber dieses Geschäft fiel überwiegend den neuen 
Banken und Bankhäusern zu, denn die alten Großbanken 
verlangten, je wilder das Spiel wurde, um so größere Dek- 
kung, 60 bis 80%, ja zumeist Vollzahlung. Und auch das 
Effektengeschäft wurde durch die vielen behördlichen Maß- 
nahmen — einige Jahre galt sogar Legitimationszwang für 
den Kauf von Wertpapieren, mit dem Erfolg, das Publikum 
noch mehr in die für die Allgemeinheit weit gefährlichere 
Devisenspekulation zu treiben sehr behindert. Aber den- 
noch brachte die Vielzahl der Umsätze den Banken große 
Gewinne und noch mehr die Gelegenheit, die die stets stei- 
genden Kurse zu Kapitalserhöhungen der den Banken nahe- 
stehenden Unternehmungen boten, wobei nieht nur große 
Zwischengewinne gemacht wurden, sondern auch die Sub- 
stanz der Unternehmungen dureh die Entziehung des Be- 
zugsrechtes der Aktionäre zum ansehnlichen Teil in den 
Besitz der Banken überging. Ihren Höhepunkt erreichten 
all diese Geschäfts- und Gewinnmöglichkeiten erst nach der 
Stabilisierung der österreichischen Währung, wo sich aller- 


dings auch bald die schweren Enttäuschungen einstellten. 

Wenn die Ertragszahlen der Banken rasch an- 
schwollen — nach alter Gewohnheit nur zum geringen Teil 
In den Rechnungsabschlüssen ausgewiesen, — so wuchsen 
anderseits auch die Auslagen stürmisch an. Die in Zah- 
len ungeheure Höhe der Umsätze, die sich aber in zahllosen 
nach dem Goldwert winzigen Posten vollzogen, die Führung 
von Konten in allen Währungen nötigten schon zu einer 
starken Vermehrung des Personals. Dazu kamen die außer- 
ordentlich umfangreichen Arbeiten und Vormerkungen, zu 
denen die behördlichen Vorschriften im Devisen- und 
Effektenverkehr, die Abstempelungen der Banknoten, der 
Vorkriegsanleihen, der fremden Wertpapiere fortgesetzt 
zwangen. Die Steuervorschriften lähmten nicht nur das Ge- 
schäft — besonders die schlechteste Steuer, die je erfunden 
worden war, die Bankenumsatzsteuer, zog die Einlagen des 
Publikums von den Banken ab —, sondern erforderten 
gleichfalls unfruchtbare Arbeit in größtem Umfang, was 
alles zur steten Vergrößerung des Personals zwang. 

Aber solange die Effektenkurse fast unausgesetzt 
stiegen, und das war vor allem im Jahre 1923 nach der 
Stabilisierung der Fall, wo die Kurssteigerungen insoferne 
effektiv waren, als sie in wertbeständigem Geld sich voll- 
zogen, schien auch das Vermögen der Banken immer mehr 
zuzunehmen, zumal sie ja ihr Eigenvermögen größtenteils 
in Aktien angelegt hatten und diese Bestände aus den 
Kapitalserhöhungen, die zum Teil zur Abwehr des Ein- 
dringens der neuen Reichen vorgenommen wurden, unaus- 
gesetzt vermehrten. Zur Zeit der Höchstkurse schätzte man, 
daß die Banken trotz aller Verluste und Belastungen un- 
gefähr 50 bis 60% ihres Vorkriegsvermögens wieder her- 
gestellt hätten, wobei freilich alle Einzahlungen auf die 
neu ausgegebenen Aktien, deren Goldwert allerdings ge- 
ring war, unberechnet blieben. 

Da kam das Erwachen im Frühjahr 1924 mit. dem Zu- 
sammenbruch der Börsenspekulation, an der sich nicht nur 
das Publikum und die Berufsspekulation in weitestem Um- 
fang beteiligt hatten, sondern vor allem auch die neuen 
Banken und jene alten, die im Verlauf des Krieges und 
der Inflation aus der alten bewährten Führung in die Macht 
der neuen Finanzmatadore gelangt waren. Auch sie hatten 
mit fremden Geldern, vor allem ‘durch umfangreiche Auf- 
nahme von Wochen- und Taggeld, für das sie riesige Zin- 
sen zahlten, die Effektenspekulationen der Kundschaft und 
die eigenen finanziert. Sie hatten auf demselben Weg: die 
Kreditbedürfnisse ihres industriellen Konzerns, der über- 
wiegend aus lebensunfähigen neuen oder neu in die Aktien- 
form  übergeführten Unternehmungen bestand, gedeckt. 
Dazu kam die tolle Konterminespekulation in französischen 
Franes, an der wieder neben dem Publikum und der Be- 
rufsspekulation vor allem die neuen Banken teilgenommen 
hatten. Bei dem Frane mißlang die Spekulation auf den 
Niedergang einer Währung, die so oft gelungen war, und 
das Zusammentreffen der ungeheuren Verluste ап: der 
Franespekulation mit der auf das äußerste gespannten Lage 
des Wiener Aktienmarktes, den die Überlastung der Posi- 
tionen, . die maßlos übertriebenen Kurse; die Zinsteuerung 
und das Fehlen. neuer Känferschiehten für den. Zusammen- 
bruch zeit machten, ‘bewirkte eine -Krise,-in deren Aus- 
wirkungen alle. neu „gegründeten und. ‘auch -eine- Anzahl 
dér- alten.’ Banken :weggefegt wurde: Die Zahl der 
Aktiönhanken im: heutigen. Österreich war: .. 
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doch betreibt von diesen Bankfirmen nur eine Minderzahl 
andere Zweige des Bankgeschäfts als die kommissionsweise 
Besorgung von Börsengeschäften. 

Die meisten Banken, die seit 1924 ihre Tätigkeit auf- 
gegeben haben, sind in Liquidation getreten oder haben’ die 
Zahlungen eingestellt. Nur wenige haben auf dem Weg der 
Fusion ihr Geschäft als Ganzes anderen aufrecht geblie- 
benen Banken zugebracht. So sind nach der Aufblähung 
des Bankapparats in den Inflationsjahren nur ganz wenige 
übriggeblieben. Aber nicht so sehr auf die Zahl kommt es 
an als auf die Kapitalskraft und die Ergiebigkeit des 
Geschäftes. Darüber haben erst die auf den 1. Jänner 1925 
aufgestellten Goldbilanzen und die seitherigen Rechnungs- 
abschlüsse Aufschluß gegeben. 10 große Banken waren 
vor dem Krieg in Wien. Von diesen hat die Länderbank 
ihren Sitz nach Paris, die Anglobank ihren Sitz nach Lon- 
den verlegt und ihr österreichisches Geschäft im Jahre 
1926 der Credit-Anstalt übertragen, die Unionbank und die 
Verkehrsbank haben mit der Boden-Credit-Anstalt fusio- 
niert und die Depositenbank ist als eine der ersten Banken 
in Zahlungsschwierigkeiten geraten und wird so wie die 
Centralbank der deutschen Sparkassen, die im Krieg ihren 
Sitz von Prag nach Wien verlegt hat, von dem Kredit- 
institut für Verkehrsunternehmungen liquidiert. 

Aufblähung und Verfall des Bankapparates zeigt sich 
am besten in der Bewegung der Zahlder Angestellten 
der österreichischen Banken und Bankfirmen: 


1.Febr. 1.Juli 1.Okt. 31.Jän. -1 Jän. 1.Juli 
1913 1919 1923 1924 1924 1925 1926 1927 1928 
8000 12626 19180 24089 19880 14251 18121 9831 9119 


Die Erhebungsgebiete der für die einzelnen Zeitpunkte 
angegebenen Zahlen sind nicht ganz übereinstimmend. Die 
Zahlen-für 1913 und 1919 betreffen die Angestellten der 
österreichischen Banken und Bankfirmen auf dem heutigen 
Gebiet der Republik, während in den späteren Jahren auch 
die der allerdings wenig zahlreichen ausländischen Filialen 
inbegriffen sind. Um so deutlicher zeigt sich der Verfall 
seit dem Höhepunkt am 1. Februar 1924 vor dem Banken- 
streik und vor der Krise. 

Die nachstehende Aufstellung vergleicht die Summen 
der Rechnungsabschlüsse von 10 Banken der Vorkriegszeit 
mit zunächst 8 Banken der Nachkriegszeit — weggefallen 
waren die Anglobank, für die brauchbare Abschlüsse des 
österreichischen Geschäfts nicht mehr vorlagen und die 
dann in die Creditanstalt aufgegangen ist, und die Depo- 
sitenbank. Vom Jahre 1927 an sind auch die Unionbank 
und die Verkehrsbank ausgeschieden. Es verbleiben also 
die Creditanstalt, Boden-Credit-Anstalt, Bankverein, 
Escomptegesellschaft, Mereurbank und das österreichische 
Geschäft der Länderbank, bei der wir als Eigenkapital 
40 Millionen Francs Stammaktien eingesetzt haben, die 
den alten Aktionären für die Einbringung des Geschäfts 
ausgefolgt wurden: 

Golderöffnungsbilanz. 


1913 1. I. 1995 1925 1926 ` 1997 
А in Millionen Schilling 

, 10Вапкеп 8 Banken 8 Banken 8 Banken: e Banken 
Eigenkapital, 1775°9 _318°2. -318°2 389-0 376:7 
Fremde Gelder 6944:97 1705°5 ` 1989-2 2537:0° 9819-8 
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Wechsel o; ..:..°:1697:2 "78 935:6 .`- 349-5 _ 72:8: 
Außenstände ..- „6158:9- .1525°5... 1716:5 21871 29211. 
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So ist die Bilanzsumme dieser Banken auf 36% der 
Vorkriegshöhe. zurückgegangen. Viel stärker- als. der Ge 


schäftsumfang ist 
schmolzen. Dem Ei 
nen Schilling steht 
393 Millionen 


ihr Eigenkapital. zusammenge- 
genkapital von 1918 von 1776 Millio- 
im Jahre 1927 ein Eigenkapital von 
å Schilling gegenüber, von dem aber 145 Mil- 
lionen -aus Kapitalsaufnahmen nach der Währungsstabili- 
Serung: stammen,- so daß — ungerechnet die zahlreichen 

euemissionen während des Krieges und in den ersten 
Nachkriegsjahren — das. sichtbare Eigenkapital der Ban- 
ken. auf den siebenten Teil zusammengeschmolzen ist. Die 
Verluste der Jahre 1924 bis 1927 an Kunden, an den Hilfs- 
aktionen für die Depositenbank und andere notleidende 
Institute und Firmen, an dem Stützungskomitee der 
Börse und an den Portefeuilleeffekten haben zu dieser 
Schrumpfung der Eigenmittel erheblich beigetragen: Welche 
Einbußen die stillen Reserven erlitten haben, das läßt sich 
nicht feststellen. 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich in der Gewinn- 

und Verlustreehnung: 
1913 1925 1926 1927 


in Millionen Schilling 
10 Banken 8 Banken 8 Banken 6 Banken 


Zinsen und Provisionen. 236°7 147.5 109'0 114:8 
Andere Gewinne . . БУЛЫ 22-2 28.9 29'7 
Rohgewinn et rm DIAS 18977 138°0 1446 
Personalauslagen. . . . 58:3 71:8 76'3 74:5 
pesen e EG 13°4 ER? 12.2 
e GE 23°2 Ee ER ec 
Lastensumme 120:2 113'7 112°6 110°7 
Reingewinn а AS 25°5 253 33°9 
Dividendensumme : . . 1147 21'6 20'8 BIM 
Een en 1:8 3°0 34 5'8 
Dividende in Prozenten 

des Aktienkapitals . . 9:55 9327-8 
Dividende in Prozenten 

desEigenkapitals. . . 6'46 6.77 6:02 713 


Die Rohgewinne sind noch verhältnismäßig wenig ge- 
sunken. Die 6 Banken des Jahres 1927 erzielen immerhin 
noch mehr als die Hälfte des Erträgnisses, das die 10 Ban- 
ken im Jahre 1913 ausgewiesen haben. Dabei ist bemer- 
kenswert, daß die Devisen-, Effekten- und Konsortial- 
gewinne nur wenig niedriger sind, als sie vor dem Krieg 
ausgewiesen wurden. In Wirklichkeit sind sie auf einen 
Bruchteil zurückgegangen, denn Finanzgeschäfte fehlten 
ja in den letzten Jahren ganz. Effektengewinne waren spär- 
lich und nur die Devisenerträgnisse haben aus den schon 
erwähnten Gründen zugenommen. Aber während einstmals 
diese Gewinne von den meisten Banken still zurückgelegt 
wurden, müssen sie jetzt ausgewiesen werden, damit über- 
haupt ein Erträgnis erzielt werde. Denn die Lasten, die vor 
dem Krieg nur die Hälfte der Zinsen und Provisionsein- 
nahmen erreichten, ` zehren sie- jetzt nahezu © ganz 
auf, so daß die Dividenden ausschließlich aus den anderen 
Gewinnen gezahlt werden.. Wenn: die Rentabilität etwas 
höher ist als vor dem Krieg, so ist dies nur der niedrigen 
Festsetzung der Aktien- und Eigenkapitalien-in den Gold- 
bilanzen zuzuschreiben. In Wirklichkeit werden kaum 25% 
des Vorkriegsbetrages als Dividende ausgeschüttet und die 
stillen Rücklagen viel weniger bedacht als einst. 

Was.neben diesen großen noch an Banken in Öster- 


reich besteht, ‚ist von geringer Bedeutung, das halbstaat- 
liche Creditinstitut für Verkehrsunternehmungen, die 


Kompaßbank, die Bankanstalt der Österreichischen Spar- 


kasse, eine Nachkriegsgründung, und einige Zwergbanken 
in Wien, schließlich ein раат in völliger Abhängigkeit von 
Wiener Großbanken’ — vor allem’ der Boden-Credit- 
Anstalt — stehende Banken in den Landeshauptstädten, 
die alle zusammen ein Eigenkapital von kaum 10 Millionen 
ausweisen. Dazu kommen die paar Landeshypothekenban- 
ken in Niederösterreich, Oberösterreich, Kärnten, Tirol, 
Vorarlberg, Salzburg, neuestens auch im Burgenland, die 
zusammen Pfandbriefe und Kommunalobligationen im 
Betrage von etwa 180 Mill.. S ausgegeben haben. 

Man sieht, in welchem Maß der österreichische Ban- 
kenapparat seit dem Krieg zusammengeschrumpft ist. Da- 
bei darf man freilich nicht übersehen, daß er heute auch 
zunächst nur die Kreditorganisation eines Staates von 
6% Millionen Menschen darstellt, während er vor dem 
Krieg für ein 830-Millionen-Reich sorgen mußte und zum 
Teil noch die Kreditbedürfnisse Ungarns befriedigte. 
Allerdings, auch heute beschränkt sich die Tätigkeit der 
Banken nicht auf Neuösterreich. Alle Banken haben noch 
enge Beziehungen mit den Nachfolgestaaten, sind an einer 
großen Anzahl dortiger Banken beteiligt, beherrschen ein- 
zelne nahezu ganz, haben auch noch einzelne Filialen da- 
selbst — der Bank-Verein in Budapest und Südtirol, die 
Filialen in Südslawien sind erst heuer in die Jugoslawische 
Bank-Verein A.G. umgewandelt worden —, sie sind an 
zahlreichen Industrieunternehmungen in den Nachfolge- 
staaten beteiligt und zum Teil verschen sie diese auch 
direkt mit Kredit. Besonders die Credit-Anstalt hat wohl 
die Hälfte ihres Geschäftes im Ausland, Sie vermittelt 
westliche Kredite nach dem Osten und Nordosten und hat 
sich zu diesem Zweck eigene Kreditinstitute als Kredit- 
sammelstellen im Westen angegliedert. 

Das österreichische Bankwesen ist wieder gesund. 
Nach unsäglichen Verlusten sind die wenigen übrig geblie- 
benen an ihren und des Kapitalsmarktes Wiederaufbau 
gegangen. Und es ist bezeichnend; nur jene Banken sind 
aufrecht geblieben, die über Kriex und Inflation unter ihrer 
alten Leitung geblieben sind. Wo Besitzwechsel der ‚Aktien 
die neuen so rasch erloschenen Sterne auf dem Finanz- 
himmel an die Spitze der Banken gebracht hat, sind sie 
alle unrettbar schmählich verkracht. Es -sind solche 
darunter, die eine ehrenvolle Vergangenheit gehabt haben. 
die. Unionbank, die Depositenbank, die Lombard- :-und 
Escomptebank, die Centralbank: der deutschen Sparkassen. 
die Österreichische Industrie- und Handelsbank. und all 
die neu gegründeten, von denen man fast schon die Namen 
vergessen hat: Die Bodenbank, . die -Allgemeine Industrie- 
bank, die Bauernbank, die -Steirerbank, ein paar Tiroler: 
Banken und noch viele andere, bei deren Gründung — 
auch das jet charakteristisch — fast überall Parlamentarier 
Pate gestanden sind, haben ‘rasch ein unrühmliches ‚Ende 
genommen. Die Banken, welche übrig geblieben sind, sind 
der Größe des heutigen Österreich angepaßt. 


Die österreichischen Bundesbahnen. 
Von Dr. Franz Klein. 


aum einem zweiten Unternehmen Deutsch- 

österreichs hat die Staatentrennung so arg 

mitgespielt wie seinen Eisenbahnen. Das viel 

gebrauchte Bild der Nervenstränge eines 

Körpers, dem man die Gliedmaßen amputiert 

hat, galt allerdings bei den wichtigeren 
Strecken nur für die Anfangszeit. Die Verkehrsbedürfnisse, 
vor allem aber die geographische Mittellage Deutschöster- 
reichs erwiesen sich stärker als die nationalistischen Ver- 
suche, die österreichischen Strecken zu meiden, und die 
vielfach protektionistischen Tarifkämpfe, die auch heute 
noch nicht ganz vorüber sind, verliefen nicht immer zum 
Schaden Österreichs. Viel ärger sind die organischen Leiden 
des Bahnwesens: war vor dem Zusammenbruch noch durch 
die heute meist tschechoslowakischen Strecken ein gewisser 
Ausgleich für die viel schwerer mit finanziellem Erfolg zu 
betreibenden Alpenstrecken gegeben, so verblieben Deutsch- 
österreich nach der Trennung fast ausschließlich G ebirgs- 
bahnen. 814% aller Strecken verlaufen in Steigungen, 
davon 19-5% in solchen zwischen 5 und 10%, 73% zwi- 
schen 16:7 und 25%. Dazu kommt, daß die Bahnen, da im 
Inland nur Braunkohle gefördert wird, sich auf den Bezug 
ausländischer Kohle angewiesen sahen, daß der 
ohnehin von Beginn an viel zu große Beamtenstand 
noch dadurch vermehrt wurde, daß etwa 2000 Angestellte 
übernommen werden mußten, die bis dahin in den anderen 
Nachfolgestaaten Dienst getan, aber für Österreich optiert 
hatten. Auch die Organisation der Verwaltung war über- 
holt, da plötzlich einzelnen Direktionen nur kurze Linien- 
stümpfe unterstanden. Während der Geldentwertung 
waren natürlich alle Heilungsversuche hoffnungslos. Nur 
um davon eine Ahnung zu vermitteln, sei erwähnt, daß der 
Bundesrechnungsabschluß 1922 die Staatsbahnen mit 719 
Md. K Einnahmen und 1976 Md. Ausgaben ausweist, wäh- 
rend nur 47 und 64 Md. veranschlagt gewesen waren. 
Die Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Jän- 
ner bis zum 80, September 1923 schließt mit einem Abgang 
von 1092 Mill. 8. 

Mit 1. Oktober 1923 trat auf Grund des Bundesbahn- 
gesetzes vom 19. Juli 1923 der Wirtschaftskör- 
per „Österreichische Bundesbahnen“ dieses 
schwierige Erbe an. Er ist eine Mischung von Staats- und 
Privatbetrieb. Der Bund blieb Eigentümer des Vermögens. 
Das Unternehmen hat es treuhändig zu verwalten und den 
Betrieb bei Wahrung und Sicherung der allgemeinen Inter- 
essen nach kaufmännischen Grundsätzen zu führen. Zur 
Überwachung der Geschäftsführung wurde eine vierzehn- 
gliedrige Verwaltungskommission gebildet (am besten mit 
dem Verwaltungsrat einer A. G. zu vergleichen, deren 
Aktien der Bund besitzt). Die Mitglieder und der Vor- 
sitzende werden von der Regierung für drei Jahre ernannt, 
drei davon auf Vorschlag des Personals. Der Vorsitzende 
bestellt die Mitglieder des Vorstandes, der am besten mit 
dem geschäftsführenden Direktorium einer A. G. verglichen 
werden kann und aus einem Generaldirektor und mehreren 
— derzeit sechs — Direktoren besteht. Die Dienstverträge 
der Vorstandsmitglieder unterliegen der Genehmigung der 
Regierung. Gebarungsabgänge deckt der Bund im Rahmen 
des Staatshaushalts. Wesentliche Tarlfänderungen sind an 
seine Genehmigung geknüpft. Über die Altpensionen wurde 
vereinbart, daß der Bund einen jährlichen festen Zuschuß 
leistet, 


Eine Darstellung der Entwieklung der Unternehmung 
„Österreichische Bundesbahnen“ ist zugleich eine Darstel- 
lung nahezu des ganzen österreichischen Bahnwesens, da 
die Privatbahnen wenig bedeuten, übrigens zumeist von 
den Bundesbahnen gegen Selbstkostenersatz betrieben wer- 
Чеп. Die fast geschlossene Einheit des österreichischen 
Bahnwesens gilt allerdings erst seit dem 1. Jänner 1924, an 
welchem Tage die Linien der ehemaligen Südbahn von 
den Bundesbahnen übernommen wurden. Dem waren lang- 
wierige Verhandlungen mit den überwiegend französischen 
Prioritätengläubigern, den beteiligten Regierungen Italiens, 
Südslawiens und Ungarns vorausgegangen. Erst im März 
1923 kam ein Abkommen zustande, dessen Lasten für 
Österreich beträchtlich sind. 

Der neuen Leitung ist es durch bemerkenswerte An- 
strengungen gelungen, der Defizitwirtschaft Herr zu wer- 
den. Wir werden bei unserer Darstellung die finanziell 
wenig ins Gewicht fallenden Nebenbetriebe (Bodenseeschiff- 
fahrt, Salzgeschäft, Rollfuhrdienst und Lastkraftwagenver- 
kehr, seit neuestem auch ein bescheidener Kraftstellwagen- 
betrieb) soweit als angängig vernachlässigen. Der Haupt- 
betrieb, die Bahn also, hatte die folgenden Ergebnisse: 


4. Viertel 
1928 1924 1925 1926 19 
in Millionen Schilling 
Betriensahgang . . . 28:5 1'3 тт < ge 
Betriebsüberschuß. , — — 1:6 9'4 23°8 


Allerdings wurden dabei die folgenden Verkehrs- 
stouerbeträge dem Bund nicht abgeführt, obwohl die 
Steuer im Jahre 1924 auf rund 5% herabgesetzt wurde: 


1924 1925 1926 1927 
Millionen Schilling 
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13'2 23'2 241 
Die Verkehrssteuern des vierten Viertels 1923 im Be- 
trag von 178 Mill. wurden abgeliefert. 
Einschließlich der Verkehrssteuer ergaben sich die fol- 
senden Gesamteinnahmen (in Millionen Schilling): 


1924 1925 1926 1921 
476°5 5348 5752 597'8 
Daß sie trotz der ansehnliehen Steigerung der Ver- 
kehrsleistungen keine sprunghafte, sondern eine stetige 
Aufwärtsbewegung zeigen, spricht für die Zweckmäßigkeit 
der beobachteten Tarifpolitik. 1923 betrugen die 
Personentarife im Durchschnitt das 7100fache der Vor- 
kriegshöhe, die Gütertarife das 14.608fache. 1924 das 
9800- und das 16.060fache, 1925 das 12.700- und das 
15.418fache, 1926 das 14.000- und das 16.190fache, 1927, 
ungeachtet verschiedener Abänderungen und Regelungen 
der Gütertarife, ungefähr ebensoviel. 
Die Betriebsrechnungen haben sich wie folgt 
entwickelt: 


1924 1925 1926 1927 

Betriebseinnahmen: in Millionen Schilling 
Personen und Gepäck . - - - 133°2 11724 1874  185°0 
Eil- und Frachtgut. . . -> 3160 8124 3393  358°8 
{с жел ee: = ый 6'0 6'0 7'9 
Summe der Verkehrsein- 

nahmen. oua e „er 149°3 ong 5827 5518 
Verschiedene Einnahmen. : . 27'2 3'5 DER 45°5 
Einnahmensumm®. 4765 3345 5752 597:3 

Betriebsausgaben: 
Allgemeine Verwaltung. . . . 21:4 SEN 22'9 28`1 
Bahnaufsicht und -erhaltung e 662 67% 693 70°5 
Verkehrs- und kommerzieller 

EE em 1.113 1583 1607 1657 


1924 


1925 1926 1927 
Zugförderungsdienst und Fahr- in Millionen Schilling 
parkerhaltung ....... 1679 1798 1789 1696 
Starkstrom- und Beleuchtungs- 
eege. a: шт ee 1'6 Ge) 2-9 2'4 
Allgemeine Ausgaben für die 
Bediensteten. . . . . - 63°6 806 1055 1119 
Verschiedene Ausgaben . . . 15'7 198... 2I 2276 
Ersatzbeschaffungen und Er- Р р 
Deuerungen , . , . . ->> _ 1:2 EW 7'5 
Ausgabensumme.... 478 5327 5658 5734 
Davon Personalausgaben. . . 241'2 2930 315'7 329°0 
Davon Neupensionen. . . . . GEM 39°6 67'6 T44 
5 í 


und Altpensionen 374 330 31'7 


Wie ersichtlich, entfällt von der Ausgabenvermehrung 
um 956 Mill. der größte Teil, nämlich 878 Mill. auf die 
Personallasten, die 1924 etwa 48%, 1927 57%. der 
Gesamtausgaben beanspruchten. Die notdürftige Anpassung 
an die Teuerung fiel also stärker ins Gewicht als die 
Personalverminderung, die besonders in der 
ersten Zeit sehr rasch vor sich ging. Am 1. Oktober 1923 
gab es 112.740 Bedienstete, Ende 1924 90.176, 1925 87.710, 
1926 86.646, 1927 83.216. Der Stand der Pension spar- 
Leien war im Jahresdurchschnitt 1924 52.262, 1925 57.263, 
1926 58.402, 1927 59.308, oder nicht weniger als 67% der 
Zahl der Bediensteten. 

Die obige Zusammenstellung der Betriebsausgaben nach 
Gruppen ergänzen wir um einige Einzelheiten der Sach- 
(nieht Personal-Jausgaben: 


1924 1925 1926 1927 
Fahrparkerhaltung ...... 75'9 85°6 941 Bt A 
Kalle, nu rasen us \ 5099 450 13:6 
Elektrische Kraft... .. . 16°9 2'8 EN 54 
Betriebsstoff für Lokomotiven 32 3'4 3'2 
Gewöhnliche Erhaltung . . . . 37:2 361 366 3792 
Verkehrs- und kommerzieller 
(Эт - ЕН ern. A eg 36'7 341 356 35°5 
SORGT Ss Ee dE 88 10:3 TES 12:2 
Umgestaltungen u. Ergänzungen 9'2 91 10:0 10'5 
Ersatzbeschaffungen und Er- 
neuerungen >. >. =. l = t2 EW TS 
Fahrzeugmiete . ....... 4:3 58 ENZ 6°5 
(Dagegen Einnahmen aus Fahr- 
zeugvermietung. ...... EM GO 3.5 5:6) 


Konnte das Ergebnis der Betriebsrechnung stetig ver- 
bessert werden, so gilt das nicht im gleichen Maß von der 
Ertragsrechnung des Unternehmens, die durch den 
Schuldendienst belastet ist, der immer größere Be- 
träge beanspruchte: 

Schuldendienst 


1924 1925 1926 1927 
о A З = == о LS 
Иа bg N у Бе —- — ENZ 51 
zisamm Lan dor Mi 1'5 5'2 16`1 919 


Die Ertragsrechnung schloß daher 1924 mit einem Ab- 
gang von 1'2 Mill., 1925 von 026 Mill., 1926 von 95 Mill. 
Erst 1927 wurde ein Überschuß erzielt, und zwar von 
015 Mill. 

Der Schuldenstand wuchs weiter, vornehmlich 
infolge der großen Investitionen, unter denen die 
Verstromung den ersten Platz einnahm. Die Anlage- 
schulden betrugen in der Golderöfinungsbilanz vom 1. Jän- 
ner 1925 1751 Mill, Ende 1925 2418, 1926 30577, 1927 
8859 Mill, Den Löwenanteil daran haben die Investitions- 
schulden an den Bund. Insgesamt hat er seit dem Bestehen 
der selbständigen Unternehmung bis Ende 1927 282'3 Mill. 
für Investitionen dargeliehen. Davon 42'8 Mill. für bauliche 
Herstellungen, 42:7 für die Erneuerung der Fahrbetriebs- 
mittel und 197°3 für die Verstromung, die sich wie folgt 
entwickelte; т} ben 

Im Jahre 1924 wurden die Strecken Attnang-Puch- 
heim—Steinach-Irdning und Innsbruck—Landeck dem 
elektrischen Betrieb übergeben, 1925 Landeck-- 


Bludenz, 1926 Bludenz—Feldkirch und Feldkirch—Buchs, 
1927 Feldkirch—Bregenz, Innsbruck—Wörgl und Wörgl— 
Kufstein. Die Verstromung der Strecken Innsbruck—Bren- 
ner und Wörgl—Salzburg ist im Zuge, nach ihrer Vollen- 
dung (vermutlich 1929) wird voraussichtlich eine Pause 
eintreten. Ende 1927 waren 6137 km elektrisch, das sind 
12% der gesamten, 48776 km betragenden Betriebs- 
länge der eigentlichen Bundesbahnen und der für ihre 
Rechnung betriebenen Privatbahnen. (Die von den Bundes- 
bahnen für Rechnung der Eigentümer betriebenen Lokal- 
bahnen hatten Ende 1927 eine Betriebslänge von 977 km.) 
Den statistischen Aufstellungen, die die Bundesbahnen 
veröffentlichen, seien noch die zur Beurteilung des Be- 
triebsumfanges und der Reorganisationserfolge wichtigsten 
Zahlen entnommen, wobei die für Rechnung der Eigentümer 
betriebenen Privatbahnen nieht einbezogen werden: 


1924 1985 1926 1927 
Beförderte Personen in Mill. . 1200 11777 110°5 108:0 
Personenkilometer in Mill. . .3.745'9 3.990'2 3.719°2 3.611°9 
Durchschnittlicher Reiseweg 
IN EE а о en ә 3329 33'7 GEN 
Auf 1 km Betriebslänge be- 
förderte Personen . . . . . 24.984 24.427 22.931 22.438 
Gesamtlasttonnenkilometer in 
Mill. (Personen und Güter). 12.743 13.651 14.406 15.232 
Davon elektrisch ...,., 362 577 TAL 104.999 


Güterbeförderung in Mill. 


Gesamtlasttonnenkilometer . 7.733 7.955 9.090 9.666 
Zugkilometer in Mill. 46 458 47°9 19-5 
Lokomotivkilometer in Mill. 66% СЛЕЗ 741 76°5 
Bestand an Lokomotiven und 

Triebwagen irem 2.2.0729 91611... 9.579 o 1668 
Davon elektrische Lokomotiven 75 89 110 122 
Auf 1000 km Betriebslänge ent- 

fallen Lokomotiven , . . . 56 53 Б 55 
Bestand an Wagen. . . . . . 39.245 40.362 38.885 37.475 
Davon Personenwagen. . . . 5.520 5.883 5.641 5.460 
Auf 10 km Betriebslänge ent- 

fallen Wagen ......, 81 88 80 77 
Lokomotivkohlenverbrauch in 

1000-4 219798, Se 150. „л 2.032 2.017 2.029 2:088 
Auf 1000 Lokomotivkilometer 

Dampfbetrieb Tonnen 31:82 30.6: 2986:2919 
Schmierstoffverbrauch in 

E ET ee 4.366 4.729 5.118 4.747 
Auf 1000 Lokomotivkilometer 

ROSIA она. m 650 66:8 69°08 62:05 
E, EE 740 700 70% 787 
Auf 1 Mill. Zugkilometer . . 18 15 14:7 14:9 
Zahl der Getöteten u. Verletzten 619 603 565 ° 581 
Auf 1 Mill. Zugkilometer ? ? 11581100109 
Personal auf 1 km Betriebslänge 16 16 (EN 15:2 
Auf 1 Mill. Wagenkilometer 121 110 1047 9952 


Die Betriebszahl (Verhältnis von Ausgaben zu 
Einnahmen) war 1925 997, 1926 98:4, 1927 960. Auf B e- 
triebseinheiten bezogen, zeigen die Betriebseinnah- 
men und -ausgaben die folgende Entwicklung (in Schilling): 


Betriebseinnahmen: i94 1995 1926 1927 
Auf 1 km Betriebslänge . . . 97.762 109.498 117.897 122.458 
Auf 100 Zugkilometer . . . . 1.174 1.167 1.200 1.208 
Auf 1000 Wagenkilometer . 630 671 691 692 


Betriebsausgaben: 


Auf 1 km Betriebslänge . . . 98.037 109.068 115.963 117.568 


Auf 100 Е a Ke Б Е а eg зацы 
Auf 1000 Wagenkilometer . . 632 669 679 664 
In Prozenten verteilen sich die Betriebsauslagen wie 
folgt: 1924 1925 1926 1927 
Personal. „ыр, ern 55 59:8 56°6 57:0 
Pensionen... 2A GOM 12 123° 161 17% 
Lokomotivkoble `... 15 10°0 8'3 TY 
Sonstiges Material und Unter- 4 $ 
nehmerleistungen ..... 13 3 ` 12 9:5 
Allgemeine Unkosten. . . . · 5 72 67 6'8 


Ersatzbeschaffungen und Er- Р s 
neuerungen `, ке 0°2 E 174 


Schiffahrt. 


Von Dr. Franz Klein. 


er Versuch einer Darstellung der Schiffahrt 

Deutschösterreichs stößt an den in diesem 

Teil seiner Verkehrswirtschaft besonders 

argen Mangel an ‚statistischen Erhebungen. 

Mit starker Verspätung erfährt man immer- 

А hin den Umfang des Warenverkehrs der ein- 

zelnen . österreichischen Schiffsstationen und der Waren- 

durchfuhr, somit des gesamten Güterverkehrs der österrei- 
chischen Donaustrecke: 


Warenverkehr d. Stationen: а ta aech ECKE Pr 
Eingeladen ss s eiii i 9:1. 293 270 226 314 
DAVON Dell geheft kee, 113 120 128 158 
Ausgeladen re „or me 696 836 730 928 
Davom DEDII EEE хон 196 248 235 297 

Warendurchfuhr: 

Stromab EA ge een; 216 165 142 201 
Davon ДШ. быы ... ..... 57 51 55 78 
ОЕТ РСР ЕА ЕГ TEN 208 115 180 229 
Davon d BEE E 56 33 32 75 

Gesamtverkehr ...... 1408 1887 1227 1672 

Баур EAR, Содон, wiss 422 451 417 608 


Im übrigen kann sich die Darstellung fast völlig in 
einem Überblick über die Entwicklung der Ersten 
Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft er- 
schöpfen. Daneben gibt es in Österreich nur noch kleine 
Unternehmungen, die den Verkehr auf den zahlreichen Seen 
und im Bannkreis Wiens besorgen. Die Berichte der Donau- 
Dampfschiffahrts-Gesellschaft, die demnach fast als aus- 
schließliche Quelle zur Verfügung stehen, unterscheiden 
nicht zwischen österreichischem und anderem Geschäft. 
Der Bereich der Gesellschaft erstreckt sich auf sämtliche, 
also auf sieben Uferstaaten, und nebst der Donau auch auf 
die Theiß und Drau und abgesehen vom ’reichsdeutschen 
Teil ist es der österreichische, der mit ‚seinem starken 
Gefälle der Schiffahrt am ungünstigsten ist. 

Die Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft — wir 
sehen bei unserer Darstellung davon ab, daß sie nebst der 
Schiffahrt noch die Eisenbahn Mohaes-Fünfkirchen und 
die Kohlenwerke in Fünfkirchen betreibt — ging aus dem 
Krieg, ganz abgesehen von den unmittelbaren Verlusten 
der Kriegsjahre, schwer geschädigt hervor. Zur Aufteilung 
der Donauschiffe bestellte der Friedensvertrag einen ameri- 
kanischen Schiedsrichter. Unter diesen Schiedsspruch, der 
die Abtretungen immerhin gegen Entschädigung vorsah, 
fiel aber ‘ein großer Teil des Schiffsparks der Gesellschaft 
gar nicht, weil er, der deutschen Heeresleitung verpachtet, 
als..Kriegsbeute dem Gegner in die Hand gefallen oder von 
der. Regierung Karoly widerrechtlich als Waffenstillstands- 
leistung abgegeben worden war. Für diesen Teil also hatte 
die Gesellschaft bestenfalls Entschädigungsansprüche an 
Deutschland und Ungarn, die zu Vergleichen führten. Aber 
nicht genug damit, erlitten wieder andere Flottenteile das 
Schicksal .der gesetzlosen Zeit zwischen Kriegsende und 
Friedensschluß. Sie wurden von südslawischen Banden ge- 
plündert, von der ungarischen Rätediktatur mitsamt den 
Werft- und anderen Anlagen „sozialisiert“. Und on all dem 
kamen noch die Verkehrsbehinderungen der ersten Nach- 
kriegsjahre, die heute noch nicht alle überwunden sind 
(Cabotageverbote!) und der Wunsch des einen und des 
anderen Nachfolgestaates, womöglich auch auf diesem Ge- 
biet Selbstversorger zu werden und їп Tarifkäinpfen die 
eigenen Häfen künstlich zu entwickeln, б. > -o 0 

In der Befürchtung eines die Ungunst der Friedens- 
vertragsbestimmungen “womöglich noch verschärfenden 
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Schiedsspruchs begab sich die Gesellschäft im Sommer 
1920 unter englischen Schutz. 40% ihres Aktienkapitals er- 
warb die Danube Navigation Co., die sich verpflichtete, 
die Interessen der Gesellschaft wahrzunehmen, wofür sie 
sich von dem nach Ausschüttung einer 5%igen Dividende 
verbleibenden Reingewinn 20% ausbedang. Aber das 
konnte nicht hindern, daß der Fahrpark nach Durchführung 
des Schiedsspruchs, obwohl Rumänien und Südslawien auf 
die Auslieferung der ihnen zugesprochenen Schiffe ver- 
zichteten und obgleich mit anderen Staaten mildernde Ver- 
einbarungen getroffen wurden, etwa auf die Hälfte des 
früheren Standes gesunken war. Im Laufe der folgenden 
Jahre hat die Gesellschaft durch ihre zum größten Teil 
auf ihren eigenen Werften in Korneuburg und Budapest 
vorgenommene Bautätigkeit einiges wieder aufgeholt, da 
aber der Donauverkehr keine erhebliche Flottenvermehrung 
verträgt und die abgetretenen Schiffe ihm ja nicht verloren- 
gingen, vielmehr den vor dem Krieg ganz geringen Wett- 
bewerb in ungesunder Weise verschärften, mußte der Aus- 
weg vor allem in Gemeinschaftsabkommen mit den anderen 
Gesellschaften gesucht werden. Erst seit dem 1. Oktober 
1926 aber besteht der Gemeinschaftsverkehr mit der Ungari- 
schen Fluß- und Seeschiffahrts-A. @., in den auch die Süd- 
deutsche Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft einbezogen 
wurde, deren Aktien die beiden gemeinsam arbeitenden 
Gesellschaften erwarben. Dem Gemeinschaftsabkommen 
trat mit Eröffnung der Schiffahrt im Jahre 1927 auch der 
Bayrische Lloyd, Schiffahrts-A. G., bei. Der österreichischen 
und der ungarischen Gesellschaft gehört ferner die Rhein- 
Donau-Expreß-Schiffahrts-A. G., auch haben sie је zur 
Hälfte den Schlepperpark der Dunav kgl. bulgarischen 
Schiffahrts-A. G. gemietet und die Schiffe der ungarischen 
Binnenschiffahrts-A. б. angekauft. Die Tischechoslowa- 
kische Donauschiffahrts-A. G. gehört bloß dem Tarifkartell 
aller dieser Gesellschaften an. 

Als die Gesellschaft im Jahre 1921, ehe noch der 
Schiedsspruch über die Flottenteilung ergangen war, über 
die drei vorhergegangenen Jahre Bericht erstattete, gab 
sie den Stand der Flotte einschließlich der unter Wasser 
liegenden und der beschlagnahmten Schiffe und Boote mit 
den folgenden Zahlen an: 


1918 1921 1925 1926 1997 

Raddampfer . . . 128 82 69 68 69 
Schraubendampfer 16 8 7 7 7 
Motorboote 1 1 T 1 1 
Zusammen . 145 91 77 76 7 

Eis. Warenboote . 870 Schleppe 422 396 408 400 
Eis, Liehterboote. 14 Tanks . 8 19 25 97 
Pontone 106 125 113 109 


Boote zusammen . 884 536 540 546 536 


1918 hatte die. Dampferflotte 68.340 PS, 1921 45.080. 1927 
45.680, Die Schlepp- und Stehschiffflotte hatte 1918 ein Trag- 
vermögen von 500.579 +, 1921 von 234.484, 1927 von 247.680 t. 

Beim Vergleich dieser Zahlen ist natürlich nicht zu 
übersehen, daß Kassierungen und Neubauten eine ständige 
Modernisierung und Steigerung der Leistung der Einhsit be- 
wirkten, Die Neuanschaffungen, die gleich den alten Schiffen 
sehr: niedrig zu Buch stehen, haben den Buchwart der Schiffe 
samt Ausrüstung‘. seit, der Golderöffnungsbilanz vom 1. Jän- 
nər 1925 von 15'3 auf 249 Mill. S erhöht, die Vorräte auf den 
Stationen, das: Stationsinventar, die Verladeanlagen, Gebäude 
und Gründe von 500.000 S auf 37 Mill. Diesen Inyestitionen 
уоп zusammen 128 МШ; steht ein Schiffsabschreibungskonto 
von, 31 Mill. gegenüber. Einschließlich авг erwähnten Kriegs- 
und Friedensschäden verzeichnete die Gesellschaft in den 
Jahren.:1919 bis 1927 bei der Dampferflotte einen Abgang von 


86, einen Zugang von 17 Einheiten; bei den Schleppschiffen 
und Tanks einen Abgang: von 550, einen Zugang von 101 Ein- 
haiten, 
Wir stellen die Gesamtleistungen zusammen (alles in 
Tausenden): тз 


ER GC EC EECH: 1927 

al ae ae A: d 

2 2з а з 83 2 

= E È БҮРЕ а EN 
Personen-und km km "Ee km km km 
Lokalschifie .64 942 19 267 31 459 30 462 30 480 31 500 
Zugdampfer.. З 2313 92 46 305 66 497 112 787 117 781 

Schrauben- 

schiffe ...... Du бше ra EI 18-19299 a13 1014 


Zusammen. .72 1004 32 359 78 778 98 907 154 1365 162 1385 
Schleppkm. der 
Schleppschiffe 599 223 1083 1424 3217 3413 
Wie ersichtlich, hielt sich der Personen- und Lokal- 
schiffsverkehr seit 1920 auf wenig veränderter Höhe. Da- 


gegen zeigt die Zugdampfer- und Schleppkilometerleistung, 
wenn sie auch die Höhe von 1913 (4,416.000 Schleppkilo- 
meter) lange nicht erreicht, eine ansehnliche Aufwärtsent- 
wicklung, Grotz sehr wechselvoller Geschäftslagen. Die Ег- 
holung erhielt ihren ersten Antrieb davon, daß das Kriegs- 
ende Deutschösterreich und Deutschland in großer Lebens- 
mittelnot, Ungarn und die unteren Donauländer in starkem 
Mangel an industriellen Waren und Rohstoffen trat. 


Die durch Pensionen übermäßig belastete Betriebsrech- 
nung des Schiffahrtsdienstes schloß 1918 mit einem Verlust 
von 27, 1919 von 244 Mill., 1920 mit einem Überschuß von 
315, 1921 von 978 Mill. Kronen, 1922 brachte wieder einen Ver- 
lust von 916 Mill. Kronen, 1923 von 234.000 5, 1924 von 461.000, 
1925 von 208.000, 1926 von 172.000, 1927 von 59.000 S. Dennoch 
schließt das Gesamtunternehmen dank dem Kohlenbergwerk 
mit Gewinn und verteilt seit 1920 wieder eine zwei Jahrs unter- 
brochene Dividende, in den beiden letzten Jahren 7%% von 
einem Aktienkapital von 18'86 Mill. S. 


Fragen der Kraftwagenindustrie, 
Von Dr. Georg. Hanel. 


uch der österreichischen Kraftwagenindustrie 
ist die gewaltige Entwicklung des Kraft- 
fahrwesens in hohem Maße zugutegekommen. 
Die österreichische Kraftwagenindustrie 

nimmt auch international eine recht be- 
Р ez, achtenswerte Stellung ein. Sie kann sich 
natürlich mit jener der Großstaaten, U. S. A., England, 
Frankreich, Italien und Deutschland an Umfang nicht mes- 
sen, rangiert aber hinter der Tschechoslowakei (mit einer 
Erzeugung von 12.000 bis 14.000 Wagen im Jahr 1928) an 
siebenter Stelle der Weltproduktion. 

Die Lage der österreichischen Kıaftwagenindustrie 
kann derzeit im allgemeinen als befriedigend bezeichnet 
werden, Der Inlandsabsatz ist in den letzten Jahren ständig 
gestiegen und beträgt etwa 7000 Wagen, wovon 1927 rund 
5000 von der Inlandsindustrie und 2000 durch Einfuhr ge- 
deckt werden.*) Außer der Quote des Inlandsabsatzes dürfte 
die Kraftwagenindustrie in diesem Jahr noch etwa 4000 
Wagen ins Ausland liefern, wovon Steyr den Löwenan- 
teil hat. 


Es ist nun richtig, daß die Sicherung des Inlandsab- 
satzes die Kontingentierung der Einfuhr und 
entsprechend hohe Zölle notwendig macht, Beides ist in 
den Verhältnissen der internationalen und der österreichi- 
schen Kraftwagenindustrie bedingt. Der Kraftwagen, ein 
Finalprodukt, das aus einer sehr großen Anzahl von Teilen, 
durchschnittlich 2000 bis 2500 besteht, kann bei Massenfer- 
tigung größten Stiles ungleich billiger. erzeugt werden als 
bei einer kleinen Fabrikation. Die Länder mit großen in- 
ländischen Absatzgebieten, an der Spitze die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, dann in weitem Abstand folgend 
Frankreich, England, Italien und neuerdings auch Deutsch- 
land, sind imstande, wesentlich billiger zu erzeugen als 
Österreich. Hiezu kommen noch die außerordentlichen Er- 
leichterungen bei der allgemeinen Regie und im. Verkauf 
als Folge des Massenabsatzes. : 

Gegen diese Übermacht können Zölle kaum recht schüt- 
zen, zumal sie, wie die Erfahrungen der letzten Jahre gezeigt 
mn nn 

*) Bei der Entwicklung des Inlandsgeschäfts kommt dem 
Verkauf auf Raten eine wasentliche Bedeutung zu. Etwa die 
Hälfte der Kraftfahrzeuge dürfte gegen Ratenzahlungen ver- 
kauft warden, die damit bisher gemachten Erfahrungen. sind 
nicht ungünstig, die Verluste geringfügig. 


haben, im Handelsvertragswege meist herabgesetzt werden 
müssen. Die österreichischen Kraftwagenzölle können nicht 
als übermäßig hoch bezeichnet werden, sie betragen 40% 
vom Wert, wobei der mittlere Handelswert abzüglich des 
Zolles zugrundegelegt wird. Demgegenüber betragen z. B. 
die tschechoslowakischen Zölle 45% von dem in den meisten 
Fällen höher angenommenen Wert, die italienischen Zölle 
in einem kombinierten Wert- und Gewichtszoll ungefähr 
50%, England hebt 33'/s%, Frankreich 45%, die Vereinigten 
Staaten 25% vom Wert ein, nachdem sie bis zum Jahre 
1920 einen Zoll von gleichfalls 45% hatten. 

Aber auch die Kontingentierung der Einfuhr hat ihre 
Berechtigung erwiesen. Österreich steht mit dieser Maß- 


„nahme nicht vereinzelt, die Tschechoslowakei, Polen, Un- 
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garn, auch Frankreich beschränken ihre Einfuhr auf diese 
Weise. Dieses Schutzmittel richtet sich vor allem gegen 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika, dessen über- 
mächtige Industrie Schutzzölle, wenn sie nicht gerade prohi- 
bitive Höhe erreichen, ohneweiters zu überspringen vermag. 

Die für die Zukunft der österreichischen: Industrie wich- 
tigsten Fragen liegen nun in folgendem: 

1. Wird sich die Verwendung des Kraftwagens noch 
weiter in steigendem Maße entwickeln wie bisher? 

2. Wird die österreichische Industrie einerseits ihre be- 
deutende Quote am Inlandsabsatz und‘ anderseits ihre Aus- 
fuhrfähigkeit mindestens im bisherigen Umfang erhalten 
können? 

Die Beantwortung der ersten Frage hängt vor allem 
von der Entwicklung der allgemeinen Verhältnisse, in zwei- 
ter Linie von den besonderen, das Kraftfahrwesen bestim- 
menden Einflüssen ab, 

Österreich ist im Kraftfahrwesen noch stark zurück- 
geblieben. Wenn die allgemeinen Verhältnisse sich günstig 
gestalten, wird allmählich eine Angleichung an andere Län- 
der seiner Größe stattfinden. Es sei darauf verwiesen, daß 
die viel kleinere Schweiz schon jetzt doppelt, Holland und 
Dänemark etwa je dreimal, Schweden und Belgien etwa je 
viermal so viele Kraftfahrzeuge zählen. Hiebei ist bemerkens- 
wert, daß die Zahl der Lastwagen bei uns verhältnismäßig 
sehr groß ist und etwa zwei Drittel der der Personenwagen 
beträgt, während sie in den meisten Ländern weit geringer 
ist und nur ein Drittel bis ein Fünftel, in U. S. A. sogar nur 
ein Siebentel der Zahl der Personenwagen erreicht. Der 


Kraftwagen ist eben bei Verwendung für reine Nutzzwecke 
derart rentabel, daß trotz der Ungunst unserer Verhältnisse 
alle Wirtschaftszweige danach streben, sich möglichst weit- 
gehend zu motorisieren, während die geringe Kapitals- und 
Einkommensbildung der Entwicklung der Personenwagen- 
verwendung entgegensteht. 

Unter den besonderen Einflüssen sind die Steuern und 
Straßen die wichtigsten. Wir haben derzeit die höchsten 
Kraftwagensteuern der Welt, welche die Entwicklung des 
Kraftfahrwesens empfindlich hemmen. 

Unsere Straßen waren bisher besonders schlecht. Hin- 
sichtlich der Bundesstraßen ist in den letzten Jahren sehr 
viel nachgeholt worden, es bleibt aber noch immer die 
Frage der autonomen Straßen, soweit sie für den Verkehr 
eine Rolle spielen. | 

Sehr wichtig ist auch die allgemeine Einstellung der 
Öffentlichkeit und der Behörden gegenüber dem Kraftfahr- 
wesen, die gegenwärtig noch aus verschiedenen Gründen 
bei uns weniger günstig ist als im Ausland. Ohne allzu 
große Zuversichtlichkeit darf gesagt werden, daß alle diese 
Verhältnisse im allgemeinen Neigung zur Besserung zeigen, 
weil die soziale, kulturelle und wirtschaftliche Bedeutung 
des Kraftfahrwesens immer mehr erkannt wird. 

Was nun die zweite Fragengruppe betrifft, so hängt 
deren: Entwicklung einerseits von der österreichischen 
Kraftwagenindustrie selbst, anderseits von der Gestaltung 
der Handelspolitik ab. 

Nur die österreichische Kraftwagenindustrie selbst 
kann auf die Dauer aus eigenem die Leistungs- und Wider- 
standsfähigkeit erwerben, die notwendig sein wird, um sich 
auf einem so überaus konkurrenzierten Gebiet zu behaupten. 
Die österreichische Kraftwagenindustrie wird sich also, um 


das jetzt so beliebte Schlagwort zu gebrauchen — soweit 
dies noch nicht geschehen sein sollte — möglichst rationali- 
sieren müssen. Ob hiezu eine Verringerung der Zahl der 
Unternehmungen, der von ihnen erzeugten Typen, Speziali- 
sierung und Normung erforderlich sein wird, sei dahinge- 
stellt. 

Die Beispiele anderer Industrien scheinen diesen Weg 
zu weisen, doch dürfte das Hauptgewicht auch weiterhin 
mehr auf die Qualität, als auf die Massenerzeu- 
gung zu legen sein, weil in dieser Hinsicht Österreich den 
großen Auslandsstaaten niemals gewachsen sein wird. 

Ein besonderer Vorteil scheint der österreichischen In- 
dustrie gewahrt werden zu können, wenn sie ihn auszu- 
nützen versteht. Im Kraftwagengeschäft gewinnt neben der 
Erzeugung und dem Verkauf immer mehr der „Service“, 
die Bedienung des Kunden nach dem Kauf und die Förde- 
rung seines Kraftwagenbetriebs an Bedeutung. Die Liefe- 
rung von Ersatzteilen, die Vornahme von Ausbesserungen, 
die Beschaffung einer Garage, die Deckung des Bedarfs an 
Betriebsmitteln, Bereifung u. dgl., sind durchwegs Fragen, 
welche den Wagenbesitzer zunächst berühren. In dieser Hin- 
sicht Könnten nun die österreichischen Fabriken infolge 
ihrer Größe, der örtlichen Nähe, der besseren Kenntnis der 
inländischen Verhältnisse der Kundschaft wesentlich bes- 
sere Dienste leisten als die Vertreter ausländischer Marken 
und dadurch die österreichische Käuferschaft veranlassen, 
das häufig zugunsten ausländischer Erzeugnisse vorhandene 
Vorurteil aufzugeben und vorzugsweise Österreichische Fa- 
brikate zu verwenden. 

Dies wäre um so wünschenswerter, als in allen anderen 
wagenerzeugenden Ländern eine sehr starke nationalistische 
Strömung herrscht, welche sich in entschiedener Weise 
gegen die Verwendung ausländischer Wagen richtet. 


Der Luftverkehr. 
Von Dr. Franz Klein. 


inen österreichischen Luftverkehr gibt es erst 
seit dem Jahre 1923. Die ersten Verkehrs- 
flüge über österreichisches Gebiet aber 
führte die französische Luftverkehrs-Gesell- 
schaft Franco Roumaine, als sie 1922 die 
Linie Paris—Bukarest über Wien legte. 
1923 folgte die reichsdeutsche Transeuropa-Union mit der 
Linie München-—Wien—-Budapest. Im gleichen Jahre wurde 
die Österreichische Luftverkehrs-A. С. ge- 
gründet. Sie betreibt derzeit die folgenden Linien: 

1. Wien—Prag—Dresden—Berlin in Betriebsgemein- 
schaft mit der deutschen Lufthansa und der tschechoslowa- 
kischen Luftverkehrs-Gesellschaft. 

2, Sehnellstrecke Wien—Berlin in Betriebsgemeinschaft 
mit der deutschen Lufthansa. 

3. Wien—Graz—Klagenfurt—Venedig in 
gemeinschaft mit der italienischen Transadriatica. 

4. Schnellstrecke Wien—Venedig in Betriebsgemein- 
schaft mit der Transadriatica. 

5. Budapest Graz—Klagenfurt in Betriebsgemeinschaft 
mit der ungarischen Luftverkehrs-A. 6. 

6. Wien—Salzburg—Konstanz—Zürich allein. 

7. Salzburg— Klagenfurt allein. 


Zum Verständnis des Betriebsgemeinschafts- 
wesens sei bemerkt, daß der Flug in fremdes Land auf 
Grund von Staatsverträgen möglich ist, daß es aber außer- 


Betriebs- 
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dem zum gewerbsmäßigen Verkehr einer besonderen Zu- 
lassung bedarf. Diese Zulassungen werden nach dem Grund- 
satz der Gegenseitigkeit erteilt, die dann in der Regel die 
Form der Betriebsgemeinschaft annimmt (siehe oben, 1 bis 
5). Es können aber auch entsprechende fremde Gesellschaft- 
ten zum Einflug auf anderen Linien zugelassen werden, 
wie im Fall 6 der schweizerische Luftverkehr auf der Linie 
Zürich—Wien. 

So gibt es derzeit außer den angegebenen Linien 
solche, die die Österreichische Luftverkehrs-A. б. nicht 
befliegt: 

8. Wien—München—Zürich—Genf, betrieben von der 
Deutschen Lufthansa und der Schweizerischen Luftver- 
kehrs-A. С. 

9, Wien—Brünn—Gleiwitz—Breslau—Berlin, betrieben 
von der Deutschen Lufthansa. 

10. Wien—Budapest, geflogen von der Ungarischen 
Luftverkehrs-A. G. 

11. Wien--Krakau von der Polnischen Luftverkehrs- 
Gesellschaft. А 

12. Straßburg—-Wien—Budapest—Konstantinopel von 
der Französischen Internationalen Luftschiffahrts-A. б. 
(Cidna, vormals Franeo-Roumaine), 


Bei Strecken, die in Betriebsgemeinschaft, also auch 
mit gegenseitiger Betriebsaushilfe, beflogen werden, sind 
die Einnahmen gepoolt: Wird die Besorgung des Verkehrs 


gehälftet oder gedrittelt, so werden auch die Einnahmen 
danach aufgeteilt, wobei allerdings auch der nach Plätzen 
bemessene Fassungsraum der Flugzeuge berücksichtigt 
wird, | ; i 

Die Österreichische Luftverkehrs-A. @., deren Aktien 
sich in der Hand der Junkerswerke, Dessau, und der Öster- 
reichischen Eisenbahn-Verkehrs-A. G. befinden, betreibt 
durchwegs Junkersflugzeuge. Sie verfügt derzeit über 
1 Stück für 18 Personen mit Funkausrüstung, 2 Stück 
Type б 24 für 11 Personen mit Funkausrüstung, 7 Stück 
Type F13 für 6 Personen. 


Österreich hat außer den drei Flugplätzen in 
Aspern, Graz und Klagenfurt, die von der durch den Frie- 
densvertrag vorgesehenen Zerstörung verschont blieben, 
weil die Franco-Roumaine sie benützte, zwei weitere in 
Innsbruck und Salzburg errichtet. 


Zwischen den österreichischen Flugplätzen und zwi- 
schen ihnen und den nächstgelegenen Auslandsflughäfen 
wurden insgesamt zurückgelegt: 


1929 1925 1925 1926 
Ноа ети А qia 598 1.579 8.551 3.508 
Flugkilometer . ...... 136.834 374.687 926.100 915.191 
Elupsüster um, ar 603 390 6.210 8.560 


2. 
13.515 49.285 246.763 308.991 


Die Österreichische Luftverkehrs-A, О. verzeichnete 
auf den von ihr beflogenen Strecken zusammen mit den 
in Betriebsgemeinschaft arbeitenden Gesellschaften die fol- 
genden Flugleistungen: 


Waren und Gepäck in kg . 


19258 19924 1925 1026 1997 
еза терена as 386 951 839 614 2.937 
ПЕВ 7 4.08. gm. sët 743 1.978 2.426 2.616 7.630 


Gepäck, Fracht, Postinkg — 1.662 26.385 49.030 . 126.866 


Die Streckenlänge der österreichischen Gesellschaft 
war 1927 3440 km, die Durchschnittsregelmäßigkeit 834%, 
die Raumausnützung 4934%, die Sicherheit wie in den Vor- 
jahren 100% (kein Verletzter oder Toter). ; 


Bis 1926 arbeitete die Gesellschaft, die derzeit 120 An- 
gestellte hat, mit einem Gebarungsabgang (Aktienkapital 
100.000 8). Erst 1927 gewährte der Bund nach dem Bei- 
spiel aller anderen Staaten eine Kilometerbeihilte 
von zusammen 1 Mill. S, die im Jahre 1928 1'4 Mill. be- 
tragen wird, Die Gesellschaft ist dafür zur Einhaltung eines 
vom Bund bestimmten Streckenprogramms verpflichtet. 

Die Fahrpreise stimmen ungefähr mit denen der ersten 
D-Zugklasse überein, auf der Strecke Graz—Klagenfurt mit 
denen der zweiten. Es scheint, daß der österreichische Luft- 
verkehr in stetiger Aufwärtsentwicklung ist. Zu einem 
nennenswerten Aufschwung bedürfte es wohl größerer öf- 
fentlicher Mittel, ohne die die in Deutschland bereits in 
größtem Maße vorhandenen Einrichtungen kaum geschaffen 
werden können: Notlandungsplätze, Wetterdienst, Strecken- 
befeuerung und dergleichen. Manches spricht dafür, daß der 
Donau dabei eine große Bedeutung zukommen wird, die bei 
der Verwendung von Wasserflugzeugen Notlandungsplätze 
und bis zu einem hohen Grad auch die Streckenbefeuerung 
ersetzt. An die Errichtung einer eigenen österreichischen 
Flugzeugindustrie ist wohl nicht zu denken. 


Die Börse. 
Von Walther Federn. 


or dem Krieg waren in Österreich nur die 

Wiener und die Budapester Börse als Effek- 

tenmärkte von Bedeutung. Als Devisenmarkt 

zählten nur Wien und Triest, woselbst auch 

der Handel in einigen Lokalwerten größeren 

Umfang hatte. Die Prager Börse war kaum 

mehr als der Zusammenkunftsort der Bankleiter und eini- 
ger Effektenkommissionshändler mit ganz geringfügigen 
Umsätzen. Die Kapitalsanlagen und Spekulationsgeschäfte 
der reichen böhmischen Kapitalisten wurden fast ausnahms- 
los an der Wiener Börse durchgeführt. Bei Kriegsausbruch 
wurde die Wiener Börse geschlossen, Umsätze vollzogen 
sich zunächst in den Kaffeehäusern, dann wurde auch im 
Börsengebäude ein nicht amtlicher Markt zugelassen. Im 
März 1916 erfolgte die Wiederaufnahme der Börsenge- 
schäfte im großen Saal ohne amtliche Kursfestsetzung und 
jede Kursmeldung im Vervielfältigungswege war unter- 
sagt. Erst für Ende 1916 wurde zum erstenmal ein 
Schätzungskursblatt der Wiener Börsenkammer veröffent- 
licht und erst mehr als ein Jahr nach Beendigung des 
Krieges zu Beginn des Jahres 1920 wurde der amtliche 
Örsenverkehr und die tägliche Zusammenstellung und Be- 
kanntgabe des Kursblattes wieder aufgenommen, Freilich 
war der Markt inzwischen nicht untätig gewesen. Mit der 
zunehmenden Geldschöpfung war die Nachfrage nach 
Aktien mer mehr gestiegen. Bald nach Kriegsausbruch 
begann die Abwanderung der Aktien aus dem Besitz des 
in immer schwerere Bedrängnis geratenden Mittelstandes 
und Kleinkapitals in die Hände der neuen Schichten, die 
die Konjunktur der Heereslieferungen, der Warennot und 
der Geldentwertung besser auszunützen verstanden. Schon 


im Krieg begannen die häufigen Kapitalserhöhungen der 
Banken und Industrieunternehmungen, die dem Markt 
immer neues Aktienmaterial zuführten, und trotz aller Ver- 
kehrsbeschränkungen hatte die Börse in der zweiten 
Kriegshälfte sehr gute Konjunktur, die zwar durchaus 
spekulativen Charakter hatte, aber doch solider war, als 
es sonst gewöhnlich bei lang andauernden Aufwärtsbewe- 
sungen der Fall zu sein pflegt, weil die Banknotenpresse 
täglich die Zahlungsmittel hinausschleuderte, mit denen 
die Kauflustigen die Aktien gegen Barzahlung oder doch 
gegen große Anzahlung erwarben, Aber schon während 
des Krieges füllte sich der Börsensaal mit neuen Leuten, 
großenteils Flüchtlingen aus dem Osten, die ohne Erfah- 
rung, ohne sich an Gesetz und Herkommen zu halten, nur 
den raschen Kursgewinn in Aktien und vor allem in De- 
visen suchten. Völlig ausgeartet ist das Geschäft erst nach 
dem Zusammenbruch des Reichs, der zunächst von einem 
heftigen Kurssturz begleitet war, als die Inflation uferlos 
wurde und als fast das ganze Bürgertum zur Rettung vor 
dem drohenden Vermögensverlust durch die Geldentwertung 
sein Heil im Börsenspiel erblickte, als es allgemeiner Grund- 
satz wurde, möglichst viel Kronen schuldig zu sein und, 
was „Sachwert“ hatte oder zu haben schien, Aktien, 
Waren, Häuser zu kaufen und zu schieben. Täglich ‚tauch- 
ten neue Namen auf, von deren unermeßlichem Reichtum 
man sprach. Erst waren es Millionäre und bald mit der 
fortschreitenden Geldentwertung wurden es Milliardäre, 
Wie wenig befestigt diese Reichtümer waren, die in auf 
dem Papier stehenden Kursgewinnen an Aktien bestanden, 
deren Kaufpreis zum größten Teil geschuldet wurde, das 
hat man erst später erfahren, als der Sturm die Kurse 


niederwarf, die Kursgewinne wegiegte. Aber in den Jahren 
von 1921 bis 1923 erlebte die Wiener Börse ihre größte Zeit 
seit 1873, eine Scheingröße, die sie seit fünf Jahren mit 
schwerem Siechtum zahlt, Tagen 


Damals aber war Wien noch der Mittelpunkt des Bör- 
senverkehrs aller Nachfolgestaaten. In Wien war der 
Markt, wo die Prager, Agramer, Lemberger Bank- und 
Geschäftswelt einen großen Teil ihrer Devisen- und Wert- 
papiergeschäfte machte, nicht nur in den österreichischen 
Wertpapieren, sondern auch in den allmählich nostrifizier- 
ten des eigenen Landes. Noch war in Wien der überwie- 
gende Teil dieser Aktien placiert, noch war in Wien für 
jeden Auftrag leicht der Partner zu finden, die Kulisse, die 
die Tageskursschwankungen ausmnützte, der Erwartungs- 
handel, der die Nachfrage befriedigte, das Angebot auf- 
nahm. Noch fehlte in Prag — für Agram und Warschau 
gilt dies noch heute — der leistungsfähige und erfahrene 
Händlerkreis und technische Apparat, noch fehlte die enge 
Verbindung mit den altausländischen Märkten, das Ver- 
trauen der westlichen Banken zu den Banken und Börsen- 
firmen in den neuen Hauptstädten. Man vermißte ungern 
das Giro der Wiener Banken und altbekannten Bankiers. 
Aber eines hatte die Tschechoslowakei sofort, den kapitals- 
kräftigen, aufnahmsfähigen Innenmarkt. Dort hatte weder 
die Inflation noch die folgende Deflation die alten Vermö- 
gen in dem Maße vernichtet wie in Österreich. Dort ge- 
langten Industrie und Landwirtschaft rasch wieder zur 
Tätigkeit und hatten eigentlich mit Ausnahme der unmittel- 
bar auf die Deflation folgenden Jahre immer gute Kon- 
junktur. Dort wurde rasch wieder verdient und gespart. 
Und so war besonders die Tschechoslowakei — erst in 
den letzten Jahren auch Ungarn und Polen — unausgesetzt 
in Wien Käufer ihrer Wertpapiere — erst der altöster- 
reichischen Staatspapiere, soweit sie gebraucht wurden, 
um die „Inlandsblocks“ zu vervollständigen, dann aller 
Aktien der tschechoslowakisch gewordenen Unternehmun- 
gen. Ununterbrochen wanderten die Aktien von Wien nach 
Prag. Die zeitweilig großen Umsätze, die in diesen Papie- 
ren in Wien gemacht wurden, waren Liquidationsgeschäfte 
und heute sind die Umsätze darin in Prag vielfach größer 
als in Wien. Der Markt ist nach Prag abgewandert. Viel- 
leicht hätte diese Wanderung verzögert werden können, 
wenn in Wien nicht so große behördliche Verkehrsbe- 
schränkungen bestanden hätten — sie fehlten übrigens 
auch in Prag nicht und die Devisenvorschriften, die in 
Wien schon seit März 1925 ganz abgebaut sind, wurden in 
Prag nur ganz allmählich gemildert und erst vor wenigen 
Monaten praktisch unwirksam gemacht —, wenn hier nicht 
eine Zeitlang die hohen Valuta- und Bankenumsatzsteuern 
die Geschäfte bis zur Untragbarkeit behindert hätten, wenn 
hier nicht noch bis in die jüngste Zeit die hohen Effekten- 
umsatzsteuer, Provisionen und Courtagen die Unkosten 
weit über das Prager Niveau erhöht hätten und schließ- 
lich, wenn nicht die Wiener Börse nach dem Krach völlig 
kraftlos geworden wäre. Zu verhindern war diese Abwan- 
derung des Geschäftes nicht, denn es zieht sich immer 
dorthin, wo die großen Vorräte sind und die Kapitalskraft, 
sie aufzunehmen. 


Der Verfall der Wiener Börse wurde besiegelt durch 
die schwere Krise, die der Hausse der Inflationsjahre und 
der Aufwertungshausse nach der Stabilisierung folgte. War 
jene im wesentlichen eine gerechtfertigte Anpassung an 
den jäh sinkenden Geldwert, so war die wilde Bewegung 
des Jahres 1923 eine tolle Ausschreitung einer zuchtlos 
gewordenen Pseudobankwelt, der zur Leitung von Bank- 
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und. Börsengeschäften. schlechterdings alles fehlte, was 
dazu gehört: die Kenntnisse, die Erfahrungen, das’ Bewußt- 
sein, für sein Tun und vor allem für seine Verpflichtungen 
einstehen zu müssen. Man kannte nur eines, Geld schuldig 
zu sein und dafür Werto anzuschaffen. Und an diesem ein- 
zigen Gedanken, mit dem man in der Inflation seine Er- 
folge erzielt ‚hatte, hielt man — weil man eben keinen 
anderen hatte — auch fest, als dieses Vorgehen verhäng- 
nisvoll wurde, weil die Währung. stabil geworden war und 
weil bei der Geldknappheit, die der Stabilisierung folgte, 
Schulden so hohe Zinsen kosteten, daß sie alle im Bereich 
der Möglichkeit liegenden Gewinne aufzehren mußten. 
Aber niemals hätte das Übel so ausarten können, wenn 
nicht dieses Glücksrittertum sträflichste Unterstützung ge- 
funden hätte bei beamteten Persönlichkeiten, die gerade 
ihr Amt zur Beobachtung der strengsten Grundsätze ver- 
pflichtet hätte. Schon im Jahre 1921 gab es einen Finanz- 
minister, der sich zum 'Einpeitscher der Börsenspekulation 
hergab. Nach der Stabilisierung gab es einen Regierungs. 
vertreter an der Börse, der in völliger Verständnislosigkeit 
jedem sagte, daß die damals geplante Aufwertung der 
Bilanzen. — es ist dann eine furchtbare Abwertung daraus 
geworden — der Börse eine lang andauernde Hochkon- 
junktur bringen müsse. Und gleichzeitig hat der Leiter des 
Postsparkassenamtes — der staatlichen Sparkasse der klei- 
nen Leute und des Clearinginstitutes'der ganzen Geschäfts- 
welt — die maßlosesten Aktienkäufe eines der Glücks- 
ritter der Inflationszeit finanziert, er ließ das Institut selbst 
ungeheure Effektenspekulationen machen, ihm war das 
anvertraute Geld der Sparer für jeden Bankschwindel feil 
und er trieb die Gewissenlosigkeit so weit, das Institut 
mit ungeheuren Summen an der Kontermine des französi- 
schen Franc teilnehmen zu lassen. Heute wissen wir es: 
die ganze wilde Kursbewegung des Jahres 1923, die wilden 
Kursausschreitungen, die Anhäufung schwindelnd großer 
Effektenpositionen wären auch nicht annähernd in jenem 
Umfang möglich gewesen, wenn sie nicht von der Post- 
sparkasse finanziert worden wären. Ihre Leiter und ihre 
Vorgesetzten in der Regierung, die sie gewähren ließen, 
sie tragen einen wesentlichen Teil der Verantwortung für 
den damaligen Schwindel und für den furchtbaren Zusam- 
menbruch, der Tausende von Spekulanten zugrunde gerich- 
tet, Zehntausende von kleinen Kapitalisten um den Rest 
ihrer Ersparnisse gebracht, der neben allen neuen einer alten 
soliden Bank, eben der, deren Herrschaft jener Finanzmata- 
dor mit dem. Geld: der. Postsparkasse. an sich gerissen hatte 
— die Lebensfähigkeit benommen, der den Staatsschatz an 
200 Millionen Schilling gekostet, der den Wiener Kapitals- 
markt zum lang andauernden Siechtum verurteilt und da- 
durch die österreichische Industrie seit Jahren der Mög- 
lichkeit beraubt hat, ihre Kapitalsbedürfnisse auf ihm zu 
decken. Verbrechen, für die keiner der Schuldigen in 
irgend einer Weise zur Verantwortung gezogen wurde. 
Einige Zahlen sollen diese Vorgänge beleuchten: 
Mitglieder der Wiener Börse: 
1913 1919 1921 1922 1923 1925 1926 1927 


Jahreskarten, . 842 872 1940 1800 1900 1343 1100 999 
Schrankenplätze 138 153 180 181 180 141 111 8 


Teilnehmer am Arrangement der Wiener Börse: 
1913 19198 192 1924 1995 1926 1927 
342 335 618 572 520 459 424 


Inhaber von Konti beim Wiener Giro- und Kassen-Verein: 
1913 1919 1923 1924 1925 1926 1927 
342 421 768 733 654 580 535 


‚ Effektenverkehr des Wiener Giro-,und Kassenvereins: 


1912 1913 1923 1924 1925 1926 1927 
in Millionen Schilling 
7476 5608 5988 8110 698 1119 1686 


Heuer hat die Zahl der Börsenmitglieder weiter ab- 
genommen, aber noch immer besteht ein Mißverhältnis 
zwischen der Größe des Apparats und der Umsätze, die er 
zu bewältigen hat, denn gegen die Vorkriegszeit hat die 
Zahl der Börsenmitglieder kaum abgenommen, die Um- 
sätze aber sind nach dem Ausweis des Giro- und Kassen- 
vereins trotz der Erholung in den letzten zwei Jahren unter 
den vierten Teil zurückgegangen und dabei kommt die 
Schrumpfung in diesen Zahlen noch kaum ganz zum Aus- 
druck. Die Wiener Börse selbst ist verarmt. Auch das 
liffektenmaterial, mit dem die Börse handelt, ist zusam- 
mengeschmolzen. Die tschechoslowakischen Papiere sind 
zum großen Teil nach Prag abgewandert und wandern 
noch fortgesetzt ab. Was noch an sölchen Papieren in 
Österreich ist, befindet sich hauptsächlich in den Kassen 
der Banken. Die festverzinslichen Staatspapiere, die 
anderen öffentlichen Anleihen, die Prioritäten und Pfand- 
briefe sind zum größten Teil durch die Geldentwertung 
vemichtet worden. Die Kapitalien der heimischen Aktien- 
unternehmungen sind gleichfalls auf einen Bruchteil zu- 
sammengeschrumpft. Auch sie ruhen zum großen Teil in 
den Kassen der Banken. Die Kapitalisten, die ihre Erspar- 
nisse in diesen Werten angelegt und darin spekuliert hat- 
ten, sind gleichfalls verarmt und haben sich in Erinnerung 
der Verluste, die sie an den Spekulationen und durch den 
Niedergang so vieler Unternehmungen erlitten haben, von 
dem Eiffektenmarkt abgewendet. So fehlt der Börse die 
regelmäßige Vermittlertätigkeit. Ihre Hauptbeschäftigung 
besteht noch in der Arbitrage mit den Nachbarplätzen, die 
zumeist die Tendenz bestimmen. Wohl hat die Börsenkrise 
gleich der Bankenkrise hauptsächlich die neugegründeten 


Firmen weggefegt. Wenngleich auch eine Reihe der alten 
Bankiers und Börsenfirmen verschwunden ist, hauptsäch- 
lich weil sie, von der Zeitströmung mitgerissen, sich der 
Gründung und Finanzierung von Industrieunternehmungen 
zugewandt hatten, wozu weder ihre Kapitalskraft noch 
ihre Erfahrungen ausreichten, so sind doch die meisten alten 
angesehenen Firmen aufrecht geblieben. Viele von ihnen 
haben ihre Tätigkeit ins Ausland verlegt. Sie nützen für 
sich und ihre Kundschaft die großen Bewegungen aus, die 
an den Westbörsen im Lauf der Jahre so oft Gelegenheit 
zu Gewinnen geboten. Aber da doch nicht ein 1еі- 


stungsfähiger Stab tüchtiger Bank- und Börsenleute 
zurückgeblieben ist, werden auch für die Wiener 
Börse wieder bessere Tage kommen. Ihre Bedeu- 


tung wird niemals mehr die vergangener Tage er- 
reichen, denn sie ist vom Markt für 50 Millionen Menschen 
zu einem solchen für 6% Millionen Menschen geworden; 
aber sie ist heute eine der internationalsten Börsen. Fast 
die Hälfte der in Wien gehandelten Wertpapiere sind aus- 
ländische. Das gibt ihr eine Fülle der Möglichkeiten im 
Arbitrageverkehr, wie ihn nur die großen internationalen 
Börsen haben. Wenn auch das Schwergewicht des Handels 
in tschechoslowakischen Papieren nach Prag abgewandert 
ist, so gilt das nicht in gleichem Maße für die ungarischen, 
die südslawischen und die wenigen polnischen Papiere. 
In diesen ist die Richtung des Handels lange nicht so ein- 
seitig bestimmt wie in den tschechoslowakischen Papieren. 
Sie wandern bald nach Budapest und Agram, bald kehren 
sie wieder nach Wien zurück. Für diese Werte hat Wien 
seine Bedeutung behalten und es kann sie auch für die 
tschechoslowakischen Papiere wiedergewinnen, sobald 
hier wieder ein kräftiger Anlagebegehr und Handel sich 
entwickelt. Dazu gehört freilich vor allem die Erstarkung 
der Kapitalskraft des österreichischen Publikums selbst. 
Bis dahin ist noch ein langer Weg, aber kein aussichtsloser. 


Die Landwirtschaft Österreichs. 
Von Dr. h. c. Siegfried Strakosch. 


Vorbemerkung. 


or dem Weltkrieg schien die Landwirt- 
schaft der österreichischen Alpenländer 
neben einer mächtigen, den Bedürfnissen 
eines großen Reiches angepaßten Indu- 
strie ärmlich und nebensächlich zu sein. 
Nun, da von Österreich nicht viel mehr 
übrigblieb als diese rohstoffarmen Alpenländer, hat 
deren Bodenkultur eine andere Wertung erlangt. Nach 
dem Zusammenbruch ist sie fast allein, in einem von 
allen Seiten gedrosselten, zur Beschränkung verur- 
teilten Wirtschaftskörper imstande gewesen, zu wach- 
sen und der ganzen Volkswirtschaft zum Rückgrat zu 
werden. Das Jahr 1918 war der Beginn mühevollen 
landwirtschaftlichen Aufbaues in dem zum Kleinstaat 
gewordenen Österreich. Dazwischen die Hölle des Welt- 
krieges, die Verschlechterung aller Vorbedingungen. 
Es hat an Menschen, Vieh, Dünger, an Geräten und an 
anderen Produktionsmitteln gefehlt. Was sich auf ver- 
armten Böden neu gestalten will, muß auf den ‚Trüm- 
mern der einstigen intensiven Wirtschaft Schritt für 
Schritt, Stein auf Stein aufgebaut werden. So erscheint 
das Jahr 1914 mit seinen landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen von selbst als ein relativer Höhepunkt, an dem 
die Leistungen der Nachkriegszeit zu messen sind. 


65 


Sonderheiten des Kulturgebietes und ihr Einfluß auf 
die Landwirtschaft. 


Der größte Teil der langgestreckten, vom Boden- 
see bis zur ungarischen Tiefebene reichenden Staats- 
fläche ist von Gebirgen oder Bergland bedeckt. Tirol 
und Vorarlberg, Salzburg, Kärnten, ein Drittel von 
Oberösterreich, 20%. von Niederösterreich, fast die 
Hälfte von Steiermark sind dem Gebiet der eigent- 
lichen Alpen zuzuzählen. Finden sich hier zwischen 
mächtigen Gebirgsstöcken auch genug tief eingeschnit- 
tene Längs- und Quertäler, selbst Enklaven und wei- 
tere Täler mit kulturfähigem Boden und ausgiebigem 
Feldbau vor, so ist doch nicht zu übersehen, daß im 
großen und ganzen Höhenlagen über 700 Meter vor- 
herrschen, solche von 1200 bis 2600 Meter über dem 
Meeresspiegel häufig sind, während 5% noch darüber 
hinaus in die Region des ewigen Schnees ragen. Diese 
Hochlagen können niemals den geeigneten Standort 
des Ackerbaues abgeben, sie sind die Hauptdomäne 
des Waldes und jenes auf Viehzucht und Viehpro- 
duktion gerichteten Landwirtschaftsbetriebes, bei dem 
Tal- und Alpenweide, Wiese und Futterbau die Grund- 
lage bilden. In diesen Gebieten beschränkt sich der 
Ackerbau, soweit er nicht als Egarten dem feld- 
mäßigen Graslande zuzuzählen ist und mit diesem ab- 


wechselt, zumeist auf einzelne Täler und weniger 
steile Hänge. Der Egarten, der feldmäßige Grasbau, 
hat das Winterfutter für das auf der Weide über- 
sommerte Vieh zu liefern und läßt der mehrjährigen 
Grasnutzung gewöhnlich zwei oder drei Jahre Acker- 
nutzung folgen: Kartoffelbau, Getreide, auch Hülsen- 
früchte, hauptsächlich Ackerbohnen. Die Stätten der 
eigentlichen Felderwirtschaft sind die Alpenvorländer, 
das nördliche und das östliche Alpenvorland, dann die 
beiden am Südhang des Böhmerwaldes liegenden Be- 
zirke, das zu Oberösterreich gehörende Mühlviertel (auch 
Bergland oder Bergvorland an der Donau genannt) und 
das niederösterreichische Berggebiet des Manhart, end- 
lich das Burgenland. Das östliche Vorland wird durch 
die nicht alpine Hälfte Steiermarks gebildet, den nörd- 
lichen Vorländern gehören 53% von Niederösterreich, 
43% von Oberösterreich und 11% von Salzburg an. 
Für diese Ackerbaugebiete gelten die Gesetze des 
` mitteleuropäischen Klimas, doch zeigen sich immerhin 
schon Anklänge an die mehr kontinentalen, trocke- 
neren, im Sommer heißeren, im Winter kälteren ost- 
europäischen Klimaprovinzen. Namentlich das March- 
feld, das Wiener Becken und das Steinfeld leiden unter 
heftigem Wind und zahlreichen Stürmen, und der 
Nordrand Niederösterreichs, die Gegend östlich davon, 
das Viertel unter dem Manhartsberg, das Burgenland 
erhalten, was landwirtschaftlich gar nicht gleichgültig 
ist, geringe Niederschläge. Viele Gebiete bleiben be. 
trächtlich unter dem Jahresmittel von 500 Millimeter 
Niederschlägen, und diese sind noch dazu nicht immer 
glücklich über die Vegetationsperiode verteilt, so daß 
Notreife des Getreides und Trockenperioden, welche 
die Hackfrüchte schädigen und den Ertrag der Futter- 
pflanzen herabsetzen, nicht allzu selten vorkommen. 
Das Klima der Alpengebiete ist im Gegensatz hiezu 
durch reichliche, ja  überreichliche Niederschläge 
gekennzeichnet, naturgemäß auch durch die ganz be- 
deutende Temperaturabnahme bei zunehmender Erhe- 
bung. (Temperaturabnahme im Jahresmittel der Luft- 
temperatur im Schatten 1 Grad Celsius pro je 170 Me- 
ter.) Nach Schröter verzögert sich der Beginn der Ve- 
getation im Frühling bei je 100 Meter Erhebung um 
41 Tage, die Herbstreife um 0-3 Tage, Sonnen- und 
Schattenlänge bedingen starke Unterschiede. Je höher 
und sonnenseitiger ein Futter wächst, desto wertvoller 
ist es. Thallmayer fand folgendes Wertverhältnis 


der Mengeneinheit: 


Alpenfutter 2000 m Sonnenseite , 100 Werte 
2000 m Schattenseite . 70 М 
1000 m Sonnenseite . . 80 Ў 
1000 m Schattenseite . 60 

Voralpenfutter 500m. ....... 50—60 

Talwiesenfutter . . . 2.22... 40—60 


Nimmt der Wert des Futters derart mit der Höhe 
zu, 80 verringert sich dafür in der gleichen Richtung 
die Menge des Grasertrages, Thallmayer führt 
Rasenerträge aus verschiedenen Höhen an, 50 etwa 
aus dem Oberinntal in Tirol, wo die besten Talwiesen 
70 Meterzenter Heu pro Hektar ergeben, die höherge- 
legenen Wiesen in den Voralpen 15 Meterzenter und 
die eigentlichen Alpenwiesen nur 8 Meterzentner. Ohne 
daß sich die Tatsache der quantitativen Ertragsver- 
ringerung: bestreiten ließe, wird man jedoch deren Aus- 
maß vorsichtig einzuschätzen haben, weil andere Fak- 
toren die Graserträge nicht minder beeinflussen. Aus 
der Erntestatistik pro 1926 ersieht man, daß die Heu- 
und Grummeterträge bei den Wechselwiesen in den 
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einzelnen Ländern von 24 Meterzentner (Oberöster- 
reich) bis 77:6 Meterzentner (Vorarlberg) variieren. Bei 
den ein- bis dreimähdigen Dauerwiesen finden sich Er- 
träge von 11'2 Meterzentner pro Hektar in Salzburg 
bis zu 59-3 Meterzentner pro Hektar in Vorarlberg ver- 
zeichnet, die Alpenwiesen erbringen in Salzburg 
9:9 Meterzenter pro Hektar und in Tirol schätzt man 
ihr Ergebnis auf 18-7 Meterzentner pro Hektar, die an- 
deren Länder bewegen sich mit ihren Heu- oder Heu- 
werterträgen zwischen diesen weiten Grenzen. Grund 
genug, um zu erkennen, daß es nicht genügt, die Ele- 
vation und selbst die Bodenqualitäten festzustellen, 
sondern daß innerhalb unseres Alpengebietes die unter- 
schiedlichsten Ursachen höhere oder niedere Graser- 
träge zu bewirken imstande sind. Das Klima gehört zu 
den wichtigsten Faktoren und äußert sich derart, daß 
die östlichen Alpen, in denen das Hereinbrechen 
rauher, nordöstlicher Winde in die gegen Nordosten 
und Osten offenen Täler oder über die weniger ab- 
wehrenden niedrigeren Gebirgszüge häufiger ist, kli- 
matisch weniger begünstigt sind und daß hier auch die 
Vegetationsgrenze tiefer liegt als in den westlicheren 
Teilen, in den Zentralalpen, in Tirol und Vorarlberg. 
Wo die Niederschlagsmengen geringer sind, wie in den 
tieferen Lagen Niederösterreichs, besonders in dem 
schon von einem Hauch des ungarischen Steppen- 
klimas berührten Osten Niederösterreichs und im Bur- 
genland, lassen sich höhere Graserträge und zwei Gras- 
schnitte in einem Sommer nur auf wenigen tiefgrün- 
digeren Böden ohne künstliche Bewässerung erreichen. 
Die zahlreichen Hutweiden, die sich, meist als Ge- 
meindehutweiden, auf leichteren Böden ohne besondere 
wasserhaltende Kraft vorfinden, geben recht kärgliche 
“rträge, lohnen kaum Düngung und Kultur und bieten 
dem Vieh nur kurze Weide. Sie sind anscheinend in die 
Erntestatistik gar nicht aufgenommen, denn der 
Hektarertrag von 19 Meterzentnern, der für einmähdige 
Wiesen in Niederösterreich angegeben wird, muß dafür 
noch zu günstig erscheinen. 

Die physikalischen Bedingungen weisen derart den 
Kulturarten den Standort zu und bestimmen zumindest 
in großen Umrissen die Formen der landwirtschaft- 
lichen Nutzung. Die Statistik verrät sie uns in dem 
verhältnismäßigen Anteil, der den einzelnen Kulturen 
zugewiesen ist: 


АОКеГ коео. Уу ЕК, 1,928.992 oder 23:00 Prozent 
Wiesen’, VIE DE 956.761 , 11'42 
Hutweiden und Alpen ...,. 1,329.612 „ 15:86 
Waldungen- ried т дәни: 3,164.686 „ 3775 , 
Өнер, сав ANE 86.149 , 108, 
EE ЕИ SE EI 39.615 „ 0°48 
Unproduktive Grundflächen 877.272 10°46 
8,383.370 oder 1000 Prozent 


Das Schwergewicht des Ackerbaues liegt in Nieder- 
österreich, dann in Oberösterreich, Steiermark und im 
Burgenland. Für die Versorgung Österreichs mit Ge- 
treide ist das Burgenland, diese Errungenschaft des 
Friedens von St. Germain, demnach nicht gleichgültig, 


Die Ackerproduktion. 

Auf den 8:3 Millionen Hektar, die Österreich um- 
faßt, wohnen 645 Millionen Menschen. Nicht angesie- 
delt, wie in anderen, natürlich gewachsenen Staaten, 
sondern in der als Folge der unsinnigen Zerstückelung 
eines großen Reiches sich ergebenden merkwürdigen 
Art, daß fast ein Drittel zusammengeballt in der 
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Hauptstadt lebt, etwa eine halbe Million in den acht 
größeren Städten und daß die übrigen, etwas über 
4 Millionen Menschen in Weilern, Dörfern, Märkten, 
Kleinstädten verteilt sind. Diese stellen das Kontin- 
gent der landwirtschaftlich Tätigen bei, rund zwei Mil- 
lionen, wobei die endgültige Veröffentlichung der Er- 
gebnisse der Volkszählung vom 7. März 1923 noch 
nicht vorliegt. Dazu kommt eine Anzahl ausländischer 
Saisonarbeiter, die man bei der Ernte und mehr noch 
bei der Kultur der Hackfrüchte ebensowenig wie 
anderswo entbehren kann; im Jahre 1927 waren es 
13.472 Saisonarbeiter. 

Die landwirtschaftliche Erzeugung entwickelte 
sich wie folgt: 

Produktion 


Weizen Roggen Gerste Hafer Mais Kartoffeln 
АИ. аф ët Meterzentner 


1913 . . 3506 6335 2211 4877 1028 16050 


1922. . 2019 3451 1219 2658 883 13982 
1923. . 2419 4022 1711 3753 876 14262 
1924 . . 2310 4112 1569 3315 914. 16472 
1925 . . 2904 5500 2006 3884 1168 20684 
1926 . . 2568 4753 1975 4347 972 12936 


1927 . . 3254 5112 2380 4388 1257 26645 


Diese Erntemengen konnten den Konsum nicht 
befriedigen, die Inlandproduktion hat vielmehr nach 
Abzug des Saatgutbedarfes nur folgenden Prozentsatz 
des Bedarfes geliefert: 

Weizen Roggen _ Gerste Hafer Mais Kartoffeln 


1922... 2844 74:06 6480 8808 4531 91°77 
1928... 32:54 73:26 51`09 7955 5175 93:71 
1924. . . 28:54 1223 51-16 74:37 46:20 9678 
1925... 4017 81:92 69:83 8029 4051 96:73 
1926 . 32:99 80"67 6380 83°58 33:65 90:61 


Das Schwanken der jährlichen Ernte ist stets eine Re- 
sultierende aus den Bemühungen der Landwirte und 
aus den Zufälligkeiten der Witterung. Im Jahre 1926 
war diese der Fechsung nicht günstig, sonst hätte sich 
der stete Fortschritt, den die früheren Jahre zeigen, 
mehr betonen müssen, wie das der steigenden Intensi- 
vierung entspräche. Das Jahr 1927 war wesentlich 
besser, aber die Produktion der Vorkriegszeit wurde 
noch immer nicht erreicht. 

Wie steht es dem durch die offizielle Statistik be- 
rechneten Gesamtergebnis gegenüber mit den Hek- 
tarerträgen, auf welche sich jene stützt? 

Es betrugen die Hektarerträgein Meterzentner; 
Weizen Roggen Gerste Hafer Zuckerrüben Kartoffeln 


1905—18 . . . 136 13°5 127 11°2 1921 892 

1922—26 . . . 127 117 12°4 1197. 2130 98°0 

re 159 1338 161 141 9957 145:5 

Niederösterreich allein: 
Weizen Roggen Gerste Hafer Zuckerrüben 

1913. .169 165 148 139 9316 р: =- Spit: 
1926. . 151 10:8 142 (EK? 2429 kartoffeln 

1927. .180 14°5 18°9 15:8 303°8 1098 152°4 
Die Hektarerträge sind, wie nach den offiziellen Berech- 
nungen nicht anders zu erwarten, mit Ausnahme von 
1927, in Weizen und Roggen noch immer um ein 
Beträchtliches niedriger als in der Vorkriegszeit. Der 
mit den landwirtschaftlichen Verhältnissen Vertraute 
wird das mit Erstaunen hören. Er weiß, daß nun die 
Felder weit besser bearbeitet sind als vorher und daß 
viele Bauern und Genossenschaften Motorpflüge ver- 
wenden; daß die Verunkrautung sich auffallend ver- 
ringert hat, die Felder dank der Auffüllung der Vieh- 
stände reichlich mit Stallmist ausgedüngt sind und die 
Jauche nicht mehr wie einst die Dorfstraßen ziert, 
sondern gesammelt und der Düngerstätte zugeführt 


wird. Man verwendet besseres Saatgut, die Felder 
haben ein ganz anderes Aussehen, der Kunstdünger- 
konsum Österreichs hat sich seit der Vorkriegszeit von 
29 Kilogramm auf 36 Kilogramm pro Hektar landwirt- 
schaftlich genutzter Fläche gehoben. Und da sollte der 
Hektar-Ertrag 1924/26 gerade im Brotgetreide niedriger 
als in der Vorkriegszeit gewesen sein? In Gerste 
уатпегеп die Erträge ja nur minimal, in Hafer sind sie 
in der Nachkriegszeit sogar höher, ebenso in Kartoffeln 
und am meisten in Zuckerrübe. 

Eine Reihe von Tatsachen weist jedoch darauf hin, 
daß die Angaben der offiziellen Statistik zu niedrig 
sind. In Wirklichkeit dürften die Ernteerträge Öster- 
reichs keinesfalls geringer als vor dem Krieg, sondern 
im Gegenteil aller Wahrscheinlichkeit nach in vielen 
Bezirken wesentlich höher sein. Die Zahlen von 1927 
sind nicht als unerhörter Sprung von einem Jahr zum 
anderen zu werten, sondern bloß als Folge der besseren 
Anpassung der Statistik an die tatsächlichen Ernte- 
ergebnisse. 

Die Viehproduktion. 


Viehstand. 
Viehzählung vom Pferde Rinder Schweine Schafe Ziegen 
31./12. 1910, um- 
gerechnet auf d. 
gegenw. Gebiet.298.025 2,218,768 1,840.338 296.028 233.973 


davon Kühe 
1,105.491 
1923: nach der 
Viehzählung v. 
ИЖ KL ee 7% 282.651 2,162.346 1,473.112 597.413 382,146 
davon Kühe 
1,074.864 
Auf ikm? Stück 8:8 ЭБЕТ 175 га 45 
„ 1000 Einwoh- 
ner Stück. . . 482 330°8 2254 91:4. 58:5 


Auslandverkehr mit Vieh. 
Ein (+) und Ausfuhr (—). Überschug in tausend Stück. 


1922 1923 1924 
IN ya + 20°6 + 27:8 + 25°9 
Rinderias аНЫ: +138'2 +1896 +142°6 
Schweine `... +1420 Bake? +4654 
Schafe und Ziegen . . + 128 — 45 EK 


Der oberilächliche Vergleich des Viehstandes vor 
und nach dem Krieg zeigt die unbedeutende Vermin- 
derung der Pferde um 5%, der Rinder um 3%, stär- 
kere Herabdrückung des Schweinestandes um zirka 
20%, dagegen die Verdoppelung der Schafe- und die 
Steigerung der Ziegenzahl um fast 40%. Geht man 
näher darauf ein, so findet sich, daß die Verringerung 
des Pferdestandes in erster Reihe die Stadt Wien be- 
trifft und mit der Ersetzung der tierischen Zugkraft 
durch das Automobil und mit der bescheidenen militä- 
rischen Ausrüstung Österreichs zu erklären ist. Die 
Zucht von Gebrauchspferden leidet unter der Konkur- 
renz billiger erzeugender Nachbarländer. Die Zahl der 
Schweine variiert stets stärker als die irgend einer an- 
deren Viehgattung, da eine Muttersau bekanntlich bis 
zu 20 und mehr Ferkeln auf einmal zu werfen vermag 
und 3 Würfe in zwei Jahren, ja selbst 2 Würfe in 
einem Jahr erbringt, während Pferde und Rinder nor- 
malerweise nur je 1, Schafe 2 Junge im Jahr gebären. 
Da dem Wettbewerb der billiger produzierenden öst- 
lichen und südlichen Nachbarländer auch auf diesem 
Gebiet schwer zu begegnen ist, ging die Schweine- 
haltung in Österreich zurück und dürfte nach dem 
Zähltag des Jahres 1923 eine weitere Verminderung 
erfahren haben. Die jetzt in Aussicht genommene Zoll- 
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erhöhung soll der absteigenden Entwicklung ein Ziel 
setzen. 

Wie erklärt sich die große Zunahme des Schaf- 
und Ziegenstandes? Die Erfahrung lehrt, daß die Wirt- 
schaften mit fortschreitender Entwieklung der Kultur 
viehreicher werden. Der Standort des dichtesten Vieh- 
stapels ist dabei stets die intensiv betriebene Feldwirt- 
schaft. Aber nur die Zahl der Rinder und der Schweine 
steigt an, dagegen geht erfahrungsgemäß gleichzeitig 
die Schaf- und Ziegenhaltung zurück, und zwar um so 
stärker, je rascher. sich die Intensität der Landwirt- 
schaft hebt. Das läßt sich in allen Staaten Europas seit 
hundert Jahren verfolgen. Daß in Österreich die Ent- 
wicklung einen anderen Verlauf nimmt, kommt wahr- 
scheinlich daher, daß in der Landwirtschaft der Nach- 
kriegszeit Elemente des Wiederaufbaues, der Intensi- 
vierung mit solchen zusammentreffen, die noch die 
Merkmale des sonst überwundenen Zusammenbruches 
in sich tragen. So hat sich die Rinderzucht und 
-haltung schon kräftig erholt, wie es der fortschreiten- 
den Verbesserung und Intensivierung der Landwirt- 
schaft entspricht, die Erinnerung ап die Kriegszeit 
aber meldet sich immer noch in der vermehrten Schaf- 
und Ziegenhaltung an. Der Krieg hat das Vorurteil, 
welches in Österreich gegen den Genuß des Schat- 
fleisches zu Unrecht bestand, einigermaßen beseitigt, 
hat die Genügsamkeit des Schafes, das alle Gräser, 
Pflanzen und Pflanzenteile willig aufnimmt, welche die 
anderen Haustiere übriglassen, hat den Wert der 
Schafwolle für die Selbstveisorgung des Landwirtes 
dargetan. So hält das Volk, das um so vieles ärmer 
geworden ist, an der bescheidenen Nebennutzung fest, 
die ihm das Schaf bietet. Selbst in manchem höchst 
intensiven Ackerbaubetrieb hat sich die Gewohnheit 
eingenistet, nebenbei eine Anzahl Schafe zu halten, die 
die Wirtschaft nicht viel belasten und die Wirtschafts- 
richtung nicht berühren. 

Der Krieg hat auch die Ziegenmilch schätzen ge- 
lehrt, die als Ersatz der fehlenden Kuhmilch sehr ge- 
sucht war. Auch kommt die große Ausbreitung der 
Schrebergartenbewegung der Ziegenhaltung zugute 
und der immerhin stärkere Anteil am Boden, den die 
große Masse der Landarbeiter, Heimkehrer, die ärmere 
Dorfbevölkerung seit Friedensschluß erworben ` bat. 

Die landwirtschaftlich wichtigste Viehgattung, das 
Rind, hat seit dem Zählungstermin von 1923 eine so 
offensichtliche Vermehrung erfahren, daß sie zweifels- 
ohne die Vorkriegshöhe längst erreichte, vermutlich 
sogar hinter sich ließ. Der Rinderstand war durch die 
Requisitionen des Heeres und durch die übrigen Ver- 
ordnungen der Kriegszeit mehr verringert worden als 
die Zahl der anderen Haustiere, das Pferd ausge- 
nommen. Zugleich ist die Wüchsigkeit, Milchergiebig- 
keit, Zugkraft der Tiere unsagbar heruntergekommen; 
der Nachwuchs war kraftlos und elend. Nun sind die 
Folgeerscheinungen der Hungerperiode überwunden, 
die Tiere haben Form und Leistungsfähigkeit wieder 
gefunden, und diese Tatsache wiegt schwerer als jene 
der Ausfüllung der Zahl. Dem durch nichts gleich- 
wertig zu ersetzenden Weidegang in Aen Hochalpen, 
dem Zusammenwirken von Gebirg und Tal sind die 
ausgezeichneten Eigenschaften der österreichischen 
Rinderrassen zu danken. Die Härte des Viehstapels, 
seine Genügsamkeit, die Fähigkeit günstiger Futterver- 
wortung, fettreiche Milch, Mastfähigkeit zeichnen alle 
Rassen aus, die die Alpen hervorbrachten. 
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Diese Vorzüge erklären es, daß das Vieh der 
tiefer gelegenen Ackerbaugebiete, dem durch Import 
von Alpenvieh immer wieder frisches Blut zugeführt 
wird, ungeachtet der oft wenig entsprechenden Zucht 
und Haltung, in Form und Leistung weit besser ist, 
als sonst zu. erwarten wäre. Besitzen doch die Acker- 
baugebiete, namentlich in Niederösterreich und im 
Burgenland, schon aus klimatischen Gründen nicht 
genug Graswüchsigkeit, um der Viehzucht die wich- 
tigste Voraussetzung des Erfolges — reichliche Weiden 
— zur Verfügung zu stellen. Hutweiden sind wenig 
ertragreich und bessere, wo es immer anging, längst in 
Äcker und Wiesen verwandelt. Deshalb pflegt man hier 
das Zucht- und Nutzvieh fast das ganze Jahr über im 
Stall zu halten und nur für das Jungvieh einen Aus- 
lauf im Hof bereitzustellen. Eine Ausnahme davon 
macht im großen und ganzen die Stoppelweide auf 
Feld und Wiese, bei der auch das erwachsene Vieh 
vorübergehend zu freier Luft und Bewegung gelangt; 
in manchen Dörfern die meist mehr als magere Ge- 
meindeweide. Der Rinderstand der Ackerbaugebiete, 
der überaus dicht ist, wird somit vorteilhaft durch 
die Bezüge aus den Alpengebieten ergänzt. Zug- 
ochsen, Milchkühe, auch Zuchtstiere und Einstellvieh 
zu Mastzwecken wandern von dort in die Wirtschaften 
der Ebene. In den Bauerngehöften und in den Meier- 
höfen der Großbetriebe trifft man die Vertreter der 
graubraunen Alpenrasse aus Tirol und Vorarlberg, zu 
der die Montafoner, die Oberinntaler und Etschtaler 
gehören, dann die Mürztaler und Murbodner Steier- 
marks. Weit verbreitet sind die Pinzgauer und Pon- 
gauer aus Salzburg, die Mölltaler Kärntens, die wie 
das norische oder alpine Blondvieh in Steiermark und 
Kärnten und wie das Waldviertler Vieh (Arvesbacher) 
dem Kurzkopf-Typus zuzuzählen sind. In Deutschland 
enthält der Rinderstand 57:99 Kühe, Kalbinnen und 
weibliche Kälber, in Österreich 70%. Man sieht daraus, 
wie sehr sich Österreich auf Zucht und Milchwirtschaft 
eingestellt hat. 


In der Nähe der Zuckerfabriken und Brennereien 
bieten deren Abfälle, die Rübenschnitzel, die Melasse, 
die Schlempe Anlaß zur Mast von Ochsen. - Zucker- 
fabriken gibt es jedoch nur in Niederösterreich und 
im Burgenland, der Spiritus wird nur in den wenigen 
landwirtschaftlichen Brennereien aus Kartoffeln er- 
zeugt, sonst aus Melasse, die keine Futterrückstände 
liefert. So ist auch hier der Anreiz zur Ochsenmast 
gering, und das um so mehr, weil die umliegenden 
Staaten im Osten und Süden Mastvieh billiger zu er- 
zeugen imstande sind als das mit höheren Arbeits- 
löhnen, Sozialausgaben, Steuern arbeitende Österreich. 


Anders verhält es sich mit der Milchproduktion, 
1926 gelangten 273 Millionen Liter Milch nach Wien, 
davon nur 139% aus dem Ausland, aus angrenzenden 
Ländern, die, wie die Slowakei und Mähren, zu Zeiten 
der Monarchie ihre Milcherzeugnisse in unvergleichlich 
größerem Ausmaße nach dem nahen Wien zu senden 
gewohnt waren. Jetzt hat die österreichische Milch- 
produktion die Lieferung zum überwiegenden Teil 
übernommen und wird bloß noch durch die frachtlich 
günstige Lage der ausländischen Grenzorte und die 
frachtlich ungünstige der in dem langgestreckten 
Österreich weitab gelegenen inländischen Produktions- 
stellen daran gehindert, Wien zur Gänze allein zu ver- 
sorgen. | 


Agrarpolitische Einflüsse und deren Folgen. 


2 Vor dem Weltkrieg waren die agrarpolitischen 
Einrichtungen und Ziele in den europäischen Kultur- 
staaten nicht wesentlich verschieden voneinander. 
Überall wurde die Förderung der Landwirtschaft nach 
bewährten Mustern so ziemlich in der gleichen Rich- 
tung verfolgt, ein Unterschied lag mehr im Umfang 
und im Tempo der Maßnahmen. In der Nachkriegszeit 
differenziert sich die Agrarpolitik (im weiteren Sinne) 
ganz anders, da sie von allen möglichen sozialen, 
nationalen und staatspolitischen Momenten getragen 
wird. In Österreich erhält die Strukturänderung Be- 
deutung, die sich unter den Trägern der Agrarpolitik 
vollzogen hat. Der Großgrundbesitz, bis zum Umsturz 
nicht bloß Stütze des Thrones, sondern auch der Land- 
wirtschaft, verliert seine führende Stellung. Die große 
Zahl, die nach dem Zusammenbruch das einzige, 
ernstlicher Beachtung würdige zu sein schien, ver- 
drängt die Landlords aus Landtag. Parlament und 
Herrenhaus. Es stellt den landwirtschaftlichen Haupt- 
korporationen und Interessenvertretungen, in denen 
bisher der Großgrundbesitzer, durch Beispiel, größere 
Rührigkeit und Tradition dominierend, neben dem 
Bauern gesessen war, landwirtschaftliche Organisa- 
tionen mit weitgehenden Vorrechten unter bäuerlicher 
Führung gegenüber. Die geringe Zahl der Großbetriebe 
begünstigt die schleunige Umgruppierung. In Nieder- 
österreich entfallen auf den Mittel- und Kleinbesitz 
nach der alten Betriebszählung von 1902 90% der 
landwirtschaftlich benutzten Fläche. _In den anderen 
Bundesländern ist der Anteil noch höher, in Oberöster- 
reich, Tirol und Vorarlberg reicht er an 100% heran. 
Im Gesamtdurchschnitt des heutigen Österreich, ohne 
das Burgenland, sind den Besitzgrößen über 100 Hek- 
tar bloß 61% des Ackerlandes zueigen. Nur im Bur- 
genland gibt es Latifundienbesitz, der nach einer 
Denkschrift der Niederösterreichischen Landes Land. 
wirtschaftskammer 24% der Gesamtfläche umfaßt und 
52 Eigentümern gehört, während die restlichen 76% 
sich auf 45.000 Bauern aufteilten. Von den 6% der 
Fläche, die dem österreichischen Großgrundbesitz zu- 
geschrieben werden, gehört erst noch ein stattlicher 
Teil den Gemeinden, den Ländern, dem Staat und der 
Kirche. Daher die politische Ausschaltung einer bisher 
für die Landwirtschaft so wiehtigen Gruppe. Der Groß- 
grundbesitz, der keinen Repräsentanten in den politi- 
schen Vertretungskörpern besitzt, kann nur noch jene 
Geltung beanspruchen, die er sich dureh Tatkraft er- 
wirbt: Dagegen fällt dem bäuerlichen Klein- und 


‘Mittelbesitz in den Bundesländern wie im Nationalrat 


und im Bundesrat eine um so größere Rolle zu. Eine 
wesentliche auch dem dritten Faktor der landwirt- 


‘schaftlichen Bevölkerrung, der gewerkschaftlich orga- 
"nisierten Landarbeiterschaft, 


die es unter den Fit- 
tichen der sozialdemokratischen Partei zu politischem 
Einfluß gebracht hat. ы 

Dieses Kräfteparallelogramm drückt der agrar- 
politischen Richtung seinen Stempel auf. Es äußert 
sich gleich in der Teilung der agrarpolitischen Agenden 
zwischen dem Bundesministerium für Land- und Forst- 
wirtschaft und den Bundesländern. Der Widerstreit 
zwischen der zumeist konservativen Auffassung der 
bäuerlichen Bevölkerung und dem vorwiegend rot 
orientierten, industriellen Wien hat in politischer 
Übersetzung zu der Länderautonomie geführt. Eine 
ganze Reihe von Aufgaben, selbst in gesetzgeberischer 
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Beziehung, sind vom Ministerium für Land- und Forst- 
wirtschaft auf die Länder. übergegangen. Das Mi- 
nisterium darf in vielen Belangen nur Rahmengesetze 
einbringen, in andern ist seine Tätigkeit wieder auf 
konsultative Mitwirkung beschränkt. 

Die geschilderte Kräfteverteilung äußert sich be- 
merkenswert in der Stellung zu der unter dem Namen 
Agrarreform in den übrigen Nachfolgestaaten 
durchgeführten Enteignung des Großgrundbesitzes. In 
Österreich ist die Frage nie ernstlich aufgetaucht. Für 
die bürgerlichen Parteien sind hier nationale Gründe 
als Triebfeder nicht in Betracht gekommen, der kleine 
Anteil des Großbesitzes an der Gesamtfläche reichte 
nicht aus, um eine heftige soziale Bewegung zu 
gunsten der Aufteilung anzufachen. 

Man hat sich damit begnügt, die entgeltliche Ent- 
eignung solcher Bodenflächen des Großgrundbesitzes 
durch das Wiederbesiedlungsgesetz von 1919 und die 
Novelle vom 15. Juli 1922 zu stipulieren, welche bis 
zu den Siebzigerjahren Bauern gehört hatten. Dadurch 
sollte den Erben von Bauernhöfen, die einst zur Bil- 
dung von Forst- und Jagdgebieten oder aus anderen 
Gründen vom Großgrundbesitz aufgesogen worden 
waren, die Möglichkeit des Rückkaufes zu billigen 
Preisen geboten werden. Für den kleinen Pächter wurde 
durch das Pächterschutzgesetz gesorgt und die ihm 
zugedachte Sicherung bildet gegenwärtig den Inhalt 
noch weiterer Gesetzentwürfe, die jede Pachtver- 
änderung und jede Pachtbedinsung an die Kontrolle 
und die Zustimmung der dazu berufenen Grundver- 
kehrskommission binden wollen. 


Unter den schwierigen Ernährungsverhältnissen 
der Kriegs- und der ersten Nachkriegszeit hat das 
Schreber- und Kleingartenwesen außerordentlichen Auf- 
schwung genommen, besonders in der Nähe größerer 
Städte und Industriezentren. In Wien beschäftigten 
sich etwa 90.000 ‚Familien, -im übrigen ‚Bundesgebiet 
mindestens ebensoviele mit derartiger Bodenkultur. 
Die Bewegung nimmt jetzt zum Teil mehr die Garten- 
siedlung zum Ziel. Von ihr ist nur ein Schritt zur 
Schaffung von Landarbeitersiedlungen. > 

Die Landflucht hat sich in Östereich wie überall 
in den Industriestaaten vor dem Kriege fühlbar ge- 
macht, ist im Elend der Nachkriegszeit zum -Stillstand 
gekommen und soll jetzt, angesichts der vielen Arbeits- 
losen, womöglich ins Gegenteil verkehrt werden. Die 
Umschulung der industriellen Arbeitslosen wird derart 
gefördert, daß der Landwirt für jeden von ihm be- 
schäftigten ungelernten Arbeiter eine Prämie aus dem 
Arbeitslosenfonds erhält. Die gemachten Erfahrungen 
sind nicht allzu günstig. 

Daneben wird versucht den Zuzug von Wander- 
arbeitern zu beschränken. Zu diesem Zweck ist beim 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft eine 
paritätische Kommission eingesetzt worden, der Ver- 
treter der Landwirtschaftskammer, der Landwirt- 
schaftsgesellschaft und der Arbeiter angehören und die 
in jedem Einzelfall die Notwendigkeit der Verwendung 
von Wanderarbeitern untersucht, sie gestattet, be- 
schränkt oder verbietet. Ob rigorosere Handhabung 
dieses Apparates nicht etwa den Hackfruchtbau, ins- 
besondere den Rübenbau beeinträchtigen wird, bleibt 
abzuwarten. Es wäre das volkswirtschaftlich. sehr be- 
dauerlich, da der Rübenbau und die Zuekerfabrikation 
in der Nachkriegszeit den größten Aufschwung zu ver- 
zeichnen hatten. 1919 war die Anbaufläche der Zucker- 


rübe bis auf 7700 Hektar, die Zuckerproduktion auf 
130.000 Meterzentner, die Konsumdeckung auf 10% 
gefallen. 1927 wurden bereits 24.200 Hektar mit 
Zuckerrübe bepflanzt, es war dank dem Fortschritt 
der Bodenkultur möglich, daraus 1 Million Meter- 
zentner Zucker zu erzeugen und 66% des heimischen 
Zuckerbedarfes zu decken. 


Der Aufschwung des Rübenbaues ist nicht zuletzt 


dem Zuckerzoll zu danken, der zwar an und für 


sich niedriger als in den umliegenden Staaten, auch 
in Deutschland ist, jedoch durch Vereinbarung zwischen 
Staat, Industrie und Rübenbauern diesen zu zirka 
70% zufällt. Der Zuckerzoll wurde 1926 von 6 auf 
12 Goldkronen pro Meterzentner erhöht, worauf der 
offizielle Zoll von 22 Goldkronen nach Abzug der in 
ländischen Verbrauchsabgabe von 10 Goldkronen tat- 
sächlich hinausläuft. Er ist jetzt dreimal so hoch als 
der neue Getreidezoll, belastet die Bevölkerung aber 
viel weniger als der Getreidezoll, weil der Zucker- 
konsum je Kopf bloß ein Zehntel des Getreidekonsums 
beträgt. Dabei kann sich der Getreidezoll auch 
hinsichtlich des materiellen Erfolges für den Gutsbetrieb 
mit dem Zuckerzoll nicht messen. Bei einer durch- 
schnittlichen Verkaufsmenge von 2'4 Meterzentner 
Getreide pro Hektar Gesamtfläche, die schon ganz an- 
sehnlich ist, weil man ja nur einen Teil der Fläche mit 
Getreide bebaut und, wie früher ausgeführt, viel davon 
in der eigenen Wirtschaft verbraucht, würde der 
jetzige Viergoldkronenzoll bei einer Preiswirkung von 
3 Schilling pro Meterzentner dem Hektar Getreide einen 
Vorteil von 7:2 Schilling bringen. Zu der Annahme 
der Dreischilling-Preiswirkung des Viergoldkronen- 
zolles gelangen wir auf Grund der Erfahrung, 
daß der Zoll den Preis fast nie um die ganze 
Höhe des Zolles erhöht, sondern nur um einen 
Teil des Zolles. Sieben Schilling sind gewiß ein bemer- 
kenswerter Beitrag zu den Produktionskosten, doch 
verliert er seine Ansehnlichkeit, wenn man einige an- 
dere Tatsachen ins Auge faßt, welche die Zollwirkung 
begleiten: ihre Rückwirkung auf die Lebenskosten und 
damit auf (die Arbeitslöhne. der Landwirtschaft. selbst, 
eine Beziehung, іе heutzutage in Österreich unver- 
gleichlich empfindlicher ist als früher, und dann das 
Verhältnis zwischen ‘dem Gewinn, den der Landwirt 
aus dem Getreidezoll zieht, und zwischen den Arbeits- 
löhnen, Steuern und Abgaben. 


Die Arbeitslöhne variieren nach der ört- 
lichen Lage, sind beim Groß- und Kleinbetrieb ver- 
schieden. Im allgemeinen sind die Löhne in Österreich 
höher als in der Tschechoslowakei, mehr noch als in 
Ungarn und in den Balkanstaaten. Ein Kutscher im 
ersten Löhngebiet der niederösterreichischen Groß- 
betriebe erhält unter Anrechnung aller Deputate und 
Sozialversicherungen jährlich 1700 8, in Deutschland 
durchschnittlich etwa 1000 Mark, also das Gleiche. Das 
Gros unserer Bauernschaft erreicht das Einkommen 
dieser Landarbeiter nicht. Die Buchstelle der nieder- 
österreichischen Landwirtschaftskammer, welche einige 
hundert Betriebe kontrolliert, weist nach den Abschlüs- 
sen für das Jahr 1925 eine durchschnittliche Verzinsung 
des Anlage- und Betriebskapitals von 26% aus, nach- 
dem dem Bauer für seine Arbeit, inklusive der ent- 
nommenen Naturalien, 1200 S gutgebracht worden 
sind. Es ergibt sich darnach, daß ein österreichischer 
Bauer mit einem unverschuldeten Grundbesitz von 


6 Hektar erst über ein Einkommen von 1680 S ver- 
fügt. 


An dem Einkommen der Landwirtschaft zehren 
die Steuern und Abgaben sehr stark. Im Durchschnitt 
wird man die Steuerlast der Landwirtschaft um etwa 
75% höher als in der Vorkriegszeit einschätzen 
müssen. Die Grundsteuer der der Buchstelle der 
Niederöstereichischen Landwirtschaftskammer ange- 
schlossenen Betriebe betrug im Durchschnitt des 
Jahres 1926 pro Hektar 28-89 S, was bei unserem 
Sechshektar-Beispiel rund 140 S wären, die Sozialaus- 
gaben für die Arbeiter nicht inbegriffen. Für den Groß- 
betrieb ist die Steuerbelastung zufolge der Progression 
unvergleichlich größer. Nach vorliegenden Daten be- 
trug sie in Niederösterreich bei einem Gute von 
240 Hektar Umfang 36:30 S pro Hektar, bei einem 
anderen. 5600 Hektar großem Gute 48:37 S pro Hektar. 
Dazu kommt die Fürsorgeabgabe, die 5 bis 9 S pro 
Hektar ausmacht. Die Steuem und Abgaben sind somit 
fünf- bis zehnmal so groß als der Nutzen des Getreide- 
zolles. Schematisch darstellend darf man sagen: Der 
Getreidezoll bringt dem mittleren Ackerbaubetrieb nicht 
ein Sechstel der für Steuern und Abgaben erforderlichen 
Summe ein und nicht 2% der Lohnsumme, die jener 
inklusive Viehhaltung verausgabt. 


Es wurde schon bemerkt, daß die Unsicherheit der 
jährlichen Futterernten eine schwere Sorge für den 
alpenländischen Viehzüchter bildet. Muß er bei Miß- 
wachs seinen Viehstand im Herbst stärker verringern, 
so entstehen nicht selten Absatzstockungen, die in 
manchem Jahr geradezu krisenhaften Charakter an- 
nehmen. Unter die Mittel zur Abhilfe glaubte man auch 
die Erhöhung des Nutz- und Zuchtviehzolles von 50 
auf 75 Goldkronen einreihen zu sollen, eine Maßnahme, 
die schon deshalb wenig Erfolg verspricht, weil der 
Mastviehzoll nicht im gleichen Maß erhöht wurde. Da- 
durch vermindert sich die Mastprämie für den Guts- 
betrieb des Flachlandes, den wichtigsten Abnehmer 
des Alpenviehs, und zugleich der Anreiz, Alpenvieh 
einzukaufen, um es entweder direkt oder nach der 
Nutzung als Zugvieh oder Melkkuh aufgemästet dem 
Markt zuzuführen. Auf diese Weise ist der Nutz- und 
Zuchtviehzoll, ebenso wie der Getreidezoll, nur im be- 
schränkten Umfange imstande, die Lage der Landwirt- 
schaft zu verbessern, und man fragt sich, wie diese zu 
all den bisherigen Lasten noch die neuen tragen soll, 
welche ihr durch die stark erweiterte Sozialver- 
sicherung (Kranken-, Unfall-, Invaliditäts- und 
Altersversicherung und Altersfürsorge), die zum Teil 
1929 bereits in Kraft treten soll, erwachsen müssen. 
Bemerkenswert ist, daß die Gesetzesvorlage die Ver- 
sicherung nicht auf die Beamten und Lohnarbeiter be- 
schränkt, sondern auch die Versicherung der Selbstän- 
digen: ins Auge faßt. 

Das Bild wäre allzu unvollständig, wenn nicht 
auch von den landwirtschaftlichen Berufsvertre- 
tungen gesprochen würde, die mit mehr oder we- 
niger Glück an der Gestaltung der geschilderten agrar- 
politischen Verhältnisse mitgewirkt haben, und von 
ihren weiteren Bemühungen um die Hebung der Land- 
wirtschaft. Die landwirtschaftlichen Berufsvertretungen 
(Landwirtschaftskammern, Landeskulturrat, Landwirt- 
schaftsgesellschaften) wurden durch ein Bundesrahmen- 
gesetz vom Jahre 1924 statuiert und sind teils auf 
landgesetzlicher Grundlage, teils als Institution der 


Landesregierung und teils auch noch auf der Vereins- 
grundlage organisiert. Sie haben die technische und 
wirtschaftliche Förderung der Land- und Forstwirt- 
schaft zur Aufgabe und besitzen in der in Wien ta- 
genden Präsidentenkonferenz der landwirtschaftlichen 
Hauptkörperschaften ihre Spitze. Vor dem Krieg war 
die 1807 gegründete österreichische Landwirtschafts- 
gesellschaft die leitende Stelle dieser von ihr ins Leben 
gerufenen Präsidentenkonferenz. Jetzt hat sie wie an- 
dere freiwillige Vereinigungen des Großgrundbesitzes 
wohl noch Sitz und Stimme in der Präsidentenkonfe- 
renz, die Führung ging aber auf die niederösterrei- 
chische Landes-Landwirtschaftskammer über, welche 
gleich den übrigen Landes- und Bezirks-Landwirt- 
schaftskammern die von Bund und Land eingesetzte 
landwirtschaftliche Berufsvertretung darstellt. Ohne 
das Umlagerecht dieser Kammern zu besitzen, auf die 
freiwilligen Beiträge der nicht zahlreichen Großbetriebe 
angewiesen, erfüllen die auf Vereinsgrundlage ba- 
sierten Landwirtschaftsgesellschaften, namentlich die 
schon genannte Österreichische Landwirtschaftsgesell- 
schaft und die zweite Landwirtschaftsgesellschaft in 
Wien, die „Delgefö“, immer noch ihre wichtige Mission 
bei der technischen und privatwirtschaftlichen Förde- 
rung der Bodenkultur. Der Zusammenschluß der Groß- 
betriebe in der Österreichischen Landwirtschaftsgesell- 
schaft hat auch zur Schaffung eines Arbeitgeberver- 
bandes geführt, der der Landarbeitergewerkschaft als 
Vertragspartner gegenüberzutreten vermag. Der unge- 
nügende politische Einfluß des Großgrundbesitzes 
wieder fand ein teilweises Gegengewicht in der Bildung 
der Sektion für Großbetriebe bei der gleichen Gesell- 
schaft. Es gelang der Sektion, dem Großgrundbesitz 
durch Sachkenntnis immerhin mehr Beachtung in 
agrar-legislativer Hinsicht zu sichern, als seiner nume- 
rischen Stärke entspräche, und auch die Großgrundbe- 
sitzer-Vereinigungen der übrigen Bundesländer in 
einem Hauptverband zusammenzuschließen. 

Die Bauernkammern aber haben den Vorteil, den 
ihnen ihre gesetzlich gewährleistete Stellung als land- 
wirtschaftliche Berufsvertretung, reichliche Mittel und 
das Vertrauensverhältnis zu der Bauernschaft ge- 
währen, bisher in glücklicher Weise genützt. Sie sind 
nicht wie die gleichen Organisationen in der Schweiz 
aus dem Bedürfnis der Zusammenfassung bestehender 


Vereine zum Zwecke einheitlichen Vorgehens in Zoll-, 
Steuer- und gesetzgeberischen Fragen entstanden, son- 
dern haben wohl solche zu zentralisieren, zugleich aber 
die Landwirtschaft in jeder Hinsicht zu fördern und 
vor allem den Bauern die Möglichkeit zu verschaffen, 
den Fortschritt ohne allzu große Risken mitzumachen. 
Und hierin liegt die Bedeutung der Landwirt- 
schaftskammern. Nun besitzt der kleine Land- 
wirt eine Stelle, die von seinesgleichen geführt wird 
und doch für ihn studiert und experimentiert, den 
theoretischen Fortschritt verfolgt und auf die prak- 
tische Anwendbarkeit prüft; eine Stelle, welche, um die 
Landwirte fachlich zu bilden, Schulen unterhält und 
Lehrkurse veranstaltet. Unter anderem ist den Kam- 
mern die Förderung des Genossenschafts- 
wesens, das vor 40 Jahren mit den ersten ländlichen 
Kreditgenossenschaften nach dem System Raiffeisen 
seinen Einzug gehalten hat und dann zu landwirtschaft- 
lichen Bezugs-, Absatz- und Produktionsgenossen- 
schaften erweitert worden ist, zu danken. Nach dem 
Stillstand, ja дег Rückentwicklung der Kriegs- und der 
ersten Nachkriegszeit bestehen nun rund 1700 Raiff- 
eisenkassen und 1500 andere landwirtschaftliche Genos- 
senschaften in Österreich, davon 558 Raiffeisenkassen 
und 900 sonstige Genossenschaften allein in Nieder- 
österreich. Die niederösterreichischen Getreidelager- 
häuser haben durch ihre kaufmännische Zentrale 1926 
14.300 Waggon Getreide umgesetzt, die. niederöster- 
reichischen Molkereigenossenschaften 40 Millionen Liter 
Milch nach Wien geliefert, 200.000 Landwirte gehören 
den landwirtschaftlichen Genossenschaften Niederöster- 
reichs an. Die Geldüberschüsse der Raiffeisenkassen 
fließen in den einzelnen Ländern den Genossenschafts- 
zentralkassen und Verbänden zu und diese haben 
wieder ihre Zentral- und Austauschstelle in einer Giro- 
zentrale gefunden, die in. letzter Zeit unter Mitwirkung 
der Allgemeinen Österreichischen Boden-Credit-Anstalt 
gegründet wurde. Nicht unerwähnt möge bleiben, daß 
in Niederösterreich die Landes-Landwirtschaftskammer 
mit der gesetzlich vorgeschriebenen Revision der Ge- 
nossenschaften betraut wurde. Dies stellt eine wichtige 
Neuerung im Genossenschaftswesen dar, dessen Sicher- 
heitskoeffizient dadurch verbessert wird, dessen Kon- 
trolle einen autoritativen, objektiven und sachkundigen 
Charakter annimmt. 


Die Viehwirtschaft. 


Von Dr. Ing. Hermann Kallbrunner. 


sterreich, als Gebirgsland, in dem der Anteil 
des Grünlandes den an Ackerland über- 
wiegt, ist von Natur aus für ein Überwiegen 
der Viehzucht über die Feldwirtschaft be- 
stimmt. Wie groß die wirtschaftliche Bedeu- 
tung der Viehproduktion für die Landwirt- 
schaft des Bundesstaates ist, geht wohl am besten 
aus der Tatsache hervor, daß die Einnahmen für 
Milch unter allen Einnahmen der niederösterreichischen 
Landwirte an erster Stelle stehen und somit die 
für Getreide erheblich übersteigen. Ferner ist es 
für dieses, einen unverhältnismäßig hohen Anteil am 
Ackerland aufweisende Bundesland kennzeichnend, daß 
sogar hier den Einnahmen für Getreide jene für Rin- 
der und für Schweine unmittelbar folgen und daß 
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selbst die Einkünfte aus der leider noch recht ver- 
nachlässigten Hühnerhaltung unter allen Einnahmegruppen 
an zehnter Stelle stehen. Daß die Einnahmen aus der Vieh- 
wirtschaft in den eigentlichen Alpenländern, in welchen 
der Ackerbau naturgemäß ganz zurücktritt, noch viel 
mehr ins Gewicht fallen, ist selbsverständlich. 

Nach den Ergebnissen der wichtigsten letzten Vieh- 
zählungen war der Stand an Haustieren auf dem Gebiet 
des österreichischen Freistaates folgender: 


im Jahre 
1910 1918 1923 
Rinder CHEN „атоо 2,355.878 1,823.029 2,162.385 
hbievon Kühe. . . . . 1,172.697 897.904 1,074,865 
Ретбай se 318.159 218.375 282.651 
ОРЕЛ у лн Ыр 289.128 284.077 382.146 
SORO urn. le as 300.793 256.771 597.413 
Schweine `... 1,929.627 1,264.010 1,473.219 


Wenn auch Zahlen tiber die Bewegungen des Vieh- 
standes seit der Viehzählung des Jahres 1923 fehlen und 
man daher nur auf Schätzungen angewiesen ist, so dürfte 
man nicht fehlgehen, wenn man annimmt, daß heute der 
Viehstand im allgemeinen wieder die Höhe erreicht haben 
wird, die er vor dem Krieg einnahm. Auch die Qualität 


und Leistungsfähigkeit des Viehs, die im Verlaufe des 
Krieges ganz außerordentlich herabgedrückt worden war, 
dürfte heute im allgemeinen mindestens ebenso hoch sein, 
wie im Frieden. In vielen Gegenden hat sie jedoch die 
Vorkriegshöhe wesentlich überschritten, 

Im allgemeinen läßt sich die Entwicklung der öster- 
reichischen Viehzucht kurz, wie folgt, kennzeichnen: Eine 
Periode langsamer, aber ruhiger Entwicklung in der Vor- 
kriegszeit wurde während des Krieges durch eine solche 
des rapiden Verfalls abgelöst. Die Ablieferungen waren weit 
größer als der natürliche Zuwachs. Die Tiere wurden un- 
genügend mit minderwertigem Futter ernährt und vor 
Erreichen der Schlachtreife getötet. Ein regelrechter Zucht- 
betrieb war unmöglich. Die Zwangswirtschaft erstickte 
jede Entwicklung. Die Folge war ein starkes Sinken der 
Viehzahl und ein geradezu katastrophales Sinken der Lei- 
stungen und. weiter ein enormer Rückgang der Belieferung 
der Städte mit Fleisch und Milch. 

Die Inflationszeit war der Entwieklung der Milchwirt- 
schaft relativ günstig. Denn die Art des Betriebes bringt 
es mit sich, daß sich Ausgaben von heute schon morgen 
durch Mehreinnahmen für Milch bezahlt machen, daß also 
die raschen Umsätze vor einer Verschlechterung des Ver- 
mögenstandes schützten. Ungünstiger war die Auswirkung 
jener Zeit auf die Viehzucht und -mast. Denn Ausgaben 
für Futtermittel usw. konnten erst nach Monaten wieder 
in entwertetem Gelde hereingebracht werden. 

Erst die Wiederkehr normaler Geldverhältnisse brachte 
der ‚Viehzucht die Grundlagen für eine gedeihliche und 
gleichmäßige Entwicklung, die seitdem auch angehalten 
hat. Der Umstand, daß es in den ersten Jahren nach dem 
Krieg gelang, die Futterproduktion der Menge und Güte 
nach zu heben, war naturgemäß ebenso eine Vorbedingung 
für diese Entwicklung, wie die Förderung, die sie durch 
verschiedene Maßnahmen des Bundes und der Landwirt- 
schaftskammer empfing. 

Der Stand an Pferden hat sich infolgə der Anforde- 
rungen der Heeresverwaltun« im Krieg außerordentlich ver- 
mindert, aber seither bemühte man sich mit Erfolg, ihn wiedar 


zu heben. Der Umstand, daß die Pferdezucht in vielen Gegen- 
den Österreich seit altersher seine Heimstätte hat und дав 


die Alpenweiden der Entwicklung anspruchsloser und leistungs- 
fähiger Pferde äußerst günstig sind, war dieser Entwicklung 
naturgemäß sehr förderlich. Dadurch. daß die Verwendung 
der langsaman Ochsen immer mehr und mehr zurückgeht und 
der die Arbeitszeit immer mehr berechnende Landwirt an 
ihrer Stelle mehr Zugpferde denn je verwendet. wird sin Sin- 
ken der Zahl der Pferde trotz des Rückgangs dieser Tiere in 
der Stadt verhindert. Österreich wärs auch in der Lage, Pferde 
auszuführen. Leider erschweren die Zölle, welehe die meisten 
Staaten zum Schutz der eigenen Pferdezucht einhebsn. den 
Export außerordentlich, was sich ungünstie auf die Wirt- 
schaftlichkait der Zucht auswirkt. 

DieRinderzucht hat in den letzten Jahren einen sehr 
erfreulichen Aufschwung gsnommen.. Der Umstand. daß die 
österreichische Milchwirtschaft die Versorgung Wiens zur 
Gänze übernehmen mußte, als die im Neuausland befindlichen 
früheren Lieferanten ihre Lieferungen einstellten. die Errich- 
tung zahlreicher großer und. modernst. eingerichteter Molke- 
reien und die Er"enntnis, daß nur hochgezüchtete Tiere mit 
Abstammungsnachweis und geprüfter Leistung. gerne gekauft 
werden. gaben der Rinderzucht den Anstoß und oft auch erst 
die Möglichkeit zu der erfreulichen Entwicklung. Laider stößt 
auch die Ausfuhr von Rindern auf Schwierigkeiten der be- 
sprochenen Art. Daß dis österreichischen Tiere unter so gün- 
stigen Verhältnissen auf den ‘Almen aufgezogen und daselbst 
förmlich mit einem großen Vorrat von Gesundheit, Leistungs- 
fähigkeit und Widerstandskraft ausgestattet werden. macht 
sie zu derart wertvollen Tieren, daß sie für die Viehzucht der 
Nachbarländer geradezu. unentbehrlich sind und daher von den 
dortigen Züchtern bezogen werdan müssen. wenn diese in 
ihren züchterischen Bestrebungen zum Ziel gelangen wollen. 

Die Schafzucht allein ist in ununterbrochenem Sin- 
ken begriffen. Die Ursache ist einerseits in der Schwierigkeit 
der Verwertung des Fleisches und зг Wolle. anderseits in 
dem Umstand zu suchen, daß es die Landwirte vorteilhafter 
finden. das gewonnene Futter den Rindern zuzuführen, 

Die Ziegenzucht fand in den Jahren der Not -eina 
starke Verbreitung. Solche Tiere wurden oft an Stelle von 
Rindern und auch von Nichtlandwirten angeschafft, die sich 
durch die Ziegenhaltung eine ständige Milchquelle sichern 
wollten. Nach Wiederkehr normaler Milchvarhältnisse ist die 
— an sich meist sehr unwirtschaftliche — Ziesenhaltung wie- 
der stark zurückgegangen. Die Anzahl der Ziegen dürfte heute 
eher geringer sein als im Jahre 1910. 

Die Schwainezucht befindet sich im Zustand lang- 
samer und gleichmäßiger Entwicklung, leidet aber sehr emp- 
findlich durch den Wettbewerb ‘des Auslands, welches den 
großen Wiener Markt zu Dumpingpreisen beschickt. 

Seit einigen Jahren befindet sich auch die bishar voll- 
kommen vernachlässiste Hühnerzucht im Zustand der 
schrittweisen Fortentwicklung, die eine Verminderung der 
heute sehr großen Eiereinfuhr erhoffen läßt, 

Die Dürre des Sommers 1928 hatte einen starken 
Futterausfall zur Folge. Es ist aber mit Bestimnitheit da- 
mit zu rechnen, daß dieser Umstand die erfreuliche Ent- 
wicklung der letzten Jahre schlimmstenfalls auf kurze 
Zeit hemmen wird. 


Die Forstwirtschaft. 
Von Dr. Ing. Hermann Kallbrunner. 


sterreich ist ein außerordentlich waldreicher 
Staat. 8,187.185 Hektar werden in der Sta- 
tistik des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft als Wald ausgewiesen, rund 
374% der mit 8,383.299 Hektar angegebenen 
Bl Gesamtfläche. (Nur in Finnland, Schweden, 
Rußland und Kanada nimmt der Wald einen noch größeren 
Prozentsatz der gesamten Landesfläche ein, nämlich 46, 44, 
39 und 387%. Der Anteil des Waldes ist natürlich in 
einigen Bundesländern noch erheblich größer. So beträgt er 
in Steiermark 48'9% und in Kärnten 443%, aber auch im 
waldarmen Land Wien noch immer 18:2%. ` 


Nach Marchet nimmt der Nadelwald 74% der ganzen 
Waldfläche ein, der Laubwald 8% und der Mischwald 18%. 
Rund 79% des Nadelwaldes sind aus Fichten, 65% des 
Laubwaldes aus Buchen gebildet. Der jährliche “Holzzu- 
wachs wird mit 3 Festmeter je Hektar in den Nutzwäldern 


‚angenommen, während mit einem Holzertrag in den Schutz- 
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und Bannwäldern nicht gerechnet werden kann. Der Ge- 
samtzuwachs des österreichischen Waldes wird daher, da 
nur rund 80% geschlägert und fast 20% dauernd geschont 
werden müssen, mit etwa 8-8 Millionen Festmeter ange- 
nommen. Es sollte daher; wenn man den österreichischen 
Waldbestand nicht vermindern wollte, jedes Jahr nur diese 
Menge Holz dem Wald entnommen werden; 


Leider sind die Schlägerungen in den letzten 15 Jah- 
ren durchaus größer gewesen. 

Während des Krieges und der ersten Nachkriegsjahre 
mußte- viel Holz geschlägert werden, um den Ausfall der 
Kohlenproduktion. nach Tunlichkeit zu decken und. die 
Bevölkerung wenigstens zum Teil mit Brennstoffen zu: ver- 
sorgen. Der Mangel an Arbeitskräften und an Pflanzmate- 
rial — in den Baumschulen wurden Kartoffel angebaut — 
verhinderten die Wiederaufforstung der Schläge. 

In der Inflationszeit wurden die starken Holzentnahmen 
fortgesetzt. Die erzielbaren relativ hohen Preise lockten 
zum Verkauf, die ausländischen Bezieher drängten und 
in zahlreichen nen erbauten Sägewerken wurde das damals 
vielfach nach Gewicht gehandelte Holz — ein sonst nicht 
üblicher‘ Vorgang — auf Schnittware verarbeitet. Diese 
Hochkonjunktur hat sich aber leider bald als eine Schein- 
konjunktur erwiesen: die 'eingenommenen relativ hohen 
Summen verloren so rasch ihren Wert, daß sie nicht hin- 
reichten, um die Kosten der Wiederaufforstung im Jahre 
nach der erfolgten Schlägerung zu tragen. 

Nach der Wiederkehr normaler Verhältnisse besserten 
sich die Verhältnisse nur langsam: Nach und nach aber 
werden die alten Schläge wieder aufgeforstet, wird für 
die Heranzucht von wertvollem Holz wieder durch sorg- 
fältige Holzzucht und Waldwirtschaft Sorge getragen. 
Freilich, viele Sägen sind unbeschäftigt, alle ohne Rein- 
ertrag. 

Aber noch immer spielt der Holzverkauf an das Aus- 
land eine sehr große Rolle und wird jede Besserung des Holz- 
absatzes, jede kleine Konjunktur wohltätig empfunden, da 
sie die Preise günstig beeinflußt. So hat, um nur ein Bei- 
spiel zu erwähnen, die außerordentliche Bautätigkeit in 
der Tschechoslowakei im Sommer 1928 viele Exporte in 
dieses sonst Holz expörtierende Land mit sich gebracht: 
Die Schnittholzausfuhr von 170 Waggons im Jänner und 
Februar stieg auf 310 im Mai. 

Die große volkswirtschaftliche Bedeutung der Holz- 
ausfuhr Österreichs in Form von Rund- und Schnittholz, 
Papier, Holzschliff, Pappe, usw. ist so bekannt, daß auf 
sie hier nicht näher eingegangen werden muß. Der Forst- 
wirt sieht die Ausfuhr aber auch mit einem gewissen Ban- 
gen an. Denn es wurden — nach Klimesch — im Jahre 
1925, in welchem der Export seine größte Ausdehnung er- 
reichte, rund 61 Millionen Festmeter Holz aus- und rund 
1-6 eingeführt, somit um 45 Millionen Festmeter mehr 
aus- als eingeführt. Der Inlandsbedarf wird aber mit 
7-3 Millionen angenommen, die Summe aller sich ergeben- 
den Schlägerungen daher mit 11'8; es mußten also min- 
destens 3 Millionen Festmeter mehr geschlagen werden, als 
Holz in einem Jahre zuwächst. 

Dennoch kann die Lage der Forstproduktion nicht, als 
trostlos oder verhängnisvoll angesehen werden. Denn der 
Holzverbrauch ist in vielen Belangen im Sinken, begriffen: 
man verwendet heute viel mehr Kohle, Gas und elektrische 
Energie, wo man sich noch vor kurzem mit Holz behalf. 
Die Gebäude werden, selbst im Gebirge, immer mehr aus 
Stein und Ziegeln erbaut, die Zäune aus Draht errichtet 
und die Wasserleitungen aus Eisen gebaut. Dadurch wer- 
den große Holzmengen erspart, die jedenfalls größer sind, 
als der Mehrverbrauch, der für die gesteigerte Erzeugung 
von Papier, Holzschliff, Kunstseide usw. benötigt wird. 

Es ist also anzunehmen, daß die gefährliche Störung 
der Holzbilanz Österreichs um so eher wieder behoben sein 
wird, als man nun mit aller Kraft daran geht, die Holz- 
erzeugung in Jeder Weise zu steigern und zu rationali- 
sieren. Es sei nur darauf hingewiesen, daf beispielsweise 


die Landes-Landwirtschaftskammer für Niederösterreich 
im ‚Vorjahr insgesamt 5,761.700 Waldpflanzen aus ihren 
Baumschulen abgab und außerdem noch 87 Hektar auf- 
forstete. Durch den ständigen Ausbau von Wegen, dann 
auch: durch den vermehrten Bau von Drahtseilbahnen 
wird die Holzbringung wesentlich erleichtert und kann 
heute aus großen Wäldern Nutzholz ausgebracht werden, 
aus welchen bis vor kurzem höchstens Brennholz oder Holz- 
kohle ausgeführt werden konnte, Auch die technischen Ver- 
besserungen der Sägewerke gestatten gegenüber der un- 
vermeidlichen- Holzverschwendung der alten eine außer- 
ordentliche Verbesserung in wirtschaftlicher Hinsicht. Mit 
besonderem Interesse verfolgt man auch. die Arbeiten von 
Professor Dr. Bergius, welche die verlustlose Überführung 
aller Holzabfälle und -reste in Zucker zum Zwecke haben. 
Durch die Anwendung dieser Methoden könnte man die 
Wirtschaftlichkeit aller Holzwerke erheblich steigern, den 
Holzanfall wesentlich besser ausnützen und gleichzeitig 
auch die alpenländische Viehwirtschaft mit billigem Kraft- 
futter versorgen. 


Der größte Waldbesitzer ist der österreichische Staat, 
der die Verwaltung seiner Wälder der Generaldirektion 
der Bundesforste in Wien übergeben hat. Die Geschäfts- 
führung dieses „Bundesbetriebes“ ist auf kommerzieller 
Grundlage aufgebaut. Der Anteil des Bundes an den Wäl- 
dern ist in den einzelnen Ländern verschieden groß: am 
umfangreichsten ist er in Salzburg, wo er rund 50% der 
gesamten Waldfläche besitzt. Ein erheblicher Teil der 
staatlichen Forste ist aber mit Servituten belastet, das 
heißt, verschiedenen Nachbarn steht das Recht des unent- 
geltlichen Holzbezuges, der Weide- und Streunutzung zu. 
Aussedehnte Waldunsen im Bundesland Salzburg gehören 
auch dem bayrischen Staat. 


Ein erheblicher Teil der Forste gehört den Gemein- 
den: So 558% aller Wälder in Tirol und 45'5% in Vorarl- 
berg. Der Waldbesitz öffentlicher Fonds ist nur in Nieder- 
österreich nennenswert, ebenso jener der Kirche und 
anderer geistlicher Anstalten. Von dem Rest gehört ein 
unverhältnismäßig großer Teil dem Großgrund- und nur 
wenig dem Kleingrundbesitz. So umfaßt beispielsweise der 
niederösterreichische Großsrundbesitz 69% aller Wälder 
des Landes gegen nur 65% der Wiesen und 17-6% der 
Felder. 


Nichtsdestoweniger sind die Einnahmen aus dem Wald 
auch für den Bauer von Bedeutung. Denn, nach den Er- 
gebnissen der Buchstellen der Landes-Landwirtschafts- 
kammer für Niederösterreich stehen in allen untersuchten 
Betrieben die Einnahmen für Holz an sechster Stelle, vor 
jenen für Kartoffeln, Molkereiprodukten, Obst und Eiern. 
In den Ländern mit größerer Waldwirtschaft sind die Ein- 
nahmen für Holz naturgemäß -noch erheblich größer und 
wichtiger als in Niederösterreich. 

Im Anhang sollen noch kurz drei Nutzungsarten des 
Waldes erwähnt werden. An erster Stelle die Waldweide, 
die namentlich auf Kahlschlägen und in Jungwäldern vor 
allem dort betrieben wird, wo keine Almen zur Verfügung 
stehen. Da man weiß, daß der wirtschaftliche Wert der 
Waldweide weit hinter dem der Almweide zurücksteht, 
durch die Waldweide aber der Waldwirtschaft immerhin 
ein fühlbarer Abbruch getan wird, strebt man heute viel- 
fach eine reinliche Trennung zwischen Wald und Weide, 
zwischen reiner Forstwirtschaft im Wald und ausschließ- 
licher Viehwirtschaft auf Weiden und Almen an. 


In den Föhrenwäldern des südlichen und östlichen 
Niederösterreich findet eine bedeutende Harzgewinnung 


statt, welche imstande ist, einen sehr erheblichen Teil des 
heimischen Bedarfs an Harz, Terpentin, Brauerpech usw. 
zu decken. Durch die Einrichtung großer und moderner 
Veredlungsanlagen in Piesting und Pottenstein konnte die 
Pechgewinnung und -verarbeitung einen hohen Grad der 
Vollkommenheit erreichen. Volkswirtschaftlich ist diese 


Art der Waldwirtschaft auch noch insofern interessant, 
als sie wesentlich mehr Menschen beschäftigt als jede 
andere Art der forstwirtschaftlichen Nutzung. 

An dritter Stelle wäre noch die Kultur der Korbweide 
zu erwähnen, der in neuester Zeit erhöhtes Interesse zuge- 
wendet wird. 


Weinbau. 


Von Dr. Ing. Hermann Kallbrunner. 


ie in Ertag stehende Weingartenfläche wird 
amtlich für 1927 mit 32.317 Hektar, das sind 
rund 04% der Gesamtfläche von 8,383.299, 
angegeben. Hievon entfallen auf das Bundes- 
land Wien 454 Hektar 


das Bundesland Wien 
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Die geringe Ausdehnung der Weingartenfläche und 
noch mehr der Umstand, daß sie von Jahr zu Jahr kleiner 
wird — 1900 betrug sie noch 51.030, 1914 48.119, im Mittel 
der Jahre 1917—1926 35.564 Hektar — läßt, vermuten, daß 
die wirtschaftliche Bedeutung des Weinbaues nur ganz ge- 
ring und die Kultur im Aussterben begriffen ist. Dies ist 
jedoch nicht richtig. Wohl hat sich die mit Wein bepflanzte 
Fläche im Verlaufe des letzten Vierteljahrhunderts außer- 
ordentlich vermindert. Aber fast nur in Gebieten, in welchen 
die natürlichen Grundlagen für den Qualitätsweinbau ge- 
ringer sind und die Siedlungsdichte lockerer ist, so daß die 
Landwirte in der Lage waren, den durch den Wegfall des 
Weinbaues entstandenen Ertragsentfall durch eine inten- 
sivere Kultivierung ihrer Felder auszugleichen. Heute ist 
der Weinbau fast nur mehr auf ausgesprochene „Wein- 
lagen“ beschränkt, die vorzügliche Produkte liefern, und 
auf Gegenden mit dichter Besiedlung, in welchen schon aus 
rein bevölkerungswirtschaftlichen und sozialen Gründen 
die Kultur der Reben erhalten werden muß. Wie groß übri- 
gens die wirtschaftliche Bedeutung des österreichischen 
Weinbaues noch immer ist, geht aus dem Umstande hervor, 
daß nach den Ergebnissen der niederösterreichischen Buch- 
stellen im Jahre 1927 die Erlöse für Wein unter allen Ein- 
nahmegruppen an fünfter Stelle standen. 

Die Hauptursache des Rückganges der österrei- 


chischen Weinerzeugung — die schon įm Mittelalter 
eine sehr große Bedeutung besaß sind in den 
Kriegs- und Inflationswirkungen zu suchen: Im Kriege 
konnte die Bearbeitung und die Schädlingsbekämpfung 
nicht im notwendigen Umfange durchgeführt werden. 
In der Inflationszeit wurden die Erlöse für Wein — 
der in der Regel bald nach der Ernte verkauft wird — in 
kurzer Zeit vollkommen entwertet und die Weinbauern 
mußten einträglichere, raschere Umsätze bringende Kul- 
turen pflegen. Dann aber waren es die durch ungünstigen 
Witterungsverlauf bedingten Miß- oder Minderernten meh- 
rerer Jahre, welche die Erträge der Weinberge und das 
Interesse der Weinbauern an der Rebenkultur herabsetzten. 
Dann auch der Wettbewerb der ausländischen Weine und 
des Bieres und die verminderte Kaufkraft eines großen 
Teiles der Weinverbraucher. Sicherlich aber auch gewisse 
Rückständigkeiten im Weinbau, in der Kellerwirtschaft und 
im Weinhandel. 

Da man den großen wirtschaftlichen Wert des 
Weinbaues für die österreichische Republik klar erkennt, 
bemühen sich die mit der Förderung der Ländeskultur 
betrauten Stellen, dem Rückgang Einhalt zu gebieten, 
den Weinbau ` und die Kellerwirtschaft zu verbessern 
und den Weinhandel von seinen schädlichen Auswüchsen zu 
befreien. Mit welcher Energie hier gearbeitet wird, geht 
wohl am deutlichsten aus den Zuwendungen hervor, welche 
für diese Zwecke gewidmet werden. Als beispielsweise im 
Mai 1927 ein schwerer Frost einen großen Teil der Wein- 
berge schwer schädigte, stellten Landesregierung und Bund 
Notstandskredite in der Höhe von je 300.000 Schilling 
neben dem normalen Budget zur Verfügung. 

Die Lage des Weinbaues ist ernst. Es ist aber mit 
Sicherheit anzunehmen, daß es dank dem großen Fleiß der 
Weinbauern und дег vielfachen Hilfe der öffentlichen 
Stellen gelingen wird, seine für die gesamte Boden- 
wirtschaft so wichtige Erzeugung leistungsfähig zu er- 
halten. 


Österreich in der Weltenergiewirschaft. 
Von Ing. Dr. Oskar Vas. 


er Energieverbrauch der Weltwirtschaft 
ist in einer auch durch den Weltkrieg 
nicht unterbrochenen. ständigen Zunahme 
begriffen. Der Weltkohlenverbrauch aber 
ist: nur bis etwa zum Beginn des Welt- 
krieges gestiegen. Die Lösung dieses 
scheinbaren Widerspruches liegt in zwei technischen 
Tatsachen, nämlich: dem Aufkommen neuer Energie- 
quellen und der Rationalisierung der wärmetechnischen 
Ausnützung der Kohle. Keine dieser Entwicklungen 
ist völlig neu. Schon vor dem Krieg setzten die Be- 
strebungen zur Verbesserung des Ausnützungsgrades 
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des Wärmeinhaltes der Kohle ein und begann die Her- 
anziehung der Wasserkräfte und die Verwertung des 
Erdöls (und seiner Derivate). Ja, die Ausnützung die- 
ser letzteren beiden Energiequellen stieg schon vor 
1914 rascher an als der Kohlenverbrauch, aber erst 
nach dem Krieg hat das Ausmaß dieses Anstieges eine 
Größe erreicht, die die Struktur der Ernergiewirtschaft 
umbauen konnte. Dieser Einfluß kommt in der hoch- 
interessanten Tatsache zum Ausdruck, daß die Zu- 
nahme des Energieverbrauchs seit dem Krieg fast aus- 
schließlich durch die Heranziehung dieser neuen Ener- 
giequellen gedeckt wurde. 
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Im Jahre 1914 betrug die Weltförderung an Kohle 
1340 und an Erdöl 54 Millionen Tonnen, es waren rund 
10 Millionen PS Wasserkräfte ausgebaut. Im Jahre 
1925 betrug jedoch die Weltförderung an Kohle 1350 
und an Erdöl 152 Millionen Tonnen; es waren rund 
30 Millionen PS. Wasserkräfte ausgebaut. 

Wir sehen: fast gleichbleibender Kohlenverbrauch, 
eine auf das Dreifache gestiegene Erdölproduktion, 
ebenso dreifache Leistung der ausgebauten Wasser- 
kräfte. Einen wesentlichen Anteil an dem gleichblei- 
benden Kohlenverbrauch haben die Fortschritte in der 
Wärmetechnik. So stieg die Elektrizitätserzeugung in 
den kalorischen Anlagen der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika in dem Zeitraum von 1920 bis 1927 um 
100%, die hiezu benötigte Kohlenmenge aber nur um 
14%. 

` Bekanntlich gehen die krisenhaften Verhältnisse 
auf dem Kohlenmarkte auf diese Tatsache zurück. Die 
Verflüssigung der Kohle gewinnt in diesem Zusammen- 
hang besondere Bedeutung. Gelingt die großindustri- 
elle Verwertung der verschiedenen Verfahren zu ent- 
sprechenden Preisen, so kann die Rolle des Erdöls — 
dessen Verwendung auf technische Gründe besonderer 
Art zurückzuführen ist — mit einem Schlage aus sein. 
Abgesehen von dieselelektrischen Kraftwerken, ist es 
hauptsächlich der Energiebedarf des Verkehrswesens, 
der die enorme Steigerung des Erdölverbrauchs be- 
dingt. Benzin- und Ölmotoren sind im Automobil- und 
Flugwesen sowie im Schiftsbetrieb außer Konkurrenz. 
Der Dieselantrieb der Schiffe nimmt ununterbrochen zu. 


Während also die Möglichkeit — vielleicht sogar 
die Wahrscheinlichkeit — besteht, daß die Kohle auf 
dem Weg durch chemische Veredlungsprozesse das 
Erdöl wird ersetzen können, sind die Wasserkräfte 
offensichtlich jene Energiequellen, welche die Kohle 
aus ihrer ureigensten Domäne zu verdrängen. im- 
stande sind. Es ist wohl heute außer Zweifel, daß hie- 
bei — neben allen Überlegungen privatwirtschaftlicher 
Natur — auch staatsfinanzielle und sozialpolitische 
Rücksichten eine wesentliche Rolle spielen und daß der 
Gedanke an die Möglichkeit des Erschöpfens der Kch- 
lenvorräte und ihre Heranziehung zu fruchtbringen- 
derer Verwendung nicht als nebensächlich abgetan wer- 
деп darf. Aber neben allen diesen Gedankengängen 
bleibt die fundamentale Tatsache bestehen — und sie 
sollte richtunggebend sein —, daß der Betriebsstoff 
einer Wasserkraftanlage nach Abschreibung und Til- 
gung des Anlagekapitals fast kostenlos zur Verfügung 
steht, so daß es mit den schon heute in unserem Besitz 
befindlichen technischen Mitteln möglich ist, in einer 
abgeschriebenen Wasserkraftzentrale die Kilowatt- 
stunde um den Bruchteil eines Groschens zu er- 
zeugen. In einer kalorischen (sei es mit Kohle, 
sei es mit Öl betriebenen) Anlage müssen aber 
stets die Kosten für den energiespendenden Be- 
triebsstoff gemacht werden, der die zur Erzeugung, der 
Kilowattstunde nötige Wärmemenge liefert. Allerdings 
sind in den letzten Jahren in dieser Richtung — wie 
schon erwähnt — beträchtliche Fortschritte erzielt 
worden. In den modernsten Großbetrieben beträgt der 
Wärmeverbrauch nur mehr rund 4000 WE/kWh, in 
weniger modernen und mittleren Anlagen wohl 6000 
bis 7000, in alten oder kleinen Werken jedoch noch 
immer 10.000 WE/kWh und mehr. Es kann festgestellt 
werden, daß die Anlagen mit einem Wärmeverbrauch 
von nur 4000 WE/kWh noch sehr selten sind, auch aus 


dem Grunde, weil viele Werke vorziehen (besonders 
dort, wo der Brennstoff sehr billig ist), ihre alten ab- 
geschriebenen Maschinen weiter zu verwenden, anstatt 
die beträchtlichen Investitionen für moderne, Heiz- 
material sparende Maschinen aufzubringen; die Tilgung 
und Abschreibung, die höheren Bedienungs- und Repa- 
raturkosten können nur zu leicht die damit erzielten 
Ersparnisse bei den Auslagen für den Brennstoff wieder 
wettmachen. Auch darf man sich nicht vorstellen, daß 
die in den obigen Zahlen dargestellte Verbesserung des 
Ausnützungsgrades der Kohle in gleichem Maß fort- 
schreitet. Vielleicht wird es gelingen, in einigen Jahren 
den Aufwand je Kilowattstunde auf 3000 Wärmeein- 
heiten herabzudrücken, bis aber diese Errungenschaf- 
ten allgemein werden, dürften noch viele Jahre ver- 
gehen. 

Mittlerweile macht aber der Ausbau der Wasser- 
kräfte auch in den kohlenreichen Staaten weitere 
wesentliche Fortschritte, die unter den geschilderten 
Umständen durchaus begreiflich sind. 

Im Hinblick darauf, daß wohl noch für lange Zeit 
die Kohle als hauptsächlicher Grundstoff zur Wärme- 
erzeugung gelten kann, soll nun lediglich die m o t o- 
rische Energieerzeugung ins Auge gefaßt 
werden, die sich im Kraftverbrauch einerseits der. In- 
dustrie, anderseits der Verkehrsmittel spiegelt. Auch 
auf diesem Teilgebiet war nach der Erfindung der 
Dampfmaschine die Kohle fast ausschließlich herr- 
schend; die alten Wasserradanlagen und Holzfeue- 
rungsbetriebe sind von untergeordneter Bedeutung. 
Die Erfindung der Turbine um die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts schafft den ersten Wandel, sie gab die Mög- 
lichkeit, die Wasserkräfte rationeller auszunützen. Diese 
mußten — ortsgebunden — aber noch immer der frei- 
zügigen Dampfkraft unterlegen bleiben. Erst mit der 
Erbauung leistungsfähiger Transformatoren und der 
Erprobung elektrischer Hochspannungsfreileitungen 
ändert sich die Situation grundlegend: die aus der 
Wasserkraft gewonnene Energie — die des elektrischen 
Stromes — ist nun der kalorisch erzeugten gleichwer- 
tig, ja vielfach überlegen. Die elektrische Spannung 
überwand den Raum. Waren bis dahin in der ganzen 
Welt die Dampfmaschinen überwiegend — so setzt von 
da ab die Entwicklung der Elektrizitätserzeugung 
und mit ihr der Wasserkräfte erst langsam und 
zögernd, dann immer rascher und heftiger ein; in immer 
größerem Ausmaß alle motorischen Verbrauchergrup- 
pen sich unterjochend. Während in wenig fortgeschrit- 
tenen, wenig industriellen und mehr agrarischen Staa- 
ten noch ein geringer Elektrizitätsverbrauch zu beob- 
achten ist, wird in Städten, industriereichen Gegenden 
und fortgeschrittenen Ländern ein Stromverbrauch 
von 1500 und mehr Kilowattstunden je Kopf und Jahr 
gemessen. Wasserkraft und Kohle stellen also die bei- 
den fast ausschließlich für die motorische Energieer- 
zeugung in Betracht zu ziehenden Energiequellen dar. 
Nach deren Anteil an der Energieversorgung lassen 
sich nun die verschiedenen Staaten in Gruppen teilen 
und es zeigt sich ein unmittelbarer Zusammenhang zwi- 
schen dem Aufbau der Energiewirtschaft eines Staa- 
tes und den natürlichen, in dessen Grenzen liegenden 
Energiequellen. 

Die Vereinigten Königreiche von Großbritannien 
sind auch heute noch kalorisch versorgt. ` Die ganze 
Energieerzeugung ist auf der Kohlenbasis aufgebaut. 
Ansätze einer geringfügigen Entwicklung in hydrauli- 


scher Riehtung sind nieht zu verkennen. Es sei nur auf 
die -Wasserkraftbauten: in Wales, | Südengland und 
Schottland, insbesondere auf die Elektrifizierung Ir- 
lands durch den Ausbau der Großkraftanlagen am 
Shannon hingewiesen. Im Hinblick auf die zahlenmäßig 
unbedeutende Menge an vorhandenen Wasserkräften 
kann diese Entwicklung jedoch die Energieversorgung 
des Königreichs nicht wesentlich ‘beeinflussen. 


Als entgegengesetzter Typ können die Schweiz, 
die skandinavischen Länder Norwegen und Schweden 
sowie Italien gelten. Alle diese sind im Gegensatz zu 
(Großbritannien arm an Kohle, hingegen ungemein 
reich ап Wasserkräften. Hier setzte deren Entwicklung 
mit dem Zeitpunkt ein, da die technischen Mittel dazu 
verfügbar wurden. Der Ausbau ist so weit fortgesehrit- 
ten, daß zum Beispiel in der Schweiz 90%, in Norwe- 
gen 95%, in Schweden und Italien sehon gegen 80% 
aller motorischen Energie aus Wasserkräften gewon- 
nen werden. In der Elektrizitätserzeugung beträgt der 
Anteil der hydraulischen Werke in allen vier Staaten 
95 bis 98%, gegenüber 50 bis 60% vor zwei Jahr- 
zehnten. 


Die Entwicklung zeigt demnach, daß das Bestre- 
ben dahin geht, die innerhalb der Landesgrenzen ver- 
fügbaren Energiequellen als Grundlagen der Energie- 
wirtschaft heranzuziehen. Dieser Grundsatz erscheint 
so selbstverständlich und seine Befolgung ist aus allen 
statistischen Nachweisen so klar zu erkennen, daß es 
staunenswert ist, wenn mitunter auch das Gegenteil 
als notwendig oder zweckmäßig hingestellt wird. Auch 
die Entwicklung der Energieversorgung der Vereinig- 
ten. Staaten bietet für die Richtigkeit des Gesagten 
einen Beweis. Man kann diesen Großstaat neben den 
beiden gekennzeichneten „äußeren“ Gruppen als 
Mitteltyp ansehen: hier hält die kalorische mit der 
hydraulischen Energiegewinnung annähernd gleichen 
Schritt, die Staaten sind reich an Kohle und an 
Wasserkräften. Der Anteil der hydraulischen Motoren 
an der Krafterzeugung betrug dort um 1900 rund 
18%, heute schon fast 20%, die Schwankung ist ge- 
ıingfügig, doch ist ein schwaches Vordringen der 
Wasserkraft auch hier zu bemerken. Größer ist der An- 
teil der Wasserkraft an der Elektrizitätserzeugung: 
1907 war er rund 32%, 1925 35% und 1927 schon 
387%. 


Diese steigende Heranziehung der Wasserkräfte 
läßt sich auch in anderen kohlenreichen Ländern, wie 
etwa Frankreich, der Tschechoslowakei u. a. m., ver- 
folgen; er sei an dem naheliegenden Beispiel des 
Deutschen Reichs. das keineswegs reich an 
ausbauwürdigen Wasserkräften ist, dargestellt. Auch 
hier zeigt sich das gleiche Bild wie in der Weltkohlen- 
wirtschaft: der Kohlenverbrauch steigt bis zum Beginn 
des Weltkriegs. um von da ab mit einigen Schwan- 
kungen in ungefähr gleicher Höhe zu verharren. Er 
betrug 1913 zirka 250, 1925 rund 260 Millionen Ton- 
nen. Der Ausbau der Wasserkräfte hingegen nimmt 
erst nach 1918 seinen großen Aufschwung, die Zahl 
der installierten Pferdestärken ist heute mit 1-6 Mil- 
Donen ungefähr doppelt so hoch als vor dem Krieg. 
Dieser Aufschwung muß um so höher gewertet werden, 
als die kalorische Elektrizitätserzeugung besonders 
günstige Verhältnisse vorfindet: nämlich ausgedehnte 
verhältnismäßig: hochwertige Braunkohle, die im Tag- 
bau gefördert werden kann. In den Braunkohlen-Hoch- 
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druckwerken im Ruhrgebiet wird die Kilowattstunde 
um rund 1-5 Pfennig (etwa 27 Groschen) erzeugt. 

Trotz der großen Kohlenvorräte und ihrer günsti- 
gen Lage ist die deutsche Elektrowirtschaft daran, 
sich einen weitgehenden Strombezug aus den Wasser- 
kräften der Alpen und sonstiger benachbarter Gebiete 
zu. sichern. Gerade die im Ruhrgebiet basierenden RWE 
haben in besonderem Maß diese Richtung einge- 
schlagen. Es sei auf die bekannten Bestrebungen in Lu- 
xemburg (Ourstalsperre), in der Schweiz. (Klingnau), 
in Vorarlberg (Illwerke, Lünersee) und in Tirol (Inn- 
kraftwerk) hingewiesen. Auch andere deutsche Unter- 
nehmungen: beziehen beträchtliche Energiemengen aus 
der Schweiz und aus Österreich. Durch diese Anglie- 
derungsbestrebungen. wird der Ausbau. der Wasser- 
kräfte Österreichs, der ein Anfangsstadium noch 
kaum: überschritten hat, wesentlich beeinflußt. Die 
Energiewirtschaft Österreichs läßt sich nämlich nicht 
in die oben dargestellte Gruppierung einordnen. Diese 
Anomalie ist eine Auswirkung des nicht nur für den 
Aufbau der.Energieversorgung verderblichen Friedens- 
vertrages von Saint Germain. Altösterreich. war ein 
kohlenreiches Land, dessen Kohlenvorräte auf 43 Mil- 
liarden Tonnen geschätzt wurden. Demgemäß baute 
sich ‚auch die Energieversorgung — wie etwa in 
Deutschland — auf dieser Kohlenbasis auf, deren Be- 
deutung. so groß war, daß sie großzügige Kanalpläne 
(Donau-Oder-Weichsel, beziehungsweise -Elbe) zu in- 
augurieren vermochte. Neu-Österreich verbleiben nur 
Kohlenvorräte, die auf rund 400 Millionen Tonnen ge- 
schätzt werden und hauptsächlich. Braunkohlen umfas- 
sen. Hingegen ist der weitaus größere Teil der Wasser- 
kräfte Altösterreichs dem neuen Staate verblieben, der 
über ausbaufähige Kraftstufen von etwa 31% bis 4 Mil- 
lionen Pferdestärken Mittelleistung verfügt, entspre- 
chend einer praktisch erreichbaren Jahresarbeit von 
rund 15 Milliarden Kilowattstunden. 

In den Elektrizitätswerken Neuösterreichs wurden 
im Jahre 1913. 133.000 PS (= 40%) hydraulisch, 
203.000 PS (= 60%) kalorisch erzeugt, bis zum Jahre 
1920 hat sich das Verhältnis nur unwesentlich geän- 
dert, es wurden in letzterem Jahre 165.000 PS (= 88%) 
auf hydraulischer, 265.000 PS (= 62%) auf kalori- 
scher Basis geleistet. Erst von da an beginnt. der Ein- 
fluß der völligen Änderung im Besitzverhältnis . дег 
Energiequellen geltend zu werden, denn die nach dem 
Zusammenbruch einsetzende Tätigkeit auf dem. Gebiet 
der Wasserkraftnutzung brauchte naturgemäß einige 
Baujahre. Eine für 1927. bearbeitete Statistik .des 
WEWA umfaßt alle Energieerzeugungsstätten und 
kommt zu folgendem Ergebnis: In industriellen Eigen- 
anlagen ist der Verbrauch 1060 Millionen Kilowatt- 
stunden. hievon werden 625 Millionen (= 59%) hydrau- 
lisch, 435 Millionen (= 41%) kalorisch gedeckt; bei 
den Stromlieferungsunternehmungen ist das Verhält- 
nis für die Wasserkräfte noch günstiger: 950 (= 717%) 
von 1325 Millionen Kilowattstunden werden bereits hy- 
draulisch erzeugt. Der Vergleich dieser Zahl (71-79) mit 
den Werten aus 1913 (40%) und 1920 (38%) ist aller- 
dings nicht scharf, da letztere auf der Leistung, erstere 
aber auf der Jahresarbeit aufgebaut sind und diese bei- 
den Größen nicht ‚proportional gesetzt werden dürfen. 
Immerhin zeigt sich in ihnen die Auswirkung der er- 
folgreich fortschreitenden Wasserkraftverwertung, 

Der seit: 1919 einsetzende Ausbau der Wasser- 
kräfte war imstande, zu den in diesem Jahre ausge- 
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bauten 224.000 PS’ (mittlerer Leistung) bis Ende 1927 
179.000 PS (mittlerer Leistung) dem Konsum dienst- 
bar zu machen; -Anlagen mit zusammen 95.000 PS 
(mittlerer Leistung) sind noch im Bau. 

Die hier geschilderte Umstellung der Energiewirt- 
schaft konnte nicht reibungslos und ohne schwere 
Hemmungen vor sich gehen. Waren doch die unklaren 
und schwierigen allgemeinen wirtschaftlichen Verhält- 
nisse Erschwernis genug. Und es ist klar, daß die Kohle 
alle Anstrengungen machte, ihre Absatzgebiete — die 
durch Zollgrenzen zerschnitten worden waren — zu 
erhalten, ja, für das schrittweise verlorene Terrain wo- 
möglich an anderer Stelle Ersatz zu finden. Hiefür war 
natürlich Österreich ein. geeigneter Boden. Auch in der 
Art und Weise, wie beim Ausbau der Wasserkräfte vor- 
gegangen wurde — und in Anbetracht besonders des 
Kapitalsmangels vielfach vorgegangen werden mußte 
— lagen selbst viele hemmende Ursachen. 

Die Entwicklung der Energiewirtschaft im allge- 
meinen, der Elektrowirtschaft im besonderen geht von 
der "Einzelversorgung aus. Jeder Versorger deckt 
seinen eigenen Verbrauch. Dann entwickelt sich die 
Gruppenversorgung. Gemeinden und Städte sorgen für 
den Konsum ihrer Bewohner, ihrer Industrien; auch 
private Gesellschaften wirken in der Überlandversor- 
gung. So stand auch die Elektrizitätsversorgung: Öster- 
reichs nach dem Zusammenbruch: Damals setzte eine 
nach Ländern getrennte Entwicklung ein, eine „Sturm- 
und Drangperiode“ nach klassischem Beispiel, die aber 
nach Vollendung der ersten Werke meist ins Stocken 
geriet. In jedem Bundesland Österreichs besteht eine 
Landeselektrizitäts-A. G. (neben privaten Überlands- 
gesellschaften, wie etwa in der Steiermark oder Ober- 
österreich), die für den Verbrauch des Landes auf- 
kommt, neben noch vielen Einzelversorgungsanlagen 
von Gemeinden und Industrien. 

‚Ше Entwicklung führt also zum Zusammenschluß 
der kleinen Versorgungsgebiete (Einzelunternehmen, 
Gemeinde, Bezirk) zu größeren (Land, Staat) und macht 
folgerichtig auch vor den Zollgrenzen nicht halt. Für 
Österreichs Energiewirtschaft ergibt sich daher als 
nächste Aufgabe der energiewirtschaftliche Zusammen- 
schluß der Landesgesellschaften, die, zum Beispiel in 
den Energielieferungen zwischen Wien, Nieder- und 
Oberösterreich bereits einen Beginn zeigt. Das Schlag- 
wort heißt „Bundessammelsehiene“, ‘womit einfach, 
aber vielleicht nieht ganz schlagend, gesagt werden 
will, daß alle Stromerzeugungsstätten, sowohl der 
hydraulischen, als auch der kalorischen Gruppe, in ein 
gemeinsames’ Netz arbeiten sollen, aus dem die Ver- 
teilung an die Verbraucher erfolgen kann. Der treffende 
Ausdruck 'hiefür ist wohl Verbundwirtschaft, 
sollen doch die einzelnen, zerstreuten Energiewirt- 
schaftskörper verbunden werden. 

In der Schweiz sorgt zum Beispiel eine eigene, 
sogenannte Kraftübertragungsgesellschaft (8. K.), die 
selbst gar keine Kraftwerke besitzt, für den Ausgleich 
der Energie der einzelnen großen: Netze, die zumeist 
käntonalen und überkantonalen Gesellschaften ge- 
hören. 
` Та Deutschland wird ein Zusammenschluß ange- 
strebt, zum Teil bereits durch die Gründung der A. б. 
für deutsche Elektrizitätswirtschaft zur Tat gemacht, 
der den Energieaustausch zwischen den großen Strom- 
lieferungsunternehmungen bezweckt. Einzelne von den 
an diesem Verband mitwirkenden schweizerischen Gesell- 
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schaften, wie die NOK (Nordostschweiz), ВК (Berner 
Gebiet), verkaufen jährlich 400 bis 500 Millionen kWh, 
die großen deutschen Konzerne, ‚wie die RWE, die 
Elektrowerke oder die BEWAG, gaben 1927 bereits 
1500 bis 1000 Millionen kWh in ihren Versorgungs- 
gebieten ab. Durch den Zusammenschluß entstehen 
Versorgungsgruppen mit ‚einer Energieabgabe von 
mehreren Milliarden kWh. 

Daneben nehmen sich die österreichischen Gesell- 
schaften recht bescheiden aus. Mit Ausnahme des 
Eltwerkes Wien mit 478 Millionen kWh (Er- 
zeugung 1927) erreicht keine der anderen österreichi- 
schen Großlieferungsunternehmungen 100 Millionen im 
Jahr. Man erkennt, welche Entwicklungsmögliehkeiten 
da im Inlande noch vorliegen. 

Ein Maß hiefür ist auch der Elektrizitäts- 
verbrauch, auf den Kopf je Jahr gerechnet (Ge- 
samtverbrauch, . dividiert durch die Einwohnerzahl). 
Nach der schon erwähnten neuesten Statistik beträgt 
dieser für Österreich 203 kWh je Kopf und Jahr. In 
dieser Zahl sind jedoch schon die Exporte aus Vorarl- 
berg, Tirol und Salzburg inbegriffen, die dort die Kopf- 
quote auf 1357, 542, beziehungsweise 449 hinaufschnel- 
len lassen, so daß man mit einem noch niedrigeren 
Wert rechnen müßte. o 

Demgegenüber erscheinen folgende Werte nach- 
weisbar: 

1. Aus Amerika: 


Westliche Staaten Montana... . . 2020  Kwh/Kopf 
Kalifornien . . 1685 б 
Östliche Staaten Washington . . 1967 5i 
New York. . . 1095 # 
U.8.A. (Mittelwert: 1997)... . 650 a 
7 1920 tiar: 615 е. 

2. Aus Europa: 
Norwegische Städte... .. . 
Schweizerische „ . 2.2... 1900 71360, im 
Schweiz (Mittelwert 1925) 3 760 Pe 
Саона kapor E wur EE ТЕ 130 a 
Schweiz (Mittelwert 1926) 1015 D 
E HEEN Eh РЕЗ 213 y 
Deutsches Reich 1926 . . . . ~. 340 5 
Eee Fer и 325 


Der Elektrizitätsverbrauch ist, wie diese Zahlen 
zeigen, in Österreich und Deutschland noch sehr 
niedrig im Vergleich etwa mit benachbarten Staaten, 
wie der Schweiz oder Nörwegen. 

Bemerkenswert an den schweizerischen Zahlen ist 
der hohe Anteil des Exports an der Rlektrizitätserzeu- 
gung: rund 20% sind ins Ausland: gegangen, nach 
Frankreich, Italien und dem Deutschen Reich. 

Die Verbundwirtschaft, die als Ergebnis und Ziel 
der Entwicklung zu betrachten ist, macht also vor den 
Zollgrenzen nicht halt. Dem Zusammenschluß der 
Elektrizitätslieferungsunternehmungen innerhalb eines 
Staates folgt die Verbindung der Netze mehrerer Staa- 
ten, über deren Grenzen der elektrische Strom wandert, 
aus dem jeweiligen Gebiet des Überschusses den Orten 
des Bedarfs zu. Schon früher ist von den Bestrebungen 
Deutschlands, sich Wasserkräfte benachbarter Staaten 
anzugliedern, die Rede gewesen. Die Zahlen über den 
gegenwärtigen Energieverbrauch in Deutschland er- 
klären zur Genüge dessen Energiehunger. Die deutsche 
Wirtschaft ist im Begriff, das nachzuholen, was andere 
Staaten infolge früherer Entwicklung schon heute 
zeigen. Sau 1 i 
Die Wasserkräfte Österreichs sind im- 
stande, hiezu wesentlich beizutragen, und das ist ihre 
Aufgabe. Der gegenwärtige Elektrizitätsverbrauch 
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Deutschlands beträgt 21-2 Milliarden kWh; aus den be- 
stehenden Werken ist noch wesentliche Steigerung zu 
decken. Daß Österreich rund 7 Milliarden (= rund 
35%) des heutigen Elektrizitätsbedarfs Deutschlands 
ohne Schaden für die eigene Wirtschaft dahin expor- 
tieren kann, soll noch kurz bewiesen werden. 

Es möge als Annahme dienen, daß Österreich eine 
Bevölkerung von 8 Millionen habe, deren Verbrauch 
im Laufe der Jahre auf 1000 kWh je Kopf gestiegen 
sei. Das sind — nach dem oben gesagten — überaus 
weitgehende Annahmen mit hohem Sicherheitsgrad. 
Dann wären 8 Milliarden kWh zur Elektrizitätsversor- 
gung notwendig. Die Wasserkräfte Österreichs gewäh- 
ren aber allein eine mögliche Jahresarbeit von rund 
15 Milliarden kWh, so daß ungerechnet die nicht über- 
ragende, aber immerhin mögliche Elektrizitätserzeu- 
gung aus der inländischen Braunkohle 7 Milliarden 
kWh zum Export zur Verfügung stehen. Die gelegent- 
lich geäußerten Befürchtungen, daß durch die För- 
derung oder Zulassung des Stromexports im Inland 
Energiemangel zu gewärtigen wäre, erscheinen somit 
unbegründet, besonders dann, wenn nicht auf einseitige 
Energieausfuhr, sondern auf Verbundwirtschaft hinge- 
arbeitet wird, bei der ein Hin- und Herwandern des 
Stroms stattfindet, also auch gelegentlicher Stromim- 
port inbegriffen ist. Wesentlich dabei ist allerdings, 
daß die Wirtschaft nicht dadurch geschädigt werde, 
daß nur die Kraftwerke mit der billigsten Stromerzeu- 
gung zum Export herangezogen werden und für den 
Inlandsbedarf die weniger günstigen Anlagen aufzu- 
kommen hätten. Es erscheint daher wohl eine staatliche 
Aufsicht (ähnlich wie sie in der Schweiz besteht) für 
den „Außenhandel“ mit Strom gerechtfertigt; diese hätte 
aber gerade nur so weit zu gehen, als die Bedürfnisse 
der heimischen Wirtschaft es notwendig machen, da- 
mit alle in dem Export ruhenden nutzbringenden Mög- 
lichkeiten, die einerseits in dem Anschluß an ein 
leistungsfähiges Versorgungsnetz, anderseits in der 
Verbesserung der Handelsbilanz bestehen, voll ausge- 
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schöpft werden können, Ebenso dürfte der Ausbau der 
Wasserkräfte nur durch inländische Gesellschaften vor- 
genommen werden, die zwischen ihren eigenen Strom- 
quellen preisregulierend wirken können. 

Aus dem energiewirtschaftlichen Zusammenschluß 
Österreichs mit Deutschland, das seinerseits schon mit 
der Schweiz verbunden ist, läßt sich eine einheitlich 
geregelte Verbundwirtschaft für ganz Mitteleuropa ab- 
leiten, deren Hauptgrundlagen auf der einen Seite die 
Wasserkräfte der Alpen, auf der anderen Seite die Koh- 
lenfelder sein würden, die sich vom Rhein bis zu den 
Karpathen hinziehen. Voraussetzung hiefür ist aber: 
frei sein von allen politischen Hemmungen; und die Er- 
füllung dieser Voraussetzung scheint denn doch noch 
in weiter Ferne. Die technischen Mittel sind da. Die 
Wirtschaft ergreife sie. 

Was Österreich dabei tun kann — und im Inter- 
esse seiner Wirtschaft auch dringlich tun müßte —, ist 
Verbundwirtschaft im besten Sinne des Wortes inner- 
halb seiner Grenzen zu betreiben und den energiewirt- 
schaftlichen Zusammenschluß seiner Energieversorgung 
mit der des Deutschen Reichs zu pflegen, die eben 
daran ist, ihre großen Versorgungsgebiete durch Über- 
tragungsleistung von 220 kV-Spannung zu vereinigen. 
Denn Deutschland ist imstande, angesichts seines ge- 
waltig ansteigenden Energiebedarfs jeden Energieüber- 
schuß aus den österreichischen Wasserkräften aufzu- 
nehmen. 

Ein folgerichtig durchdachter und in die Wege 
geleiteter Ausbau der Wasserkräfte nützt aber der Ge- 
samtwirtschaft des Staates nicht nur deshalb, weil 
wichtige Industrien dabei andauernde und sichere Be- 
schäftigung finden, sondern vor allem deshalb, weil die 
ununterbrochen wirksame Energie des fließenden Was- 
sers — die in den natürlichen Gerinnen sonst nur Auf- 
wendungen zur Erhaltung der Betten und zum Schutz 
der Ufer- und benachbarten Flächen erfordert — nutz- 
bar gemacht wird, also Erträge abzuwerfen in der 
Lage ist. 


der österr. Brau-Industrie. 


Von Kuno Mautner-Markhof, Vizepräsident der Vereinigten Brauereien А. С. 


ie technischen Einrichtungen der Braue- 
reien befanden sich zu Ende des Welt- 
krieges zumeist in einem recht kläglichen 
Zustande. Die Metallanforderungen der 
Heeresverwaltung hatten die Brauereien 
der meisten wichtigen Armaturen be- 
raubt, die aus Kupfer, Zinn oder deren Legierungen 
bestanden. Die aus dem einzigen verfügbaren Material, 
dem Eisen, nachgeschafften Ersatzbestandteile ver- 
rosteten, und zwar in immer stärkerem Maße mit den 
fortschreitenden Betriebsreduktionen; die Brauereien 
waren ja schließlich auf 6 bis 10% ihrer Friedens- 
erzeugung gesunken. Nahezu vollständig unbrauchbar 
waren auch die Kessel- und Darrfeuerungen geworden, 
da diese Feuerungsanlagen vielfach nur auf ein be- 
stimmtes Kohlensortiment eingestellt waren, in den 
Kriegs- und in den ersten Jahren der Nachkriegszeit 
aber wahllos jedes Brennmaterial verwendet werden 
mußte, dessen man habhaft werden konnte. Staubkohle, 
Nußkohle, Braunkohle, Torf, Holz, Sägespäne wurden 
je nach Beschaffbarkeit verwendet. Der fast völlige 
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Mangel an geeignetem Schmiermaterial brachte die 
ernstesten Störungen bei den Kraftmaschinen, der 
Mangel an Kupferdraht und Isolierungsmaterial fort- 
währende Kurzschlüsse bei den elektrischen Leitungen 
und eine immer weiter um sich greifende Zerstörung 
der ganzen elektrischen Apparatur. Das fast völlige 
Fehlen eines entsprechend geschulten technischen Per- 
sonales brachte immer eine erhöhte Auswirkung von 
an sich geringfügigen Betriebsstörungen mit sich. Die- 
selbe trostlose Vernachlässigung zeigte sich auch bei 
den meisten Baulichkeiten, für deren Instandhaltung 
ebenfalls Menschen und Material fehlten. Diese kurzen 
Ausführungen mögen für den allgemeinen Zustand der 
technischen Brauerei-Einrichtungen nach dem Kriege 
genügen. 

Es ist ein alter Erfahrungssatz in der Brauindu- 
strie, daß technische Neuerungen, soweit sie nicht reine 
Kraftwirtschaft betreffen, fast immer auch mit einer 
Verbesserung des Endproduktes verbunden sind. In 
dieser Erkenntnis scheuten weder die großen noch die 
kleinen österreichischen Brauereien ein Opfer, um ihre 


Betriebe mit den neuesten, technischen Errungenschaf- 
ten auszustatten. Die Krafterzeugung wurde überall 
zentralisiert und eine durchgreifende Elektrifizierung 
aller kleinen Krafteinheiten durehgeführt. Die vielfach 
noch mit geringem Dampfdrucke arbeitenden Kessel 
wurden durch Hochspannungskessel ersetzt. Die 
Wärmetechnik brachte unzählige Ersparungen, teils 
durch neuartige Feuerung mit automatischer Rostbe- 
schickung und weitere Ausnützung der Rauchgase zur 
Warmwasserbereitung, durch Kondensationsanlagen in 
den Sudhäusern usw. Neuartige Schrotmühlen und 
Läuteranlagen ermöglichten die Erhöhung der Sudhaus- 
ausbeute. Mechanische Transportanlagen für Kohle, 
Gerste, Malz, Trebern wurden in zahlreiche Betriebe 
eingebaut und rationalisierten die Arbeitsweise. Es 
würde zu weit führen, alle technischen Neuerungen 
einer Besprechung zu unterziehen, und es sollen nur 
noch drei der wesentlichsten Umstellungen im Braue- 
reibetriebe besprochen werden. Es sind dies die Tanks, 
die Automobilisierung und die künstliche Kühlung in 
den Bierdepots. 

In der Vorkriegszeit war das meistverwendete Mate- 
rial für Lagerfäsgser und Gärbottiche das 
Eichenholz, das in bester Qualität aus Slawonien geliefert 
wurde. Mit dem Zerfall der alten Monarchie war dieses 
Produktionsgebiet Ausland geworden und die Zollsätze 
zwangen die Österreichischen Brauereien, sich um einen 
Ersatz für das Eichenholz, das übrigens durch Raub- 
und Mißwirtschaft im Kriege noch maßlos verteuert 
war, umzusehen. Unsere heimische Industrie lieferte 
hier in Betonstandfässern und Aluminiumtanks einen 
vollwertigen Ersatz, der neben billigeren Gestehungs- 
kosten auch eine rationelle Arbeitsweise gewährleistet. 
Der Umfang dieser Neuanschaffungen dürfte sich der- 
zeit auf etwa 300.000 bis 400.000 Hektoliter Raum- 
inhalt belaufen. 

Die für den Laien am ersten ins Auge springende 
Veränderung in den Brauereibetrieben ist wohl der 
fast vollständige Ersatz des Pferdefuhrwerkes durch 
Automobile. Die meisten Brauereien waren stolz 
darauf, nur erstklassiges Pferdematerial zu verwenden 
und fanden ihre ständigen Abnehmer in den kleinen 
Fuhrwerkern für jenen Teil ihres Pferdestandes, den 
sie nach den Sommermonaten im Herbste alle Jahre 
abgeben mußten, da die Bierausfuhr im Winter sich 


zum Sommer etwa wie 1 : 2 verhielt. Als Wien zu 
Ende der Inflationszeit seine Bedeutung als Umschlag- 
platz mit einem Schlage einbüßte, waren auf einmal 
gebrauchte Pferde unanbringlich geworden und nur 
mehr zu Schlachtzwecken verkäuflich. Die große Preis- 
differenz im Ein- und Verkauf ließ den Übergang zum 
Automobilismus unbedingt rationeller erscheinen. Die 
schnelle Bedienung der Kundschaft, das Eintreffen des 
Bieres in kälterem Zustande am Bestimmungsorte, das 
rasche Rücklangen des Faßgeschirres waren Umstände, 
die auf Entfernungen bis etwa 40 Kilometer selbst 
Großtransporte im Automobil der Bahnversendung vor- 
ziehen ließen. 

Die Neigung des konsumierenden Publikums für 
eisgekühlte Getränke veranlaßte auch die 
Brauereien in dieser Richtung entsprechende Maßnah- 
men zu treffen. Die ungewöhnliche Witterung im letzten 
Jahrzehnt, die vielfach weder eine richtige Sommer- 
hitze, noch eine dauernde Winterkälte brachte, hatte 
oft recht unliebsame Störungen im Depotbetrieb ge- 
bracht. Man muß bedenken, daß das Bierdepot nicht 
nur das Bier kühlen mußte, sondern daß es zumeist 
aueh der Eislieferant für alle Wirte und Gemischt- 
warenhändler der Umgebung, für Krankheitsfälle usw. 
war. Um nicht auf die Zufälligkeiten der alljährlichen 
Eisbildung angewiesen zu sein, entschlossen sich die 
Brauereien, ihre Bierdepots allmählich gänzlich auf 
künstliche Kühlung umzustellen. Auch ein Großteil der 
Wirte hat in gleicher Weise entsprechend kleinere An- 
lagen für ihren Eigenbedarf angelegt. Wie umfangreich 
die Investitionen speziell in diesem Artikel sind, möge 
daraus hervorgehen, daß nicht weniger als 27 Firmen 
sich mit dem Bau und der Einrichtung dieser Kühl- 
anlagen befassen. 

Die vorstehenden Zeilen mögen in Kürze zu er- 
kennen geben, welche enorme wirtschaftliche Bedeu- 
tung der österreichischen Brauindustrie für das gesamte 
österreichische Wirtschaftsleben zukommt, wenn man 
sich zahlenmäßig vor Augen hält, daß die Neu- 
investitionen und laufenden Ersatzanschaffungen 
im letzten Jahrzehnt einen Betrag von 250 bis 300 Mil- 
lionen Schilling repäsentieren und die jährlichen Roh- 
materialanschaffungen (Gerste, Malz, Hopfen, Kohle 
usw.) der Brauereien zwischen 70 bis 80 Millionen Schil- 
ling betragen. 


Die Industrie Deutschösterreichs. 
Von Josef Jellinek. 


іе Zertrümmerung des industriell verwachse- 
nen Wirtschaftsgebiets im Jahre 1918 hat 
die Industrie Deutschösterreichs auf das 
Schwerste getroffen. Mit einem Schlage wur- 
den mehr als zweiDrittel ihres Binnenmarktes 


später durch hohe Einfuhrzölle abgelöst wurden, zum 
Ausland. Lange wollte die Industrie nicht an die Endgültig- 
keit der Trennung glauben, Sie unterschätzte die national- 
politische Kraft der Revolution und hoffte, daß es wieder 
zu einem wirtschaftlichen Zusammenschluß der Nachfolge- 
staaten kommen werde. Dieser Wunsch hatte seinen Grund 
auch darin, daß viele Unternehmungen Betriebe in den 
Nachfolgestaaten besaßen, die sie nicht gerne verlieren 
wollten, was schließlich zumeist doch geschehen ist. Die 


durch strenge Ein- und Ausfuhrverbote, die ` 


falsche wirtschaftspolitische Einstellung hat den notwendi- 
gen Anpassungsprozeß an die neuen Verhältnisse verzögert 
und ihn in die schwerste Krisenzeit nach der Währungs- 
stabilisierung verlegt, in der er um so schmerzhafter 
wurde, ^ 

In den ersten Jahren nach dem Umsturz mußten alle 
Anstrengungen gemacht werden, um die Erzeugung über- 
haupt in Gang zu halten, die durch die würgende Roh- 
stoffknappheit immer wieder zum Stillstand kam. Gleich- 
zeitig mußte die Industrie, die fast zur Gänze jahrelang 
für den Heeresbedarf gearbeitet hatte, auf den Zivilbedarf 
umgestellt werden. Dies in einer Zeit, da die Unsicherheit 
der innerpolitischen Verhältnisse die Entschlußkraft der 
Unternehmer hemmte. Zur Rohstoffnot kam ein lähmender 
Kapitalsmangel. Die Unternehmer hatten zwar große 


Außenstände, die aber vorerst nicht einzutreiben waren, 
und am Wochenende fehlten häufig die Mittel zur Lohnaus- 
zahlung. Nichts kennzeichnet besser die damalige Lage als die 
Tatsache, daß Unternehmer wiederholt mit der Drohung, ihre 
Arbeiter in die Banken zu senden, Kredite zu erzwingen ver- 
suchten. Auch betriebspolitisch gingen große Veränderun- 
gen vor. Die-Arbeiterräte, die Vorläufer der gesetzlich ver- 
ankerten Betriebsräte, zogen in die Unternehmungen ein 
und übten anfangs eine Macht aus, die die Verfügungsge- 
walt des Unternehmers oft allzustark einschränkte, 

Die Rohstoffbeschaffung wurde nach und nach wieder 
normal und damit war die allerschwerste Zeit vorüber. Ihr 
folgte eine Scheinkonjunktur, hervorgerufen durch den 
raschen Verfall der Krone. Die Industrie war nun wieder 
gut beschäftigt, die Ausfuhr 'blühte. Viele Unternehmungen 
erweiterten ihre Anlagen, die Arbeitslosigkeit sank auf 
einen Mindeststand. Im wesentlichen war es aber ein Aus- 
verkauf, an dem nur die Abnehmer verdienten, was der 
Industrie erst bewußt wurde, als das Tempo der Kronen- 
entwertung so rasch wurde, daß die Preise der ausländi- 
schen Betriebsstoffe schon bei der Einlieferung höher zu 
stehen kamen, als der vereinbarte Preis für das Endprodukt. 
Die Goldreehnung, die dieses vermeiden hätte können, 
wurde von der amtlichen Preiskontrolle, die auf Grund des 
Preistreibereigesetzes wirkte, verboten. 

Bald nach der Stabilisierung der Krone im Herbst 
1922 wurde die Erzeugung durch Einschränkung der Kre- 
dite gedrosselt. Die Ausfuhr ging stark zurück. Aber noch 
war der Inlandsmarkt aufnahmefähig, da die Effekten- und 
Devisenspekulation Gewinne brachte, die ebenso leicht 
wieder ausgegeben wurden. Mit dem Zusammenbruch der 
Börse im Frühjahr 1924 war auch dieser Spuk zu Ende 
und damit die Aufnahmefähigkeit des Aktienmarktes, der 
es bis dahin den Industrie-Aktiengesellschaften gestattet 
hatte, ihren großen Kapitalsbedarf wenigstens teilweise 
durch Neuemissionen zu decken. 

Die ganze wirtschaftliche Unnatur des Österreich von 
Saint Germain wurde nun sichtbar. Die Ausfuhrhemmnisse 
wurden um so schwerer empfunden, als die Kaufkraft des 
Inlandes ständig sank, die Wareneinfuhr aber stark zu- 
nahm, besonders aus Deutschland und der Tschechoslowakei, 
wo eine Wirtschaftskrise die Industrie zwang, ihre Lager 
um jeden Preis zu verkaufen, und aus den Francländern, 
wo die sinkende Valuta das Dumping begünstigte. Zahl- 
reiche Neugründungen brachen zusammen, die Beschäfti- 
gung nahm immer mehr ab, die Arbeitslosigkeit stieg. 
1926 wurde der Tiefstand der Krise erreicht, was aus der 
Bewegung des Arbeitsmarktes -deutlich hervor- 


geht: 
Ash! der zur Vermittlung vorgemerkton Arbeitslos n 
1923 1924 1925 1926 1927 1928 

Jänner 195.311 138.111 180.000 253.819 269.635 260.018 
Feber. - 202.801 - 148.689 ..200.000 250.246 275,974 252.272 
März 186.123, 126.447 199.807 224,299 9386.961 919.581 
April _ 162090 101.788 172.039 198.963 207.878 179.638 
Mai 142.207 88.933 150.799 176.939 184.660 153.916 
Juni 129.632 79.625 131.899 178.219 168.997 140.981 
Juli 123.883 85.282 187.09) 174.440 160.484 115.911 
Aug. 116.466 95.206 186.121 .177:011.. 160.529 -113.851 
Sept. 112.839 97.652 139.297 176.993 151.991 119.598 
Okt. 109.289 110948 152.922 180.976 153.987 == 
Nov: 112.633 136. 958 182.797 201.885 190.569 vg 
Den. 197.212: .175.889 9929.817 241.295 288.073 3 

‘Der Höchststand der Arbeitslosen wurde anfangs 1927 
gezählt, in welcher Zeit er — wenn man die vielen, von 


den Arbeitslosenämtern nicht erfaßten Arbeitslosen hin- 
zuzählt -— fast 300.000 betrug. Das sind 30% der Gesamt- 
zahl der industriellen Arbeitnehmer, die mit rund 1 Million 
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augenommen werden kann. Seither kann man die Zahl der 
dauernd Arbeitslosen auf 15% der gesamten Arbeiter- 
schaft schätzen und das ist um so empfindlicher, als durch 
die Beschränkung der Einwanderung nach Nordamerika 
und allen europäischen Staaten das einzige Ventil, die Aus- 
wanderung, verschlossen ist. 


Die Arbeitslosigkeit bekam die Industrie doppelt zu 
fühlen. Die Zahl der kaufkräftigen Verbraucher sank und 
die ‚steigenden Beiträge zur Arbeitslosenversicherung ver- 
teilten sich auf eine sinkende Erzeugungsmenge und stei- 
gerten die Gesamtheit der sozialen Lasten zur Un- 
erträglichkeit. Nach dem Umsturz wurden der Achtstun- 
dentag und die Arbeiterurlaube eingeführt. Anfang 1927 

wurde eine neue Sozialversicherung der Angestellten ein- 
geführt, in der Unfall-, Kranken-, Invaliditäts- und Alters- 
vereichenung zusammengefaßt sind, die Leistungen über- 
treffen wesentlich die der alten Versicherung. Das anfangs 
1927 beschlossene Altersversicherungsgesetz, das außer 
einer Verbesserung der Unfall- und Krankenversicherung 
den Arbeitern auch die Invaliditäts- und Altersversiche- 
rung bringen soll, wird erst in Kraft gesetzt werden, bis 
ein Wohlstandsindex anzeigt, daß die Wirtschaft die Neu- 
belastung zu tragen vermag. Den über 60 Jahre alten aus- 
gesteuerten Arbeitslosen wird seit Oktober 1927 dauernd 
eine Unterstützung in der Höhe von zwei Dritteln der 
Arbeitslosenunterstützung gezahlt. Die Renten der gegen- 
wärtigen Arbeiter-, Kranken- und Unfallversicherung sind 
niedriger als vor dem Krieg, dem stehen andere "Mehr- 
leistungen gegenüber. Im Zusammenhang mit den sozial- 
politischen Verbesserungen ist auch der $ 1154р, а. b. б. В. 
zu erwähnen, durch den der Unternehmer verpflichtet wird, 
dem Arbeiter bei unverschuldetem Fernbleiben bis zu einer 
Woche den Lohn zu vergüten. Ferner wurden den Ange- 
stellten durch das neue Angestelltengesetz beträchtliche 
Geldabfertigungen im Falle der Kündigung zugesprochen. 


Die sozialpolitische Belastung der Erzeu- 
gung berechnete der „Oesterreichische Volkswirt“ anfangs 
1928 wie folgt: 


Der Jahresdurchschnittsverdienst der Arbeiter beträgt 
1970 S, davon sind jedoch im Durchschnitt nur 1160 S ver- 
sichert. Der Jahresdurchschnittsverdienst der Industrie- 
angestellten wird auf 3600 S geschätzt, die durchschnitt- 
liche Versicherungsbeitragsgrundlage beträgt nur 3240 8. 
Danach stellt sich die Rechnung: 


Arbeiter Angestellte 
in Prozenten des durch- 
schnittlichen Jahres- 
verdierstes 


Krankenvarsicherung. . . . ..... 47 1 
Arbeitslosenversicherung , } 8°8 255 
Zusatzbeiträge zur Arbeitslosenversicherung 1:6 1:4 
Umlage für die Arbeitsvermittlung т 0.2 -3 
Altersfürsorge .`. a ee 1:0 e 
Unfallversicherung . 1°8@ Se 
Unfall- und Pensionsversicherung . = 5°8 

Entschädigungen nach азд» abGB. "und 
Urlaube nn 3:6 SS 
Urlaube und Abfertigungen . FE == 0 
zusammen... 16:7 17:8 


Die Industrie beschäftigt rund 850.000 Arbeiter und 
65.000 Angestellte; die jährliche Lohn- und Gehaltssumme 
und die Soziallast betragen: 


Schilling Proz. Schilling 
Lohnsumme 1.680,000.000 Soziallast (16:7) 280,600.000 
Gehaltssumme 234,000.000 (17:8). 41,700.000 


zusammen . . 1.914,000.000 (16:8) 322,300.000 


м U emer ` 


Der Aufwand der Erzeugung an Löhnen und Gehalten 
wird somit durch die Sozialausgaben um 16-8% erhöht. Auf 
den einzelnen Unternehmer entfallen, da die Beitragsleistun- 
gen zu einem großen Teil auch von den Arbeitern und An- 
gestellten getragen werden, jedoch nur 9#% der Lohn- 
und Gehaltssumme. Diese Last ist um so schwerer tragbar, 
als die Erzeugungskosten infolge der übrigen ungünstigen 
Verhältnisse sehr hoch sind. Anderseits gleichen die ver- 
mehrten sozialpolitischen Leistungen und die infolge des 
Mieterschutzes sehr niedrigen Mietzinse erst die sehr niedri- 
gen Löhne der österreichischen Arbeiter halbwegs aus. 
Nach den Untersuehungen des Arbeitsamts in Genf be- 
trägt der Reallohn in Wien im Vergleich mit den anderen 
Staaten: S 

Juni 1924 April 1927 
Kaufkraft der Löhne in inter- 
nationalen Lebensmittelkörben 
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+) Anfangs 1925. 


Über die österreichische Handelspolitik wird 
an anderer Stelle ausführlich berichtet. Wir beschränken 
uns hier auf die Feststellung, daß die Industrie die Dros- 
selung der Einfuhr fremder Waren durch Zollerhöhung ver- 
langte und zu diesem Zweck ein Zollbündnis mit der Land- 
wirtschaft einging. Tatsächlich wurden nach 1926 die Zölle 
auf eine Reihe wichtiger Industriewaren — und landwirt- 
schaftlicher Artikel — sehr stark erhöht, diese Erhöhungen 
zum Teil in den Handelsverträgen durchgesetzt. Der Erfolg 
ist bisher allerdings ausgeblieben. Die Einfuhr von Fertig- 
waren hat weiter zugenommen. Die positive Wirkung der 
schweren Krise im Jahre 1926 war jedoch, daß nun ernst- 
lich mit der Rationalisierung der Betriebe begonnen wurde. 


Seit anfangs 1927 belebte sich die Konjunktur allmäh- 
lich — eine Reflexerscheinung des mächtigen Aufschwungs 
im Deutschen Reich und in der Tschechoslowakei. Die be 
scheidene Besserung hält auch gegenwärtig noch an, ob- 
wohl in der (deutschen Konjunktur bereits Ermüdungs- 
erscheinungen deutlich sichtbar werden, da die großen 
Iüvestitionen des Bundes und der Gemeinde Wien noch eine 
starke Stütze bieten. Der Rationalisierungsprozeß wurde 
durch die Konjunkturbelebung sehr gefördert. Ihm sind 
freilich enge Grenzen gezogen. Schon durch den Kapitals- 
mangel und durch den kleinen Binnenmarkt, der die Mas- 
senerzeugung nicht zuläßt. Der notwendigen Konzentration 
der Unternehmungen stehen große Schwierigkeiten ent- 
gegen. Wenn auch Erfolge erzielt wurden, зо sind sie doch 
in Anbetracht der großen Zersplitterung der Industrie nur 
bescheiden. Die Struktur der österreichischen Industrie 
geht aus der Statistik der Wiener Arbeiterkammer über 
die unfallversicherungspflichtigen Betriebe hervor (s. Ta- 
belle Seite 82): 

Bevor wir nun auf die Einzeldarstellung der wichtig- 
sten Industriezweige eingehen, wollen wir noch ein Bild 
der finanziellen Lage der Industrie an der Hand 
einer Bilanzzusammenstellung des Bundesamtes für Stati- 
stik geben: 


= 81 


Betriebsergebnisse des 


Jahres 1926 SS 

go 

Eigen- Zahl der Jahres- u 

vermögen Gesell- ; s R 

Gewerbegruppen Я schaften Rein- Rein- Saldo 35 

in 1000 mit e- ven oh 

Schilling Jahresrein- winne!) luste = CH 

vn It in 1000 Schilling 8 

Bergbau . . . . . 188.627 14 9 4658 1.497. 3161 17 
Erz, Hütten `. , 165.210 8 — 4220 — 4920 26 
Kohle „ут... 18.358 2 6 39 954—915 —68 
Steine, Erden . . 66.873%) 22 15 1.998 1.995 768 11 
Baustoffe 0.607966 16 11 1.707 604 1108 18 
Metallverarbeitung 198.780 35 22 7.021 4.638 2.383 12 
Eisen, Stall . . 123.124 22 9 4680 646 4034 33 
Maschin., Instrum, 168.261 43 24 7.910 5.077 2133 13 
Maschinen . . . 78154 14 16°) 2,761 4.543 -1.782 —23 
Automobile . . 40.621 7 2.629 24 2605 64 


А d 
And. ҮегЕ.-Міне 38.399 10 3 13422 240 1102 29 
Beleuchtung, Kraft 264.990°) 38 9 10.096 512 9.584 86 
bilektr.-Erzeugung 145.601) 14 2 4303 208 4.095 28 
Elektrotechn. .. 103474 19 4 5298 268 5.030 49 
1 
2 


Gasindustrie . . 8.500 1 298 24 . -274 323 
Baugewerbe . , . 21.695 12 12 597 1.242 — 715 —38 
Chem. Industrie . 62.423 29 11 4249 1.014 3.235 52 
Papier,Druck,Verl. 130.734 38 19 5760 1184 4576 35 

а чы 112.046 20 6 497 191 4776 43 

Druck, Verlag . 18.688 18 13 793 993 — 200 —11 
Textilindustrie . . 150.707 21 21 5.906 4105 1801 12 

1. Spinnerei, 

Weberei . . . 185.811 16 14 5448 3147 2301 17 

a) Baum-, Schaf- 

wolle . . . . 91290 11 12 3390 318 262 03 

нз аё „а... 118,105...-9. 8 „674 19 655 86 

с) Hanf, Flachs, 

Jue .... 26.416 3 — 1384 — 13 52 

2, Färberei, 

Druckerei . . 9.803 2 6 184 921 — 787 —80 
Leder ..........10.679 9 A 346 549 — 203 —19 
Kautschuk . . . 34.336 3 1 1.364 106 1.258 87 
HOT ТАА. {н 17.8288) 17 10 576 389 ei a 
Nahrungs- und 

Genußmittel . . 190.563 45 9 13.512 1.091 12.421 65 

Zuchering 17.907 3 1 1.464 26 1488 80 

Teer 107513 18 — 9.382 — 90082 87 

Spiritus, Likör . 10.741 6 — 1865 — 865 81 

ЗБОР. Ge‘ 26.847 2 Au 491 397 94 04 

Kaffee, Schokolade 20.040 5 2 965 443- 22 26 
Bekleidung .,. 17.282 10 9 483 610 .— 127 —07 


Gesamtsumme 1.518.773°) 336 175 63.701 23.239 40.462 27 


1) Mit Einschluß von Rücklagen für Erneuerungsfonds, Steuerzwecke 
u.ä. — ?) Darunter die privil. österr.-ungar. Bee Eisenbahngenellschaft 
mit einem Jahresgewinn von 2,302.000 S, wovon nur 632.000 S auf den Er- 
trag der von dieser Gesellschaft betriebenen Wr. Maschinenfabrik entfallen. 
— D bis ©) Außerdem 9 1 А. G, 42 A. G, 5&3 A. @. %)4 А. 9. ohne 
Jahresgewinn oder -verlust. 

Die Statistik ist nicht vollständig, sie enthält nur die 
Bilanzen von 515 Industrie-Aktiengesellschaften von ins- 
gesamt 752. Die fehlenden Gesellschaften sind fast durch- 
wegs unbedeutend und dürften das Ergebnis um so weniger 
beeinflussen, als von diesen bereits eine große Anzahl liqui- 
diert oder fusioniert ist oder die Zahlungen eingestellt hat. 
Die Gesamtanzahl der Aktiengesellschaften ist gegen die 
Vorkriegszeit wesentlich gestiegen. Damals gab es im 
heutigen Bundesgebiet rund 400 Aktiengesellschaften, Ihre 
Vermehrung erfolgte zum größten Teil nach dem Krieg, 
überwiegend durch Überführung bereits bestehender Fir- 
men in die Aktienform, Das Schwinden des Betriebskapitals 
zwang die Unternehmer mehr denn je die Hilfe der Ban- 
ken in Anspruch zu nehmen, die diese zur Sicherung ihres 
Einflusses nur bei Umwandlung in die Aktienform gewähren 
wollten. So steht gegenwärtig die Industrie noch viel mehr 
unter der Kontrolle der Banken als vor dem 
Krieg. 

Aus der Zusammenstellung geht die ganz erhebliche 
Verschlechterung der Finanzlage der Unter- 
nehmungen gegenüber der Vorkriegszeit hervor. Sie läßt 


Die Größenverteilung der unfallversicherten Betriebe in der Industrie Österreichs nach Industrieklassen: 


Betriebe mit einer Arbeiterzah1®) von 
1 bis 5 er 6 bis 20 3 21 bis 50 p vi bis 100 101 bis 500 501 bis 1000 über 1000 Zusammen 
Ф н 5 Ф ы 8 Ф н GER m БА Ф н Eu о н 9 o н e Ф ы 
Е У ПЕТР И ВСИ Ч ien ee en Н. 
е И ее Ир ee 
а d а @ С Se сас S 3 
I. Bergbau, Hüt- > ә = А тже Ki p: = e 
ten- u. Walz- 
werke .,,. 22 68 — 27 29% 8." 658 7 12 85 10 45 11.423 521 9 6.720 99 8 16.570 178 144 36.574 818 


П. Eisen- und Me- 


tallindustrie. . 5.687 8.712 7.578 1.188 11.697 3.281 337 10.804 1.587 169 12.156 1.099 142 31.426 1.824 24 16.755 812 611.168 418 7.448 102.713 16.629 


III. Bau- und Bau- 
materialienin- 


dustrie . . 6.876 18.018 4.643 2.394 25.746 2.943 797 25.005 1.584 281 19.385 776 179 34.271 835 16 10.388 132 5 7.808 — 10.548 185.601 10.913 


IV Holz-undholz- 
verarbeitende 


Industrie .. 5.465 9.288 3.296 989 10.432 667 280 8805 281 93 6.456 179 49 7.995 212 1 81 —— — = 6.877 48.757 4.685 


V. Chemischeund 
Gummi- 


industrie . , . 334 1781 71 154 1.627 29 84 2661 111 85 2405 35 32 6108 49 8 21495 11 3 3.620 250 645 19.892 556 


VI. Nahıungs-und 
Genußmittel- 


industrie . . 0.060 8.946 3.898 998 9.816 867 186 5.741 218 58 4108 205 53 11.725 8013 8.688 4 5 6.780 — 6.868 55.804 4.772 


VII. Textil-und Be- 


kleidungsindu- 


grie uga 1.645 8812 1.082 621 6.599 667 236 7.274 423 121 8.905 306 142 80.597 1.158 19 11.939 446 6 8,231 245 2790 76.857 4.277 


VIII. Leder- und 


Schuhindustrie 467 1.005 311 192 1979 319 66 2.149 180 28 1.888 46 27 4476 521 65 —— а e TE De 


IX. Papier- und 
papierverarbei- 


tende Industrie 389 1.063 876 369 3.941 525 169 5328 484 77 5.975 186 88 18056 477 8 5.222 85 1 1.019 — 1.096 40.604 2.183 


Zusammen, ... 


‚ 25.895 46.173 20.705 6.872 72.132 9.801 2.176 68.420 4.875 874 62.118 2.842 752 156.073 5.208 91 63.883 1.619 34 55.191 1.091 36.697 523.489 45.641 


*) Bei der Beurteilung der Betriebsgrößen wurden die Lehrlinge nicht mitgezählt. 


sich freilich nicht genau messen, zumal in der Vorkriegs- 
zeit die Gesellschaften es sich angelegen sein ließen, große 
Teile ihres Vermögens unsichtbar zu reservieren. Diese 
ehemals großen stillen Reserven sind wohl zum größten 
Teil verschwunden, Das sichtbare Vermögen ist infolge der 
Inflationsverluste und infolge der Entwertung der Sub- 
stanz durch Stillegung großer Teile der Betriebsanlagen und 
durch verminderte Rentabilität der in Gang befindlichen 
stark zusammengeschmolzen. Es wird mit 1518 Mill. 8 
ausgewiesen. Ein Vergleich mit den Vorkriegsbilanzen ist 
nicht möglich. Zwar gibt es eine Bilanzstatistik über das 
Jahr 1913, aber sie umfaßt die Industrie-Aktiengesellschaf- 
ten des ganzen alten Reichsgebiets, das waren 624 Gesell- 
schaften mit 2470 Mill. GK A.-K. und nur von 555 Gesell- 
schaften mit 2710 Mill. GK Eigenkapital waren die übrigen 
Bilanzposten und die Ergebnisse bekannt; diese erzielten 
208 Mill. GK Reingewinn, das sind 7-7% vom Grundkapital, 
während 1926 das Eigenvermögen bei 40 Mill. X Gewinn mit 
2-1% verzinst wird. 1927 hat sich der Reingewinn etwas ge- 
bessert. Die kurzfristigen Schulden — ohne die Akzepte, 
die wir weglassen müssen, weil wir für 1913 keine Ver- 
gleichspost haben — betragen heute mit 1545 Mill. S drei 


.Viertel des Kapitals und do: Reserven; vor dem Krieg mit 


1562 Mill. GK nur zwei Drittel. Die mobilen Aktiven mit 


‚1462 Mill. 8 (Außenstände, Vorräte, Wechsel und Kassa- 


bestände) übersteigen gegenwärtig die Schulden um rund 
40%, 1913 (2764 Mill. GK) waren sie um 80% höher 
(s. Tabelle Seite 83). 


Bau- und Baustoffindustrie*). 


DieBauindustrie im alten Österreich hatte ihren 
Sitz hauptsächlich in Wien. Durch die Staatentrennung 
wurde ihr Tätigkeitsgebiet stark eingeschränkt, da Ver- 
suche, durch Filialgründungen in den Nachfolgestaaten sich 
dieses im alten Umfang zu erhalten, ohne Erfolg blieben. 


Das Baugeschäft in Deutschösterreich, von dem man er- 


fahrungsgemäß erwartet hatte, daß es nach dem Krieg stark 
zunehmen werde, schrumpfte infolge der Abwanderung von 
Wien, des Kapitalsmangels und der Verarmung der Bevölke- 
rung, die zur Aufrechthaltung des Mieterschutzes und der 
Beschränkung der Mietzinse nötigten, auf einen geringen 
31 Die folganden Abschnitte sind, soweit nicht ein andarer 
Verfasser angegeben, von Josef Jellinek. 


Bruchteil der Vorkriegshöhe sehr stark zusammen. Dadurch 
verloren die Baugesellschaften, die viele Zinshäuser be- 
saßen, nicht nur ihre Arbeitseinnahmen, sondern auch ihre 
Mieteinnahmen und einen großen Teil ihres Vermögens. Vor 
dem Krieg flossen den Baugesellschaften auch namhafte Ein- 
nahmen aus dem Liegenschaftsverkehr zu, der infolge der 
hohen Übertragungssteuern, die man zu dem Zwecke schuf, 
um während der Inflation die Verschleuderung von Häusern 
an Ausländer zu verhüten — allerdings mit sehr unzuläng- 
lichem Erfolg — aber nicht wieder entsprechend abbaute, 
gleichfalls fast ganz stillgelegt wurde. 

Trotzdem ist die Zahl der Bauunternehmungen gegen- 
über der Vorkriegszeit zunächst sehr gewachsen. Sie stieg 
von rund 110 auf 265 im Jahre 1923. Seither ist sie auf 190 
gesunken. (Beschäftigt waren etwa 82.300 Arbeiter). Dar- 
unter hat die Zahl der Aktiengesellschaften von 11 auf 43 
zugenommen. Ihr ausgewiesenes Eigenvermögen ist dagegen 
stark zusammengeschmolzen und erreichte nach der Gold- 
umstellung nur mehr rund 12 Millionen Schilling Aktien- 
kapital und 8 Millionen Schilling Reserven (während 1913 
die drei größten Wiener Baugesellschaften allein Eigen- 
mittel in der 17 асћеп Höhe ausweisen konnten). Der Real- 
besitz, der wohl auch durch Abverkauf vermindert wurde, 
steht nur mehr mit 11 Millionen Schilling zu Buch (gegen 
19:67 Millionen Schilling bei den drei Wiener Gesellschaften 
vor dem Kriege.) 

Der größte Bauherr in den letzten zehn Jahren war die 
Gemeinde Wien, die bisher insgesamt etwa 30.000 Woh- 
nungen aus Öffentlichen Mitteln gebaut hat. Nach der Bau- 
statistik betrug der Zuwachs und Abfall an Wohnungen in 
Wien — eine ganz Österreich umfassende Zusammen- 
stellung gibt es leider nicht — seit 1913: 

Zuwachs Abfall 


ТӨЛӨВ N ro ARBEIT, 13.988 871 
IA tagide Feet 15.648 1.148 
О А ы л ОША ныл а 85 49 
JEE, Tr Be era ren 124 15 
SM EE 376 27 
К ааа 245 9 
ШАД, SE кл," = ев Шш 878 82 
TIO Rn. ERT, PER, соле, (TODE өш 1.850 86 
КОО. тер „йл Эбет, eh, anal san! 2.239 62 
LER Et frau, MT н 7.989 81 
UE ee eg 6.212 142 
IST FREE A. BEER a a 2.980 206 


Gegner. Д 


Aktiva und Passiva der industriellen Aktiengesellschaften 1926.*) 


Aktiva in 1000 S 


Passiva in 1000 8 


~ -= 
Bilanz- Ge- 
haupt- bäude, Waren- Kapi- Spe- Son- 
Gewerbegruppen summe анн und Schuld- Wert- Sei Eë Grund- tale: zing. UR: ` ot. stige сій 
in und Material- ner papiere fi H kapital rück- reser- gati- biger Passiva e 
10008 Einrich- vorräte ara ‚saldo lagen ven) 001% 1) saldo 
tungen 
Bergbau und Hüttenwesen . . 286.529 189.864 33.106 54.641 6.102 1.301 1.515 115.179 73.448 — 30.149 60.208 2.112 5.433 
darunter: 1. Erzbergbau und 
Hüttenbetrieb . 225.686 147.843 29.950 42.760 


2. Kohlenbergbau . . 38.152 30.163 1.825 4.923 
Industrie der Steine und Erden 108.609 64.909 12.491 19.969 
darunter: Baustoffe . . . . . 90.380 59.356 9.217 16.719 
Metallverarbeitung . . . . . . 391.781 117.186 113.621 113.102 
darunter: Eisen und Stahl . . 226.811 87.211 66.450 67.685 

Erzeugung von Maschinen, Ver- 
kehrsmitteln, Instrumenten . 359.411 99.851 123.950 109.311 
darunter: 1. Maschinenbau . . 156.030 37.700 46.508 54.179 
2. Automobile . . ‚109803 30196 48.127 24.748 

8. Andere Verkehrs- 
mittel . sa. 66.110 21.825 20.172 23.477 

Anlagen für Beleuchtung, Kraft, 
BOUNUR Р К сай 520.091 326.306 64.459 97.739 

darunter: 1. Blektrizitäts- 


3.308 1.632 1.300 37.343 29.369 161 
3.195 1.260 638 33.618 27.017 161 
8.571 4.270 5.081 126.275 67.131 374 
2.582 2.109 774 75.769 47.355 — 


4.124 1.009 — 99.650 65.550 — 27.065 27.087 1.451 4.873 


15 254 972 8716 462 — 24.210 521 63 
32.117 2.313 2.806 
25.483 2.160 1.941 
161.147 29.366 7.488 


92.462 6.176 5.049 


Elle 


17.057 4.252 4.990 105.415 62.834 192 0.5 174.800 8.699 7.651 
11.350 1.888 4.410 50.924 27.226 4 0.5 71.410 3.558 2.908 
5.526 1.159 47 24420 16.201 — — 64.551 1.807 2.824 


81 289 266 22.250 16149 — — 23.964 2.341 1.406 


26.740 4.248 599 174.309 90.449 232 71.383 160.069 13.223 10.426 


erzeugung . . . 310.360 262.724 2.024 25.854 17.957 1.593 208 99.239 46.291 71 61.785 89.307 9.208 4.459 


2. Elektrotechnische 


Industrie . . .186.443 51.275 61.545 65.461 5.290 2.594 278 63.070 40.243 161 9.598 65.046 2.887 5.438 
д. Gasindustrie .. . 10.444 4686 — 2.233 3492 8 25 5000 3500 — — 1.608 7829 
Baugewerbe ISP MEIE 8 а 11.866 19.643 3.071 16.675 2.368 1.865 194% 13.338 8.357 — — 19.765 9.799 8607 
Chemische Industrie .. ... 140.973 54.991 27.828 42.740 11.961 1.592 1.861 46.660 15.723 40 — 10.096 3924 4.600 
Papier, Druck und Verlag . . 234.995 101.415 44.365 68.086 13.826 6.082 1.221 78.807 51.667 260 — 91.031 7.110 6.117 
1. Papiererzeugung und -ver- 
arbeitung `, 195.769 88.329 35.787 55.013 12.653 3.852 186 65.576 46.935 235 — 73.537 4.959 5.227 
2. Buchdruckerei, graphische 
$ Anstalten, Verlag) An WM 39.226 18.086 8.628 13.073 1.174 2.230 1.035 13.231 5432 95 — 17.497 2151 890 
Те ййрашде РРР vier 338.834 117.240 102.628 104.015 4.854 6.141 3.956 96.388 53.267 1.052 — 166.037 15.324 6.766 
arunter: 
1. Zubereitung, Spinnerei, 
ii ie EES 300.187 103.949 93.014 90.734 4.645 4.821 3.024 85.088 49.672 1.051 — 146.695 11434 6.247 
a) Baumwolle und Schaf- 
E 228.206 74.997 74.873 68.828 2.076 4.499 2,993 58.619 31.620 1.05 122.829 10.700 3.947 


Ge te a 28.689 6.745 5.248 14.909 
c) Hanf. Flachs, Jute . . 43.232 22.207 12.893 6.997 
2. Bleicherei, Färberei, 


Druckerei, Appretur . . . 25.705 8.743 5.323 9.969 

Leder, sii .- хыдай» ae Jess 20.952 5.216 8.577 5.689 

Kautsohule. orra. aaa 73.852 15.478 16.511 27.899 

Oz ean С БИЕ 32.419 10.436 12.526 8.581 

Nahrungs- und Genußmittel . 354.664 177.468 70.675 89.206 

darunter: 1. Zucker |, . .. 81.597 18.311 4.451 6.496 
2. Brauereien und 

Mälzereien , . . 205.287 103.737 42.259 53.132 

3. Spiritus u. Likör. 17.0866 5.968 1.588 3.839 

ОВО re 36.087 28.398 5.341 6.490 


5. Kaffee, Schokoläde 37.460 16.369 10.725 9.523 


1532 224 31 13.000 5105 — 


13.330 526 108 23.200 11.136 


11.378 4.785 1.152 136.311 53.933 319 
1.580 788 21 11.985 5.780 142 


9127 689 768 
1.087 98 — 18.469 12.947 — — 15239 45 1.532 


12.188 3.556 158 
8.547 1.349 877 
37.987 120 1.409 
12.715 1.247 634 
124.070 25.352 14.679 
11.292 899 1.499 


| 


2 775 893 7350 2453 — 
173 749 548 7.134 3.545 — 


31 458 387 12.475 4883 465 


ПЕТ 


3.286 2.878 — 75.825 31.590 98 — 73.521 13.941 10.262 
5.652 89 — 7.850 3.891 — — 3.902 1.506 937 
69 392 397 20.600 6.187 60 — 5.934 2.814 492 
77 255 511 16.100 3.940 —  — 16.026 261 1.133 


Bekleidung und Reinigung . . 49.289 15.153 19.089 13.622 266 560 606 11590 5.389 808 2.649 26.902 1791 612 
$) EI 5 Col 


Gesamtsumme. . 
*) Nach den „Statistischen Nachrichten“, Heft 9, 1928. 


2192,95 14506 652.840 771.275 119.965 38.464 24.568 984.424 53.43 3.218 104181 4,145.424 114,732 69.105 


1) Abschreibungs-, Dubi -, Ч usw., sowie Pensions- und sonstige Fürsorgefonds für Angestellte sind bei den „sonstigen Passiven“ 
ie к= = 8) See Gr e e Gebäude "923.890 Tausend Schilling, Einrichtungen 421,216 Tausend BORDUR. Ir D bis ©) Darunter konnten 
1 


festgestellt werden: 8) Guthaben bei Kreditinstituten 17.135 Tausend Schilling; 4) Kassabarschaft 13.950 Tausend Se 


ing, Rimessen 15.934 Tausend 


Schilling; 5) Guthaben von Kreditinstituten 232.595 Tausend Schilling, Darlehen und Anleihen 62.289 Tausend Schilling; 5) Akzepte 69.928 Tausend 


Schilling, Hypotheken 3.324 Tausend Schilling. 


Auffallend ist der geringe Wohnungsabfall in den 
Nachkriegsjahren. Da das private Bauen unerschwinglich 
ist, werden auch die alten Miethäuser so lange benützt, als 
es nur geht. Der Baukostenindex ist nach Berechnungen 
des „Österreichischen Volkswirts“ (Mitte 1914 — 100) auf 
164'2% gestiegen. Das Bauen ist demnach erst bei Mieten 
rentabel, die infolge der höheren Kapitalszinsen bestenfalls 
um 102% höher sein müßten als die schon sehr hohen Vor- 
kriegsmieten. So hohe Mieten sind aber selbst bei der großen 
Wohnungsnachfrage nicht zu erzielen. 

Eine leichte Besserung trat in den allerletzten Jahren 
im Baugeschäft dadurch ein, daß neben den vermehrten 
Wohnhausbauten der Gemeinde Wien, die ihre Stellung als 


alleiniger Großbauherr zu starkem Preisdruck ausgenützt 
hat und den Baugesellschaften kaum einen Gewinn ließ, und 
einigen wenigen Industriebauten (hauptsächlich Wasser- 
kraftwerken), bei den privaten Miethäusern und Industrie- 
anlagen mehr Instandhaltungsarbeiten und Umbauten durch- 
geführt worden sind, 

Durch das Versiegen der privaten Wohnbautätigkeit 
hat natürlich auch die Baustofferzeugung, vor 
allem die Ziegelindustrie sehr gelitten, diese allerdings auch 
dadurch, daß die moderne Bauweise sich weit mehr als 
früher an Stelle der Lehmziegel des Zements bedient. Vor 
dem Krieg gab es im heutigen Staatsgebiet vier große 
Ziegelunternehmungen, die Wienerberger Ziegelwerke, die 
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А. б. der Wiener Ziegelwerke, die „Ziag“, Ziegelindustrie 
A. G., und die Union-Baumaterialien A. G., von denen die 
Wienerberger Ziegelindustrie A. G. alle anderen an Be- 
deutung weit übertraf. Daneben gab es eine große Zahl 
kleiner Provinzziegeleien. Schon 1916 hat die Union-Bau- 
materialien A. G. ihre Ziegeleien an die Wienerberger ver- 
kauft. Nach dem Umsturz wurde auch die Erzeugung der 
übrigen drei Unternehmungen sehr stark eingeschränkt und 
die kleinen Provinzziegeleien zum großen Teil stillgelegt. 
Die in Betrieb stehende Erzeugungseinrichtung der drei 
großen Ziegeleien umfaßt: 24 Hofimannsche Ringöfen (von 
52), 28 Tonöfen, 9 Gasöfen, 13 Bagger, 600 Ziegelei- 
maschinen, Trockenanlagen für rund 13-5 Millionen Mauer- 
ziegel und elektrische Zentralen und Dampfmaschinen mit 
rund 5090 PS. Die Leistungsfähigkeit der Anlagen beträgt 
gegenwärtig etwa 200 Millionen Mauerziegel jährlich gegen 
600 Millionen Stück in der letzten Vorkriegszeit und selbst 
diese auf ein Drittel verringerte Leistungsfähigkeit kann 
nur mit 65 bis 70% ausgenützt werden. Die Mauerziegel- 
preise sind sehr schlecht. Sie werden von dem großen Ab- 
nehmer, der Gemeinde Wien, die ihre Materialkäufe für die 
Wohnbauten selbst besorgt, bestimmt und betragen für 
österreichisches Format 62 bis 66 Schilling je Tausend, das 
ist erst ebensoviel wie vor dem Krieg, während die Er- 
zeugungskosten wesentlich gestiegen sind. Besser haben 
sich die Preise der Dachziegel und der Drainröhren ent- 
wickelt, deren Absatz besonders in die Provinz, wo man 
vielfach die alten Schindeldächer durch Ziegeldeckung er- 
setzt, und infolge größerer Meliorationsarbeiten befriedi- 
gend ist. Auch die von der Wienerberger in der Nachkriegs- 
zeit mehr gepflegte Kunsttonwarenerzeugung hatte Erfolg. 
Der Ausfall im Mauerziegelgeschäft konnte aber dadurch 
nicht wettgemacht werden. Die Kapitalsverluste der 
Ziegeleigesellschaften durch Inflation und verminderte Ren- 
tabilität sind sehr groß, wie aus der folgenden Zusammen- 
stellung hervorgeht: 
1813 1925 1926 1997 
intausend Schilling 


Aktienkapitalu. Reserven 28.172 14587 14.567 14.484 


АЛГА ӨЙ, к. :. тай гё... 16,871 16.801 18.375 18.772 
Abschreibungen . . . . 890 482 161 281 
Reingewinn (— Verlust). 2.353 194 — 108 125 
Dividende . .. .... 2.167 60 — 118 


Über die Entwicklung der österreichischen Z em en t- 
industrie nach dem Krieg gibt Generaldirektor Ing. 
Pierus in seinem Artikel über die internationale Zement- 
industrie ein Bild. Wir beschränken uns deshalb an dieser 
Stelle nur auf einige Angaben. 

Unsere Zementindustrie umfaßt 7 maßgebende Unter- 
nehmungen, unter denen die größte, die Portlandzement- 
fabrik zu Perlmoos, rund 65% zur Gesamterzeugung bei- 
trägt. Von den übrigen 6 Zementerzeugern sind 2 Aktien- 
gesellschaften, und zwar die Filialwerke der Tschecho- 
slowakischen Königshofer Zementfabrik A. О. und die 
Zementwerke Lorüns. Andere Zemente als Portlandzement 
werden in Österreich nur mehr in ganz geringem Umfang 
hergestellt. Sie wurden vom Portlandzement verdrängt. Die 
Erzeugung war in den letzten Jahren: 


Portland- Roman- 
zement zement 
in Tonnen 

EECH, I re з= Fi. 120.000 11.000 
ШОЙТ SHIT EROLTEPTLIDNEHLRA IE 280.000 600 
1922 euere 270.000 6500 
AIDS tn оа EE E УТ i 245.000 6000 
SE e, EE 370.000 5500 
EIS RE, RIED Ч D gees: 420.000 4000 
19267; iv ee. 450.000 3000 


1927 tere РЕНАН iren? e ail) 480.000 3000 


Der Bedarf beziffert sich auf rund 540.000 Tonnen. 
Im Jahre 1927 hat sich die Einfuhr empfindlich erhöht. Sie 
stieg gegen 1926 von 17.539 auf 23.663 Tonnen, dagegen 
sank unsere Ausfuhr von 21.784 auf 6723 Tonnen. Der ein- 
geführte Zement stammt hauptsächlich aus Ungarn, unsere 
Ausfuhr richtet sich nach Deutschland und zum geringen 
Teil nach Italien. Die finanzielle Entwicklung der Zement- 
industrie an Hand der Bilanzen zu beleuchten, ist nicht 
möglich. Sicher ist, daß die Zementindustrie weit besser als 
die meisten übrigen österreichischen Industriezweige ihr 
Vermögen erhalten konnte und in den letzten Jahren eine 
angemessene Rentabilität ergab. 


Kohle. 


Der österreichische Kohlenbergbau ist im Verhältnis 
zu den europäischen Großerzeugern gering. Er wurde in 
den ersten Jahren nach dem Umsturz, als infolge des Ver- 
siegens der Einfuhr von Kohle aus dem alten Bezugsgebie- 
ten eine ausgesprochene Kohlennot die Wirtschaft bedrohte, 
sehr erweitert. Die Zahl der Braunkohlenbergwerke, die 
1913 40 mit 12.147 Arbeitem betrug, stieg nach dem Krieg 
bis 1921 auf 78 mit 19.799 Arbeitern. 1922 wurde der 
Höchstpunkt der Entwicklung erreicht, in dem zwar nur 
mehr in 75 Betrieben gefördert wurde, diese jedoch 
21.103 Arbeiter beschäftigten. Die Zahl der Steinkohlen- 
bergwerke stieg von 1913 bis 1924 von 4 auf 24, die Beleg- 
schaften von 585 auf 2455. Nach 1922 trat ein Rückschlag 
ein. Die ausländische Kohle kam wieder regelmäßig auf den 
österreichischen Markt und drängte die inländische in die 
engen Absatzgebiete zurück, wo sie durch den Vorteil der 
geringen Fracht den Wettbewerb bestehen kann. Der engli- 
sche Kohlenstreik im Jahre 1925 hatte auf den österreichi- 
schen Kohlenbergbau nur eine geringe Wirkung. Bis 1927 
sank die Zahl der betriebenen Steinkohlenbergbaue auf 5 
mit 992 Arbeitern, die der Braunkohlenbergbaue auf 47 mit 
12.024 Arbeitern. 

Die gesamten Kohlengrubenmaße beziffern sich nun 
auf 22.981:2 ha, die Tagmaße jedoch nur auf 38:57 ha. Die 
Förderungsverhältnisse sind nicht sehr günstig. Die abbau- 
fähigen Kohlenflötze sind nicht sehr günstig. Df sikipy 
der Erdoberfläche. Da auch die Qualität der österreichi- 
schen Braunkohle — diese kommt ja hauptsächlich in Be- 
tracht, während die Förderung von Steinkohle kaum ins 
Gewicht fällt — zum überwiegenden Teil nicht sehr gut 
ist (sie hat einen großen Feuchtigkeitsgehalt und nur rund 
4000 Kalorien und darunter), mußte der Kohlenbergbau 
trachten, durch technische Verbesserungen die Erzeugung 
zu verbilligen. Das ist in den letzten Jahren mit zunehmen- 
dem Erfolg gelungen. Die Erzeugung wurde durch Ver- 
mehrung der maschinellen Einrichtungen und durch He- 
bung der Einzelleistung der Arbeiter verhältnismäßig sehr 
gesteigert. Gegenwärtig verfügt der Kohlenbergbau über 
59.689 PS Betriebskraft, davon 14.726 elektrische, 91012 m 
Preßluftleitungen, Bagger mit 1140 më Stundenleistung, 
Wettermaschinen mit- 45.600 m? Minutenleistung, Wasser- 
ableitungsmaschinen mit 330.999 1 Minutenleistung, Lokomo- 
tiv-, Seil-, Ketten- und Schwebebahnen mit 40.157 m För- 
derlänge in der Grube und 142.363 übertags, 169 Förder- 
maschinen mit 3440 PS Kraftbedarf, 2328 m Förderhöhe 
und 45.464 m Förderlänge. Vor allem ist aber die Ein- 
führung desKohlentrocknungsverfahrensnach 
Patenten des Prof. Fleißner, für das die Alpine Montan- 
Gesellschaft die Lizenz erworben hat, von Bedeutung. Die 
Alpine hat in den letzten zwei Jahren eine Trocknungs- 
anlage im Köflacher-Revier aufgestellt, anfangs mit einer 
Leistungsfähigkeit von 250 t Trockenkohle täglich, die im 


Februar 1928 auf 500 t und im Oktober auf 800 t gestei- 
gert werden und die voll ausgenutzt wird. Im September 
wurden aus 16.301 t Kohle 11.694 t Trockımkohle gewon- 
nen. Durch die Trocknung wird die stark wasserhaltige 
Kohle von rund 3800 auf 5200 Kalorien veredelt und ihre 
Transportfähigkeit durch das verringerte Gewicht wesent- 
lich gehoben. Die Leistung je Arbeiter ist von 1913 bis 1927 
von 195 auf 255 Mtz. Braunkohle und von 144 auf 177 Mtz. 
Steinkohle gestiegen. 
Die Förderung hat sich wie folgt entwickelt: 


Steinkohle Braunkohle 


davon Absatz davon Absatz 

in Tonnen п Tonnen 
Ion = 87.470 = 2,621.277 — 
ker 94.696 me? 2,241.336 — 
KE TEE 90.472 PS 2,217.335 — 
1990... 132.864 == 2,696.915 — 
215: ача 137.633 Zt 2,797.077 “= 
Kg ur i 165.727 165.158 3,185.902 3,109.706 
Teaser - 157.650 156.548 2,685.467 2,634.836 
WIRT? 171.959 172.010 2,785.816 2,750.278 
tio W шу 145.200 145.178 8,088.878 3,012.558 
79863. en 157.308 158.395 2,957.728 2,911.880 
WIDE oa. 175.601 169.231 3,064.068 2,992.06 


Die Vorkriegsförderung wird also bereits seit Jahren 
wesentlich übertroffen, 1927 kam sie der Höchstleistung уоп 
1922 sehr nahe. Damals war man allerdings mitten in den 
Erweiterungsarbeiten, die dann zum großen Teil unausge- 
nützt bleiben mußten. Der Wert der Gesamtförderung 
(Steinkohle und Braunkohle zusammen) ist gegen 1913 von 
35-5 auf 685 Mill. S gestiegen, das ist je Tonne von 13-14 
auf 19:68 S. Trotzdem klagt der Bergbau über ungenügende 
Rentabilität, da die Erzeugungskosten verhältnismäßig 
mehr gestiegen sind. Das trifft weniger die Lohnkosten, 
die von 8 auf 1068 S je t zugenommen haben, als die übri- 
gen Gestehungskosten. 

Die österreichische Kohle wird fast zur Gänze im In- 
land abgesetzt. Der Inlandsbedarf an mineralischem 
Brennstoff beträgt im Durchschnitt der Jahre 1922 bis 
1926: 


Durchsehnittsverbrauch in den Jahren 
1922 bis 1926 


Verb h uppe Stein- Braun- 
EE kohle kohle Koks zusammen 


in Tonnen 


Verkehr... . . . . ..1,347.220 658.412 1.896 2,007.028 
Gaswerk Wien. . . .. 486.947 6 — 486.953 
Elektrizitätswerk Wien. 226.236 296.981 — 723.167 
Gas-, Wasser- und Elek- 

trizitätswerke Länder. 72.792 88.198 440 111.425 
Hausbrand Wien samt : Е 

Kleingewerbe . . . . 876.466 154.375 58.951 1,084.792 
Hausbrand Länder samt 

Kleingewerbe ... . . 236.174 374.819 19.039 630.032 
Landwirtschaft... . . 23.626 3.397 51% 27.587 


Nahrungsmittelindustrie. 170.999 112,997 4.846 288,842 
Eisen- u. Metallindustrie. 290.876 831.345 317.753 1,409.974 


Bergbau . . 2... : = 47.982 360.285 5.672 413.889 
EE, у .-._: 495 39.238 32 59.695 
Chemische Industrie . . 112.498 72590 6.685 191.773 
i las- 
an e E z Sie 9.473 75.603 294 85.370 
Baustoffindustrie.. ... 113.335: 187.728 . 20517 271.575 
Tabakindustrie. . . - - 2.287 5.495 155 7.987 
Textilindustrie. . . . . 176.382 43.375 2.687 222.894 
Lederindustrie . . . . . 15.144 21.174 93 36.411 
Papierindustrie Ek 114.766 249.326 279 364.371 
Holz- und sonstige Indu- 
SEHEN: „ды 28 E 6.568 11.154 139 17.861 


Summe . . 4,300.196 3,706.888 434.442 8,441.526 
Der Braunkohlenbedarf wird zum größten Teil bei den 
inländischen Bergbauen gedeckt, umgekehrt verhält es sich 


mit Steinkohle und Hüttenkoks, die wir überwiegend aus 
Schlesien beziehen, während der inländische Gaskoks, des- 
sen Erzeugung im Jahre 1927 530.263 t betrug, nur als 
Hausbrand Verwendung findet. 

Die Kohleneinfuhr entwickelte sich seit 1924 
wie folgt: 


Б wei oke h LS 


1924 1925 1926 1927 
Leet e E, Ке SM ЧЕГ 

Insgesamt, 1.587.919 4,252.784 4,141.615 4,566.509 

darunter: 
Ostrau-Karwiner . . . . 957.828 907.188 1.0 7 
Andere tschechoslowaki- ЕК аа 

sche Reviere . e e 187.590 116.460 136.320 136.169 
Dombrovaer Revier 2... "269.102 239.322 270.551 367.482 
Poln.-Oberschlesien . . . 2,683.365 2,443.520 2,330.704 2,507.303 
Deutsch-Oberschlesien . 20.191 146.729 145.186 134.203 
SAALLDNIOLE. era аа а 228.913 178.676 5.742 35.893 
Ruhrrevier н ИНА 128.026 172.579 216.499 200.176 
Übriges Deutschland . . 29.399 31.505 7.747 5.403 

Ee E we eg EE 
Insgesamt .. . . . 847.533 505.483 493.275 159.296 
Tschechoslowakei . . . 713.944 315.912 293.890 281.445 
Deutschland ea 29.750 66447 67.438 64.484 
Südslawien . . -se .. 96.283 58.490 30.011 32.367 
Kern rs 

INS SONSAU б ыен. 379.403 513.408 489.710 573.663 


Ostrau-Karwiner Revier. 247.981 252.687 171.097 241.516 
Anderet schechoslowaki- 


sche Reviere... . . 13.403 2.084 1.29% 1.342 
Poln.-oberschlesische Re- 

ТӨГӨ EE EE, Sue 49.603 39.670 40.088 46.501 
Deutsch-Oberschlesien . 28.561 38.716 44.524 16.160 
Ruhr dree Er EZ 10.697 151.088 202.847 215.280 
Übriges Deutschland . . 24.243 28.023 28.754 21.288 


Der gesamte österreichische Bedarf an mineralischen 
Brennstoffen wird nur zu 36% mit Inlandskohle und zu 
64% mit ausländischer gedeckt. Nach dem Heizwert ge- 
rechnet verschiebt sich das Verhältnis noch bedeutend zu 
ungunsten des inländischen Bergbaues. 


Eisenindustrie. 


Die österreichische Eisenindustrie baut sich auf der S 


Alpine Montan-Gesellschaft auf, die fast die gesamten öster- 
reichischen Erzlager besitzt; sie selbst und 14 große 
Unternehmungen veredeln das steirische und anderes Eisen. 
Sie haben zusammen ein Aktienkapital von rund 106 Mill. S 
und besitzen 9 Hochöfen, 54 Martinöfen, 20 Elektroöfen, 
einen Puddelofen, 8 Tiegelöfen und 2 Birnen, die mit Aus- 
nahme der Bessemerbirne in den Nachkriegsjahren nie voll 
ausgenützt werden konnten. In dem seit 1918 besten Jahr 
1927 waren durchschnittlich 4 Hochöfen, 24 Martinöfen, 
16 Elektroöfen, 4 Tiegelöfen und 2 Birnen in Betrieb. Die 
Erzeugung entwickelte sich wie folgt: 


Eisenerz Roheisen Rohstahl Walzware 
van) PINS sem 

1913 . . . . 9080.700 607.000 890.000 = 
1920... . 435.062 100.000 198.000 171.978 
1921 2324772710982 226.000 294.000 259.383 
1922. . . -1,112.415 323.000 181.000 359.388 
ДӨӨ, ЛРУ, 211.065 344.000 499.000 364.930 
1924 . . . . 1713.805 267.000 370.000 293.523 
1925 . . . .1,020.384 379,922 168.578 351.793 
1926 . . . . 1,086.988 332.913 473.666 335.593 
1927 . . . 1,584.673 435.404 551.216 396.033 


Von der Erzeugung entfallen fast die ganze Erzpro- 
duktion, 60 bis 70% der Rohstahlerzeugung und 50 bis 60% 
der Walzwarenerzeugung, auf die Alpine Montan-Gesell- 
schaft. Die Entwicklungsgeschichte der österreichischen 
Eisenindustrie in der Nachkriegszeit ist daher zum großen 
Teil die Geschichte der Alpine Montan. 


Diese, das größte Österreichische Industrieunterneh- 
men überhaupt, dessen Geldumsatz 1927 rund 106 Mill. 8 
erreichte, weist nach der Goldumstellung ein Aktienkapital 
von 60 Mill. S und Reserven von 42 Mill. S aus, gegen 72 
Mill. GK und 188 Mill. GK im Jahre 1913. Im Jahre 1925 
hat die Gesellschaft in New York eine 7%ige 30jährige 
Goldbonsanleihe von 5 Mill. Doll. begeben. Die Anlagen 
sind mit 1046 Mill. 8 gegen 984 Mill. GK vor dem Krieg 
bewertet. Außer dem Erzberg, den Hütten- und Stahlwerken 
besitzt die Alpine Montan-Gesellschaft große Braunkohlen- 
gruben mit einer Jahresförderung von rund 950.000 t, das 
sind etwa 81% der österreichischen Braunkohlenerzeugung. 
Sie beschäftigt insgesamt 11.700 Arbeiter und 1086 Ange- 
stellte. In Polen hat sie noch 53 Kohlenfreischürfa, die 
Kohlengruben in Poremba hat sie 1926 an die tschechoslo- 
wakische Regierung verkauft. 1923 erwarb sie die Aktien- 
mehrheit der Bismarckhütte, die 40% der Aktien der Katto- 
witzer Bergbaugesellschaft besitzt, die sie 1926 wieder ab- 
gestoßen hat. Sie verwaltet seit zwei Jahren die Graz- 
Köflacher Eisenbahn- u. Bergbaugesellschaft mit ihren durch 
die steirischen Kohlenreviere führenden Eisenbahnlinien und 
Braunkohlenwerke mit einer Jahreserzeugung von rund 
300.000 t, die an die Reviere der Alpine Montan angrenzen. 
Im laufenden Jahr hat die Alpine ihren früher kleinen Be- 
sitz an Graz-Köflacher Aktien durch Erwerbung des ver- 
pfändeten Pakets des zusammengebrochenen Großaktionärs 
Dr. Wutte auf die Dreiviertelmehrheit ergänzt. Das 
Aktienkapital der Graz-Köflacher beträgt 8 Mill. 8 und 
333 Mill. Reserven. Die Alpine Montan-Gesellschaft hat seit 
1924 keine Erträgnisse erzielt. Erst für das laufende Jahr 
dürfte sie wieder eine Dividende verteilen, da die Be- 
schäftigung sich erheblich gebessert hat und auch die 
großen Rationalisierungsmaßnahmen der letzten Jahre sich 
auszuwirken beginnen. 


In den ersten Jahren nach dem Umsturz versiegte jede 
Investitionstätigkeit. Insoweit Beschäftigung für die Eisen- 
industrie vorhanden war, wurde sie durch die katastro- 
phale Kohlen- und Koksnot gehemmt. Die technische Aus- 
rüstung, vor allem bei der Alpine Montan-Gesellschaft, 
wurde in der Kriegszeit sehr stark abgenützt, doch hat 
auch die ungenügende Beschäftigung der Werke die Selbst- 
kosten stark erhöht. Die Betriebsstoffnot war 1923 längst 
vorüber, aber erst die Deflationskrise der Tschechoslowakei 
in den Jahren 1922 und 1923, die die tschechoslowakische 
Eisenindustrie in ihrer Wettbewerbsfähigkeit schwer traf, 
ermöglichte es unserer Industrie, als Ersatz der mangelnden 
Inlandsaufträge größere Bestellungen aus dem Ausland zu 
erwerben. Die Besserung war nur vorübergehend. Bereits 
im Jahre 1924 machte sich neuerlich eine verschärfte Eisen- 
krise geltend, hervorgerufen durch die Entlastungsverkäufe 
der deutschen Eisenindustrie, infolge der die deutsche Wirt- 
schaft fast zum Stillstand bringenden Stabilisierungskrise. 
In dieser Zeit hatte auch die tschechoslowakische Eisen- 
industrie ihre Wettbewerbsfähigkeit wieder erlangt. Darin 
hatte sich aber, vor allem bei der Alpine Montan-Gesell- 
schaft, nur wenig geändert. Anfangs 1921 gingen 40% ihres 
Aktienkapitals an Stinnes und 10% an eine italienische 
Gruppe unter der Führung Castiglionis über, deren Einfluß 
finanziell höchst ungünstig war. Im Februar 1924 gelang es 
der Gesellschaft, den Wettbewerb mit der tschechoslowa- 
kischen Industrie durch Preis- und Absatzvereinbarungen 
einzudämmen, die infolge der schwachen Verhandlungs- 
stellung der Alpine für sie sehr ungünstig ausfielen. Der 
Absatz von Roheisen, Halbzeug, ‚Schienen, Eisenschwellen, 
Kleinzeug, Grobbleche usw. in Österreich, der Tschecho- 
slowakei, Polen und in den Balkanländern wurde zwischen 
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den beiden Industrien aufgeteilt. Der Anteil der Alpine an 
dem österreichischen Inlandsabsatz wurde für Stabeisen mit 
82%, für Gießereiroheisen mit 50%, an dem Absatz in den 
übrigen Ländern mit zusammen rund 85% festgesetzt. Das 
Aktienpaket Castiglionis ging Ende 1925 an die Nieder- 
österreichische Escomptegesellschaft über, das Aktienpaket 
Stinnes an die anfangs 1926 gegründeten Vereinigten Stahl- 
werke. Die neue Verwaltung trachtete die technischen Ver- 
säumnisse nachzuholen. Der österreichische Eisenbedarf 
wuchs stark, da Bund und Gemeinde Wien eine große In- 
vestitionstätigkeit entfalteten, zu der sich auch vermehrte 
Investitionen der Industrie gesellten. Die Stellung der Al- 
pine im Kartell mit der tschechoslowakischen Industrie 
wurde stärker. Nun gelang es der Gesellschaft im Frühjahr 
1926 den bis Ende 1927 befristeten Vertrag unter günsti- 
geren Bedingungen bis 30. September 1931 zu verlängern. 
Der österreichische Anteil am Inlandsabsatz wurde auf 
91% erhöht, an dem Absatz in den übrigen Ländern jedoch 
auf 30% herabgesetzt. Dem Übereinkommen ist im Früh- 
jahr 1926 die ungarische Rimamurany Eisenwerke A. G. 
beigetreten. 1927 wurde auch mit Polen, dessen Wettbe- 
werb immer stärker fühlbar wurde, ein Inlandsmarktschutz- 
abkommen getroffen. Ferner bestehen wegen des Absatzes 
in Rumänien zwischen den österreichischen, tschechoslowa- 
kischen, ungarischen und rumänischen Werken Quotenver- 
einbarungen, desgleichen seit Oktober 1927 mit der süd- 
slawischen Industrie, die aber noch der Genehmigung der 
Regierung, als Besitzerin der Eisenwerke Zenica, bedürfen. 


Auf Grund der steigend großen Einfuhr der deutschen, 
mehr aber noch der belgischen und französischen Werke, 
die infolge der Francentwertung trotz der langen Fracht 
alle Preise unterboten, verlangte die Eisenindustrie im 
Jahre 1925 Zölle, die nach langen schwierigen Kämpfen 
im Parlament im folgenden Jahr beschlossen und im August 
1926 in Kraft gesetzt wurden, und zwar: für Roheisen mit 
1 GK., für Ingots mit 2'25, für Platinen und Zaggel mit 3, 
für Stabeisen mit 5 und für Bleche und Platten mit 6 GK. 
Um den Wettbewerb der eisenverarbeitenden Industrie im 
Auslande nicht zu erschweren, wurde mit ihr das Boge- 
nannte „Avi“-Übereinkommen geschlossen, wonach sie für 
Eisen, das sie für Exportware verwendet, eine Rückver- 
gütung in der Höhe des Unterschiedes zwischen dem Werk- 
preis und dem deutschen Exportpreis ab Oberhausen erhält. 


Die Entwicklung der Preise loco Wien vor und 
nach der Einführung des Eisenzolls nahm folgenden 


Verlauf: 
Jahr Roheisen Zaggel Stabeisen 
1918/15. . 13°— bis 1440 21:60 bis 23° — 2I— 
1922. . 18:58 23°18 30:94 
1928, 21°58 27:80 33:75 
1924. . 18°44 2430 8131 
1. Viertel 1925. . 17:75. 23 — 31:50 
2: РА 995: — 17:383 22:60 3020 
378.98, 1925... 17°’ — 2175 27:50 
Bi ep, 16°50 21.75 9750 
i an риси. 16:25 91'75 27°50 
2. > 1926. . 16:25 2175 2750 
8. E 1926": 15°20 23840 2910 
Be... 1906... 16:20 23°75 29°25 
кс Moor. . 16°20 24 — 29°80 
De, mS 16°20 24:75 30— 
Bam DERE 16:20 2475 81'— 
ДаЬ таи 219978 16'20 2475 31°— 
1. 1923. . 16°20 24:75 31— 


Die Zölle konnten einen weiteren Preisrückgang auf- 
halten. Später haben sich die Eisenpreise gebessert. Sie 
sind auch rentabler geworden, da besonders in den letzten 
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Jahren in der Eisenindustrie große kostensparende Ver- 
besserungen vorgenommen wurden: und Kohle und Koks 
sich verbilligt haben. 

Die Lage auf dem Rohstahlmarkt besserte sich grund- 
legend, als sich im Herbst 1926 die großen Erzeuger 
Deutschlands, Frankreichs, Belgiens und Luxemburgs zur 
Internationalen Rohstahlgemeinschaft zu- 
sammenschlossen. Der I. R. G. haben sich Ende 1926 auch 
die österreichischen, tschechoslowakischen und ungarischen 
Werke angeschlossen, nachdem sie sich vorher zu einer 
Mitteleuropäischen Rohstahlgemeinschaft vereinigt hatten. 
Das Kontingent des mitteleuropäischen Blocks beträgt jetzt 
2'14 Mill. t — von insgesamt 293 Mill. —,wovon 1,432.000 + 
auf die Tschechoslowakei, 410.000 t auf die Alpine Montan 
und 300.000 + auf die Rimamuranyer Eisenwerke entfallen. 
Ende Juli 1. J. wurde auf Initiative der tschechoslowaki- 
sehen Werke der mitteleuropäische Block aufgelöst. Seine 
einzelnen Teilnehmer sind nun selbständige Mitglieder der 
I. R.-G. Die Quoten Österreichs und Ungarns wurden un- 
verändert gelassen, dagegen wurde die tschechoslowakische 
Quote verbessert. Der tschechoslowakische Inlandsabsatz 
bleibt nun frei von jeder Beschränkung, die Ausfuhrquote 
wurde mit 432.836 t begrenzt. 

Ende des Jahres 1926 wurde auch das europäische 
Sehienenexportkartell (European Railmakers Assoeiation, 
abgekürzt „Erma“), das bereits vor dem Krieg bestanden 
hat, wieder errichtet. Der „Erma“ gehören alle Mitglieder 
der I. К. С. (einschließlich der mitteleuropäischen) und 
England an. Die „Erma“ regelt den Export der Mit- 
gliedsstaaten. 

Die österreichischen Drahterzeuger sind der Inter- 
nationalen Drahtgemeinschaft angeschlossen, die anfangs 
1927 gegründet wurde. Ihr gehören außerdem die deut- 
schen, belgischen, holländischen und tschechoslowakischen 
Erzeuger an. Die Drahtgemeinschaft regelt durch Kontin- 
gente den Export von Draht und Drahtstiften und die Aus- 
fuhrpreise. 

Dem Inlandspreiskartell der österreichischen Kalteisen- 
werke gehören fünf Unternehmungen an. 

Durch die internationalen Kartelle ist der österreichi- 
sche Inlandsmarkt nunmehr besser geschützt als vordem. 
Dagegen ist der Auslandsabsatz nach wie vor dureh die 
Absperrmaßnahmen der Staaten, die früher Abnehmer 
waren und die nun bestrebt sind, eine eigene Industrie 
aufzurichten, nicht günstig. Der Außenhandel in 
Eisenerzeugnissen entwickelt sich wie folgt: 

Eiseneinfuhr nach Österreich: 


1922 1923 1924 1925 1926 1927 
df e Tt He п 

Roheisen . . . 101.122 2928.065 28.221 32.798 26.944 30.496 
Stabeisen . . | 39 goy) 6.684 23.547 29486 21.613 9.288 
Halbfabrikate i 5.158 6.573 9.132 4.048 4.738 
Grobbleche . 2.878 12.884 11.070 15.231 13.732 
Feinbleche.. . „J 2.382 Seu 3.423 5.662 8.571 
z 11.925 
Feinbleche, 
dekapiert . 1.205 2.830 1.911 2.187 2.886 


sendraht,rch. 1.763 1.308 170 <00 БИНЕ? 
Se, Bar Zu 9.098 1.490 884 244 169 


Schienen 
Eisenausfuhr aus Österreich: 
1922 1928 1994 1925 1926 1997 
in Tonnen 

Roheisen . . 56.533 35.090 37.352 55.181 47.589 81.278 
Stabeisen . . 59.019 ] 91.495 44.469 74.651 58.531 70.518 
Halbfabrikate 24 118,990 19.997 12.882 17.798 81192 
Grobbleche . 7.862 2.720 1.603 1.248 1.777 
Feinbleche.. . 93.026 9916 5.823 6.282 7.747 11.422 
Feinbleche, É 

dekapiert . 1.792 1.427 2.260 1.509 2.181 
Eisendraht,roh . 81.888 143.964 17.313 28.077 24.127 17.730 
Schienen ... = 39499 4.476 4.099 8.279 1.524 


Die Einfuhr stammt zum größten Teil aus Deutschland 
und der Tschechoslowakei. Die Ausfuhr verteilt sich auf 
folgende Länder: 


1923 1924 1925 1926 1927 
1 
Roheisen: I RR 
Deutschland ...., 4070 1165 2065 14727 26968 
Dësem, oz, 3,7 1670 5858 17644 7168 14455 
Südslawien . . 0 . 9987 4343 11180 8872 8266 
Tschechoslowakei . . . 15559 23577 99646 21983 28781 
Urea ee р! 3382 992 724 2612 954 
Stabeisen und Stahl: 
Ja 7152 2496 3135 4547 3899 
Rußland ......, SÉ — 561 1266 1570 
Triest, Freihafen . . =. = — — а 5955 4615 3810 
Deutschland . .... 62106 ous 10620- -3190 7522 
{Та ДӨЙ оа йы 2588 6089 21710 11851 12165 
Ботеро поту TUE, 8871 2958 2693 1906 1651 
mee: zt hie й 1480 1733 3079 3326 4983 
Südslawien . .-. . ...10338 8388 14647 11176 18253 
Tschechoslowakei . ..... 2409 2543 3564 2847 3147 
Un ee 2757 2174 1480 1753 2081 
Halbfabrikate: 
Kia an ee Е ee — E 6560 3828 575 
Deutschland `... 14734 710 -= 1909- oun 2979 
Polen Be e e eg 359 251 181 177 243 
Rumätienamia ah = 112 182 439 3222 3749 
Südslawien. . . 2... 1855 VV 876 3717 5603 
Tschechoslowakei . ... 206 1i 168 113 124 
Änn unge 43 1425 341 151 164 
мепеи Чата пр 802 2126 2180 2775 1089 
Bleche: 
1923 1924 1925 1926 1997 
in Tonnen 

Deutschland ..... 3826 1478 656 494 901 
ПС СРИВ 2182 408 427 207 184 
ce Aue 228 107 142 23 61 
Kamanıon- FSD, ВЕР 669 110 89 93 110 
Südslawien . . 2... 3722 3695 3258 3685 5353 
Tschechoslowakei . . . 1022 1716 1900 1208 1081 
ат а 2888 934 1883 1296 2054 
КОНО ee 760 593 467 646 1138 
PAMARE S зш апап — — 180 1119 2488 

Zusammen . . . 14746 9026 8952 8766 14265 
Eisendraht, roh: 
Deutschlanter su 7% 27311 2035 457 76% 918 
Halionwte. eis 1 fe Ze, 2426 2444 2791 1193 1395 
БОЕ Ес. 5. 824 186 142 38 ‚184 
ае e a e n е 1907 1390 5424 1638 1700 
Бпа аме: hrs eg 1284 1463 1643 1324 2642 
Tschechoslowakei . . . 1288 1154 1095 81% 746 
ШЗ е 4826 2458 849 2349 2270 
Japan sp пзјолетаз; 728 1743 5696 12480 3285 
blandit sin. Ash ar 97 1003 1785 745 1575 
Schienen: 
Deutschland . .... 36977 1412 134 31 87 
Südslawien `, fete pr 2100 2245 2990 2821 957 
ПТ eg, Et 263 713 767 280 2 
ae ee 35 70 100 27 879 


Zum Schlusse sei noch die für österreichische. Ver: 
hältnisse sehr große Edelstahlindustrie erwähnt, 
welche die Gebrüder Böhler & Co. A. G., die Schoeller- 
Bleckmann Stahlwerke A. G., die Österreichischen Schmidt- 
Stahlwerke A. G. und die Steirische Gußstahlwerke A. С. 
umfaßt. Es ist dies der größte Teil der altösterreichischen 
Industrie. Nur ein bedeutendes Unternehmen, die Poldi- 
hütte, fiel durch die Staatentrennung weg. Im Vorjahr hat 
auch die Österreichische Alpine Montan-Gesellschaft die 
Erzeugung von Qualitätsstahl aufgenommen. Die Edelstahl- 
industrie war in der Vorkriegszeit und während des Welt- 
krieges für die Rüstungsindustrie stark in Anspruch ge- 
nommen und mußte nach dem Umsturz ihre Anlagen mehr 
als vor dem Krieg auf die Erzeugung hochwertiger Fertig- 
waren, wie Werkzeuge usw., umstellen, auch neue Er- 
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zeugungszweige aufnehmen. So hat die Böhler A. б. zu- 
nächst mit der Erzeugung von Gußstahlglocken begonnen 
und später eine Erzeugung von Preßluftwerkzeugen einge- 
richtet. Die zeitgerechte Umstellung hat es der Industrie 
bei der anerkannten Güte des österreichischen Stahls in 
den letzten Jahren ermöglicht, die großen Absatzschwierig- 
keiten teilweise zu überwinden. Allerdings liegen einzelne 
Werke wie jenes von Leobersdorf, der Feinstahlwerke 
Traisen-Leobersdorf noch heute still. 

Die Edelstahlerzeugung . Österreichs 
zeigt in den Jahren 1922—1927 folgende Entwicklung: 


1992 1923 1924 1925 1926 1927 
in Ton. ee 
33.099 37.736 44.238 42.676 46.4 62.104 


Im Vorjahr wurde, mit Rücksicht auf den preisdrücken- 
den Wettbewerb, der sich namentlich auf dem deutschen 
Markt fühlbar machte, über ein Kartell mit der tschecho- 
slowakischen und deutschen Edelstahlindustrie verhandelt. 
Der Versuch ist jedoch gescheitert. 


Elektrotechnische Industrie. 


Deutschösterreich hatte nach Kriegsende eine gut aus- 
gebaute elektrotechnische Industrie, deren Leistungsfähig- 
keit freilich auf das Wirtschaftsgebiet der Monarchie zu- 
geschnitten war. Aber im Gegensatz zu den meisten anderen 
Industriezweigen waren ihre Zukunftsaussichten nicht un- 
günstig. Der Krieg hatte eine weitgehende Umstellung der 
Wirtschaft auf die Elektrizität, wie es die Zeit erfordert 
hätte, verhindert. Sie mußte nachgeholt werden. Dafür 
sprachen auch die Fortschritte der Elektrizitätserzeugungs- 
und Antriebstechnik, die der Verwendung des Licht- und 
Kraftstromes Ausbreitung in Verkehr, Industrie und Land- 
wirtschaft sicherten. Dazu kamen noch die Verbesserungen 
der drahtlosen Telegraphie und die Erfindung des 
drahtlosen Fernsprechers und Fernzeichnens, die innerhalb 
der Schwachstromindustrie einen neuen Zweig, die Radio- 
erzeugung, begründeten. Insgesamt beschäftigt die Elektro- 
industrie rund 24.000 Arbeiter 


Starkstrom. 

Die österreichische Starkstro mindustrie war zur 
Zeit der Gründung der Republik hauptsächlich auf die Erzen- 
gung von Massenwaren und kleinen Aggregaten eingestellt. 
Das hatte zum Teil seine Ursache darin, daß die führenden 
Erzeugergesellschaften, die Siemens-Schuckert, A. Е. G.- 
Union und Brown-Boveri, Tochtergesellschaften der großen 
deutschen und schweizerischen Firmen sind, die sich bis 
dahin aus Gründen der Wirtschaftlichkeit die Erzeugung 
größerer Stücke in ihren Hauptfabriken in Deutschland und 
in der Schweiz vorbehalten hatten. Diese Arbeitsteilung 
konnte aber nach dem Krieg nicht mehr aufrecht erhalten 
werden. Die österreichische Industrie mußte, um sich den 
durch die Staatentrennung geschaffenen Wirtschaftsverhält- 
nissen anzupassen, auch auf die Erzeugung großer Aggre- 
gate übergehen. Der Bedarf an großen Maschinen war in- 
folge des Ausbaues der Wasserkräfte und der Elektrifizie- 
rung der Staatsbahnen gegeben. 

Diese Erweiterung unserer Starkstromindustrie er- 
folgte in der Zeit bis 1922/23, also während der Inflation, 
als die Geldbeschaffung durch Aktienbegebungen leicht fiel. 
Die gesamte Leistungsfähigkeit wurde dadurch um rund 
25% erhöht. Aber auch die Betriebstechnik der übrigen Ab- 
teilungen der Erzeugung wurde auf einen neuzeitlichen 
Stand gebracht und vielfach wurde Serienerzeugung ein- 
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geführt. Der Arbeiterstand dieses Industriezweiges beträgt 
etwa 6000. Leider konnte die erhöhte Leistungsfähigkeit der 
Starkstromindustrie fast nie ganz ausgenützt werden. Die 
großen Bestellungen für die Wasserkraftwerke und die Bun- 
desbahnen beschäftigten die Werke sehr ungleichmäßig. Es 
fehlte vor allem an der ausgleichenden Beschäftigung der 
Kommerzabteilungen, da sich die Umstellung der Industrie 
und der Landwirtschaft wider Erwarten infolge des Ka- 
pitalsmangels nur sehr langsam vollzieht. Erst im letzten 
Jahr zeigt sich darin eine Besserung. 

Sehr ungünstig hat sich der Auslandabsatz ge- 
staltet. Die ehemaligen Absatzgebiete, die Nachfolgestaaten, 
schlossen sich durch hohe Zölle ab und errichteten neue 
Werke oder bauten die bestehenden rasch aus. In Prozenten 
des Wertes erreichen die Zölle unserer wichtigsten Absatz- 
länder folgende Höhe: 


Prozent Prozent 
Deutschland . . . .. . 16°5 Те ege, vum, Am 64°0 
Frabkreich , er, 600 Rumänien ......3%5 
Наён Keen 293 Tschechoslowakei . . . 639 
Ве ерли]. Heiden 188 Ungarn... уйный; ч 458 
Südslawien. . 2.2... 361 (Österreich ...... 34.4) 


Um die Märkte der Nachfolgestaaten besteht ein 
großer Wettbewerb, in dem die österreichische Industrie 
vielfach im Hintertreffen ist, weil sie — Kapitalsschwächer 
als die anderer Länder — oft nicht in der Lage ist, die Ar- 
beiten sozusagen selbst durch lange Zahlungsfristen oder 
durch Anleihen zu finanzieren. 

Eine Hemmung der Ausfuhr der österreichischen 
Starkstromindustrie sind auch die Absatzrayonierungsüber- 
einkommen der Siemens, A. E. G. und Brown-Boveri mit 
ihren Muttergesellschaften, wodurch sie in der Hauptsache 
auf den Absatz in den Nachfolgestaaten und auf dem Bal- 
kan beschränkt bleiben. Dagegen ist die Elin vollkommen 
frei, sie konnte auch einen ziemlich erheblichen Absatz in 
den übrigen europäischen Staaten erwerben. 

Der Außenhandelmit elektrischen Maschinen und 
Krafterzeugungsbedarfsartikeln entwickeltet sich wie folgt: 


1922 1923 1924 1925 1926 1937 
in tausend Schilling 
Еі os u 20.737 22.908 26.537 29.109. 33.940 38.220 


Ausfuhr . 78.978 55.541 65.259 58.804 58.780 62.656 
Ausfuhrüberschuß 53.236 32.633 38.722 29.695 24.840 24.436 


Aus der Aufstellung geht hervor, daß die Einfuhr sehr 
stark zugenommen hat, während die Ausfuhr eher zurück- 
geht. Die Steigerung der Einfuhr erklärt sich zum Teil mit 
den von den Wasserkraftwerken bezogenen besonderen 
großen Stücken, die im Inland noch nicht erzeugt werden, 
und mit der zunehmenden Verwendung von kleineren In- 
dustrie- und Haushaltungs-Spezialmaschinen, deren Erzeu- 
gung den Mutterunternehmungen unserer Starkstromgesell- 
schaften überlassen blieb. 

Unsere größten Lieferanten уоп elektrischen 
Maschinen sind: 


1925*) 1926 1927 
in tausend Schilling 
Deutschland . . . .. 4.087 5.751 7.244 
Schweiz . s 2... 1 1.701 1.821 609 
Ungarn "Aus zs, тайи 845 305 364 
Tschechoslowakei . . 96 458 326 


*) Über die Jahre vor 1925 liegen keine Wertangaben vor. 


Verhältnismäßig hoch ist unsere Einfuhr aus der 
Tschechoslowakei und Ungarn, die ihre Elektroindustrie in 
den Nachkriegsjahren rasch ausgebaut und in einigen Er- 
zeugnissen bereits zur Ausfuhrindustrie entwickelt haben: 


Unsere größten Bezieher elektrischer Maschinen 
sind: 


1925 1926 1927 

in tausend Sehilling 
Deutschland . . ._. 1.058 1.214 1.176 
л ы ыл таей 1.723 553 726 
Rumänien. ,', ar; 1.245 1.408 1.312 
Südslawien . . . „1440 1.775 1.480 
Tschechoslowakei . 2.870 2.246 1.722 
denen, — — б.з 523 451 830 
ТӘНЕ, лачы 975 383 522 
Großbritannien . . . 255 550 380 
Bulgarien . . ... 448 513 432 
Griechenland ... 117 82 208 
Жапа IO 24 352 1.131 


Bemerkenswert ist die rasche Zunahme unserer Aus- 
fuhr nach Rußland. Im Vergleich mit dem, was man sich 
vom Rußlandgeschäft erwartet hat, ist es freilich noch 
wenig. Österreich war eines der ersten Länder, das sich 
mit diesem befaßt hat. Es ist aber bald von den kapitals- 
kräftigeren Ländern, die längere Zahlungsfristen bewilligen 
konnten, wie England, Amerika, vor allem aber Deutsch- 
land, das öffentliche Unterstützung gewährte, darin weit 
überflügelt worden. Dieser Vorsprung ist nun selbst durch 
die von der Gemeinde Wien bewilligte Ausfallshaftung für 
Lieferungen nach Rußland nicht mehr einzuholen. Auch 
vom Balkangeschäft hat man sich mehr erhofft, als bisher 
eingetroffen ist. Obwohl unsere Ausfuhr von Elektro- 
maschinen nach Rumänien, Bulgarien, Griechenland im 
Vergleich mit der nach anderen Ländern nicht gering ist, 
ist sie doch noch bescheiden und wird durch den Kapitals- 
mangel dieser Länder sehr gehemmt. 


Finanziell steht die Starkstromindustrie sehr günstig 
da. Ihre Substanzverluste durch die Geldentwertung sind 
bedeutend geringer als die anderer Industriezweige. Sie 
konnte auch die ganzen Jahre hindurch mit Gewinn ar- 
heiten und über die — allerdings bescheidenen — Abschrei- 
bungen hinaus immer Dividenden verteilen: 


Goldbilanz 
1913 1995 1995 1926 1927 
іп tsd. GK in tausend Schilling 
Eigenmittel . . . . 59.873 72.750 72.750 72.750 72.750 
Anlagen m. sm Пич 26.288 27.825 30.240 31.386 80.367 
Abschreibungen . . 2.454*) — 1.745*) 1.970*) 2.455 
Reingewinn . . . . 3.768 E 84897 8.787 
Dividende . . .. . 8.620 — 3.113 2.977 3.049 


*) Darunter sind die Abschreibungen der Brown-Boveri, die 1913—1926 
nicht veröffentlicht wurden, schätzungsweise mit 90%, angenommen. 


Die Starkstromindustrie gehört zu den wenigen, die 
nach der Goldumstellung annähernd das Vorkriegsvermö- 
gen, mehr als 84% ausweisen können. Dabei hat sie den 
Buchwert der inzwischen sehr vergrößerten Anlagen um 
8% niedriger in die Bilanz eingesetzt als im Jahre 1913. Ab- 
schreibungen und Reingewinn sind allerdings um fast ein 
Drittel zurückgegangen, noch stärker ist die Dividende ge- 
sunken. 

Die Starkstromindustrie unterhält in den meisten 
Nachfolgestaaten Verkaufsgesellschaften und auch einzelne 
kleinere Filialbetriebe. Die von ihr auf diese Weise inve- 
stierten Kapitalien betragen zusammen etwa 8 Millionen 
Schilling. 


Kabel und Schwachstrom. 

Die Kabelindustrie umfaßt zehn Unternehmungen, dar- 
unter drei sehr großen Umfangs, die Felten & Guilleaume 
A. б., die Kabel- und Drahtindustrie und in weitem Abstand 
die Kabelabteilung der Österreichischen Siemens-Schuckert- 
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Werke. Die Kabelindustrie ist auch Großerzeugerin elektri- 
scher Leitungsdrähte. Der Aufschwung der Elektrizitäts- 
wirtschaft stellte sie vor neue große Aufgaben. In den Jah- 
ren von 1918 bis 1927 wurden allein 7527 Kilometer Hoch- 
spannungsfernleitungen gelegt; dazu kommen die Anschluß- 
leitungen bis zum Verbraucher und schließlich der Bedarf 
an Leitungsdraht der Tausende neuen Verbraucher selbst. 
Die Bahnelektrifizierung brachte große Aufträge an Stark- 
strom- und Schwachstromleitungen, da wegen der Störun- 
gen durch die Hochspannungsleitungen große Strecken der 
Fernsprechlinien längs der Bundesbahnen verkabelt werden 
mußten. Die Unterbrechung der Elektrifizierungsarbeiten 
der Bundesbahnen trifft die Kabelindustrie vorläufig nicht 
sehr hart, da sie Ersatz in den großen Investitionen der 
Gemeinde Wien fand, die in diesem Jahr mit der Auswechs- 
lung des unzulänglich gewordenen Verteilungsnetzes be- 
gonnen hat und der Postverwaltung, die in den letzten Jahren 
neben der Ausgestaltung des örtlichen Fernsprechnetzes, 
der Überland- und Telegraphenanlagen die Fernkabel- 
legungen in großem Umfang betrieben hat. 


Die Ausgestaltung der Anlagen der Postverwaltung 
seit 1922 — in den ersten Jahren nach dem Umsturz wurde 
nicht viel gebaut — zeigt folgende Aufstellung: 


Zuwachs oder Abgang 

seit 1922 unter Berück- 

1922*) 1923 1927 siehtigung des natür- 

7 lichen Zuwachses durch 

Р den Anschluß des Bur- 
Länge der Telegra- genlandes 
phendrähteinkm 73.902 78.919 78.048 + 2,732 


Telegraphenappa- 

rate, Stück . . 2,304 2.027 ? ? 
Länge der Fern- 

sprechortsnetze 

mM RP= o 478.285 495.525 701.409 + 232.805 


Länged, Überlands- 
leitungen in km 53.162 55.488 129.530 + 75.137 
Teilnehmerstellen 84.070 135.133 162.395 + 77.816 
*) Ohne Burgenland. 


1926 wurde die erste Fernkabelleitung Wien—Passau 
mit einer Länge von 573 Kilometer fertiggestellt. Von Linz 
aus wurde eine Linie nach der Schweiz über Salzburg— 
Innsbruck—Bludenz abgezweigt. Eine zweite Kabellinie 
wurde von Innsbruck bis Scharmitz mit dem Anschluß nach 
München errichtet. Der Bau weiterer Kabelleitungen nach 
der ungarischen, tschechoslowakischen und südslawischen 
Grenze wird vorbereitet. 


Durch die Eisenbahnelektrifizierung, noch mehr durch 
den Ausbau des Fernsprechnetzes, war die Schwach- 
stromindustrie in den letzten Jahren gut beschäftigt. 
Diese umfaßt sieben Unternehmungen, darunter die Nieder- 
lassung der deutschen Siemens & Halske A. G., die in eine 
österreichische A. б. umgewandelte Niederlassung der 
Deutschen Telephonfabriks-A. С. Berliner, die Czeija, Nißl 
A. б. Der Schwachstromindustrie kam die Einführung des 
Rundfunks sehr zu statten. Nach mehrmonatigen Ver- 
suchen wurde im Oktober 1924 der erste Sender in Wien 
eröffnet. Seither wurden ein zweiter Hauptsender in Wien 
und vier Nebensender in Graz, Klagenfurt, Linz und Inns- 
bruck errichtet. Die Zahl der Rundspruchteilnehmer ist bis 
Ende 1927 von rund 37.000 auf 300.000 gewachsen. 

Im Gegensatz zum Inlandsgeschäft hat sich der 
Außenhandel mit Kabeln und elektrischen Drähten 
und Schwachstromapparaten nicht sehr günstig entwickelt. 
Eine Ausnahme bildet die Ausfuhr von Radioapparaten 
und -bestandteilen, wie aus folgender Zusammenstellung 
hervorgeht: 


Kabel und isolierte Drähte: 


1925 1926 1927 

in tausend Schilling 
Insgesamt... . .., 6368 5010 5468 
Deutschland `, 64 185 1081 
Бе EE are, tan ia, 359 ar 45 
АТО Ера 208 189 187 
PORIE DENS Da 1677 467 888 
Rumänintis giors s 952 655 578 
Südslawien . ыз. даш 1070 1458 1012 
Tschechoslowakei . . . 394 262 249 
UNSAL ur: Be AN 64 185 17 

Telephonapparate: 
Ал S % u .h ep 
1925 1926 1927 

in tausend Schilling 
Insgesamt sdai .... 6490 5315 6202 
БРЕЗОВО у. з. 1642 803 128 
Таа MENIS ү-нө 707 28 17 
Шайып! дө инт әр дыш 591 228 850 
‚Bolen arra T пей © 27% 142 166 
Tschechoslowakei . . . 2202 3127 4357 

Radioapparate: 
+ ap 996 

Einfuhr эче AE 
Insgosamt.s un am 1315 1333 2101 
Deutschland `. ET, 780 575 811 
England MED SHG 261 155 218 
E 118 HEN 828 
Ausfuhr 
Insgesamt... . 2858 5321 6179 
EE рен ате 7 337 307 107 
Deutschland silis shs. 368 970 885 
England die йүү, d vr 648 1041 1929 
OO ырайы. ee 172 290 148 
Südslawien ...... 144 388 358 
Tschechoslowakei . . . 192 763 519 
Imeärmsehnik. die de. 4 812 157 
Schweden. а. cin. % 163 249 91 
Rumänien , 08. С 3% — E 241 


Finanziell hat sich die Kabel- und die Schwachstrom- 
industrie gleich der übrigen elektrotechnischen Industrie 
gut entwickelt. Die Substanzverluste waren wesentlich ge- 
ringer als bei vielen anderen Erzeugungszweigen. Darüber 
gibt eine Darstellung der beiden größten Kabelunterneh- 
mungen- der Felten und der Kabel & Draht — die Siemens- 
Schuckert haben wir bereits bei der Starkstromindustrie 
berücksichtigt — ein Bild: 


1913 1925 1926 1997 

іп tausend Sehilling _ 
Eigenmittel e, но, 21.316 18.665 18.692 18.816 
AWATON EECH N 11.085 11.442 11.619 11.422 
Abschreibungen . . . . 691 356 480 1.041 
Reingewinn . ..... 3.107 1.224 1.777 2.326 
Dividendes.o. eu...» 2.187 811"), : 1.21815. 1.56% 


Die Schwachstromindustrie, bei der ein Vergleich mit 
der Vorkriegszeit nicht möglich ist, weist insgesamt 
15:48 Mill. S Eigenkapital und 12-87 Mill. 8 Anlagen auf. 


Wasserkraftwirtschaft. 

Bereits vor dem Krieg bestanden im alten Österreich 
großzügige Pläne, die Wasserkräfte der Alpenländer auszu- 
werten. Dabei stand die Elektrifizierung der Staatsbahnen 
im Vordergrund. Als im dritten Kriegsjahr der Kohlen- 
mangel den Verkehr lähmte, traten die Staatsbahnen mit 
einem fertigen Programm für den Ausbau der Wasserkräfte 
und die Bahnelektrifizierung hervor. Dieser Plan bildete die 
Grundlage für die nach dem Zusammenbruch der Mon- 
archie im Jahre 1918 einsetzende erfolgreiche Werbetätig- 
keit für die Elektrifizierung. 

Der jährliche Kohlenbedarf wurde bei Vollbeschäfti- 
gung der Industrie mit 15 Millionen Tonnen angenommen, 
wovon etwas mehr als ein Fünftel die inländische Förde- 
rung aufbrachte. Nach den Berechnungen der Elektrifizie- 
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rungsfachleute sollten durch den Ausbau der Wasserkräfte 
etwa zwei Drittel des Kohlenbedarfes der bestehenden ka- 
lorischen Elektrizitätszentralen und ein Drittel des Bedarfs 
der Industrie erspart werden, was bei der außerordentlichen 
Höhe der Kohlenpreise in den ersten Nachkriegsjahren sehr 
ins Gewicht fiel. 

Die Großwasserkräfte werden geschätzt: 


Im Jahresmittel vorhandene PS 
spezifische 
ausnutzbar Leistungsfähig- 
keit je km? 


Vorarlberg. . . . 495.000 200.000 1903 
EE ts. Die 209.000 836.000 168°5 
Salzburg . . . .. 962.009 440.000 133°6 
Karten”, Cums 1,540.000 618.000 16171 
Steiermark . . ‚9,090,000 886.000 127:3 
Oberösterreich . . 1,248.000 570.000 100 
Niederösterreich 1,045.000 470.000 58°8 
Burgenland . . . 60.000 30.000 16°5 
9,580.000 4,000.000 


Davon waren Ende 1918 rund 223.634 PS mittlerer 
Leistung ausgebaut, das sind 5%% der vorhandenen, außer- 
dem gab es etwa 156.000 PS kleine Wasserkraftanlagen 
unter 500 PS. 

Schon 1919 wurde an den Ausbau der Wasserkräfte 
geschritten. Es wurde eine Reihe von Wasserkraftgesell- 
schaften gegründet, an denen sich Bund, Länder und pri- 
vates Kapital beteiligten. Gleichzeitig wurde mit der Bahn- 
elektrifizierung begonnen. Obwohl die Inflation, die das 
Betriebskapital immer wieder aufzehrte, die Ausführung 
verzögerte, wurden doch in diesen zehn Jahren große Fort- 
schritte erzielt. Der Ausbau wurde sehr gefördert durch das 
im Jahr 1920 in Kraft gesetzte Wasserkraftgesetz, das 1924 
durch das Elektrizitätsförderungsgesetz abgelöst wurde, 
welches nun durch die im Juli vom Parlament verabschie- 
dete Novelle bis Ende 1931 weiter verlängert wird. Das 
Gesetz sichert den Wasserkraftgesellschaften die Befreiung 
уоп der Körperschaftssteuer und уоп Gebühren auf die 
Dauer von 10 bis 20 Jahren zu. Die Zahl der großen 
Wasserkraftwerke wurde seit 1918 von 140 auf 233 
vermehrt, wovon gegenwärtig noch 15 sich im Bau befin- 
den. Ihre Jahresmittelleistung stieg von 223.684 auf 
497.639 PS, das sind nun doch schon 12-3% der ausbau- 
fähigen Wasserkräfte: 5 


Stromliefe- Bahn- Indu- 
rungsunter- kraft-  strielle An- zu- 
1918: nehmungen werke lagen sammen 
Anzahl а. Unternehmungen 43 4 93 140 


Jahresmittelleistungin PS 102.695 10.500 110.439: 223,634 
Installierte Wasserkraft- 

leistung in PS . . . . 140.584 16.800 164.276 391.660 
Höchstes Jahresarbeits- 

vermögenin Mill.KWh. 5871 60:9 635'0 1.988 

Errichtet1919—1927: 
Anzahld. Unternehmungen 33 2 43 78 
Jahresmittelleistungin PS 139.810 6.600 832.545. 178.955 
Installierte Wasserkraft- 

leistung Ре: 286.001 832.000 49.986 367.937 
Höchstes Jahresarbeits- 

vermögen inMill. KWh . 7891 378 186:2 963°1 

Am 1./1.1928 im Bau: 
Anzahld. Unternehmungen 7 2 6 95.050 
JahresmittelleistunginPS 61.050 15.500 19.500 413.160 
Installierte Wasserkraft- 


leistunginPS. .. . - 316.400 68.000 28,700 
Höchstes Jahresarbeits- 
vermögenin Mill. KWh. 8567 840 1077 5484 


Anzahl der Unternehmun- 

те e А 88 8 142 933 
Jahresmittelleistungin PS 303.555 31.600 162.484 497.639 
Installierte Wasserkraft- 


leistung in PS . . „+ 142.985 116.800 242972 4,102.757 
Höchstes Jahresarbeits- 
Vermögen, 1.6829 1827 9289 27945 


Auch die Zahl der kleinen Wasserkraftan- 
lagen hat sich infolge der Steuerbegünstigungen sehr er- 
höht. Ihre Jahresmittelleistung ist um 30.000 auf 186.000 PS 
gestiegen, was, da die kleinen Werke teurer und unwirt- 
schaftlicher arbeiten und vielfach auch die Entwicklung der 
großen Wässerkraftwerke erschweren, nicht sehr erwünscht 
ist. Man hat deshalb auch im neuen Elektrizitätsgesetz von 
einer weiteren Steuerbegünstigung für diese Werke abge- 
sehen. Dieindustriellen Eigenanlagen verteilen 
sich auf die einzelnen Industriegruppen wie folgt: 

Errichtet 1928 


1918 1918—1927 im Bau Zusammen 

45 5 Ai Ai 

EE Zeg Ru апд br Aë но 

Zë fa Sp fg si оа d? РЕ 

яш BE шу BE qg SE ду pE 

© Е S” E ën S Gm 9 

Chemische Industrie . 7 27998 2 2630 2 11900 11 45528 

Holz- u. Papierindustrie 36 35470 22 14415 1 2200 59 52085 
Berg- u. Hüttenwerke, 
Maschinen-u.Mettall- 

industrie. . . . . . 30 27071 13 9470 З 53400 46 41941 
Baustoff- und Glasin- 

TEE Я 5 4315 2 2950 — — 7 7265 

Textilindustrie... .15 15585 1*)3080 — — 19 18665 


*) Hievon gehört ein Unternehmen mit 780 PS zur Nahıungs- und 
Genußmittelindustrie. 


Nach einer Schätzung des Wasserkraft- und Elektri- 
zitätswirtschaftsamtes betrug Ende 1927 die Gesamtleistung 
der österreichischen Elektrizitätswerke 2430 Kilowatt- 
stunden, wovon etwa ein Drittel auf die kalorischen Werke 
entfällt. 

Das Hochspannungsfernleitungsnetz 
wurde seit 1918 ebenfalls sehr erweitert. Seine Gesamtlänge 
hat von 2712116 auf 10.301-48 Kilometer zugenommen, wo- 
von 62-86 Kilometer noch im Bau sind. Dadurch wurden 
mit Ausnahme des nördlichen Burgenlandes fast alle Ge- 
biete Österreichs der Stromversorgung erschlossen. 

Die durch den Ausbau der Wasserkräfte erreichte E r- 
sparnisanfremderKohle beträgt rechnungsmäßig 
1'88 Millionen Tonnen oder 70 bis 75 Millionen Schilling 
jährlich. Tatsächlich hat sich der Kohlenbedarf 
gegenwärtig auf 12 Millionen Tonnen verringert, und zwar 
entfallen auf den Verkehr 3-5 Millionen Tonnen, auf den 
Hausbrand 2-5 Millionen Tonnen, auf die Industrie und 
Landwirtschaft 4'8 Millionen Tonnen, auf die Gaswerke 0-5, 
auf die Elektrizitätswerke 0'7 Millionen Tonnen. Die Ver- 
minderung ist zum nicht geringen Teil auch auf die 
schwache Beschäftigung der Industrie und auf die Erspar- 
nisse durch die verbesserte Wärmetechnik zurückzuführen. 
Die meisten Ersparnisse wurden bei den kalorischen Elek- 
trizitätswerken gemacht. So z. B. deckt Wien bereits zwei 
Drittel der Energie nun durch Wasserkraft. Auch die Bun- 
desbahnen haben durch die Elektrifizierung einiger Teil- 
strecken etwa 400.000 Tonnen erspart. Sie haben 5 Kraft- 
werke mit insgesamt 102.750 installierter Turbinenleistung 
errichtet und betreiben bereits 613-7 von insgesamt 4878 
Kilometer elektrisch. 

Gegenwärtig stockt die Elektrifizierungsaktion. Der 
Kohlenpreis ist in den letzten Jahren sehr gesunken und 
der elektrische Betrieb stellt sich, wenn man die hohen 
Zinsen und Amortisationskosten des für die elektrischen 
Bahnanlagen investierten Kapitals in Rechnung setzt, teurer 
als der Dampfbetrieb. Die Bundesbahnen würden das wohl 
in Kauf nehmen, zumal der elektrische Betrieb große an- 
dere Vorteile bietet. Doch stehen sie vor anderen unauf- 
schiebbaren großen Investitionen, so daß die Elektrifizie- 
rung der Strecke Salzburg—Wien vermutlich erst nach 
einer Pause fortgesetzt werden dürfte. 


Die Entwicklung der Stromlieferungsunternehmungen 
war nicht so günstig, als man erwartet hatte. Im Durch- 
schnitt 1927 betrug der Stromabsatz erst 60 bis 70% der 
Leistungsfähigkeit der Werke, Infolge des Kapitalsmangels 
geht die Elektrifizierung der Gemeinden, aber auch der In- 
dustrie nur sehr langsam vor sich. Noch schlechter sind die 
kalorischen Werke ausgenützt, 1927 etwa mit 16 bis 20%, 
doch ist dabei zu berücksichtigen, daß es sich zu einem 
Großteil um Spitzenzentralen der Wasserkraftwerke han- 
delt, die nur zeitweilig in Betrieb genommen werden. Der 
Bau neuer Stromwerke beruht hauptsächlich auf der Aus- 
fuhr von Strom. So bestehen bereits Stromlieferungsver- 
träge der Illwerke mit den Württembergischen Elektrizitäts- 
werken, der Bären-Werke an der Fuscher Ache bei Zell am 
See und der Achensee-Werke (Tiwag) mit dem Bayernwerk. 

Insgesamt wurden seit 1918 rund 360 Millionen Schil- 
ling in großen Wasserkraftbauten investiert, wovon zwei 
Drittel im Inland und ein Drittel im Ausland aufgebracht 
wurden. 


Holz, 


Über die österreichische Rohholzerzeu gung 
gibt es nur Schätzungen, die Hofrat Prof, Dr. Marchet 
vor einigen Jahren gemacht hat. Danach beträgt diese: 


19011844018: lount HR 396 Mill. Mtz. hievon ausgeführt Uu), 
WI нәзер ан. кї рН ТРЕТИ „oil Aa 
EEE A 56, e $ dé 36°), 
EE EE, ee ын. S 450), 


Aus dieser Aufstellung geht die zunehmende Wichtig- 
keit des Holzes als Ausfuhrgut hervor. Von der gesamten 
österreichischen Ausfuhr im Jahre 1927 im Betrage von 
2098 Mill. S betrug der Ausfuhrwert des Holzes allein 217 
Mill., somit über 10%. Die Holzeinfuhr ist unbedeutend, sie 
betrug bei einer Gesamteinfuhr von 3184 Mill. S nur 18:8 
Mill. Die Holzaußenhandelsbilanz trägt daher zur Verbesse- 
rung der Gesamtbilanz wesentlich bei, wie aus folgender 
Übersicht hervorgeht: 


Ausfuhr- Einfuhr- 
überschuß überschuß 
Warengruppe 1927 1927 ı 

in Millionen Schilling 
HO AET EL in 229.1 = 
ШАРЛА зен и из ыл ien EE са 109:9 = 
Aaile „Ж. a MTT A ZC" == 29:4 
Unedle Metalle. . gg PI, ser. . 1579 — 
Wales ala Vro mn лїгї — 119:4 
E Een ER Ee `. 35:3 Ee 
Kontoktionsware... en. en 730 — 
Maschinen ERR, EL o 5:3 — 
Edeimaralle&e, n Anere SP . — 27°8 
Chemische Stoffe. .. . . 2... -— 32:0 
Конете, Сна) n = 208°8 
УАН е бе Уллу ер» мон a zeck, 2 — 2405 
Tierische Rohstoffe 400i. e, — 50'6 
ОБЕ. баш. өне" п = 82:0 
СОТО E күле ent, I — 358 `0 
ЕОР ТСИ ык ЫМАЛАШ — 119 
тое о sn ые e . y a a — 81°6 
“ЧОООН УГО E у — 59-1 
Kolönialwareh sov сд хона, — 40°9 
Baumwolle ws; Ee — 84:9 


Vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus kann man 
diese Entwicklung freilich nicht ganz gutheißen, denn sie 
geht auf Kosten der Holzwarenindustrie. Diese, einst eine 
der wichtigsten österreichischen Ausfuhrindustrien, ist in- 
folge der Staatentrennung und der Hochschutzzollpolitik 
der Nachfolgestaaten stark zusammengeschrumpft. Der in- 
ländische Holzbedarf ist durch den Mangel privater Bau- 
tätigkeit bedeutend verringert. 
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Über die Ein- und Ausfuhr von Roh- und Nutzholz 
unterrichtet folgende Tabelle: 


Brennholz, hart und weich Rohholz. hart und weich 


Eınfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
in Ме е Termin e 

1920... 1 1.289.844 19.234 151.865 308.827 
1921 Hate, sei 991.059 87.804 216.645 292.544 
19298. 2.0: 481.176 116.980 287.798 618.705 
КОӨ ae. 994.643 270.189 274.109 567.602 
1922.) SS 972.700 757.878 302.312 1,732.807 
19261 SISTR 597.216 1,329.284 281.332 4.171.086 
1926 ‚makes, 493.342 988.727 388.887 4.026.602 
199, e i 191.901 1,037.978 350.850 7,215.636 


Bauholz, behauen 


Nutzholz, gesägt, 
(Schwellen, Faßholz, Nutzholz) 


hart und weich 


Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
La esit er Pe ge a 
1920 unse: 58.359 106.122 32.081 3,216.590 
1921, с. =н 82.415 468.494 230.021 3,261.664 
Т9 Een, 101.262 683.170 237.365 6,879.771 
1923 ‚mr: 75.269 981.258 203.170 6,477.370 
3924 + tselın 74.185 852.241 339.473 9.614.986 
Team уже 197.051 1,169.902 282.524 10.981.820 
9265.596 91.482 1,350.764 456.110 9,650.195 
1927 “ы! 55.180 887.584 392.964 11,662.156 


Eingeführt wird weiches Sehnittmaterial aus Polen 
und Rumänien, hartes Rundholz und. Schnittmaterial, 
Schwellen aus Südslawien, Polen der Tschechoslowakei und 
Ungarn, Brennholz aus der Tschechoslowakei. Doch sind 
die Mengen, wie die Tabelle aufweist, nicht allzu bedeu- 
tend. Die hohen Ausfuhrzahlen von Rohholz illustrieren am 
schlagendsten den schweren Stand unserer Sägeindustrie 
(65% der Betriebe sind stillgelegt), weil besonders die 
Mittel- und Kleinbetriebe, die langfristige Rundholzliefe- 
rungsverträge nicht besitzen, mit den Preisen, die das Aus- 
land für das österreichische Rundholz anlegt, nicht mehr 
wettbewerbsfähig sind. 

Unsere Ausfuhr von Roh- und geschnittenem Holz 
ist in der Hauptsache nach folgenden Ländern gerichtet: 

Rund- 


Gruben- Schleif- 


holz ho!z holz 
Deutschland . Aatseegg . — . 1996. 91,336 2.190 22.099 
1927 262.673 12.365 188.822 
ЖАНЫН meo raa mee ge G 4.305 17.231 
1927 18.285 6.600 16.671 
Етап... ора 1926 7.718 56 15 
1927. 19.169 368 4.291 
ENEE, ee eh E d TOE 29 
1927 22.181 15.358 277 
Вее e he 1926 81.875 96 28,480 
1927 89.695 32 85.851 

Holland sun р з 1998 589 _ = 
1927 768 — 513 
Tschechoslowakei. . . . . . 1926 10.021 3.542 11.676 
1927 32.996 2.497 14.973 
Gesamtausfuhr . . 1926 288.962 32.627 80.989 
1927 477.820 37.809 205.946 


Die Ausfuhr von Schleifholz stieg von 809.890 Mtz. 
(1926) auf 2,059.463 Mtz. (1927), also um 154%. Während 
die Rundholzausfuhr des Jahres 1927 gegenüber 1926 um 
65% stieg, erhöhte sich die Ausfuhr von gesägtem Holz nur 
um 20%. 

Die österreichische Sägeindustrie fordert daher bei 
den Handelsvertragsverhandlungen mit Deutschland die 
Aufhebung der bestehenden Diskrepanz zwischen dem 
deutschen Rohholz- und Schnittmaterialzoll. 

Die Nachfrage des Auslandes richtet sich in erster 


Reihe nach Rundholz, während es zum Schutz der eigenen 
Sägeindustrie die Einfuhr von Brettern durch Zölle erheb- 
lich erschwert hat. Dies gilt vor allem von Deutschland, das 
für Rundholz einen Zoll von 12 Goldpfennig, für Schnitt- 
material von 1 Goldmark einhebt. Die Folge davon ist die 
anhaltend schwere Krise unserer Sägeindustrie; etwa 65% 
der Betriebe mußten stillgelegt werden. Es sind dies beson- 
ders die Mittel- und Kleinbetriebe. Die österreichische Re- 
gierung versuchte zwar den Abverkauf von Rundholz ins 
Ausland dureh die Ausfuhrabgabe und durch Erhöhung der 
Bahntarife einzudämmen, jedoch mit geringem Erfolg. Gün- 
stig hat sich die Sperrholzindustrie (4 Werke) entwickelt. 
Deren Ausfuhr hat in den letzten Jahren zugenommen. Da- 
gegen ist die Fournierindustrie nur mit etwa zwei Drittel 
ihrer Leistungsfähigkeit beschäftigt. Ihr Absatz wurde 
durch die Zollschwierigkeiten der Nachbarstaaten stark ein- 
geengt. Der Wettbewerb hat sich durch die Vermehrung der 
Werke in den Nachfolgestaaten, besonders in der Тѕеһесһо- 
slowakei, verschärft, dabei ist die österreichische Industrie 
infolge der ungünstigen Frachtlage — sie bezieht das Roh- 
material zum großen Teil aus Übersee — etwas ins Hinter- 
treffen geraten. 


Die Holzausfuhr nach Deutschland und der Schweiz war 
bis August 1928 weiter im Ansteigen. Nach Deutschland 
wurden in den ersten sieben Monaten dieses Jahres an 
rohem Nadelholz 3577 Mill. Mtz. (gegen 1267 Mill. im Vor- 
jahr, also um rund 170% mehr), an gesägtem Holz 2411 
Mill. Mtz. (1226 Mill., um 100% mehr als 1927, geliefert. 
An der gesamten Rundholzeinfuhr in die Schweiz war 
Österreich im ersten Halbjahre 1928 mit 80%; an der 
Schnittholzeinfuhr mit 50% und an der Brennholzeinfuhr 
mit 70% beteiligt. 

Der inländische Holzhandel ist gegenüber der 
Vorkriegszeit naturgemäß zusammengeschrumpft, weniger 
die Zahl der Holzhändler. Dadurch hat der Wettbewerb sehr 


Schwellen В re БА See Sperrholz Furniere GR? 
we: Ne, be р 
60.476 518 57.169 227 98 117 21.500 
16.229 504 821.821 785 788 248 22904 
29 48.145 558.881. 8.162 525 17 20.950 
344 31.055 505.961 8.861 578 17 14.996 
— 75....191.651 1.242 — 107 — 
— 84 156.217 836 13 814 305 
344 21.862 46.604 1.413 1 40 18.968 
299 36.404 78.116 2.097 8 70 27.906 
10 468 37.692 — 707 110 24.769 
42 258 40.161 38 1.066 48 30.362 
— — 8.810 84 — SC SE 
— 15 14.221 66 51 3 — 
818 286 23.488 6 296 197 9.499 
1.824 340 20.586 28 811 29% 6.917 
61.708 72.579 965.020 11.401 2,255 840. 98.873 
18.759 68.770 1,166.216 12.865 3.217 1.453 103.798 
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zugenommen und zu einer Verschlechterung der Zahlungs- 
verhältnisse geführt. Immerhin ist im Vergleich mit anderen 
Handelszweigen die Zahl der Insolvenzen gering, von Aus- 
wüchsen in der Zeit der Geldentwertung abgesehen, was ein 
Beweis der guten Grundlage des österreichischen Holz- 
handels ist. 

Nun ein kleiner Auszug aus der Betriebs- 
statistik der holzverarbeitenden Industrie Österreichs, 
(Die Zahlen stammen aus dem Wirtschaftlichen Jahrbuch 
der Arbeiterkammer pro 1927.) 


Zahlderösterreichischen Sägen und Säge- 
werke: 
Zahl der unfallversicherten 


Land Betriebe Männer Männer plus Frauen 

Arbeiter Lehrlinge Arbeiter Lehrlinge 
AN Gett ben ME, Aoii 3 46 6 47 6 
Niederösterreich . 377 3.075 72 3.172 76 
Oberösterreich . . 321 2,531 100 2.608 101 
Salzburg run. 160 1.202 5 1.217 5 
Steiermark `, . ~. 517 4176 155 4.479 185 
Kärnten o #W 463 3.109 71 8.846 74 
dl age 991 974 29 980 29 
уота евра. 29 57 334 5 340 5 
Burgenland. . . . 16 228 4 234 4 
Insgesamt . . 2.135 15.678 147 16.418 485 


In Österreich gab es im Jahre 1927 im ganzen 6877 un- 
fallversicherte Betriebe von Holz- und holzverarbeitenden 
Industrien mit einer Gesamtarbeiterzahl von 48.757 Ar- 
beitern und 4635 Lehrlingen. Hievon waren 2707 Betriebe 
Sägen, Sägewerke und mit dem Fällen und Bringen des 
Holzes beschäftigt mit 23.711 Arbeitern (darunter 838 weib- 
lichen) und 612 Lehrlingen (69 weiblichen). 


Österreichische Holzaktiengesell- 
schaften: 


Gesell- eingezahltes 

sehaften Aktienkapital 
e E a E i K 33,000.000 
ОИ EE e SE 8 K 45,800.000 
ТОЛО) e ER, 10 K 95.300.000 
{з ИШКЕ а ТЬе Eis 24 К ` 374,500.000 
POE E з. Е e 46 К 2.502,000.000 
п Е ee e E 69 К 12.810,000.000 
ee, De EUTIN ИВ. 75 S 2,489.000 
Jooks le, ad e ; 73 S 2,498.000 
tR.. Tt ER A, a IUEL ` 62 5 18,818.000 


Von diesen 62 Gesellschaften waren 27 mit Goldbilanz. 
Grundkapital 12.081.000 S. 35 Aktiengesellschaften mit 
einem Grundkapital von 1,237.000 S waren Ende 1926 noch 
ohne Goldbilanz. 

Holzgesellschaften mit beschränkter 
Haftung gab es Ende 1926 231. Das eingezahlte Stamm- 
kapital der Gesellschaften mit Goldbilanz (26) betrug 
4,758.000. J. Tauber. 


Möbelindustrie. 


Statistische Angaben über die Höhe der jährlichen 
Möbelerzeugung in Österreich gibt es nicht. In der Genossen- 
schaft der Wiener Tischler sind derzeit 4400 Tischler ver- 
einigt; einzelne Großbetriebe nieht miteingerechnet. In ganz 
Österreich dürften an 10.000 Tischler inkorporiert sein. 

Der Möbelhändler ist nach wie vor auf den Kredit der 
Möbelfabriken, Banken und Grossisten angewiesen. Die Zah- 
lungsverhältnisse sind schwierig, da Kredite an die Kund- 
schaft bis zu 1% Jahren gegeben werden müssen. Das 
Ratengeschäft spielt eine große Rolle; durch den Eigentums- 
vorbehalt, der meist zur Bedingung gemacht wird, verliert 
es an Risiko. Im Jahre 1927 ist das Inlandsgeschäft in- 
folge Adaptierung und Neuerrichtung von Hotels und Pen- 
sionen etwas besser gegangen. Die Verwendung von Sperr- 
platten hat die Möbelerzeugung erleichtert und produkti- 
ver gemacht. Das Exportgeschäft, das sowohl von den 
größeren Fabriken als auch von einigen Möbelgrossisten 
betrieben wird, ist trotz aller Zollerschwerungen einzelner 
Staaten befriedigend und bewegt sich neuestens langsam 
in ansteigender Linie. 

Außenhandel mit Möbeln und Möbelteilen aus Holz: 


Einfuhr Ausfuhr 
in Meterzentner 
ОЗОР ы у те 6.962 91.914 
BE Ira ee: 5.843 93.575 


Einfuhr Ausfuhr 

in Meterzentnern 
Kee 51.929 
ОДОН ыы ых 2.824 25.493 
ОСА е. 4.617 23.174 
LIEBE era = 4.896 17.192 
LOG Ehana 4,806 11.645 
TI seen är 8.158 13.918 


Die Ausfuhr betrug im Jahre 1927 nach: 


S. H.S.. . . . 3101 qim Werte von S 1,824.000 
Großbritannien 2389 „ „ » wa » 602,000 (Galanteriemöbel) 
Or Dee e. ашса. 813.000 
Rumänien . . 1610, „ L » u. 786.000 
Italien . . . „ДӨ , z жт» 5.651.009 
Deutschland . 999 , „ a » » 629.000 
Amerika . . . 675, > „» 579.000 


Für die verlorenen Absatzgebiete Ungarn und Polen 
wurde teilweise Ersatz in den Weststaaten gefunden; auch 
in Amerika scheinen sich österreichische Möbel steigender 
Beliebtheit zu erfreuen. Kleinere Mengen gingen nach der 
Schweiz, Ungarn (362 Mtz.), Polen (344 Mtz.), Griechen- 
land, Albanien, den Orient, Ägypten, Argentinien und 
und Mexiko. In letzter Zeit sucht Brasilien Anknüpfung 
mit der österreichischen Möbelindustrie. An der Spitze der 
Abnehmer österreichischer Möbel steht Südslawien. 

Polen hat seinen Zoll um zirka 30% erhöht; der Export 
dahin ist daher sehr gedrosselt. Ungarns hohe Einfuhrzoll- 
sätze verhindern jeglichen Export. (Ungarn dagegen ver- 
sucht im letzten Jahre Buchenserienmöbel nach Österreich 
einzuführen.) 

Der Export nach der Tschechoslowakei (Zollerleich- 
terungen seit August 1927) scheint sich zu bessern, der 
nach Deutschland zeigt eine steigende Tendenz und man 
hofft bei den Handelsvertragsverhandlungen für die öster- 
reichische Möbelindustrie einen günstigeren Satz durchzu- 
setzen, der die Ausfuhr, vorwiegend von politierten Möbeln. 
erleichtern würde. Nach Rumänien (Neurumänien) steigt 
der Absatz; nach Bulgarien ist der Markt für uns gesperrt; 
die Schweiz nimmt wenig auf. Nach Italien geht der Ex- 
port zumeist nur nach Südtirol und den anderen früher 
österreichischen Gebieten. Das Geschäft mit dem Orient, 
Griechenland usw. ist durch den Wettbewerb Frankreichs 
fast verloren gegangen. Im allgemeinen kann man sagen, 
daß der Geschmack der Käufer im Inland sich hinsichtlich 
der Ausführung und des Stils der Möbel seit den Kriegs- 
jahren bedeutend gebessert hat. Es werden viel einfach- 
geschmackvolle Vollbaumöbel aus gutem Material verlangt; 
Serienmöbel finden nur Hotels und Krankenhäuser als 
Käufer. 

Nach Österreich importieren hauptsächlich die Tsche- 
choslowakei und Deutschland. Die Tschechoslowakei ex- 
portiert nach Österreich hauptsächlich Bugholzmöbel; in 
letzter Zeit kommen solche auch aus Polen. 

Über die Zahl der österreichischen Möbelfabriken und 
Möbeltischlereien sowie über deren Größenverteilung unter- 
richten folgende Tabellen: (Die Holzwarenerzeugungen 
sind nicht mitinbegriffen.) 


Zahl der unfallversicherten 
e E Betrieh Männer Männer plus Frauen 
а ере S 
: Arbeiter ne Arbeiter dere 
Лей: E 25-5089 4.956 701 4.463 703 
Niederösterreich . . 393 1.036 591 1.055 592 
Oberösterreich . . , 258 830 297 837 297 
ler Dee TA Un ТЄ 133 414 149 434 149 
Steiermark . fios . 188 558 280 573 281 
Kärnten. une 120 304 136 317 136 
Оа 181 477 180 478 180 
Vorarlberg ..... 124 386 97 388 97 
Burgenland . . . .. 263 287 280 987 280 
Insgesamt. . . 2.294 8.548 2.711 8.832 2.715 
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Insgesamt sind es 2294 Tischlereien und Möbelerzeu- 
ger mit 8832 Arbeitern (davon 284 weiblichen) und 2715 
Lehrlingen (4 weiblichen). Die Größenverteilung in dieser 
Holzverarbeitungsgruppe: 


Arbeiterzahl Zahl solcher Zahl der Zahl der 
„ von Betriebe Arbeiter Lehrlinge 

1 0155... .1.980 3.009 2.178 

6 A dg 2.600 380 

21; Blees ское „5980 1.531 108 
Di- a Leed 1.040 335 
ТОРУ БОШ ШИ; 3 652 165 


Für Holzgalanterie, Drechsler usw. werden 
insgesamt 645 Betriebe mit 3617 Arbeitern (davon 1040 
weibliche) und 425 Lehrlingen ausgewiesen; davon 486 Be- 
triebe mit 1 bis 5 Arbeitern, 128 mit 6 bis 20, 22 mit 21 bis 
50, 8 mit 51 bis 100 und 1 Betrieb mit 109 Arbeitern, 

Musikinstrumentenerzeugung: 60 Ве- 
triebe mit 387 Arbeitern und 146 Lehrlingen. Davon 3 Be- 
triebe mit zusammen 564 Arbeitern, 4 Betriebe mit je 51 bis 
100 Arbeitern. J. Tauber. 


Metallbergbau, Hüttenbetrieb und Metall- 
warenerzeugung. 


Von Eisen abgesehen, besitzt Österreich Metallbergbaue 
von Bedeutung nur in den Bleibergwerken der Bleiberger 
Bergwerks-Union A. G., während der Kupferbergbau der 
Mitterberger Kupfer A. G. nur eine bescheidene Rolle 
spielt, zumal auch die Kupferausbringung eine verhältnis- 
mäßig gering ist. Die Erzförderung der beiden 
Bergwerke, die zusammen 2415 Arbeiter beschäftigen, ent- 
wickelte sich wie folgt: 


Bleierz Kupfererz 
in Meterzentner 

19137 te Ju 68.429 171.312 
LB йз vn 101.271 120.868 
AE ur "EN 791.129 287.509 
Spee 783.513 264.099 
EE E 762.587 239.800 
1922190 BAS, 833.713 419.269 
1928 kën эло 1,029.651 679.857 
1924... т: ..1,126.984 815.857 
ДНЕ та 1,042.664 876.871 
DE en 1,242.879 1,145.072 
1927 25:1, ш 1,278,860 1.810.501 


Die Blei- und Kupfererze werden von den oben ge- 
nannten Unternehmungen verhüttet. Die Mitterberger ver- 
arbeitet auch fremde Егле, etwa 30% der Gesamterzeugung. 
Der Wert des erzeugten Kupfers beträgt derzeit im Jahr 
rund 7 Mill. 8, des Kupfervitriols 1-2 Mill., des Blei 
6% Mill. S. Die Blei- und Kupferhüttengewin- 
nung betrug in den Nachkriegsjahren: 


Blei Kupfer 

in Meterzentner 

Era, „ЕЦЕ 43.623 27.792 
19182 47.432 44.893 
ДӘЛ. эү. 17.641 6.476 
VII a 1 39.734 16.451 
{лл e 33.468 42.778 
19297. 239. OS ie 33.600 45.811 
WIRD: cem re 42.550 48.327 
дд лел у, Eau 49.842 38.787 
TISI TE „Ы. WE 54.085 37.787 
Ha. „Аа 64.781 32.028 
997 iee Э 80.857 33.078 


Die Metallhüttenindustrie beschäftigt 680 Arbeiter. Sie 
deckt den Inlandsbedarf an В]еі mit rund 50% und an 
Kupfer mit rund einem Fünftel. Als Rohmetallerzeugung 
ist auch die Aluminium industrie nennenswert. Alumi- 
nium wird (außer in dem unwesentlichen Werk der Stern 
& Hafferl A. G. in Steeg) nur im Salzburger Filialwerk der 
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Schweizer Aluminiumindustrie A. G., Neuhausen, erzeugt: 
Die Leistung beträgt jährlich rund 300.000 Mtz. und über- 
steigt den Inlandsbedarf weitaus. Die Einfuhr betrug 1927 
5097 gegen 5791 Mtz. im Vorjahr, die Ausfuhr 42.431 gegen 
11.880 Mtz. Diese richtet sich hauptsächlich nach Deutsch- 
land (5181 Mtz.), Italien (4064 Mtz.), Schweiz (11.887 Mtz.), 
Tschechoslowakei (8085 Mtz.), Belgien (4638 Mtz.), Groß- 
britannien (1066 Mtz.), Rußland (3684 Mtz.) und nach den 
Vereinigten Staaten (2082 Mtz.)- 

Wirtschaftlich von sehr großer Bedeutung ist die 
Metallwarenindustrie, wie schon aus den Außen- 
handelszahlen hervorgeht: 

Einfuhr Ansfuhr 
1925 1926 1927 1925 1926 1927 
in tausend Schilling 
Insgesamt. . 12.940 18.255 20.769 79.011 69.167 77.844 


Deutschland . 12.687 12.764 14.726 9265 6.578 9.769 
Taon ыс. 92 188 857 5.522 8.779 - 8.597 
Рей н At 1.207 350 89 985 4487 6.219 
Rumänien ... 2 1 2 5451 5.863 5.024 
SCHWEIZ . . Se 910 710 1,201 2.334 2,126 2.343 
Südslawien . . 56 35 235 7576 8274 7.430 
Tschechosl.. . . 1.895 2.373 7806 6.494 6.426 5.971 
ШАШ а 052 88 1.134 3.839 4.023 5818 
Griechenland . . == — — 1444 2,023 1.401 
Frankreich . . . 667 1.081 2.110 658 826 589 
England `... 112 487 561 1.685 2.163 8.636 
Niederlande . . 105 44 75 800 1.505 1.595 
Schweden . . . 19 49 65 9.995 2.159 9.401 
Eet Iren. u. — — — 2.588 2.661 3.419 
Übersee `, . 18 135 — 9177 ЧЕ 9.300 13263 


Es ist unmöglich, alle die zahlreichen Zweige der Ме- 
tallwarenindustrie darzustellen. Nach der Unfallversiche- 
rungsstatistik gab es im Jahre 1926 in Wien allein 
477 metallverarbeitende Betriebe mit 11.068 Arbeitern, 
dazu 513 der Mechanik und Feinmechanik, Gold- und Sil- 
berwarenindustrie mit 3882 Arbeitern. Insgesamt beschäftigt 
die Metallwarenindustrie rund 50.000 Arbeiter. Ihr Aufbau 
hat nach dem Krieg große Verschiebungen erfahren. Die 
großen Munitions- und Waffenfabriken — auch die kleinen 
Metallwerke waren stark mit der Erzeugung von Kriegs- 
material beschäftigt — mußten sich auf die Kommerz- 
warenerzeugung umstellen, nicht immer mit Glück. Eine 
Reihe von Unternehmungen mußte den Betrieb einstellen, 
manche kamen mach erfolglosen Versuchen, sich den neuen 
Verhältnissen anzupassen, in den letzten Jahren in Zah- 
lungsschwierigkeiten, denen auch große Metallhandelsbe- 
triebe verfallen sind, 

Besonders, schwierig waren die Verhältnisse in der 
Halbzeugindustrie, die unter Überkapazität, Ka- 
pitalsmangel und zum Teil unmoderner Einrichtung litt. 
Nach mannigfachen Versuchen gelang es im abgelaufenen 
Jahr eine Reihe dieser Unternehmungen zur Vereinig- 
ten Metallwaren A. G. zu fusionieren, die nun den 
Betrieb in mehreren Fabriken aufläßt, in den anderen kon- 
zentrieren und rationalisieren soll, aber die Anfangsschwie- 
rigkeiten noch nicht überwunden hat. Das größte metall- 
verarbeitende Unternehmen und eine der größten öster- 
reichischen Industrieunternehmungen überhaupt, das für 
seine Erzeugnisse einen Weltruf besitzt, ist die Bern- 
dorfer Metallwarenfabrik, Arthur Krupp. Aber 
auch diese konnte, obwohl es seine alten Absatzgebiete 
im schweren Wettbewerb mit der deutschen und mit ande- 
ren Industrien wieder erobert hat, noch nicht zu Rentabili- 
tät gelangen. Sie erzeugt in ihren ausgedehnten Anlagen 
Halbzeug, Münzen, Eßbestecke, Kochgeschirre und in affi- 
liierten Fabriken Silberwaren. 

Die Enzesfelder Metallwaren A. G., deren 
Betriebe im Krieg zur Munitionserzeugung sehr erweitert 


worden sind und die nach wiederholten Krisen einen großen 
Teil der Werke stillgelegt hat, scheint jetzt die Erzeugung 
von Halbzeug und Metallwaren mit Erfolg zu betreiben: 

Wenig günstig sind die Verhältnisse in der Arma- 
turenindustrie, in der es außer einer Unzahl von 
kleineren Firmen fünf große Erzeuger gibt, die im heftig- 
sten Wettbewerb gegeneinander stehen. 

Der größten Lampenfabrik, der Lampenfabrik Ditmar 
Gebr. Brünner A. G., ist es gelungen, ihre alten haupt- 
sächlich in Übersee liegenden Absatzmärkte wieder zu ge- 
winnen. 

Stark wurde die Aluminium warenerzeugung nach 
dem Krieg ausgebaut, deren Entwicklungsaussichten sehr 
gut waren. In den letzten Jahren hat jedoch der Wett- 
bewerb in diesem Industriezweig empfindlich zugenommen. 

Von Bedeutung ist auch die Emailgeschirrindu- 
strie, die im alten Österreich zum großen Teil in der 
Tschechoslowakei konzentriert war. Im deutschösterreichi- 
schen Staatsbetrieb blieb nur eine Fabrik, die Emaillier- 
werke Austria A. G. Nach dem Umsturz hat die A. б. 
Warchalowski, Eißler die Emailgeschirrerzeugung aufge- 
nommen und vor zwei Jahren wesentlich vergrößert und 
modernisiert. 

Munition erzeugen noch die Hirtenberger Metall- 
warenfabrik, die Enzesfelder Metallwarenfabrik, die im: Aus- 
gleiehsverfahren befindliche С. Roth A. Œ; Waffen die 
Gemeinwirtschaftlichen Werke Arsenal, die wie die anderen 
ärarischen Munitionsfabriken nach großen Schwierigkeiten 
einen kleinen Teil der alten Anlagen in Betrieb halten 
konnten. 

Von Bedeutung sind die Hutter & Schrantz Sieb- 
waren- und Filztuchfabriken, eines der wenigen Unterneh- 
mungen, denen es gelungen ist, die Einheit mit den tsche- 
choslowakischen Betrieben aufrechtzuhalten, und mehrere 
Brückenwaagenfabriken. Außerdem gibt es natürlich zahl- 
reiche Betriebe der verschiedensten Art, auch der Luxus- 
warenerzeugung, die jedoch meist bescheidenen Umfang 
haben. 


Maschinenindustrie. 


Das altösterreichische Wirtschaftsgebiet si- 
cherte der Maschinenindustrie. einen zollgeschützten In- 
landsmarkt. Zwar hatten auch schon vor dem Kriege die 
kleineren Fabriken mit Absatzschwierigkeiten zu kämpfen, 
im allgemeinen konnte aber die Maschinenindustrie Alt- 
österreichs ihre Kapazität in der Regel bis zu 80% aus- 
nützen. Besonders die landwirtschaftlichen Bezirke des 
alten Reiches waren ständig gute Abnehmer und als Wett- 
bewerb der Fabriken des heutigen Österreich kamen außer 
Deutschland eigentlich nur die sudetenländischen Firmen in 
Frage. Allerdings war besonders in Zeiten der Tiefkon- 
junktur die reichsdeutsche Konkurrenz stärker zu ver- 
spüren, doch sicherte schon der große Bedarf der altöster- 
reichischen Eisenbahnen, der Heeresanstalten usw. den 
notwendigen Inlandsabsatz. 

Durch den Zerfall der Monarchie hat sich 
diese Lage grundlegend geändert. Die Hauptabsatzgebiete 
der österreichischen Maschinenindustrie liegen nunmehr im 
Zollausland. Die Nachbarstaaten drosselten zunächst 
die Einfuhr durch Verbote und später durch hohe Zölle, 
welche das Entstehen nationaler Fabriksunternehmungen 
sehr erleichterten. Auch die Umstellung auf die normale 
Erzeugung machte große Schwierigkeiten, wobei es vielfach 
auch zur Aufnahme neuer Produktionszweige kommen 
mußte. In der Kriegszeit-waren die Maschinenfabriken zum 
überwiegenden Teil mit ihren .Metallbearbeitungsmaschinen 
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für die Herstellung von Kriegsmaterial in Anspruch ge- 
nommen. Nach Beendigung des Krieges litten die Fabriken 
auch unter Kapitalsmangel, um die großen Kosten der Er- 
neuerung des eigenen Maschinenparks wie überhaupt der 
Wiederumstellung auf die normale Produktion aufzubrin- 
gen. Da der heimische Maschinenbedarf zunächst kaum 
30% der Erzeugung der Fabriken in Anspruch nahm, 
mußten die Fabriken die Ausfuhr stark betreiben und es 
war späterhin, als sich bei der Ausfuhr nach den Nach- 
folgestaaten die erwähnten Hemmnisse ergaben, notwendig, 
neue Auslandsmärkte zu gewinnen. 

Von den 800 Betrieben der Maschinenindustrie Alt- 
österreichs sind dem heutigen Österreich fast 50% verblie- 
ben. Allerdings handelt es sich hier hauptsächlich um 
kleinere Betriebe. Die Fabriken waren, abgesehen von der 
Inflationszeit, nicht in der Lage, mehr als 40 bis 45% ihrer 
Volleistung zu erreichen, und erst im Jahre 1925 konnten 
die Fabriken mit 50 bis 60% ihrer Kapazität beschäftigt 
werden. Es war bekanntlich knapp vor dem Krieg eine 
ziemlich großzügige Konzentrationsbewegung 
namentlich in der Maschinenindustrie Wiens im Zuge. Diese 
hat durch den Krieg nicht nur eine Unterbrechung ег- 
fahren, sondern mußten späterhin jene Gesellschaften, deren 
Betriebe nunmehr in verschiedenen Staaten liegen, wieder 
zerrissen und in einzelne nationale Gesellschaften umgebildet 
werden (z. B. Simmeringer Waggonfabrik-Brünn Königsfeld, 
Paukerwerke-I. Brünner usw.) DieZusammenschlußbewegung 
hat seither keine besonderen Fortschritte gemacht, obwohl 
in manchen Fabrikationszweigen durch Fusionen und Be- 
triebskonzentrationen die Wettbewerbsfähigkeit sicher 
stark gehoben werden könnte. 

Von den fünf altösterreichischn Lokomotiv- 
fabriken sind dem heutigen Österreich vier verblieben, 
und zwar die Wiener Lokomotivfabriks-A. G. Floridsdorf, 
die St. Е. G., die A. G. der Lokomotivfabrik vorm. Н. Sigl, 
Wiener-Neustadt, und Kraus & Со., Linz. (Wenn man die 
Warchalowskiwerke, die nach dem Krieg eine Reparatur- 
werkstätte errichteten, welche in der Lage wäre Lokomo- 
tiven zu erzeugen, mitrechnet, wären es sogar wieder 
fünf Fabriken.) Die vier Unternehmungen können leicht 400 
Dampflokomotiven im Jahr erzeugen. In den ersten Nach- 
kriegsjahren bot sich eine sehr günstige Beschäftigungs- 
möglichkeit: der Lokomotivpark mußte im In- und Aus- 
lande erneuert und ergänzt werden, es gab namentlich für 
Rumänien, Polen und Südslawien bedeutende Reparatur- 
und Neuaufträge. Späterhin änderte sich die Lage dahin, 
daß Exportaufträge überhaupt kaum mehr in Frage kamen. 
Die österreichische Lokomotivindustrie mußte sich nun 
als Spezialindustrie auf die Erzeugung anderer Ma- 
schinen umstellen, zumal auch die ihr zugedachten Be- 
stellungen der Untergestelle für elektrische Lokomotiven 
nieht annähernd einen Ersatz bringen konnten. Überhaupt 
zwingt schon die fortschreitende Elektrifizie- 
rung Österreichs diesen Industriezweig dazu, das Ge- 
schäft in anderen Maschinen immer mehr auszubauen. 
Das heutige Produktionsprogramm der Lokomotivfabriken 
umfaßt u. a. moderne Kesselanlagen, Straßenwalzen, Diesel- 
motoren usw. Die Ausfuhr der österreichischen Lokomotiv- 
fabriken betrug noch im Jahre 1923 46.000 Meterzentner; 
im Jahre 1925 war die Ausfuhr auf 7400 Meterzentner ge- 
sunken. Seither war kein größerer Export mehr zu ver- 
zeichnen. Gegenwärtig ist die Lage ziemlich ungünstig, da 
die Fabriken insgesamt von den Bundesbahnen nur 50 klei- 
пеге Dampflokomotiven in Auftrag haben, wozu noch 
einige Bestellungen in Untergestellen für elektrische Loko- 
motiven und belanglose Exportaufträge kommen. In einer 


günstigeren Lage befinden sich die beiden Waggon- 
fabriken (Simmering und Graz), zumal seitdem sie 
durch ein Abkommen die dritte Unternehmung (Enzesfeld) 
ausgeschaltet haben, Die beiden Waggonfabriken unter- 
halten seit Jahren eine Interessengemeinschaft. In den 
ersten Jahren nach Kriegsende waren sie ausreichend be- 
schäftigt, ab 1924 zeigte sich ein Nachlassen der Aufträge 
und in den letzten Jahren bestellten die Bundesbahnen 
sehr wenig. Erst vor kurzem ist ein großer Bundesauftrag 
(mehr als 6000 Waggons) vergeben worden, so daß nun- 
mehr Vollbeschäftigung für geraume Zeit gewährleistet ist. 

Größere Bedeutung hat in Österreich auch die lan d- 
wirtschaftliche Maschinenindustrie Sie 
muß vorwiegend für die Ausfuhr arbeiten, denn es sind 
rund ein Drittel aller altösterreichischen Fabriken dem heu- 
tigen Österreich verblieben. Die aufnahmsfähigsten Agrar- 
bezirke liegen heute im Zollauslande und die Ausfuhr ge- 
staltete sich zunächst um so schwieriger, als einerseits in 
den neuen Nachbarstaaten eigene Fabriksunternehmungen 
gegründet wurden und anderseits das wichtigste Absatz- 
gebiet (Rußland) erst wieder neu gewonnen werden 
mußte. Als erste Österreichische Firma konnte die Ma- 
schinenfabriks-A. G. vorm. N. Heid in Stockerau die Aus- 
fuhr nach Rußland in größerem Stil wieder aufnehmen. Die 
sonstigen Repräsentanten dieses Industriezweiges sind die 
Hofherr-Schrantz-Clayton-Shuttleworth A. G., die Firma 
Ph. Mayfarth & Söhne, die Oberösterr. Landwirtschaft. 
Maschinenfabrik vorm. Epple & Buxbaum in Wels, die Re- 
formwerke in Wels, die Alfa Separator A. G. Auch in der 
Landmaschinenindustrie stagniert der Absatz oft derart, 
daß sich einzelne Fabriksunternehmungen, statt sich weiter 
zu spezialisieren, zur Aufnahme neuer Produktionszweige 
(die völlig außerhalb des eigentlichen Produktionsrahmens 
fallen) entschließen mußten. So hat die Hofherr-Schrantz- 
Clayton-Shuttleworth A. G. schon vor einigen Jahren die 
Erzeugung von Tabakfabrikseinrichtungen und von ein- 
zelnen Textilmaschinen aufgenommen, Die Ausfuhr an 
landwirtschaftlichen Maschinen ist recht bedeutend und be- 
trug in den letzten Jahren rund 50.000 bis 80.000 Meter- 
zentner im Jahr. 

Auch die Werkzeugmaschinenindustrie 
Österreichs ist durch mehrere leistungsfähige Betriebe ver- 
treten. Es seien nur genannt die Vulkan Maschinenfabriks- 
A. G, Wien, die Firma Ernst Krause u. Co., Wien, die 
Firma Dania u. Co., Wien, die A. G. N. Heid in Stockerau 
(Drehbänke), M. Zuckermanns Wwe., Wien. Hiezu kommen 
noch mehrere Unternehmungen in der Provinz. Die Werk- 
zeugmaschinenindustrie. ist hauptsächlich von der Inv e- 
stitionstätigkeit abhängig. Da die Bahnen wenig 
bestellen und die Rüstungsbetriebe in Österreich völlig weg- 
gefallen sind, ist es den Unternehmungen nicht leicht, sich 
zu behaupten, zumal der mächtige Wettbewerb Deutsch- 
lands in großen Serien erzeugt. 

Vom allgemeinen und sonstigen Ma- 
sehinenbau wären einige größere Unternehmungen zu 
erwähnen, wie die Maschinenfabrik Andritz (hauptsächlich 
Bergbau- und Hüttenmaschinen), die Leobersdorfer Ma- 
schinenfabriks-A. G., die Paukerwerke, die Firma J. M. 
Voith in St. Pölten (Turbinen und Papiermaschinen), ferner 
der. Brückenbau (hauptsächlich Waagner-Biro A. OG. 
welche Gesellschaft auch den Kesselbau betreibt). Größere 
Spezialgruppen sind die Armaturen- und die Pum- 
penindustrie. 

Die Lage der österreichischen Maschinenindustrie hat 
sich seit dem Jahr 1927 infolge der erhöhten inländischen 
Investitionstätigkeit einigermaßen gebessert und auch der- 
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zeit ist in den meisten Gruppen Beschäftigung für einige 
Zeit vorhanden. Erfreulich ist, daß der Inlandsab- 
satz heute immerhin schon im Durchschnitt 35 bis 40% 
des Gesamtumsatzes beträgt. Trotzdem wurde die Ausfuhr 
nicht vernachlässigt, und da die Nachbarstaaten die Ein- 
fuhr immer mehr erschweren, werden vielfach auch Fern- 
und überseeische Märkte mit Erfolg aufgesucht. 

Die auch in Österreich im Zuge befindliche Ratio- 
nalisierung der Betriebe hat in der Maschinen- 
industrie selbst nur in den größeren Fabriken Fortschritte 
gemacht. Die erwähnte erhöhte Beschäftigung für das In- 
land ist aber auf die Rationalisierungsmaßnahmen der übri- 
gen Industrie, des Verkehrswesens usw. zurückzuführen, 
zumal bei uns hauptsächlich de Mechanisierung 
(Einstellung von Maschinen an Stelle von menschlicher 
Kraft) in Frage kommt. Obwohl die österreichische Ma- 
schinenindustrie in den letzten Jahren manche Zollerhö- 
hungen durchsetzen konnte, ist doch ein Teil der Er- 
zeugung (namentlich an Kleinmaschinen) so ziemlich ohne 
Schutz. Es rührt dies daher, daß die Erzeugung vielfach 
erst neu aufgenommen wurde. Die Einfuhr fremder 
Maschinen ist noch immer recht bedeutend, und zwar 
auch an Maschinen, die schon hierzulande erzeugt werden. 
Es besteht noch ein gewisses Vorurteil gegen das hei- 
mische Fabrikat, die Kontrolle der Ansuchen um zollfreie 
Einfuhr von Maschinen wird aber jetzt streng gehandhabt. 

Nachstehende Übersicht zeigt die Entwieklung des 
österreichischen Außenhandels in Ma- 
schinen (ohne elektrische Maschinen und Fahrzeuge). 
Aus der Tabelle ist ersichtlich, daß im Inflationsjahr 1922 
die Ausfuhr weitaus am stärksten war. Zu bemerken ist, 
daß die Einfuhr hauptsächlich aus reichsdeutschen und 
tschechoslowakischen Maschinen besteht, während sich un- 
sere Ausfuhr nach dem Balkan, Rußland, Südslawiens, nach 
der Tschechoslowakei, Italien, Polen und in kleineren Men- 
gen nach fast allen anderen Staaten Europas und einzelnen 
Überseegebieten bewegt: 


Jahr Einfuhr Ausfuhr 

in Meterzentnern 
1922 248.795 447.196 
1923 195.736 280.743 
1924 271.878 250.331 
1925 178.139 296.353 
1926 186.424 253.933 
1927 221.741 304.235 

Dr. M. 


Kraftfahrwesen in Österreich. 


Ende 1920 gab es in Deutschösterreich 9238 Kraft- 
wagen, Ende 1927 23.817, das ist ein Zuwachs um 158%. 
Die Zahl der Krafträder hat sich zugleich von 2214 auf 
28.006 erhöht, also etwa verdreizehnfacht. Zu Beginn 1927 
gab es in Österreich rund 20.000 Kraftwagen, im Deutschen 
Reich mit seiner etwa zehnfachen Bevölkerungszahl rund 
300.000, also das Fünfzehnfache, in den Vereinigten Staa- 
ten mit ihrer etwa sechzehnfachen Bevölkerungszahl 22 Mil- 
lionen, also das 1100fache. Eine genaue Statistik der Nach- 
kriegsentwicklung in Österreich gibt es erst seit dem Jahre 
1923: 


Personenwagen Lastwagen Krafträder davon Mietwagen 
Ende zu- davon zu- dayon zu- davon zu- davon 

sammen Wien sammen Wien sammen Wien sammen Wien 
1920 6400 = 2838 = 2214 — — = 
EE араз невођ2авы = 9599 — — e 
1922 8455 3582 45836 


1928 10195 6871 4222 1943 7460 2832 2045 1969 
1924 9771 5714 5115 2442 10401 8518 2538 2415 
1925 11058 6199 6216 3019 15968 5441 2982 2722 
1926 12252 6611 7885 3059 20471 7610 3809 2897 
1927 14145 7108 9679 4912 28006 10670 3435 2804 


Die Zunahme ist also sowohl in Wien als auch in den 
Bundesländern sehr lebhaft bei den Krafträdern und be- 
deutend bei den Lastkraftwagen, hingegen- vergleichs- 
weise sehr langsam bei den Personenwagen. 

Ein- und Ausfuhr der Kraftwagen und Kraft- 
räder entwickelten sich wie folgt (in Stück): 


Kraftwagen: 


1920 1921 1922 1923 1924 1925 1926 1927 

Einfuhr 348 193 271 721 827 1076 1547 1833 

Ausfuhr 2359 2766. 3146 . 2095 2017 2149 1482 3252 
Kraiträder: 

1920 1921 1922 1923 1924 1925 1926 1927 

Einfuhr — — — 1582 1567 1634 2706 4468 

Ausfuhr — == — 190 653 450 466 949 


Die Kraftwagen-Handelsbilanz ist also aktiv, 
wenngleich diese Aktivität nicht ungefährdet erscheint, da 
die Einfuhrzahlen im ganzen viel rascher angewachsen sind 
als die Ausfuhrzahlen. Auch das Jahr 1926, in welchem 
mehr Wagen ein- als ausgeführt wurden, ist dem Wert 
nach aktiv: Einfuhr T49, Ausfuhr 20-65 Millionen, 1927 
9:91 gegen 33-31 Millionen Schilling. Von den 1833 im Jahr 
1927 eingeführten Wagen stammen 405 aus der Tschecho- 
slowakei, 366 aus Italien, 340 aus Deutschland, 340 aus 
den Vereinigten Staaten, 281 aus Frankreich. Von den 
3252 ausgeführten Wagen gingen 1821 nach Deutschland, 
367 nach Ungarn, 334 in die Tschechoslowakei, 228 nach 
Polen, 125 nach Rußland. 

Die Handelsbilanz der Krafträder ist durchwegs 
und in steigendem Маб passiv, Im Jahre 1927 hatte die 
Ausfuhr einen Wert von 119 Mill, die Einfuhr von 6:45 
Mill. 8. Unter den Abnehmern stand in diesem Jahr an 
erster Stelle Ungarn mit 225 Rädern, an zweiter Deutsch- 
land mit 183, dann die Tschechoslowakei mit 156, Schwe- 
den mit 122. Von den 4468 eingeführten Rädern stammten 
2330 aus England, 713 aus Deutschland, 699 aus Belgien, 
543 aus den Vereinigten Staaten. 

Für den Gesamtumsatz von Kraftwagen in Österreich 
und die österreichische Erzeugung liegen uns folgende 
Schätzungen vor: 


Inländische Erzeugung: 


1921 1922 1923 1924 
4000—4500 4000—4500 4000—4500 3500—4000 
1925 1926 1927 1928 
4500 5500 7500 — 8000 9500— 10.000 
Gesamtahsatz in Österreich: 
1921 1922 1923 1924 1925 1926 1927 
3000 2400 4000 2200 3300 4900 6800 


Der Anteil ausländischer Wagen wird auf etwa 30% 
des Inlandsabsatzes und 85% des Inlandsumlaufes geschätzt. 

In den Umlauf teilen sich die inländischen Marken in 
der folgenden Reihenfolge: Steyr, Daimler, Gräf & Stift, 
Austro Fiat, Perl; die ausländischen Marken wie folgt: 
Italienische Fiat, Tatra, Mercedes, Citroen, Renault, Opel, 
Buik, Essex, Chrysler. 

Die Krafträ der erzeugung, die bis zum Jahre 1924 
sehr gering war, wird wie folgt geschätzt: 1925 2500 Stück, 
1926 4000, 1927 4500, 1928 5500. Vom Inlandsabsatz ent- 
fällt etwa die Hälfte auf heimische Räder. 

Sehr lebhaft ist die Vermehrung der öffentlichen und 
privaten Kraftwagenlinien: 

Die Postverwaltung, die im Jahre 1924 erst 41 Über- 
landlinien mit 1421 km Streckenlänge betrieb, hatte im 
Jahre 1927 149 Linien mit 4588 km Streckenlänge, davon 
92 Jahres- und 57 Sommerlinien. Der Kraftwagenpark um- 
faßte Ende 1927 211 Lastwagen und 261 Gesellschafts- 
wagen, 


Die sonstigen Kraftwagenlinien, die teils von Gebiets- 
körperschaften, teils von Privatunternehmern betrieben wer- 
den, haben sich in der gleichen Zeit vermutlich noch rascher 
vermehrt. Leider versagt hier die Statistik völlig. Neuerdings 
haben auch die Österreichischen Bundesbahnen einige Li- 
nien eröffnet. 

Während nach Kriegsende in Österreich 8 große Fa- 
briken 16 Personenwagentypen herstellten, erzeugen 
jetzt 7 große Fabriken nur noch 3 Personenwagentypen 
in großen und 3 bis 4 kleineren Serien, und zwar die 
Österreichische Daimler Motoren A. G., die Österreichische 
Automobilfabriks-A. G. vormals Austro Fiat, die Steyr- 
werke, die Wiener Automobilfabrik Gräf & Stift, die Perl 
A.G. Froß & Büssing und Saurer. Die folgenden Zahlen be- 
treffen das Jahr 1927: 


шя 
tb а 
feet zen ара е 
хе Rück- ТРЕТ Rein- Nenn. В Ё jetzigen ans 
ВЕЙ г па lagen gewinn wert ZE Е Kurs боа 
in tausend Schilling 5 Дд S pë 
Austro Fiat. . 2250 900 8150 518 15 13%, 20272 
Daimler 1800 1800 3600 36 10 0% 1130 0 
Steyr ... 15120 10080 25200 1914 30 10%, 8110 96 
Gräf & Stift 2000 1250 3250 162 Au 6!/,% 5450 46 
auror ir. nn 800, 426 1226 82 80 6°% nicht notiert 
ЕСЕТ. 1. 1000 О 1000 0 10 0 Б 10. 


Die Firma Froß & Büssing ist eine Kommanditgesell- 
schaft. Krafträder erzeugen vor allem die Puchwerke A. б. 
(A.-K. 1 Mill. 8) und die Monos Fahrzeuge A. б. Als dritte 
österreichische Marke kommt noch das Deltarad in Be- 
tracht. 

Einen schönen Aufschwung verzeichnet die Fahr- 
raderzeugung, mit der sich vier Fabriken befassen: 
Steyr, Puch, Styria-Dürkopp und die Alpenländische Karos- 
seriefabrik Montana. Die Produktion ist in der Nachkriegs- 
zeit von 40.000 bis 50.000 auf 90.000 bis 100.000 gestiegen, 
wovon etwa ein Viertel ausgeführt wird. Der Inlands- 
bedarf wird zu neun Zehnteln aus heimischer Erzeugung 
gedeckt. 

Bemerkenswert ist, daß trotz der Vermehrung der 
Kraftwagenerzeugung der Arbeiter- und Angestelltenstand 
gesunken ist. Er betrug nach dem Umsturz 15.000, 1926 
8000 und beläuft sich derzeit auf etwa 10.000. 

Dr. Ег. КІ. 


Brauindustrie. 


Die Brauindustrie wurde im Krieg nicht nur durch eine 
starke Einschränkung der Rohstoffversorgung zur teilweisen 
Stillegung gezwungen, sondern mußte auch Teile ihrer 
wertvollen Einrichtung, die aus Metallen hergestellt waren, 
in denen großer Mangel herrschte, zu Kriegszwecken ab- 
liefern. Die dadurch entstandenen Schäden konnten nach 
Kriegsschluß nicht so bald gutgemacht werden. Nach den 
Zusammenbruch konnte die Brauindustrie die Umstellung 
auf den verbliebenen kleinen Markt leichter vollziehen als 
die meisten anderen Österreichischen Industriezweige. In 
den ersten Nachkriegsjahren litt sie noch stark an Rohstoff- 
mangel, sie konnte jedoch rasch ihre Erzeugung gegenüber 
dem letzten Kriegsjahr fast verdreifachen. Die Absatzver- 
hältnisse waren günstig, da als Reaktion auf die Hunger- 
jahre der Verbrauch besonders der Genußmittel erheblich 
stieg. Unterstützt wurde der Absatz durch die Geldentwer- 
tung mit ihrer Scheinkonjunktur, die das Geldverdienen 
und -ausgeben leicht machte, Die Biererzeugung und der 
-absatz stiegen aber auch noch weiter, als die Währung 
längst stabilisiert war und eine schwere Wirtschaftskrise 
die Verbrauchskraft der Bevölkerung stark erschöpfte: 


1912/18, . . „+. 6,500.000 hl 1928/24 , ʻi. . 4590.575 Ш vor zwei Jahren. durch ein Kundenschutzabkommen ge- 


191718 `. . .1,178.629 _ 1924/25. . . ... 5.053.699 „ ; ; x: 
1919/20 2; 8049997" 1995/9611; 15899905, тет чизайаз тайр Verluste erlitten, (Siehe Tabelle unten.) 
1920/21... 3,040.190 , 1926/27 2.22 5,210.454 , Die vergleichende Tabelle zeigt, daß mit Ausnahme der 
ce del ern h 1927/98... .5,400.000 . Gösser und der Brunner Brauerei keine'der Gesellschaften 

2/28. 2. ia 8000.136 „ ihr Vorkriegskapital ausweist, allerdings sind die Anlagen 


Erst das schwerste Krisenjahr 1926 brachte einen durchwegs wesentlich niedriger eingestellt worden. Die Er- 
kleinen Rückschlag їп der Biererzeugung, der in der fol- trägnisse kommen denen der Vorkriegszeit mit einigen Aus- 
genden Kampagne bereits überwunden wurde, obwohl nahmen — Schwechat und Nußdorf — sehr nahe, bei zu- 
infolge der Einführung der Landesbierabgabe der Віег- meist erheblich erhöhten Abschreibungen, was den ver- 
preis erhöht worden ist. Gegenwärtig beträgt der Bierpreis teuerten Anschaffungskosten und der technischen Entwick- 
für 13grädiges Bier 56.8 gegen 40:82 8 je hl 12grädiges lung entspricht, die eine rasche Erneuerung der maschinel- 
vor dem Krieg. Davon betragen die Verbrauchssteuern len Einrichtungen erfordert. Die Dividenden hingegen blei- 
14:39 8 gegen 1408 S. Die Preiserhöhung gegenüber. der ben, ausgenommen bei der Brunner und der Gösser Braue- 
Vorkriegszeit ist micht allein auf die verbesserte. Qualität rei, die die Aktien höher als vor dem Krieg verzinsen, 
zurückzuführen, sondern auch auf die gestiegenen Selbst- noch fühlbar zurück. 
kosten. Sie hat den Bierverbrauch nicht gehemmt. Es zeigt 
sich aber, daß die Verbrauchskraft der Bevölkerung doch : T 
beschränkt ist und daß der vermehrte Verbrauch von Glasindustrie. 

Bier auf Kosten anderer Genußmittel, vor allem des Weines Der Sitz der Glasindustrie im alten Österreich 
ging. Der Weinverbrauch ist von 1919 bis 1926 von war die Tschechoslowakei, wo die Rohstofibasis liegt, 
1,127.419 hl auf rund 650.000 hl gesunken. Die Biererzeu- die Kieselgruben und Kohlenlager. Im Gebiet von Deutsch- 
gung hat erst 80% der Erzeugung vor dem Krieg erreicht, österreich bleiben nur: einige Betriebe, von denen die 
da die damals erhebliche Ausfuhr nach den Gebieten der größeren Filialfabriken großer tschechoslowakischer Unter- 
heutigen Nachfolgestaaten und ins Altausland, besonders nehmungen sind. Nach der Staatentrennung wurden vier 
nach Italien, nun fast ganz lJahmgelegt ist. Dagegen ist auch neue größere Betriebe errichtet, da man damit rechnete, daß 
die einst ‚große Einfuhr böhmischen und deutschen Bieres das Inland genügend Absatzmöglichkeiten bieten werde. Die 
unbedeutend geworden. Erzeugungsverhältnisse sind aber so ungünstig, zumal die 

Daß der Wiederaufbau ег Brauindustrie verhältnis- Rohstoffe aus dem Ausland bezogen werden müssen, daß es 
mäßig rasch und erfolgreich vollzogen werden konnte, hat der ausländischen, vor allem der tschechslowakischen Indu- 
nicht zuletzt seine Ursache in der Konzentration, die viel strie nicht schwer fiel, den Wettbewerb um den Markt zu 
weitergehend als in jeder anderen österreichischen Indu- ihren Gunsten zu entscheiden. Von den 27 österreichischen 
strie durchgeführt wurde, Vor dem Krieg gab es im Gebiet Unternehmungen mußten in den letzten Jahren 14 ihre Fa- 
der heutigen Republik 240 meist kleine Brauereien. In briken sperren. Die verbliebenen 13 Fabriken beschäftigen 
Laufe der letzten 10 Jahre haben nun die großen Brauereien ‘rund 3000 Arbeiter. Besonders schlecht geht es der Flach- 
viele kleine‘ aufgekauft, ihren Kundenstock "übernommen, glasindustrie. Obwohl es ihr schließlich gelang, mit der 
die Fabriken selbst stillgelegt. Aber nicht: nur kleine tschechoslowakischen Industrie ein Absatzübereinkommen 
Brauereien wurden fusioniert, sondern auch sehr große. zutreffen, das ihr etwa die Hälfte des Inlandsabsatzes von 
Ein Prozeß, der besonders in den letzten Jahren rasch fort- rund 1-2 Millionen m? Fensterglas zusicherte, mußte sie in- 
schreitet. So hat die Österreichische Brau A. OG. die 1921 folge der hohen Erzeugungskosten — ihre maschinelle Aus- 
aus der Vereinigung: von vier Provinzbrauereien entstanden rüstung ist rückständig — ihre Betriebe immer mehr ein- 
ist, kürzlich die Fusion mit der Liesinger Brauerei beschlos- schränken. Diese Industrie zu retten, setzten sich besonders 
sen. Die größte Österreichische Brauerei, die Schwechater, die Gewerkschaften ein.: Mit deren Hilfe wurden die 
hat im Jahre 1926 die Hütteldorfer aufgenommen und fusio- Flachglaszölle wesentlich erhöht und im neuen Han- 
niert nun mit der Jedleseer Brauerei. Eine große Wiener delstarif mit der Tschechoslowakei vom ‚Jahre 1927 ein 
Brauerei, die Schellenhofer, wurde durch den Brauerver- Satz von 20 GK gegen 13 GK durchgedrückt. Der Erfolg 
band, der den größten Teil der Aktien besaß, stillgelegt. war allerdings anders, als man erwartet hatte. Zwar konnten 
1927 bestanden nur mehr: 140 Brauereien. nun vorerst die Tafelglasfabriken ihre Erzeugung unter dem 

Die finanzielle ` Entwicklung der Brauindustrie ist mächtigen Zollschutz aufnehmen, inzwischen hat aber das 
zwar im Vergleich mit den übrigen österreichischen Indu- tschechoslowakische Tafelglaskartell in der Nähe von Wien 
strien sehr günstig, aber an der Produktionsentwicklung eine neue moderne Fabrik errichtet, mit einer Leistungs- 
gemessen doch im Durchschnitt hinter den Erwartungen fähigkeit von 1 Million m?, Sie ist den alten Fabriken über- 
zurückgeblieben. Die Brauindustrie hat, eben ‚auch durch legen, so daß es sehr fraglich ist, ob diese werden bestehen 
die Inflation und durch den heftigen Wettbewerb, der erst können, 


A Erzeugungin Eigenkapital Anlagen Abschreibungen Reingewinn Dividende 
) Hektoliter je Hektoliter erzeugten Bieres inne heit.) ЖЕЕ ge 
1913/14 1926/27 1913/14 1926/27 1918/14 · 1926/27 1918/14 1926/27 1918/14 1996/27 1913/14 1926/91 
Schwechater ... . . | уя; 47:01 37-67 2:00 er {290 9:9: e 7 
Hütteldorfer . . .. } 1,324874 ` „1,148,659 iech aan digor 1910 dogoj a9 jeet 828 viél о 
Liesinger . i mE ла 350.686 246.230 40:57 81 91 298 20`98 1:08 w91 878 8'37 3:33 1'83 
Brau А. 0... 80.000 501.923 = 39:53 = 3392 = 3'25 T 4:78 — 849 
Nußdorfer кы targeta 228.068 145 378 4043 2242 27:95 25°64 1°30 2'46 425 1:03 — 0'45 
Сее 266.189 385.641 30:54 81:27 3788 2921 1:65 319 2:80 2:70 1:95 228 
ТОР EE ГЕ. 169.800 79.177 33°88 3671 3342 32°49 2/14 316 1— 2'33 0:68 152 
Рип ате... 323.195 287.637 3604 26:57 34.48 28:96 0:97 174 2:61 EK 1°56 1°28 


*) In dieser Aufstellung wurden die Gebrüder Reininghaus А. б. und die Ottakringer Brauerei Kuffner nicht berücksichtigt, weil beide sehr 
große Nebenbetriebe haben. Eine Untersuchung ihres Vermögensstandes und der Erträgnisse auf Grund der Biererzeugung allein würde ein schiefes Bild 
ergeben. Ausgelassen wurde auch die Wiener Gemeinde-Brauerei, deren günstige Entwicklung aus den Erzeugungszahlen abzulesen ist. Ihr Ausstoß ist 
nämlich gegenüber 1918/14 von 288.000 auf 360.0000 hl gestiegen, welcher Erfolg auf Kosten der übrigen Wiener Brauereien erzielt wurde. 


Der Außenhandel in Glas entwickelte sich seit 


1925 wie folet: 


1925 1926 1927 1925 1926 1927 
in Meterzentner in tausend Schilling 
Einfuhr . 109.541 152,439 142.020 : 15.190 17.889. 17.326 
darunter Tafel- 
glas 47.891 65.843 68.087 4.302 8.485 8417 
Ausfuhr 45.693 41.165 38.887 11.084 12.140 12.364 
darunter Tafel- 
glas 6.722 78. 2.01% 459 59 174 


Rund 80 bis 84% des eingeführten Glases kommt aus 
der Tschechoslowakei, etwa 10% aus Deutschland und der 
Rest vorwiegend aus Belgien. Unser Glasausfuhr 
richtet sich fast nur nach den Nachbarstaaten: 

1926 1927 


in Meterzentner 


1926 1927 
in tausend Schilling 


Deutschland... 1.774 979 799 971 
Italien 2.486 3.492 698 820 
Polen 378 647 250 872 
Rumänien . 514 588 225 271 
Schweiz, 519 1.235 174 205 
südslawien 6.098 3.722 903 724 
Tschechoslowakei 2,722 2.725 1.880 3.029 
Ungarn 10.988 10.445 1.226 1.242 


Gummiwarenindustrie. 

Die österreichische Gummiwarenerzeugung hatte sich 
schon vor dem Kriege zur bedeutendsten von Mittel- und 
Osteuropa entwickelt. Nicht zuletzt durch die Gründung 
des Gummikartells im Jahre 1904, dem auch die 
ungarischen Industrie angehörte. Die Vereinbarungen 
regelten in erster Reihe den Absatz der technischen Ar- 
tikel. Sie schränkten den scharfen Wettbewerb ein und 
schufen die Grundlage für den engeren Zusammenschluß 
der österreichischen Industrie, der auch bis zum Kriegs- 
ausbruch bereits sehr weit gediehen war. Dies hat dann 
nach dem Zusammenbruch des Reiches der. Gummi- 
industrie der Republik die Anpassung an die neuen Wirt- 
schaftsbedingungen sehr erleichtert. Innerhalb der mittel- 
europäischen Industrie konnte die Vormachtstellung ge- 
wahrt werden, zumal es gelungen ist, nicht nur das Kartell 
zu erhalten, sondern auch den Besitzanteil an der tschecho- 
slowakischen Gummiindustrie. Die Konzentration der öster- 
reichischen Industrie wurde 1923 mit Erfolg abgeschlossen. 
Sämtliche Betriebe bis auf kleinere Spezialfabriken sind 
nun in einem Unternehmen, der „Semperit“, österreichisch- 
amerikanische Gummiwerke A.G., vereinigt. Die Erzeu- 
gung wurde spezialisiert und einzelne Fabriken stillgelegt; 
in Betrieb sind gegenwärtig noch vier. Die Erzeugung zer- 
fällt in vier große Gruppen: die Pneumatik-, Gummi- 
absätze-, Gummischuheerzeugung und die Erzeugung tech- 
nischer Artikel; der Anteil dieser einzelnen Zweige an der 
Gesamterzeugung ist: 30, 15, 30 und 25%. Durch ihre Be- 
teiligung an den Gummiwerken in Vysocan und an der „Ма- 
tador“ A. б. in Preßburg beherrscht die „Semperit“ auch 
rund 50% der Gesamterzeugung der tschechoslowakischen 
Gummiündustrie. 

Die in Österreich zur Verarbeitung beschafften Roh- 
gummimengen, zu denen noch viel regenerierter Kautschuk 
kommt, waren in den letzten Jahren wie folgt: 


Einfuhrüberschuß: 
1924 1995 1926 1927 
in Meterzentner 
Rohkautschuk . ‚ 19448 20347 19019 29671 


Die österreichische Erzeugung ist nach dem Kriege 
sehr gewachsen. Sie übersteigt mengenmäßig, aber auch 
dem Werte nach bereits bedeutend die der Vorkriegszeit, 
da es gelungen ist, für den verkleinerten Inlandsmarkt 


Auslandsmärkte zu gewinnen. Die Ausfuhr vonGummiwaren 
erreichte 1927 einen Wert von 36-25 Mill. S, das sind rund 
60% des Gesamtumsatzes. Mengenmäßig beträgt die Aus- 
tuhr nur rund 40% der Gesamterzeugung. Sie entwickelte 
sich in den letzten Jahren wie folgt: 


Ausfuhr 1994 1925 1926 1927 
in Meterzentner 
Insgesamt (at 38459 37164 29016 36254 
Deutschland |., 1327 1293 904 1075 
Italien . 5496 2120 1278 1419 
Polen ` 9499 7335 1392 1904 
Rumänien 6109 3468 4592 5004 
Südslawien 4632 3306 ° 3125 3464 
Tschechoslowakei 6273 3676 3219 4630 
Ungarn i 2927 2702 2629 3222 
England . . . 3969 1244 1102 1522 
Niederlande 2165 1330 1025 1924 
Türkei. St 1402 1637 1312 1621 
Vereinigte Staaten, 1971 1071 998 749 
Dem stand eine nicht unerhebliche Einfuhr von 
Gummiwaren gegenüber: 
Eintuhr 1924 1925 1926 1927 
in Meterzentner 

Kautschukwaren . 12419 11565 13351 17994 
Fahrzeugbereifung . 4979 6005 1888 9249 
Deutschland . 4147 2797 4582 5826 
Frankreich. . 3638 2228 3381 4333 
England . РОШ 1526 1366 Tial 1799 
Vereinigte Staaten . 729 516 1098 1983 


Die "finanzielle Entwicklung 
dustriezweiges spiegelt sich in den 


dieses bedeutenden In- 
Bilanzen der „Semperit“ 


А. G. wider: 

1913 1925 1926 1927 

tausend GK tausend Schilling 

Aktienkapital 8000 16000 16000 16000 
Reserven .. 1512 18000 8000 8000 
Obligationen . 917 — — 2955 
Anlagen . . 5 6584 5768 5994 5945 
Abschreibungen 542 535 367 356 
Reingewinn 840 1794 1341 1515 
Lederindustrie. 


Der Krieg mit seinen besonderen Anforderungen hat 
in der österreichischen Lederindustrie eine starke Umwäl- 
zung hervorgerufen. Die Lederindustrie mußte sich auf das 
spezifische Militärleder umstellen, und diese Umstellung 
war mit einer nicht unbeträchtlichen Erweiterung mancher 
Betriebe verbunden. In der Nachkriegszeit machte sich ein 
ungeheurer Bedarf an Leder geltend, da die ganze Zivil- 
bevölkerung mit Leder zu versorgen war. Dies hat die 
Rückumstellung auf die Friedenserzeugung wesentlich er- 
leiehtert. Die Fabriken arbeiteten mit Hochbetrieb und 
nützten auch die im Kriege gesteigerte Leistungsfähigkeit 
fast aus. Es wurde nicht nur das ganze heimische Auf- 
kommen verarbeitet, sondern es wurden auch noch soweit 
als möglich ausländische Häute eingeführt. Nebst dem be- 
deutenden Inlandsabsatz boten sich in der Ausfuhr, beson- 
ders nach dem Osten, Verkaufsmöglichkeiten. 

Trotzdem machten sich harte Rückschläge geltend, 
weil die Inflation in der Lederindustrie verheerender ge- 
wirkt hat als in anderen Branchen. Der Grund liegt darin, 
daß noch lange nach dem Kriege die staatliche Bewirt- 
schaftung des Leders aufrechterhalten worden war und 
die Preise für Häute und Leder nominell auf einer Höhe 
gehalten wurden, die weit unter dem realen Wert lag. Die 
Lederindustrie verfügte daher in jenen Zeiten über sehr 
viel flüssiges Kapital, welches mit Rücksicht darauf, daß 
die Betriebe nur geringe Mittel erforderten, ‚anderweitig 
angelegt und vielleicht auch durch Spekulation verloren 
wurde. Auch hat die Inflation als solche infolge der lan- 


| 


gen Fabrikationsdauer und weil der Rohstoffwert die Er- 
zeugungskosten gewaltig überwiegt,  entkapitalisierender 
gewirkt als in vielen anderen Industriezweigen. 

Die Entkapitalisierung auf der einen Seite, die nach 
Deckung des größten Bedarfes abflauende Absatzmöglich- 
keit auf der anderen, sowie die großen Verluste besonders 
durch die wirtschaftliche Krise in Polen hatten zur Folge, 
daß eine ganze Anzahl bedeutender Lederfabriken zum 
Stillstand kamen, zum Beispiel 8. & J. Flesch, Gerhardus 
A.G., Carl Budischowsky & Söhne, Blum A.G., Gustav 
Pollak, Max Lanter und eine Reihe kleinerer Firmen. 

Erfreulich 156 die Entwicklung der Oberleder- 
industrie nach dem Kriege. Die bereits vor dem Kriege 
vorhandenen Fabriken wurden wesentlich erweitert und 
technisch vervollkommnet. Während in der Vorkriegszeit 
die Öberledererzeugung gegenüber der vegetabilischen Ger- 
bung nur eine ganz untergeordnete Rolle spielte, ist sie 
heute soweit fortgeschritten, daß sie nicht nur den hei- 
mischen Bedarf zum großen Teile deckt, sondern auch in 
der Ausfuhr bedeutende Erfolge erzielt. Das heimische 
Oberleder machte früher nur einen Bruchteil der Gesamt- 
lederausfuhr aus, heute ist das Verhältnis umgekehrt. 

Eine Stütze in den schweren Krisen bildete das Aus- 
fuhrverbot für Häute und Felle, weil es der 
Industrie ermöglichte, zu immerhin annehmbaren Bedingun- 
gen den Häutebedarf Woche für Woche zu decken. Häute 
sind, wie alle Rohstoffe, zum großen Teil Spekulations- 
ware. In dem Kampf um diesen Spekulationsrohstoff bleibt 
meist der Kapitalstärkste Sieger. Durch das Ausfuhrver- 
bot wurde das österreichische Gefälle den internationalen 
Spekulationskämpfen doch etwas entrückt und das ermög- 
lichte der kapitalschwachen österreichischen ` Leder. 
industrie, sich den Rohstoff zu verschaffen. 

Die krisenhaften Verhältnisse in der Industrie sind ge- 
wiß noch nicht ganz vorüber. Man weiß nicht, wie 
sich die völlige Aufhebung des Ausfuhrverbotes für Häute 
und Felle auswirken wird. Die Industrie verfügt auch noch 
nieht über ein vollkommen klares und gesichertes Absatz- 
gebiet, weil ein Hauptabsatzgebiet, nämlich Deutschland, 
nicht immer als dieser große Käufer auftreten wird. Trotz- 
dem ist zweifellos bereits eine gewisse Stabilisierung ein- 
getreten und auch eine Gesundung, weil sich die Kapazität 
ungefähr den geminderten Absatzmöglichkeiten angepaßt 
hat. Es ist ein überaus schwieriges Unternehmen, ein Bild 
von der Ausnützung der Leistungsfähigkeit der Leder- 
industrie zu gewinnen. Man hat die Arbeitsmöglichkeit der 
deutschösterreichischen Lederindustrie nach dem Umsturz 
in allen Häute- und Fellsorten, umgerechnet auf Rinds- 
häute, mit einer liinarbeitungsmöglichkeit von 45.000 
Rindshäuten in der Woche errechnet. Infolge der erwähn- 
ten Stillegung großer Betriebe ist die Kapazität natur- 
gemäß nicht unbeträchtlich zurückgegangen, wenn das 
auch durch Investitioen und Erweiterungen, die seit dem 
Umsturz vorgenommen worden sind, zu einem Teil aus- 
geglichen worden sein dürfte. Die Kapazität der heute ar- 
beitenden: Lederfabriken in Österreich liegt in ihrer Ge- 
samtheit wesentlich unter der Zahl von 45.000 Rindshäuten 
je Woche. Vielleicht kommt man aber zu einem Bild von 
der Ausnützung der Kapazität, wenn man vom Rohstoff 
ausgeht. Das österreichische Häuteaufkommen kann nur 
geschätzt werden. Bekannt sind die Schlachtungsziffern 
des Wiener Marktes. Wenn man diese mit rund 140.000 
Stück Rindern im Jahre annimmt und sich vor Augen hält, 
daß noch eingeführtes Fleisch von rund 100.000 Rindern 
in Wien verbraucht wird, so kommt man zu einem Wiener 
Fleischverbrauch von rund 230.000 Rindern. Der Fleisch- 


verbrauch in den Ländern dürfte mit 300.000 Rindern kaum 
zu hoch gegriffen sein; wir gelangen somit zu einer 
Schlachtungsziffer von rund 440.000 Rindern oder 8000 bis 
9000 Häuten in der Woche, wozu dann noch die schwan- 
kenden Mengen eingeführter Häute hinzugerechnet werden 
müssen. Wenn man diese mit rund 3000 Häuten in der 
Woche annimmt, so beträgt die gegenwärtige Einarbei- 
tungsziffer an Rindshäuten in Österreich etwa 12.000 Häute 
je Woche. Dazu kommt noch die Einarbeitung der Kalb- 
felle und der übrigen Kleinfelle, welche, in Rindshäute um- 
gerechnet, auch mit rund 5000 veranschlagt werden kön- 
nen, so daß man die Ausnützung der Kapazität der Leder- 
industrie mit rund 17.000 Häuten in der Woche beziffern 
kann. Man kann wohl annehmen, daß damit die heute noch 
arbeitenden Lederfabriken ungefähr voll beschäftigt sind. 


Da das der Lederindustrie zur Verfügung stehende 
Häutequantum in der genannten ungefähren Höhe doch 
schon seit mehreren Jahren ziemlich unverändert ist, kann 
man daraus entnehmen, wie ungesund die Verhältnisse in 
der Lederindustrie waren, weil an diesem Häuteaufkommen 
auch noch die in der Zwischenzeit stillgelegten Betriebe 
beteiligt waren. Die Gesundung und Stabilisierung der 
Verhältnisse ersieht man auch aus der Zahl der beschäf- 
tigten Arbeiter und Angestellten. Diese bezifferte sich in 
den ersten Jahren nach dem Umsturz auf rund 4000 und 
wird heute mit etwa 3000 eingeschätzt. 

Zur Beurteilung der Umsatzentwicklung kann die 
Außenhandelsstatistik einigen Anhalt bieten. 


1925 1926 1927 


Einfuhr: 10004. 10008 10004 10008 10009 10068 
Felle u Häute, roh 63875 18956 41718 11703 45146 16570 
LOLA у ol. meer, 12621 21791 15848 25431 19988 32289 
Schuhwaren . . . 3796 7013 4786 9189 5552 10817 


Ausfuhr: 

andere Lederwaren 1380 5169 1514 5022 1909 6817 
Felle u. Häute, roh 2182 5533 6442 4917 19998 11660 
Leder пелет air 67483 50168 48882 37634 54606 50970 
Schuhwaren . . . 4423 18104 2340 10967 3418 15699 
andere Lederwaren 5510 17532 5180 17219 5583 23485 

Da man annehmen darf, daß die Ledererzeugung in 
den letzten Jahren ungefähr gleich geblieben ist, zeigt der 
starke mengenmäßige Rückgang der Ausfuhr im Jahre 
1926 wohl eine Vergrößerung des Inlandsabsatzes an. Auch 
1927 ist die Menge des ausgeführten Leders noch wesent- 
lich geringer als 1925, dennoch im Werte sogar etwas 
höher, weil feinere Überlederarten, besonders gefärbte Le- 
der, in den Weststaaten gute Aufnahme fanden. Anderseits 
ist auch die Ledereinfuhr im Steigen. 

In der Handelsstatistik der Schuhwaren spiegelt 
sich die ganze Lage der österreichischen Sehuhindustrie. 
Sie ist aus dem Kriege mit einer gewaltig gesteigerten Lei- 
stungsfähigkeit hervorgegangen, die natürlich nicht ent- 
fernt, höchstens zu einem Dritte] ausgenützt werden kann, 
zumal die öffentlichen Lieferungen, vor allem infolge der 
zwangsweisen Beschränkung ` des Heeres, nur geringen 
Umfang erreichen können. Wohl erfreut sich der öster- 
reichische 'Galanterieschuh selbst in Übersee noch eines 
alten Rufes. Aber das kann die Lage nicht entscheidend 
beeinflussen. Der Innenmarkt ist nicht nur klein, sondern 
auch so kapitalsarm, daß mit cinem Paar Jährlichen 
Durchschnittsbedarfes gerechnet wird. Selbst wenn man die 
Schutzzölle so hoch setzt, als die Rücksicht auf den Mas- 
senverbrauch noch rechtfertigen läßt, ist die Überlegenheit 
der reichsdeutschen und tschechoslowakischen Großerzeu- 
gung nicht wettzumachen. Nach dem besonders ungünstigen 
Jahr 1926 zeigt die Ausfuhr zwar eine Erhöhung, aber die 
Schuheinfuhr nimmt ständig zu und ist mengenmäßig 


— 100 — 


БУ Aha): au Zar Kal. Е рее 


geht "e Aa 


ы 


größer als die Ausfuhr, wertmäßig allerdings kleiner, weil 
hauptsächlich Strapazware eingeführt wird. -Die öster- 
reichische Schuherzeugung hat sich denn auch vielfach auf 
den Handel ausländischer Ware eingerichtet. : Die- übrige 
Lederwarenindustrie ist zu einem, besonders für. die Aus- 
fuhr- erheblichen: Teil Luxusgewerbe, gehört also 
demjenigen Zweig der österreichischen Wirtschaft an, der 
wegen seiner Zersplitterung statistisch nicht erfaßbar ist 
und sich einer knappen. Darstellung entzieht, aber darum 
nicht weniger bedeutsam ist. А. 7. 


Papierindustrie. 
Die Erzeugung der Papierindustrie gestaltete sich 
1913 und nach dem Kriege wie folgt: 
Papier ` Zelluloss Holzschliff Pappe 
іп Waggon 


1913. . . 18843 12136 7514 7005 
PILF TOEP р. Л 2524 5866 3085 
1920.15 тољ. 929 3602 5457 3281 
1921... 19766 7181 5885 3867 
1922. , . 15108 10187 7269 4155 
1923. . . 15285 12818 8194 1848 
1924... . 17211 14935 8249 4542 
1925... 19098 17566 8909 4962 
129267 ve. 129778 18267 9601 5365 
1927 =. 21105 19261 9440 5619 


Aus diesen Zahlen ergibt sich, daß die Erzeugung von 
Papier seit 1919 mehr als verdoppelt, von Zellulose sogar 
verachtfacht wurde und nun die Vorkriegserzeugung bereits 
um 12: und um 60% übersteigt. 

Während des Krieges wurde. der Verbrauch durch 
Verordnungen eingeschränkt. Diese Verordnungen waren 
auch noch in den ersten Nachkriegsjahren wirksam, noch 
mehr aber wurde die Erzeugung durch den Mangel an Roh- 
stoffen gehemmt. Erst als der Mangel an Kohle und Holz 
vorüber war, konnte sich die Papierindustrie wieder voll 
entwickeln, welche nun alles daransetzte, die in den. vor- 
angegangenen Jahren unterlassenen Erhaltungsarbeiten 
und Investitionen rasch nachzuholen. 

Von der Papiererzeugung des alten Österreich. hat die 
Republik 52%, von der Zellstofferzeugung 62'5%, von der 
Pappeindustrie 619%, уоп der Holzschlffindustrie 66% 
geerbt. Der Inlandsmarkt war anfangs wenig aufnahms- 
fähig, erst in der letzten Zeit zeigte sich eine langsame 
Zunahme des Verbrauchs, der bei Papier von rund 40% 
bis 1927 auf 50% der Gesamtproduktion stieg. Ander: bei 
Zellstoff. Die österreichische Industrie hatte einen großen 
Teil der ihr gehörenden Zellulosefabriken an die Nach- 
folgestaaten verloren. Die im Inland verbliebene Zellstoff- 
erzeugung deekte den Bedarf der Papierindustrie nicht. 
Der Zellstoffmangel war aber international, die Preise lagen 
daher die längste Zeit verhältnismäßig hoch, bis durch 
eine bedeutende Vermehrung der internationalen Zellulose- 
erzeugung, vor allem der ‚nordischen: Staaten, ein besseres 
Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage. hergestellt 
wurde. Jedenfalls war für die österreichische Industrie der 
Anreiz gegeben, in erster Reihe die Zellstofferzeugung aus- 
zubauen, die sich bis 1927 zu einer großen Ausfuhrindustrie 
entwickelt hat. 1921 wurde noch die ganze Zellstofferzeu- 
gung im Inland verbraucht. Dann stieg die Ausfuhr von 
Jahr zu Jahr. 1927 wurden 59% der erzeugten Zellulose 
im Inland verbraucht und 41% ausgeführt. In absoluten 
Zahlen ist der Inlandsverbrauch von 1921 bis 1927 von 
6894 auf 11.305 Waggon gestiegen. Der Inlandsverbrauch 
an Holzschliff hat sich in derselben Zeit von 4123 auf 
6876 Waggon erhöht. Da die Erzeugung im gleichen Ver- 
hältnis zunahm, beträgt der Anteil des Inlandsverbrauchs 
an der Erzeugung fast gleichbleibend rund 70%. Am wenig- 


sten hat der Inlandsverbrauch an Pappe zugenommen, und 
zwar nur von 1260 auf 2098 Waggon, das sind durch- 
sehnittlich rund 37% der Gesamterzeugung, die erst 79% 
der: Vorkriegserzeugung beträgt. 

Die Ausfuhr hat sich folgendermaßen entwickelt: 


Papier Zellstoff Holzschliff Pappe 
їп Waggon 


1921. .... 4789 1325 1762 2449 
1922. . . 8314 2789 1699 2785 
1923. „0. 0805 4936 2989 3003 
1920... 9640 7087 2293 3120 
1925. . . 10827 8604 2723 3632 
1926... . 10508 8922 2710 3447 
1927... ‚11084 8594 2565 3833 


Die Ausfuhr der Erzeugnisse der Papierindustrie — 
die konfektionierten Waren nicht mitgerechnet, — ist einer 
der größten Aktivposten unserer Handelsbilanz: 

in 0, der Ge- in 9, der Qe- 
Ausfuhr samtausfuhr Einfuhr samteinfuhr 
intausend Schilling 
192% ...,107618 540, = 12839 037%, 
1925. . 132871 67% 14015 050%, 
1926... 142360 82%, 15951, 0:569, 
1927. . 156853 6:89, 15973 050%, 


Interessant ist die Verschiebung, die sich in der Aus- 
fuhrriehtung des Papiers seit den ersten Nachkriegsjahren 
vollzogen hat: 
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Nachfolgestaaten u. 
„„Nachbarstaaten . 30668 907 61220 580 66990 60:7 
Übriges Europa . . 2387 70 12751 12:1 16700 152 
Asien und Afrika . 683 20 25803 247 24200 219 
Amerika und 

Australien. . .. 83 03 5300 52 2466 2:2 


33821 1000 105074 1000 110366 1000 
Unsere Papierausfuhr nach den Nachfolgestaaten ist 
infolge der bekannten Zollschwierigkeiten gehemmt. Trotz- 
dem konnte unsere Ausfuhr dorthin rasch gesteigert wer- 
den, verhältnismäßig noch mehr aber nach dem übrigen 
Europa und nach den Überseestaaten, die allerdings im 
letzten Jahr etwas zurückgegangen ist, eine Folge des 
wachsenden amerikanischen Wettbewerbs und des der 
frachtlich günstiger liegenden nordischen Länder. Unsere 
wichtigsten Absatzmärkte für Papierzeug sind: 


1923 1924 1925 1926 1927 
in Tonnen 

Insgesamt . .‚ . . ‚ 79885 93812 118240_ 11681 111612 
Deutschland . 1.18140 1198 7889 3925 11354 
Itanen E e 32376 58991 50775 46485 
Polen ee, Um 1451 1807 2222 4155 
Seliweiz tnia asb, 5815 2922 6662 7640 4601 
Südslawien . . . . 8185 6878 6733 7562 8351 
нат an жс жак 259 841 1569 2812 
Türkei ~. . 30777 22579 17343. 25372 13365 


Vereinigte Staaten . 651 22940 ` 8715 9991 8373 
Die Ausfuhr von Pappe ging hauptsächlich nach: 


1993 1994 1925 1926 1927 
in Tonnen 

Insgesamt . . . . . 30080 31200 36820. 34470 38380 
Bulgarien . . ., . 1348 1280 1889 1957 1268 
Italien `... 1495. 19620 11823 12075 10057 
Во be eg 2580 2450 4180 2395 5178 
Rumänien . . . 3054 2588 2079 2088 2126 
Rußland näi Bian 2221 2604 872 957 
Tschechoslowakei . 1106 1658 462 382 312 
Türkei san.» . +. 1060 1562 1567 1690 1834 
Спелае... 5149 4230 8585 4421 5627 


Festzuhalten ist, daß nur die Ausfuhr von Papierzeug 
im letzten. Jahr etwas zurückgegangen ist, daß aber: die 
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Ausfuhr von Papier und Pappe weiter gesteigert werden 
konnte, obwohl. der Wettbewerb zunimmt und die Preise 
auf dem Weltmarkt sehr gedrückt wurden. Daß die Papier- 
industrie diesem Wettbewerb bisher standzuhalten ver. 
mochte, ist unter anderem auch darauf zurückzuführen, 
daß sie ihre Erzeugungstechnik wesentlich verbessert und 
verbilligt hat. бо реётцо 1920 die Zahl der beschäftigten 
Arbeiter 15.590, die der Angestellten 1148. 1927 war die 
Zahl der beschäftigten Arbeiter 19.713 und die der Ange- 
stellten rund 1500. Je Kopf der Arbeiter stellt sich nun 
die Erzeugung: 


1920 1997 
in Meterzentner 
apen, bh asian „3.69. 107 
pl Oe mas Alster же 23 98 
Arer te e 21 29 
Holzschliff . . . . . Cep 48 
141 282 


Auf den Kopf der Arbeiter gerechnet hat sich also die 
Erzeugung seit 1920 verdoppelt. Ein weniger erfreulicher 
Grund der guten Wettbewerbsfähigkeit ist die ungünstige 
Lage der Holzindustrie und das Ausfuhrverbot für Schleif- 
holz, wodurch es der Papierindustrie bisher möglich war, 
ihren steigenden großen Holzbedarf im Inland zu günstigen 
Preisen einzudecken. Das Holzausfuhrverbot ist allerdings 
nach und nach und schließlich am 1. Jänner 1928 gänzlich 
aufgehoben worden. Nun konnte die Industrie einerseits mit 
den Bundesforsten eine Vereinbarung treffen, wonach diese 
sich verpflichten, 70% ihres Schleifholzes der heimischen In- 
dustrie abzugeben, anderseits ist infolge noch immer anhal- 
tenden schlechten Geschäftsganges der Sägeindustrie das 
Blockholz so billig, daß es an Stelle des Schleifholzes ver- 
wendet. werden kann. 

Der Holzverbrauch der Papierindustrie hat wie 
folgt zugenommen: 

ОТОР E 1.290.000 1924. . . .1,229.000 m? 

1919 «1 .4.!161:7482.700:m® 1991-1: «1.400.000 m? 

Den Schleifholzanfall der mit jährlich 10 Millionen 
Festmeter geschätzten Holzerzeugung berechnet die Indu- 
strie mit 1'5 Millionen Kubikmeter. Die Industrie befürch- 
tet daher von der Ausdehnung ihrer Erzeugung bei gleich- 
zeitiger Bedarfssteigerung der Sägeindustrie eine Verknap- 
pung ihres wichtigsten Rohstoffes. 

Insgesamt verfügt die Papierindustrie über 118.617 PS 
elektrische Kraft, davon entfallen 30.575 PS auf Kohlen- 
werke und 88.042 PS auf Wasserkraftzentralen, die zu- 
sammen rund 90% des Kraftbedarfs decken. 

Finanziell ist die Papierindustrie eine der gesün- 
desten Österreichs, die auch in den Nachkriegsjahren an- 
gemessene Erträgnisse abwerfen konnte. Die Aktiengesell- 
schaften — weitaus der größte Teil der Industrie hat 
Aktienform — weisen ein Aktienkapital von rund 86 Mill. 
aus. Die Abschlußzahlen der führenden Gesellschaften zei- 
gen folgendes Bild der Entwicklung: 


1913 1925 1927 

in tausend Schilling 
Eigenmittel . ....... 70952 76370 76839 
Anlagen БР. А ова 45124 50234 55601 
Abschreibungen . . . . . 2512 1692 3971 
Reingewinn. .... 3933 3988 3604 
Dividende ... . DESSE 8467 2800 2616 


In der vorstehenden Tabelle sind folgende Gesellschaf- 
ten aufgenommen: Neusiedler Papierfabrik, Leykam-Josef- 
thaler Papierfabriken, Lenzinger Papierfabrik, Biel & Berg- 
meister, Steyrermühl Papierfabriken und Druckerei A. б. 
Die Tochtergesellschaften der Neusiedler, die Schlöglmühl 
und Theresienthaler, wurden in diese Aufstellung nicht ein- 
geereiht. Ihre Aktien befinden sich sämtlich im Portefeuille der 


Neusiedler, deren Wert wurde bei der Neuberechnung des 
Eigenkapitals der Muttergesellschaft berücksichtigt. Eben- 
falls im die Aufstellung nicht aufgenommen wurde die 
Pittener Papierfabrik und die Elbemühl A. G. Die Pittener 
Papierfabrik, die vollständig der Leykam-Josefsthaler ge- 
hörte, hat mit dieser anfangs 1926 formell fusioniert. Dem- 
entsprechend wurde das Effektenkonto der Leykam auf- 
gelöst, dagegen das Anlagekonto erhöht, was auch in der 
Tabelle zum Ausdruck kommt. Die Elbemühl A. G., die 
finanziell sehr gelitten hat, ist gegenwärtig in erster Reihe 
Druckerei. 

Die österreichische Papierindustrie ist auch noch in 
hohem Maße an führenden Papierfabriken in den Nach- 
folgestaaten beteiligt, die vor dem Krieg zur Gänze ihr 
gehörten. Es ist vor allem die Neusiedler, die an der Pra- 
ger Neusiedler, an der rumänischen Papierfabrik in Peters- 
dorf und an der Goldzieher А. 9. in Budapest stark inter- 
essiert ist, ferner ist die Leykam an der Heinrichsthaler 
noch mit 50% beteiligt. Das Aktienkapital dieser auslän- 
dischen Gesellschaften beträgt zusammen rund 7'7 Millio- 
nen Schilling, wovon der größere Teil sich im Besitz der 
österreichischen Muttergesellschaften befindet. 

Zum Schlusse sei noch erwähnt, daß im Gegensatz zur 
Papiererzeugung die weiterverarbeitende Industrie, die 
Papierkonfektion, die vor dem Krieg in der öster- 
reichischen Wirtschaft eine Rolle spielte, sich sehr schlecht 
entwickelt hat. Ihr stehen vor allem die hohen Ausfuhrzölle 
der Nachbarstaaten hindernd entgegen und sie mußte sich 
„um allergrößten Teil auf den Inlandsmarkt beschränken, 
dessen Aufnahmsfähigkeit im Vergleich mit der Leistungs- 
fähigkeit der Konfektion sehr gering war. Erst im letzten 
Jahr hat sich ihre Lage etwas gebessert. 


Tabak und Salz. 


Tabakverarbeitung und Salzgewinnung sind die zwei 
einträglichsten Staatsmonopole. Der Warenerlös 
und der an den Staat abgeführte Gewinn entwickelte sich 
їп den letzten Jahren wie folgt: 

aha К Л И УЛ 


Warenerlös Gewinn Warenerlös Gewinn 
in Millionen Schillimge 


} РР gd, an: bie ob 198 838 15:4 6:80 
E ee 275 129°5 218 2:57 
E л мен, сше а 304 (EENS EM? 11:76 
ITS РЕЯ 317 173°7 2623 14:90 
LOR ARI ив mp 329 1778 28°25 1598 
19283). ah. дағ: mir 329 1782 29°2 12:30 


Wl Voranschlag. 

Besonders günstig hat sich die staatliche Taabakindu- 
strie entwickelt, die ihren Absatz von Jahr zu Jahr steigern 
konnte; auch 1928 dürften die Ergebnisse den Voranschlag 
wesentlich übersteigen. Sie beschäftigt in 9 Fabriken und 
5 Manipulationsbetrieben 7728 Arbeiter. Zur Verarbeitung 
wurden in den letzten fünf Jahren folgende Tabakmengen 


angeschafft: 
Tabakeinfuhr 1928 1924 1925 19926 1997 
лм AM eh 6001 mid Bit пе р 

Insgesamt `. . 153.913: 138.508. ‚120.318 130.155, 179.400 

Ungarn ... , . , 12.484 Ss a 493 18.696 

Bulgarien . . . 20.766 58.847 419.044 4.290 86.587 
‚ Griechenland . 7.396 3.292 6.710 3.362 58.977 

Rußland " Fe et) ч. 6 10.360 

Türketoar. sid 3900.218): 16.913 Li 19.730“ 16.484 


Niederl. Indien. 23.258 21.520 23.722 4.554 12.531 
Franz. Afrika . en 2.361 5.751 1.987 10.481 
igkbar is цо 292 13.030 1.555 729 3.399 


Verein. Staaten 26.574 -14.364 8.292 6.493 16.870 
Brasilien. . . . 8.153 — 11.212 952 Ar. 
Paraguay... . 2.451 1.370 4.745 > =й 
San Domingo . 16.182 13,030 4,845 5.042 435 
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Zigarettentabak wird mur aus dem Orient bezogen. 
Die Einfuhr aus den übrigen Ländern betrifft Pfeifen- und 
Zigarrentabak. In Österreich selbst: wird Tabak nur in un: 
bedeutenden Mengen gepflanzt. 


Erzeugt wurden: 


1993 1924 1925 1926 1927 
in а 5 ета d ЕН е к 
Zigarren 158.423 182.624 910.558 204.312 199.160 
Zigaretten 2,919.202 3,699.826. 3,931.9644,391.098 4,504.062 


Li et De E Ber gem. Mm 


Zigarettentabak 1,689.321 1.400.939 1,362.887 1,306.309 1,369.466 
Pfeifentabak 8,579,749. 3,903.609 3,837.439 3,837.439 3,581.829 
Gespunste 930.144 289.876 299.007 313.895 818,000 


Die Erzeugnisse werden zum überwiegenden Teil im 
Inland abgesetzt. Die Ausfuhr beträgt kaum 2% vom Um- 
satz, doch unterhält die Tabakregie Produktionsstätten in 
Deutschland und in der Schweiz, deren Erzeugung nicht 
bekannt ist, aber nicht unbedeutend zu sein scheint. 


Für die Salzgewinnung unterhält der Staat. 


5 Bergbaue mit 685 Arbeitern und 6 Sudhütten mit 1090 Ar- 
beitern. Der größte Teil des Salzes wird durch das Lösungs- 
verfahren gewonnen, wie aus folgender Übersicht hervor- 
geht: 


Jahresgewinnung 
an 


Sole Steinsalz 
Hektoliter Meterzentner 

a A er 6,263.104 6.037 
ESES TT NEE a 5 3.987.937 4.984 
19901; 1: Date 3,686.152 24.550 
1991. Zen ze 4,011.195 18.150 
1992, game шй: 4.495.521 23.275 
аа E = 2,987.416 15.204 
I re SECHS teen ОЧ: 3.493.176 27.486 
1925 tur: San 4.073.416 20.873 
Leer GE ЙЛ б 1.190.986 32.274 
1927 . 1.601.139 26.746 


Daraus wurde in den Salzhütten erzeugt und davon ,ab- 
gesetzt: 


Erzeugung an primärem Absatz an e 
Sudsalz  Abfallsalz Speisesalz Vieh- und мис 
ровен pe: wë, me ox 
1948. 1.311.006 29.963  1,244.019 24, 158.721 1 
1919. 9925.095 29.312 669.806 27 96.018 1 
1920. 778.351, 15.959 . (698.011 151 104.865 4 
1921. 732.840 19.519 558.588 578 210.105 104 
1922 883.037 23.916 760.629 40.690 172.597 6.791 
tausend S tausend 5 
1993. 488.824 9.455 432.592 18152 158.815 2.685 
192%. 636.242 < 17.159 © 553.892 20.522 219.040 3.556 
1925. 681.960 116.526 © 1566.297 21.116 278.978 4.265 
1996. 721080 14.322 589691 20469 312.179 5.288 
1927 . 769.996 17.008 593.534 22.759 360.227 6.112 


Textilindustrie. 


Die österreichische Baumwollindustrie ‚wurde bereits 
in-einem Aufsatz уоп Präsidenten Arthur, Kuffler (Seite =) 
dargestellt. Wir lassen dem noch einige zahlenmäßige An- 
gaben folgen: 

Die österreichische. Baumwollindustrie ‚beschäftigt in 
148 Betrieben rund 25.800 Arbeiter. Darunter,sind 45 Klein- 
betriebe. mit. zusammen: 362. Arbeiten, 22 Mittelbetriebe 
mit 694 Arbeitern, 79. Großhetriebe. mit, 22.000 Arbeitern 
und 2 sogenannte; Riesenbetriebe; mit ‚2195 Arbeitern. Die 
Erzeugung der Baumwollspinner, die haupt- 
sächlich mittlere Garnnummern herstellen, entwickelte 
sich wie folgt: 


Erzeugung je Spindel 


In engl. Pfund *) in engl. Pfund*) 


1921. . ..21,423.276 56'358 
1922. . . 42,610.038 5479 + 
1923: . .89,880.000 5443 
1924 4... 46.469.340 58:95 
1925 . . . 58,673.750 61:49 
1926 . . .. 50,740,948 48'8 
OS E RE 614 


*) 1 engl. Pfund = 0'454 kg. 


Eingeftihrt wurden hauptsächlich an feineren 

Nummern: 
1998 1994 1995 1926 1997 
in Merterzen Ип eg 

Insgesamt . . 16.943 ` 22700" 93.000 32.977 37.518 
Tsche:hoslowakei 6.039 6.869 6.655 14.537 16.246 
Sehweiz...i тан экИ: 5.828 7.490 6.869 7.140 5.009 
England . . . 2,817 4.482 4.935 4.823 8.884 ` 
Deutschland . 1.188 902 1.077 2.379 3.094 

Unsere Ausfuhr entwickelte sich wie folgt: 

f 1923 1924 1925 1926 1927 

in NM e e per bn Sa 

Insgesamt „1. 95.228 . 106.983 113.037. 132.781 158.976 
Deutschland ... 14.863 , 26.685 39.522 ‚14.584 25.704 
Рё ТӘК А EB 4.834 3.883 2.086 7.840 8.857 
Rumänien 1716.997 1: 16.976 26.036 32.310: 43.116 
Bebe. а а. ar 6.980 2.135 1.740 2.700 3.853 
Jugoslawien 9.000 3.741 4,3882 .: 13.719, ү 13.396 
Tschechoslowakei . 10.489 19,885 13.965 12.613 9.308 
Ungarn ПЕ 21810 35.952 25.276 40.516 48.860 
Bulgarien amia . 197 74 595 2.495 2.437 

Die Baumwollweberei. stellt - hauptsächlich 


leichte: Gewebe her. In: деп: letzten Jahren geht man nach 
und nach auf die Erzeugung bunter Gewebe über, die ge- 
winnbringender ist. Die Umstellung geht aber nur langsam 
vor sich, da es an Kapital und an geschulten Arbeitern 
fehlt. Die Gewebeerzeugung: beträgt jährlich rund 65.000 
bis 70.000 Mtz. Die Leistungsfähigkeit der Webstühle 
wird damit nicht ausgenützt. Die Einfuhr von Baum- 
wollgeweben ist sehr groß, doch betrifft sie hauptsächlich 
solche, die im Inland nicht oder ‘in nicht zureichenden 


Mengen erzeugt werden. Sie betrug in den letzten fünf 
Jahren: 


1928 1924 1995 1996 "1997 
i n NM e bir eent neg 
Insgesamt... . 141.972 148.291 116.840 101.295 111.997 
Tschechoslowakei 83.342. 90.549 78730 68.5211" 62.513 
Schweiz . 81.110: ‚31.780: 24.837 : 923.916 _ 25.430 
England 2.868 5.149 4.337 5,192 ү: 11.998 
Deutschland . 19.121 11.890 7.244 4.970 6.866 
Unsere Ausfuhr hat sich wie folgt entwickelt: 
1923 1924 1925 1926 1927 
їл М е Же ір я її елй! йөз 
Insgesamt . . 43.268) E 51.665 #7.62.728. 38.821 43.614 


Sie richtet sich hauptsächlich nach Ungarn, Südslawien. 
Polen und Rumänien und ist zu rund 60% ausländische 
Rohware, die in Österreich veredelt wird. 


Die Erzeugungs- und Absatzverhältnisse der österrei- 
chischn Wollindustrie sind vielfach denen der 
Baumwollindustrie ähnlich, Im alten Österreich verfügte 
die Wollindustrie über: 600.000 Kammgarn- und 737.000 
Streichgarnspindeln. Die Leistungsfähigkeit der Spinnereien 
war der der Webereien mit 37.525 Kammgarn- und Streich- 
garnstühlen angepaßt. Von dieser. Ausrüstung verblieben 
zwar in Deutschösterreich 112.000 Kammgarn- und rund 
57.000 Streichgarnspindeln, aber nur 500 Kammgarn- und 
1000. Streiehgarnwebstühle: Die Kammgarnspinnereien 
sind daher mit einem großen Teil der Erzeugung auf die 
wenig lohnende Ausfuhr angewiesen. Bestrebungen, die 
Zahl. der Webstühle во zu. vermehren, daß die gesamte 
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Garnerzeugung im Inland verarbeitet werden kann, hatten 
bisher nur wenig Erfolg. Bis 1927 konnten nur 60 Web- 
stühle neu eingestellt werden, obwohl inzwischen die Woll- 
gewebezölle ansehnlich erhöht wurden. Die Hemmungen 
liegen eben weniger in der sehr großen Einfuhr fremder 
Stoffe als in den ungünstigen Erzeugungsverhältnissen. Es 
fehlt an geschulten Arbeitskräften, die Löhne und anderen 
Gestehungskosten sind viel höher als in den Wettbewerbs- 
ändern. Die Güte des Inlandserzeugnisses bleibt noch 
hinter der der ausländischen Ware zurück. Es mangelt 
auch an einer Absatzorganisation, die den Markt der hier 
altansässigen und vorzüglich ausgebauten Absatzorganisa- 
tion- der  tschechoslowakischen Tuchindustrie ` streitig 
machen könnte. Auch verhindert unsere Kapitalsarmut, in 
den Zahlungsbedingungen es der ausländischen Industrie 
gleichzutun. 

Der Inlandsbedarf an Kammgarngeweben beträgt rund 
15 Mill. Meter, die Leistungsfähigkeit unserer Weberei rund 
7 Mill., bisher ist es dieser aber erst gelungen, rund ein 
Viertel des Inlandsbedarfs an sich zu reißen. 

Der Rohstoffbedarf der Wollspinnereien wird 
zur Gänze im Ausland gedeckt. Der Schafstand Österreichs 
beträgt nur 600.000 Stück, die jährlich rund 6000 Mtz. Wolle 
ergeben. Diese wird fast ausschließlich von der alpenländi- 
schen Lodenindustrie verarbeitet. Die Einfuhr abzüglich 
der Ausfuhr von Rohwolle, betrug in den letzten Jahren: 

1924. . . 76.027 Mtz. 1926. . . 64.506 Mtz. 
1925 . . . 62.776 „ 1927 5 з 278.869 

Von der Erzeugung werden rund 10% der Webgarne 
und rund 60% der Strickgarne an die inländischen Webe- 
reien und Striekereien abgesetzt, der übrige Teil wird aus- 
geführt. 

Die Kammgarnausfuhr entwickelte sich wie 
folgt: 


1924 1925 1926 1927 

in Meter sep пег 
Insgesamt . . . 24.517 22.658 23.942 29.763 
Deutschland . . . . 8.897 2.944 5.422 5.219 
Lg? SUN 5.245 4.341 4.246 6.131 
Südslawien . . . . 2.013 5.478 4.994 3.628 
Tschechoslowakei . 3.769 2.039 1.708 1.438 
Polen.» = «4 ane +4.156 2,330 1.259 1.491 
Schweiz >... .. 652 922 1.221 1.863 
Rumänien . ©... 1.761 1.473 2.390 3.233 


Die sehr erhebliche Einfuhr von Kammgarn betrifft 
zu rund 50% den Veredlungsverkehr: 


1924 1925 1926 1927 
in Meter wu E'STee 

Insgesamt . . . 22.989 19.910 21.330 31.189 
Tschechoslowakei . 12.291 9.329 9.662 12.510 
England. 172. vk. 85 3.576 3.088 3.719 6.201 
Palo е сла Ме л 554 1.376 1.858 2.979 
Frankreich. . . . . 1.521 1:988 1.657 2.898 
Deutschland . . . . 1.598 2.098 1.397 2.812 


Die Wollgewebeeinfuhr war in den letzten 
Jahren: 


1924 1925 1926 1927 
in Meterzentner 

Insgesamt . .. 538.266 33.744 36.057 38.552 
Tschechoslowakei . 25.840 17.409 18.662 21.016 
Deutschland . . . . 14.423 8.478 9.082 9,349 
England... . ... 4.238 2.845 2.594 3.089 
NARAS ЗУ... АЛИ Т 4,688 2.671 1.399 1.195 
Schweiz . з... 829 830 2.509 2.052 
Frankreich... . . 2.064 760 995 975 


Die Leistungsfähigkeit der Streichgarnspinne- 
rei ist der Weberei angepaßt. Die Lage dieses Industrie- 
zweiges ist aber aus anderen Gründen wesentlich schlech- 
ter als die der Kammgarmnindustrie. Ihre Haupterzeugnisse 


sind Deeken und Kotzen. Deren Leistungsfähigkeit — rund 
300.000 Stück — war auf den großen Armeebedarf des 
alten Staates eingerichtet, heute beträgt der Inlandsabsatz 
nur einen Bruchteil davon. Die Ausfuhr ist durch die hohen 
Zölle der Nachbarstaaten stark gehemmt, das hat auch 
bereits die Abwanderung einiger Unternehmungen nach 
Südslawien zur Folge gehabt. 

Die Wollindustrie umfaßt insgesamt 115 Betriebe 
mit 8950 Arbeitern, darunter 2 mit über 1000. Der größte 
Teil (66) sind jedoch Kleinbetriebe mit zusammen 439 Ar- 
beitern. 

Der dritte wichtige Zweig der Textilindustrie 
ist die Juteindustrie. Diese war schon vor dem Krier 
stark konzentriert. Sie ist in einem Unternehmen, der Hanf-, 
Jute- und Textilitindustrie A. G., zusammengefaßt. Das hat 
ihr die Anpassung an die veränderten Absatzverhältnisse 
sehr erleichtert. Obwohl ihre wichtigsten Absatzgebiete 
durch hohe Zölle abgeschnürt wurden, hat die Juteindu- 
strie durch das Hinzukommen einer Fabrik im Burgen- 
land die Zahl ihrer Spindeln von 9970 im Jahre 1913 
370 auf 809 vermehrt. Sie ist nur mit 70 bis 80% auf die 
Ausfuhr angewiesen. Dem scharfen Wettbewerb mit der in- 
dischen Industrie, die nicht nur an der Rohstoffquelle sitzt, 
sondern auch den Vorzug niedriger Löhne und längerer Ar- 
beitszeit genießt, konnte die österreichische zum Teil aus- 
weichen, indem sie viele Typen erzeugt und große Lager 
unterhält und die vielen Sonderwünsche der Kundschaft er- 
füllt. Die zur Verarbeitung angeschafften Rohjutemengen 
betrugen in den letzten Jahren in Meterzentner: 

1924... „92.239 1926. . . 49.011 

1925 . . . 88.443 тү 200.920 

Der scharfe Einfuhrrückgang 1926 ist auf den bedeu- 
tenden Preisfall der Rohjute zurückzuführen, der auch den 
Fabrikateabsatz stark beeinträchtigt hat. Die Einfuhr 
von Juteerzeugnissen ist nicht bedeutend, sie erreichte 1927 
4616 Mtz. gegen 8269 im Vorjahr. Die Ausfuhr hat sich 
wie folgt entwickelt: 


1924 1925 1926 1927 

Garne: in Ме t eiis n зва! г 
Insgesamt... 4.372 3.895 4.201 4.273 
Rumänien ..... 897 309 455 490 
Südslawien . . . . 2.889 2,484 1.386 3.199 
Bulgarien ..... 421 389 150 225 
Griechenland . . . — 202 1.611 209 

Gewebe: 
Insgesamt .. . 64.320 57.136 42.110 52.982 
Deutschland . . . . 1.216 1.368 330 2.335 
Italine. "аяг 3.715 3.266 793 449 
Rumänien . .. .. 9.786 8.212 7.800 9.267 
Südslawien . . . . 15.827 16.195 10.356 7.722 
Schweiz `." 10.085 7.917 7.867 11.040 
Griechenland. . . . 132 1.566 976 1.846 
Übersee `, 3.196 5.051 4.543 12.420 


Unsere Ausfuhr nach Ungarn und nach der Tschecho- 
slowakei ist bedeutungslos. Mit den Fabriken daselbst, an 
denen (vor allem an der ungarischen) die österreichische 
Jutespinnerei stark beteiligt ist, bestehen Absatzverein- 
barungen, mit den deutschen für einzelne Märkte. 

Das einzige bedeutende Unternehmen der Hanfindu- 
strie ist ebenfalls die Hanf-, Јиќе-, Spinnerei-, Weberei- 
und Textilit A. G.. Die Hanfindustrie verfügt über 10.270 
Spindeln gegen 11.000 vor dem Krieg. Der überwiegende 
Teil der Erzeugung muß ausgeführt werden. Die zur Ver- 
arbeitung eingeführten Hanf- und Hanfwergmen- 
gen waren in den letzten 4 Jahren: 


1924. . . 63.444 Mtz, 1926. . . 72.710 Mtz. 
1925, ..45411 „ 1997. . . 72.073 
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Dazu kommen noch rund 2500 bis 3000 Mtz. inländi- 
scher Hanf. Dagegen wurden an Hanfgarnen ausgeführt: 


1924 1925 1926 1927 
i n Miet ег zen ETS 

Insgesamt... ..23:569 20.201 98.481 30.362 
Deutschland . 5.607 2.634 3.668 9.399 
Rumänien 2.632 1.369 2.233 1.399 
Schweiz . Рагу 506 1.873 2.812 1.650 
Tschechoslowakei 2.015 2.772 2.812 3.101 
Griechenland 879 496 3.505 1.569 
England. . ыу 22 Im, 4.844 7.075 8.132 
Übersee . . .... 51988 357 626 2.295 
Der Flachs- — wenige Unternehmungen mittlerer 


Größe —, Hanf- und Juteindustrie gehören 62 Betriebe mit 
4781 Arbeitern, darunter 8 große mit zusammen 2702 Ar- 
beitern. 

Es würde zu weit führen, alle Zweige der Textilindu- 
strie in Österreich einzeln zu beschreiben. Wir wollen davon 
nur noch anführen: die Seiden- und Kunstseiden- 
industrie, zu der eine Reihe von Seidenbandfabriken und die 
Kunstseidenfabrik in St. Pölten gehören, an der der deut- 
sche _Glanzstoffkonzern beteiligt ist, und die etwa 1:5 Mil. 
kg Kunstseide jährlich erzeugt, ferner die Stri ck- und W irk- 
warenerzeugung, wovon. jedoch nur die Striekwarenindustrie 
Bedeutung hat. Sie hat sich nach dem Krieg — dureh die 
Mode begünstigt — zu einer Ausfuhrindustrie entwickelt. 
Dagegen ist die ehemals große Konfektionsindu- 
strie infolge der Ausfuhrhemmungen sehr zusammenge- 
schrumpft, insbesondere die Herrenmodeerzeugung, wäh- 
rend die Damenmodekonfektion auch gegenwärtig noch 
eine nicht unbedeutende Ausfuhr aufzuweisen vermag. Die 
Huterzeugung, die nun ebenfalls mit einem sehr groben 
Teil ihrer Erzeugung ins Ausland gehen muß, kann auf 
eine befriedigende Entwicklung zurückblicken. Die öster- 
reichischen Hutstumpen finden heute noch in den alten Ab- 
satzländern gute Aufnahme. 

Insgesamt beschäftigt die Textilindustrie rund 77.000 
Arbeiter. Der Außenhandel der Textilerzeugnisse aller 
Art zeigt folgende Ergebnisse: 


1924 1925 1926 1927 

Einfuhr: intausend Schilling 
Baumwollgarne und -waren . 320.524 216.441 197.638 210.636 

Flachs-, Hanf-, Jute-Garne und 

o meer . 24.968 15.457 16.560 17.537 
Wollgarne und -waren . . . 205.069 134.262 134.456 157.979 
Seidengespinste und -waren . 117.680 88.089 92.568 117.776 
Konfektionswaren 17481 12.274 11.288 16.962 
501.202 461.523 459.010 520.890 


1924 1925 1926 1927 


Ausfuhr: in tausend Schilling 


Baumwollgarne und -waren . 266.222 272.914 215.649 228.338 

Flachs-, Hanf-, Jute-Garneund 
STE wor. . 26.426 30197 24.442. 27.235 
Wollgarne und -waren . 114.647. 83.071 79.290 102.674 
Seidengespinste und -waren . 73.886 44.730. 52.886 82.180 
Konfektionswaren . „120.608 99.537 69.221 89.918 
601.489 430.353 110.188 580.310 


Zuckerindustrie. 

Nach. dem Kriege bestanden in Österreich vier Zucker- 
fabriken mit Raffinerien. Durch die Angliederung des Bur- 
zenlandes kamen zwei weitere Fabriken und Raffinerien 
dazu; eine siebente Fabrik wurde. später in Oberösterreich 
errichtet, die Bauern-Zuckerfabrik, die aber bald wieder 
einging. Die Erzeugung wurde verhältnismäßig rasch aus- 
gedehnt, die Entwicklung durch den im Jahre 1926 erhöh- 
ten Zuckerzoll gefördert. Erzeugung und. Verbrauch an 
Konsumzucker betrugen seit 1919: 


Zuckerjahr Erzeugung Verbrauch Einfuhr 
Meterzentner 

1919/20 57.063 838.180 786.077 
1920/21 188.902 942.910 795.045 
1921/22 160.971 1,123.140 980.953 
1922,23 244.680 1,113.690 878.326 
1923/24 472.555 1,498.490 1,036.700 
1924/25 754.431 1,758.400 1.071.240 
1925/26 781.447 1.980.990 1,198.860 
1926/27 796.868 1.837.000 1.050.000 
1927:28 1,100.000 2058.798 961.237 


Aus der Zusammenstellung geht hervor, daß gegen- 
wärtig rund 55% des stark gestiegenen Zuckerbedarfes 
durch die Eigenerzeugung gedeckt werden können. Gegen- 
wärtig jet eine neue Zuckerfabrik in: Oberösterreich bei 
Enns im Bau. Eine oder zwei neue Fabriken sind in Nie- 
derösterreich geplant, doch ist deren Errichtung in der 
letzten Zeit gefährdet, da der tschechoslowakische Zucker 
nach seiner Absperrung vom englischen Markt um so mehr 
nach Österreich drängt und die Einfuhr durch billige Preise 
erzwingt. Unsere Zuckereinfuhr stammt fast zur Gänze aus 
der Tschechoslowakei. Aber auch die bestehenden Zucker- 
fabriken fühlen sich bedroht und verlangen eine Erhöhung 
des Zolles. Diese soll es ihnen auch ermöglichen, die Rüben- 
preise hinaufzusetzen, um einen Anreiz zur Erweiterung 
des Rübenbaues*) zu schaffen.‘ Sollten die beiden neuen 
niederösterreichischen Fabriken errichtet ` werden, dann 
wäre die Österreichische ‚Erzeugung in der Lage, den In- 
landsbedarf voll zu befriedigen. 


=) Über den Zuekerrübenbau berichtet Dr. S. Strakosch in 
seinem Artikel über die Landwirtschaft. 


Kriegs- und Nachkriegserfahrungen im Versicherungswesen. 
Von Dr. Wilhelm Berliner. 


n der Kriegszeit und -in den abgelaufenen 
zehn Jahren stand auf dem Gebiete der alten 
österreichisch - ungarischen Monarchie das 
Versicherungswesen — wohl noch mehr als 
andere Wirtschaftszweige — unter dem Ein- 
fluß der Kriegsverhältnisse und späterhin 
der durch die Auflösung des früheren Staatsverbandes her- 
vorgerufenen politischen und finanziellen Umwälzungen. 


I. 
Schon die vier Kriegsjahre hatten die Tätigkeit und 
das finanzielle Gefüge besonders der Lebensversicherungs- 
anstalten von Grund auf verändert. Die Sachversicherung 


wurde durch die Kriegsverhältnisse relativ weniger berührt. 
Kriegsrisken im eigentlichen Sinne gab es zumeist nur in 
der Seeversicherung und in einzelnen: durch die Kriegsver- 
hältnisse ad hoc geschaffenen Versicherungszweigen (Ver- 
sicherung gegen Beschädigung durch ‘feindliche Flugzeuge 
und ähnliches) und diese Risken sind, soweit die öster- 
reichischen Versicherungsanstalten in Betracht kamen, für 
die Gesellschaften zumeist sehr günstig verlaufen. Über- 
dies brachte es der durch Blockade und Kriegswirtschaft 
verschärfte Gütermangel in dem Gebiete der Mittelmächte 
mit sich, daß mit Sachgütern im Rahmen der Privatwirt- 
schaft sparsamer und sorgfältiger umgegangen wurde als 
in normalen Zeiten. Dies hatte zur Folge, daß die Notwen- 
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digkeit des Schutzes von Sachgütern durch Versicherung 
dem Publikum eindringlich zum Bewußtsein gelangte und 
daß anderseits — trotz der durch den Krieg und durch die 
Mobilisierung eines ansehnlichen Teiles der Bevölkerung 
stark gelockerten Sicherheitsvorschriften — der Schaden- 
satz in den meisten ‚Zweigen der Elementarversicherung 
während der Kriegsjahre ein sehr günstiger war; wiederum 
ein Beweis dafür, welche Bedeutung nicht nur dem soge- 
nannten „subjektiven Risiko“ (Moralität der versicherten 
Bevölkerung in bezug auf vorsätzliche oder fahrlässige 
Sehadenherbeiführung), sondern vielleicht noch mehr den 
allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnissen für den Risiko- 
verlauf in der Sachversicherung zukommt. 

Für die Lebensversicherung war der Krieg geradezu 
eine Probe ihrer Leistungsfähigkeit und ihrer Existenz- 
berechtigung. Die österreichischen Lebensversicherungs- 
anstalten hatten in ihre Vorkriegspolizzen das Kriegs- 
risiko in ziemlich weitem Umfange eingeschlossen; durch 
den fast 50jährigen Friedenszustand in Europa (von Balkan- 
kriegen abgesehen) schien die Gefahr eines großen Krieges 
in weite Ferne gerückt und es war überdies die Anschauung 
vorherrschend, daß ein etwa ausbrechender Krieg infolge 
der technischen Vollendung der Kriegsmittel nur von 
kurzer Dauer sein könnte. Der vierjährige Kriegszustand 
bildete daher ‚für die. Lebensversicherungsanstalten schon 
mit Rücksicht auf die in den bestehenden Polizzen enthal- 
tenenKriegsrisken eine schwereBelastung; dazu kam noch, 
daß bei den vielen unversicherten oder zu niedrig versicher- 
ten Personen im Augenblick ihrer Einziehung zum Kriegs- 
dienst das Bedürfnis nach dem Schutz einer Lebensversiche- 
rung mit bis dahin unbekannter Vehemenz zutage trat. Die 
österreichischen Lebensversicherungsanstalten (oder zu- 
mindest einige unter ihnen) haben es — wohl mit Recht — 
als ihre Pflicht 'erachtet, in diesem Augenblick nicht un- 
tätig beiseite zu stehen, sondern den an sie gestellten An- 
forderungen gerecht zu werden. Es ist dies zumeist durch 
den Abschluß besonderer ,„Kriegsversicherungen“ (von 
Jahr zu Jahr erneuerbarer Todesfallversicherungen auf das 
Leben der im Felde stehenden Soldaten) geschehen, wobei 
der Abschluß solcher Versicherungen sowohl durch die 
eingerückten Soldaten selbst als auch durch deren zum 
Bezuge des staatlichen Unterhaltsbeitrages berechtigte 
Angehörige erfolgen konnte. Insgesamt sind während des 
Krieges etwa zwei Millionen solcher Kriegsversicherungs- 
polizzen ausgefertigt worden. Die Einrichtung der Kriegs- 
versicherung wurde nach österreichischem Vorbild im 
Deutschen Reich, in Ungarn, in. Bulgarien und in der 
Türkei nachgeahmt und es ist eine interessante Erschei- 
nung, daß auch in einzelnen feindlichen Staaten (vor allem 
in Italien und -in den Vereinigten. Staaten. von. Nord- 
amerika) während des Krieges ganz ähnliche Einrichtungen 
(dort allerdings unter weitgehender materieller Mitwirkung 
oder Haftung des Staates) ins Leben gerufen worden sind. 

Das finanzielle Ergebnis der Kriegsversicherung war 
für die österreichischen Lebensversicherungsanstalten kein 
ungünstiges. Verluste waren im Endeffekt nicht zu ver- 
zeichnen; auch die erzielten Überschüsse waren allerdings 
nicht bedeutend, zumal die am stärksten beteiligten Gesell- 
schaften von vornherein ihre Tätigkeit in der Kriegsver- 
sicherung nicht auf die Erlangung großer Gewinne abge- 
stellt hatten, sondern die Prämien zugunsten der Versiche- 
rungsnehmer von Jahr zu Jahr nach Maßgabe der in den 
Vorjahren erlangten statistischen Erfahrungen ermäßigten. 
Von den verbliebenen Gewinnen wurde überdies der größte 
Teil Zwecken der Kriegsfürsorge zugewendet. 

Der Erfolg dieser Arbeit während des Krieges war 


gleichwohl für die Versicherungsgesellschaften ein großer. 
Das Versicherungswesen wurde im Krieg außerordentlich 
popularisiert; die Kriegsverhältnisse bildeten für die Be- 
völkerung — auf dem Gebiete der Sachversicherung und 
noch 'mehr auf jenem der Lebensversicherung — hinsicht- 
lich der Notwendigkeit ausreichenden Versicherungs- ` 
schutzes einen Anschauungsunterricht, wie ihn keine an- 
dere Art der Propaganda jemals zu erzielen vermocht hätte. 

Auf die Leistungen der Versicherungsanstalten in der 
Kriegszeit und auf das Vertrauen, das die Gesellschaften 
in der Bevölkerung durch diese Leistungen gewonnen 
haben, ist es — wie man rückblickend ganz klar erkennt 
— zum guten Teile zurückzuführen, daß die Gesellschaften 
und mit ihnen das Versicherungswesen die nachfolgenden 
Erschütterungen des politischen Umsturzes und des Wäh- 
rungszerfalls in verhältnismäßig kurzer Zeit zu überwinden 
in der Lage waren. 


П. 


In scharfem Widerspruch zu dieser Erweiterung des 
Tätigkeitsbereiches der Versicherungsanstalten während 
der Kriegsjahre stand die mit zunehmender Kriegsdauer 
immer stärkere Inanspruchnahme der Gesellschaften für 
die Finanzierung der Kriegsausgaben. 


Die Vermögensanlagen der Österreichischen. Versiche- 
rungsanstalten bestanden in der Vorkriegszeit zum größten 
Teil aus mündelsicheren Wertpapieren und aus Hypothe- 
kardarlehen. Unter den Wertpapieren standen an erster 
Stelle Staatsrenten, Eisenbahnprioritäten und weiters 
Pfandbriefe, für deren Placierung die Lebensversicherungs- 
anstalten. seitens der Hypothekarinstitute gerne und häufig 
in Anspruch genommen wurden. Hypothekardarlehen sind 
von den Gesellschaften zumeist am Sitz der Zentralen 
(Wien) erteilt worden, und zwar in der Regel derart, daß 
die Kündigung von den Hypothekarschuldnern nach Ab- 
lauf von 6 bis 10 Jahren erfolgen konnte. Der Realitäten- 
besitz der österreichischen Versicherungsanstalten war im 
Verhältnis zum Gesamtvermögen relativ geringfügig, da 
man in der Vorkriegszeit in dem Erwerb von Grundstücken 
mitunter eine unerwünschte Immobilisierung erblickte und 
da überdies das Erträgnis gut gelegener Realitäten gerin- 
ger war als jenes der Wertpapiere oder Hypothekardar- 
lehen. 

Während des Krieges gab es bekanntlich іп Öster- 
reich eine stärke Geldflüssigkeit, da die Ausgaben für die 
Kriegführung nur zum geringsten Teile durch Steuern be- 
stritten worden sind und auch die Emission der Kriegs- 
anleihen in immer steigendem Maße durch die Notenpresse 
(Lombardierung bei der Österreichiseh-ungarischen Bank) 
finanziert wurde. Die Gesellschaften standen hinsichtlich 
ihrer Teilnahme an den Kriegsanleihezeichnungen unter 
starkem Druck der Staatsverwaltung; dieser Druck er- 
streckte sich auch darauf, daß die Abstoßung 'gezeichneter 
Kriegsanleihen verboten oder doch empfindlich erschwert 
worden ist. Die Hypothekardarlehen wurden während des 
Krieges seitens der Schuldner zum großen Teile zurück- 
gezahlt; das Zinserträgnis der übrigen mündelsicheren An- 
lagewerte war zumeist erheblich niedriger als jenes. der 
Kriegsanleihen. Diese Umstände erklären es, daß in der 
Vermögenswirtschaft der Versicherungsanstalten Нуро- 
thekardarlehen und Vorkriegspapiere überwiegend durch 
Kriegsanleihen ersetzt worden sind — ein Zustand, 
der naturgemäß den Gesellschaften nach dem Zusammen- 
bruch des alten Staates und nach der Währungstrennung 
die Anpassung ihrer Vermögensanlagen an die neuen valu- 
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tärischen Verhältnisse (Umstellung auf die Währungen der 
Nachfolgestaaten) ganz besonders erschwert hat. 

Es ist bekannt, daß diese Umstellung gleichwohl im 
Laufe einiger Jahre nach der Auflösung des alten Staats- 
verbandes durchgeführt werden konnte und daß die alt- 
und neuausländischen valutarischen Verbindlichkeiten der 
österreichischen Versicherungsanstalten restlos befriedigt, 
beziehungsweise, insoweit es sich um noch nicht fällige 
Verpflichtungen handelt, valutarisch bedeckt worden sind. 
Hierüber ist im „Österreichischen Volkswirt“ bereits mehr- 
mals (zum Beispiel in dem Aufsatz „Die österreichische 
Lebensversicherung“ in Nr. 23 des Jahrganges 1927) ein- 
gehend berichtet worden. 

Aus den Erfahrungen der Kriegszeit und der ersten 
Nachkriegsjahre ergaben sich für die Vermögensgebarung 
und für die Anlagepolitik der Versicherungsanstalten ver- 
schiedene für die Zukunft wichtige Schlußfolgerungen. Es 
unterliegt keinem Zweifel, daß die österreichischen Ver- 
sicherungsanstalten in der Vorkriegszeit hinsichtlich ihrer 
Kaäpitalsanlagen zu schematisch vorgegangen sind und auf 
die valutarische und örtliche Gliederung ihrer Anlagen zu 
wenig Bedacht genommen haben. Hieraus sind seither in 
Theorie und Praxis (besonders auch in den Versicherungs- 
aufsichtsgesetzen) die erforderlichen Konsequenzen gezogen 
worden. Auch die Erkenntnis, daß ein nennenswerter Teil 
der Kapitalien der Versicherungsanstalten zweckmäßiger- 
weise — neben valutarisch oder mit Goldcharakter aus- 
gestatteten Wertpapieren und Hypothekardarlehen — in 
Sachgütern veranlagt werden soll, hat sich überwiegend 
Bahn gebrochen; dies zumindest insofern, als der Erwer- 
bung von Realitäten (namentlich in solehen Ländern, in 
denen die Mietzinsbeschränkungen aufgehoben oder ge- 
lockert sind) größere Beachtung zugewendet wird. Um- 
stritten ist hierzulande noch die Frage, ob, beziehungsweise 
unter welchen Voraussetzungen den Versicherungsanstalten 
die Anlage eines — sei es auch noch nur bescheidenen 
— Teiles ihrer Reservekapitalien in Aktien gut fundierter 
Unternehmungen “ermöglicht werden soll. In England ist 
dies von altersher Brauch. Die französische Gesetzgebung 
gestattet den Lebensversicherungsanstalten, bis zu 40% 
ihrer Prämienreserven in zinstragenden Grundstücken und 
bis zu 25% ihrer Prämienreserven in an der Pariser Börse 
kotierten Aktien zu veranlagen; jene Aktien, deren An- 
kauf durch die Gesellschaften erfolgt, beziehungsweise in 
Aussicht genommen ist, müssen in dem durch die General- 
versammlung zu wenehmigenden Rechenschaftsberichte 
öffentlich bekanntgegeben werden. ‘Es ist die vorherr- 
schende Meinung, daß die öffentliche Kritik genügenden 
Schutz bietet, um Mißbräuche zu vermeiden. Im Deutschen 
Reiche ist durch die im Jahre 1923 erfolgte Novellierung 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes die Bedeckung der 
Prämienreserven ` durch inländische Grundstücke unbe- 
schränkt und die Anlage von Reservekapitalien in Aktien 
inländischer Aktiengesellschaften bis zu 10% der Prämien- 
reservebestände gestattet worden; doch soll in der Regel 
(abgesehen von Konzerngesellschaften) der im Besitze einer 
Versieherungsanstalt befindliche Besitz an Aktien ein und 
desselben Unternehmens nicht mehr als 10% des Aktien- 
kapitals dieses Unternehmens betragen. 

Die österreichische Versicherungsgesetzgebung 
hat auch nach dem Kriege bisher grundsätzlich daran fest- 
gehalten, daß die inländischen Prämienreserven (durch An- 
lagen im Sinne der Vorkriegszeit (in (der Hauptsache 
pupillarsichere inländische Wertpapiere; Darlehen an den 
Staat, die Länder und umlageberechtigten Körperschaften 
öffentlichen Rechts; inländische zinstragende Liegenschaf- 
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ten; mündelsichere Hypotheken) bedeckt werden müssen. 
Diese streng konservativen Vorschriften über Kapitals- 
anlagen der Versicherungsanstalten erscheinen auf den 
ersten Blick verwunderlich, weil gerade in Österreich die 
Entwertung der seinerzeit als besonders sicher ange- 
sehenen „regulativmäßigen“ Vermögensanlagen durch die 
Ablehnung jeglicher Aufwertung förmlich auf die Spitze 
getrieben wurde. Allein es mag gleichwohl richtig sein, 
daß man erst längere Erfahrungen sammeln will, ehe einer 
wesentlichen Erweiterung des Kreises der für Versiche- 
rungsanstalten zulässigen Anlagewerte zugestimmt wird. 
Im allgemeinen wäre es gewiß ein Irrtum, einer unge- 
stümen Ausdehnung des Wirkungsbereiches der Versiche- 
rungsanstalten auf dem Kapitalsmarkte das Wort zu reden. 
Die Erfahrungen, die in der Inflationszeit bei Erweiterung 
der Tätigkeit der Sparkassen auf bankgeschäftlichem Ge- 
biete gemacht worden sind, mahnen eher zur Vorsicht. 
Gleichwohl dürfte es richtig sein, so wichtigen Kapitals- 
verwaltungen, wie es- ‚die  Versicherungsanstalten sind, 
unter stabilisierten wirtschaftlichen Verhältnissen allmäh- 
lich eme gegenüber der Vorkriegszeit erhöhte Elastizität 
zu verleihen. Dies stets unter der nötigen Kontrolle der zu- 
ständigen Behörden und der Öffentlichkeit in bezug auf 
Sicherheit und ‚Solidität der Kapitalsanlagen; aber auch 
unter Bedachtnahme auf die öffentlichen Interessen, welche 
schließlich immer: erfordern: werden, daß die in Verwaltung 
der Versicherungsanstalten stehenden 'ansehnlichen Teile 
des Volksvermögens überwiegend dem Markte der Staats- 
anleihen und dem 'Hypothekarkredit zugewendet bleiben. 


ш. 
Die Vermögenswirtschaft der österreichischen Lebens- 
versicherungsanstalten ist in der Nachkriegszeit — und 


besonders in den seit der Stabilisierung der wichtigsten 
europäischen Währungen  verflossenen letzten Jahren — 
noch empfindlich dadurch kompliziert worden, daß zufolge 
der üblen Erfahrungen der Inflationszeit die Tendenz zum 
Abschluß von Lebensversicherungsverträgen auf fremde 
Währungen’oder auf festen Goldwert in einigen 
mittel- und osteuropäischen Ländern in einer däs normale 
wirtschaftliche Bedürfnis gewiß ` übersteisenden Weise 
überhandgenommen bat, 

In manchen europäischen Staaten, wie zum Beispiel 
in Frankreich, in der 'tschechoslowakisehen Republik und 
in Südslawien, ist der Abschluß von Lebensversicherungs- 
verträgen auf andere als die gesetzliche Landeswährung 
von vornherein verboten worden. Die französische Gesetz- 
gebung und Rechtsprechung hat fast allgemein bei 
Rechtsgeschäften zwischen Inländern (anders bemerkens- 
werterweise im Falle von Ansprüchen französischer Glän- 
biger gegen Ausländer und bsonders gegen ausländische 
Staaten) der Geltendmachung von Goldklauseln — als mit 
dem Zwangskurs der Banknoten der Banque de France in 
Widerspruch stehend — die Anerkennung versagt; im Ein- 
klang mit, dieser Rechtsanschauung, hat sich. (abgesehen 
vielleicht von den Grenzgebieten). kaum irgend welcher 
Widerspruch im Publikum dagegen: erhoben, daß auch bei 
Lebensversicherungsverträgen (wie bei sonstigen lang- 
fristigen Rechtsgeschäften) die Ansprüche und Verpflich- 
tungen beider Vertragsteile mit dem Schicksal der gesetz- 
lichen Währung verknüpft bleiben. In der tschechoslowa- 
kischen Republik und in Südslawien konnte das Verbot 
des Abschlusses von Fremdwährungspolizzen ebenfalls 
ohne allzu große Schwierigkeit durchgesetzt werden; 
vielleicht hatte sich infolgedessen der Wiederaufbau der 
Lebensversicherung in ` diesen Ländern etwas: langsamer 


vollzogen, als es bei der Zulassung von Versicherungsab- 
schlüssen in fremden Valuten mit höherer Währungseinheit 
der Fall gewesen wäre; anderseits sind gewiß die ab- 
geschlossenen Versicherungen der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit der Versicherungsnehmer besser angepaßt 
und es ist daher die Gefahr späteren Verfalls von Polizzen 
infolge zu hoher Prämienbelastung wesentlich verringert). 

- In jenen Ländern, welche eine völlige Zerstörung des 
Geldwertes zu verzeichnen hatten, wirkt begreiflicherweise 
das Mißtrauen gegen den Abschluß langfristiger Verträge 
auf die — sei es auch neu stabilisierte — gesetzliche Wäh- 
rung länger nach. Es war und ist daher sachlich berechtigt 
und gewiß. auch psychologisch richtig, von Zwangsvor- 
schriften, die zweifellos dieses Mißtrauen nur verstärkt 
hätten, abzusehen und die Wiederkehr des Vertrauens der 
Konsolidierung der wirtschaftlichen. Verhältnisse zu über- 
lassen. 

Im Deutschen Reiche hat sich diese Entwick- 
lung innerhalb eines Zeitraumes von vier Jahren ‘ohne An- 
wendung von Zwangsmaßnahmen insoweit vollzogen, daß 
im Jahre 1928 bereits mehr als 60% der neu abgeschlos- 
senen Versicherungen auf Reichsmark ohne Goldklausel 
lauten, während in den Jahren 1924 und 1925 Versieherun- 
gen auf Goldmark und noch mehr auf Dollarwährung weit- 
aus vorherrschend waren. Die Ernüchterung des Publi- 
kums wurde freilich dadurch erleichtert und beschleunigt, 
daß in den ersten Jahren nach der Stabilisierung — unter 
dem Einfluß der Scheinkonjunktur und der Parole, den 
„Wiederaufbau“ im Sturmschritt zu vollziehen — nament- 
lich Dollarversicherungen auf viel zu hohe Beträge abge- 
schlossen und daher verhältnismäßig viele Polizzen zum 
Schaden der Versicherten wieder verfallen sind. 


In Österreich und in manchen anderen für die 
Tätigkeit österreichischer Lebensversicherungsanstalten 
wichtigen Ländern ist jedoch noch immer die Tendenz im 
Publikum verbreitet, Versicherungen auf fremde Währun- 
оеп abzuschließen oder sich gegen die vermeintliche Ge- 
fahr neuerlichen ‘Währungsverfalles durch Goldklauseln 
oder Indexklauseln der verschiedensten Art zu schützen. 
In der Vorkriegszeit waren selbst wirtschaftlich geschulte 
Kreise mit Währungsfragen fast gar nicht vertraut; in den 
Jahren nach der Inflation hingegen hat die Verbreitung 
von Schlagworten über Valutaprobleme großen Umfang 
angenommen und auch auf dem Gebiete des Versicherungs- 
wesens üben Dilettanten aller Art ihren Scharfsinn an der 
Erfindung und hartnäckigen Verfeehtung von Valuta- 
klauseln, deren wirtschaftliche Tragweite sie häufig gar 
nieht zu überblicken vermögen. Die richtige Aufklärung 
des Publikums — ja selbst der eigenen im Verkehr mit 
dem Publikum tätigen Mitarbeiter — bildet für die Ver- 
sicherungsanstalten eine schwierige und undankbare Auf- 
gabe, die jedoch um so ernstlicher erfüllt werden muß, 
wenn Eingriffe in die Vrtragsfreiheit dauernd vermieden 
werden sollen. 

Die versicherten Personen geben sich nur ungern dar- 
über Rechenschaft, daß eine Valutapolizze nicht nur die An- 
wartschaft auf einen Dollar- und Pfundbetrag begründet, 
sondern auch die Verpflichtung umfaßt, durch eine an- 

*) Der Bestand an Lebensversicherungen dürfte Ende 
1927 in der Republik Österreich (nach Umrechnung der ver- 
schiedenen Währungen in Schilling) ungefähr S 1400 bis 1500 
Millionen, in der tschechischen Republik ungefähr 10 Milliarden 
Tsehechenkronen betragen halen. was gegenüber den Bestän- 
den Ende 1913 einer Quote von etwa 60% (Österreich), be- 
ziehungsweise 75% (tschechoslowakische Republik) des Gold- 
wertes im letzten Vorkriegsjahr entspricht. 


sehnliche Reihe von Jahren die Prämien in fremder Wäh- 
rung zu bezahlen, was bei einer auch пиг zeitweiligen 
Rückkehr .zu gebundener Devisenwirtschaft für einen 
großen Teil der Versicherungen sich als kaum durchführ- 
bar erweisen würde, Auch. Indexpolizzen enthalten — 
namentlich dann, wenn sie auf zu-hohe Beträge abgeschlos- 
sen werden — leicht die Gefahr, daf in der Zeit von 
Valutaschwankungen (und nur für eine solche Zeit haben 
die Index- oder Goldklauseln praktischen Wert) die. Prä- 
mienleistung für die Versicherten schwer erschwinglich 
wird, wie sich dies zum Beispiel vor einigen Jahren zur 
Zeit der Wertschwankungen des Zloty deutlich gezeigt hat: 

Auf dem letzten internationalen Versicherungskongreß 
in London (1927) ist die Frage der- Valuta- und Gold- 
polizzen eingehend ‚erörtert. worden, und zwar. sowohl von 
Fachleuten aus Staaten mit stabiler oder nur wenig ent- 
werteter Währung als auch vom Standpunkte solcher Län- 
der, deren Valuta starke. Werteinbußen zu verzeichnen 
hatte. In. England, in Amerika und in den skandinavischen 
Ländern hat man sich. schon seit langer Zeit vielfach mit 
dem Problem beschäftigt, durch ` „‚wertbeständige“ Ver. 
sicherungsverträge ` den ` Versicherungsnehmern ` Schutz 
gegen säkuläre Schwankungen des Goldwertes zu bieten, 
das heißt eine bestimmte Kaufkraft der versicherten Kapi- 
{айтеп — zumindest innerhalb mäßiger Grenzen — zu ge- 
währleisten. Zu einer praktisch brauchbaren Lösung ist 
man auf diesem Gebiete. bisher noch nicht gelangt, ohne 
daß jedoch der Versuch einer solehen Lösung deshalb als 


dauernd unmöglich oder abwegig angesehen. werden 


könnte. Die Erörterung jener Schutzmaßnahmen, welche in 
den valutaschwachen Ländern getroffen worden sind, um 
die Stabilität des Goldwertes von Versicherungskapitalien 
gegenüber der Gefahr etwaiger künftiger Währungszerstö- 
rung. zu sichern, führte fast übereinstimmend zu der Er- 
kenntnis, daß ein solcher Schutz kaum erschöpfend durch 
kunstvoll ausgedachte Gold- oder Valutaklauseln gefunden 
werden könne; entscheidend ist vielmehr, daß die Reserve- 
kapitalien der Versicherungsanstalten möglichst ` wertbe- 
ständig. veranlagt werden und daß durch die Satzungen 
der Anstalten wie durch die Versicherungsverträge — be- 
sonders durch die Ausgestaltung der Gewinnbeteiligung der 
Versicherungsnehmer — die Gewähr dafür geboten wird; 
daß auch іт. Falle von Währungssehwankungen der Ka- 
pitalswert und die Erträgnisse der Prämienreserveanlagen 
unverkürzt zur Befriedigung der Ansprüche der. Versiche- 
rungsnehmer verwendet werden. Dies dürfte wohl auch die 
Richtung der künftigen Entwicklung in dieser für das 
mitteleuropäische Versicherungswesen besonders wichtigen 
Frage sein. 

Die vielfachen Währungsschwankungen in Österreich 
und in den benachbarten Staaten haben natürlich auch 
sonst fast alle Zweige des Versicherungswesens sehr stark 
beeinflußt und die Tätigkeit der Versicherungsanstalten in 
den abgelaufenen Jahren zu einer besonders schwierigen 
gestaltet. Die bekannte Bemerkung eines englischen Staats- 
mannes, daß. planmäßige wirtschaftliche Betätigung in 
einer Zeit heftiger Valutaschwankungen ebenso schwer 
ist und ebenso dem Zufall unterliegt wie Billardspielen 
auf einem Schiff im Augenblick hohen Seeganges, gilt 
ganz besonders für das Versicherungswesen. Bei Versiche- 
rungsverträgen hat man es durchwegs mit mehr oder min- 
der zeitlich auseinanderliegenden Leistungen und Gegen- 
leistungen 'zu tun; überdies sind. wie an früherer Stelle 
bereits: bemerkt, Währungs- und Preisschwankungen, die 
Lage und Entwicklung des Geldmarktes und des Zins- 
fußes, der Produktion und des Güterabsatzes, ferner Ein- 
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kommens- und Vermögensschiebungen sowie überhaupt 
soziologische Erscheinungen aller Art, die als Folge star- 
ker Währungsschwankungen aufzutreten pflegen, für den 
Gang des Versicherungswesens von weit stärkerem Ein- 
fluß, als dies selbst den Fachleuten zumeist erkennbar ist. 
Es wäre für die wissenschaftliche Konjunkturbeobachtung 
vermutlich keine vergebliche Aufgabe, sich mit dem Zu- 
sammenhang dieser Erscheinungen “des näheren zu be- 
schäftigen; jedenfalls gibt es sehr viele Beispiele, die für 
das Bestehen solcher Zusammenhänge sprechen. 

In Zeiten sinkender Währung dominiert der Besitz an 
Sachgütern gegenüber dem Geldbesitz; in den meisten 
Zweigen der Sachversicherung bieten überdies zufolge der 
steigenden Güterpreise und Wiederaufbaukosten die Ver- 
sicherungssummen nur ungenügenden Ersatz für zerstörte 
oder abhandengekommene Güter. Dies hatte zur Folge, 
daß die schon im Krieg beobachteten niedrigen Schaden- 
sätze in der Sachversicherung auch während der folgenden 
Inflationsjahre andauernd zu verzeichnen waren. Eine Aus- 
nahme bildete vorübergehend die Einbruchsversicherung 
wegen der zeitweise ungünstigen Sicherheitszustände und 
wohl auch wegen des erhöhten Anreizes zu widerrechtli- 
cher Aneignung mancher Saehgüter, wie zum Beispiel 
Lebensmittel, Kleider und dergleichen; weiters die Haft- 
pfliehtversicherung, ‘bei welcher die zahlenmäßig nicht 
strenge im voraus begrenzbaren Schadenersatzleistungen 
durch das Sinken der Währung, beziehungsweise das Stei- 
gen der Preise bald in ein scharfes Mißverhältnis zu den 
durch mehrjährige Verträge fixierten Prämienzahlungen ge- 
rieten. 

AN diese Umstände haben dazu geführt, daß es in 
den ersten Jahren nach dem Krieg in den Intlationslän- 
dern auf dem Gebiet der Sachversicherung eine 
Scheinkonjunktur gab, die nieht nur die Notwen- 
digkeit einer rechtzeitigen Rationalisierung der Betriebe 
häufig übersehen ließ, sondern auf manchen Gebieten (zum 
Beispiel in der Transportversicherung) zu einer unverhält- 
nismäßigen Zahl von Neugründungen führte; ganz beson- 
ders war dies im Deutschen Reich der Fall, weil dortselbst 
die: Transportversicherung von der Staatsaufsicht ausge- 
nommen war und die Errichtung. von Gesellschaften zum 
Betriebe dieses Versicherungszweiges daher keiner behörd- 
lichen Genehmigung unterlag. 

Mit dem Stillstand der Inflation ist fast überall sehr 
rasch ein empfindlicher Umschwung in der Konjunktur 
der Sachversicherung eingetreten. In jenen Ländern, deren 
Wirtschaft einen ausgesprochenen Deflationsprozeß zu 
verzeiehnen hatte, sind die Schadensätze in nahezu allen 
Sachversicherungszweigen sprunghaft in die Höhe gegan- 
gen; aber selbst jene Erscheinungen der Wirtschaft, welche 
man durch den Begriff „Stabilisierungskrise“ zu umschrei- 
ben pflegt, hatten fast ausnahmslos einen ungünstigen 
Sehadenverlauf in der Elementarversicherung zur Folge 
und die Betriebsergebnisse der Sachversicherungsgesell- 
schaften wurden hiedureh um so empfindlicher beeinflußt, 
als zur gleichen Zeit naturgemäß die Belastung durch 
öffentliche Abgaben sowie durch Ausgaben für Sach- und 
Personalregie desto schärfer in Erscheinung trat. 

Auf dem Gebiet der Lebensversicherung 
wirken Schwankungen des Geldwertes eher in entgegen- 
gesetzter Richtung. Die Inflation untergräbt die Versiche- 
runesbestände und Prämieneinnahmen der Gesellschaften 
und stellt deren Geschäftspolitik vor die schwierige Auf- 
gabe, neue Wege für die Befriedigung des Versicherungs- 
bedürfnisses zu finden und zugleich der Entwertung der 
Vermögensanlagen Einhalt zu tun, Die Deflation und die 


Stabilisierung der Währung begünstigt durch die Begleit- 
erscheinung des hohen Anlagezinsfußes den Wiederaufbau 
der Lebensversicherung, zumal die Notwendigkeit der 
Familienfürsorge an die erwerbstätigen Angehörigen einer 
Volksgemeinschaft um so dringender herantritt, je mehr 
die Ersparnisse der breiten Schichten durch die vorange- 
gangene Geldentwertung dahingeschwunden sind. 

Die Betrachtung dieser Zusammenhänge führt zwangs- 
läufig zu dem Ergebnis, daß die Vereinigung der Sach- 
versicherung und der Lebensversicherung in einer Betriebs- 
gemeinschaft gerade in kritischen Zeiten einen für die 
Gesamtheit der Versicherungsnehmer sehr wichtigen Ge- 
fahrenausgleich zu bieten geeignet ist. Es erscheint daher 
verwunderlich, daß man diese Schlußfolgerung in der Ge- 
setzgebung und auch in der Praxis bisher eigentlich nur 
verhältnismäßig selten und zaghaft gezogen hat. Die tra- 
ditionelle Anschauung der Vorkriegszeit, daß die rechtliche 
und wirtschaftliche Verbindung der Lebens- und Sachver- 
sicherung für die Inhaber von Lebensversicherungspolizzen 
eine Gefahr bedeuten könne, vermag ohnedies einer ernst- 
lichen Kritik kaum mehr standzuhalten, seit in fast allen 
Staaten die abgesonderte Sicherstellung der Prämienreser- 
ven der Lebensversicherung gesetzlich vorgeschrieben und 
überwacht ist, und man darf daher wohl annehmen, daß 
Ше überwiegende Rückkehr zu dem System der sogenann- 
ten „gemischten Betriebe“, welche auch den Vorteil weit 
billigerer Verwaltung verbürgen, nur mehr eine Frage 
verhältnismäßig kurzer Zeit sein dürfte. 


У, 


Die Prämienpolitik der Versicherungsanstalten 
war in den Nachkriegsjahren vor Aufgaben gestellt, die 
nach den überlieferten technischen Grundsätzen durchaus 
nicht erschöpfend gelöst werden konnten; die vielfachen, 
aus den Beobachtungen der letzten Jahre neu in Erschei- 
nung getretenen Momente sind überdies hinsichtlich der 
Dauer und Nachhaltigkeit ihres Einflusses auf den künfti- 
gen Riskenverlauf noch zu wenig feststehend, um zunächst 
eine andere als empirische Berücksichtigung zu ermög- 
lichen, während die Ableitung systematischer Schlußfolge- 
rungen erst allmählich im Laufe kommender Jahre sich 
als zeitgerecht erweisen dürfte. 

Es ist einleuchtend, daß die Schwankungen des Geld- 
wertes und der Güterpreise namentlich auf dem Gebiet 
der Sachversicherung die Bestimmung richtiger Versiche- 
rungswerte und angemessener Prämiensätze in gleichem 
Maß erschwert haben. In den Zeiten sinkenden Geldwertes 
waren zu niedrige Versicherungssummen vorherrschend, 
während die Prämiensätze zufolge des günstigen Schaden- 
verlaufes im Durchschnitt mehr als ausreichend erschienen. 
Das berechtigte Bestreben der Versicherungsanstalten, die 
Versicherungssummen durch Abschluß von Nachversiche- 
rungen immer wieder den steigenden Güterpreisen anzu- 
gleichen, führte zu einer Lockerung tarifpolitischer Grund- 
sätze, bei welcher besonders die notwendige Differenzie- 
ıung zwischen (objektiv und subjektiv) besseren und 
sehlechteren Risken Schaden gelitten hat; dies um so mehr, 
als die bis dahin durch Kartellierung und Besitzschutz- 
übereinkommen in organisatorischer Hinsicht fast einge- 
schläferten Elementarversicherungsbetriebe durch die Hast 
des ungewohnten Wettbewerbes um diese Nachversiche- 
rungen und durch die Nachfrage Чез Publikums nach 
neueren Versicherungsformen (zum Beispiel premier risque 
und „ Alt- für Neuversicherung“‘) plötzlich vor auch ihnen 
bisher fremde Aufgaben gestellt wurden und überdies die 
allgemeine Verwirrung der Preisbegriffie gewiß auch auf 
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die Versicherungsanstalten selbst nicht ohne psychologi- 
schen Einfluß war. 


Diese Umstände hatten zur Folge, daß bald nach Sta- 
bilisierung ‚des  Geldwertes gerade bei den subjektiv ge- 
fährdeten Risken Überversicherungen in wesentlichem Um- 
fang zu verzeichnen waren. Der Abbau dieser Überversiche- 
rungen (die zum Beispiel in der ländlichen Feuerversiche- 
rung die 'Brandhäufigkeit gewiß sehr empfindlich beein- 
tlussen) bereitet angesichts der zumeist langfristigen (5- bis 
i0jährigen) Vertragsdauer der laufenden Polizzen und auch 
aus anderen Gründen große Schwierigkeiten und viele 
Mühe; diese Aufgabe muß aber gleichwohl bewältigt wer- 
den, weil ohne die Wiederherstellung richtiger Verhältnisse 
zwischen den Reproduktionswerten der versicherten Ge- 
bäude oder Fahrnisse und den die Grundlage der Prämien- 
bereehnung bildenden Versicherungssummen vermutlich 
keine Korrektur der Prämientarife zu dauernder' Äquiva- 
lenz zwischen Prämieneinnahmen und Versicherungszahlun- 
gen führen kann. 


Im allgemeinen dürfte die Feststellung: berechtigt sein, 
da das Prämienniveau in den wichtigsten, Sachversiche- 
rungszweigen (auch abgesehen von dem Spesenproblem) im 
Verhältnis zur Vorkriegszeit eine nicht unerhebliche Sen- 
kung erfahren hat, die zum ansehnlichen Teil kaum als 
begründet" anzusehen sein dürfte. Der Ausgleich hat sich 
bisher vermutlich zumeist durch Heranziehung von Reser- 
ven ergeben, die infolge des sehr günstigen Schadenver- 
laufs während der Inflationsjahre angesammelt werden 
konnten; auch wurden die Rückversicherer zur Beitrags- 
leistung für die erhöhten Schadenzahlungen herangezogen, 
und zwar unter anderem dadurch, daß die von den Ver- 
sicherungsnehmern außer den eigentlichen Prämien einge- 
hobenen Nebengebühren (Verwaltungskosten) seitens der 
Direktversicherer mitunter ganz oder überwiegend für 
eigene Rechnung einbehalten worden sind. 


In der Lebensversicherung sind die objektiven Grund- 
lagen der Prämienbemessung oder doch die wesentlichen 
Berechnungsgrundsätze infolge. ihrer. strengen mathemati- 
schen Fundierung weitaus nicht in gleichem Maß Verän- 
derungen unterworfen worden wie in der Sachversicherung. 
Hingegen sind die psychologischen Faktoren der Preis- 
bildung hier nicht minder scharf in Erscheinung getreten, 
wobei besonders dem (ein Korrelat der Geldentwertung 
und: Kapitalsarmut bildenden) Problem der künftigen Ent- 
wicklung des Zinsfußes langfristiger Kapitalsanlagen auch 
objektiv ziemlich tiefgreifender Einfluß nicht abgespro- 
chen werden kann. Eine nähere Betrachtung des Zinsfuß- 
problems und der davon vermutlich. nicht | unabhängigen 
Gestaltung der Sterblichkeitsverhältnisse ist außerhalb 
der eigentlichen Fachkreise mit der notwendigen Kürze 
in gemeinverständlicher Weise kaum möglich. Klarliegend 
ist jedenfalls die Erkenntnis, daß die Zins- und Kapitals- 
gewinne. der Lebensversicherungsanstalten in der Nach- 
kriegszeit organisch nicht völlig.von dem Deckungsfonds 
für die Befriedigung der Ansprüche der alten Versicher- 
ten zu trennen sind, айз deren Prämienleistungen nicht 
zuletzt auch die immateriellen Vermögenswerte (Organisa- 
tion, goodwill) der Gesellschaften herrühren. Hieraus er- 
gibt sich die innere Berechtigung des von den österreichi- 
schen: Lebensversicherungsanstalten überwiegend geübten 
Vorganges, den Inhabern von Vorkriegspolizzen 
Im Rahmen der vorhandenen Deekungsmittel anch über 
gesetzliche Aufwertungsverpflichtungen hinaus, beziehungs- 
weise auch ohne das Bestehen solcher Verpflichtungen 
möglichstes Entgegenkommen zu erweisen; dies besonders 


dann und insoweit, als zugleich der Wiederaufbau des Ver- 
sicherungsbestandes durch Heranziehung des Kreises der 
alten Versicherten erleichtert werden kann. Daß ungeach- 
tet dieser Berücksichtigung der Ansprüche aus Vorkriegs- 
polizzen auch den Wünschen und Interessen der neuen 
Versicherten hinlänglich Rechnung getragen wurde, be- 
weist die über Erwarten rasche Entwicklung, welche die 
Lebensversicherung in Österreich in den Nachkriegsjahren 
zu verzeichnen bat. Die endgültige Anpassung des Preises 
der Lebensversicherung, an die neu stabilisierten: Verhält- 
nisse dürfte sich voraussichtlich nicht so sehr im Wege 
einer weitergehenden Abänderung der Prämientabellen als 
vielmehr durch die Verallgemeinerung und den Ausbau der 
Gewinnbeteiligung der Versicherungsnehmer vollziehen, 
zumal auf diesem Weg auch die Vorteile einer besseren 
Rationalisierung des derzeit sehr vielfältigen und zersplit- 
terten Tarifsystems der Lebensversicherung leichter er- 
zielt werden könnten. 

Die fortschreitende Verbilligung der Sach- und Lebens- 
versicherung hängt naturgemäß in sehr weitem Maß von 
der Erzielung von Kostenersparnissen und somit auch aus 
diesem. Grunde von der größtmöglichen Rationalisierung 
der Betriebe ab. Die administrativen Komplikationen, die 
sich: aus der ‚politischen Neuordnung, auf dem Gebiet der 
alten Monarchie und in den umliegenden Staaten zwangs- 
läufig ergeben ‚haben, wirken auf die Betriebe dor Ver- 
sicherungsanstalten in entgegengesetzter Richtung ein und 
es bedarf großer betriebstechnischer Anpassungsfähigkeit, 
um unökonomische Auswirkungen der notwendig; gewor- 
denen Dezentralisation des größten Teiles der Geschäfts- 
gebarung zu vermeiden. Auch die Vielfältigkeit der Steuern 
und Abgaben aller Art in Betrieben, die sich zum Teil auf 
eine ansehnliche Zahl von Staatsgebieten erstrecken, bil- 
dot, in ihrer. Summe. eine recht weitgehende Kostenbe- 
lastung; auch der Gehaltsetat wird durch offene oder ver- 
deckte Lohnsteuern und durch Beiträge zur Sozialversiche- 
rung ebenso ‚beschwert wie durch die Fortführung oder 
Sicherstellung des Pensionsaufwandes aus der Vorkriegs- 
zeit, Hiezu kommt das viel erörterte Kapitel der vermeint- 
lich nur einseitig, beziehungsweise ungünstig wirkenden 
Demokratisierung oder „Linksorientierung“ in bezug auf 
Personalüberfluß und verringerte Arbeitsintensität der Be- 
triebe. In letzterer Hinsicht dürften die von den Betriebs- 
Leitungen vorgebrachten Beschwerden zumindest in ihrer 
Allgemeinheit nicht unerheblich über das. Ziel schießen; 
besonders: sind überreichliche ,Entlohnungen in den Ver- 
sicherungsbetrieben um so weniger zu. verzeichnen, als 
erfreulicherweise auch die Spitzengehälter — abgesehen 
von vereinzelten Auswüchsen im Außendienst — sich von 
den in anderen Wirtschaftszweigen in der Nachkriegszeit 
beobachteten Überschreitungen ferngehalten haben. Hin- 
gegen ist es gewiß richtig, daß in einem Lande wie in Öster- 
reich, dessen Bevölkerung; von altersher unverhältnismäßig 
auf die Beamtenmentalität eingestellt ist, der Hypertrophie 
von. Bureaubetrieben nur allmählich und nach Maßgabe 
fortschreitender beruflicher Umschichtung der Gesamtbe- 
völkerung abgeholfen. werden kann. Die viel gelästerten 
sozialen Schutzgesetze sind — wenn sie auch in manchen 
Auswirkungen diese Berufsumschichtung sogar zum Scha- 
den der Arbeitnehmer erschweren — im Wesen doch 
nichts anderes als der Ausdruck solcher aus der beruflichen 
Gliederung der Bevölkerung sich. ergebenden. Schwierig- 
keiten und die aus diesen Gesetzen: entspringenden Lasten 
gehören mit zu den Kriegsfolgen, die letzten Endes über 
die Aufzehrung des Rentnerkapitals hinaus von der produk- 
tiven Wirtschaft getragen werden müssen. 
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Die merkantilistischen Gesetze, die in der Nachkriegs- 
zeit mehr oder minder für die Wirtschafts- und Handels- 
politik aller Staaten des europäischen Kontinents maß- 
gebend waren, haben den österreichischen Versicherungs- 
anstalten ganz besondere Schwierigkeiten bereitet. 

Im alten: Österreich bestand für das Versicherungs- 
wesen das Konzessionssystem in ziemlich scharfer Form; 
desgleichen im Deutschen Reich, mit Ausnahme der Trans- 
portversicherung und der Rückversicherung, die dort nicht 
oder nur in beschränktem Maße der Staatsaufsicht unter- 
lagen. 

Nach der österreichischen ` Rechtsanschauung, die 
automatisch auf alle Nachfolgestaaten übergegangen ist, 
hat die Staatsverwaltung (Versicherungsaufsichts- 
behörde) das Recht, über die Erriehtung heimischer Ver- 
sicherungsanstalten oder über die Zulassung ausländischer 
Gesellschaften nach freiem Ermessen zu entscheiden: Ge- 
gen einen abweislichen Bescheid дег Verwaltungsbehörde 
steht vielleicht grundsätzlich, jedoch jedenfalls ohne we- 
sentliche praktischeWirkung, ein außerordentliches Rechts- 
mittel (Beschwerde an das Verwaltungsgericht) offen. 

Die Handhabung des Konzessionssystems durch die 
Aufsichtsbeörde hat im alten Österreich zu berechtigten 
Einwendungen nur selten Anlaß gegeben. Bei Prüfung in- 
ländischer 'Gründungsansuchen hat das Ministerium des 
Innern gegenüber politischen (oder zumindest lokal- 
politischen) Einflüssen eine ziemlich feste Hand bewiesen. 
Bei Zulassung ausländischer Versicherungsanstalten wurde 
im allgemeinen sehr liberal vorgegangen. Die österreichi- 
sehen Versicherungsgesellschaften hatten selbst ein bedeu- 
tendes Auslandsgeschäft und die durch die Handelsver- 
träge gewährleistete Reziprozität kam daher allen Teilen 
zugute. ` Vor allem war sieh aber die Aufsichtsbehörde 
dessen bewußt, daß die Tätigkeit ausländischer. Versiche- 
rungsanstalten und die dadurch. bewirkte erhöhte Kon- 
kurrenz im Interesse des 'versichernden Publikums liegen 
und daß der Wettbewerb mit Gesellschaften aus wirtschaft- 
lich vorgeschrittenen Ländern den stärksten Antrieb für 
die Entwicklung auch des heimischen Versicherungswesens 
bedeutet. 

Da das Konzessionssystem im österreichischen Aktien- 
recht allgemein. Geltung hatte und da die Versicherungs- 
anstalten überdies einer besonders eingehenden und gut 
bewährten Staatsaufsicht hinsichtlich ihrer. gesamten Ge- 
barung zum Zwecke der Sicherstellung der Ansprüche der 
Versicherungsnehmer unterliegen, erblickte man in dem 
freien Ermessen der Aufsichtsbehörde in bezug auf die Er- 
richtung oder Zulassung von Versicherungsanstalten eine 
selbstverständliche und nahezu unabänderliche Konsequenz 
dieser Staatsaufsicht. Es ist daher in der Öffentlichkeit 
fast niemals darauf hingewiesen worden, daß in manchen 
westeuropäischen Staaten (vor allem in Frankreich) eine 
ebenso gründliche materielle Staatsaufsicht über die Ver- 
sicherungsanstalten besteht, ohne daß deshalb der Verwal- 
tungsbehörde die Befugnis eingeräumt wird, die Zahl der 
im ‚Lande tätigen Versicherungsanstalten zu reglemen- 
tieren oder über den „Lokalbedarf“ für das Hinzukommen 
neuer Anstalten zu entscheiden. Die Errichtung oder Zu- 
lassung einer Versicherungsanstalt ist vielmehr an die Er- 
füllung bestimmter gesetzlicher Verpflichtungen geknüpft 
und darf nicht verwehrt werden, sobald den gesetzlichen 
Bedingungen entsprochen ist. Ebenso darf ein Widerruf 
der Konzession oder Betriebszulassung nur im Falle der 
Verletzung gesetzlicher Vorschriften stattfinden. 


Bei der : Neuordnung ‚der staatlichen Verhältnisse 
Mitteleuropas war viel von der Reform des Verwaltungs- 
systems im Sinne „westlicher Orientierung“ oder der Ab- 
kehr von dem Prinzip administrativer Bevormundung die 
Rede. Es erscheint daher nahezu verwunderlich, daß auf 
dem Gebiete des Versicherungswesens das Konzessions- 
system in der schärfsten Form überall erhalten ‘geblieben 
ist und daß die Bestrebungen zur Demokratisierung dor 
Verwaltung auf diesem Gebiete höchstens die wenig er. 
freuliche Tendenz gezeitigt haben, die Konzessionsgewalt 
an kleinere (autonome) Verwaltungskörper zu übertragen 
und damit erst recht von lokal-politischen Einflüssen ab- 
hängig zu machen. 

Nur überaus schwer und mühsam hat sich gegenüber 
dem Konzessionssystem, beziehungsweise gegenüber natio- 
nalen Tendenzen, denen sich die Verwaltungsbehörden be- 
greiflicherweise nicht leicht entziehen können, die Erkennt- 
nis wieder durchgesetzt, daß das Versicherungswesen im 
Interesse des versicherten Publikums internationaler Be- 
tätigung bedarf und daß deshalb auf diesem Wirtschafts- 
gebiete Absperrungstendenzen sich für die Dauer entweder 
als verhängnisvoll oder als undurchführbar erweisen 
müssen. 

Es bleibt abzuwarten, ob die weitere Entwicklung des 
Systems der Versicherungsaufsicht in Mitteleuropa nicht 
doeh dazu führen wird, das Konzessionssystem allmählich 
in das westeuropäische ,„Normativsystem‘  überzuleiten. 
Einstweilen ist von solchen Bestrebungen noch wenig zu 
merken, so sehr auch die Erfahrungen der letzten Jahre 
ihnen Berechtigung verleihen würden. 
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Die vorstehende Darstellung vermag naturgemäß auf 
Vollständigkeit in keiner Weise Anspruch zu erheben. Sie 
soll ein flüchtiges Bild der Schwierigkeiten bieten, die das 
österreichische Versicherungswesen in den letzten Jahren 
zu überwinden hatte und — wie nochmals festgestellt sei 
— durchaus organisch und ohne auch nur einen einzigen 
Zusammenbruch überwunden hat. 

Die künftige Entwicklung, bei welcher — soweit man 
dies voraussagen kann — die Ausgestaltung der Kranken- 
und Invaliditätsversicherung, die Neuregelung der Grund- 
sätze für den Einschluß der Kriegsgefahr in Lebensversiche- 
rungsverträgen, vielleicht auch die Sachlebensversicherung 
und der internationale Ausbau der Kreditversicherung in 
vorderster Reihe stehen dürften, wird sich vermutlich um 
so rascher und erfolgreicher vollziehen, je mehr die Ver- 
sicherungsanstalten der Tatsache eingedenk bleiben, daß 
sich in der abgelaufenen Krisenzeit die Kraft des Versiche- 
rungsgedankens als ihre stärkste Stütze erwiesen hat. 
Hieraus ergibt sich mit Notwendigkeit die Erkenntnis, daß 
Wachstum und Gedeihen des Versicherungswesens auf der 
bestmöglichen Befriedigung des Versicherungsbedürfnisses 
beruhen und auch aus diesem Grunde zwischenstaatlicher 
Wechselwirkungen nicht entraten können. 

Zu den Mängeln der vorliegenden Bemerkungen ge- 
hört besonders das Fehlen entsprechenden statistischen 
Materials. In dieser Hinsicht sei auf die sehr umfassenden 
und mit Rücksicht auf die Schwierigkeit der Material- 
beschaffung besonders wertvollen statistischen Daten in 
dem von Herrn Prof. Lengyel herausgegebenen Assekuranz- 
Jahrbuch (Wien und Leipzig, Kompaß-Verlag) verwiesen, 
welches den bestmöglichen Überblick über die Entwicklung 
des Versicherungswesens in fast allen europäischen Staaten 
bietet. 
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Der Wiener Großhandel im Kampf. 


Von Paul Kaufmann. 


ls nach dem Kriege das große Wirt- 
schaftsgebiet ` der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie in sieben Teile zer- 
fiel, da ‚trachteten die leitenden Männer 
der neu entstandenen ` oder stark ver- 
größerten Nationalstaaten, die politische 
Stellung ihrer Länder durch eine möglichst weitgehende 
Zerreißung der alten wirtschaftlichen Zusammenhänge 
zu stärken. Es sollte um jeden Preis verhindert wer- 
den, daß durch gemeinsame wirtschaftliche Interessen 
auch -andere Zusammengehörigkeitsgefühle in den 
Köpfen der Bürger verbleiben, sobald das erste revo- 
lutionäre Feuer. verraucht wäre. ` Die durch Jahre 
fortgesetzten Bemühungen westeuropäischer Politiker 
um Schaffung einer Donaulöderation beweisen, daß 
diese Gedankengänge der Logik durchaus nicht ent- 
behrten. Rein wirtschaftliche Erwägungen, vor allem 
die Sorge um die Währungen, die in allen Nachfolge- 
staaten rasch fielen, mußten das Bestreben nach mög- 
lichster Annäherung an die Autarkie unterstützen, in 
der gleichen Richtung wirkten Erwägungen militä- 
rischer Natur. Während aber für den Währungspoli- 
tiker jede Einfuhr gleich unerwünscht war, mochte 
sie aus welchem Lande immer kommen; während die 
militärischen Bestrebungen sich im wesentlichen auf 
den Schutz gewisser Schlüsselindustrien erstreckten, 
hatten die politischen Handelsbeschränkungen eine 
ausgesprochene Spitze gegen Österreich oder, wie das 
Schlagwort meist lautete, „gegen Wien“, da ein Ver- 
such zur Wiederherstellung der gelösten Verbindungen 
am ehesten von Österreich zu erwarten schien. Über- 
dies aber bot der Kampf gegen Wien eine wirksame 
Losung, mit der man auch rein wirtschaftliche Ab- 
sichten, die den breiten Massen kaum verständlich zu 
machen waren, fördern konnte und durch die man 
den geschädigten Bürgern des- eigenen Landes er- 
schweren ‚konnte, den Kampf gegen die Wirtschafts- 
politik der Regierung aufzunehmen.» Nur Italien hat 
sich an diesem Kampfe nicht beteiligt, seine neu ein- 
verleibten Gebiete waren an Umfang und Volkszahl 
zu gering, um die ganze Wirtschaftspolitik des Vier- 
zigmillionenstaates nach ihnen einzustellen.‘ Ungarn 
aber hat an diesem Kampf ebenso tätigen Anteil ge- 
nommen wie die „Siegerstaaten‘“ Südslawien, Rumä- 
nien, Polen und die Tschechoslowakei. Dieser Staat 
hat den Wirtschaftskrieg gegen Österreich am er- 
bittertsten geführt und am spätesten aufgegeben. 


Unter normalen wirtschaftlichen. Verhältnissen, 
wie sie vor dem Krieg in ganz Europa herrschten 
und heute zumindest in West- und Mitteleuropa im 
wesentlichen wieder hergestellt sind, wäre es durch- 
aus nicht leicht, einen Kampf gegen den ausländischen 
Zwischenhandel oder gar gegen den eines bestimmten 
Landes zu führen. Abgesehen von der Propaganda 
unter den Käufern, die erfahrungsgemäß nur geringe 
Erfolge erzielt, blieben kaum irgend welche Möglich- 
keiten, ausgenommen .Steuerquälereien und etwa die 
Verweigerung kleiner Begünstigungen, die vom Er- 
messen der Amtsstellen abhängig sind, wie z. В. Zoll- 
stundungen u. dgl. Ganz anders lagen aber die Dinge 
in den ersten Jahren nach dem Kriege, wo fast jede 
Warenbewegung über die Grenze unter der Kontrolle 


der Regierung stand, sei es unmittelbar dureh allge- 
meine Ein- und Ausfuhrverbote und fallweise Er- 
teilung уоп Bewilligungen, sei es durch die Maß- 
nahmen der Devisenkontrolle. Die Ein- und Ausfuhr- 
verbote, welche offiziell dem Schutze der Währung 
einerseits, dem Schutze der ‘Verbraucher vor Aus- 
beutung anderseits dienen sollten, wurden planmäßig 
dazu benützt, die Warenbewegung in bestimmte Rich- 
tungen zu drängen, bestimmte Herkunftsländer zu be- 
vorzugen und andere zu benachteiligen, vor allem 
aber den Wiener Zwischenhandel zu schädigen. Ge- 
suche, in denen als Lieferer von Einfuhrwaren oder 
als Bezieher von Einfuhrgütern ein Wiener Großkauf- 
mann angegeben war, wurden zumeist abgelehnt, wo- 
bei die Tschechoslowakei besonders streng war; nur 
bei der Ausfuhr von Fabrikaten wurde weniger streng 
vorgegangen als bei anderen Geschäften. Freilich war 
nicht in allen Fällen eine entsprechende Kontrollmög- 
lichkeit vorhanden, aber das Geschäft vom Wiener 
Händlerlager und nach solehen Lagern wurde doch 
bedeutend erschwert. Es ist gar kein Zweifel, daß 
diese Politik der nationalstaatlichen Regierungen auch 
einen Dauererfolg gehabt hat, daß viele unmittelbare 
Verbindungen, die in den ersten Nachkriegsjahren 
unter dem Zwang der Verhältnisse eingegangen wur- 
den, auch dann aufrecht blieben, als die technischen 
Hindernisse für den Verkehr mit den Wiener Groß- 
händlern weggefallen waren. 

Dieser Angriff traf den Wiener Großhandel zu 
einer Zeit, da ihm durch die Errichtung der neuen 
Zollgrenzen die Geschäftsmöglichkeiten ohnedies stark 
eingeengt worden waren. Durch die Zerreißung des 
Zollgebietes wurde vor allem die Warenbewegung 
über große Entfernungen gedrosselt, die ein Haupt- 
betätigungsgebiet des Wiener Handels gebildet hatte. 
Ein Beispiel: Ein böhmischer Textilindustrieller, der 
die Kundschaft in den Sudeten- und vielleicht auch in 
den Alpenländern durch seine Reisenden besuchen 
ließ, machte das Geschäft nach Galizien und Ungarn 
durch einen Wiener Großhändler. Durch die neuen 
Zollgrenzen wurde nun bewirkt, daß der Textilwaren- 
bedarf Galiziens zum großen Teil von den Webereien 
in Kongreßpolen gedeckt wird, ein Geschäft, das 
natürlich ohne Wiener Vermittlung abgewickelt wird. 
Und ähnliche Beispiele gibt es aus vielen Geschäfts- 
zweigen. Überdies aber bewirkte die Verteuerung der 
Waren durch die neuen Zölle zusammen mit der Ver- 
armung der Bevölkerung auch einen starken Rück- 
gang des Gesamtverbrauches. 

Eine dritte und vielleieht die schlimmste Gefahr 
entstand dem Großhandel durch die Geldentwertung, 
die in fast allen seinen Absatzgebieten rasche Fort- 
schritte machte. Wohl ging ein Teil des Handels ball 
zur Rechnungsstellung in festen Währungen, vor 
allem in Schweizer Franken, über, aber nicht überall 
konnte das durchgesetzt werden, ganz abgesehen da- 
von, daß manche Händler viel zu lang an eine voll- 
kommene oder teilweise Wiederaufwertung der mittel- 
europäischen Währungen glaubten. Übrigens war auch 
die Berechnung der Ware in wertbeständigem Geld 
nicht ganz gefahrlos, denn das Abgleiten des Kronen- 
kurses wurde von Zeit zu Zeit durch vorübergehende 
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starke Steigerungen unterbrochen, : die ‚wieder dom 
Verkäufer in Franken oder Dollars ` verhängnisvoll 
wurden. ‚Wenn. auch in jener Zeit den Käufern meist 
kein längerer Kredit gewährt wurde, so war es doch 
vielfach nicht möglich, mit dem Erlös einer Waren- 
partie auch nur die ‚gleiche Menge derselben Ware 
wieder zu beschaffen; die Kapitalsgrundlage auch 
alter und reicher Firmen wurde so im Laufe weniger 
Jahre auf das einschneidendste verringert. 


Zunächst‘ wurden aber alle diese ungünstigen 
Einwirkungen durch andere, entgegengesetzte Ein- 
flüsse wenigstens scheinbar mehr als aufgewogen. In 
erster Linie wirkten in diesem Sinne die technischen 
Erschwerungen, welche dem zwischenstaalichen Ver- 
kehr entgegenstanden. Der Erzeuger, dem die Um- 
stellung seines Betriebes auf die Friedenswirtschaft, 
die Schwierigkeiten mit der noch unruhigen Arbeiter- 
schaft und andere Erschwerungen der Übergangswirt- 
schaft genug zu tun gaben, war nicht willens und 
vielfach auch gar nicht in der Lage, sich um die 
nötigen Aus- und Einfuhrbewilligungen, um die zahl- 
losen Vorschriften über die Bewirtschaftung der De- 
visen usw. zu kümmern, die er für den Verkehr mit 
seinen alten Kunden und Materiallieferern brauchte; 
er überließ das gern einem Händler, wodurch ihm 
auch die Notwendigkeit erspart blieb, sich über die 
von Tag zu Tag wechselnden Kurse der verschiedenen 
ausländischen Währungen den Kopf zu zerbrechen. 
Die Einschiebung. von Zwischenhänden zwischen Ver- 
käufer und Käufer, die früher unmittelbar miteinander 
verkehrt hatten, wurde aber durch eine andere Er- 
scheinung jener Zeit erst ermöglicht: durch den drän- 
genden Warenhunger, der den Preis bei den Geschäfts- 
abschlüssen beinahe nebensächlich machte. So weit es 
bei einer. Zwischenhand. blieb, erfüllte diese unter 
den geschilderten Verhältnissen auch eine vollkommen 
legitime ‚wirtschaftliche Aufgabe. Anders wurde dies 
erst, wenn sich statt eines Händlers eine ganze Kette 
von solchen zwischen den Erzeuger oder Importeur 
einerseits, den Kleinhändler oder Verbraucher ander- 
seits einschob. Die Händler, die sich mit solchen wirt- 
schaftlich unnötigen Verkäufen von Warenpartien 
untereinander befaßten, wurden ursprünglich als 
„Schieber“ ‚bezeichnet, erst später wurde dieser Name 
wahllos auf jeden angewandt, der viel verdiente. Der 
Warenhunger ermöglichte zeitweilig den Händlern die 
Erzielung so hoher Gewinne, daß es nicht verwunder- 
lich war, wenn: viele Personen sich dem Handel zu- 
wandten, die früher andere Berufe ausgeübt hatten 
oder vielleicht noch in gar keinem Beruf gestanden 
waren. Beziehungen zu einer Amtsstelle, die Ein- oder 
Ausfuhrbewilligungen geben konnte, ersetzten diesen 
neuen Kaufleuten vielfach die normale kaufmännische 
Schulung, das Wort „Beziehungstechniker“ ist damals 
geprägt- worden. „An dieser Handelskonjunktur war 
nicht nur Wien beteiligt, sondern ‚auch die größeren 
Provinzorte. So war Linz ein Mittelpunkt des Handels 
mit Holz und mit: Ausfuhrbewilligungen für Holz, 
Innsbruck für. italienische Lebensmittel und. Textil- 
waren. Auch in anderen Nachfolgestaaten zeigten sich 
solehe Erscheinungen. 

Dieses plötzliche  Auftauchen zahlreicher neuer 
Firmen, die sich ausschließlich oder zum größten Teil 
mit -Außenhandelsgeschäften befaßten; war -eine so 
auffällige ‚Erscheinung, daß oberflächliche Betrachter 
des Wirtschaftlebens jener Zeit leicht übersehen, daß 


die gleiche Konjunktur auch den alten Handelsfirmen 
die. Möglichkeit gab, die Schwierigkeiten der ersten 
Nachkriegszeit zu überstehen. Dies gilt in gleicher 
Weise von den branchemäßig spezialisierten Großhänd- 
lern, die vor dem Krieg und in entsprechend einge- 
schränktem Maße auch während der Kriegsjahre von 
Wien aus das ganze Gebiet der alten Monarchie mit 
den Erzeugnissen der heimischen wie der ausländischen 
Produktion versehen hatten, wie auch von den Über- 
seehandelsfirmen, die sich während der Kriegsjahre 
hatten umstellen müssen, um ihre Leute weiter beschäf- 
tigen zu können, und die auch noch eine geraume Zeit 
nach Einstellung der Feindseligkeiten von ihren alten 
Absatzgebieten abgeschnitten blieben. 


Heute erscheint es uns als selbstverständlich, daß 
die aus solchen Wurzeln entsprungene Blüte des Handels 
nicht von langer Dauer sein konnte, aber damals wurde 
das sicher von den meisten nicht erkannt. Die dringen- 
de Warennachfrage, die jeden Preis bewilligte, ließ 
ziemlich bald nach, nicht weil der Bedarf gesättigt ge- 
wesen wäre, sondern weil die Kaufkraft fehlte. Die 
Währungen waren damals bereits auf einen Bruchteil 
ihres Goldwertes zurückgegangen, die Rentenein- 
kommen dementsprechend entwertet, aber auch die 
Löhne und Gehalte nicht einmal annähernd valorisiert. 
Wohl stiegen auch die Warenpreise nicht so rasch wie 
die Devisenkurse, aber doch weit schneller als die Ein- 
nahmen eines großen Teils der Bevölkerung. Sobald 
sich aber die Verhältnisse so weit normalisiert hatten, 
daß der Preis für die Verkäuflichkeit einer Ware wieder 
ausschlaggebend wurde, mußte sich die Ausschaltung 
der unnötigen Zwischenhände fast von selbst vollziehen. 
Zuerst verschwand der eigentliche Kettenhandel, bald 
aber begannen auch die Fabrikanten wieder, die un- 
mittelbare Verbindung mit dem Kleinhändler und dem 
Großverbraucher aufzusuchen. Wohl waren die Ein- 
und Ausfuhrverbote sowie die Vorschriften über die 
Bewirtschaftung der Devisen in allen Nachfolgestaaten 
noch aufrecht, aber sie waren doch kaum mehr kurz- 
fristigen Änderungen unterworfen, was die Anpassung 
erleichterte. Vor allem aber wurde der Zwischenhandel 
für die Geschäfte ausgeschaltet, die sich innerhalb der 
Grenzen eines der neuen Staaten abspielten. Gingen 
aber innerhalb eines Industriezweiges zunächst auch 
nur einige Firmen zum unmittelbaren Verkauf ohne 
Zwischenhandel über, so waren die anderen rasch ge- 
zwungen, das gleiche zu tun, wenn sie nicht die Wett- 
bewerbsfähigkeit verlieren wollten. 


Der Abbau des übermäßig angeschwollenen öster- 
reichischen Zwischenhandels vollzog sich daher in 
raschem Schritt und war in ein oder zwei Jahren nach 
der Festigung unserer Währung vorläufig beendet. 
Man darf aber nicht glauben, daß sich dieser Abbau 
zur Gänze durch Zahlungseinstellungen vollzog. Dies 
war schon deshalb nicht möglich, weil ein großer Teil 
der geschilderten Handelsgeschäfte gegen Kassa- 
zahlung abgewickelt wurde; die Kreditgeschäfte nah- 
men erst nach Stabilisierung der Währung wieder 
größeren Umfang an. Viele Firmen wurden freiwillig 
liquidiert; viele Händler, die aus dem Neuausland 
stammten, gingen wieder. dorthin zurück, als Wien 
nieht mehr die Chance rascher und leichter Gewinne 
bot. Freilich folgte diesem freiwilligen Abbau ein wei- 
terer, der mit Zahlungseinstellungen verbunden war 
und auch heute noch nieht völlig beendet ist. 
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Heute haben sich die Verhältnisse im Wiener 
Großhandel immerhin soweit gefestigt, daß ein Über- 
blick darüber möglich ist, welehe Wirkungen die Zer- 
reißung des alten Wirtschaftsgebietes und die Kampf- 
maßnahmen der Nachfolgestaaten gehabt haben. Da 
zeigt es sich, daß weder die Zuversichtlichen recht be- 
halten haben, die meinten, daß der Wiener Handel 
seine durch Jahrzehnte aufgebauten Verbindungen zur 
Gänze oder mit nur unwesentlichen Einschränkungen 
würde behaupten können, noch die Schwarzseher, die 
ihm ebenso wie der gesamten Österreichischen Wirt- 
schaft den vollkommenen Untergang geweissagt hatten. 
Eine Statistik der vom Großhandel umgesetzten Waren- 
mengen gibt es nicht, aber für gewisse Teilgebiete 
stehen Zahlen zur Verfügung, aus denen sich be- 
merkenswerte Schlüsse ziehen lassen, besonders wenn 
man sie mit anderen Beobachtungen und Tatsachen 
zusammenhält. 

Das Bundesministerium für Handel und Verkehr 
hat für das Jahr 1926 (für 1927 leider nicht mehr) 
Angaben über den Warenverkehr über offene und ge- 
schlossene Lager veröffentlicht. Es handelt sich bei 
diesen Lagern bekanntlich um Zollfreilager bei Fir- 
men, denen es dadurch ermöglicht wird, Waren aus 
dem Ausland zu beziehen und, je nach den Absatz- 
möglichkeiten, nach dem Inland oder Ausland weiter 
zu ‚verkaufen. In letzterem Falle findet eine Zollzah- 
lung, überhaupt nicht statt, bei Inlandsverkäufen erst 
nach erfolgter Verbringung der Ware vom Freilager 
in das Zollinland. Der Unterschied zwischen offenen 
und geschlosenen Lagern liegt lediglich in der Art der 
Überwachung durch die. Zollbehörde. Die Einrichtung 
dieser privaten Freilager war eine der wirkungsvollsten 
Maßnahmen der österreichischen Regierung, um dem 
heimischen Handel die Behauptung seiner Stellungen 
zu ermöglichen. Im Jahre 1926 wurden für 884 Mil- 
lionen Schilling, Waren aus dem Ausland auf private 
Freilager gebracht, für 192 Millionen von solchen 
Lagern in das Ausland und für 173 Millionen in das 
Zollinland. (Der Unterschied zwischen der Summe der 
Ausgänge und der Eingangszahl erklärt sich durch eine 
Verschiedenheit der Lagerbestände zu Beginn und am 
Ende des Berichtsjahres.) Von den gesamten Einlage- 
rungen entfielen 196 Millionen Schilling, also weit 
mehr als die Hälfte, auf die verschiedenen Gruppen 
der Textilindustrie; es gibt aber keine Warengruppe, 
welche nicht mit größeren oder kleineren Mengen ver- 
treten wäre. Die Umsätze über private Freilager sind 
überwiegend Umsätze des Großhandels, aber sie sind 
selbst nur ein ‚Bruchteil dieser Umsätze. Hinzuzu- 
rechnen sind die Geschäfte in ausländischen Waren 
nach Österreich, bei denen die Verzollung der Ware 
sogleich erfolgt; die Geschäfte in inländischen Waren 
nach dem Ausland; die reinen Inlandsgeschäfte, die 
zahlreichen Geschäfte in ausländischen Waren nach 
dem Ausland, bei denen die Ware direkt reist, und 
schließlich die Sendungen, welche nicht auf einem pri- 
vaten Freilager, sondern auf dem eines Spediteurs ein- 
gelagert werden. (über diese liegt eine Statistik nicht 
vor). 

Diese wenigen Angaben zeigen natürlich nur, daß 
die Umsätze des österreichischen Großhandels noch 
immer an sich hohe Beträge erreichen, sie besagen 
aber nichts für die Beurteilung seiner Entwicklung nach 
dem Kriege, da Vergleichszahlen aus der Vorkriegs- 
zeit vollkommen fehlen. Es unterliegt jedoch keinem 


Zweifel, daß die Umsätze des Wiener und österrreichi- 
schen Großhandels gegenüber den Vorkriegsjahren 
sehr schwere Rückgänge aufweisen, wozu nicht nur 
der Rückgang der Warengeschäfte über weite Strecken, 
sondern auch die Kampfmaßnahmen der Nachfolge- 
staaten beigetragen haben. Das letztere zeigt sich 
darin, daß die Verkäufe des Handels nach der Tsche- 
choslowakei besonders stark zurückgegangen sind, wo- 
bei allerdings auch zu berücksichtigen ist, daß die 
tschechoslowakischen Kaufleute im Durchschnitt auch 
persönlich befähigter für die Aufnahme unmittelbarer 
Auslandsbeziehungen waren als etwa die der Balkan- 
staaten. Schwer gelitten hat auch das Geschäft nach 
Polen, teils weil Galizien heute mit vielen Artikeln, 
besonders mit Textilwaren, stark von den Fabriken in 
Kongreßpolen versorgt wird, teils wegen der Erschwe- 
rung der Wareneinfuhr nach Polen: überhaupt. Bedeu- 
tend geblieben ist das Händlergeschäft mit Ungarn; 
da das: Land durch den Frieden von Trianon einen 
großen Teil seiner Industriegebiete verloren hat und 
die neue Industrialisierung trotz zielbewußter Unter- 
stützung durch die Regierung nur langsame Fort- 
schritte macht, ist der Einfuhrbedarf an Fertigwaren 
sehr bedeutend und er wird zu einem wesentlichen Teil 
vom Wiener Handel befriedigt. Ebenso spielt der Wie- 
ner Handel bei der Versorgung Südslawiens mit In- 
dustrieprodukten immer noch eine maßgebende Rolle, 
eine geringere bereits in Rumänien. 

Von den verschiedenen Branchen hat vergleichs- 
weise wohl der Textilhandel die geringsten Einbußen 
erlitten, wie dies schon die früher angeführten Ziffern 
über den Transitlagerverkehr zeigen. Ein großer Teil 
der Auslandsgeschäfte der tschechoslowakischen Tex- 
tilfabriken wird auch heute noch im Wiener Kaiviertel 
gemacht, sei es durch eigene Verkaufsniederlassungen 
der Fabriken, sei es durch Händlerfirmen, die gerade 
in dieser Branche vielfach in sehr engen und durch 
Jahrzehnte fortgesetzten Beziehungen zu den Er- 
zeugern Stehen. Das Geschäft innerhalb der Tschecho- 
slowakei ist allerdings für den Wiener Handel fast 
ganz verloren gegangen, obzwar es auch heute noch 
vorkommt, daß eine böhmsiche Spinnerei durch ihren 
Wiener Vertreter Garn an das Wiener Bureau einer 
tschechischen Weberei verkauft, wobei die Lieferung 
natürlich ohne Berührung Wiens unmittelbar vom Werk 
zum Werk erfolgt. Sehr schwer getroffen wurde der 
Galanterie- und Kurzwarenhandel, wie dies schon die 
lange Liste der seit dem Kriege eingetretenen Zah- 
lungseinstellungen beweist, in der auch alte und an- 
gesehene Firmen nicht fehlen. Nicht so sehr gelitten 
haben die Papiergroßhändler, ebenso die Eisenhändler, 
welch letztere durch ihre enge Verbindung mit den 
Werken eine Sonderstellung einnehmen. Ohne ein- 
schneidende Einschränkungen seiner Arbeitsmöglich- 
keiten ist kein Zweig des Handels weggekommen. 

Eine besondere Erwähnung verdienen die Übersee- 
handelsfirmen, die nicht nach Artikeln, sondern nach 
Absatzgebieten spezialisiert sind. Diesen Firmen wurde 
mit dem Ausbruch des Krieges durch die Blockade 
und in vielen Gebieten auch durch die Handelsverbote 
die Betätigung auf ihrem gewohnten Arbeitsfelde fast 
gänzlich unmöglich gemacht und auch durch eine ge- 
raume Zeit nach dem Kriege war ihre Tätigkeit noch 
zahllosen Hemmungen ausgesetzt. Überdies haben viele 
von ihnen schwere Verluste durch die zwangsweise 
Liquidation Auer überseeischen. Zweigniederlassungen 


— ER 


erlitten. Ebenso war die unmittelbare Verbindung mit 
englischen Banken, welche für. die Überseeausfuhr 
wegen des billigeren Zinsfußes eine Lebensnotwendig- 
keit ist, den Österreichischen Firmen noch durch einige 
Jahre nach dem Kriege fast unmöglich. Es zeugt von 
der großen Anpassungsfähigkeit dieser Firmen, daß sie 
all diese Schwierigkeiten der Kriegs- und Nachkriegs- 
jahre fast vollzählig überstehen konnten, indem. sie in- 
zwischen. andere Geschäfte betrieben. Heute ist die 
Zahl der im Überseegeschäft tätigen Wiener Firmen 
trotz vorgekommener Fusionierungen kaum geringer 
als vor dem Kriege, aber der gesamte Umsatz, den sie 
erzielen, dürfte hinter den Vorkriegssummen sehr. er- 
heblich zurückbleiben. Auch das Filialnetz in Übersee 
wird nur sehr langsam wieder aufgebaut. Das stärkere 
Interesse, das die mitteleuropäischen Produzenten neu- 


erdings für die außereuropäischen Märkte an den Tag 
legen, wird den Wiener Übersee-Exporteuren vielleicht 
während der nächsten Jahre besondere Aussicht geben. 
~ Konnten wir feststellen, daß im ganzen die Lage 
des Wiener und des Österreichischen Großhandels besser 
ist, als man nach den Ereignissen der letzten vierzehn 
Jahre annehmen könnte, so kann für die Lage der ein- 
zelnen Firmen kaum dasselbe gesagt werden. Die Ur- 
sache, dessen ist die starke Überbesetzung fast aller 
Zweige des Großhandels und eine Besserung wäre in 
erster -Reihe уоп weitgehenden Zusammenschlüssen 
zu erwarten. Leider stellen sich der Zusammenlegung 
von Firmen im Handel fast noch. größere Schwierig- 
keiten entgegen als in der Industrie und es kann da- 
her. eine Besserung für die nächste Zeit kaum erhofft 
werden. 


Die Entwicklung der chemischen Industrie in Österreich (in der 
Nachkriegszeit). 


Von Dr. Max Bouvier, Geschäftsführer des Zentralverbandes der chemischen Industrie. 


or dem Kriege war die chemische Industrie 
des heutigen Österreich ein kleiner und auf 
den meisten Gebieten ein nicht sehr bedeu- 
tender Teil einer großen Industrie, die den 
Mittelpunkt in der heutigen Tschechoslowakei 
hatte. Die meisten der bestehenden Werke 
in Österreich hatten mehr oder weniger lokale Bedeutung 
und besorgten im Rahmen des großen Wirtschaftsgebietes 
die Versorgung mit einzelnen Chemikalien. Auch dort, wo 
der Aktionsradius über das heutige Österreich hinausreichte, 
fand er in den meisten Fällen seine Begrenzung an den da- 
maligen Staats-, beziehungsweise Zollgrenzen. Der Krieg 
stellte den ’größten "Teil der chemischen Industrie in den 
Dienst der Versorgung der Armee mit Sprengstoffen und 
sonstigen Kampfmitteln. Daß gerade auf dem Gebiete des 
heutigen Östereich während der Kriegszeit große chemische 
Fabriken entstanden sind, hat auf die spätere Entwieklung 
der chemischen Industrie fast gar keinen Einfluß gehabt. 
Diese militärischen Werke haben, wie man heute nüchtern 
konstatieren muß, nur einen Gegenstand der Verlegenheit 
für den Staat und die Industrie gebildet und alle Versuche, 
sie in die Friedenswirtschaft überzuführen, haben nicht nur 
keinen Erfolg gehabt, sondern in manchen Fällen unnütze, 
beziehungsweise verlorene Kapitalsaufwendungen verur- 
sacht. Kaum daß in einzelnen Fällen die vorhandenen Ge- 
bäude für die Errichtung anderer Industrien verwendet 
werden konnten. Lediglich ein Teil der den heutigen Ver- 
hältnissen angepaßten Sprengstoffindustrie ist aus den ehe- 
maligen staatlichen Munitionsfabriken hervorgegangen. 
Aus der Tatsache‘ des verkleinerten Wirtschafts- 
gebietes, der Einengung und Erhöhung der Zollsehranken 
haben sich zwangsläufig die Entwicklungswege der chemi- 
schen Industrie їп der Nachkriegszeit ergeben. Die Erzeu- 
gung wurde bestimmt durch die Absatzmöglichkeit und die 
vorhandenen Rohstoffe, die Frachtlage und damit durch 
die Rücksicht auf die. Konkurrenzierungsmöglichkeit des 
Auslandes. Bei Kriegsende fehlte auf der einen Seite die 
Erzeugung: wichtiger Produkte insbesondere in- der chemi- 
schen Schwerindustrie fast zur Gänze oder wurde nur in 
ganz unzureichendem Ausmaß in: Werken betrieben, deren 
Anlagen während: der Kriegszeit bis zum letzten ausgenützt 
und ‚verbraucht waren, anderseits waren Betriebe beson- 
ders der Veredlungsindustrie- für den Bedarf; des heutigen 


Österreich weit überdimensioniert. Nach dem Zusammen. 
bruch bestand beispielsweise in Österreich weder eine lei- 
stungsfähige Düngemittelindustrie noch eine dem Bedarf 
entsprechende Erzeugung von Schwerchemikalien, ins- 
besondere von Mineralsäuren. Außer von Soda mußte der 
größte Teil des Bedarfes eingeführt werden. 

Aus dieser Ausgangssituation galt es jetzt, eine dem 
heutigen Gebiet angepaßte chemische Industrie unter Aus- 
nützung aller vorhandenen Möglichkeiten zu schaffen. In- 
dustrie, Landwirtschaft und Gewerbe bedürfen ihrer im 
gleichen Maß und die Entwicklung dieser Wirtschafts- 
faktoren ist nur dann möglich, wenn wenigstens jene Pro- 
dukte, deren Heranbringung über weite Strecken Verteue- 
rungen mit sich bringen, im Inland erzeugt werden. Ein 
schwerer Nachteil für die Entwicklung der chemischen 
Industrie war aber der Umstand, daß auch der Bedarf des 
Inlandes verhältnismäßig gering ist und daher der Dimen- 
sionierung der Werke gewisse enge Grenzen gesetzt sind, 
die sich kalkulatorisch ungünstig auswirken müssen. Außer 
einer größeren Papierindustrie, einer mittelgroßen Textil- 
industrie, einer großen Eisenindustrie und einigen kleineren 
Industrien wie Leder, Gas und chemische Veredlungs- und 
Fertigwarenindustrie sind für die chemische Vorindustrie 
kaum bedeutende Abnehmer in Österreich vorhanden. Die 
geringe Exportmöglichkeit auf der anderen Seite macht es 
daher schwierig, ja oft unmöglich, neue Erzeugungen in 
Angriff zu nehmen. Auch ist die Basis der vorhandenen 
Rohstoffe äußerst beschränkt. Außer Salz, dessen Verwend- 
barkeit in erster Linie auf solche Werke beschränkt ist, 
die in der Lage sind, diese in Form der Salzsole, wie sie 
in den Salinenwerken gewonnen wird, zu verarbeiten, also 
in nächster Nähe der Salinen liegen müssen, sind nur 
noch ein größeres Vorkommen von Bleierzen ‘sowie die 
Harzgewinnung im Wiener Neustädter Gebiet, Kreide und 
einzelne Erdfarben als verwertbare Rohstoffe vorhanden, 
sieht man von geringen Vorkommen von Schwefelkies und 
Quecksilber sowie von Magnesit, dessen Verarbeitung kaum 
zur chemischen Industrie zu rechnen ist, ab. 

Wichtige Rohstoffe wie Schwefel,’ Schwefelkies, Roh- 
phosphat, Steinsalz und vor allem Steinkohle, ‚beziehungs- 
weise große Kokereien, die die Basis der ganzen organisch- 
chemischen Industrie bilden, fehlen іп Österreich.“ Aller- 
dings ist dieser Mangel zum Teil dureh die vorhandenen 
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Wasserkräfte ausgeglichen, die die Entwicklung. einer 
leistungs- und exportfähigen elektrochemischen Industrie 
ermöglichen. 

Trotz dieser relativ ungünstigen Vorbedingungen hat 
sich nun die chemische Industrie in Österreich innerhalb 
der letzten zehn Jahre doch in einer erfreulichen Weise 
entwickelt und damit die pessimistischen Befürchtungen, 
die besonders in den ersten Jahren nach dem Zusammen- 
bruch und nach dem Ende der Inflationszeit gehegt wur- 
den, Lügen gestraft. Folgerichtig ist man darangegangen, 
jene Produkte im Inlande herzustellen, die in größeren 
Mengen gebraucht und deren Erzeugung frachtlich möglich 
war. Vor allem wurde die Erzeugung der Mineral- 
säuren, insbesondere von Schwefelsäure und Salzsäure, 
wesentlich gesteigert. Während noch im Jahre 1923 rund 
6000 Tonnen Schwefelsäure eingeführt werden mußten, 
konnte die Einfuhr auf 2300 Tonnen heruntergedrückt und 
gleichzeitig die Ausfuhr annähernd auf dieselbe Menge ge- 
steigert werden. ‚Ähnlich liegen die Verhältnisse bei den 
übrigen Mineralsäuren, Salzsäure und Salpetersäure. Durch 
die Errichtung und den Ausbau neuer Schwefelsäureanlagen 
konnte an die Errichtung einer Düngemittelindustrie ge- 
schritten werden. Die österreichische Su perphospha t- 
industrie, deren Bestand kaum zwei Jahre zurückreicht, 
ist bereits heute in der Lage, den stets steigenden Bedarf 
der Landwirtschaft voll zu befriedigen. Daneben wurden 
die Anlagen für Glaubersalz, Sulfite und Bisulfite erweitert 
und die Erzeugung von Schwefelnatrium, Bisulfat, Chrom- 
alaun und anderen Schwerchemikalien neu aufgenommen. 

Auch die Soda produktion wurde wesentlich gestei- 
gert, die Produktion von Ätznatron durch die Errichtung 
einer neuen Fabrik in Hallein derart erhöht, daß die Ein- 
fuhr aus dem Ausland in Zukunft nicht notwendig sein 
dürfte. Die Chlorproduktion, die immer mehr an Stelle des 
früher verwendeten Chlorkalk zur Chlorverflüssigung über- 
geht, ist in raschem Aufschwung begriffen und der Bedarf 
an flüssigem Chlor, der sich fast ausschließlich auf die 
Papierindustrie beschränkt, wird in Zukunft nur von den 
inländischen Werken besorgt werden. 

Der gänzliche Mangel einer Stärkefabrikation hat 
in. Verbindung mit der Intensivierung der österreichischen 
Landwirtschaft zur Errichtung zweier Kartoffelstärke- 
fabriken geführt, die Österreich heute vom Bezug aus dem 
Ausland unabhängig machen. Damit ist auch die Basis 
für die Erzeugung weiterer Produkte wie Glykose und 
Dextrin gegeben. 

Auch die Kunstseiden industrie, die vor einigen 
Jahren insbesondere durch die italienische Konkurrenz in 
einer schweren Absatzkrise sich befunden hat, ist, in fort- 
schreitender Entwicklung begriffen. Die Erzeugung konnte 
wesentlich gesteigert werden. 

Für die Entwieklung der chemischen Industrie Öster- 
reichs ist die elektrochemische Industrie von be- 
sonderer Bedeutung. Die Werke waren zwar schon vor dem 
Zusammenbruch vorhanden. Durch Ausbau weiterer Kraft- 
werke sowie durch intensive Verbesserung der Verfahren 
und durch die Aufnahme neuer Erzeugnisse befindet sich 
dieser Industriezweig in einer erfreulich fortschreitenden 
Entwicklung. Neben Wasserstoffsuperoxyd, einem Haupt- 
exportatikel der chemischen Industrie, werden in den elek- 
trochemischen Werken, deren jährlicher Stromverbrauch 
heute mit mindestens 240 Millionen Kilowattstunden anzu- 
nehmen ist, Ätznatron, Chlor, Kaliumchlorat, Quecksilber- 
chlorid, Carbid, dann Ferrolegierungen wie Ferrosilizium, 
Ferrowolfram, Ferromolybdän, Ferrochrom und Cereisen 
erzeugt. Es ist zu hoffen, daß die zahlreichen projektierten 


Kraftwerke zum Ausbau gelangen und damit dieser Zweig 
der chemischen Industrie eine neue Belebung erfährt. 

Auf gänzlich andere Grundlagen wurde die Mine- 
ralölindustrie gestellt. Die vorhandenen Raffinerien 
waren durch viele Jahre vom Rohölbezug fast vollständig 
abgeschlossen. In den letzten Jahren, als die beiden großen 
Weltkonzerne Vacuum Oil und Royal Dutch auch in Öster- 
reich Fuß gefaßt haben, ist die Verarbeitung von Rohöl 
wieder wesentlich im Ansteigen. Während vor dem Krieg 
ausschließlich Rohöl aus Galizien verarbeitet wurde, ver- 
sorgen heute hauptsächlich die rumänischen Gruben die 
österreichischen Raffinerien, deren Anzahl sich auch ver- 
mehrt hat, mit Rohöl. Außerdem werden dem steigenden 
Bedarf entsprechend große Quantitäten von Fertig- oder 
Halbprodukten importiert. Sowohl in quantitativer als auch 
in qualitativer Hinsicht konnte die Harzindustrie in den 
letzten Jahren weiter ausgebaut werden. Die Einführung 
des Zapfbecherverfahrens, das im Gegensatz zu der früheren 
Harzgewinnung ungleich ertragreicher ist, hat nicht nur 
die Qualität der erzeugten Sorten Kolophonium und Ter- 
pentinöl wesentlich gesteigert, sondern auch eine Erhöhung 
des Rohharzanfalles von ungefähr 4000 auf 4800 Tonnen 
im Gefolge gehabt. s 

Der geringe Anfall an Steinkohlenteer, rund 20.000 
Tonnen pro Jahr, gelangt zum Teil in den Gaswerken 
selbst zur Weiterverarbeitung auf Benzol, zum Teil wird 
er іп der Teerindustrie zur Herstellung von Straßenteer, 
Dachpappe und anderen Isoliermaterialien verwendet. Die 
im letzten Jahr endlich in Angriff genommene Wieder- 
herstellung unseres Straßennetzes hat besonders den Ab- 
satz in Straßenbaumaterialien günstig beeinflußt. Die Ver- 
suche, in Österreich eine Weiterverarbeitung des Teers auf 
seine Derivate, insbesondere Teerfarbstoffe und gewisse 
Feinchemikalien aufzunehmen, sind ‚fehlgeschlagen. Man- 
gelndes Kapital und vor allem die allzu geringe Menge des 
Teeranfalles, das Fehlen großer Kokereien, ließen eigent- 
lich von vornherein eine ‘konkurrenzfähige Erzeugung 
gegenüber den großen deutschen Werken aussichtslos er- 
scheinen. 

In der Farben- und Lack industrie konnte ledig- 
lich die Bleifarbenindustrie die Erzeugung erweitern, Die 
übrigen Werke der Erd- und chemischen Farbenindustrie, 
die vor dem Zusammenbruch so gut wie das ganze Öster- 
reich-Ungarn und den Balkan versorgten, sind durch den 
mangelnden Absatz, der in erster Linie durch die hohen 
Zollschranken eingeengt wurde, nicht in der Lage, ihre Be- 
triebe entsprechend auszunützen. Die Versuche, eine Zink- 
weißfabrikation in Österreich zu errichten, sind fehlgeschla- 
gen. Neu aufgenommen wurde die Erzeugung von Blei- 
zucker. 

Auch die pharmazeutische Industrie, die in 
erster Linie eine Spezialitätenindustrie ist, ist in ihrer Ent- 
wicklung durch die schweren Exportbeschränkungen stark 
gehemmt. Das gilt im allgemeinen von der gesamten Fer- 
tigwarenindustrie wie Putz- und Waschmittel, Tinten usw., 
die allerdings zum Teil auch erst in der Nachkriegszeit ge- 
schaffen wurde. So ist beispielsweise die Bleistiftindustrie 
erst jüngeren Datums. 

Die Photoindustrie hat große Absatzgebiete ver- 
loren und erst in letzter Zeit zog der steigende Inlandsbedarf 
und die Verbesserung der heimischen Erzeugung eine ge- 
wisse Belebung nach sich. 

Die Anzahl der Betriebe in der Zündholz industrie 
wurde durch Gründung zweier neuer Fabriken in der Nach- 
kriegszeit vermehrt. Einem Konkurrenzkampf folgte vor 
wenigen ‚Jahren eine Einigung, die den vier bestehenden 
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Betrieben, die von drei Firmen geführt ‚werden, entspre- 
chende Absatz- und Produktionsergebnisse sichern. 


Die Entwicklung der Kun sts to ff industrie (Zellu- 
loid, Kunsthorn und Kunstharz) ist durch den außerordent- 
lich scharfen Wettbewerb auf dem Weltmarkt beeinflußt. 
Nur die anerkannt ausgezeichneten Qualitäten, insbesondere 
der Kunstharz- und Kunsthornindustrie und die Ausarbei- 
tung’ neuer Verfahren und‘ Erfindungen ermöglichen дег 
österreichischen Industrie die Behauptung auf dem Welt- 
markt. 

Die Seifen- und Fettindustrie hat- durch eine 
straffe Organisation der Produktion sowie durch die Auf- 
nahme neuer Fabrikate, wie zum Beispiel Glyzerin, die fast 
ausschließliche Belieferung des Inlandsmarktes erreicht. 
Nur in Parfümeriewaren macht sich der französische Wett- 
bewerb stark bemerkbar. 


Die Entwieklung der chemischen Industrie in Öster- 
reich hat sich also in erster Linie in der Richtung der Er- 
haltung oder Eroberung des Inlandsabsatzes bewegt. Von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, wozu vor allem die 
elektrochemisehe Industrie gehört, die zum überwiegenden 
Teil für den Export arbeitet, gelangt der Hauptteil der Er- 
zeugung zum Verbrauch im Inland und nur die Produk- 
tionsüberschüsse werden meistens unter schweren. Preis- 
opfern ausgeführt. Die verhältnismäßig befriedigende, Ent- 
wieklung dieses Industriezweiges erscheint unter den heu- 
tigen Verhältnissen um so mehr bemerkenswert, als einer- 
seits die großen Verbraucher der Vorkriegszeit, Armee und 
Marine, weggefallen oder für den Absatz mehr oder weniger 
bedeutungslos sind und anderseits eine handelspolitische 
Förderung speziell in den ersten sieben Jahren nach dem 
Kriegsende nicht nur nicht versucht wurde, sondern im 
Gegenteil die damalige handelspolitische Einstellung eine 


Weiterentwieklung unterbunden hat. Noch bedeutungsvoller 
erscheint diese Entwicklung aber dann, wenn man berück- 
sichtigt, daß so ziemlich‘ alle Nachbarstaaten von Jahr zu 
Jahr im stärkeren Umfange sich gegen Österreich abge- 
schlossen haben; ihren Produktionsüberschuß aber hieher 
abzustoßen suchten. Diese Entwieklung war nur möglich, 
weil die Umstellung der Betriebe, die Verbesserung der 
Verfahren und eine Rationalisierung hauptsächlich in fabri- 
katorischer Hinsicht einsetzte, die ununterbrochen weiter 
ausgebaut wird. In Zahlen drückt sich das Ergebnis dahin 
aus, daß die Einfuhr, die mm Jahre 1920 noch 713.429 
Meterzentner betrug, im Jahre 1927 trotz zweifellos stark 
gesteigerten Verbrauch auf rund 450.000 Meterzentner her- 
abgedrückt werden: konnte, 

Der Stand an Beschäftigten in der chemischen Indu- 
strie ist mit rund 25.000 -Arbeitern und Angestellten an- 
zunehmen. Das investierte Kapital dürfte nach: vorsichtigen 
Schätzungen einschließlich der Reserven rund 200. Millionen 
Schilling betragen. An den großen internationalen. Verein- 
barungen. innerhalb. der chemischen Industrie Europas, 
haben auch die meisten Werke der österreichischen Indu- 
strie teil. Dadurch ist der Industrie die Möglichkeit des 
Absatzes innerhalb der vorgesehenen Grenzen und Dauer 
gegeben. 

Die zukünftige Entwicklung der Industrie ist durch 
die bisher eingeschlagenen Wege wohl auf absehbare Zeit 
vorausbestimmt. Eine immer intensivere Bearbeitung des 
Inlandsmarktes, eine Steigerung der Produktion, bedingt 
durch einen steigenden Absatz, dürfte die voraussichtliche 
Entwicklung sein. Eine Zeit der Gründung neuer Werke, 
die Aufnahme neuer Produktionen im großen Umfang, 
wird die Zukunft kaum bringen. Die heutige Überproduk- 
tion in Europa und der Kapitalsmangel lassen für die 
nächsten Jahre kaum wesentliche Änderungen erwarten. 


Fremdenverkehr. 
Von Dr. Franz Klein. 


ine bloß zahlenmäßige Aufstellung böte über 

die  zehnjährige Entwicklung, des öster- 

reichischen Fremdenverkehrs geringen Auf- 

schluß. Mehr noch als die meisten anderen 

Wirtschaftszweige stand ег. unter dem Ein- 

guf der Schwankungen. der eigenen Wäh- 
rung. Aber während. die anderen von den Veränderungen 
fremder Währungen nur mehr oder weniger mittelbar ‚be- 
troffen waren, waren sie für den Fremdenverkehr nicht 
weniger bedeutungsvoll als die des eigenen Geldwerts. Hat 
doch diese Zeit den Begriff des „Valutareisenden“ geprägt, 
mit dem sich zu verschiedenen Zeiten verschiedene wirt- 
schaftliche Bedeutung verband: in den Jahren des öster- 
reichischen Ausverkaufs, als die innere Kaufkraft der Krone 
mitunter erst in großem Abstand dem Sinken ihrer äußeren 
folgte, brachte der Fremdenstrom zwar Geld unter ‚die 
Leute, aber zugleich nahmen sie schweren Schaden an ihrem 
Vermögen. Und in Kürze zeigte sich auch, daß die Ver- 
kehrsrichtung des Valutareisenden umkehrungsfähig ist, als 
die Österreicher bald in Deutschland, bald in Italien und 
Frankreich gewissermaßen Vergeltung üben konnten. Erst 
in den allerletzten Jahren, als die Zahl der nicht stabili- 
sierten Währungen immer kleiner wurde, hat der öster- 
reiehische Fremdenverkehr Merkmale herausgebildet, aus 
denen man mit größerer Sicherheit Schlüsse auf seine künf- 
tige Entwicklung ziehen kann. Dabei ist allerdings nicht 


zu übersehen, daß der Preisindex, und zwar gerade der 
für den Fremdenverkehr іп. erster Reihe wichtigen 
Gegenstände und Leistungen (Nahrungsmittel, Fahrpreise, 
Übernachtungen) noch immer beträchtlich unter dem der 
vor allem іп Betracht kommenden Auslandsstaaten: steht, 
ein Zustand, der in solchem Maß gewiß nicht von Dauer 
sein kann. Er bedeutet aber, daß auch heute noch 
der Engländer, Reichsdeutsche und andere als Valutarei- 
sende, wenn auch nicht mehr im früheren Sinn, auftreten, 
und zugleich bedeutet er, daß sich der österreichische Ver- 
gnügungsreisende in einem Maß auf das Inland beschränkt 
sieht, das wohl auch nicht aufrecht zu erhalten sein wird. 
Nebst all diesen entscheidenden Einflüssen vorüber- 
gehender Art kam dem Fremdenverkehr eine Erscheinung 
zugute, die wohl Bestand haben dürfte: die unverkennbare 
Zunahme der Reiselust, die vor dem Krieg eigentlich nur 
bei den angelsächsischen Völkern in solcher Blüte stand. 
Ohne der Ahnungslosigkeit zu verfallen, die davon 
träumt, die österreichische Volkswirtschaft überhaupt auf 
den Fremdenverkehr gründen zu können und die womög- 
lich diesem Streben die ganze Innen- und Außenpolitik 
unterordnen möchte, kann man feststellen, daß Deutsch- 
österreich über die natürlichen Voraussetzun- 
gen, Fremdenverkehrsland zu werden, gewiß verfügt. Zur 
Begründung reicht es hin, auf die Lage des Landes und auf 
die Mannigfaltigkeit seiner natürlichen und künstlerischen 
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Schönheiten zu verweisen, auf seine vorzügliche Eignung 
zur‘ Ausübung aller in raschem Aufschwung befindlichen 
Sommer- und Wintersportarten, nicht zuletzt auf seine Heil- 
quellen. Die technischen Voraussetzungen sind aller- 
dings zum überwiegenden Teil erst zu schaffen und ез wäre 
Selbsttäuschung, nicht einzubekennen, daß es dazu nicht 
nur sehr vieler Jahre, sondern auch gewaltiger Kapitals- 
mengen bedürfen wird, die vorläufig nicht vorhanden sind. 
Wichtige Eisenbahnlinien sind noch immer eingleisig, das 
Straßennetz ist erst zum geringsten Teil den Anfor- 
derungen eines neuzeitlichen Kraftwagenverkehrs gewach- 
sen, das Herbergswesen muß nicht nur eine große 
Vermehrung der Gaststätten, sondern auch eine Überliefe- 
rung herausbilden, die ganze Volksschichten erfassen muß. 
All das trotz den großen Fortschritten, die in den letzten 
Jahren. bereits erzielt wurden: in der Verbesserung des 
Eisenbahnverkehrs, in der Erschließung zahlloser abseits 
liegender Täler und Gebirgsübergänge durch den Post- und 
anderen Kraftwagenverkehr, im Bäderwesen, durch 
Seilschwebebahnen, aber auch durch eine früher in Öster- 
reich ganz unbekannte Verkehrswerbung, um die 
sich die Bundesbahnen besonders verdient gemacht haben. 

Geringen Aufschwung zeigt bisher die Errichtung neuer 
Gaststätten. In Wien haben. sie sich auf Stockwerksauf- 
bauten bestehender Hotels beschränkt, die allerdings die 
Zahl der ‚Betten im laufenden Jahr beträchtlich vermehrt 
haben. 

Soweit eine Statistik allmählich herausgebildet 
wurde, liegen ihr die polizeilichen Meldungen aller Orts- 
fremden zugrunde, die: пиг vorübergehend -Aufenthalt 
nahmen. Jede Person wird daher bei jedem Wechsel ihrer 
Unterkunft neuerlich mitgezählt. Ferner sind Gemeinden 
unter 500 jährlichen Meldungen oder 3000 Übernachtungen 
nicht einbezogen, so daß auch nicht in jedem Jahr die 
gleichen Gemeinden berücksichtigt sind: 1924/25 606 Orte, 
1925/26 650, 1926/27 705. In ganz Österreich.gab es 
danach: 


1924/25 1925/26 1926/27 
бае оде ие, че 5.126 5.586 5.918 
Fremdenbetten . . . . . 183.701 199.640 225.882 
Davon in Gasthöfen .. 99.031 108.336 115.942 

Die Zahl der Fremdenmeldungen betrug: 

insgesamt 2205, эа 3,248.653 3,215.271 3,580.018 
davon Inländer. . . . . 2.044.457 1,962.106 2,120.011 
Ausländer... 2... 1,204.196 1,253.165 1,460.007 


Auf Winter und Sommer verteilten sie sich wie folgt: 


1. November bis 30. April 918.674 905.449 960.895 
1. Mai bis 31. Oktober , . 2,399,979 2,309,822 2,619.123 


Die Durchschnittszahl der Aufenthaltstage war 


überhauptent, re ee 42 42 44 
der Inländer sihn; 1.7 04 42 41 ШЫЛ 
der Ausländer `... 48 12 Дыл 
Winter леа ER 2:9 2:9 2:9 
SOMMET CAUER EH 48 47 50 
Für Wien allein ergeben sich die folgenden Zahlen: 
Gasthöftelailsden». итш 192 192 i 192 
Fremdenbetten.. . cai 17.484 17.370 17.870 
davon in Gasthöfen . . 15.860 15.860 15.860 
Fremdenanmeldungen . . 537.999 536.649 557.840 
davon Inländer . . 7; 170.351 185.578 183.503 
Ausländer u. sms. 367.648 351.071 374.337 
Winterhalbjahr . .,. . . 234.980 226.727 227.092 
Sommerhalbjahr .. . ` 303.019 309.922 330.748 


Die Durchschnittszahl der Aufenthaltstage war in allen 
drei Jahren gleich: Überhaupt 4-2, der -Inländer :2'9, der 
Ausländer 4-9, im Winter ebenso wie im Sommer 4'2. 


‘Der Herkunft nach stammten die Ausländer aus 
foleenden Staaten: 


1994/95 1925/26 1996/97 

Insgesamt wi ших, a 1,204.196 1,258.165 1,160.007 
davon Deutsches: Reich . 556.514 620.203 808.112 
Tschechoslowakei . . . 210.769 177.569 191.425 
HE ә. ра... 181.175 162.632 165.727 
Südslawien, Balkan. . . 74.502 73.513 89.272 
Найеп'эриозїђәтто Sir 39.308 38.850 39.824 
Polen, Rußland, Rand- 

айда еп ы за. 45.256 32.155 36.768 
Frankreich, ‚England . . 24.477 58.933 35.649 
Sonstiges Europa. . . . 13.860 60.506 49.119 
Amerika. T900 par pig 22.843 27.822 37.810 
Andere Erdteile . . .. 5.992 6.482 6.801 


. Wie ersiehtlich, weist auch die Entwicklung dieses 
wichtigen ‚Wirtschaftszweiges vornehmlich auf die Pflege 
der Beziehungen zum Deutschen Reich. Während die 
Zahl der reichsdeutschen Besucher gewaltig ansteigt und 
weit mehr als die Hälfte aller Ausländer ausmacht, macht 
sich im Besuch der anderen Nachbarn, besonders wenn man 
mit 1924/25 vergleicht, eher das Gegenteil geltend. Bemer- 
kenswert ist der Abfall an Besuchern aus Frankreich und 
England im Vergleich mit 1925/26, ferner die rasche Ver- 
mehrung der amerikanischen Reisenden. 


Das laufende Jahr 1927/28 dürfte einen über- 
raschenden Aufschwung gebracht haben und das nicht nur 
wegen des Sängerfestes und der Tatsache, daß Wien immer 
mehr seine Beliebtheit als Kongreßstadt erweist, sondern 
vor allem infolge der Zunahme reichsdeutscher Vergnü- 
gungsreisender und der Erfolge der Verkehrswerbung im 
westlichen Ausland, 
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Zehn Jahre tschechoslowakische Finanzpolitik. 
Von Prof. Dr. Karel Englis, Єз. Finanzminister. 


nsere Finanzpolitik stand völlig unter dem 

Einfluß der Währungspolitik. Jede Ver- 

änderung in der Währung gestaltete sich 

zu Finanzproblemen. Wir teilen daher die 

Finanzpolitik der letzten zehn Jahre nach 

Währungsperioden ein. Hier unterscheide 
ich vor allem die Dekretalperiode, in der eine 
selbständige Währung (Banknotenabstempelung) und 
in der Form des Bankamtes des Finanzministeriums 
eine administrative Währungszentrale geschaffen so- 
wie die Vermögensabgabe für Währungszwecke vor- 
bereitet wurde. Sie wurde zwar zum Gesetz erst in 
einem späteren Zeitpunkt erhoben, sie fällt aber sach- 
lich in den Rahmen der Währungsmaßnahmen, die der 
Staat dekretieren konnte. Es ist dies die große Zeit 
des ersten Ministeriums Rafins. In der eigentlichen 
Finanzpolitik stand der neue Staat vielfältigen Auf- 
gaben gegenüber. Die zentralen Finanzämter mußten 
organisiert werden, das erste Budget zusammengestellt, 
zu dessen Ausbalaneierung die ersten Kredite beschafft 
werden. Man mußte sich um einen Auslandskredit für 
die Einfuhr von Rohstoffen und Nahrungsmitteln zur 
Versorgung des ausgehungerten Landes, zur Sicherung 
der Zahlungsbilanz und der Währung kümmern. Die 
Finanzverwaltung hatte eine Unsumme großer Nach- 
kriegsprobleme zu bewältigen, eine Wehrmacht zu 
schaffen, das Fisenbahnwesen zu rekonstruieren, die 
Getreidepreise zu verbilligen, die Gehalte der Staats- 
beamten und Lehrer zu regulieren, die Arbeitslosen 
und Invaliden zu versorgen, die Baubewegung In 
Schwung zu bringen usw. Die Mittel der Währungs- 
politik waren von Anfang an deflationistisch orientiert. 
Die Währung sollte durch die Geldabstempelung und 
in der weiteren Entwicklung durch die Vermögens- 
abgabe aufgewertet werden. 

Naeh der Dekretalperiode folgt die der Sta bi- 
lisierung. Es ist unmöglich, die Voraussetzungen 
einer gesunden Währung ausschließlich zu dekretieren. 
Zu diesen gehört neben: einer guten Währungsadmini- 
stration — untermauert dureh hinreichende Gold- und 
Devisenreserven — das Gleichgewicht der Finanzen, 
das den Geldumlauf durch keine Inflation, nieht ein- 
mal durch die des Kredites, gefährdet. Ferner ist not- 
wendig das Wirtschaftsgleichgewicht, gegeben bei 
einer Ausbalaneierung der Zahlungsbilanz und bei 
der Wiederherstellung der Konkurrenzfähigkeit mit 
dem Ausland. Durch die Geldabstempelung an sich 
waren die Voraussetzungen einer- Aufwertung noch 
nicht geschaffen. Da das Bankamt keine genügenden 
Reserven zur Verfügung hatte, drückten: die großen 
Importe, die durch eine hinreichende Ausfuhr ‚vorläufig 
noch nicht gedeekt waren, auf die Zahlungsbilanz, auf 
den Kurs der Währung, so daß dieser im Winter des 
Jahres 1919/20 von 25 Schweizer Centimes auf 5 Cen- 
times Schweizer Währung sank. 

Vor allem mußte man nun die öffentlichen Finan- 
zen ins Gleichgewicht bringen, da die in der Nachkriegs- 
zeit bei allen öffentlichen Verbänden gewachsenen Auf- 


gaben einem wirtschaftlichen Erschöpfungszustand ge- 
genüberstanden. Bevor es gelang, das Finanzgleichge- 
wicht: zu erneuern, mußte mit. Kredit gearbeitet wer- 
den. Die ursprünglichen günstigen Verhältnisse auf dem 
Geldmarkt unmittelbar nach dem Umsturz, wo die Geld- 
institute Einlagen nicht einmal annehmen wollten, ver- 
schwanden. Sollten die großen Abgänge nicht zur In- 
flation führen, mußte man der Konsolidierung der Kre- 
dite nachhelfen, was in Verbindung mit der Anerken- 
nung der Kriegsanleihe geschah. Mit dieser Anleihe 
fand man das Auslangen, da bereits im Jahre 1921 das 
staatsfinanzielle Gleichgewicht sowohl budget- als 
auch reehnungsabschlußmäßig erreicht war. Dies wurde 
einerseits durch Wirtschaftlichkeit, anderseits durch 
Erhöhung der Einnahmen im Wege der Erschließung 
neuer und verstärkter Ausschöpfung bereits bestehen- 
der Steuerquellen erzielt (Kohlen- und Umsatzsteuer, 
Erhöhung дег Kriegszuschläge bei den direkten 
Steuern usw.). Die Finanzverwaltung versuchte einen 
Teil der Gewinne aus der Zuekerausfuhr für Zwecke 
der Währung zu erfassen. Sie bekannte sich bereits 
damals in dem hierauf bezüglichen Gesetzentwurf zum 
Stabilisierungsgedanken. Aber in der darauffolgenden 
Zeit gewann wieder der Gedanke der Getreideverbilli- 
gung die Oberhand. Das Gleichgewicht der Finanzen 
der Selbstverwaltungskörper mußte ebenfalls erzielt 
werden. Hier war die Problemstellung analog. Deren 
Abgänge übertrugen sich auf den Staat. Dieses Ziel 
wurde dadurch erreicht, daß die Gemeindewirtschaft 
unter Kontrolle gestellt wurde, und daß die Selbstver- 
waltungskörper einen ausgiebigen Anteil, besonders an 
den Umsatzsteuern, erhielten. 

Gleichzeitig mußte die inländische Produktion in 
die Höhe gebracht werden. Sie wurde dadurch beein- 
trächtigt, daß sich die Erzeugung noch nicht von der 
Kriegswirtschaft umgestellt hatte, daß sie noch mit 
der aus der Kriegszeit stammenden Gebundenheit be- 
lastet und daß der Ausfall an Arbeitskraft noch nicht 
durch den technischen Fortschritt ausgeglichen war. 
Die starke Senkung des auswärtigen Kurses der 
Tschechokrone gestaltete sich zu einem mächtigen An- 
trieb zur Erzeugung für die Ausfuhr, da das inlän- 
dische. System der Wirtschaftsziffern nicht ent- 
sprechend der Entwicklung des Währungskurses stieg. 
Es war höchstens eine Relation von 1 &К — 10 Cen- 
times Schweizer Währung angepaßt. 1991, das Jahr 
der Wiederherstellung des Gleichrewiehtes in den 
Staatsfinanzen, ist gekennzeichnet durch einen großen 
Aufschwung der Wirtschaft und der Ausfuhr. Die Han- 
delsbilanz ist stark aktiv, die Währung erholt sich 
automatisch und schwankt um einen Kurs von 10 Cen- 
times. Zeitweilig zeigt sich allerdings auch eine rück- 
läufige Tendenz, so anläßlich des Versuches einer Re- 
staurierung der Habsburger in Ungarn und des damit 
verbundenen Könfliktes mit diesem Staate. Im Jahre 
1921 endet auch die Stabilisierungsperiode. 

Das Jahr 1922 bedeutet eine neue finanz- und wäh- 
rungspolitische Etappe: Der Gedanke der Defla- 
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tion setzte sich wiederum durch. Die Banknoten- 
abstempelung verbunden mit der Retention der Hälfte 
des Privatbesitzes an Noten erwies sich für die Auf- 
wertung der Geldeinheit als unzureichendes Instru- 
ment. Nun wurde eine ‘neue Methode, die Erhöhung 
des Auslandkurses unserer Währung in Anwendung 
gebracht. Die Voraussetzungen’ waren günstig.’ Das 
Budget war ausgeglichen und die Handelsbilanz stark 
aktiv. Die Aufmerksamkeit des Kapitals der Nachbar- 
staaten, deren Währungen ins Bodenlose "stürzten, 
wendete sich der Tschechokrone zu. Рег Republik 
floß Kapital zu. Dieser Strom gewann durch die eng- 
lische Anleihe, die uns heute noch stark belastet; an 
Intensität. Es gelang, den Kurs der Tschechokrone 
zeitweilig über 19 Centimes, dauernd auf die gegen- 
wärtige Höhe zu heben. Die Finanzverwaltung stand 
jedoch dadurch vor einem neuen Problemkomplex. 
Sollte sich der erhöhte Kurs der Währung behaupten, 
dann war es notwendig, diesem im Inland das System 
der Wirtschaftsziffern (Preise, Einkommen, Erträge) 
anzupassen, desgleichen das der Finanzzahlen (Bud- 
get, Steuern, Gebühren). Das Budget wurde von einer 
sehweren Krise erfaßt, die der Deflationskrise der Pro- 
Auktion folgte. Die Ausfuhr wurde unterbunden, so- 
lange sich die Produktionskosten nicht dem Kurs der 
Währung anpaßten. Nach Durehführung der Preissen- 
kung gerieten jene Unternehmungen in Schwierig- 
keiten, die in der vorangegangenen Zeitspanne unter 
Inanspruchnahme von Kredit Investitionen vorgenom- 
men hatten. Der Krise der Produktion folgte die des 
Geld- und Finanzwesens. Die Erträgnisse der wichtig- 
sten Steuern (Umsatz-, Verkehrssteuer usw.) sanken 
automatisch entsprechend der Preis- und Konjunktur- 
entwicklung. Die Staatsausgaben wurden um die Auf- 
wendungen für die katastrophale Arbeitslosigkeit (tiber 
1% Milliarde jährlich) vermehrt. Das Budget wurde 
stark passiv (bis einschließlich 1925). Die Abgänge 
vermehrten die schwebende Staatsschuld um einige 
Milliarden, so daß diese zu einer Gefahr wurde. :Im 
Jahre 1925 wurde mit Hilfe eines.drückenden amerika- 
nischen Kredites deren teilweise Konsolidierung ver- 
sucht. In einer ähnlichen ‚Krise befanden sich auch die 
Finanzen der Selbstverwaltungskörper. Das Geldwesen 
mußte gestützt werden. Die Schwierigkeiten der Fi- 
nanzverwaltung waren beträchtlich. Die auf die Herab- 
setzung des Staatsbudgets gerichteten - Bemühungen 
sind. durch die aufgewertete innere Staatsschuld er- 
schwert. Der Deflationsgedanke mußte verlassen wer- 
den und dem der Stabilisierung weichen. Es bedurfte 
der Anstrengung vieler Jahre, bevor es gelang, das 
Budget für 1926 äußerlich ins Gleiehgewicht zu brin- 
gen. Aber es wurde nicht einmal für die Regulierung 
der Bezüge der Staatsbeamten und Altpensionisten vor- 
gesorgt. Den Eisenbahnen wurde der Reingewinn ge- 
nommen, ohne Rücksicht darauf, daß diese Methode sie 
in eine unerträgliche Investitionsverschuldung stürzen 
müsse. 


Es ist schwer zu sagen, wann die Deflations- 
periode endet. Ihre Auswirkungen wird man noch 
lange spüren. Praktisch wurde die Währung im Jahre 
1923 stabilisiert, rechtsverbindlich geschah dies durch 
die Novellierung des Gesetzes über die Nationalbank 
im Jahre 1925. Die die Deflation ablösende Periode 
nennen wir die Konsolidierungsperiode. 
Deren Aufgabe ist es, die Nachdeflationsprobleme zu 
lösen. Diese beruhen darauf, daß die Produktion durch 


das aufgewertete Finanzkapital überlastet, daß sie 
überkapitalisiert ist, daß der Mangel an Kapital auf 
dem Geldmarkte durch einen hohen Kreditzinsfuß und 
durch niedrige Kurse der Effekten in Erscheinung tritt. 
Die entscheidenden Probleme waren: Belebung der Ka- 
pitalsbildung und Erleiehterung des Geldmarktes. Das 
war das positive Hauptziel der Steuerreform. In nega- 
tiver Hinsicht mußte man die Aufnahme von weiteren 
Staatsanleihen einstellen, weil bis zu dieser Zeit, ge- 
rechnet vom Umsturze, der Staat soviel an Schulden 
kontrahiert hatte, wie im gleichen Zeitraum der Spar- 
einlagenzuwachs betrug. Es war daher notwendig, das 
Staatsbudget einschließlich der Investitionen ohne neue 
Sehuld auszugleichen. 


Im Jahre 1926 wurden, gemäß dem Budget, die 
Staatsausgaben radikal abgebaut, um den staatlichen 
Unternehmungen ihren Reingewinn nach Möglichkeit 
belassen und einen Weg zur Deckung der Staatsange- 
stelltengehalte finden zu können. Der Grundsatz der 
Budgetstabilisierung wurde aufgestellt. Es war not- 
wendig, die hauptsächlichsten Posten zu stabilisieren: 
die Militärausgaben, was durch ein eigenes Gesetz über 
den Wehrfonds geschah, den Aufwand für die Staats- 
angestelltengehalte durch ein Gehaltegesetz usw. Die 
Budgetstabilisierung muß: noch durch eine Reihe von 
Jahren oberster Grundsatz bleiben, wenn die Konsoli- 
derung der Finanzen erfolgreich durchgeführt werden 
soll, Die Verflüssigung des Geldmarktes setzte sich 
rasch durch, Wir emanzipierten uns vom Auslands- 
kapital. Im Jahre 1926 wurde im Inland eine volle Mil- 
liarde der schwebenden Schuld konsolidiert. Im. heuri- 
gen Jahre gelang es bereits mittels der inneren Kon- 
solidierungsanleihe, den amerikanischen Kredit vom 
Jahre 1925 zu tilgen. Der Zinsfuß sank merklich. und 
die Staatspapiere stiegen wesentlich. Die Rechnungs- 
abschlüsse schlossen mit einem Überschuß. Der Weg 
der Steuersenkung, eingeleitet durch die Steuerreform, 
wurde beschritten. Ез war notwendig, die Finanz- 
gebarung der Selbstverwaltungskörper zu regeln,- da 
besonders; bei den Ertragssteuern drückende Zuschläge 
bestanden. Aber alle Aufgaben sind noch lange nicht 
erfüllt. Die ungeheure Quote der Handelssteuern steht 
im Widerspruch zum Exportcharakter des Staates und 
zu den dauernden Überschüssen, die einerseits aus 
den stabilisierten Ausgaben, anderseits aus den natur- 
gemäß steigenden Einnahmen resultieren. Die Steuer- 
belastung wird daher in dem Umfang korrigiert wer- 
den müssen, als sie die Erzeugung, die Konkurrenz- 
fähigkeit und den Export hemmt. 


Die gesamte Staatswirtschaft, einschließlich der 
Unternehmungen und der Kontrollämter, müssen unter 
eine einheitliche Finanzordnung gestellt werden, deren 
Entwurf fast fertig ist. Die Entwicklung auf dem Geld. 
markt kann man gleichfalls nicht als beendet ansehen. 
Man kann nicht erwarten, daß sie sich weiter mit der 
Schnelligkeit vollziehen wird, mit der wir uns kredit- 
mäßig von einem Ost- zu einem Weststaat umgestellt 
haben. Die zuktinftige Entwicklung ist international 
bedingt. Jedenfalls müssen wir aber den eingeschlage- 
nen Weg beibehalten. Es ist notwendig, die Geld- 
marktsorganisation auszugestalten und die Reorgani- 
sation der Landeskreditanstalten durchzuführen. Die 
sozialen Zwangsspareinrichtungen werden die Finan- 
zierung der großen Investitionen der Volkswirtschaft 
ohne Inanspruchnahme des Geldmarktes ermöglichen. 
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Die Finanzverwaltung hat ein großes Stück auf- 
reibender und verantwortungsvoller Arbeit geleistet. 
Hinter jedem der hier geschriebenen Sätze steht stun- 
den-, tage- und jahrelange Arbeit von einigen tausend 
Menschen, Und vieles wurde gar nicht erwähnt: das 
Zusammenwirken aller Ressorts bei der Durehführung 
des Budgets, das Zusammenarbeiten bei allen Perso- 
nalien, die ungeheure, mit der Übernahme der Vor- 
kriegsschulden verbundenen Agenda, das Zollwesen, 


das im Vorjahre kodifiziert wurde, das Gebühren- 
wesen, dessen Kodifizierung durch einen Referenten- 
entwurf bereits vorbereitet ist, die Tätigkeit der staat- 
lichen Unternehmungen usw. All dies ist. in groben Um- 
rissen die gewaltige Arbeit, die die Finanzverwaltung 
und ihr mustergültiger und aufopferungsvoller Be- 
amtenapparat unter den schweren Voraussetzungen 
CS ersten Jahrzehntes der Republik zu bewältigen 
айе. 


Die Wirtschaft der staatlichen Verwaltung 1919 bis 1929, 


N. ontus TUS sehen. 


Rechnung sabsch TuS 


Ausgaben Einnahmen Ausgaben Einnahmen 

Jahr Eigen Saldo der Überschuß(-+) Ne Saldo der ч Überschuß(-+} 

кш en nt Summe Abgang (—) ne st e Summe Abgang (—) 

in Mal 1 Zaprg E Naot $ cabre e неволе тп Kronen 

EE ET 6.468 1914 — 98 1.886 — 4582 4.804 2.360 — 14 2,346 — 2458 
IB IENS E 8.435 4.994. 98 5.093 — 3542 6.880 6.908 +5888 7.449 + 569 
19015102708, -i 10.513 8.461 + 208 8.669 — 1844 8.946 11.025 — 189 10.843 + 1895 
1922 BL zu 11.768 3.500 + 1109 9.910 — 1859 11.596 9.608 +. 84 9.687 — 1909 
1925 Me. . ; бо. 12.192 8.807 + 2178 10.486 — 1707 10.5349 7.366 + 1090 8.457 — 2092 
19009: eebe, en 10.239 6.764 + 1954 8.719 — 1520 11.117 8.493 + 1547 10.040 — 1077 
1925108 олег: 9.286 6.779 + 1725 8.505 — 131 11.074 8.571 + 1447 10.018 — 1056 
1926: Sussanne Mr: 8.911 7.675 + 1611 9.286 + 376 10.420 9.261 + 898 10.159 — 261 
1927:915.. 085. 9.568 8.578 -+ 1015 9.668 = 20 10.538 9.593 + 1395 10.988 + 450 
19257067 BI. 9.396 8.260 +1163 9.422 ei) 
STOP REIT IR 9.534 8,312 1958 9,570 + 26 


Die Kosten der tschechoslowakischen Staatsschuld 1919 bis 1929 


Mast CEA E ag 
Lasten 


Deekung 


R 0.0 ha u ng aa p са us 
Lasten Deekung 


Jahr Zinsen Ver- durch die durch die Zinsen Ver- durch die durch die 
und waltungs- Summe Staats- Unter- und waltungs- Summe Staats- Unter- 
Tilgung ausgaben verwaltung nehmungen Tileung kosten verwaltung nehmungen 
in Му ГГ опе д t Өе ПОИНИ ep Ken Kronen 
huna A a 332 75 412 412 ge 68 33 101 101 — 
(Eer, 1153 5 1158 1158 еге 878 26 404 40% — 
1931.32. .. +. ЖШ. 1015 71 1086 1086 = 934 30 964 96% — 
1992. ЭЗИ 1999 80 2079 2079 = 1904 61 1965 1965 — 
1230. 56707: 2710 80 2790 2672 119 1644 59 1702 1588 119 
EE, 61 2958 1986 267 2941 112 3058 2798 255 
1995 DÉI," Gre 2341 91 2432 2097 336 3458 115 3573 3243 330 
E EH EE 2345 121 2466 2051 415 3657 51 3709 3305 40% 
Jire tironan, i2000 53 2573 2144 429 2330 79 2408 1986 417 
EE aert, gë . 2886 18 2854 1976 378 
ТЭР а за а 2205 15 2220 1831 359 


Wirtschaft der tschechoslowakischen Staatsbetriebe 1919 bis 1929, 


Voranschlag 
Überschuß 


Betrieb 


Überschuß Investitionen „der an die Gesamt- 


Rechnungsabschluß: Zahlung 
Überschuß 


s “Б 
Überschuß Investitionen der an die 


Jahr ч 3 Staatskasse Aus- Ein- (+) х Staatskasse Gesamt- 
d Gin Aus- h ergebnis Aus- T We " л 

Ада, Ën Аратай GEN rep CH Giboni nahlıen:sAbgene "ei Anleihe акеп най аи 

re Abgang 
rm, Mor BRD аео то Вето а б ec KR ve. 88 A Г, 

1919 1757 11780 — 98 886 386. — 28 — 868 1996 1912. — 14 361 361 — A — 3175 
1920 2587 2685 + 98 458 158 + 98 — 360 5186 5669 + 588 1361 1364 + 533 — 831 
1921 8237 8445 + 208 2747 2747 + 208 — 2539 9132 8951 — 182 1569 1569 — 182 BS 1750 
1922 7767 9177 +1409 2334 2334 +1409 — 924 8166 8550 + 84 1190 1189 + 81 — 1105 


1923 7297 9475 +2178 1859 1859 +2178 + 
1924. 6875 8829 -+1954 1312 1312 +1951. + 
1925 6403 8128 +1725 860 ВЕЕ чв СЕ 
1926 7030 8640 + 1611 871 871 +1611 ER 
1997  oëm0n 9222: -+1552 ` 587 


+1015 +1015 7796 9570 + 1774 


320- 7293 8314 +1090 opd 860- +1090 + 281 
613. 6841 8887 +1547 882 882 +1547 —+ 665 
865 . 7053 8538 -H1485 68% 68% +1485 + 801 
740 7058 8780 +1727 790 25 + 961 + 986 
514 Bess 1181 [181 


1928 8064 9592 + 1528 680 8315 -+1163 + 848 
1929 8460 10011 + 1552 640 224 +1258 + 1084 
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Die Entwicklung der Erträge deriöffentlichen Abgaben 1919 bis 1928. 


1919 1920 1921 
TS Маа 
I. Direkte Steuern: 


Ertragderdirekten Steuern 760 1218 1819 
das sind in Prozenten der 
gesamten Abgabenerträge . . . 46'99 26-12 25'20 
hievon: 
Grundsteuer `... Aal) пә, 70 111 161 
allgemeine . . . . 65 136 191 
Erwerbsteuer {von öffentlichen 
Rechnungslegern 72 9 174 
Кепёепвгейетг а, ur Zi ROR 18 24 47 
Einkommensteuer . . . 2... 227 369 658 
Tantiömensteuer . `. 3 6 13 
Kriegssteuer `, . . .. Sta 199 347 395 
Verzugszinsen, Exekutionsgebühren 
ы сл дик Роа Eege 5 8 17 


I. Verbrauchssteuern: 
Ertrag der Verbrauchs- 


steuern... ‚дес оке б 654 1489 1737 
das sind in Prozenten der 

gesamten Abgabenerträge . . . д) 31:94 2407 
hievon: 
Spiritussteuer srs . . a re! all 977 
гаскер (епег un, vm T 181 260 159 
Mineralölsteuer , 2. 222... 6 11 8 
Gate eet ge. Amiriy . 22 36 20 
Besondere Abgabe у. Flaschenwein ё 
Allgemeine Getränkesteuer | 29 199 255 
FIBISCHSEOUBTE ME Re N 8 32 97 
Linienverzehrungssteuer . . . . . 0:2 16 19 
Tabakregie (Monopol) . . . . . . 216 595 54% 


ПІ, Handelssteuern: 


Ertrag der Handelssteuern 198 1947 3649 
das sind in Prozenten der 


gesamten Abgabenerträge . . . 12:24 4176 50'57 
hievon: 
Umsatz- und Luxussteuer . .. — 500 1349 
Kohlenabgabe . a 2.2... -- 907 1507 
Verkehrssteuern ©... `... 198 539 792 
Abgabe von Eisenbahnfahrkarten — — — 

> »  Telephongebühren . — Kg Ss 

ze „ Autobusbeförderung — == — 
Wasserkraftsteuer. . `... Ze = =: 
Dotkerie. 29 pb, Fra H 5 8 12 
das sind in Prozenten der 

gesamten Abgabenerträge . . . 0:81 0:18 0:16 
Gesamtertrag der öffentlichen Ab- 

gaben. „дё e tat. 16y 4661 7216 


3443 2611 2786 2916 


1922 1923 1924 1925 1926 1997 1928 
пе. Lasebheehinehen - Kronen 


1853 1789 2187 2398 2495 2167 1908 
25:66 2706 29°59 31'02 30:34 26:81 2414 


136 137 135 98 112 143 130 
222 240 248 221 87 220 180 
237 222 258 298 239 280 230 
63 72 84 85 95 101 102 
687 70% 1088 1882 1655 1130 1050 
19 19 16 17 16 17 H 
375 230 201 158 95 108 80 
39 87 182 106 94 86 70 


1908 2186 2892 2388 2728 2888 2872 
2641 3308 3235 30:88 33-11 35°73 36:36 


436 379 676 661 640 717 716 
161 169 173 178 261 590 590 
10 13 13 16 19 16 19 
10 12 13 14 19 20 10 
a 9 10 11 9 10 8 
; 1229 277 265 293 269 278 
96 102 110 110 113 109 120 
15 17 18 19 19 19 19 


872 1209 1057 1065 1308 1096 1079 

2960 2985 3079 
4766 39:49 37°68 87:72 36:00 36° 94 38:97 

1651 1434 1558 1780 1934 1898 1998 


1132 525 330 291 248 280 200 
668 618 878 716 654 714 710 
> SS 2 81 85 90 90 
— be = 21 20 27 25 
= — — — _ — 32 
11 28 23 27 23 25 23 
18 24 28 29 46 42 42 


0.27 0`87 0:38 0°38 0:55 0'52 0'58 


7223 6610 7393 7781 8223 8088 7901 


Die Währungspolitik der Tschechoslowakei. 
Von Dr. Adalbert Worliczek, Prag. 


gen hat den Ergebnissen der tschechoslowa- 
kischen Währungspolitik ihre ursprüngliche 
Singularität genommen. Die Technik der 
d Währungssanierung hat aufgehört, ein Pro- 

blem zu sein. Sie war es aber noch, als 
Raschin, der erste tschechoslowakische Finanzminister, 
wenige Monate nach dem Abschluß des Waffenstillstandes 
den Versuch unternahm, sein erst geschaffenes, vielfach ge- 
fährdetes Geldsystem vor dem Zusammenbruch zu sichern. 
Was damals geschah, war, da die Erfahrung mangelte, 
vornehmlich Experiment, daher im Ergebnis keineswegs ein- 
deutig bestimmt. Erfolg und Mißerfolg lag im Bereich des 
Möglichen. Erfolg und Mißerfolg ergaben sich auch im 
Tatsächlichen. Manche Teilaktion verpuffte wirkungslos, 
teils weil ihre gedankliche Grundkonzeption ökonomisch 
verfehlt war, teils weil die Dynamik des Wirtschafts- 
seschehens der ersten Nachkriegszeit stärker war als die 


\ ie Stabilisierung der europäischen Währun- 


Währungstechnik. Aber der Saldo der Währungspolitik 
blieb aktiv, denn die tschechoslowakische Währung hat 
nie den Zusammenbruch erlebt, ‘der die Wirtschaft der 
anderen mitteleuropäischen Staaten in ihren Gmundfesten 
erschütterte. So konnte auch die Republik ihre ökonomi- 
sche Retablierung früher in Angriff nehmen als die Nach- 
barn. Das mag zum Teil eine Folge des natürlichen Reich- 
tums dieses Staates gewesen sein, der Stärke seines wirt- 
schaftlichen Produktionsapparates, der Intensität der in 
ihm sich vollziehenden Kapitalsakkumulation. Ein Teil 
dieses Erfolges ist aber der konsequenten und energischen 
Finanzpolitik des ersten Finanzministers der Republik zu- 
zurechnen. Er hatte seinen — in Einzelheiten sicherlich 
nieht völlig durchdachten — Plan. Er ließ sich aber in 
seinem Konzept durch nichts stören, hielt an ihm fest, 
wußte, was er wollte, und das gab gerade in der wirtschafts- 
politischen Desorientierung der ersten Nachkriegsmonate 
bereits die Chance des Erfolges. 
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Raschins Finanzplan. 


Das theoretische Fundament des Finanzplans Raschins 
war einfach, vielleicht allzu einfach: Die Wertveränderun- 
gen, die die Österreichisch-ungarische Währung während 
des Weltkrieges erfahren hatte, waren die Folge von Ver- 
änderungen, die sich während dieser Zeitspanne sowohl 
auf der Geldseite als auch auf der Güterseite ergeben 
haben. Für die Rückbildung dieser Geldwertveränderun- 
gen, also für die Deflation sind geld- und güter- 
seitige Umstellungen entgegengesetzter Art notwendig. 
Die ursprünglichen güterseitigen. Veränderungen waren 
durch Passivität der Staatswirtschaft bedingt. : Da- 
her ist jetzt die Wiederherstellung des budgetären 
Gleichgewichts vor allem notwendig. Die ursprünglichen 
geldseitigen Veränderungen waren: Vergrößerung der 
Menge der Umlaufmittel und Ersatz der Edelmetalle- und 
Warenwechseldeckung durch staatliche Schuldverschrei- 
bungen. Hieraus ergibt sich als geldseitige Gegenaktion: 
neuerliche Untermauerung der Währung durch Gold und 
Golddevisen, nicht um. die Goldwährung herzustellen, sei 
es auch nur in der beschränkten Form der Festsetzung 
einer gesetzmäßigen Goldparität (also Wiederherstellung 
des Vorkriegszustandes), sondern um für Zwecke der Be- 
einflussung der intervalutarischen Kursbildung eine Mani- 
pulationsreserve zu besitzen. Das zweite geldseitige Ziel 
der Raschinschen Währungspolitik war, die im Umlauf 
befindlichen ungedeckten, respektive nur durch Staats- 
schuldverschreibungen gedeckten Banknoten zu beseitigen, 
um sie durch solche mit einer Deckung durch kommerzielle 
Wechsel zu ersetzen, soweit nieht die Gold- und Gold- 
devisendeckung erzielt werden konnte. Voraussetzung für 
die Durchführung dieses Plans war natürlich die Loslösung 
der Währungsverfassung der neuen Republik von der der 
alten Monarchie, das heißt, die Schaffung einer tschecho- 
slowakischen Währung, die allein eine autonome Wäh- 
rungspolitik zuließ. 


Die Durchführung des Finanzplans. 
a) Die Übergangsperiode. 

In meisterhafter Weise wurde die Loslösung von der 
altösterreichisch-ungarischen Währung vorgenommen und, 
gewissermaßen aus dem Nichts, die tschechoslowakische 
Währung geschaffen. Grandios war die technische Durch- 
führung dieser Maßnahme, «іе überraschende Einleitung 
der Aktion, die plötzliche, geradezu hermetische Ab- 
schließung der Grenzen, die Sicherstellung der auf dem 
Gebiet der Republik umlaufenden Zahlungsmittel. Das alles 
wurde gleichzeitig mit der Verwirklichung des ersten geld- 
seitigen Eingriffes verbunden, der ersten Etappe der Aus- 
sehaltung der ungedeekten Zahlungsmittel. Mit der Ab- 
stempelung der Banknoten wurde die Einhebung einer 
Zwangsanleihe im Ausmaß von 50% der vorgelegten 
Banknoten verbunden. Allerdings, diese Zwangsanleihe 
hatte nicht eine Senkung des Zahlungsmittelumlaufs auf 
die Hälfte des mit 10-1 Milliarden Kronen festgestellten 
Standes zur Folge. Durch sie wurde vielmehr lediglich eine 
Bindung von rund 30% des Umlaufs erzielt, da knapp vor- 
her eine Staatsanleihe abgeschlossen war und die Kassen- 
bestände des Staates zu den wenigen Notenkategorien 
gehörten, die von der Retention befreit wären. Doch diese 
mechanische Abschöpfung einer bestimmten Quote des 
Umlaufs war nur das Vorspiel zu der systematischen 
Restriktionspolitik. Deren hanptsächliches, eigentlich ein- 
ziges Mittel die Einhebung einer Vermögensabgabe mit 
ausschließlich währungspolitischer, also nicht fiskalischer 


Funktion war. Ihr Ertrag wurde nicht zur Tilgung, respek- 
tive der Verringerung der verzinslichen Staatsschuld ver- 
wendet, diente also’ nicht direkt oder indirekt zur Sanie- 
rung der Staatswirtschaft: Ihr Zweck war: „Die Tilgung 
der nach der österreichisch-ungarischen Bank im Wege 
des 'Eintausches der  eingezogenen Banknoten gegen 
Staatsnoten, der  Zurückbehaltung von Banknoten 
und Übernahme von Girokonti und Kassenscheinen 
übernommenen Lasten. Mithin Beseitigung dieser un- 
gedeckten Noten, respektive der an ihrer Stelle emittierten 
Ersatzstücke. Die derart erzielte künstliche Verknappung 
des Umlaufs sollte die Durchsetzung der Wirtschaft mit 
kommerziell oder durch Gold und Golddevisen gedeckten 
Noten ermöglichen. Die neuerliche Ausgabe ungedeckter 
Noten verhinderte das neue Währungsgesetz der Republik 
durch das kategorische Verbot der Erteilung direkter oder 
indirekter Kredite an die Staatswirtschaft. An eine Sen- 
kung des Zahlungsmittelumlaufs im Ausmaß der Erträge 
der Vermögensabgabe war nicht gedacht. Die Raschinsche 
Währungspolitik war somit nieht rein quantitäts-theore- 
tisch orientiert, wenn sie sich auch in ihren praktischen 
Ergebnissen vielfach mit den Axiomen der Quantitätstheorie 
deckte. 

Die Restriktionspolitik mußte entsprechend dem ur- 
sprüglichen Plan durch den Versuch der Schaffung einer 
Devisenmanipulationsreserve ergänzt werden. 
Das war nicht leicht zu bewerkstelligen. Noch im Jahre 
1919 wurde im Inland eine Edelmetall- und Valutaanleihe 
aufgelegt, deren Ergebnis aber nur rund 0-25 Milliarden 
betrug. Die Regierung ließ sich vom Parlament die Er- 
mächtigung zum Abschluß einer 100 Millionen-Dollaranleihe 
geben, doch führten die Verhandlungen zu keinem Er- 
gebnis. Auch der Versuch, aus den Überschüssen des 
Zuckerexportes der Kampagne 1920 einen Kursstützungs- 
fonds zu schaffen, scheiterte, da das finanzielle Ergebnis 
dieser Transaktion weit hinter den Erwartungen zurück- 
blieb. Erst 1922 gelang der Abschluß der großen Anleihe, 
die die Möglichkeit bot, zu aktiver Politik überzugehen 
und die Labilität des intervalutarischen Kurses der tsche- 
choslowakischen Krone zu beseitigen. 

Gemessen an der ursprünglichen Zielsetzung, waren 
die Ergebnisse der Währungspolitik während der Über- 
gangsperiode, welche sich bis in das Ende 1921 erstreckt, 
kein Erfolg. Anders, wenn die mitteleuropäische Währungs- 
verwirrung als Vergleichsbasis gewählt wird. Eine Stabi- 
lisierung des intervalutarischen Kurses der Krone auf ihrem 
Stande im Zeitpunkt der Währungstrennung ließ sich nicht 
erzielen. Eine allmähliche Werterhöhung ‚bis zum Vor- 
kriegsniveau, eine Entwicklung, an die vielleicht nicht von 
Raschin gedacht, die aber immerhin von anderer Seite in 
Erwägung gezogen wurde, war von Anfang an Utopie. 
Auch der Kurs der tschechoslowakischen Krone geriet ins 
Gleiten, der Verfall nahm zeitweise bedrohliche Formen 
an. Die typischen Symptome der Inflation traten in Er- 
scheinung. Allerdings, der Zusammenbruch wurde verhält- 
nismäßig bald aufgefangen, so daß die völlige Wirtschafts- 
destruktion vermieden wurde. Die Ursachen dieser Ent- 
wieklung sind unschwer erkennbar. Die technische Durch- 
führung des Raschinschen Finanzplanes stieß anfänglich, 
wie bereits erwähnt, in einem Punkt auf nahezu unüber- 
windbare Schwierigkeiten. Die Bildung einer Devisenmani- 
pulationsreserve gelang nicht in dem Ausmaß, wie es 
dem Devisenbedarf während der Übergangswirtschaft ent- 
sprochen hätte. Die notwendige Auffüllung der Rohstoff- 
und Lebensmittelvorräte blieb währungsmäßig ungedeckt. 
Daher der Zusammenbruch des Kurses. Doch die Bewe- 
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gung wurde relativ frühzeitig abgestoppt, weil die Trieb- 
kraft der Inflation. nicht aus dem Innern der Wirtschaft 
kam, diese nicht durch eine verfehlte Geldmengen- und 
Kreditpolitik bedingt war. Das Gleichgewicht der Wirt- 
schaft war gestört, aber es fehlten bis zu einem gewissen 
Grade die spekulativen Verzerrungen der Grundtendenz, 
ев fehlte die Möglichkeit einer ‚schrankenlosen . Erweite- 
rung des Wirtschaftsdefizits. ` Durch die Retention ‘der 
Banknoten wurde ein Teil der im Zeitpunkt des Umsturzes 
vorhandenen, noch latenten Kaufkraft dauernd neutrali- 
siert, die ihrerseits wieder nur eine Folge des ungeheuren 
Liquidationsprozesses ` der  Kriegswirtschaft war. Die 
strenge Geldmengenpolitik, die sich nicht nur an die Vor- 
schriften des neuen Währungsgesetzes. hielt (keine Ver- 
mehrung des Zahlungsmittelumlaufes ohne kommerzielle 
Deckung), sondern auch Emissionen kommerziell gedeck- 
ter Noten nach Möglichkeit unterband, all dies schuf den 
Damm, der die Inflationswelle in dem Augenblick brach, 
in welchem die ersten Schwierigkeiten der Übergangs- 


wirtschaft überwunden waren, der aus den reichen Quellen 


des Inlandes schöpfende Produktionsapparat sich in Gang 
befand und уоп den Geschäftschancen der Nachkriegs- 
wirtschaft, von dem Warenhunger Mitteleuropas Nutzen 
ziehen konnte. Gewiß, auch die Emissionspolitik des Bank- 
amtes, des damaligen zentralen Noteninstitutes der Repu- 
blik, hält nicht jeder Kritik ‚stand. Große Posten staat- 
licher Kassenscheine, die, zwecks Deckung des Defizits 
der Staatswirbschaft ausgegeben worden waren, wurden 
lombardiert und bildeten so eine „kommerzielle Währungs- 
deekung“.. In einem Falle — als nämlich: die Republik 
anläßlich des Versuches einer Habsburgerrestauration 
in Ungarn zur Mobilisierung schritt — kam es sogar, wenn 
auch währungsrechtlich durch ein Spezialgesetz gedeckt, 
zu einer direkten Inanspruchnahme des Noteninstitutes 
durch den Staat. Aber der Wille, die finanz- und währungs- 
politische Lage zu beherrschen, blieb vorherrschend. 


b) Die Deflation. 


In der zweiten Hälfte des Jahres 1921 waren die Vor- 
aussetzungen für eine Stabilisierung gegeben. Zahlungs- 
bilanzmäßig und staatsfinanziell. war das Gleichgewicht 
erreicht. Das Niveau des intervalutarischen Kurses konnte 
nicht unbeträchtlich über den Tiefstand gehoben werden, 
ohne daß dadurch allerdings mehr ‚als die Korrektur von 
zufälligen, also nicht durch den tatsächlichen Wirtschafts- 
zustand, gerechtfertigten  Enscheinungen erzielt worden 
wäre. Diese, wenn auch labile Stabilisierung fiel überdies 
noch in einen Zeitpunkt, їп dem das Währungschaos. in 
den Nachfolgestaaten allmählich seinem Höhepunkt zu- 
strebte. Die letzte Etappe des Währungsverfalles im Deut- 
schen Reich begann. Die Republik. wurde so zur „Insel 
im Meere der Inflation“. Die tschechische Krone gehörte 
zu jenen Zahlungsmitteln, mit deren Hilfe Kapitalssubstanz 
gesichert werden konnte. Ja, nieht nur das. Sie enthielt 
sogar durch das deflationierte und orientierte Währungs- 
programm de ‚Chance effektiver Substanzgewinne. Ver- 
ständlich, wenn der Republik Kapital zuströmte, die Zah- 
lungsbilanz aktiv wurde. In dieser Lage gelang nun der 
Finanzverwaltung der Abschluß einer großen Auslands- 
anleihe, die ihr die lang. entbehrte, ausreichende De- 
visenreserve schuf. So, wurde die Währungspolitik vor 
die entscheidende Alternative gestellt: Stabilisierung oder 
Deflation, Raschin, der damals neuerlich das Finanzporte- 
feuille verwaltete, entschied sich für die zweite Möglich- 
keit. Die Umwandlung der durch die Anleihe erzielten 
Devisenbestände in Твеһесһокгопеп erfolgte auf dem 


freien Markt. Das bedeutete künstliche Verstärkung der 
Kronennachfrage. Die bereits latent vorhandene feste Ten- 
denz des Kronenkurses wurde plötzlich wirksam, Überaus 
sprunghaft erhöhte sich der Kurs. Die Krone wurde plötz- 
lich verstärkt zum Spekulationsobjekt. (Im Deutschen 
Reich begann die Flucht aus der Mark.) Was Wunder, 
wenn binnen einer kurzen Zeitspanne ein Kursaufstieg 
erfolgte, den man zuvor für unmöglich gehalten hätte, Das 
Bankamt verlor die Herrschaft über den Markt, wollte 
wahrscheinlich ursprünglich auch der Entwicklung freien 
Lauf lassen. In wenigen Wochen erfolgte eine Verdoppe- 
lung des Kurses, allerdings auch der Übergang zu einer 
an den Grundfesten der Produktion rüttelnden Krise. Aus 
diesem Grunde mußte die Bewegung abgestoppt werden, 
was währungstechnisch kein Problem war. Die oberste 
Kursspitze wurde abgeschliffen, allerdings die Stabilisie- 
rung auf einem Niveau durchgeführt, das im scharfen 
Gegensatz zu den noch vorhandenen Wirtschaftsziffern 
stand. Der Produktionskrise folgte die Krise in der 
Bankenorganisation und in den Staatsfinanzen. Jetzt galt 
es, den Kronenkurs vor einem Rückschlag zu sichern, 
denn die bedeutenden Devisenreserven, die im Zeitpunkt 
der Abstoppung der Kurssteigerung und in der unmittel- 
bar darauffolgenden Periode angesammelt und die. dureh 
den Abschluß einer Auslandsanleihe der Stadt Prag ver- 
stärkt worden waren — die Devisenerträge der staatlichen 
Auslandsanleihe standen nur in geringem Ausmaß zur 
Verfügung, da sie ja zum Großteil für Kursmanipulations- 
zwecke verwendet worden waren —, sehmolzen zusammen. 
Das Wirtschaftsgleichgewicht war gestört, die Krone war 
nicht mehr das chancenreiche Spekulationsobjekt. Nicht 
nur Skeptiker stellten ihr damals eine ungünstige Pro- 
gnose. Die Stabilität durchzusetzen, war nicht leicht. Wie- 
derholt gab es kritische Augenblicke, aber immerhin: die 
Stabilisierung gelang, trotz aller Krisenerscheinungen. 


Die Stabilisierung. 


War die tschechoslowakische Währungspolitik bis 
zum Jahre 1923 durch ihre planmäßige, energische, ziel- 
sichere Führung charakterisiert, so folgt jetzt eine Periode 
der Unsicherheit und. Planlosigkeit. Wohl war der Kurs 
der Krone jahrelang hindurch stabil, aber dieser Zustand 
war lediglich ein tatsächlicher. Die Währungspolitik an 
sich blieb weiterhin deflationistisch orientiert, die Stabili- 
sierung war etwas «durchaus Provisorisches. Die Vermö- 
gensabgabe wurde weiterhin mit ihrer ursprünglichen wäh- 
rungspolitischen Funktion‘ durchgeführt, blieb weiterhin 
eine Maßnahme zur, Restriktion des Umlaufes. Der. inter- 
valutarische Kurs war währungsrechtlich weder nach oben 
noch nach unten. hin festgelegt. Die Möglichkeit. neuer- 
licher künstlicher Kurssteigerungen war mindestens theo- 
retisch gegeben. Die Währungsverfassung und Währungs- 
organisation behielt weiterhin ihren provisorischen Charak- 
ter. Das zentrale Noteninstitut ‚blieb ein Staatsamt. Eine 
Reihe von Organisationsproblemen, so. vornehmlich die 
Sanierung und Organisierung des Geld. und Kapitals- 
marktes, wurden trotz ihrer Dringlichkeit nicht durchge- 
führt. Dort, wo, ‚wie bei der Konsolidierung der schwe- 
benden Staatsschuld, die Problemlösung sich nicht. mehr 
vertagen ließ, wunde sie ohne systematische Eingliederung 
in einen festen Plan vollzogen. Kostbare Zeit ging so ver- 
loren. Schließlich wurde die Finanzverwaltung aber doch 
durch die Verhältnisse gezwungen, zur Tat überzugehen, 
die nach wie vor offen stehende Alternative: Stabilisierung 
oder Fortsetzung der Deflation, zu entscheiden. Die Krise 
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von 1922 hatte aber die Deflationspolitik іп» Mißkredit ge- 
bracht. Die Wirtschaft wollte von einer neuerlichen Erhö- 
hung des Kronenkurses nichts wissen und diese Wider- 
stände zwangen die Finanzverwaltung zu einer endgültigen 
Stabilisierung. Dies geschah durch die Gründung der 
Tschechoslowakischen Nationalbank, deren 
Statuten zwar schon 1920 geschaffen, aber nicht in 
Kraft gesetzt wurden, da die Bank selbst nicht bestand. 
Vorher war es allerdings notwendig, einige damals offen 
gelassene Fragen zu entscheiden, vornehmlich, die Stabi- 
lisierung der Krone auch juristisch durchzuführen. Dies 
geschah durch Bestimmung einer festen Relation zwischen 
dem Kurs der Krone und des Dollars. Eine Latitude für 
Kursschwankungen wurde nur in dem Maße vorgesehen, 
als dies zum Zwecke der Devisenpolitik notwendig er- 
schien. Gleichzeitig aber erfolgte eine gewisse Umstellung 
in der Funktion der Vermögensabgabe. Ihr Ertrag wurde 
teilweise zur allmählichen Tilgung der im Umlauf befind- 
lichen eskomptfähigen Staatskassen-Bons verwendet, die 
restlichen Beträge dienten allerdings weiterhin zur Tilgung 
der Staatsnotenschuld, mithin zur Restriktion des Um- 
laufes. Aber diese wesentlich abgeschwächte Restriktions- 
politik beinhaltet nicht mehr eine deflationistische Ten- 
denz, war nicht mehr planmäßige Beeinflussung der Geld- 


menge zwecks Werterhöhung der Geldeinheit, was ja nach 
Durehführung der de jure-Stabilisierung sinnlos gewesen 
wäre, Das Ziel dieser Restriktionspolitik war ein anderes. Sie 
sollte zwischen dem Zentralnoteninstitut auf der einen und 
der privaten Kreditorganisation auf der anderen Seite die 
bisher fehlende Verbindung herstellen. Dieser Zustand selbst 
wiederum war teils der Ausdruck der unvollkommenen 
Geldmarktorganisation, teils eine Folge der geringen 
Elastizität des Zahlungsmittelumlaufes, die durch den Um- 
fang der Staatsnotenschuld und der durch sie gedeckten 
Geldzahlungsmittelmenge bedingt war. 

Durch die Gründung der Nationalbank ist die Orga- 
nisierung der tschechoslowakischen Währung in techni- 
scher Hinsicht abgeschlossen. Die Währungspolitik der 
Republik wurde allerdings dadurch noch nicht problem- 
los. Das primäre Problem ist aber jetzt die Organisierung 
des Geld- und Kapitalsmarktes, die Beseitigung der hier 
bestehenden Mängel und Anomalien, die Sicherung der 
Konjunktur vor Störungen hinsichtlich der Kapitalsver- 
sorgung. Hier fiel die Führung der staatlichen Finanzver- 
waltung zu. Die Nationalbank selbst konnte hier nur deren 
Aktion unterstützen. Die völlige Drosselung des staat- 
lichen Anleihebedarfes hat auch die weitgehende Sanierung 
des Kapitalsmarktes ermöglicht. (Siehe Tabellen Seite 128.) 


Zehn Jahre tschechoslowakische Außenhandelspolitik. 


Von Dr. Karl Janovsky, Sekretär des Deutschen Hauptverbandes der Industrie, Zentralbüro 
Teplitz-Schönau. 


ie nach Ablauf eines Jahrzehntes als kon- 

solidiert anzusprechenden Wirtschafts- 
verhältnisse der Tschechoslowakei er- 
möglichen nunmehr auch eine ruhige und 
sachliche Übersicht auf dem Gebiete der 
tschechoslowakischen Außenhandelspoli- 
tik, das in den ersten Nachkriegsjahren sowohl im 
grmudsätzlichen als auch im einzelnen auf das heftigste 
umstritten war. 

Die erste außenhandelspolitische 
Etappe der Republik, welche unmittelbar nach der 
vollzogenen Staatengründung einsetzte, läßt sich am 
besten als militarisierte Handelspolitik kennzeichnen. 
Die damals verfügten Maßnahmen bewegten sich aus- 
schließlich in der Vorstellungswelt eines völlig waren- 
ausgehungerten Mitteleuropas. Zur Richtschnur alles 
Handelns nahm man die alte Feldwachregel: „Alles 
herein, aber nichts heraus!“ Dieses Ziel suchte man 
durch die generelle Einführung der Gebundenheit des 
Außenhandelsverkehrs zu erreichen. Diese Periode 
erscheint durch den Abschluß verschiedener 


Kompensationsverträge, 


besonders mit den Nachfolgestaaten, gekennzeichnet. 
Man ging hier nicht darauf aus, die Möglichkeiten 
eines. über die Grenzen hinausgehenden Kontinuier- 
lichen Warenverkehres zu schaffen, sondern man 
dachte, in der Kriegspsychose befangen, lediglich in 
Waren, und zwar lediglich von Transaktion zu Trans- 
aktion. Es war keineswegs beabsichtigt, die Kompensa- 
tionsverträge von vornherein als großzügige Rahmen- 
verträge auszubauen, die dann automatisch für alle 
ähnlichen Fälle zwischen den zwei in Betracht kom- 
menden Staaten Anwendung finden ‚könnten. Das Be- 


streben lief lediglich darauf hinaus, für den knappen 
Gütervorrat immen den jeweils Meistbietenden aus- 
findig zu machen. Unsere heimische Produktion konnte 
aber diese erste Konjunkturperiode bei weitem nicht 
in vollem Ausmaß der auf den Auslandsmärkten ge- 
botenen Möglichkeiten ausschöpfen, da man ihr die 
jeweilige Absatzrichtung im Wege des Bewilligungs- 
verfahrens auf das engste vorschrieb. Zwischen Re- 
gierung und Exporteuren gab es damals beständig 
nieht unerhebliche Auffassungsunterschiede, was als 
günstigste Absatzchance anzusprechen sei. 

In dem Augenblicke aber, wo sich auf dem Welt- 
markte die erste schwierige Absatzkrise zeigte, über- 
lebte sich das System der Kompensationsverträge voll- 
kommen; die ausländischen Abnehmer konnten nunmehr 
bei der zutage getretenen relativen Warenüberfülle 
auch in anderen Ländern ihren Bedarf decken. бо 
zwang die Depression auf dem Weltmarkte die Tsche- 
choslowakei nach anderen Mitteln Umschau zu halten, 
um den Ausfuhrwünschen der einheimischen Produk- 
tion gerecht zu werden. Erst von jetzt an können wir 
von einer „tschechoslowakischen Außenhandelspolitik‘ 
im eigentlichen Sinne des Wortes sprechen. Diese 
Etappe ist durch Abschluß von Meist- 
begünstigungsverträgen gekennzeichnet. 
Solche Verträge, welche sich verhältnismäßig leicht 
durch bloßen diplomatischen Notenwechsel abschließen 
ließen, die aber anderseits den besonderen Wünschen 
unserer Exportindustrie nicht gerecht zu werden ver- 
mochten, schloß damals Prag mit den meisten Handels- 
staaten ab. Hand in Hand ging eine Aufwertung. des 
noch von Österreich-Ungarn übernommenen Zolltarifes 
vom Jahre 1906 im Wege der Koeffizienten. Dadurch 
sollte den Zollsätzen die vorkriegszeitliche Goldbasis 
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Währungsstatistische Daten. 
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1919 
Mai 
Kurs der СК in Zürich, 
Monatsdurchschnitt , 33:10 


Notenumlauf®) . in МШ. EK — 


Sr ци а. Drckeaf? Kleer RE) 
Едеіеба11+) 15:0, 3:5. e ven 
Devisen®) ap Буну Dm 
Wechseleskompte. ar 9 26 
Wertpapiereskompte „ „ y == 
Fffektenlombard . . „ „ „ — 
1920 
März 


Kurs der čK in Zürich, 
Monatsdurchschnitt . . . . 7'02 

Notenumlauf*®) . . . in Mill. CK 7216 
Stand d. Girokonti . „ „41371 
Кае О аЛ у te ыгыр ыя 
Пете i „> gegen, 
Wechseleskompte®). „ „ „530 
Wertpapiereskpte.®) ,„, „ p => 
Effektenlombard . „ „1071 


1921 
März 
Kurs der CK in Zürich, 
Monatsdurchschnitt . . . 1:65 


Notenumlauf*®) . in Mill. ek 10992 
Stand а. Girokonti"), p 708 
Edelmetall*) . Geht А 466 
реуіѕеп*) . . Een. a 519 
Wechseleskompte e SEL 13667 
Wertpapiereskpte.*) „ „ è , 
Effektenlombard*) . „ 1987 
Großhandelsindex (nach Prof” 

Mildschuh) . . .. . 1317 
Kleinhandelsindex (Statistise hes 

Staatsamt) 

a) Nahrungsmittel, 

Beheizung usw. . .... 1362 

b) Textilien, Schuhe usw.. .- 2815 

Arbeitslosigkeit .... 2... 102,801 104.008 


Juni 


29:05 


2209 


12 
26 


425 


Juni 

12°51 
8729 
1459 


all 
692 


1825 


Juni 


820 


11168 
739 
555 
784 

1085 


1998 


1270 


1388 
2040 


Sept. 


18'28 
пи 
1262 


8 
27 
423 


Sept. 


8:81 
10310 
1162 
258 
709 
1066 


9279 


Sept. 


680 
11571 
607 
601 
547 
984 


2509 
1658 
1428 


2168 
71.590 


U. Die Deflationsperiode 


1922 
März 
Kurs der ЄК in Zürich, 
Monatsdurchschnitt . . . 8:89 


Notenumlauf*) . . .inMill. ER 10: 323 
Stand d. Girokonti deinarfë + 321 
Edelmetall*) . рехав 599 
Devisen*) . Fe) 
Wechseleskompte#) . эч 1048 
Wertpapiereskpte.*) y „ „ 377 
Effektenlombard*) . „ „ 1480 
Großhandelsindex (nach Prot. 
MUGSCHUN) ees g 1458 
Kleinhandelsindex (Stati- 
stisches Staatsamt) 
a) Nahrungsmittel, 
Beheizung usw. `... 1414 
bj Textilien, Schuhe usw. ... 1882 
Arbeitslosigkeit . ...... 
1923 
März 


Kurs der ČK in Zürich, 
Monatsdurchschnitt . . 21596 


Notenumlauf*) `, in Mill.&K 9157 

Убара d. Girokonti*) big. A 993 
Edelmetall *) . Б араса 
Devisen) . . точи 
Wechseleskompte*) . RR RUE 
Wertpapiereskpte,*) „ „ „292 
Effektenlombard#), ~ „p, „1262 


*) Stand zum Monatsultimo, 


Juni 


10°08 


9838 
696 
671 
564 
489 
171 

1465 


1455 


1475 
1736 


Juni 


16°67 
9376 
1928 
998 
1988 
125 
14 
1110 


Sept. 


Ee? 
10197 
865 
807 
1636 
301 
95 


1493 


1195 


1105 
1409 


Sept. 


1673 
9311 
2167 
1061 
2433 

614 
01 
915 


Dez. 


9:65 
4728 
1127 

14 
80 


502 


Dez, 


(KU 
11289 
1144 
403 
456 
2016 


2323 


Dez. 


6'42 

12130 
653 
552 
533 
1893 
618 
1715 


1674 


1475 
2200 
18.857 


Dez. 


16°38 
10064 
600 
818 
658 
541 
174 
1497 


1039 


961 
1107 


128.836 107.702 232.394 437.841 


Dez. 


16°75 
9599 
966 
1083 
1236 
667 
378 
952 


Großhandelsindex (nach Prof. 
Mildschuh). . - ... 6 
Kleinhandelsindex (Stati- 
stisches Staatsamt) 
a) Nahrungsmittel, 
Beheizung usw. ©. 


b) Textilien, Schuhe usw. . . 
Р . 369.520 246.616 210.535 191.978 


März 


917 


926 
1047 


Juni 


880 


933 
1017 


Juni 


2939 


Sept. 


891 


903 
993 


Sept, 
2995 


Arbeitslosigkeit 
ПІ, Die Stabilisierung 
1924 
März 
Kurs der ČK in New York, 
Monatsdurchschnitt 2907 


Notenumlauf*®) `, . 


‚in Mill. &K' 8280 


Stand d. Girokonti®) nina: ana 
Loeimetall®) e o m. 0, ш, LUAS. 
TION 1500) MEI EIN ST 662 
Wechseleskompte*). „ „ 673 
Wertpapiereskpte *) „ „4867 
Effektenlombard*) .. „ „ a -747 
Großhandelsindex (Stati- 
stisches Staatsamt) . » 1091 
Kleinhandelsindex (Stati- 
stisches Staatsamt) 
a) Nahrungsmittel, 
Beheizung usw. . . 908 
b) Textilien, Schuhe usw. 1050 
Arbeitslosigkeit Je, . 180.002 
1925 
Müz 
Kurs der čK in New York, 
Monatsdurchschnitt. . . .. 2962 


Notenumlauf*) . . . in Mill. čK 7681 
Stand d. Girokonti*) „ „ „ 581 
Edelmetalle) `," a ,„ 1080 
Devisen*) `, gang Tri 
Wechseleskompte*) . p p e 822 
Wertpapiereskpte.*) „ „ „ 128 
Effektenlombard*) . „ „ 537 
Großhandelsindex (Stati- 

stisches Staatsamt) . . .. 1034 
Kleinhandelsindex (Stati- 

stisches Staatsamt) . 904 
Arbeitslosigkeit!) ...... 60.710 

1926 
März 

Kurs der СК in New York, 

Monatsdurehschnitt.. . . .. 2963 
Notenumlauf#) . „ . in Mill, CK 7147 
Stand d. Girokonti*) ъи 089 

Edelmetalle*) `, Te Ta um, 1004 
Devisen") . 1 gege 0 
Wechseleskompte*) . CL Бө 
Wertpapiereskpte.#) „o » č » 20 
Effektenlombard*) . Eu 368 
Großhandelsindex (Stati- 

stischeg Staatsamt) . 938 
Kleinhandelsindex 889 
Arbeitslosigkeit 64.088 

1927 
März 

Kurs der ЄК in New York, 

Monatsdurchschnitt e . . 2963 
Notenumlauf*) . ‚in Mill. &К 7098 
Stand d. Girokonti . „ „ „ 1862 
Edelmetalle... . 5 » „ 1050 
Devisen*) . dE „1791898 
Wechseleskompte®) : Wat, 27 47 
Wertpapiereskpte.*) — » „ in 
Effektenlombard*) ‚„ o» „ 38 
Großhandelsindex (Stati- 

stisches Staatsamt) . . . . . 976 
Kleinhandelsindex <. 915 
Arbeitslosigkeit 


*) Stand zum Monatsultimo, 


Kap =. 


8081 
1094 
1048 
674 
668 
738 
76% 


968 


928 
1050 
87.027 


Juni 


2962 
7587 
608 
1030 
613 
685 
75 
494 


998 


914 
40,200 


Juni 


2963 
7220 
1041 
1284 

111 


90 


926 
861 
69.372 


Juni 


2963 
7118 
890 
1054 
1815 
55 
61 
28 


990 
949 


8223 
488 
1051 
657 
800 
374 
753 


982 


908 
1062 
78.006 


Sept. 


2962 
7839 


884 
42.440 


Sept 


2963 
7510 


1029 
1491 
188 


67 


973 
878 
70.767 


Sept. 


2964 
7650 
699 
1057 
2132 
75 
43 
25 


975 
90 


71.867 45.460 37.634 


Dez. 


873 


909 
1030 


Dez. 


3022 
8810 
1164 
1051 

737 
1314 

587 


1024 


928 
1074 
81.040 


Dez 


2962 
8408 
742 
1033 
1199 
748 
356 
458 


977 


866 
48.384 


Dez, 


2958 
8202 
822 
1037 
2083 
173 
31 
57 


978 
912 
71.237 


Dez. 


2964 
8417 
690 
1108 
2424 
74 
29 
23 
975 


913 
45,571 


gesichert und den Importeuren keine Möglichkeit ge- 
geben werden, in tschechoslowakische Inflationspapier- 
kronen nach dem Grundsatze, Goldkrone ist gleich Pa- 
pierkrone, zu zahlen. Zusammenfassend läßt sich die 
zweite Etappe vielleicht folgendermaßen charakteri- 
sieren: Der einheimischen Produktion wurde wohl jeg- 
licher Schutz vor der Auslandskonkurrenz im Wege des 
Bewilligungssystems und der Goldkronenzollsätze zu- 
teil. Bei dieser Politik wurde aber nicht genügend in 
Rechnung gestellt, daß bei typischen Industrieexport- 
staaten die Schutzfunktion vor der Auslandware immer 
mit dem Bestreben der Schaffung von Absatzmöglich- 
keiten für die eigene Ware im Ausland auf das engste 
kombiniert werden muß. Und in diesem Punkte hat die 
zweite Etappe der Außenhandelspolitik ihre Funktion 
nicht zu erfassen vermocht. Die Tätigkeit hätte schon 
im Jahre 1920 auf den Abschluß von Tarifverträgen mit 
sämtlichen wichtigen Außenhandelsstaaten abzie- 
len müssen. 
AlsdritterEinschnittwäredas Jahr 
1922 zu bezeichnen, wo die Absatzschwierigkeiten un- 
serer heimischen Industrie durch die einschneidenden 
finanzpolitischen Maßnahmen eine ungeahnte Verschär- 
fung erfuhren (Hebung des heimischen Zahlungsmittels 
um das Dreifache in dem Zeitraume von drei bis vier 
Monaten). Die Sicherung des Inlandsmarktes gegen die 
Auslandsware wurde von der zolltarifarischen Seite 
jetzt noch stärker, da die Inflationskoeffizienten zu den 
Grundzollsätzen nicht abgebaut wurden. Dieser zusätz- 
liche Schutz war aber für unsere Industrie damals voll- 
kommen bedeutungslos, denn der Sicherungsgürtel war 
durch das Bewilligungsverfahren schon entsprechend 
umfassend gezogen. Erst im Moment der schwersten Pro- 
duktionskrise setzte man sich regierungsseitig mit den 
jahrelang erhobenen Forderungen und Wünschen der 
Industrie innerlich etwas näher auseinander. In diese 
Periode fällt der Abschluß von Tarifverträgen mit 
Frankreich und Italien, sowie die Einleitung solcher 
Abreden mit Österreich. Wir waren damals im Hinblick 
auf den Abschluß von Tarifverträgen in einer nicht un- 
günstigen Stellung, denn unsere außenhandelspolitische 
Rüstung war eine außerordentlich schwere und von 
vornherein auf das Abhandeln bestimmt. Wir konnten 
somit in dem ersten Stadium der Tarifverträge sehr 
leicht Konzessionen machen, ohne daß die Produktion 
des notwendigen Schutzes beraubt worden wäre. Wäh- 
rend die zweite durch den Abschluß von bloßen Meist- 
begünstigungsverträgen charakterisierte Epoche als all- 
zu inhaltsleer zu bezeichnen war, müssen wir für das 
dritte Stadium unserer außenhandelspolitischen Entwick- 
lungsgeschichte wieder mit Bedauern feststellen, daß die 
Regierungsstellen bei tarifarischen Abreden nicht in 
erster Linie an unsere wichtigsten Ausfuhrstaaten dach- 
ten. Frankreich, welches damals nicht einmal 2% un- 
serer gesamten Ausfuhr aufnahm, war sicherlich nicht 
der entscheidende Abnehmerstaat; auch nicht Italien 
mit nicht ganz 5%. Nach der wirtschaftlichen Reihen- 
folge hätte das Tarif- und Rechtshilfevertragsprogramm 
wohl das folgende sein müssen: sämtliche Nachfolge- 
staaten, Deutschland, Balkanländer, Westeuropa, Ita- 
lien. In dem dritten Stadium konnten wir, trotz der 
Tarifverträge, deshalb keine besondere Besserung in 
den Absatzchancen verspüren, weil die Relationen un- 
richtig gewählt waren, indem man den weniger wich- 
tigen den Vorrang vor den lebenswichtigen gab. Der 


gegenwärtige Zustand 


ist nunmehr der folgende: Im Jahre 1927 wurde das 
Netz unserer außenhandelspolitischen Beziehungen in- 
sofern ergänzt, als wir nunmehr mit sämtlichen 
europäischen Staaten Vertragsbezie- 
hungen unterhalten. Das gleiche gilt auch für maß- 
gebliche Überseeländer, wie die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, Japan, Algier, Marokko, Indochina, ein- 
zelne britische Dominions und dergleichen mehr. Ohne 
Vertragsverhältnis sind wir derzeit lediglich 
mit den folgenden Staaten: Mexiko, den einzelnen 
mittel- und südamerikanischen Republiken, Siam, 
China, Australien, Ägypen, Persien, Afghanistan und 
Abessinien. Eine allfällige Einbeziehung dieser Nicht- 
vertragsstaaten in den Kreis von handelsvertraglichen 
Abmachungen könnten naturgemäß nur auf Grundlage 
der bloßen Meistbegünstigung erfolgen, nachdem unsere 
gegenseitigen Wirtschaftsbeziehungen mit ihnen nicht 
allzu belangreich sind. Demzufolge wird eine Abrun- 
dung nach dieser Richtung hin lediglich der Entfernung 
eines Schönheitsfehlers gleichkommen. 

Doch gibt in unserem Handelsvertragssystem nicht 
die Quantität, sondern die Qualität den Ausschlag, so- 
weit es sich um Staaten und Staatengruppen handelt, 
mit denen unser Warenverkehr auf Grund der geo- 
graphischen Lage und der eingelebten Beziehungen 
außerordentlich rege ist oder sein sollte. In qualita- 
tiver Hinsicht hat sich allerdings im Jahre 1927 vieles 
zum Besseren gewendet. Wenn aber der Qualitätskreis 
im derzeitigen Umfang noch nicht vollkommen ge- 
schlossen ist, eo ist dies vornehmlich darauf zurück- 
zuführen, daß noch viel in den ersten Nachkriegsjahren 
angesammelter Schutt hinwegzuräumen ist, ganz ab- 
gesehen davon, daß auch ein großer Teil der Schwie- 
rigkeiten auf die Verselbständigungsbestrebungen der 
einzelnen Volkswirtschaften zurückzuführen ist. Das 
für unseren Warenaustausch in erster Linie in Betracht 
kommende Tarifvertragssystem umfaßt 
derzeitdie folgenden Staaten: Belgien, 
Frankreich, Italien, Österreich, Polen, 
Schweiz und Ungarn. Kleinere und unbedeu- 
tende Tarifregelungen besitzen wir mit Finnland, 
Griechenland und Spanien. 

In Anbetracht dieses weitverzweigten Vertrags- 
netzes spielt praktisch unser autonomer Zolltarif keine 
Rolle mehr; ihm kommt nur noch der Charakter eines 
Kampfzolltarifes zu. Die einzelnen Positionen unseres 
Vertragszolltarifes weisen im Vergleich zum autonomen 
Tarif einen Abbau um rund 40 bis 60% auf. Eine wei- 
tere grundlegende Bresche in diese Sätze wird die In- 
kraftsetzung des Vertrages mit Deutschland schlagen. 
Hier wird eine sehr große Zahl von Positionen weiter 
in recht belangreichem Ausmaß herabgesetzt werden. 
Dabei soll hervorgehoben werden, daß wir in dem Zeit- 
alter des Vertragsstadiums niemals unseren Zolltarif 
aufgewertet haben, um uns entsprechende Kompensa- 
tionsobjekte gegenüber den einzelnn Verhandlungs- 
partnern zu schaffen. Wir haben in der Zwischenzeit 
lediglich die Agrarzölle eingeführt und an ganz wen: 
gen anderen Positionen geringfügige Tarifregelungen 
vorgenommen. Auch gilt bei einer Reihe von Positionen, 
in welehen wir bisher keine Vertragssätze zugebilligt 
haben, trotzdem in der Praxis nicht der autonome Zoll- 
satz. Das kommt besonders bei der Zolltarifklasse XL 
(verschiedene Maschinen und Apparate) in Frage, wo 
der alte österreichische Goldkronensatz durchschnitt- 
lich noch heute einen Koeffizienten von 25 aufweist. 
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Diese verhältnismäßig hohen Sätze stehen aber in Wirk- 
lichkeit in der Mehrzahl der Fälle nur auf dem Papier, 
denn „wir ‚haben ein besonderes Gesetz betreffend: 
ZollbegünstigteEinfuhrvonMaschinen 
aus dem Auslande, Allen ausländischen Maschi- 
nenbezügen, die unter die vorgesehenen Zolltarifposi- 
tionen dieser Zolltarifklasse fallen, wird beim Zutreffen 
der gesetzlichen Voraussetzungen der Koeffizient 4 zu- 
gebilligt. 

Bei den verschiedenen statistischen Aufstellungen 

über die durehschnittliche Zollbelastung in den ein- 
zelnen Staaten blieb dieser Umstand immer unberück- 
sichtigt, weshalb die Republik stellenweise in eine höher 
belastete Klasse gekommen ist, als dies den tatsäch- 
lichen. Verhältnissen entsprechen würde. Ein weiterer 
Umstand, warum die Tschechoslowakei bei den im Vor- 
jahr erfolgten internationalen Aufstellungen über die 
Zollbelastung nicht besonders günstig abgeschnitten 
hat, ist darin zu suchen, daß sie ihren Zolltarif noch 
nicht unter Zugrundelegung ihrer besonderen Wirt- 
schaftsbedürfnisse reformiert hat. Deshalb ist noch eine 
Reihe von eigentlich ganz belanglosen Positionen. mit 
den Inflationskoeffizienten geschützt, an welchen Tarif- 
nummern weder die eigene Wirtschaft noch des Aus- 
landes ein besonderes Interesse haben. Bei der kom- 
menden durchgreifenden autonomen Regelung des 
Zolltarifes werden diese Sätze fallen, beziehungs- 
weise mit ganz minimalen Zollhöhen versehen werden. 
Dann wird sich zeigen, daß die Tsche- 
choslowakei in Mitteleuropa unter die 
Staatenmitverhältnismäßig niedrigem 
Zollschutz gehört. 
„Auch hat die Tschechoslowakei in den letzten 
Jahren ihr Bewilligungssystem stufenweise abgebaut 
und steht im Zuge der Verwirklichung der. Beschlüsse 
der vorjährigen. Genfer Weltwirtschaftskonferenz vor 
der vollständigen Liquidierung dieses Systems. 
Künftighin, werden Ein- und Ausfuhrverbote nur noch 
im vorkriegszeitlichen Umfange. erscheinen. 
(Verbote aus Gründen der öffentlichen Sicherheit, der 
Sittlichkeit, der Aufrechterhaltung der Staatsmonopole, 
einschließlich einiger weiterer in Genf aus inneren volks- 
wirtschaftlichen Gründen gebilligter Verbote.) 
Mithin wird in Zukunft der Einwand seine Stichhaltig- 
keit erweisen, daß die Zölle etwa in dieser oder jener 
Position nur Aushängeschilder sind, weil der angesuch- 
ten Einfuhrbewilligung nicht stattgegeben wird. Die 
Außenhandelspolitik operiert derzeit im Hinblicke auf 
den Schutz vor der Auslandsware, ausschließlich 
und ohne jedes Hintertürchen mit dem Zolltarif. ` ` 

In Frankreich genossen tschechoslowakische Waren bis 
vor kurzem nur dia teilweise Meistbegünstigung, Erst der im 
Juli abgeschlossene Vartrag hat im großen und ganzen dar 
grundsätzlichen Forderung. nach Zuerkennung der voll- 
inhaltlichen Meistbegünstigung Rechnung getragen. Diese 
Gleichstellung gibt somit die seit Jahren schwer vermißte 
Gleichheit der Wettbewerbsgrundlage mit dritten Staaten 
wieder, so daß zu #rwarten steht, daß sich die unbefriedigende 
Handelsbilanz im Verkehr mit diesem Staate nach und nach 
bessern wird. Die Ausfuhr nach Frankreich wies nämlich in 
den letzten Jahren eine ständig rückläufige Tendenz auf, im 
Gegensatze zum Import französischer Waren nach der Tsche- 
choslowakei: | 

Einfuhr 


Ausfuhr 
nach Frankreich: aus Frankreich: 
in Prozent der 


in Prozent der 


Jahr in Mill. čK Gesamtausfuhr inMill.čK Gesamteinfuhr 
1924 291 171 586 340 
1925 268 142 692 3'98 
1926 253 149 677 At 
1927 240 119 181 4:35 


Es sei noch erwähnt, daß der (nicht auf tarifarischer 
Grundlage aufgebaute) Handelsvertrag mit Rußland über- 
haupt keine Meistbegünstigungsklausel besitzt. In Hinblick auf 
die Union der Sowjetrepubliken allerdings das Moment: der je- 
weiligen zolltarifarischen eier keine ausschlaggebende 


Rolle, nachdem der auswärtige Handel in Rußland Staats- 
monopol ist und dia Vergebung von Bestellungen. an die 
Firmen einzelner europäischer Staaten nach anderen Gesichts- 
punkten erfolgt. 

Auch Kanada gewährte uns bis zur Jahreswende nicht 
die volle Meistbegünstigung. Der dortige Zolltarif unterscheidet 
nicht weniger als. viererlei Arten der Behandlung der einzelnen 
Einfuhrgüter, Mit Staaten, mit welchen kein Handalsvertrag 
abgeschlossen wurde, ist der Generaltarif in Kraft; ferner der 
mittlere Tarif, welcher sich bisher auf sämtliche Waren 
aus der Tschechoslowakei bezog; der Meistbegünstigungstarif, 
der vertraglich mit einigen Staten abgeschlossen wurde, und 
schließlich der Präferenztarif, der für die britischen Dominions 
und England gilt. Nach dem neuen Vertrag erhielt 
nunmehr die Tschechoslowakei die Meistbe- 
günstigugstarife. Fühlbar‘ wird dies besonders für 
unsere Textilindustrie werden, welchar Kanada in dem Vertrag 
mit Frankreich wesantlicha Vorteile eingeräumt hat, die nun- 
mehr auch unseren Erzeugnissen zugute kommen, 

Ungarn. 

Im vergangenen Jahre wurde endlich die lang ersehnte 
Forderung nach Abschluß eines Tarifvertrages Prag-Budapest 
verwirklicht. Schon unmittelbar nach dem Zerfalle der Mon- 
archie war es unseren Industriezweigen klar, daß der Sichs, 
rung des ungarischen Absatzmarktes ein ganz besonderes 
Augenmerk zugewendet werden müsse. Dia anderen Volkswirt- 
schaften ergänzen sich in vielfacher Hinsicht gegenseitig. Es 
bestehen außerdem schon durch Jahrzehnte hindurch eing2- 
lebte, durch die Gegen Lage besonders begünstigte ge- 
schäftliche Beziehungen, die in der Vorkrisgszeit noch eine 
Vertiefung nach der Richtung hin erfuhren, daß die für den 
ungarischen Markt bestimmten Erzeugnisse (Textilwaren ver- 
schiedenster Art u. дете]. т.) ganz besonders auf die dortige 
Geschmacksrichtung eingəstellt waren. Umgekehrt ist das in 
erster. Linie agrarwirtschaftlich organisierte Ungarn, das, von 
wenigen Spizialindustrien abgesehen, nur über industrielle 
Keimzellen verfügt, auf den Absatz seiner landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse in die Tschechoslowakei angawiesen, 

Es mag verwunderlich ‚erscheinen, daß es beinahe 9 Jahre 
bedurfte, bis die Republik mit Ungarn zu einem Tarifvertrag 
gekommen ist. Wies doch unser gegenseitiger Warenaustausch 
in dem handelspolitisch noch ungeklärten Jahr: 1926 die 
folgenden Ziffern auf: ‘Ausfuhr nach Ungarn 1'228 Mill, &K 
(688% unserer Gesamtausfuhr); Einfuhr aus Ungarn 1'028 Mil- 
Donen &K (674% unserer Gesamteinfuhr. Die Gründe des ver- 
spätetem Abschlusse sind sowohl auf politischem als auch auf 
wirtschaftlichem und wirtschaftspolitischem Gebiete zu suchen. 
Rückschauend lassen sich die mannigfachen Hinderniss3 mit 
folgenden Schlagworten, kennzeichnen: Mobilmachung gegen 
Ungarn; ‚Aufstieg der tschechoslowakischen Krone; Währungs- 
verfall der ungarischen Krone; Notwendigkeit der durchgrei- 
fenden Reform des ungarischen Zolltarifss nach erfolgter 
Währungsstabilisierung; Einführung‘ tschechoslowakischer 
Agrarzölle und Frankenfälscheraffärs. Die Auswirkungen 
dieser Hemnisse hießen dagegen: Schwierigkeiten der Schaffung 
einer zu Verhandlungen gseigneten Athmosphäre; mehrfaches 
Aussetzen der Verhandlungen für einen längeren Zeitraum; 
mehrfache gegenseitige Androhung von Retorsionsmaßnahmen; 
zunehmende Voartragsuntreue der Abnehmerschaft im Zuge 
der währungspolitischen Veränderungen u. .dergl. m. Die 
handelspolitische Lage gegenüber ; 

7 i Österreich 

sowie die sonstigen Wirtschaftsbeziehungen standan leider das 
ganze Jahr 1927 hindurch unter keinem glücklichen Stern. Der 
wechselseitige Warenverkehr basiert bekanntlich im grund- 
sätzlichen auf dem Rahmenvertrage vom4. Mai 1921, welcher 
lzdiglich die gegenseitige Meistbegünstigung enthält, Nachdem 
aber die Handelsbeziehungen nach beiden Seiten außerordent- 
lich rege sind, so machte sich schon vor Jahren das Bedürfnis 
geltend, diesen Rahmenvertrag durch ein individuelles Zusatz- 
abkommen auf tarifarischer Grundlage auszubauan. Diese 
Tarifverträge wurden nach Maßgabe der geänderten Wirt- 
schaftsbedürfnisse mehrfach abgeändert. Die Schwisrigkeiten 
mit dem österreichischen Nachbarn tauchten vor ungefähr 
zwei Jahren in dem Augenblick auf, als unter dem Drucke 
der Wirtschaftskrise die österreichischen Produzentenkreise 
mit ihren Forderungen ‚nach durchgehender stärkarer Er- 
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höhung des Zolltarifes sich Geltung verschaffen konnten. 
Hand in Hand ‚mit dieser Einstellung Östereichs ging: die 
dreimonatige Kündigung (Stichtag 1. Dezember 1926) des 
dritten, noch für die Tschechoslowakei günstigen Zusatz- 
abkommens. Da in der Zwischenzeit kein neuer Tarifver- 
trag zustande gebracht werden konnte, hätten die auto- 
nomen Sätze beiderseits am 1. März 1927 in Kraft treten 
müssen, was nach Ablauf einer 1’%monatigen provisori- 
schen Verlängerung tatsächlich am 22." April 1927 erfolgte. 
Seit dem Jahre 1927 ist die handelspolitische Stellung der 
tschechoslowakischen Unterhändler gegenübar Österreich 
außerordentlich ungünstig. Die Wünsche nach tarifarischer Er- 
mäßigung der wichtigsten Zollpositionen mußten bei Tarifen 
geltend gemacht werden, welche von vornherein stark auf das 
Abhandeln bestimmt waren. Dieser Umstand macht es erklär- 
lich, daß die Verhandlungen, die zu dem gegenwärtig in Kraft 
stehenden Zusatzabkommen führten‘), durch viele Wochen hin- 
durch nicht vom Fleck zu kommen vermochten. Die von Öster- 
reich anfänglich angebotenen Sätza waren in der Mehrzahl der 
Fälls nicht diskutabel. Bei jenen Positionen, bei denen die Zoll- 
aufwertung ausschließlich unter dem Titel des Ab- 
handelns erfolgte, zeigte sich die Gegenseite mit der Zeit nicht 
abgeneigt, auf dem Tarifwege wiederum leidlich annehmbare 
Sätze zuzugestehen, aber nur unter der Bedingung einer ent- 
sprechenden Ermäßigung des tschechoslowakischen Tarifes. 
Wesentlich schwieriger gestaltete sich aber die Sachlage be- 
züglich jener für uns ungünstigen Angebote, wo die von öster- 
reichischer Seite erfolgten namhaften Erhöhungen von allem 
Anbeginn an als möglichst unveränderlich gedacht waren, weil 
die betreffenden österreichischen Industriellen diese Erhöhun- 
gen ihren Unterhändlern gegenüber als lebenswichtig bezeich- 
neten, In solchen Punkten konnten wir nur еіп ganz geringes 
Entgegenkommen, und zwar gegen reichliche Entschädigung 
unsererseits durchsetzen und der jetzige Tarifsatz ist wesent- 
lich höher, als der im soganannten dritten Zusatzabkommen 
uns zugestandene. ; 


Polen 


scheint sich scheinbar dauernd als östliches Schmerzenskind 
der tschechoslowakischen Außenhandelspolitik einrichten zu 
wollen. Es ist uns: zwar in Auswirkung des letzten Handels- 
vertrages gelungen, das Passivum уоп rund 730 Mill, &K im 
Jahre 1927 auf rund 360 Mill. К herunterzudrücken, doch ist 
auch dieser um 50% reduzierte Passivsaldo in seiner absoluten 
Höhe nicht natürlich, sondern lediglich auf die egozentrische 
Handelspolitik Warschaus zurückzuführen. Trotz des Grund- 
satzes der wirtschaftlichen Autarkie legt der gleiche Staat das 
unverhohlene Bestreben an den Tag, die Ausfuhr der eigenen 
Erzeugnisse nach Möglichkeit zu fördern. Für die Tschecho- 
slowakei, die selbst ein Kohle exportierender Staat ist, kann 
Polen normalerweise kein derartiger Rohstofflieferant sein, daß 
so ein beachtliches Passivum unserer Außenhandelsbilanz ge- 
rechtfertigt erschiene. Nachdem schon die Lage im Jahre 1927, 
trotz der eingetretenen Besserung keineswegs als ideal anzu- 
sprechen war, mußte sich die tschechoslowakische Industrie 
gegen den neuen Anschlag Polens mit dem Ziele der Ab- 
schnürung unseres Exportes auf ein Minimum, energisch 
wehren, Selten hat eine wirtschaftspolitische Maßnahme des 
Auslandes eine so einmütige Bewegung ausgelöst, wie dies bei 
der Publizierung der polnischen Verordnung über 
die Zollvalorisierung in den ersten Wochen des 
Jahres 1928 der Fall war. Diese Maßnahme kam latzten Endes 
einer neuerlichen, recht beträchtlichen Aufwertung des Zoll- 
tarifes gleich, Es bedurfte eines besonderen, im Juli 1928 ab- 
geschlossenen Zusatzprotokolles zum Handelsvertrag mit Polen, 
um die unhaltbare Lage für unsere Ausfuhrgüter wieder aus 
der Welt zu schaffen. 


Deutschland; = 


Wenn wir dieses Staates mit Beziehung auf die handels- 
vertragliche Lage der Tschechoslowakei Erwähnung tun, ` so 
ist es vor allem wichtig, einmal klipp und klar festzustellen, 
daß der Schlüsselpunkt des Auftriebes unserer vorjährigen 
Konjunkturlage im Exportverkehr nach Deutschland zu suchen 
war, nach welchem Lande wir unsere Ausfuhr von 8554 Mill. čK. 
im Jahre 1926 auf 4848 Mill. &K im Jahre 1927 erhöhen konnten, 
während sich in der gleichen Zeitspanne der Import nur von 


1) Das neueste Zusatzabkommen vom 21. Juli 1927 ist 
auf Grund des handelspolitischen Ermächtigungsgesetzes mit 
Wirkung vom 10. August 1927 mit einer am 6. August publi- 
zierten Kundmachung bereits in Kraft gesetzt worden. 


3287 Mill, ČK auf 3753 Mill. &K ‚gehoben hat, obwohl der unseren 
gegenseitigen. Wirtschaftsbedürfnissen ‚angepaßte Tarifvertrag 

rag—Barlin noch nicht unter Dach und Fach gebracht werden 
konnte. Diese gewaltige Verbesserung unserer Außenhandels- 
bilanz im Verkehre mit Deutschland fußte somit einzig und 
allein auf einem auf die individuellen Wirtschaftsbedürfnisse 
noch keineswegs Bedacht nehmenden bloßen Meistbegünsti- 
gungsyvertrag, Es ist deshalb zu erwarten, daß sich das gegen- 
seitige Angewiesensein іп den’konimenden Jahren unter dem 
Regime eines großzügigen Tarifvertrages noch stärker aus- 
prägen wird. Leider. gehen die Verhandlungen äußerst schlap- 
pend von der Stelle, was nicht etwa auf mangelnden Vertrags- 
willen Prags oder Berlins zurückzuführen ist, sondern in. den 
Schwierigkeiten, welche der umfangreiche Vertragskomplex 
beinahe bei jeder Tarifposition in sich schließt, seine Erklärung 
findet. Zur Jahreswende umfaßte der bereits einvernehmlich 
bereinigte Komplex die folgenden Zweige: Über die Ein- und 
Ausfuhrverbote, die Durchfuhrbedingungen, die Aufhebung der 
Sichtvermerke und auch über einzelne Zollpositionen ist wohl 
bereits eine volle Einigung erfolgt; dagegen bart eine ganze 
Reihe von Zollpositionen noch ihrer Erledigung. Erschwert 
тогаз die Vertragslage im Jahre 1927 durch die letzte deutsche 
Zollerhöhung, welche eine Reihe typischer tschechoslowaki- 
scher Exportartikel, wie Porzellan, Glas, Bier, Malz usw, be- 
troffen hat. Für die seitens Berlin geschaffenen Kompensations: 
objekte waren wir bisher noch nicht іп. der Lage, die von 
Deutschland geforderten Austauschermäßigungen zuzugestehen. 
Es ist jedoch zu hoffen, daß auch dis Schwierigkeiten des 
letzten Vertragsstadiums noch im Laufe dieses Jahres über- 
wunden werden, falls nicht ein die gegenseitige Verhandlungs- 
athmosphäre trübender Zwischenfall eintritt, 

Wie aus dar nachfolgenden Taballe. hervorgeht, verkör- 
perte im Handelsverkehre Tschechoslowakei 
—Deutschland das Jahr 1926 einen hochbedeutsamen Ab- 
schnitt. In diesem Jahre vollzog sich nämlich (im Hinblieke auf 
die Tschechoslowakei) der Frontwechsel vom Passivum in in 
Aktivum, und zwar in sehr beschränkten Ausmaßen. 


Handelsverkehr Tschechoslowakei Deutschland 


inden Jahren 


1927 1926 1925 1924 1923 
Ausfuhr nach Deutsch- ; in Mill. &K 

ENEE ne 48478 85586 42327 83177. 255462 
Einfuhr aus Deutsch- 

land. . 


NEN 37529 32371 54967 55832 41328 
Tschechosl. Aktivum `. 10979 3165 — = — 
Tscheehosl. Passivum . — == 12640 2265'5 15786 

Lösen wir aber das Jahresaktivum 1927 in seine monat- 
lichen Teilkomponenten auf, so zeigt sich, daß sich auch auf 
diesen Zwischenstrecken im Verkehre mit Deutschland 
kein Frontwechsel vollzogen hat, im Gegensatze zu der monat- 
lichen Saldobilanz unseres gesamten Außenhandels, die be- 
kanntlich im vergangenen Jahre im Juni, August und Dəzember 
passiv gewesen ist. Unter Zugrundelegung der ruhigen und 
stetigen Entwicklung des Jahres 1927 geben die plötzlich im 
tschechoslowakisch-deutschen Waren- und Güterverkehr auf- 
tretendsn Passivsaldi im Februar 1928 (— 295 Mill. &К) und 
im März 1928 (— 46 Mill, &К) immerhin zu denken, um so mehr, 
als wir feststəllen konnten, daß der Schlüsselpunkt des Auf- 
blühens unserer Wirtschaftslage im abgelaufenen Jahr in der 
günstigen Entwicklung der Ausfuhr nach Deutschland zu 
suchen war. 


Zusammenfassend läßt sich bemerken, daß in den 
ersten Nachkriegsjahren. auf außenhandelspolitischem 
Gebiete vieles versäumt wurde, was in erster Linie auf 
gewisse Richtungen -und Strömungen in der politischen 
Gefühls- und Denkungsweise der Staatsnation zurück- 
zuführen ist. Diese Versäumnisse lassen sich nur nach 
und nach wieder Sutmachen, denn alles wirtschaftliche 
Leben ist organischer Natur. Eıkannte Fehler ver- 
mögen bekanntlich auf diesem Gebiet nicht plötzlich in 
Anlehnung an die rein mechanische Denkungsweise kor- 
rigiert zu werden, indem man einfach auf den als richtig 
erkannten Ausgangspunkt wieder zurückkehrt, denn 
dieser ist bei lebenden Organismen eben nicht mehr un- 
verändert vorhanden, weil er auf jede Einflußnahme, 
ganz gleichgültig, ob sie zweckentsprechend oder falsch 
gewesen ist, reagiert und sich demzufolge verändert hat. 


® БЕ 


Der objektive Betrachter der Dinge ist jedoch verbal. 
ten festzustellen, daß dieses allzu tiefe und selbstherr- 
liche Eingreifen der Regierungsgewalt in das freie Spiel 
der Wirtschaftskräfte schon seit einigen Jahren in Weg- 


fall gekommen ist, so daß zu erwarten steht, daß die 
Tschechoslowakei auch auf außenhandelspolitischem 
Gebiete nach schmerzvollen Lehrjahren langsam den 
Meisterjahren entgegenreifen wird. 


. Zehn Jahre tschechoslowakisches Wirtschaftsrecht. 
Von Dr. Hans Grohmann, Teplitz. 


ei ihrer Entstehung übernahm die tschecho- 
slowakische Republik die wirtschaftsrecht- 
liche*) Gesetzgebung Österreichs. Sie fand 
eine Reihe wertvoller Vorarbeiten vor, nur 
der Stab erfahrener legislativer Fachreferen- 
ten der Wiener Ministerien stand ihr nicht 
zur Verfügung. Mancher Fehler, manche Entgleisung der 
ersten Jahre ist darauf zurückzuführen. Andere Irrwege 
erklären sich aus der Verkennung der Notwendigkeit 
einer halbwegs einheitlichen Regelung des Rechtes des 
wirtschaftlichen Verkehrs in dem ganzen, großen mittel- 
europäischen Wirtschaftsgebiete. Die Hauptmängel des 
Wirtschaftsrechtes der Nachkriegszeit stammen aber doch 
wohl aus der merkwürdigen Unfähigkeit unserer Zeit zur 
Gesetzgebung. Daraus entspringt auch die Vorliebe für 
Gelegenheitsgesetze und häufige Novellierungen. 

Nach der Staatsgründung wurde natürlich auch in der 
Republik die Arbeitnehmerschaft von einem Soziali- 
sierungstaumel erfaßt, der indessen ziemlich bald 
einer ruhigeren Beurteilung der gegebenen Möglichkeiten 
wich. Zwei Früchte dieser Periode müssen erwähnt wer- 
den. Das ist die dem österreichischen Gesetze über ge- 
meinwirtschaftliche Unternehmungen vom Jahre 1919 
ähnliche Kollektivbeteiligung der Bergarbeiter am Rein- 
gewinn nach dem Gesetze vom 25. Februar 1920; der 
10%ige Gewinnanteil wird für gemeinnützige Zwecke der 
Arbeitnehmer gewidmet, während bekanntlich in Öster- 
reich die Arbeiter der gemeinnützigen Unternehmungen 
sehr bald die individuelle Aufteilung des Reingewinnes 
durchgesetzt haben. Die zweite Frucht ist jene dem öster- 
reichischen Rechtszustand nahezu gleiche Bestimmung des 
Betriebsausschüssegesetzes vom August 1921, welche die 
Teilnahme von Delegierten des Betriebsausschusses an den 
Verwaltungsrats- und Aufsichtsratssitzungen vorsieht. 

In den ersten Jahren der Republik wurden im übrigen 
nur die brennendsten Fragen vom Gesetzgeber behandelt, 
namentlich daher Mieterschutz und Sozialwucher- 
recht. Damals wäre der schrittweise Übergang zur freien 
Wirtschaft ohne wesentliche Störungen möglich gewesen; 
statt dessen erfolgten auf beiden Gebieten Verschärfungen. 
So wurde der günstige, ja der einzig mögliche Zeitpunkt 
versäumt. Das erste aus Wahlen hervorgegangene Par- 
lament wies eine, wenn auch unbedeutende Mehrheit auf, 
die für jedes Gesetz stimmte, welches den Arbeitern und 
Konsumenten angebliche Vorteile brachte. Jetzt begann 
eine Flickarbeit. Eine Novellierung des Mieterschutz- 
gesetzes folgte der anderen. Alle Hinweise, daß es eines 
einheitlichen Abbauplanes bedürfe, der den schrittweisen 
Übergang zur freien Wirtschaft auf dem Gebiete des Woh- 
nungswesens und zugleich den Zeitpunkt des Aufhörens 
jeder Beschränkung vorschreibt, dabei Mieterschutz und 
Baubewegung als zusammengehörigen Komplex gemeinsam 


*) Unter dem Begriffe Wirtschaftsrecht sollen hier nicht 
nur jene Normen verstanden werden, welche unmittelbar eine 
Einwirkung auf die Volkswirtschaft bezwecken, sondern auch 
die, bei denen die wirtschaftliche Wirkung nur mittelbar ein- 
tritt. ; 


regelt, уегһаШеп ungehört. So kommt es, daß — von 
Österreich und Rußland abgesehen — die Tschecho- 
slowakei den Mieterschutz am wenigsten von allen Staaten 
abgebaut hat. ; 

Auch ‚auf dem Gebiete der Preistreiberei- 
gesetzgebung kam es zum entscheidenden Schritt. 
Schon 1923 hat die Regierung in der Begründung eines 
Novellenentwurfes zugegeben, daß die Preisbildung, mit 
einziger Ausnahme des Wohnungsmarktes, wiederum nor- 
mal sei. Gleichwohl bestehen heute noch die Bestimmungen 
der Kriegsgesetzgebung. Auch die Regierungsverordnung 
vom 3. September 1920 über die Versorgung der Bevöl- 
kerung und wichtiger Staatsbetriebe mit Bedarfsgegen- 
ständen besteht noch zu Recht, nach der über Aufforde- 
rung der politischen Behörde jeder, der solche vorrätig 
oder in Verwahrung hält, verpflichtet ist, ihre Menge und 
Art der Behörde bekanntzugeben, 

Auf einem anderen Gebiete, dem der Reform der 
Ausgleichsordnung, wäre es besser gewesen, 
nicht allen Wünschen des Handels nachzukommen. Der 
Handel und Teile der Industrie vermochten nicht einzu- 
sehen, daß die Ausgleichsordnung, geschaffen für normale 
Verhältnisse, in Krisenzeiten und in Perioden gesunkener 
Geschäftsmoral versagen muß, es daher nur die Frage zu 
beantworten gilt: Wollt ihr die Ausgleichsordnung mit 
allen ihren nicht behebbaren Fehlern und Mängeln oder 
wollt ihr ihre Aufhebung? Statt dessen wurde, dem stän- 
digen Drängen der Wirtschaft nach Reform entsprechend, 
fast jährlich der Entwurf einer neuen Novelle zur Erörte- 
rung gestellt und damit immer neue Unruhe geschaffen. 
Dabei wurde aber der innige Zusammenhang der Aus- 
gleichsordnung mit dem Konkursrecht übersehen. Die 
Furcht der Gläubiger, den Schuldner in den Konkurs zu 
treiben und infolge der mit der Vermögensliquidierung 
heute notwendig verbundenen Wertvernichtung nichts oder 
fast nichts zu bekommen, führte zu den bekannten miß- 
bräuchlichen Anwendungen des Ausgleichsverfahrens auf 
Fälle, für welche es vom Gesetzgeber von 1914 nicht ge- 
dacht war. Damit dieses befriedigend funktioniere, bedarf 
es somit einer gründlichen Reform der Konkursordnung; 
bloße Schönheitspflästerchen genügen nicht. Hier eine 
Remedur zu schaffen, wurde ernstlich nicht versucht. 

Der Gang des Zivilprozesses berührt die Wirt- 
schaft so innig, daß er hier auch erwähnt werden muß. 
Die für die bezirksgerichtliche Zuständigkeit sowie für die 
Zuständigkeit des Einzelrichters beim Gerichtshofe maß- 
gebenden Wertgrenzen wurden zwar mehrfach erhöht, aber 
der entscheidende Sehritt zum Einzelrichtertum, wodurch 
bewirkt wurde, daß in Österreich heute ein Zivilprozeß 
kaum länger dauert als vor dem Kriege, wurde nicht ein- 
geschlagen. Man trug sogar noch im letzten Jahre durch 
eine Erhöhung der Dauer der Gerichtsferien von sechs 
Wochen auf zwei Monate selbst zu einer Verlängerung der 
Prozeßdauer bei. 

Eine Reform des Handelsgesetzbuches wird 
vorbereitet. Aus den vom Justizministerium verschickten 


Fragebogen ist zu ersehen, daß man im allgemeinen eine 
Anlehnung an das deutsche Handelsgesetz im Auge hat. 
Ein Entwurf über die privatrechtlichen Verhältnisse der 
Binnensehiffahrt nimmt sich im wesentlichen das 
deutsche Gesetz von 1896 zum Vorbild. Auch mit einer 
Reform des Aktienrechtes befassen sich die Mini- 
sterien. Bekanntlich besteht in der Tschechoslowakei das 
reine Konzessionssystem. Man will von ihm nicht nur nicht 
abgehen, sondern das Finanzministerium scheint sich für 
eine Verschärfung einzusetzen. Seit 1928 steht ein neues 
Wechselgesetz in Kraft. Es war kein glücklicher Gedanke, 
ein solehes Gesetz zu einer Zeit zu schaffen, in welcher 
wir von einem internationalen Wechselrecht vielleicht 
nicht mehr allzufern sind, zumal bei den geringfügigen 
Abweichungen des ungarischen Wechselgesetzes eine Ver- 
einheitlichung auch keineswegs besonders notwendig war. 

Auch die Revision des Allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches wird in einer Reihe von Punkten das Wirt- 
schaftsleben sehr wesentlich berühren. Die von der Revi- 
sionskommission vorgesehene Verschärfung der Unter: 
nehmerhaftung würde nach den Berechnungen der Haft- 
pflichtversicherungsgesellschaften eine jährliche Mehr- 
belastung der Wirtschaft an Prämien von 200 bis 250 
Mill. &K bedeuten. Der Entwurf beabsichtigt an neuen 
Formen der Sachhaftung nebeneinander die Sicherungs- 
übereignung und das Registerpfand einzuführen. Soviel 
man die Lage bisher übersehen kann, scheint die Wirt- 
schaft die Sieherungsübereignung mit Rücksicht auf die 
reichsdeutschen Erfahrungen abzulehnen, sich aber auch 
der Mobiliarhypothek gegenüber ziemlich skeptisch zu ver- 
halten. 

Eine Novelle zum Berggesetz vom 23. Novem- 
ber 1927 hat dem durch Bergschäden betroffenen Ober- 
flächner den bisher ziemlich schwierigen Beweis des 
Kausalzusammenhanges zwischen Abbau und Schaden 
insofern wesentlich erleichtert, als er jetzt die Kopien der 
Grubenkarten beim Revierbergamte einsehen kann. 

Den Gedanken einer Aufwertung der Vorkriegs- 
schulden hat die Regierung stets und wohl mit Recht von 
sich gewiesen. 

Im Jahre 1928 trat das Gesetz gegen den unlaute- 
геп Wettbewerb in Kraft. Wie nicht anders möglich, 
lehnt sich das neue Gesetz im wesentlichen an das deutsche 
und das österreichische Vorbild an. Leider weicht es in 
einer Reihe von Punkten von diesen Vorbildern ab und 
es zeigt sich jetzt bereits, daß jede dieser Abweichungen 
ein Fehler war. Besonders wurde eine Überhäufung der 
Gerichte mit Zivil- und Strafklagen befürchtet und die 
Verfolgung des unlauteren Wettbewerbes, die doch auch 
im Interesse der Gesamtwirtschaft, im Interesse des guten 
Namens des tschechoslowakischen Kaufmannes liegt, sehr 
erschwert. Die Folge ist, daß von dem Gesetz fast kein 
Gebrauch gemacht wird. Es ist daher begreiflich, wenn 
schon jetzt, also kurz nach dem Inkrafttreten des Gesetzes, 
von der Notwendigkeit gesprochen wird, auf Grund der 
gemachten Erfahrungen das Gesetz zu novellieren. 

In der Frage der gesetzlichen Regelung der Kar- 
telle ging bisher die Regierung mit der gebotenen Vor- 
sicht vor. So heißt es in einer Interpellationsbeantwortung: 

„Die Regierung ist beständig von dem Streben geleitet, 
Kartelle aller Art wirksam zu bekämpfen, soweit sie schäd- 
liche Wirkungen äußern. Sie hat aus diesem Grunde den 
Gedanken, im Falle des Bedarfes ein Kartellgesstz 
zu erlassen, nicht außer acht gelassen. Wie zahlreiche Be- 
obachtungen im Auslande beweisen, handelt es sich дарзі 


um ein überaus heikles Problem, dessen überailte Lösung 
unabsehbare Schäden für die gesamte Volkswirtschaft im 


Gefolge haben könnte. Es muß daher so vorsichtig als nur 
möglich vorgegangen und müssen dis gründlichsten Er- 
hebungen gepflogen warden, die selbstverständlich längere 
Zeit erfordern.“ 

Solche Erhebungen wurden zwar nicht geführt, doch 
hatte das Justizministerium für alle Fälle einen bereits 
im Jahre 1925 ausgearbeiteten Entwurf eines Kartell- 
gesetzes vorbereitet. Als im Spätsommer 1928 vom 
Zuckerkartelleine wesentliche Erhöhung der Zucker- 
preise beschlossen wurde, zugleich eine Reihe anderer 
wichtiger Lebensmittel im Preise stiegen, legte dieses 
Ministerium den anderen Zentralstellen diesen alten Ent- 
wurf mit unwesentlichen Änderungen zur Begutachtung 
vor. Dieser Entwurf schließt sich in den meisten Punkten 
nahezu wörtlich der deutschen Kartellverordnung von 1923 
an; er schreibt vor: 

Schriftlichkeit der Kartellvereinbarungen und Beschlüsse; 
Mitteilung dər Kartellvereinbarungen an das Handelsmini- 
sterium; Verbot der Bekräftigung durch Ehrenwort; Rück- 
trittsmöglichkeit für die Mitglieder des Kartells bei Weg- 
fall der Bedingungen, Änderung der Verhältnisse oder un- 
billiger Beschränkung der wirtschaftlichen Freiheit; Be- 
fugnis des Handelsministers, bei Bedrohung der Gesamt- 
wirtschaft oder des Gemeinwohls die Vorlage auch aller 
Beschlüsss anzuordnen und dan kartellierten Firmen die 
Freiheit zu geben, vom Kartell zurückzutreten, allenfalls 
sogar das Kartell für rechtsunwirksam zu erklären oder 
seine Tätigkeit zu verbieten; unter dan gleichen Bedin- 
gungen kann der Handelsminister dritten außenstehenden 
Vertragsteilen gestatten, vom Vertrag mit einem Kartell- 
mitglied zurückzutreten. 

Der Entwurf geht jedoch sehr wesentlich über die 
deutsche Kartellverordnung hinaus, indem der Handels- 
minister, ohne an weitere Voraussetzungen gebunden zu 
sein, den Kartellen den Erlag einer Kaution bis zu einem 
Betrage von 10 Mill. ER auftragen kann, damit sie ihre 
Tätigkeit im Rahmen der vom Kartellgesetze aufgestell- 
ten Grundsätze halten; wird die Kaution nicht fristgerecht 
erlegt, so kann der Handelsminister die Tätigkeit der Kar- 
telle verbieten. Er kann ferner durch seine Organe beim 
Kartell und bei seinen Mitgliedern die Bücher und Korre- 
spondenzen einsehen und die Betriebsräume betreten. 
Welche Gefahr eines Mißbrauches eine solche Machtfülle 
bietet, braucht wohl nicht näher ausgeführt zu werden. 
Ein Kartellgericht ist nicht vorgesehen; für Streitigkeit 
über den Rücktritt vom Kartell und von Verträgen ent- 
scheiden die ordentlichen Gerichte, deren sachliche Eignung 
hiezu wohl bestritten werden muß. Ein zur Hälfte aus 
Beamten, zur Hälfte aus Fachleuten gebildeter Kartell- 
beirat hat bloß begutachtende Funktionen. Es wird abzu- 
warten sein, ob es mit diesem Entwurfe der Regierung 
nur um einen Schreckschuß zu tun war oder ob sie es 
ernst meint. 

Große Bedeutung für die Wirtschaft haben die Vor- 
arbeiten zur Schaffung einer neuen Gewerbeord- 
nung, die sich allerdings voraussichtlich noch durch 
Jahre hinziehen werden. Im Mittelpunkt des Kampfes steht 
die Frage einer weiteren Ausdehnung des Befähigungs- 
nachweises. Es gibt heute fast kein freies Gewerbe, welches 
nicht die Forderung nach Einreihung unter die handwerks- 
mäßigen Gewerbe gestellt hätte. Auch der gesamte 
deutsche und tschechische Handel hat die Forderung nach 
Ausdehnung des Verwendungsnachweises auf alle Handels- 
gewerbe mit Ausnahme des Handels mit forst- und land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen erhoben. Wie es scheint, be- 
reitet die Regierung diesen Bestrebungen trotz der Proteste 
der Industrie keinen Widerstand, so daß in der neuen 
Gewerbeordnung von dem Grundsatz der Gewerbefreiheit 
kaum viel übrig bleiben dürfte. Die Arbeiterparteien haben 
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die Bedeutung einer solchen „Reform“ "bisher nicht er- 
kannt, obwohl diese für den Arbeitnehmer praktisch das 
Ende der Möglichkeit bedeuten würde, Је zur Selbständig- 
keit aufzusteigen. 

Eine Reform des Wasserrechte 5, dessen Be- 
deutung bekanntlich um so größer ist, Де weniger Wasser 
vorhanden ist, wird seit Jahren vorbereitet, macht aber 
keine rechten Fortschritte. Die Hauptaufgabe dieser Reform 
wird es sein müssen, mit der heutigen Planlosigkeit zu 
brechen, die geradezu zu einem Raubbau am Wasser führt. 

Ein Gesetz vom Jahre 1919, ergänzt durch eine Reihe 
späterer gesetzlicher Akte sollte eine systematische Elek- 
trifizierung des Staates in die Wege leiten. Zu diesem 
Zweck gründete der Staat zusammen mit den Ländern 
mit einem großen Aufwand an öffentlichen Geldern eine 


Reihe privilegierter und mit Millionenbeträgen subven- 
tionierter Elektrizitätswerke (die sogenannten gemein- 
nützigen Werke), welche die Aufgabe ohne die Mitwirkung 
der bereits bestehenden mehr als 1000 Gemeinde- und pri- 
vaten Werke ‘durchführen sollten.: Das führte zu einem 
Vernichtungskampf der gemeinnützigen gegen die übrigen 
Werke, welcher mit der Zerstörung großer ‘Werte und 
erworbener Rechte enden muß.’ Obwohl sich heute schon 
beurteilen ‚läßt, daß séch das Ziel auf diese Weise nicht 
erreichen läßt, hält der Staat noch. an dieser Lösung fest. 

Diese kurzen Darlegungen sollten zeigen, welehe 
wichtigen Arbeiten auf dem Gebiete des Wirtschaftsrechtes 
der neue Staat’ geleistet hat, sie zeigen aber zugleich, daß 
die schwierigsten und wichtigsten Probleme: noch der 
Lösung harren. 


Die tschechoslowakische Landwirtschaft. 


Von Verbandsdirektor 


je tschechoslowakische Republik, die 140.394 
km? mit 13,613.172 Einwohnern zählt, so daß 
im Durchschnitt 93 Bewohner. auf den Qua- 
dratkilometer entfallen, übernahm von der 
österreichisch-ungarischen Monarchie die Ge- 
а нта biete Böhmen, Mähren und Schlesien, die als 
die Kornkammern Österreichs bezeichnet werden. Hiezu 
kamen,noch ‚die Slowakei mit 48,936 km? und 3,000.807 
(61. pro Кт"), Einwohnern, Karpathenrußland mit 
12,000.656 km? und 606.568 Einwohnern (48 pro km?), wel- 
che ‚Gebiete industriearm sind und eine bedeutende, aller- 
dings noch wenig entwickelte Landwirtschaft aufweisen. 
Die. Sudetenländer hingegen haben im mittleren Gebiet in- 
folge ihres guten Bodens eine. intensive agrarische Erzeu- 
gung, die bei der hochentwickelten Industrie leicht Absatz 
findet. Kommen doch in Böhmen auf einen Quadratkilometer 
128, in Mähren 119 und in Schlesien 152 Einwohner. Große 
Städte als Verbrauchszentren für agrarische Produkte gibt 
es allerdings іп der Republik wenig. 


Рег Anteil der Berufszugehörigem.der Land- 
wirtschaft ist. von 5,705.604 im ‚Jahre 1910 алё 5,385.790 
im Jahre 1921, das ist um 5-6%, gefallen. Die Zahl der Be- 
rufstätigen in der Landwirtschaft hat in der gleichen Zeit 
eine Abnahme von 3,037.211 auf 2,424:278 oder eine Ver- 
гіпоегипо um 20:2% erfahren. Dagegen können: wir bei der 
Industrie ein Ansteigen um 2:6%, beim Verkehr um 25-59%, 
Im Staats- und öffentlichen Diensten um 20:9%, bei der 
Gruppe Militär um 77.1% und bei den sonstigen Berufen um 
149%. feststellen. Von den Berufszugehörigen in der Land- 
wirtschaft entfallen 15:5% auf selbständige Besitzer und 
Pächter, 0-88% auf Beamte, 17:7% auf Arbeiter, Lehrlinge 
und Taglöhner, 11'43% auf mithelfende Familienmitglieder, 
1:28% aut Hausbedienstete und 53-71% auf Angehörige 


‚ohne Berufe. Bezeichnend: ist, daß in der Landwirtschaft auf 


selbständige‘ Besitzer :16:16%, in der Forstwirtschaft aber 
nur:0'15%. entfallen, während die Arbeiter und Taglöhner 
Dei der Landwirtschaft 17-08% und bei der Forstwirtschaft 
32:16% betragen: Wenn man berücksichtigt, daß die. Zahl 


der Berufstätigen in der Landwirtschaft in Böhmen, Mähren 


und Schlesien von 2,805.988 im Jahre 1890 auf 1,521.546 


im Jahre 1921 zurückgegangen ist und gegenwärtig in den 


Sudetenländern nur mehr 30:4% der bemistätigen Bevölke- 
nung (in Böhmen 283%, in Mähren 87:6% und in Schlesien 


22'7%) in der Landwirtschaft tätig sind, wird man aus 


diesen Zahlen allein die N otwendigkeit der vermehrten Ma- 


Franz Hilmer, Brünn. 


schinenverwendung in der Landwirtschaft und das Problem 
der menschlichen Arbeitskraft und der Rationalisierung ver- 
stehen. 

Betrachtet man noch den Anteil der Deutsche D, 
so ergeben sich für die historischen Länder folgende Zahlen: 
Böhmen -227.804 tschechische u. 93:325 deutsche landw. Betriebe 


Mähren 130.509 $ » 85; В я 5 
Schlesien: 8.296 A »„ 10.856 


D ” 
866,109 tschechische п. 139.383 deutsche Tandw. Betriebe 


In der Slowakei mit ihren durchaus anders gearteten 
Verhältnissen finden wir 261.248'und in Karpathenrußland 
62.757 selbständige Betriebe. 

Die- Grundbesitzverteilung ist mangels ausreichender 
statistischer Grundlagen unübersichtlich, denn gegenwärtig 
stehen lediglich die altösterreichische Statistik vom Jahre 
1896 und die ungarische Statistik vom Jahre 1895 zur Ver- 
fügung, die überholt sind. Es sei nur darauf verwiesen, daß 
nach desen in den historischen Ländern von 1-48 Mill. 
Besitzfällen 2308 auf Besitzungen im Ausmaße von über 
100 ha, entfallen, die aber 37% der Gesamtbodenfläche um- 
fassen, Vor Durchführung der Bodenreform betrug von: die- 
sen in den Händen des Großgrundbesitzers befindlichen 
Flächen (2-69 MOL ha) der Anteil des landwirtschaftlichen 
Bodens lediglich 0-68 Mill ha, 0-15 Mill. waren Wiesen, der 
Rest neben Hutweiden, Teichen usw. vornehmlich Wald. In 
der Slowakei entfielen уоп 0:45 Mill. Besitzfällen 3078 auf 
Besitzungen über 200 Joch, die 80% der Waldfläche und 
wiederum nur 202 der Ackerfläche umfaßten, In Karpathen- 
rußland beträgt die Gesamtzahl der Besitzfälle 0-09 Mill. 
Unter diesen 381, deren Bodenbesitz 200 Joch übersteigt. 
Auch hier überwiegt bei den Großbetrieben der Waldbesitz, 
der sich auf 90% der gesamten Waldfläche erstreckt, wäh- 
rend die Quote der Ackerfläche nur 15% beträgt. Diese 
Zahlen machen immerhin die Forderung. nach einer Neu- 
verteilung: des Bodenbesitzes im Wege einer Bodenreform 
verständlich. € 

Dielandwirtschaftliche Produktion hat 
sich in den Nachkriegsjahren wie folgt entwickelt: | 


Anbauflächen in Hektar Ernteerträgnis je Hektar 
Г 1920/24 1925 1927 1920/24 1995 ` 1997 
Weizen . . 619.876 617.615 641,638 116 173 "163 
Roggen . . 871.772 846.005 821.352 137 17А #159 
Gerste... 676.949 693.676 712.001 18:8-5:17:9- ! 16°8 
Hafer . . . 819.242 836.996 855.211 134 158 "15% 
Kartoffel... 632.462 639.178 650.893 98% 1173 1193 


Zuckerrüben 234.887 ..307:405 > 294.281 2405. 2059 9561 
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Aus diesen’ Zahlen. st, die auf landwirtschaftlichem Gebiete 
geleistete Arbeit zu entnehmen. Besonders auffallend ist 
die Vermehrung der Weizenanbaufläche — auf Kosten des 
Anbaues von Korn — und die merkliche Zunahme der An- 
baufläche von Hafer. Dem Kartoffelbau wird gleichfalls 
erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet, während, bedingt 
durch die Krise auf dem Weltzuckermarkt, der Rübenanbau 
in den letzten Jahren zurückgeht. Insbesondere das Jahr 
1928 weist hier einen Rückgang um mehr als 10% auf. 
Bestimmend für die Entwicklung ist, daß die tschecho- 
slowakische Zuckerproduktion mit zwei Dritteln auf die 
Ausfuhr angewiesen ist, und daß sich derzeit bei einer 
Inlandsverwertung von 19-43 ёК je Zentner Rübe eine Aus- 
landsverwertung von lediglich rund 14 ČK erzielen läßt, 
Hinsichtlich der Viehhaltung ergeben sich fol- 
gende Zahlen: - Я 
1910 1920 1925 


Riderin mt tu" 1.595.614 4.876.765 4.691.320 
Schweine... . . . 2,515.782 2,200.000 2,589.201 
EE , .. 1,822.842 985.526 861.128 
Ziegen . u. vs 711.196 1,220.752 1,244.701 


Während die Zahl der Schafe. trotz der Förderung 
der Zucht während des Krieges abgenommen hat, hat der 
Bestand an Ziegen bedeutend zugenommen. Dies ist. ur- 
sprünglich eine Folge der Kriegswirtschaft, derzeit aber 
vornehmlich darauf zurückzuführen, daß die Zahl der Er- 
gänzungswirtschaften trotz der Bodenreform eine Steige- 
rung erfahren hat. In der Rinderhaltung ist eine Vermeh- 
rung der Zahl der Tiere in allen Stallungen festzustellen. 
Allerdings läßt die Qualität noch manches wünschen, 
Wir finden eine starke Vermehrung des Jungviehs und 
eine kleine Vermehrung der Marktviehbestände. Zug- 
ochsen wurden vielfach durch Pferde, in. größeren Be- 
trieben auch durch Traktoren ersetzt. Auffallend hingegen 
ist der bedeutende Rückgang in den Mastviehbeständen, 
zum Teil eine Folge der Auflösung der landwirtschaftlichen 
Großbetriebe durch die Bodenreform. Notwendig ist hier 
eine intensive Schulung des Kleinlandwirtes, damit dieser 
der Qualitätsproduktion mehr Beachtung schenkt. 

Eine weitere Voraussetzung für diese notwendige Um- 
stellung ist eine Verbesserung der derzeit unzureichenden 
Rentabilität. der Erzeugung von hochgewichtigen Tieren, 
was nur im Wege der Einführung von Gewichtszöllen an 
Stelle der bisher in Geltung stehenden Stückzölle möglich 
sein dürfte, Die derzeitigen Produzentenpreise sind jeden- 
falls völlig unzureichend. Ähnlich liegen die Verhältnisse 
in der Sehweinezucht. Wohl sind die Bestände hier etwas 
höher als in der Vorkriegszeit, doch ist anderseits der 
Schweinefleischverbrauch in ständiger Zunahme begriffen, 
desgleichen die Ausfuhr an Selchwaren. Die Vermehrung 
der landwirtschaftlichen Kleinbetriebe hätte gleichfalls ein 
größeres Plus erwarten lassen. Auch hier ist von entschei- 
dendem Einfluß die ungünstige Relation zwischen Produ- 
zenten- und Konsumentenpreis, auch hier wird sich die 
notwendige Verbesserung der Rentabilität nur im Wege 
der Einführung von Gewichtszöllen durchführen lassen, da 
die für die Erzeuger ungünstige Marktlage vornehmlich in- 
folge des scharfen Wettbewerbes durch die Einfuhr pol- 
nischer Schweine hervorgerufen ist. Daneben ist natür- 
lich auch eine Verbesserung der Züchtungsmethoden un- 
vermeidlich. 

Durch die Gründung zahlreicher Molkereigenossen- 
schaften und durch die Ausgestaltung alter Betriebe mit 
modernen Maschinen hat sich die Milch erzeugung nach 
Menge und Qualität beträchtlich gehoben. Die Erzeugung 
der Republik erreicht heute einen Wert von 5 Milliar- 
den CK. Die Erzeugnisse selbst sind auch mit denen Däne- 


marks und anderer Staaten, deren _Hochwertigkeit noto- 
risch ist, konkurrenzfähig. Allerdings sind die Ergebnisse 
nieht .gleichmäßig. ` So beträgt beispielsweise die durch- 
schnittliche Jahresmilchproduktion in der Slowakei ledig- 
lich 1440 1 je Kuh, in Karpathenrußland 1080-1, während 
їп den kontrollierten Stallungen der -deutschen Gebiete 
Mährens (Mährisch-Neustadt) Durchschnittsleistungen von 
2361 und Höchstleitsungen von 5454 1 erzielt werden. 
Die gesteigerte Milchproduktion ist jedoch nicht völlig 
problemlos, da sich bereits Absatzstörungen zeigen. Wäh- 
rend früher beträchtliche Mengen, besonders südmährischer 
Milch (1925: 4922 Waggon), ausgeführt wurden, vor- 
nehmlich nach Wien, hat sich in den letzten Jahren Öster- 
reich durch seine großzügige Förderung der landwirt- 
schaftlichen Produktion unabhängig‘ gemacht. Zwar. ge- 
lang es, im Inland die dänische Butter und den auslän- 
dischen Käse allmählich zu verdrängen, doch besteht. nach 
wie vor ein Butterüberschuß, der im Ausland nur zu un- 
befriedigenden Preisen abgesetzt werden kann. Der der- 
zeitige Zustand, das Vieh auszumelken und als Brakvieh 
zu verkaufen, ist unhaltbar und die Umstellung einzelner 
Betriebe von der Milchwirtschaft zur Schlachtviehproduk- 
tion eine Notwendigkeit. 

Agrarpolitisch von Bedeutung ist auch die sinkende 
Tendenz der Gersten- und M alz exporte, die gleich- 
falls Umstellungen 'erfordern. Es wurden schon Weizen- 
und Haferanbauaktionen eingeleitet, deren Erfolge sicht- 
bar sind. Dem Anbau von Brotgetreide, dessen Preisent- 
wicklung dureh die Einführung fester Zölle eine Besse- 
rung erfahren hat, wird aber auch weiterhin erhöhte Be- 
achtung geschenkt werden müssen. Entscheidend ist die 
Tatsache, daß rund ein Fünftel des Getreidebedarfes, ein 
Sechstel des Fleischbedarfes und ein Viertel des Fett- 
bedarfes der Republik im letzten Jahre eingeführt werden 
mußte. Dies ist in Verbindung mit der rückläufigen Ten- 
denz unserer Milch-, Gerste- und Zuckerausfuhr  entschei- 
dend. 

In den Nachkriegsjahren wurde dem Meliora- 
tions wesen erhöhte Beachtung geschenkt, und zwar 
wurden seither 1348 Meliorationen mit einem Gesamtauf- 
wand von 847 Mill. &K. durchgeführt, die sich wie folgt 
verteilen: 


Ehe ng pn ashi dad s 36.824 Hektar 
Mähren. gadaian mh Ё 17.77 p 
ScEnE ee ae . 8.160 S 
eu UE 
Karpathenrußland . . . . . . 659 o 


Da der Staatsbeitrag zum Meliorationsfonds im Jahre 
1923 von 15 auf 30 Mill. erhöht und seither auf diesem 
Stand belassen wurde, hat sich auch der Umfang der Ar- 
beiten erweitert. So wurden im Jahre 1923 4000, im Jahre 
1926 21.000 ha entwässert. 55 

Gut ausgebaut ist das landwirtschaftliche Genos- 
senschaftswesen, so’ daß dieses sowohl in der 
Kapitalsbeschaffung als auch im Bezug landwirtschaft- 
licher Bedarfsartikel und Erzeugnisse klaglos funktioniert. 
Der jährliche Umsatz der genossenschaftlichen Lager: 
häuser wird auf rund 250.000 Waggon geschätzt. Die ge- 
nossenschaftlichen Molkereien sind an der gesamten Milch- 
verwertung mit 70%, die genossenschaftlichen Spiritus- 
brennereien mit 50% an dem gesamten Spirituskontingent 


` beteiligt. Schwierigkeiten bereitet hingegen die Absatz- 


frage. Auf dem Gebiete der Getreide-, Flachs-, Gemüse- 
und Obstverwertung, besonders aber auf dem der Vieh- 
verwertung, ist noch viel Arbeit notwendig. Es handelt 
sich hier nicht allein um den Absatz, sondern auch um 
Qualitätsverbesserung, Rationalisierung und Typisierung. 
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Die landwirtschaftliche Bodenreform der Tschechoslowakei. 


Von Dr. Camillo 


ie von Rußland ausgehende Agrarrevolution 
hat auch die Bodenreform der Tschechoslo- 
wakei ausgelöst, die im Hinblick auf die 
bisherige notorisch "intensive Bewirtschaf- 
tung des landwirtschaftlichen Bodens der 
С Republik und wegen des, absolut genommen, 
bedeutenden Flächenmaßes, welches bei der Reform zur 
Handänderung zu gelangen hat, für die Zukunft der Land- 
wirtschaft von nicht geringer Bedeutung ist. 

Eine amsehnliche Reihe von Gesetzen enthalten die 
Normen für diese Reform. Deren Grundprinzipien sind 
folgende: 

Alle Bodenkomplexe, einschließlich des 
großen Besitzes, sind vom Staat in Beschlag genommen, 80- 
ferne das siner Person oder einer Gruppe von Miteigentümern 
gehörende Ausmaß größer ist als 150. ha landwirtschaftlichen 
Bodens oder 250 ha überhaupt. Von der Beschlagnahme ist 
nur der Staats-, Landes-, Bezirks- und Gemeindebesitz ausge- 
nommen. Der Eigentümer hat auf Grund des $ 11 des Be- 
schlagnahmegesetzes Anspruch auf Freigabe einer Fläche von 
150, bezw. 250 ha (die fallweise auch auf 500 ha vergrößert 
werden kann). Es kann ihm jedoch auch noch unter zwei 
anderen Titeln ($ За des Beschlagnahmegesetzes: Rechtlicha 
und wirtschaftliche Selbständigkeit der Objekte, und $ 20 des 
Zuteilungsgesetzes: Schutz historischer Denkmals, Parkan- 
lagen, Naturparks usw.) noch ein weiteres Ausmaß beschlag- 
nahmter Fläche belassen werden. Das nach Befriedigung des 
Anspruches der Eigentümer verbleibende Ausmaß wird ent- 
eignet und aufgetailt. р ) 

Die Durchführung der Reform wurde dem staatlichen 
Bodenamt übertragen, derart, daß dieses nach freiem 
Ermessen die beschlagnahmten Besitzungen enteignet und 
sie zuteil. Nach den Gesetzen haben fast alle auf dem 
Lande lebenden Personen Anspruch auf Zuteilung, ohne 
daß ihnen allerdings ein subjektiver Anspruch zuerkannt 
wurde. Die Auswahl unter den Bewerbern nimmt das 
Bodenamt nach freiem Ermessen vor. Eine Ausnahme 
bildet lediglich die Zuteilung der langjährig gepachteten 
Grundstücke in das Eigentum der Pächter, die alle ein sub- 
jektives Anspruchsrecht besitzen. Der Anspruch des Staa- 
tes auf Zuteilung beschlagnahmten Bodens muß gleichfalls 
erfüllt werden. Selbst bei den. sogenannten  freihändigen 
Abverkäufen auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen des 
$ 7 des Beschlagnahmegesetzes bestimmt das Bodenamt 
die Käufer. Die Zuteilung des beschlagnahmten landwirt- 
schaftlichen Bodens erfolgt entweder als Anliegerzuteilung, 
als Innensiedlung (Schaffung von bäuerlichen Wirtschaften), 
oder es werden Restgüter (Betriebseinheiten im Ausmaß 
von 40 bis 200 ha) gebildet. Diesen kommt die Aufgabe. zu, 
das Gebäudekapital der aufgeteilten Meierhöfe zu ver- 
werten. 

Die Enteigneten erhalten als Entschädigung 
die Durchschnittspreise der Jahre 1913 bis 1915, wobei eine 
Goldkrone einer tschechoslowakischen Krone gleichgesetzt 
ist. Diese Festsetzung entspricht ungefähr einem Sechstel 
des gegenwärtigen Wertes. Der Zuteilungspreis, den die mit 
Boden Beteilten dem Bodenamt zu zahlen haben, ist zufolge 
verschiedener Zuschläge ungefähr doppelt so hoch wie der 


gebundenen, 


Landwirtschaftlicher Boden in ha 


Land Ee Prozent insgesamt 
Böhmen)", ор zus тупп APR 528.761 171 3,087.966 
Mähren! >.] . uibiswion. HIGA- 163.929 129-1 1,358.743 
Бам. "gd bes ehrt -aaf 41.096 171 239.515 
Slowakei und Karpathorußland 495.902 175  2,839.174 
Tschechoslowakische Republik. . 1,229.688 165 7,525.398 
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Übernahmspreis, den die Enteigneten erhälten. Trotzdem 
erreicht er nicht einmal die Hälfte der gegenwärtigen 
Bodenpreise. Die Entschädigung erfolgt durch das Boden- 
amt. Die mit Boden Beteilten sind gleichfalls dieser Stelle 
verpflichtet. Nur bei einzelnen Zuteilungsaktionen waren 
die hieraus resultierenden Zahlungen, deren Höhe wiederum 
das Bodenamt bestimmt, уоп den Erwerbern direkt an die 
Enteigneten zu entrichten. (Zuteilung der langjährig ver- 
pachteten Grundstücke und der zerstreut liegenden Par- 
zellen, Bauaktion, Abverkäufe nach $ 7 des Beschlagnalime- 
gesetzes.) 

Die im obigen angeführten gesetzlichen Bestimmungen 
geben nur in ganz groben Umrissen ein Bild der Boden- 
reform, doch dies genügt, um ihre Durchführung und ihr 
Ergebnis richtig zu beurteilen. 

Ф 


Das Bodenamt hat eine Konskription des beschlag- 
nahmten Bodens vorgenommen, aus der der Anteilder 
Großbetriebe an der land- und forstwirtschaftlich 
genutzten Fläche ersichtlich wird: (Siehe Tabelle unten.) 

Wir können feststellen, daß die agrarischen Großbetriebe 
in der Republik überwiegend: Waldgroßbetriebe sind. 
Nur 165% des landwirtschaftlich genutzten Bodens wird in die- 
ser ‚Betriebsform bewirtschaftet. Insgssamt unterliegt der Besitz 
von 1730 Eigentümern der Reform. Es entfällt auf einen Eigen- 
tümer somit durchschnittlich 710 ha landwirtschaftlich genutzter 
Fläche. Dieser Feststallung kommt eins gewisse Bedeutung zu. 
Es wurde nämlich die Anschauung vertreten, daß für die tsche- 
choslowakische Landwirtschaft die Latifundienbesitzungen 
typisch seien. Es ist zwar richtig, daß große Besitzkomplexe 
in einer Hand vereinigt waren (Besitzakkumulation). Es ist auch 
zu beachten, daß in Böhmen, Mähren und Schlesien die Betriebs- 
form landwirtschaftlicher Latifundien fehlt. Der Besitzkomplex 
zerfällt in mehrere, oft in den verschiedensten Teilen der Repu- 
blik gelegene Harrschaften, in sich geschlossene Betriebsein- 
heiten. Überdies sind die Domänen überwiegend in Meisrhöfe 
untergegliedert, die wisderum voneinander räumlich getrennt 
sind. So wird der beschlagnahmte: landwirtschaftliche Boden in 
den historischen Ländern im Ausmaße von 788.786 һа in 4064 
Meierhöfen bewirtschaftet. Auf je eine dieser untersten Betriebs- 
einheiten entfallen somit durchschnittlich nicht mehr als 180 Һа. 
In diesen Gebieten gab es somit keine landwirtschaftlichen. Be- 
triebslatifundien, es fehltən daher ihre wirtschaftlichen und 
auch ihre sozialpolitischen Folgeerscheinungen. 

Bis Ende 1927 war auf 1,087.780 ha landwirtschaftlichen 
Bodens die Bodenreform beendet. Das Ergebnis ist in nach- 
stehender Übersicht zusammengsfaßt: 
(Siehe Tabelle Seite 137.) 

Die landwirtschaftliche Bodenreform war zu Beginn 
des Jahres 1928 bis auf einen geringen Rest, der zum über- 
wiegenden Teil in der Slowakei liegt, abgeschlossen. Von 
der noch zur Aufteilung bereitstehenden Fläche sind über- 
dies noch zumindest 30.000 ha in Abrechnung zu bringen, 
da von den 1730 Eigentümern beschlagnahmter Besitzungen 
bisher nur die von 1587 Gutsbesitzern gestellten Ansprüche 
nach § 11 des Beschlagnahmegesetzes auf Belassung be- 
schlagnahmter Besitzungen im freien Eigentum erledigt 
wurden. 

Von größtem Interesse ist die ArtderZuteilung, 
da sie die künftige landwirtschaftliche Produktionsrichtung 


Sonstiger Boden in ha Insgesamt in ha 


KS Prozent insgesamt ыыта Prozent insgesamt 
1,045.622 494 2,117.842 1,574.383 ` 30'2  5,205.308 
474.340 544 871.608 638.269 9286  2,230.351 
91.658 467 202.484 135.754 30:7 441,999 
1,118.756 886 8,882.496 1,614.658 262 6,171.670 
2,788.876 in 6,528.930 8,968.06%® 28:9 14,019.398 


Sonstiger 
Boden Ins- 
in ha gesamt 
(Wälder in ha 
usw.) 


Landw. 
Boden 
in ha 


Art der Zuteilung 


Zuteilung an die langjährigen Pächter, 
die beschlagnahmte Grundstücke 

mindestens seit dem Jahre 1901 

gepachtet hatten ..... . 

Zuteilung beschlagnahmter Grund- 

stücke zu Bauzwecken . . . · . 

Zuteilung beschlagnahmter Grund- 
stücke, die, zerstreut liegen. - - · 
Zuteilung beschlagnahmter Grund- 
stücke im ordentlichen Zuteilungs- 
verfahren 
Zuteilung CHEN Ee Grund- 
stücke an den Staat } 
Verkäufe beschlagnahmter Besitzun- 
gen mit Zustimmung des Boden- 
amtes auf Grund des $ 7 des Ве- 
schlagnahmegesetzes 
Den Eigentümern beschlagnahmter 

Besitzungen wurden im freien Eigen- 

tum belassen: 

а) auf Grund $ За des Beschlag- 
nahmegesetzes(rechtlichund wirt- 
schaftlich selbständige Objekte) 

b) auf Grund $ 20 des Zuteilungs- 
gesetzes (Historischer Denkmal- 
schutz її лр! ил HT o 19.515 191.820 

с) auf Grund дев $ 11 des Beschlag- 
паһтекеве{тев._........ 277.769 . 190.975 168.711 


. 303.097 . 385,201 688.298 


80.895 
6.811 


80.895 = 
6.311 SS 


9.302 en 9:302 


470.301 
18.117 


96.556 566.857 
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198.140 216.257 


149.757 120.646 270.408 


5.813 2.906 8719 


210.835 


Insgesamt .: . 
Es standen anfangs 1928 zu Boden- 
reformzwecken noch zur Verfügung 1,191.908 1,932.833 2,124.741 
Es waren ursprünglich beschlagnahmt 
SOWESON, уер Б-ти ЕНЕ? 1,229.688 2,733.376 3,963.064 
bedingt. Bei der Zuteilung der langjährig gepachteten 
Grundstücke in das Eigentum der Pächter erhielten rund 
100.000 Personen Boden zugewiesen, so daß auf je einen 
Erwerber durchschnittlich 0'8 ha entfiel. Diese Aktion ist 
wirtschaftlich und sozial ein großer Erfolg, da das labile 
Pachtverhältnis durch das stabile Eigentum ersetzt wurde. 
Es erfolgte aber keine Änderung in der bisherigen Bewirt- 
schaftungsform, da die Grundstücke seit einer Reihe von 
Jahren in der Form der Ergänzungswirtschaft, respektive 
des Kleinbetriebes bewirtschaftet wurden. Bei allen übrigen 
Zuteilungsarten findet jedoch eine derartige Änderung statt, 
allerdings mit einer Einschränkung hinsichtlich der Rest- 
güter, die auch ooch der Zuteilung als Großbetriebe zu 
klassifizieren sind. 

Bei der Zuteilung der zerstreut liegenden Parzellen 
(Zuteilung im abgekürzten Verfahren) erhielten 17.588 Be- 
werber 9301 ha, somit durchschnittlich je Kopf 0-53 ha. 

Sowohl bei den Abverkäufen auf Grund der Bestim- 
mungen des § 7 des Beschlagnahmegesetzes als auch bei 
der Zuteilung von Baugrundstücken fehlen die Angaben, 
wieviel Bewerber hiebei Boden erhalten haben. Aus den 
Publikationen des Bodenamtes ist lediglich zu entnehmen, 
daß bei den ersten 28.665 ha an 301 Bewerber in Form von 
Restgütern abgegeben wurden. Der Rest, vornehmlich land- 
wirtschaftlicher Boden, wurde zumeist in kleineren Aus- 
maßen verkauft. 

Durchaus bedeutsam sind die Ergebnisse des ordent- 
lichen Zuteilungsverfahrens, da hier die neue, 
durch das Bodenamt durchgeführte Besitzverteilung ver- 
wirklicht wurde. Siet) sind aus nachstehender Übersicht 
zu entnehmen: 


з) Überdies wurden bei dieser Zuteilungsform in Böhmen 
9600 ha, in Mähren und Schlesien 4879 ha, in der Slowakei1049 ha, 
insgesamt 15.528 ha Waldboden zugeteilt. 


Hievon entfallen auf: 


8 м 0 Б) я я н © SCH 
SR Ee E 
= В mo E 585 
8 ga o fag а NBE 
ER Kee re а Sei 

ha ha ha ha 
Böhmen RER ER 999.469 156.742 132.060 65.720 858 
Mähren und Schlesien 82.950 63.551 68.527 19,399 289 
Slowakei `, 228.894 209.178 98.982 19.716 127 
Karpathorußland 17.023 15.7101 10.201 1.309 12 
Insgesamt... . 551.329 445.185 301.720 106.144 1.231 


Von dem derart zugeteilten Boden entfallen auf Rest- 
güter 106.144 ha (19-2%), auf die Kleinzuteilungen 445.185 ha 
(80-8%). 

Im Wege des freihändigen Abverkaufes wurden, 
wie bereits erwähnt, gleichfalls 301 Restgüter im Ausmaße 
von 28.665 ha gebildet, so daß bisher 1532 Restgüter im Aus- 
maße von 134,809 ha als neue Betriebstype (Rittergut) ent- 
standen. 


Mit Restgütern wurden beteilt: 


Ehemalige Puente tiS Дз HE 508, 1; 327 (21'3 Prozent) 
Ehemalige Bedienstete .  . 2 ...2., 537 (851 a Ei 
Sonstige Landwirte .. vn 2 u (Sab poti 
Gogen:Tausche .......... у... мг (өл 50010) 
КЕШНӘП ө А, GT ber", SL, aen 38 (25 age) 
Sonstige physische Bewerber... . . . 188 (90 ино) 
EE DRI, отли „DIES OH 67 (£4 097) 
TARMO RN nR a2 дарх ирынадо ох) 16 (10 #58) 
Bezirkes, эпо. Ae aulangesı „Ar 09,91 5 (08 el El 
Guten 19119 DÉI UE MU, ad 37 (24 1:979) 
Landeskulturräte . . .. 2... 22.0. 5 (08 ТО) 
Öffentliche Fonds. . : :2..2.20.. 7(05 Sech 
Humanitäre Anstalten. `... 12 (07 ech 
Schulen und Fachkörperschaften . . .. 10 (07 1908) 
Genossenschaften . . ......... 97 (68 5990) 
Aktiengesellschaften ._......... 39 (26 Е 052) 


Insgesamt . . . 1.582 (100°0 Prozent) 


Bei der Kleinzuteilung wurden 24.479 ha zur Bildung von 
Kolonien — mittlaren. Bauernwirtschaften — verwenäet., Es 
wurden in Böhmen 881, in Mähren und Schlesien 161, in der 
Slowakei 1078 und in Karpathorußland 109 Familien angesiedelt, 
unter diesen 176 Reemigrantenfamilien. Die Kolonien wurden 
überwiegend in bereits bestehenden Ortschaften errichtet. Aus- 
nahmen ergaben sich in der Slowakei und in Karpathorußland, 
wo im Wegs der Innenkolonisation 25, respektive 3 neue Ort- 
schaften gebildet wurden, Diesen wurden 2928 ha Gemeinde- 
gut zugateilt. Bei der Innensiedlung entfallen durchschnittlich 
zirka 146 ha auf eine Familie. 

Für die Anliegersiedlung wurden auf 303.041 Bewerbar 
418,378 ha verwendet. Es entfiel auf einen Bewerber durch- 
schnittlich in Böhmen 115 һа, in Mähren und in Schlesien 
0'97 ha, in der Slowakei 1'96 ha, in Karpathorußland 139 ha: die 
durchschnittliche Zuteilung in der Republik baträgt 138 ha. 


Das sind die zahlenmäßigen Ergebnisse der land- 
wirtschaftlichen Bodenreform. Bevor auf ihre wirtschaftliche 
und sozialpolitische Auswirkung eingegangen werden soll, 
muß noch ein Problem erwähnt werden, dessen Bedeutung 
für die Erreichung der im Wege einer jeden Agrarreform 
angestrebten wirtschaftlichen und sozialpolitischen Ziel- 
setzung ausschlaggebend ist. Dieses Problem ist die Kapi- 
talsaufbringung. Die tschechoslowakische Boden- 
reformgesetzgebung hat im Gesetze vom 11. Ш. 1920, С. S. 
Nr. 166 zwar diesen Fragenkomplex unter Berücksichtigung 
der allgemeinen agrarpolitischen Forderung undunter Ver- 
wertung der in Deutschland bei der Innenkolonisation ge- 
sammelten Erfahrungen geregelt. Allein der Hauptfehler 
der hier angewandten Kapitalsbeschaffungsart liegt darin, 
daß nicht der Staat selbst die notwendigen Kredite bei- 
stellt, sondern daß er die Privatindustrie. Меш betraut. 
Die wirtschaftliche, vornehmlich die geldmarktmäßige 
Entwieklung verhinderte aber, daß der gewaltige, für die 
Umstellung von Groß- auf Kleinbetrieb notwendige Kapi- 
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talsbedarf auf diesem Wege tatsächlich hätte befriedigt 


werden können. 

Die Höhe des durch die Bodenreform ausgelösten Ge- 
samtkapitalsbedarfes läßt sich auf Grund nachstehender Er- 
wägungen errechnen: 

Insgesamt werden zirka 887.000 ha landwirtschaftliche 
Fläche ihre Eigentümer wechseln. Dar ‚Durchschnittszu- 
teilungspreis je Hektar stellte sich bisher auf zirka 4000 &K, 
so daß der Grundankauf allein mehr als 35 Milliarden CK er- 
fordert. Die Vermehrung des lebenden Inventars der mit. Boden 
Beteilten beansprucht zumindest 2 Milliarden &К, die Ver- 
mehrung des toten Inventars (Neu-, Um- und Zubauten), be- 
sonders die Errichtung der Kolonien weitere 15 Milliarden К. 
Insgssamt ergibt sich daraus ein Bedarf von annähernd 
7 Milliarden &K für die Bewerkstelligung der angestrebten 
Umstellung. Dazu kommt, daß. gemäß. der sozialpolitischen 
Funktion der Agrarreform (Aufstieg des Nichtbesitzenden zum 
Besitzenden) ein Großteil dieser Kapitalien den Bewerbern in 
Kreditform zur Verfügung zu stellen gewesen wäre. 

Dis Kredithilfe zeitigte hingegen bis Ende 1927 
folgende Ergebnisse: Es wurden 3888 Mill. CK als Besitzkredit, 
561 Mill. &K als Betriebskredite und 745 Mill. &K als Bau- 
kredite — insgesamt 5194 Mill. EK — gewährt. Von dieser 
Summe sind eigentlich 2098 Mill. CK Besitzkredite abzuziehen, 
da in diesem Umfang die Zahlung des Übernahmepreises vom 
Bodanamte kurzfristig gestundet wurde. Die Fundierung dieser 
Kredite innerhalb eines relativ kurzen Zeitraumes wird sich во- 
mit nicht vermeiden lassen. Die tatsächliche Kredithilfe umfaßt 
demnach lediglich einen Betrag von 309'6 Mill. Hievon wurden 
78:9 Mill. Besitzkredite, 3 Mill. Betriebskredita und 745 Mill. 
Baukredite der Innenkolonisation zugeführt. Es entfallen daher 
auf 1 ha Innensiedlung 6390 &K, respektive auf eine Siedlungs- 
stelle zirka 98.100 &K. Die Schaffung einer Kolonistenstelle er- 
fordert rund 150.000 bis 250.000 &K, so daß diese Aktion mit 
verhältnismäßig ausreichenden Mitteln dotiert worden ist. 

Auf die Innensiedlung entfallen пиг 26.807 ha, hingegen 
aber 1564 Mill. &K Kredite. Für die restlichen aufgeteilten 
689.000 ha verbleiben somit 1532 Mill. &K, das sind је ha 
220 &К. 

Wenn auch angenommen werden kann, daß sich die 
örtlichen Kreditinstitute (Raiffeisenkassen usw.) an der 
Finanzierung beteiligt haben, so ist der derart aufgebrachte 
Betrag gering und erreicht kaum die Höhe von 200 Mill. ek. 
Praktisch genommen wurde also die Bodenreform mit dem 
Eigenkapital der Erwerber finanziert, ein Er- 
gebnis, das entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
und gemäß der Wirtschaftslage nicht anders zu erwarten 
war, Allein dies hatte zur Folge, daß die mit Boden Be- 
teilten vornehmlich nur den Kaufpreis entrichteten. Die 
Aus- und Umgestaltung der neu entstandenen und ver- 
größerten Wirtschaften unterblieb infolge Kapitalsmangels 
nahezu vollkommen. 

+ 

Fassen wir das Ergebnis der landwirtschatflichen 
Bodenreform zusammen: 

21. Der Anteil der Großbetriebe an landwirtschaftlich 
genutztem Boden ist heute auf zirka 6% zurückgegangen. 


Die Zukunft wird entscheiden, ob und inwieweit ein der- 
artig geringer Prozentsatz der Struktur der tschechoslowa- 
kischen Landwirtschaft entspricht. 

2. Die Zuteilung erfolgte in überwiegendem ‘Maße als 
Anliegersiedlung. Das auf einen Bewerber entfallende Aus- 
maß zugeteilten landwirtschaftlichen Bodens. beträgt nur 
rund 1'3ha. Dadurch wurde nicht die Vergrößerung von 
Ergänzungswirtschaften auf selbständige Wirtschaften er- 
zielt. Es wurde vielmehr ausschließlich auf Kosten einer 
planmäßigen Wirtschaftsausgestaltung die Befriedigung 
eines Maximums von Bewerbern angestrebt und verwirk- 
licht. In der Mehrzahl der Fälle wurde der Charakter der 
Ergänzungswirtschaiten nicht geändert. Überdies . wurden 
vielfach durch Zuteilung von kleinen Flächen an Bewerber, 
die bisher keinen Grund und. Boden besaßen, Ergänzungs- 
wirtschaften neu geschaffen. Deren Zahl hat sich somit trotz 
der Bodenreform vermehrt, wiewohl anfangs deren ursprüng- 
lich große Zahl ausschließlich auf das Vorhandensein der 
landwirtschaftlichen Großgrundbesitze zurückgeführt wurde 
und deren Restriktion als eine der Aufgaben der tschecho- 
slowakischen Bodenreform bezeichnet wurde. 

3. Eine Kommassierung unterblieb bisher, obwohl ge- 
rade diese mit der Zuteilung leicht hätte verbunden werden 
können. Die unproduktive Fläche an Grenzrainen, Wegen 
usw. wurde stark vermehrt, da die geringe Zuteilung 
(durchschnittlich 1'3 ha) in einer Mehrzahl der Fälle nicht in 
einer, sondern in mehreren Parzellen erfolgte. 

4. Das teilweise Versagen der Reform wurde. teils 
durch das Fehlen ausreichender Kreditunterstützungen, teils 
durch die Bestimmung des Preises des beschlagnahmten 
Bodens, teils durch die Politisierung der Zuteilung verur- 
sacht. Der Zuteilungspreis beträgt ungefähr die Hälfte bis 
ein Drittel des Preises auf dem freien Markt. So wurde der 
Bodenhunger ungeheuer gesteigert, denn jede Zuteilung be- 
deutete Bereicherung. Infolge der Politisierung der Aktion 
wurde in zahlreichen Fällen Boden an minder oder über- 
haupt nicht qualifizierte Bewerber zugeteilt. Auf das Fehlen 
der Kreditunterstützung ist das Unterbleiben der unbedingt 
notwendigen Umorganisierung der bisher als Großbetrieb 
bewirtschafteten Fläche zurückzuführen, 

Die tschechoslowakische Bodenreform wollte bessere 
und vor allem stabilere Eigentums- und Betriebsverhältnisse 
schaffen. Ihre Aufgabe hat sie nur zum Teil erreicht. Erst 
in den kommenden Jahren wird, nach Aufhebung der auf 
zehn Jahre nach der Zuteilung noch wirksamen Sperre 
der Ausgleich erfolgen, dann erst- wird durch die freie 
Konkurrenz, ohne Rücksicht auf die seinerzeitigen politi- 
schen Erwägungen, neu zugeteilter Boden aus den Händen 
der gegenwärtigen Eigentümer in die Hände der tüchti- 
geren Wirtschafter übergehen. 


Das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen der Deutschen 
in der Tschechoslowakei. 


Von Dr. Mor 


ie Erkenntnis der Grundlagen und der wirt- 
schaftlichen Funktion des Genossenschafts- 
wesens, besonderg in der Landwirtschaft, 
wird weit mehr, als dies bisher geschehen ist, 
beachtet werden müssen. Auf der Weltwirt- 
- schaftskonferenz in Genf wurde seine Bedeu- 
tung darin gefunden, daß es die Besserung der Lebensbedin- 
gungen der Landwirte herbeiführt und damit gleichzeitig 
zum allgemeinen Wohl beiträgt. Die genossenschaftlichen 


iz Weden, Prag. 


Einriehtungen erhöhen die Kaufkraft der Landwirte als Er- 
zeuger wie als Verbraucher, „fördern den wirtschaftlichen 
Fortschritt durch die Steigerung der Leistungsfähigkeit und 
die Verbesserung der Erzeugnisse, sie ermöglichen eine rest- 
lose Verwertung der Bodenerzeugnisse und der Neben- 
produkte und tragen zur Gewinnung von Absatzmärkten 
durch Methoden bei, welche die Verteilungskosten auf ein 
Mindestmaß senken. 

Die primitive Auffassung der Grundlagen des Ge- 
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nossenschaftswesens, welche in der Theorie wie in der Wirt- 
schaftsgeschichte gefunden wird und welche als Begrün- 
der des Genossenschaftswesens „uralte, in der Menschen- 
brust schlummernde Triebe und wirtschaftliche Zweck- 
mäßigkeiten“ erbliekt und die Meinung vertreten hat, daß 
„genossenschaftliche Bildungen, ja die Genossenschafts- 
wirtschaft am Anfang der Wirtschaftsgeschichte steht“ 
(Wygodzinski), kann nur dann aufrechterhalten bleiben, 
wenn man in den Organisationen der grauen Vergangenheit, 
іп йет Flurzwang, in der Almende, in der Mark, später in 
den 'Zünften usw. tatsächlich 'Vorläufer des modernen ge- 
nossenschaftlichen Wesens erblickt. 

Wie verschieden aber das moderne Genossenschafts- 
wesen von jenen wirtschaftlichen Gebilden ist, zeigt eine 
Vergleichung' der oben dargelegten Stellungnahme der 
Wirtschaftskonferenz in Genf zu Чеп Genossenschaften mit 
den Äußerungen, die in dieser Konferenz über die Kar- 
telle gemacht wurden: 

Die Kartelle können eine systematischere Entwicklung 
der Produktion und Herabsetzung der Unkosten durch bes- 
sere Ausnutzung der bestehenden Produktionsmittel, ratio- 
nellere Entwicklung neuerer Produktionsanlagen und 
zweckmäßige ‘Gruppierung der Unternehmungen bewirken, 
sie mildern unwirtschaftliche Konkurrenzkämpfe und ver- 
mindern die aus den Konjunkturschwankungen entstan- 
denen Schäden. ‘Also fast die gleichen Gedanken bei der 
Beurteilung der beiden Organisationsformen. Es ist hier 
nieht möglich, die grundlegenden Unterschiede der beiden 
auseinanderzusetzen und herauszuarbeiten. Ich will nur 
darauf verweisen, daß die Möglichkeit der Vergleichung der 
Genossenschaft mit der feinst ausgebildeten wirtschaftlichen 
Vereinigung, dem Kartell, wohl ein schlagender Beweis da- 
für ist, daß die moderne Genossenschaft auf ganz anderen 
Grundlagen sich aufbaut und auswirkt, als jene der Ver- 
gangenheit. Daß man also bei ihrer Behandlung in Gesetz- 
gebung und Wirtschaft sich daran gewöhnen muß, die Maß- 
stäbe anzulegen, die seit langem bei den Organisationen in 
Industrie und Handel verwendet werden. Hiebei dürfen die 
Rücksichten, welche die aueh heute noch wirksamen Grund- 
sätze der Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverant- 
wortung bei der Zusammensetzung der ‚Genossenschaften 
aus wirtschaftlich schwachen Unternehmern ` erfordern, 
keineswegs ausgeschaltet werden. 

In der Tat hat das landwirtschaftliche Genossenschafts- 
wesen die ganze ländliche Wirtschaft aller Kulturländer er- 
faßt und durchdrungen. Es ist die Grundlage für die Er- 
haltung des Bauernstandes und der ländlichen Wirtschaft 
überhaupt geworden. Je ausgebreiteter und gefestigter es 
ist, je mehr es die gesamte Wirtschaftsführung der einzelnen 
ländlichn Unternehmer erfaßt, desto sicherer kann ein Land 
damit rechnen, daß sein Bauernstand erhalten, seine Land- 
wirtschaft sich entwickeln wird. Was dies in der Gegen- 
wart bedeutet, ergibt sich aus den Erfahrungen unserer 
jüngsten Vergangenheit und aus den Bestrebungen jener 
Länder und Staaten, die eine ausreichende Landwirtschaft 
nicht besitzen. = 

Unter den Staaten, welche die besten Erfolge landwirt- 
schaftlicher genossenschaftlicher Einrichtungen aufweisen, 
steht die Tschechoslowakei mit in erster Reihe. Bei 
einer Bevölkerung von zirka 13,600.000 Einwohnern zählt 
man hier 9482 landwirtschaftliche Genossenschaften, 
darunter 5326 Kredit- und 4156 Nichtkreditgenossenschaf- 
ten. Es entfällt somit eine Kreditgenossenschaft auf 2556, 
eine Nichtkreditgenossenschaft auf 1435 Einwohner. Aus 
einer Zusammenstellung Klinderas ergibt, sich, daß 
die Tschechoslowakei in Europa an zweiter Stelle steht, 
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gleich nach dem genossenschaftlich so glänzend entwickel- 
ten Deutschland, in welchem bei einer Einwohnerzahl von 
rund 60 Millionen eine Kreditgenossenschaft auf 2870, eine 
Nichtkreditgenossenschaft auf 1489 Einwohner entfällt. 


Man mag so nüchternen statistischen Daten nicht allzu 
viel Bedeutung beilegen, aber es ergibt sich die über- 
raschende Tatsache, daß bei der Gegenüberstellung auf 
gleichartiger Basis ermittelter Zahlen sich auch die wirt- 
schaftliche Lage des betreffenden Landes widerspiegelt. So 
ergibt die Statistik für Großbritannien, daß eine landwirt- 
schaftliche Kreditgenossenschaft dort auf rund 286.000, 
eine Nichkreditgenossenschaft auf 30.000 Einwohner ent- 
fällt, weil die wenigen wirklich lIandwirtschaftlichen Be- 
triebe dort eine Organisation, welche letzten Endes auf den 
Kredit und Absatz hinzielt, nicht anstreben und vielleicht 
gegenwärtig auch nicht brauchen. In Dänemark bat die Pro- 
duktiv- und Absatzgenossenschaft die höchsten Erfolge. 
(Ausfuhr von Butter und Eiern.) Eine solche Genossenschaft 
entfällt hier schon auf 459 Einwohner, hingegen eine Kredit- 
genossenschaft erst auf 275.000 Einwohner. Der Grund liegt 
darin, daß die Produktiv- und Absatzgenossenschaften dort 
auch die Funktion des Kreditwesens erfüllen oder entbehr- 
lich machen. Österreich weist wie Deutschland und die 
Tschechoslowakei fast gleichartige Verhältnisse auf. Eine 
Nichtkreditgenossenschaft entfällt auf 2150 Einwohner, 
eine Kreditgenossenschaft auf 3850 Einwohner. Die Errich- 
tung der Giro-Zentrale. mit einem Aktienkapital von 
5 Mill. 8, durch welche: das landwirtschaftliche Kreditwesen 
auf eine gesunde Grundlage gestellt wurde, läßt erwarten, 
daß auch die Produktiv- und Absatzgenossenschaften sich 
dort nunmehr rasch entwickeln werden. In Italien entfällt 
eine Kreditgenossenschaft auf 164.000, eine Nichtkredit- 
genossenschaft auf 17.000 Einwohner. Auch diese Zahlen 
zeigen, daß das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen 
mit der Entwicklung der Landwirtschaft Hand in Hand 
geht. Kein klares Bild ergeben die Zahlen für Frankreich. 
Eine Kreditgenossenschaft entfällt auf 4977 Einwohner, 
eine Nichtkreditgenossenschaft auf. 4777 Einwohner. Die 
verhältnismäßig geringe Zahl der Genossenschaften erklärt 
sich dadurch, daß sie in ihren Betrieben durch keine be- 
sonderen Rechtsformen oder besondere Beschränkungen ge- 
hindert sind, daß der französische Landwirt nur einen mäßi- 
gen Kreditbedari hat und daß überdies die Bank von Frank- 
reich jährlich 40 Mill. Francs der Nationalkasse für land- 
wirtschaftlichen Kredit in Paris zu widmen verpflichtet ist. 
Diese Nationalkasse für landwirtschaftlichen Kredit hat 
zum 1. Juni 1926 auf dem Konto der Zuweisungen der Bank 
von Frankreich an 720 Mill. Franes ausgewiesen. Schließ- 
lich sei noch auf die Schweiz hingewiesen, wo eine Nicht- 
kreditgenossenschaft bereits auf 510 Einwohner, eine Kre- 
ditgenossenschaft auf 5516 Einwohner entfällt. 

Auf der Weltwirtschaftskonferenz in Genf wurde den 
landwirtschaftlichen Genossenschaften eine Rationalisierung 
ihrer Betriebe empfohlen. Wie überall, geht auch hier 
Deutschland beispielgebend voran. Die Regierung hat nicht 
weniger als 25 Mill. RM für diesen Zweck gewidmet. Die 
größte. Aktion auf diesem Gebiete aber steht in Vorberei- 
tung, die Vereinigung der großen Genossenschaftsver- 
bände, des Reichsverbandes landwirtschaftlicher Genossen- 
schaften mit rund 26.000 und des Generalverbandes der 
deutschen Raiffeisenkassen mit rund 8700 Genossenschaften, 
zu einem. einzigen einheitlich geführten und: verwalteten 
Verband. 

Im swdetendeutschen Gebiete der Tischecho- 
slowakischen‘ Republik steht das landwirtschaftliche Ge- 
nossenschaftswesen in hoher ‚Blüte. Die genossenschaftlichen 


Grundsätze werden gewahrt und sind in der Organisation 
und їп der Mitgliedschaft tief verankert. Mit Gewissen- 
haftigkeit und Fleiß wurde an der Wegräumung der Folgen 
der Kriegs- und Nachkriegsverhältnisse gearbeitet. Trotz 
der Schwierigkeiten und Wirrnisse in den Geldverhält- 
nissen, trotz der Verluste aus der Kriegsanleihe, trotz der 
Folgen der Deflation und Inflation in den Nachbarstaaten 
blieb der Sparsinn der Landbevölkerung und das Vertrauen 
zu den Raiffeisenkassen und ihren Verbänden ungebrochen 
erhalten. Die Aktionen des Staates zur Milderung der Nach- 
kriegsverluste fanden den Boden durch Selbsthilfeaktionen 
der Genossenschaften wohlvorbereitet. Mag auch nach dem 
Umsturz das deutsche ländliche Genossenschaftswesen sich 
nicht der Bevorzugung und Begünstigung durch die staat- 


_ lichen Organe erfreut haben, mag auch die Gunst der Ver- 


hältnisse den Genossenschaften der slawischen Nationen in 
diesen Jahren große Vorteile gebracht haben, so war die 
harte Schule, durch die die deutschen landwirtschaftlichen 
Genossenschaften der Tschechoslowakei in den ersten Jah- 
ren nach dem Umsturz zu gehen hatten und die sie in stren- 
ger Selbstzucht, Opferwilligkeit, genossenschaftlicher Treue, 
in Disziplin und unbeugsamer Festhaltung der. genossen- 
schaftlichen Grundsätze gegangen sind, der Weg zu ihrer 
Vervollkommnung. und zur Ausgestaltung und Festigung 
ihrer Einrichtungen. 


Am 81. Dezember 1914 zählten die Zentralverbände 
der deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaften in 
Böhmen, Mähren und Schlesien 1451 Genossenschaften, 
darunter 1119 Raiffeisenkassen. Am 31. August 1928 be- 
trug die Zahl der Raiffeisenkassen 1178. Die Zahl der son- 
stigen Genossenschaften (Lagerhäuser-, Molkerei-, Brenne- 
rei-, Elektrizitäts-, Flachsbau-, Mühlen-, Viehverwertungsge- 
nossenschaften usw.) betrug im Jahre 1914 332, im August 
1928 879. Die verhältnismäßig geringe Vermehrung der 
Raiffeisenkassen innerhalb dieser Kriegs- und Nachkriegs- 
jahre erklärt sich dadurch, daß ihr Netz schon vor dem 
Krieg genügend dicht war. Demgegenüber beweist die 
starke Vermehrung der Produktiv-, Verwertungs- und Ab- 
satzgenossenschaften, daß die ländliche Bevölkerung die 
gefestigten Kreditorganisationen zur Förderung der länd- 
lichen Wirtschaft und zur Verbesserung der ländlichen Ver- 
hältnisse zu verwenden wußte. 

Die Verluste infolge der ungünstigen Einlösung der 
Kriegsanleihe, aus der Entwertung der alten Kronen und 
der Einlagen bei der Postsparkasse in Wien, die Folgen der 
Deflation, die den Wert der Warenvorräte und der Forde- 
rungen herabsetzte, der in der Zeit des niedrigen Kurses der 
tschechoslowakischen Krone zu hohen Preisen durchge- 
führten Investitionen, die Verluste aus den in jener. Zeit 
sich häufenden Ausgleichen und Konkursen wurden unter 
Anspannung aller Kräfte durch Sparsamkeit in der Verwal- 
tung, durch Abbau der Regie, durch Vermehrung des Eigen- 
kapitals, durch Heranziehung der Mitgliedschaft ou frei- 
willigen Leistungen schrittweise gemindert und schließlich 
durch die eingeleitete staatliche Aktion des Fonds zur Mil- 
derung der aus den Nachkriegsverhältnissen entstandenen 
Verluste soweit abgebaut, daß die Ordnung in den Haushalt 
wieder einkehrte und heute eine völlige Gesundung der 
Verhältnisse eingetreten ist. 


Die besonders in den Nachbarstaaten eingetretene 
Geld- und Kreditnot konnte durch die straffe Organisation 
des landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens den deut- 
schen Gebieten der Tschechoslowakei erspart bleiben. Der 
wesentlichste Grund hiefür muß in dem Sparsinn des Land- 
volkes, in seinem ungetrübten Vertrauen zu seinen Raiff- 


eisenkassen und ihren‘ Verbänden auch in den schwierig- 
sten Zeiten, gewiß aber auch in der trotz verschiedentlicher 
Gefahren klugen und erfolgreichen Währungspolitik des 
Staates erblickt werden. So wurde es möglich, daß die deut- 
schen Raiffeisenkassen Böhmens auch in den schwierigsten 
Zeiten einen mäßigen Darlehenszinsfuß festhalten konnten, 
der durchschnittlich nieht über 6% % ging und der aufrecht, 
erhalten werden konnte, weil sich die ländlichen Sparein- 
leger дег Raiffeisenkassen mit einem durchschnittlichen 
Einlagezinsfuß von 4% bis 4%% begnügten. Trotz der viel- 
fach höheren Einlagenzinssätze der Banken und sonstigen 
Geldanstalten fand ein Abtluß der Spareinlagen von den 
Raiffeisenkassen nicht statt, vielmehr konnte ihr ständiges 
Ansteigen festgestellt werden. Im mährischen und schlesi- 
schen Gebiete waren allerdings Einlagen- und Darlehenszins- 
sätze etwas höher, doch findet ‚auch Мег eine fortschrei- 
tende Annäherung an die Sätze der deutschböhmischen Ge- 
nossenschaften statt. Die genaue Höhe der Einlagen der 
Raiffeisenkassen im: gegenwärtigen Zeitpunkte liegt nicht 
vor. Ende 1926 betrugen die Spareinlagen bei den deutschen 
Raiffeisenkassen Böhmens, Mährends und Schlesiens rund 
1250 Mill. čK, sie dürften sich gegenwärtig mit mehr als 
1300 Mill. &К beziffern. Ende 1913 betrugen die Einlagen 
der Raiffeisenkassen dieser drei Länder rund 200 Mill, &K. 
Es ist somit, auch ‚unter Berücksichtigung der valuta- 
schen Bewertung: der Krone, der Friedensstand der Ein- 
lagen fast vollkommen erreicht, Von Interesse ist die Ver- 
gleichung der Zahlen der. sudetendeutschen Genossenschaf- 
ten mit. jenen der im Reichsverband der deutschen land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften vereinigten Spar- und 
Darlehenskassen. Ende 1913 hatte der Reichsverband 9328 
Spar- und Darlehenskassen, die einen Einlagenstand von 
1575 Mill. М. hatten. Am 1. Jänner 1928 umfaßte der Reichs- 
verband 13.000 Kreditgenossenschaften mit einem Einlagen- 
stand. von 753 Mill. RM. Damit sind rund 47% des Einlagen- 
bestandes уоп 1913 wieder erreicht. Während somit der 
Einlagenstand der Genossenschaften des ‚Reichsverbandes 
und der sudetendeutschen Genossenschaften im Jahre 1918 
im Verhältnis nahezu gleich war, ist gegenwärtig der Ein- 
lagenstand bei den reichsdeutschen Genossenschaften in- 
folge der schweren Inflation noch im Rückstand. Freilich 
kann man erwarten, daß (die reichsdeutschen Genossen- 
schaften in wenigen Jahren unsere: Kreditgenossenschaften 
rücksichtlich der Spareinlagen überflügeln werden. Der be- 
wunderungswürdige Wiederaufbau der deutschen Landwirt- 
schaft äußert sich in der Entwieklung des Einlagenstandes 
nach der Währungsstabilisierung. Ende 1924 betrugen die 
Einlagen der dem Reichsverbande angehörenden Raiffeisen- 
kassen 125 Mill. RM, Ende 1925 323, Ende 1926 bereits 
584, am 1. Jänner 1928 aber schon 753 МШ. RM. So sind 
auch: in dieser Beziehung die Genossenschaften Deutsch- 
lands еіп Beispiel großer wirtschaftlicher Tüchtigkeit. Daß 
wir im deutschen ‚Gebiete der Tschechoslowakei in dieser 
Tätigkeit nicht hinter dem deutschen Vorbild zurückstehen, 
ist ein schöner Erfolg jahrelanger genossenschaftlicher 
Arbeit. 

Die deutschen ` landwirtschaftlichen ‚Genossenschaften 
in der Tschechoslowakei vereinigen Angehörige des ge- 
samten deutschen Landvolkes ohne Unterschied der poli- 
tischen Parteistellung: Ein glänzender Beweis der wirt- 
schaftlichen und politischen Reife und die Grundlage ihrer 
gesunden Entwicklung, ein Zustand, der bei den anderen 
Nationen unseres Staates nicht in gleichem Maße vorhan- 
den ist. 

In der ganzen Republik. bezifferte sich die Zahl der 
Genossenschaften am 1. Jänner 1926 mit 14.733, darunter 
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4005 Raiffeisenkassen, und zwar 1171 deutsche und 4112 
sonstige landwirtschaftliche Genossenschaften, davon 797 
deutsche. Die übrigen- verteilen sich auf die tschechische, 
slowakische, muthenische, ungarische und polnische Nation. 

Die deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaften 
der Tschechoslowakei stehen in dauernder Beziehung zu den 
Genossenschaften der anderen Nationen des Staates und 
des Auslandes, insbesondere zu jenen des Deutschen Reiches. 
Gegenwärtig befaßt man sich mit den Ergebnissen der 
Wirtschaftskonferenz in Genf und den Auswirkungen ihrer 
Erhebungen und Entschließungen für das landwirtschaft- 
liche Genossenschaftswesen. In erster Reihe gilt dies von 
der Ausgestaltung einer direkten Verbindung mit den 
Verbrauchergenossenschaften. Eine möglichste Ausgestal- 
tung: unmittelbarer Geschäftsverbindungen, ein regelmäßiger 
Austausch genossenschaftlicher und geschäftlicher Materia- 
lien und der Abschluß langfristiger Verträge zwecks 
Sicherung des Absatzes und Erzielung gerechter Preise wird 
angestrebt. Die Fragen einer vernünftigen Rationalisierung 


der Einrichtungen, einer möglichsten Vereinheitlichung 
der Arbeitsmethoden, die Ausgestaltung der Unternehmun- 
gen der Verbände bilden den Gegenstand ständiger Prü- 
fung und Verwirklichung. Zur Verbesserung der Absatz- 
verhältnisse wird die Standardisierung der landwirtschaft- 
lichen Produkte als geeignetes Mittel betrachtet, wobei 
allerdings die Produktions- und Betriebsverhältnisse der 
einzelnen Gebiete eine genaue Beachtung werden finden 
müssen. Die Hauptsache wird aber immer die ständige 
Unterstützung und Förderung der Kreditgenossenschaften 
bleiben müssen, damit sie dem Kreditbedarf der ländlichen 
Bevölkerung zum Zwecke einer sachgemäßen Intensivie- 
rung der Produktion entsprechen können. 

Die deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaften 
der Tschechoslowakei, die in ihrer Gesamtheit und jede für 
sich in der Kriegs- und Nachkriegszeit ihre wirtschaftliche 
Funktion zum Wohle des Volkes erfüllen konnten, werden 
auf dem eingeschlagenen Wege unter ständiger Festhaltung 
der erprobten genossenschaftlichen Grundsätze fortfahren. 


Die Entwicklung der tschechoslowakischen Eisenindustrie 
seit dem Jahre 1918. 
Von Dr. J. Matys, Direktor der Prager Eisenindustrie Gesellschaft. 


ach dem Umsturz befanden sich auf tsche- 
choslowakischem Gebiet folgende Eisen- 
werke: Prager Eisenindustrie A. G., Wit- 
kowitz, Hernädthaler A. G., Podbrezovaer 
Staatswerk und die Ph. Coburg Werke. 
Erst später, im Jahre 1920, nach der Rege- 
lung der schlesischen Frage, kamen Berg- und Hütten, 
Oderberger Kabel- und Drahtwerke A. G., Hahn und Frei- 
stadt hinzu. Brüx war damals noch im Bau. Im Jahre 1920 
schlossen die drei großen Werke: Prager Eisen, Berg- und 
Hütten und Witkowitz mit Wirksamkeit vom 1. Oktober 
ein Rumpfkartell ab, in welchem die Quoten wie folgt 
festgesetzt wurden: Prager Eisen 39%, Witkowitz 37% 
und Berg- und Hütten 24%. Nach einem Jahr kamen noch 
die übrigen Werke hinzu und das Quotenverhältnis änderte 
sich entsprechend, so daß beispielsweise die Quote der 
Prager Eisen von 39 auf 25% sank. Bald führte die schwere 
Deflationskrise zu Transaktionen, an denen die Prager Eisen 
wegen ihrer Lage nicht teilnehmen konnte. Es war dies 
der Erwerb der Kabel- und Drahtwerke A. G. sowie der Her- 
nädthaler Eisenindustrie A. G., mit der Verpflichtung zur 
Schleifung der letzteren durch die Berg- und Hütten. Die 
Kartellbeteiligungen dieser Werke erwarben Witkowitz und 
Berg- und Hütten je zur Hälfte. Ferner wurden alle Quo- 
ten um die Berechtigungsmengen gekürzt, die die Prager 
Eisen durch ihre Lieferungen an Mannesmann, Witkowitz 
an sein Röhrenwalzwerk und die Berg- und Hütten an die 
Drahtfabriken in Oderberg innehatten. Die Konzentration 
schreitet nun langsam vorwärts. Inzwischen wurde auch 
die Verkaufstätigkeit allmählich in der festen Form einer 
А.-б. ausgestaltet. Die innere Entwieklung einzelner 
Werke war sehr verschieden. Witkowitz und Berg- und 
Hütten haben noch mit Hilfe der Erträgnisse aus der Kriegs- 
zeit ihre Werke großartig ausgebaut, wogegen die Leitung 
der Prager Eisen das Heil der Gesellschaft in der Zeich- 
nung und Haltung von Kriegsanleihe gesucht hatte. Die 
Lage dieses Unternehmens wurde durch viele dringende 
Schulden verschärft, die Anfang 1918 gegen 100 Millionen 
Kronen betrugen. Diese Verpflichtungen wurden durch die 


Abgabe von sehr wertvollen Beständen nur zum Teil ab- 
getragen, die finanzielle Bedrängnis der Gesellschaft stei- 
gerte sich bis zur Krise. Zur völligen Sanierung war eine 
Kapitalserhöhung notwendig, die im Jahre 1921 durchge- 
führt wurde. Ohne diese wäre es ganz unmöglich gewesen, 
die anschließende Deflationskrise zu überwinden. Mit der 
Steigerung des Kronenkurses hörte jede Ausfuhr auf. Wie- 
wohl die Inlandspreise in raschem Tempo und großen 
Sprüngen herabgesetzt wurden, war für die Werke keine 
Beschäftigung zu finden. Jede Produktion war verlust- 
bringend, weil die Gestehungskosten nur mit großer Mühe, 
namentlich infolge der Auswirkungen der staatlichen Ab- 
gaben (die Kohlensteuer betrug damals noch 42%% des 
Preises) abgebaut werden konnten. Im Jahre 1923 brachte 
die Ruhrkonjunktur volle Beschäftigung den Werken, wo- 
durch die Sanierung der Deflationsschäden ermöglicht 
wurde. Die finanzielle Lage der Werke wurde wesentlich 
gestärkt. Jetzt erfolgte der Übergang zu normalen Verhält- 
nissen im Inlandsabsatz, der von nun an bei einer stabili- 
sierten Währung von Jahr zu Jahr stieg. Ende des Jahres 
1925 erfolgte die letzte Preisermäßigung um 10 tschechi- 
sche Kronen je 100 Kilogramm, womit die Preise für 
lange Zeit stabilisiert erscheinen. Die Inlandspreise stan- 
den eine Zeitlang, namentlich im Jahre 1926, in ziemlichem 
Abstand von den Weltmarktspreisen, die damals für Stab- 
eisen auf 4% Pfund Sterling sanken. Die Preise haben im 
Inland auf die Höhe der sogenannten Exportbonifikation 
gewirkt, sie haben jedoch der verarbeitenden Industrie 
zum Absatz ins Ausland verholfen. 

Berg- und Hütten hat das Werk Oderberg, das heute 
zu den leistungsfähigsten Drahtziehereien Europas gehört, 
mit: einem großen Aufwand aufgebaut. Die Prager 
Eisen hat das Werk Libschitz durch Fusion erworben und 
diese Anlage zu einem Großunternehmen für Schrauben- 
fabrikation ausgestaltet. Witkowitz hat das Werk Frei- 
stadt erworben und die Feinblechfabrikation sowie den 
Kaltzug von Bandeisen neu aufgenommen, Das Erzeugungs- 
programm der Werke hat sieh somit nach dem Umsturz 
bedeutend erweitert, Sie sind in hohem Maß auf die Ver- 
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feinerung rer Erzeugung übergegangen. Die Produktions- 
mengen: der drei großen Werke іп Rohstahl betrugen in 
Tonnen: 


a e e 505.000 
19237. EDEN EI 936.000 
2924 et panaan 1,047.000 
1995, rast. Бии. „эпо: 1,183.000 
EP er 1,038.000 
Ee УЧ 1,330.000 
Lite ke Moon, eier Dare od 771.000 


Die Stahlproduktion ist somit gegenüber 1922 fast auf 
die dreifache Höhe gestiegen. Den größten ‚Anteil an die- 


ser Entwicklung hat Witkowitz. Ein großer Teil der Pro- 
duktion wird ausgeführt, die Exportquote schwankt zwi- 
schen 40 und 50%. Nur ein Teil der Ausfuhr geht auf ge- 
meinsame Rechnung, einen ‘großen Teil pflegen die ein- 
zelnen Werke als Exportkontingent für eigene Rechnung. 
Die tschechoslowakischen. Werke waren von Anfang an be- 
müht, даз Gebilde des. österreichisch-ungarischen Eisen- 
kartells zu erneuern, sie haben dies in einem gewissen Um- 
fang ‚auch erreicht. Es wurden mit der Alpinen und der 
Rima sowie mit der Reschitza besondere Vereinbarungen 
getroffen. Die drei Gruppen bildeten dann für die interna- 
tionale Rohstahlgemeinschaft eine mitteleuropäische Gruppe. 


Zehn Jahre tschechoslowakische Wollindustrie. 


Von Th. Liebieg, Reichenberg, Präsident 


ach der 1918 erfolgten Loslösung der 
Tschechoslowakei aus dem alten Öster- 
reich stand die tschechoslowakische Woll- 
industrie vor einer Unsumme der schwie- 
rigsten Aufgaben. In einem um 75% ver 


engten Inlandsgebiet galt es, für 86%, der 


Wollwebstühle, {9-5% der Streichgarnspindeln und fast 
73%. der Kammgarnspindeln der zerfallenen Monarchie 
Arbeit zu schaffen. Das bedeutete, unmittelbar nach 
Kriegsende zunächst bei geminderter Kapitalskraft Roh- 
stoffe und Hilfsmaterial heranzuführen, die Ersatzstoff- 
erzeugung zugleich mit der staatlichen Obervormund- 
schaft durch Textilkommission und Kontrollsyndikat 
zu überwinden, nach Sättigung des inländischen Waren- 
hungers aber vor allem die alten Beziehungen zu den 
Neuausländer gewordenen Kunden wieder anzuknüpfen, 
im Altausland zu den der Zahl und Bedeutung nach 
geringen Abnehmern der Vorkriegszeit — der Export 
überschritt zu dieser Zeit kaum 10% der gesamten 
Produktion — neue zu gewinnen, 

Unter welchen Schwankungen und inwieweit dies 
bisher gelang, geht aus nachstehenden Zahlen hervor: 


Wolle, Garneund Warendarausin 


Tonnen: 
e Ausfuhr 
Gan wen e ч Sie von Garnon yon Fertig- 

Er 19.215 17.478 10.505 2.054 8.088 
1991019 FAR: 29.569 26.525 12.325 1.959 9.572 
19228), zb «90 27.872 25.379 18.141 5.887 9.194 
1998,2... {1 - 82.245 29.917 17.085 5.176 8.815 
Busen 34.578 30.626 23.951 7.543 12.588 
Toon en 32.087 28.317 23.539 7.834 12.279 
1996° Gë e 32.678 28.563 23.537 8.376 11.619 
998910107912, rik 2.668 37.924 32.041 11.778 14.592 
1. Halbj. 1928. ` 22.302 20,044 14.738 5.217 6.377 


Aus diesen Zahlen ergibt sich zunächst, daß die 
Einfuhr bis zu 90% Rohstoffeinfuhr ist, der gegenüber 
die Einfuhr von Fertigfabrikaten gar nicht, die von 
Garnen (1924: 3335 t; 1925: 2938 t; 1926: 2974 t; 1927: 
3736 t; I. Halbjahr 1928: 1839 t) nicht gerade stark ins 
Gewicht fällt. Es zeigt sich aber auch, daß die Ausfuhr 
im Gegensatz zur Einfuhr sich fast zur Gänze auf Garne 
und Fertigfabrikate bezieht und daß dieser Export 
trotz kleiner Rückschläge bis zum Jahre 1927 eine auf- 
steigende Linie aufweist. Gegenüber der Ausfuhr 
Österreich-Ungarns im Jahre 1913 ist im Jahre 1927 die 
Garnausfuhr auf das Vierfache, die Wollwarenausfuhr 
auf mehr als das Doppelte gestiegen. 

Die Garn ausfuhr ist bis zu 70% Kammgarnaus- 


des allgemeinen deutschen Textilverbandes. 


fuhr. 1926 wurden 5866 t, 1927: 8328t und im I. Halb- 
jahr 1928: 8619$ exportiert. Die Hauptabnehmer sind 
im Jahre 1927 Deutschland mit 3980 t, Österreich mit 
1517 t, Polen mit 713 t, Japan mit 413 t, Rumänien mit 
500, Ungarn mit 440t, Südslawien mit 72t, Groß- 
britannien’ mit-18 t gewesen. 

Unter den Wollwaren sind nach der Menge und 
dem Werte’ der Ausfuhr die bedeutendsten die Woll- 


:gewebe, von welchen exportiert wurden: 


ee 8.829 t im Werte von 1.077,505.000 Kč 
19989, ae ee gust, „ „ 939.839.000 Кё 
1997, ee 105118, 7 7 1.171,150,000 Ee 


Nach der Exportrichtung verteilt sich der Woll- 
gew ebe export wie folgt: 
1925 
1 


%o t % t 90 
Österreich . . . 2,968 8837 2.886 350 2.915 277 
Ungarn . 1.065 121 805 99 1190 118 
S:H:S.unall. a 1.004» 114 1,021 125 1112 105 
Rumänien , . . 494, 5'6 425 5:2 372 35 
Deutschland . . 407 46 556 6'8 62 69 
England... . . 656 T4 628 77 861 82 
Übrige Staaten. 2.228 952 1.847 229 3409 3896 


Klar ersichtlich ist aus dieser Zusammenstellung, 
daß sich die tschechische Wollgewebeindustrie, da sich 
mit Ausnahme von Ungarn der Export nach den Nach- 
folgestaaten, besonders Österreich, immer schwieriger 


' gestaltet, mit um so größerem Geschäftseifer auf das 


Altausland und auf Übersee werfen muß, ähnlich wie 
die Teppich industrie, welche in wollenen Teppichen 
ihre Hauptabsatzgebiete im Altausland hat. 1927 gingen 
von 1988 + 422 nach den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, 173 t nach Holland, 113t nach England, 79 t 
nach Schweden und Dänemark und nur etwas über 300 t 
nach den Nachfolgestaaten, davon 195 nach Österreich 
und 88t nach Ungarn. 

Striek- und Wirkwaren aus Wolle wurden 
1926: 280 t, 1927: 382 t exportiert, und zwar Meterware 
hauptsächlich nach Österreich, Strümpfe und Socken 
1926 nach Rumänien, 1927 nach Österreich und Hand- 
schuhe nach Großbritannien, 1927 auch nach Nord- 
amerika. 

Wenn auch manche in der Vorkriegszeit gegrün- 
dete Firma, durch die Kriegsanleiheannullierung, die 
staatlichen Deflationsversuche des Jahres 1922 und den 
hohen Steuerdruck finanziell aufs äußerste geschwächt, 
im Verlaufe der letzten Jahre den Betrieb einstellen 
mußte, eine nicht unbedeutende Zahl von Firmen mit 
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einem Teil ihres Maschinenparks ins Neuausland ab- 
wanderte, so hat doch die tschechoslowakische Woll- 
industrie dank ihrer fachlichen Leistungsfähigkeit und 
Anpassungsfähigkeit, dank dem Selbstvertrauen der 
Unternehmer und der Tüchtigkeit der Beamten- und 
Arbeiterschaft sich nicht nur behauptet, sondern — wie 
obige Zahlen lehren — in nicht unbedeutendem Maße 
entwickeln können. Sie hat trotz Ein- und Ausfuhr- 
erschwernissen aller Art unter bedeutenden Opfern ihren 
Beschäftigungsgrad allmählich zu erhöhen gewußt, sie 
hat durch geeignete Einrichtungen, wie z. B. Schaffung 
der Tuch- und Kleiderstoffkonvention, in die Zahlungs- 
und Lieferungsbedingungen Ordnung gebracht und ist 
innerlich so gefestigt, daß auch neue Krisen sie vor 
katastrophalen Folgewirkungen bewahren werden. 
Eine derartige Krise ist leider gegenwärtig im 
Gange und trifft die Wollindustrie nur etwas später als 
die Baumwoll- und Leinenindustrie, Der nicht befriedi- 
gende Ausfall der Ernte in der Tschechoslowakei spricht 
dafür, daß der krisenhafte Zustand nicht so bald ab- 


ebben wird. Auch der Auslandsabsatz, welcher bis Juli 
in Wollwaren noch keine Abschwächung zeigte, wird 
sich bei der weltwirtschaftlichen Lage in nächster Zu- 
kunft um so schwieriger gestalten, als besonders Frank- 
reich und Deutschland auf den ausländischen Märkten 
die schärfste Konkurrenz üben. Die Kammgarnspinnerei, 
welche im ersten Halbjahr 1927 noch nach Deutschland 
2030 t exportierte, vermochte im ersten Halbjahr dieses 
Jahres dorthin nur mehr 1399 t abzusetzen und beklagt 
im Monat Juli einen nicht unbedeutenden weiteren 
Rückgang. Sie muß mit Recht befürchten, daß sie aus 
dem Altausland abgedrängt und immer mehr auf den 
Absatz in den Nachfolgestaaten eingeschränkt werden 
wird. Einzelne Wollwarenfabriken arbeiten bereits mit 
stark verkürzter Arbeitszeit, die teilweise sogar schon 
zu Arbeiterentlassungen geführt hat. Vornehmlieh ist 
dies in der Tuch- und Kleiderstoffindustrie der Fall, 
wobei jene Firmen, die Streichgarnware oder Hoch- 
modeware und Tücher bezw. Schals erzeugen, immerhin 
noch besser beschäftigt sind. 


Die tschechoslowakische Flachsindustrie. 
Von Generaldirektor Alexander Videky, Trautenau. 


s besteht für die tschechoslowakische Flachs- 
industrie wohl keine unmittelbare Lebens- 
gefahr, aber der Zustand ist über das, was 
man im allgemeinen eine Krise nennt, weit 
hinausgewachsen. Industrielle Krisen, die 
nahezu ein Dezennium währen und sich von 

Jahr zu Jahr verschärfen, ohne daß sich ein Ansatz zu einer 
Besserung zeigt, müssen schon ernster gewertet werden; 
dann handelt es sich um Verschiebungen in den Existenz- 
bedingungen, welche schließlich zu gewaltsamen Einschrän- 
kungen führen müssen. 

Unsere Flachsspinnindustrie gleicht einem Riesen, den 
man in ein zu kleines Bett gelegt und auf Schmalkost ge- 
setzt hat. Eigentlich war schon im alten Österreich nicht 
genug Platz für ihn, denn schon damals war die Flachs- 
spinnerei mit 40 bis 50% ihrer Erzeugung auf die Ausfuhr 
angewiesen; nunmehr sind von der Spindelanzahl der alten 
Monarchie über 90% auf dem Gebiet der Republik ver- 
einigt und dies allein würde eine bedeutende Vergrößerung 
des Exportbedürfnisses der Industrie bedingen, welches 
durch den rapiden Rückgang des Leinenkonsums noch eine 
weitere, gewaltige Steigerung erfahren muß. 

Der Rückgang im Leinenverbrauch ist die chronische 
Krankheit, an der die Flachsspinnerei leidet. Bereits vor 
dem Krieg konnte man ein allmähliches Abbröckeln des Gel- 
tungsgebiets der Leinenware konstatieren. Immerhin reichte 
der verbleibende Rest von Artikeln, welche man für die Ver- 
wendung von Leinengarnen als prädestiniert hielt, hin, der 
europäischen Flachsspinnerei eine entsprechende Beschäfti- 
gung zu bieten. Die gewatige wirtschaftliche Umwälzung, die 
der Krieg und die Nachkriegszeit gebracht haben, das Aus- 
scheiden kaufkräftiger Schichten des Mittelstandes, die 
Entwöhnung der Bevölkerung von Leinen infolge der zwi- 
schenstaatlichen Absperrung haben dem Verdrängungs- 
prozeß in schlimmstem Umfang Vorschub geleistet. Dazu 
kommt, daß die stärksten Leinenverbraucher, die stehen- 
den Heere und Kriegsmarinen, in den mitteleuropäischen 
Staaten fortgefallen sind. Schwer wiegt auch der Umstand, 
daß infolge der während des Krieges und in der ersten 
Nachkriegszeit bestehenden wirtschaftlichen Absperrungen 


viele Länder, die einstmals wichtige Absatzmärkte böhmi- 
scher Leinengarne waren, sich von dem Bezug unserer 
Garne bis zu einem gewissen Grad emanzipieren mußten 
und die aus Böhmen bezogenen Schußmarken, so weit es 
eben ging, im eigenen Land herzustellen bemüht waren. 
Alle diese Umstände wirken heute zusammen, die Arbeits- 
fähigkeit‘ unserer  Flachsspinnindustrie aufs Äußerste zu 
erschweren, ja es geradezu unmöglich zu machen, die volle 
Arbeitskapazität wieder zu erreichen. 

Von Pessimisten wird manchmal die Ansicht geäußert, 
daß die Zeit der guten alten Leinwand dauernd vorüber sei. 
Es mag sein, daß der Geschmack der gegenwärtigen Zeit, 
die ewig wechselnde Mode gegen die Verwendung unseres 
Artikels spricht, vernünftigerweise muß man aber doch an- 
nehmen, daß eine Wiederbelebung des Leinenkonsums nicht 
außerhalb der Möglichkeit liest, wenn die Kaufkraft des 
Mittelstandes in Europa endlich wieder einmal hergestellt 
sein wird. Für diese Annahme spricht der Umstand, daß in 
vielen Ländern der Übersee, deren Wohlstand durch den 
Krieg nicht gelitten, sondern vielmehr zugenommen hat, 
so besonders in den Vereinigten Staaten und in Südamerika, 
eine Steigerung des Leinenkonsums zu beobachten ist, an 
dessen Deckung teilzunehmen unsere Exportweberei seit 
Jahren mit Erfolg bemüht ist. 

Allerdings darf man sich nicht verhehlen, daß die 
tschechoslowakische Leinenindustrie bei dem Wettbewerb 
auf den Weltmärkten sich in keiner sehr vorteilhaften Lage 
befindet. Wohl steht sie in Bezug auf technische Einrich- 
tung auf voller Höhe. Aber die geographische Lage ist nicht 
vorteilhaft; für den Bezug von Flachs aus Rußland, den 
Östseeprovinzen und Westeuropa ist sie auf den kostspieli- 
gen Landtransportweg angewiesen und die Transportkosten 
sind in der Nachkriegszeit zu einer ins Gewicht fallenden 
Kalkulationspost geworden. Die Flachsproduktion des 
eigenen Landes ist im Gegensatz zu Westeuropa, wo sich 
sehr wichtige Leinenindustriezentren befinden, vollkommen 
unzulänglich, deckt kaum 20 bis 25% des Eigenbedarfes 
und es kann schwer eine entsprechende Steigerung der An- 
baufläche erreicht werden, abgesehen davon, daß im Inland 
nur eine einzige Flachsqualität produziert wird. 
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Am ungünstigsten fällt jedoch für sie ins Gewicht, 
daß, sie mehr als Ire anderen europäischen Wettbewerber 
auf die Ausfuhr angewiesen ist. Bei einer Vollproduktion, 
welche seit dem Kriege allerdings nie mehr erreicht worden 
ist, muß sich in Garn allein das Ausfuhrbedürfnis auf reich- 
lich 75% der Produktion steigern. Wenn man berücksichtigt, 
daß von dem im Inland verwebten Leinengarn der weitaus 
größte Teil in Form уоп. Ware den Absatz gleichfalls im 
Auslande suchen muß, da die Aufnahmsfähigkeit der Repu- 
blik naturgemäß beschränkt ist, so wird man тїї der An- 
nahme kaum fehlgehen, daß an 90% der іп der Tschecho- 
slowakei gesponnenen Leinengarne im Ausland Absatz 
finden. Dies ist ein sehr schlimmes Verhältnis. | 

Damit sind ‚aber die Krankheitserscheinungen noch 
nicht ‚erschöpft. Die allerschwerste, die eigentliche Ursache 
der katastrophalen Entwicklung, ruht in der Rohstofflage 
und dem Umstand, daß die russische Flachsproduktion 
ruiniert wurde, во daf Rußland, einst der wichtigste Flachs- 
produzent der Welt, im Handel dieses Bodenproduktes nur 
mehr eine untergeordnete Rolle spielt. Vor dem Kriege hat 
dieser Staat in der Leinenindustrie ungefähr die Stelle ein- 
genommen, welche Nordamerika in der Baumwollindustrie 
gebührt. Durch die staatliche Bewirtschaftung: und Mono- 
polisierung dieses Bodenproduktes in Rußland ist die Pro- 
duktion oder richtiger gesagt die Aufbringung von Jahr zu 
Jahr zurückgegangen und reicht heute allem Anschein nach 
kaum mehr für den Eigenbedarf der russischen Industrie. Im 
vergangenen Jahre mußte man erleben, daß die russische 
Flachsspinnerei infolge Rohstoffmangels zu einem langan- 
dauernden Stillstand gezwungen war, und in der letzten 


Zeit wurde gemeldet, daß die russische Leinenindustrie sich 
an die Regierung wendet und auf, die Gefahr aufmerksam 
macht, die ihr heuer aus den gleichen Ursachen drohe. 


Das Versiegen der russischen Rohstoffquelle hat zwar 
zu energischen Bestrebungen geführt, die Flachsproduktion 
in anderen Ländern zu erweitern. Von Erfolg waren diese 
aber nur in Westeuropa. Zu einer wirklichen Errettung. дег 
Leinenindustrie aus ihrer Rohmaterialmisere können sie aber 
deshalb nicht gut führen, weil die aus Osteuropa stets be- 
zogenen Qualitäten kaum entbehrt: werden können. Auf 
jeden Fall konnte der bescheidene Erfolg dieser Bestrebun- 
gen die unnatürliche Preissteigerung des Flachses, welche 
bereits seit Jahren andauert, nicht hintanhalten. Flachs ge- 
hört heute zu den wenigen Rohstoffen, welche nach Gold- 
parität gerechnet noch immer über 200% des Vorkriegs- 
preises notieren. Daß dies der an und für sich in ihrem Gel- 
tungsgebiete gefährdeten Leinenindustrie einen schweren 
Stoß geben muß und ihr in dem Kampf um die Wiederge- 
winnung ihres Absatzgebietes geradezu die Waffe ent- 
windet, ist nur zu verständlich und erklärt die trostlose 
Lage, in der sie sich zur Zeit befindet. Eine Wiederbelebung 
der Flachskultur in Rußland, zu. der eine grundlegende 
Änderung des bisherigen Systems Vorbedingung wäre, ist 
die, Basis ‚aller Hoffnungen für eine Wiedergenesung der 
Leinenindustrie. Erst nach Wiederherstellung der Rohstoff- 
basis wird es sich zeigen, ob; der während der Zeit des 
Flachsmonopols angerichtete Schaden überhaupt noch gut 
gemacht und das verlorene Gebiet des Leinens wenigstens 
zum Teil zurückerobert werden kann, 


Die Gablonzer Industrie. 
Von Carl Kostka. 


merikanisch rasch ist in der letzten Zeit die 
Entwicklung der Stadt Gablonz vor sich ge- 
gangen. Sie ist der Sitz des Ausfuhrhandels 
mit „Gablonzer Waren‘, wie die in diesem Ge- 
biet hergestellten Glas- und Schmuckgegen- 
stände in der ganzen Welt kurz bezeichnet 
werden. Vor dem Krieg gab es in Gablonz selbst 200. Aus- 
fuhrgeschäfte, heute mehr als 500. Diese Unternehmungen 
betreiben hauptsächlich den Einkauf und Wiederverkauf 
der hier hergestellten Artikel. Zum größten Teil gelangen 
die Bestellungen des Auslandes an die Warenhäuser, hier 
wird auch die Bemusterung vorgenommen. Nach Fertig- 
stellung werden die Waren in den Exporthäusern für den 
Einzelverkauf hergerichtet, überprüft, verpackt und ver- 
sendet. Das Gablonzer. Industriegebiet hat in den letzten 
Jahren schätzungsweise je Jahr mehr als 1 Milliarde Kro- 
nen an Warenwerten ausgeführt. 

Die Erzeugung der Gablonzer Glas- und Schmuck- 
waren erfolgt in den verschiedenartigsten Fabriken, Hand- 
werksunternehmungen und Heimarbeiterbetrieben, die sich 
über die Täler und an den Abhängen der Gebirgsketten 
des Bezirkes ausbreiten. Gablonzer Waren werden. heute 
hergestellt hoch oben auf dem Kamm des Iser- und Riesen- 
gebirges bis zu den Ausläufern des Jeschkengebirges hin, 
ebenso aber auch weit hinein in die Ebenen in den tschechi- 
schen Bezirken Semil, Eisenbrod, Tumau. 

Bei all den mannigfachen Gegenständen, welche die 
Glasindustrie dieses Gebietes hervorbringt, ist die Halb- 
fabrikaterzeugung getrennt von der Weiterverarbeitung 
und Veredlung. Das Halbfabrikat, das Rohglas, wird in 


den größeren Glashütten oder in den sogenannten Kompo- 
sitionsbrennereien angefertigt (das sind kleinere Glashütten, 
welche bleihaltige, leicht schmelzbare Farbengläser her- 
stellen). Die Glasmasse wird vom Glasmacher entweder zu 
dichten Glasstangen und hohlen Glasstängelchen gezogen 
oder in verschiedenartige Formen gepreßt.. Die Hohlglas- 
bläserei kommt in diesem Gebiete nur vereinzelt vor. Aus 
der Glashütte übernimmt das Rohglas der Handwerker oder 
Heimarbeiter zur Formung und Weiterverarbeitung. Be- 
zeichnend ist die Verteilung dieser Vollendungsarbeiten 
auf eine ganze Reihe von Kleinbetrieben, von denen jeder 
nur ein Stück der Arbeit ausführt. 

Im ganzen Gebiet gibt es 20 große Glashütten, 
25 Kompositionsbrennereien und außerdem 50 bis 60 Groß- 
betriebe, welche Zelluloidwaren, Metall-Halbfabrikate und 
andere mit der Glasindustrie im Zusammenhang stehende 
Artikel herstellen, Die Großbetriebe haben rund 12.000 Ar- 
beiter, in den Kleinbetrieben sind mindestens 30.000 Per- 
sonen beschäftigt. Im Gablonzer ‘Gebiet sind mehr als 55% 
der Bevölkerung gewerblich tätig. Einen besonderen Zweig 
bildet die Gürtlerei (handwerksmäßige Metallindustrie), 
welche in 700 Betrieben rund 3000 Personen beschäftigt. 

Das Problem der Gablonzer Industrie liegt darin, daß 
die ganze Erzeugung in die mannigfachsten Betriebs- und 
Unternehmungsformen zerfällt, wodurch sieh einheitliche 
Löhne nur schwer erzielen lassen und der Lohn- und Preis- 
kampf besonders in Zeiten einer Krise sich äußerst er- 
bittert gestaltet. Da überdies der Exporthandel sowie das 
Lieferantentum — also das Zwischenhandelsgeschäft — 
wiederum in den meisten Fällen von der Erzeugung ge- 
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trennt ist, diese Händler und Vermittler aber untereinander 
und von Seite der.ausländischen Einkäufer abermals einem 
sehr scharfen Preisdruck unterliegen, den sie nach Möglich- 
keit, um selbst nicht unter de Räder zu kommen, weiter 
zu übertragen suchen, so bleibt Gablonz für den hier Täti- 
gen und, den beobachtenden Volkswirt auch dadurch ein 
hochinteressantes wirtschaftliches Gebiet. Nirgends sieht 
man so deutlich. wie hier den steten Fluß in den wirtschaft- 
lichen Einrichtungen, den Betriebsmitteln und Betriebs- 
formen und die daraus entstehenden Schwierigkeiten, welche 
gerade ein typisches Verlagssystem für die darin tätigen 
Arbeiter, Unternehmer:und Händler mit sich bringt, und 
anderseits auch das immer lebhaftere Bestreben, zu n ewen 
Formen der Wirtschaftlichkeit und Orga- 
nisationin den einzelnen Betrieben und in ganzen Grup- 
pen zu gelangen, welche eine Stabilität in der Erzeugung, 
im Lohn und im Preis gewährleisten. Freilich, eines darf 
bei diesem Für und Wider niemals übersehen werden. Es 
dreht sich bei der Gablonzer Industrie hauptsächlich um 
Mode- und Luxusartikel, die mit mehr als 90% für den 
Absatz im Ausland und zumeist in überseeische Gebiete 
bestimmt sind. Die Mode wechselt, damit der Bedarf und 
die Möglichkeit, einzelnen Gruppen der Gablonzer Industrie 
Lohn und Verdienst zu geben. Auch ist der ausländische 
Einkäufer sehr häufig an gewisse Preisgrenzen des Bazars, 
des Warenhauses gebunden, die er nicht überschreiten 
kann, wenn er nicht ein Abwenden des Käufers zu einer 
anderen Luxusware herbeiführen will. Gerade dieser Wech- 
sel in dem, was von Gablonz verlangt wird, hat es aber 
auch mit sich. gebracht, daß die kleingewerblichen Erzeu- 
ger und Heimarbeiter in ihrer Produktion äußerst beweg- 
lich wurden, sich leicht umstellen, sich dem neuen Bedarf 
anzupassen verstehen und daß auch das ganze Betriebs- 
system mit seinem äußerst scharfen Wettbewerb ein Über- 
schreiten der für den Markt möglichen Preisgrenzen nicht 
leicht zuläßt, keinesfalls aber für längere Dauer. 


Von diesem Gesichtspunkt aus wollen wir hier kurz 
jene Bestrebungen betrachten, welche in der Zeit nach dem 
Krieg zur Organisierung des Absatzes, bezie- 
hungsweise ‚zur Befestigung der Preise und Löhne durch- 
geführt oder begonnen worden sind. Zu den wichtigsten 
Artikeln des Gablonzer Exportplatzes gehören die indi- 
schen Glasringe. Mit 100 Mill. &K Jahresumsatz sind 
sie auch für die Handelsbilanz von nicht zu unterschätzen- 
der Bedeutung. Trotzdem äußert sich der Preisdruck in den 
letzten Jahren in diesem Artikel, und zwar sowohl in den 
Faney- wie in den Common-Sorten so stark, daß Glashütten 
und Егтець ут, Exporteure und Lieferanten fortgesetzt von 
Verlusten bedroht waren und nicht nur der Lohn der Arbei- 
ter stetig sank, sondern auch die Qualität dieses Artikels 
immer mehr einbüßte. Der indische Einkäufer, der sicher 
kein Interesse an hohen Preisen hat, mußte schließlich vor 
der fortgesetzten Deroute in diesen Waren zurückschrecken, 
da er täglich an seinem Warenlager verlor. Die Regierung 
legte sich ins Mittel. Mit Zustimmung des Gremiums der 
Exporteure gab sie die Ermächtigung zu einer Kontingen- 
tierung des Halbfabrikats in den Glashütten und ermäch- 
tigte auch das im Jahre 1927 gebildete Syndikat, die 
„Bangles-Association“, zur Aufstellung einer Minimal-Preis- 
liste für die gangbarsten ‚Artikel, von deren Einhaltung 
die Erteilung von Ausfuhrbewilligungen abhängig gemacht. 
wurde. Es gelang auf diese Weise, auch den Arbeitern be- 
deutende Lohnaufbesserungen zuzuwenden. Eine vorsichtige 
Preispolitik des Syndikats hat es bis heute zustandege- 
bracht, diese Vereinbarungen aufrecht zu erhalten. In die- 
sem Artikel sind heute zirka 3000 Arbeiter im deutschen 


und tschechischen- Gebiet, zahlreiche Erzeuger, ‚welche 
Schleifereien und sonstige Dekorationen der Ringe betrei- 
ben, tätig, 5 Glashütten, welche. das Halbfabrikat herstellen, 
und 25 Exporteure, 


Ähnliche Verhältnisse ergeben sich bei der Erzeugung 
der Lusterprismen. Auch hier ein ziemlich ständiger 
Absatz, der viel weniger als bei anderen Gablonzer Erzeug- 
nissen von der Tagesmode beeinflußt wird. Leider ist auch 
Preisschleuderei und Qualitätsverschlechterung auf der 
Tagesordnung. Seit Jahrzehnten bemüht sich eine in dieser 
Gruppe bestehende. gewerbliche Zwangsgenossenschaft (die 
Genossenschaft der Kristallglaswaren-Erzeuger und Liefe- 
ranten), der auch viele exportierende Firmen dieses Zwei- 
ges sich freiwillig angeschlossen haben, ihre Kalkulation 
auf lohntarifarischen Vereinbarungen mit den Arbeitern 
aufzubauen. Es gelang solange, bis man die Erfahrung 
machte, daß der Kunde auch einen Ersatzartikel aufnimmt, 
der nicht mehr geschliffen wurde, sondern als sogenannte 
„geschmirgelte“ Ware durch Pressen in die Form einen 
schliffähnlichen Glanz erhielt. Die Arbeiterschaft kehrte 
zuerst ihren ganzen Zorn gegen die, welche solche Ersatz- 
artikel herstellen. Es kam im Jahre 1926 zu Streikunruhen 
und Demolierungen derartiger Betriebe. Man nahm schließ- 
lich das neu geschaffene Gesetz über unlauteren Wettbe- 
werb zu Hilfe. Ein Genossenschaftsbeschluß stellte fest, daß 
für gewisse Größen und Sorten die Kundschaft nach wie 
vor den qualitativ besseren Artikel vorziehe, wenn ihr nur 
nicht von Gablonz aus selbst der Preis hiefür ruiniert wird. 
Durch gleichzeitige Preisfixierungen, die sich ebenfalls in 
bescheidenen Grenzen bewegten, wurde der Markt beruhigt, 
und da gleichzeitig eine ziemliche Nachfrage für diese 
Waren aus Amerika einsetzte und die Amerikaner selbst 
auf Organisierung des Absatzes drängten, ergab sich eine 
ruhigere Periode, die dem Arbeiter den Lohn sicherte und 
den ganzen Produktionszweig vor weiteren Qualitätsver- 
schlecehterungen bis heute bewahrte. Die Vereinigung der 
einzelnen Gruppen zu Gewerbegenossenschaften (Zwangs- 
vereinigungen nach dem Gewerbegesetz) hatte bereits im 
alten Österreich dazu geführt, Tarifvereinbarungen mit der 
Gehilfenschaft in den verschiedensten Zweigen zustande zu 
bringen, die zum Teil, zum Beispiel für die Kristallerie, die 
Glasringschleiferei und in letzter Zeit auch für geschliffene 
Schmucksteine unter anderen im Wege der einen großen 
Kreis von Erzeugern umfassenden Genossenschaft der 
Glaswarenerzeuger durch das Heimarbeitergesetz als all- 
gemein verpflichtende Lohntarife festgelegt worden sind. 
Es würde hier zu weit führen, wenn auch jener Bewegung ge- 
dacht werden sollte, die ebenfalls schon im alten Österreich 
am Anfang dieses Jahrhunderts mehr als 2000 Heimarbeiter 
der Glasperlenbranche zu einer durch 11 Jahre äußerst 
segensreich wirkenden Produktiv- und Verkaufsgenossen- 
schaft zusammengeschlossen hat. Bestrebungen ähnlicher 
Art sind auch in der letzten Zeit in der sogenannten Chaton- 
erzeugung (geschliffene Steine, zumeist heute maschinen- 
mäßig hergestellt), ferner in der Fabrikation der Echtgold- 
perle und seit längerem schon in der Flakoneriebranche 
hervorgetreten, doch haben sie nicht überall zu brauchbaren 
praktischen Formen der Organisation geführt. Sehr gute Er- 
folge erzielte die letzterwähnte Gruppe, welche sich durch 
eine Vereinigung zum privaten Musterschutz auf diese 
Weise indirekt die Qualität und die Preise ihrer Artikel 
sicherte, 


Der Schreiber dieser Zeilen hat selbst durch 30 Jahre 


als Vertreter der Handels- und (Gewerbekammer : Reichen- 
berg bei den meisten dieser Aktionen mitgearbeitet und 
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wiederholt beobachten müssen, wie schweres ist, die harte 
Wirklichkeit mit ihrem unerbittlichen Wettkampf mit den 
Bedürfnissen der Beteiligten in Einklang zu bringen. Die 
Wirtschaft folgt ihren eigenen Gesetzen und menschliche 
Mittel werden sehr häufig bei der Organisierung und beim 
Kampf gegen Schäden versagen. 

Ein Glück bleibt es aber immer für die Gablonzer 
Industrie, daß ihre Macht und ihre Weltstellung im Grunde 
aufgebaut ist auf der Energie und Tüchtigkeit 


unserer erfindungsreichen und arbeitsa- 
mennordböhmischenArbeiterbevölkerung 
und auf dem Weitblick und dem unermüd- 
lichen Handelsgeist unsererinder ganzen 
Welf bekannten und die ganze Welt durch- 
fahrenden nordböhmischen Exporteure, 
Lassen wir diese, Kräfte frei walten, dann ruht auch die 
weitere Entwicklung der weltberühmten Gablonzer Indu- 
strie auf sicheren Stützen für alle Zukunft! 


Die tschechoslowakische Porzellanindustrie. 


Von Direktor Anton Zebisch, Ladowitz, Vorsitzendem des Wirtschaftsverbandes der Porzellan- 
industriellen їп der tschechoslowakischen Republik. 


m nördlichen Rande des Böhmerwaldes, am 
Hange des Erzgebirges, finden sich Kaolin, 
Quarz, Feldspat und Kohle, die wichtigsten 
Roh- und Hilfsmaterialien für die Porzellan- 
industrie. Es wohnt dortselbst ein intelligen- 
tes, arbeitsames Volk, das erklärt, warum 
dieser gesegnete Landstrich zur Wiege der Porzellanindu- 
strie Österreichs werden und sich diese dort immer inten- 
siver entwickeln und die Welt erobern konnte.. Viele Ver- 
suche, sie auch an andere Orte der alten Doppelmonarchie 
zu verpflanzen, schlugen fehl und so kam es, daß die tsche- 
choslowakische Republik nach dem Umsturz, von einigen 
kleinen Unternehmungen in Ungarn abgesehen, die gesamte 
Porzellanindustrie Österreich-Ungarns übernahm. 


In den letzten Friedensjahren beschäftigte die Porzellan- 
industrie gegen 16.000; Arbeiter und setzte von ihren Erzeug- 
nissen ungefähr die Hälfte im Inland ab, während die andere 
Hälfte in aller Herren Länder der Erde exportiert wurde. 
Mit dem Umsturz sank die Konsumkraft des neuen Inlands 
ungefähr auf ein Drittel des früheren zollgeschützten Mark- 
tes. Diese neue Lage kam aber der Industrie während der 
ersten drei Jahre nicht zum Bewußtsein, weil der ausge- 
hungerte Weltmarkt nach Ware rief und nicht nach den 
Zöllen fragte. Es begann eine wilde Hausse, die durch den 
Wertverfall der Krone noch gesteigert wurde. Es kam die 
Zeit des Schiebertums, das in dieser Industrie wohl noch 
mehr gewütet hätte, wenn nicht die Industriellen selbst 
durch ihre Organisationen. Einhalt geboten und Zucht ge- 
halten hätten, Zu gleichen, Zwecken vereinigte sich dann 
die Porzellanindustrie mit der deutschen Schwersterindu- 
strie. Es kam zum Verkauf in Goldpunkten, um die. Ver- 
schleuderung eines Teiles des Volksvermögens hintanzu- 
halten. In den ersten Monaten des Jahres 1922 folgte dann 
der Rückschlag: die Wertsteigerung der Krone bis auf 
18 Centimes, die Disharmonie zwischen Verkaufspreis und 
Gestehungskosten, die sich dem neuen Wert der Krone 
nicht anzupassen vermochten, die Unverkäuflichkeit der 
Ware und damit Arbeitslosigkeit in bisher nicht gekann- 
tem Umfang. Da in Deutschland die Inflation noch bis un- 
gefähr November: 1928 andauerte, kam die deutsche Por- 
zellanindustrie gegenüber der tschechoslowakischen in eine 
äußerst vorteilhafte Position. Sie konnte im Export noch 
zu Preisen verkaufen, bei.denen die Tschechoslowakei schon 
Geld zulegen mußte. Das Verhältnis wurde immer ungemüt- 
licher, die gegenseitigen Beschuldigungen wegen Kontra- 
ventionen immer häufiger, so daß es schließlich zum Bruch 
kam. Erst in den Jahren 1924/25 begannen sich die Ver- 
hältnisse etwas auszugleichen. Dann aber folgte wieder die 
Periode der Valutaschwankungen in den einzelnen Absatz- 
gebieten, besonders in den Frankenländern, die zu kurzer, 


aber auch länger dauernden Absatzstockungen führten. 
Als auch diese Krankheit halb und halb überwunden war, 
setzten die Zollmaßnahmen der einzelnen Länder ein, teils 
aus fiskalischen Gründen, teils zum Schutze der einheimi- 
schen Industrie. Dieser Zustand ist trotz Genfer Empfeh- 
lungen bis heute noch nicht überwunden. 

Daß der Beschäftigungsgrad, der Absatz im allgemei- 
nen und nach den einzelnen Ländern in diesen Jahren die 
wildesten Sprünge machten, ist erklärlich. Er wird durch 
folgende Zahlen illustriert: Im Mai 1922 zählte die Indu- 
strie ungefähr 800 Arbeitslose, im Winter 1922/23 aber 5100 
vollständig arbeitslose und 4800 Arbeiter, die weniger als 
36 Stunden arbeiteten. Im Jahre 1924 gab es noch 1200 Ar- 
beitslose und 600 Minderbeschäftigte, im Jahre 1925 sank 
dann die erstere Ziffer auf 300, während die letztere ver- 
schwand. 

Der Gesamtabsatz zeigt folgendes Bild: 

Gesamtausfuhr in tausend: 


Elektroporzellan Pa a ES insgesamt 
Kilogramm Kilogramm Kilogramm 
Netto IK Netto eK Netto к 


1920 . 1120 18.240 12.562. 195.042 13.858. 215.456 
1921. 13820 21.548 15.653 _ 287.703 17.146 811.068. 
1922. 192 7.873 13.740 207.999 145580 218.697 
1923 . 370 8.145 14.3540 160.005 14.745 163.492 
1924 , 1208 6.040 28.885 199.948 24.643 206.585 
1925. 1807 8.760 81828 249.796 88191 259.800 
1926 . 2016 10.242 29560 224.446 31.680 235.846 
1927. 8096 16.227 34.197 262.495 37.360 280.168 


Die Verkaufspreise je 1 kg stellen sich. wie 
folgt: 


Verkaufspreise je Kilogramm: 
Gebrauchs- 
Elektro- i ini 
geschür, weiß insgesamt 
(ere und dekoriert... 
in tschechischen Kronen 


BE EE, re 16-28 15:58 18:55 
TOPIA mb 2920? йош 16°32 18:88 1814 
1902 00892152, өдр Jgd. п: 9:94 15°14 15:00 
daoa weng it deeg 8.49 11:16 11:09 
Tan Daten. NE а 5:00 8:55 8-38 
en ORT, BR 4:85 7:97 783 
1986 mill, ent заш 5'08 7:59 7'46 
1992011008 zouge Gs, 2009 БЕЛ 7-68 7:50 


Nach den einzelnen Ländern stellen sich die 
Absatzverhältnisse wie folgt: (Tabelle siehe Saite 147.) 

Aus diesen’ Zahlen geht hervor, daß an die Elastizität 
der Industrie doch einige Ansprüche gestellt wurden und 
auch heute noch gestellt werden, was aus den Artikeln der 
„Times“ aus jüngster Zeit hervorgeht, die mit Triumpf 
verkündet; daß durch den eingeführten englischen 
Schutzzoll auf Porzellan die Einfuhr in den ersten 
Monaten des Jahres 1928 von 30.000 bis 40.000 Cwt. im 
Jahre 1927 auf 6000 bis 7000 Get, gesunken ist. Im großen 
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Absatzverhältnisse nach den einzelnen Ländern: 


ы ы и &n ap Ki bn 
ma A 85 юй A Er m ` A #5 mm ` A A. 1924 485 1925 48% 1926 д Le 1907 A A 
5 n B o m Ba, GR E A Sa" ER 
Tsd. &K аз Ted. čK ЕЕЕ Тва, ёК Ass ab 59 таа. ёк BEE таак SSS таак ASS та KASS 
A А А a Ё "A "Si TS 
Österreich: 
Gesamt. coites: 46.843 1992 46.068 16:05 12.477 18'26..19.011. 8'06- 19.374 6:83: 91161 7:59. 18.307 6:67. 19.785 7:01 
Elektroporzellan . 9.334 1401 14.592 1548 2.313 1252 588 1045. 1937 497 2.566 5'87 29860 546 3.575 5'54 
Gebrauchsgeachirr 36.625 11:96 30.856 1643 9.940 1340 11.321 796 17.269 710 18.179 770 15.096 6:85 15'853 7'33 
elgien: 
Gesamt... 3.948 97:51) 7.630 28:63 14.656 1332 6.851 897 5.052 875 4.627 915 4450 790 5.575 677 
Elektroporzellan . 1.230 22:08 186 1058 1.366 718 814 286 131 396 1.063 
Gebrauchsgeschirr 2.717 31:05 T441 2935 13.289 1461 6037 4.766 4.484 4.108 508 
Frankreich: 
UE e Ee де 4.988 2497 10.085 23'22 13.386 1445 9.762 967 9.949 905 13.711 819 7.480 801 9.448 7'51 
Elektroporzellan . 578 450 188 177 595 144 251 255 
Ge 4.4.08 9.582 13.157 9.550 9.342 13.524 7188 9.126 
Holland: 
Gesamt e 17.421 40'85 21.439 3811 18.754 17:98 -12.020 13:42- 9.557 996 12.472 848 14.639 7'86 18.662 7'81 
Elektroporzellan . 289 114 107 41 49 37 65 88 
Gebrauchsgeschirr 17.131 21.319 13.646 11.978 9.507 12.412 14.539 18.546 
Jugoslawien: 
Gesamt 22... 17.401 15773 25.159 12:31 10.059 1147 6.747 7:09 9.509 598 18.881 6'94 ‚11'700. 6:87-10.278-6'67 
Elektroporzellan . .249 237 140 29 20 60 99 296 
Жанны ә Майы 24.424 9.857 6.859 9.421 13.782 11.576 9.918 
talien: 
Gesamt, e 29.289 1452 38,595 1953 15.148 1254 7.679 928 6101 875 11.817 823 11.063 8:59 10.706 839 
Elektroporzellan , 2.903 1.104 294 179 314 535 516 766 
Gebrauchsgeschirr 26.080 37.172 14.837 7.478 5.768 11.252 10.511 9.880 
Rumänien: 
Gesamt 22.947 12:62 85.978 1226 9.989 1048 7571 758 12.000 . 654 15.487 730 12.390 7'— 15.043 710 
Elektroporzellan . 28 141 43 4 73 48 109 76 
барад 22.890 85.185 9.941 1.556 11.880 15.816 12.116 14.918 
Gro B- 
britannien: 
Gesamt . 2... 5.308 2729 25.518 8191 28.709 18:20 23.387 1998 31.275 819 48.769 712 46.453 692 46.686 655 
Elektroporzellan > 155 1.468 1.242 531 1.208 1.027 1159 1.561 
Gaprauahageschir 5.147 24.040 27.294 22.845 30.088 47.704 45.327 45.114 
О. 5.28, : 
Gesamt... . . 5.036 3175 24.395 3595 26.042 1640 29.065 1056 31.881 11:66 30.833 916 31.356 8:57 87.487 907 
Elektropozzelan . — — — — 81% 202 1.061 
Beer ere 4.964 24.301 25.881 29.055 34.873 30.447 31.082 36.341 
Kanada: 
Ge 4 169 21:80 427 4068 2.101 1058 9511 1851 3.499 1008 3.279 8:38 10.423 717 9.102 678 
Elektroporzelan > — ES 223 42 217 82 179 878 
Gebrauchsgeschirr 169 419 1.876 2.464 3.282 3.177 10.244 8.726 
Schweden: ` 
Gesamt ue 3.148 3033 2.155 4920 2801 3349 3.579 18:77 2.872 1328 4420 81% 5.499 951 7.210 851 
Elektroporzellan . 3% 7 SE 17 27 13 SS 5 
Gebrauchsgeschirr 3.113 2.145 2.300 3.562 2.845 4.406 5.499 7.199 
Ungarn: \ 
Сеат df PE 16.857 1390 14.027 1176 5.784 1040 1596 7921 16.842 640 18.559 717 13.485 6'8% 19.276 711 
Elektroporzellan . 776 1.596 116 50 138 266 334 624 
Gebrauchsgeschirr 16.069 12.274 5.667 4.543 16.669 18.201 18.068 18 540 
Polen: 
Gesamt e 10.792 925 14.122 1106 5.525 980 54990 882 10.933 909 8.465 872 2.716 817 10.407 900 
Elektroporzellan,. 102 169 66 12 89 286 461 2.159 
Gebrauchsgeschirr 10.675 13.951 5.548 4.973 10.890 8.168 2.288 8.162 


und ganzen bewegt sich aber die Ausfuhr im ersten Halb- 
jahr 1928 in denselben Bahnen wie 1927. Der Verlust eines 
Marktes und die Umstellung auf einen anderen ist aber 
immer wieder mit großen Aufwendungen für neue Modelle 
und Formen, für Akquisitionsarbeit usw. verbunden. Daß 
unter solehen Verhältnissen unsere Porzellan-Aktiengesell- 
schaften in den letzten fünf Jahren keine Dividende 
verteilen konnten, erscheint selbstverständlich. 

Die Industrie arbeitet mit ungefähr derselben Beleg- 
schaft wie 1914, aber der Verdienst steht in keinem Ver- 
hältnis zum investierten Kapital und zu der Unsumme von 
geistiger und physischer Arbeit, die die Industrie ver- 
schlingt. Es wird in diesem Belange kaum besser werden, 
wenn sich die Industriellen nicht selbst zu einer vertrauens- 
vollen Zusammenarbeit in der Erzielung angemessener Ver- 
kaufspreise zusammenfinden. 

In Bezug auf Vervollkommnung ihrer Pro- 
dukte und: Verbesserung der Betriebseinrichtungen kann 


man der tschechoslowakischen Porzellanindustrie nicht 
nachsagen, daß sie im vergangenen Jahrzehnt die Hände 
in den Schoß gelegt hätte. Alle Fabrikanten, ohne Ausnahme, 
haben ihre Erzeugnisse vervollkommnet, so daß sie auf 
dem Weltmarkt wieder mit an erster Stelle stehen, und ihre 
Betriebseinriehtungen, soweit es im Bereich des Möglichen 
liegt, verbessert. Die beim Wirtschaftsverband der Por- 
zellanindstriellen in Karlsbad errichtete Technische Ве- 
ratungsstelle hat in diesem Bemühen hervorragende Dienste 
geleistet und befaßt sich eben mit viel versprechenden Ver- 
suchen zu einer Umgestaltung des Brennverfahrens. 

Am ärgsten mitgespielt haben Krieg und Umsturz der 
Elektroporzellanindustrie. Deutschland und Öster- 
reich beherrschten vor dem Krieg den Weltmarkt. Da aber 
Elektroporzellan einen Kriegsbedarfsartikel bildete, sahen 
sich alle kriegführenden und auch alle neutralen Länder 
genötigt, eigene Industrien zu gründen, deren Bestand sie 
nun’ durch hohe Zölle schützen wollen. Dadurch gingen 


— 0% — 


den beiden ursprünglichen Produzenten fast alle Absatz- 
gebiete, besonders in sogenanntem Leitungsmaterial, dessen 
Herstellung keine kostspieligen Einrichtungen und tech- 
nischen Erfahrungen erheischt, verloren. Der Umsatz fiel 
von 21 Millionen &K im Jahre 1921 auf 3 Millionen &K im 
Jahre 1923, während zu gleicher Zeit der Umsatz in Ge- 
schirr nur von 287 Millionen &K auf 160 Millionen CK sank. 
Der Höchstpreis betrug 1632 &K im Jahre 1921, der 
niedrigste Preis 4-85 CK im Jahre 1925, während bei Ge- 
schirr der Höchstpreis 18:88 CK, der niedrigste Preis 7:59 CK 
notierte. Es ging also der Umsatz auf ein Siebentel, der 
Preis auf weniger als ein Drittel zurück. Im Jahre 1928 
dürfte der Umsatz wieder 21 Millionen wie im Jahre 1921 


betragen, aber die Industrie wird die 3%fache Menge dafür 
liefern müssen. 

Dieser Industriezweig hat gleichfalls technische Fort- 
schritte gemacht und liefert heute genau so wie die deut- 
sche Schwesterindustrie klaglos das Material für die höch- 
sten Betriebsspannungen. Aber auch hier stehen die  Ver- 
kaufspreise nicht im Einklang mit den gemachten Aufwen- 
dungen. 

Die gesamte Porzellanindustrie hat die wilden Zeiten 
des vergangenen Jahrzehnts überwunden und. überdauert. 
Sie hat Mut, Ausdauer und Anpassungsfähigkeit bewiesen. 
Jetzt bedarf sie dringend der endlichen Stabilisierung ihrer 
Absatzverhältnisse und auch ihrer Gestehungskosten. 


Das erste Jahrzehnt der tschechoslowakischen Papierindustrie. 
Von K. Robetin, Prag, Präsident der wirtschaftlichen Vereinigung der Papierindustrie. 


ir befinden uns in Jubiläumsstimmung. Bei sol- 
chen Gelegenheiten macht man gem einen 
Rückblick, ist froh, eine abgerundete Jahres- 
K zahl mit heiler Haut überstanden zu haben, 
A und spricht die Erwartung aus, daß das 

Schicksal in Zukunft gnädiger sein wird, 
denn mit pessimistischen Aussichten kann man nicht Feste 
feiern. Auch die tschechoslowakische Papierindustrie wird 
einige Tage später als der Staat selbst die Feier ihres zehn- 
jährigen Bestandes begehen. Als am 12. November 1918 die 
Papierfabrikanten der Einladung ihres nachmaligen Vor- 
sitzenden, Herrn Robert Fuchs (gestorben 10. Oktober 1925), 
folgten, um eine selbständige Fachorganisation für die 
tschechoslowakische Republik zu gründen, war es vielen 
noch nicht klar, ob und inwieweit die nebelhaften Konturen 
der politischen Nachkriegskonstellation definitiv oder provi- 
sorisch sein würden. Die Verbindung mit der Slowakei und 
deren mächtiger Zelluloseindustrie war unterbrochen, ja, 
man sprach zuversichtlich von einem Zuwachs auch für un- 
sere Papier- und Zelluloseindustrie aus deutschen Gebieten, 
welche unserem Staate zufallen sollten. Es ist auch begreif- 
lich, daß manchenorts bezweifelt wurde, ob das Ereignis 
der Staatentrennung überhaupt definitiven Charakter habe 
und Wien, das bisherige Zentrum unserer industriellen Or- 
ganisationen, nun wirklich für uns Ausland geworden sei. 
Es verdient jedenfalls Anerkennung, daß die führenden Per- 
sönlichkeiten unserer Industrie auch in dieser Beziehung 
die Entwicklung der Ereignisse richtig abschätzten und 
daher zeitgerecht ihre Organisierung im neuen Staate vor- 
nahmen, Die festen Bande wirtschaftlicher und freundschaft- 
licher Art, welche die Industrie in der früheren Monarchie 
verbanden, wurden allmählich auf die freundschaftlichen 
Beziehungen reduziert. 


Daß diese Umstellung in verhältnismäßig schnellem 
Tempo vor sich ging, ist der Energie und Initiative des 
ersten tschechoslowakischen Finanzministers Dr. Rašín zu- 
zuschreiben, insbesondere durch die Währungstren- 
nung, welche per 1. März 1919 mit überraschender Schnel- 
ligkeit und Konsequenz durchgeführt wurde. Dadurch sind 
in der Tschechoslowakei auch die Folgen einer Geldinflation 
im verheerenden Ausmaß der Nachbarstaaten unterblieben, 
und wenn auch die Gesundungsperiode der Deflation durch 
die in Rašíns genialem Finanzplane vorgesehene empfind- 
liche Vermögensabgabe äußerst schwer und schmerzhaft 
war, so ist doch heute das Urteil einhellig, daß er dadurch 
unsere Wirtschaft vor noch schwereren Schäden bewahrte. 
Es ist wohl kein Zufall, daß ein Kommunist dem Leben 


dieses Mannes ein vorzeitiges Ende bereitete, denn Rašín hat 
neben den anderen großen Persönlichkeiten unserer Repu- 
blik durch seine Taten einen eisernen Wall errichtet, an 
dem der kommunistische Ansturm zerschellte, während er 
in vielen anderen Staaten wenigstens zeitweise überhand 
nahm und verheerende Folgen anrichtete. 

Das zweite Ereignis, welches hier im Zusammenhange 
erwähnt werden muß, ist die Bodenreform, welche mit 
dem Namen des Ministerpräsidenten Dr. Svehla verknüpft 
ist. Wenn die hiedurch erfolgte übermächtige Stellung der 
agrarischen Partei und deren Interessen der. Industrie oft 
schwere Sorgen bereitet, so ist doch die Bodenreform bei 
objektiver Betrachtung auch eine Tat gewesen, welche die 
Existenz der Industrie eigentlich sichergestellt hat. 

Last not least ist dankbar der Tätigkeit des Präsiden- 
ten der Republik T. G. Masaryk zu gedenken, dessen Auto- 
rität und Beliebtheit im In- und Ausland unendlich. viel 
zur Konsolidierung der Verhältnisse und insbesondere zum 
Ausgleich nationaler Gegensätze beigetragen hat und in dem 
man den Gründer unserer Republik erblickt. 

Ich hatte nicht die Absicht, einen politischen Artikel 
zu schreiben, es war aber unumgänglich, jener Ereignisse zu 
gedenken, welche es unserer Industrie ermöglichen, über- 
haupt ein Jubiläum zu feiern. Daß nebstdem auch viele 
widrige Bestrebungen und ganz außerordentliche Hinder- 
nisse und Gefahren zu überwinden waren, sei hier nur kurz 
erwähnt, und es gereicht den führenden Persönlichkeiten 
unserer Industrie zur Ehre, daß dies mit Erfolg geschah. 

Vergessen sind die Zeiten des Nahrungsmangels, der 
Ersatzmittel und der Rohstoffnot. Kaum jemand erinnert 
sich an die Schwierigkeiten der Übergangswirtschaft und 
den ersten Kompensationsvertrag der Papierindustrie Öster- 
reichs mit der Tschechoslowakei, bei welchem gegen Liefe- 
rung .von Zellulose aus den Vorräten des Kriegsministe- 
riums in Böhmen und den uns damals unzugänglichen slo- 
wakischen Gebieten böhmische Kohle für die österreichi- 
sche Papierindustrie sichergestellt wurde. Ministerpräsident 
Tusar, der damals erster tschechoslowakischer Gesandter in 
Wien war, erinnerte sich öfters an diesen seinen ersten Kom- 
pensationsvertrag und auch ich denke gern an diese meine 
erste offizielle Funktion in Vertretung unserer Industrie 
zurück und an die Herren der Gegenseite, Generaldirek- 
tor Prinzhorn, Tennenbaum, Singer und Mohrstedt. 

Dann folgte noch eine lange Periode des Waggon-, 
Kohlen- und Rohstoffmangels, in welcher jede Sendung 
mit einem Transportschein belegt und jeder Kohlen- 
waggon nach langem Warten und Bitten im Arbeitsministe- 
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rium erlangt werden mußte.: Die Papierpreise- erreichten 
wohl zu jener Zeit ihre Rekordhöhe, die Verdienste wurden 
aber durch die exorbitant hohen Erzeugungskosten und ge- 
ringe Produktion absorbiert. Wegen des niedrigen Standes 
unserer Währung war der. Export viel nutzbringender als 
das Inlandsgeschäft, mußte aber naturgemäß gedrosselt wer- 
den, solange die Ansprüche des Inlands nicht befriedigt 
waren. Heute, wo die große Exportkapazität der Papier- 
industrie nicht mehr in Frage gestellt ist und die Bemühun- 
gen um Aufträge im Inland gegen jene des Exportes 
naturgemäß überwiegen, sind auch die damals kolossal 
übertriebenen Angaben über den Inlandsbedarf zu unserem 
Leidwesen beträchtlich reduziert worden. Immerhin können 
wir mit Befriedigung konstatieren, daß der tatsächliche In- 
landsbedarf stetig wächst und besonders in den historischen 
Ländern eine Höhe erreicht, welche uns eine entsprechende 
Rangordnung unter den Kulturstaaten Europas verleiht. Da- 
gegen ist die Produktion, insbesondere in dem letzten Jah- 
ren, durch Neuanschaffungen und Investitionen in einem 
noch schnelleren Tempo vermehrt worden, so daß unsere 
Exportquote von zirka 35% eher noch eine Vergrößerung 
wird erfahren müssen. Ein statistischer Vergleich mit den 
Vorkriegszeiten ist deswegen nicht möglich, weil die Lie- 
ferungen ins neue Ausland früher begreiflicherweise nur als 
Inlandsgeschäft galten und besonders die slowakische 
Papierindutrie vor dem Umsturz fast ausschließlich für Un- 
garn arbeitete, während jetzt auch diese Fabriken vorwie- 
gend für das Inland beschäftigt sind. Die bedeutende Über- 
produktion gegenüber dem inländischen Bedarf verursachte 
in unserer desorganisierten Industrie eine Absatzkrise, deren 
Höhepunkt im Jahre 1923 war und die mehrere Fabriken 
zugrunde richtete, das heißt eine Fabrik wird in der Regel 
nicht ruiniert, sondern wechselt den Besitzer und die Krise 
wird durch das Unglück einer Familie oder Aktiengruppe 
nieht gemildert. 

Die Einsicht, daß der scharfe gegenseitige Konkurrenz- 
kampf eine Besserung der Verhältnisse nicht bringen kann, 
bewog schließlich auch unsere Industrie, sich in dieser Be- 
ziehung modernen Anschauungen anzupassen. Sowie kriege- 
rische Maßnahmen heute in der Weltpolitik als verpönt 
gelten und die Staaten sich im Völkerbunde zu einer Kon- 
vention kartellieren, so schließen sich auch die einzelnen 
Industrien zu friedlichen Vereinbarungen und Organisa- 
tionen zusammen. Das Problem der geregelten Aufteilung 
der Erzeugung scheint aber bei den Industriellen schwie- 
riger zu sein, besonders weil keinerlei Einschränkungen der 
Rüstungen (Investitionen) bisher auch nur angedeutet wer- 
den konnten. Außerdem dürfte bei vielen Fabrikanten in 
dem Zusammenschluß ein Kompromiß mit einer kollektiven 
Wirtschaft erblickt und gefürchtet werden. Ich für meine 
Person teile diese Besorgnis nicht, denn für die individuelle 
Fähigkeit und Tätigkeit bleibt noch ein genügendes Feld 
zu bearbeiten übrig, wenn der Industrielle seine Tätigkeit 
auf die rationelle und leistungsfähige Erzeugung konzen- 
triert und den Verkauf der Produkte Spezialfachleuten, be- 
ziehungsweise Organisationen überläßt und diese nur in 
sroßen Zügen und auf Grund von Verträgen kontrolliert. 

Der Kartellgedanke, welcher demnächst auf 
eine neue gesetzliche Grundlage gestellt werden soll, ist bei 
uns noch neu und in voller Entwicklung begriffen. Wir be- 
sitzen derzeit in unserem Fach 4 Evidenz- und Kartell- 
bureaus, und zwar für die Papierindustrie selbst 
(Verkaufsbureau der vereinigten Papierfabriken), die 
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Zelluloseindustrie г („Sulfit‘-Verkaufsbureau für  Zellu- 
lose), Holz- und Lederpappen („Kartonia‘‘) und Rob- 
pappen. Besonders erwähnenswert ist die Sulfitorga- 
nisation, zumal die Zelluloseindustrie zirka 80% ihres 
Produktes im Ausland absetzt und trotzdem "die Not: 
wendigkeit eines Zusammenschlusses für das Inlandsge- 
schäft mit Recht erfaßte. Ich erwähne diese Industrie, deren 
Kapazität im heurigen Jahre auf 210.000 t (gegen 140.000 
im Jahre 1913) steigen dürfte, deshalb, weil seitens der 
österreichischen Kollegen die Schwierigkeiten eines ähn- 
lichen Zusammenschlusses in der Papierindustrie damit be- 
gründet werden, daß das Inlandsgeschäft dort von kleinerer 
Bedeutung sei als in der Tschechoslowakei. Dieses Argu- 
ment ist allein nicht stichhaltig und ist dem entgegen zu 
halten, daß, wie obiges Beispiel beweist, auch bei bedeuten- 
der Exportquote beträchtliche Ersparnisse in der Verkaufs- 
regie fürs Inland erzielt werden können. 

In letzter Zeit wurde viel über eine Krise des tsche- 
choslowakischen Papierkartells gesprochen. Diese Gerüchte 
sind wohl nicht ganz unbegründet und haben ihre Ursache 
hauptsächlich darin, daß der Einheitsgedanke noch nicht 
genügend eingelebt ist und außerdem einige Fabriken be- 
strebt sein dürften, ihre Kontingente gelegentlich der Ver- 
tragsverlängerung zu vergrößern. Immerhin dürfte die Er- 
kenntnis allgemein sein, daß eine Rückkehr zur desorgani- 
sierten Wirtschaft der früheren Zeiten ein folgenschweres 
Unglück. wäre, welches alle Fabriken, den Unternehmer vis 
zum letzten Arbeiter treffen würde! Die horizontale Kon- 
zentration ist im modernen Wirtschaftsleben heute so all- 
gemein und ein Gebot der Zeit, daß derartige Krisen nur 
vorübergehenden Charakter haben können und früher oder 
später die Kollegen, soweit sie die Schäden einer even- 
tuellen Kampfperiode mit heiler Haut überstanden haben. 
sich wieder zur Gemeinsamkeit bekehren würden, denn eine 
rationelle gemeinsame Verkaufsorganisation wird in Kürze 
ebenso als Errungenschaft der neuen Zeit angesehen wer- 
den müssen, wie es die elektrische Kraftübertragung im Be- 
trieb oder sonst eine bewährte Neuerung in der Fabrik ist. 

Ich kann daher den österreichischen Kollegen nichts 
Besseres wünschen, als daß sie möglichst bald unserem Bei- 
spiel folgen mögen und sich dazu entschließen, in erster 
Linie Fabrikanten und erst in zweiter, aber in desto groß- 
zügigerer Art Verkäufer zu sein. Ich kenne einige österreichi- 
sche Fabriken, welche Millionen investieren, um einige Wag- 
коп Kohle oder etwas an der Erzeugungsregie zu ersparen; 
bei einem Zusammenschluß ist aber. bei wenig beträcht- 
lichen Anschaffungs-(Errichtungs-)Kosten ein wesentlicher 
Betrag an Verkaufsregie zu ersparen und außerdem wird 
ein Energieaufwand frei, der für die wirtschaftlich. wich- 
tigere Funktion der rationellen Erzeugung verwendet wer- 
den kann. Selbstverständlich müssen moderne Kartelle auch 
im neuzeitlichen Geiste geführt werden. Die Industrie darf 
ihr Heil nicht in hohen, sondern in stabilen Verkaufspreisen 
und niedrigen Erzeugungskosten suchen und soll dabei ihre 
Angestellten gut bezahlen. Auch der Händler und vernünf- 
tige Konsument begrüßt eine derartige Ordnung der Dinge, 
da sie ihm eine gesicherte Existenz und Kalkulationsbasis 
verschaffen. 

Wir sind uns. bewußt, daß uns noch viel Arbeit zur 
Erreichung solch stabiler und geordneter Zustände bevor- 
steht, und ich spreche, auch mit Rücksicht auf die Jubi- 
läumsstimmung, die Erwartung aus, daß sie erfolgreich ge- 
leitet werden wird. 


Tschechoslowakische Brauindustrie 1918-1928. 
Von Ottokar E. Krofta, Prag. 


m beurteilen zu können, in welchem Zustand 
sich die tschechoslowakische Brauindustrie 
bei der Erneuerung unseres Staates befun- 
den hat, ist ез notwendig, sich die Verhält- 
nisse in den letzten Kriegsjahren in Erinne- 

` rung zu bringen. Der Mangel an Rohstoffen 
erreichte den Höhepunkt, das Erzeugungskontingent wurde 
auf 6% herabgesetzt, und da gleichzeitig die Biergrädig- 
keit nach unten unbegrenzt blieb, braute man vielfach statt 
Bier nur еіп bierähnliches Getränk, welches auch die 
strengsten Abstinenten ` voll befriedigen konnte. Die 
maschinellen Einrichtungen der Brauereien, welche relativ 
die größten Mengen der im Kriege gesuchten Metalle auf- 
wiesen, wurden durch kopflose Requisitionen im wahrsten 
Sinne des Wortes ausgeplündert und dadurch vollkommen 
entwertet. Der heimische Absatz wurde fast‘ nur durch 
das Schwerarbeiterbier unterhalten, während die Ausfuhr 
in den Kriegsjahren natürlich ganz verloren ging. Die 
gesamte von den tschechoslowakischen Brauereien bei 
Kriegsende erzeugte Biermenge betrug 1,656.000 hl, ein 
Quantum, welches unsere zwei größten Brauereien, das 
Bürgerliche Bräuhaus in Pilsen und die Aktienbrauerei 
Smichow, leicht allein hätten erzeugen können. 

Einige Zahlen beleuchten noch den tschechoslowa- 
kischen Anteil an der Brauindustrie der früheren Mon- 
archie. In der ganzen österreichisch-ungarischen Mon- 
archie gab es vor dem Kriege 1100 Brauereien mit einer 
Jahreserzeugung von rund 24,000.000 hl. Hievon ent- 
fielen auf das Gebiet der tschechoslowakischen Republik 
667 Brauereien oder zirka 60% mit einer Jahreserzeugung 
von 12,500.000 hl oder 52% der österreichisch-ungarischen 
Gesamtbiererzeugung. 120 dieser Brauereien stellten wäh- 
rend des Krieges ihren Betrieb ein, so daß in unserem 
Staate in der letzten Kriesskampasne nur in 547 Braue- 
reien gearbeitet wurde. So sah die tschechoslowakische 
Brauindustrie, einer der wichtigsten Industriezweige un- 
serer Republik, beim Umsturz aus. 

Die nun folgende Zeitspanne 1918 bis 1928 muß in 
zwei Abschnitte geteilt werden. Der erste Abschnitt 1918 
bis 1921 ist die Zeit der staatlichen Zwangswirtschaft in 
unserer Industrie, der zweite Abschnitt 1922 bis 1928 ist 
die Periode der freien Bewirtschaftung, so absolut frei, 
daß man sogar — wie wir später sehen werden, zum 
Schaden der Industrie — den bis dahin bestehenden Kun- 
denschutzvertrag nicht mehr erneuerte. Und es sei auch 
gleich hier festgestellt, daß sich unsere Industrie im ersten 
Abschnitt, während der Zwangswirtschaft, viel gesünder 
entwickelte, ein Beweis, daß die Zwangswirtschaft bei uns 
viel zu früh aufgehoben worden ist. Obzwar nach dem 
Umsturz die Ernährungsverhältnisse bei uns nicht leicht 
waren, faßte die Regierung. gleich von Beginn an die Be- 
deutung der Brauindustrie für den Staatshaushalt richtig 
auf und ließ keinen weiteren Rückgang der Bierproduk- 
tion zu. Die Brauereien erhielten slowakische Gerste zu- 
gewiesen, wodurch ihnen eine ausgiebirere Verarbeitung 
von Zuckerrübe, einem vorzüglichen und bei uns außerdem 
hinreichend vorhandenen Malzsurrogat, dann von Kar- 
toffelmehl, Hinterzucker, Mais u. dgl. ermöglicht wurde. 
Infolgedessen wurde auch schon im April 1919 die Bier- 
erzeugung auf 12% des Kontingents, im Juli desselben 
Jahres weiter auf 16% erhöht. Gleichzeitig wurde die 
Grenze der Biergrädigkeit nach unten mit 45 S° fest- 
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gesetzt und damit mit der Verbesserung der Bierqualität 
begonnen. 

Es ist klar, daß die durch den vierjährigen Krieg 
hervorgerufenen Verhältnisse und Ernährungsschwierig- 
keiten nicht mit einem Schlag behoben werden konnten, 
und da uns der Krieg lehrte, auch die Gerste, unseren 
wiehtigsten Rohstoff, als Brotgetreide zu schätzen, hatte 
unsere Industrie in den ersten Friedensjahren unter all den 
verschiedenen Verpflegssorgen auch stark mitzuleiden. 


Die Brauindustrie steht demnach im Abschnitte vom 
Umsturz bis zur Aufhebung der staatlichen Bewirtschaf- 
tung der landwirtschaftlichen Produktion im Zeichen des 
Kampfes um ihre Rohstoffe, Alles Streben so- 
wohl der Brauorganisationen als auch der einzelnen Braue- 
reien konzentrierte sich in dieser Zeit ausschließlich auf 
die Sicherstellung von Rohstoffen, um die Bierproduktion 
tunlichst zu heben, denn um den Bierabsatz brauchte bei 
dem großen Biermangel niemanden bange zu sein, Wir 
müssen hier dankbar feststellen, daß unsere Regierungen in 
dieser für unsere Industrie sehr schwierigen Zeit für deren 
Bedürfnisse stets volles Verständnis und den besten Wil- 
len, unseren Bedarf an Rohstoffen zu befriedigen, gezeigt 
haben, wenn sich auch manchmal die Verhältnisse stärker 
als ihr guter Wille gezeigt haben und uns viele Enttäu- 
schungen nicht erspart geblieben sind. 

Dank dieser Fürsorge sowie dank der umsichtigen 
Tätigkeit der von. der. Regierung out Leitung. дег Über- 
gangswirtschaft in der Brauindustrie eingesetzten Brau- 
kommission. hat sich unsere Industrie vom Umsturz an 
jährlich sichtlich erholt. Im Jahre 1918/19 wurden bereits 
3,512.217 hl Bier erzeugt, was einen Aufstieg gegenüber 
der letzten Kriegskampagne fast um 115% bedeutet. Im 
Jahre 1919/20 stieg die Bierproduktion weiter um 62% 
auf 5,709.294 Ы und schließlich im letzten Jahre der 
Zwangswirtschaft um 16% auf 6,644.934 hl, womit rund 
54% der Vorkriegserzeugung erreicht wurden. 

In dieser Zeit des Überganges zur Friedenswirtschaft 
hatte natürlich auch unsere Brauindustrie ihre Arbeiter- 
probleme. zu lösen, was jedoch infolge des traditionell 
guten Einvernehmens zwischen den Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern. dieses Industriezweiges reibungslos und zur 
beiderseitigen Zufriedenheit erfolgte. Zu Beginn der Kam- 
pagne 1919/20 wurde ein Kollektivvertrag abgeschlossen, 
mit welchem die Lohnverhältnisse für längere Zeit stabi- 
lisiert und in Brauereien gleicher Kategorien in gleicher 
Weise geregelt wurden. Es ist klar, daß hiebei manche 
Schwierigkeiten zu beseitigen waren, ehe man zu einem 
allgemein gültigen Kollektivvertrag mit den Arbeitern 
und Beamten gelangte. Doch das beiderseitige Verständnis 
für die gemeinsamen Interessen hatte zur Folge, daß dies 
relativ rasch und. glatt gelang. Die Gesamtzahl der 
Brauereiarbeiter in der Republik sank im Verlaufe. des 
Krieges auf 12.728 Personen, und obzwar unsere Braue- 
reien mit einer bedeutend geringeren Anzahl Angestellter 
das Auslangen gefunden hätten, wurden doch alle Heim- 
kehrer wieder in die Arbeit aufgenommen, Ein Vergleich 
der Leistungs- und Lohnverhältnisse vor und nach dem 
Krieg dürfte hier am Platze sein. Während im Jahre 
1912/13 bei uns 16.453 Arbeiter 12,124.799 hl Bier erzeugt 
haben, produzierten im Jahre 1919/20 die früher erwähnten 
12.728 Arbeiter nur 5,709.294 hl; in der Kampagne 1912/13 
entfielen somit auf einen Arbeiter 737 hl jährlich, 1919/20 


nur 401 hl. Die Leistung іп. unserer Industrie, Auf einen 
Arbeiter. reduziert, sank somit іп dieser Zeit um 46%. 
Nicht so die Löhne. Im Jahre 1912/13. betrugen ‚sie 
18,352.560 EE oder, auf 1 hl reduziert, 1:50 čK, 1919/20 
dagegen 68,053.680 CK oder je hl 10:25 &K. Während also 
die Leistung um 46% zurückgegangen ist, stieg der Lohn 
absolut um 68-3% und relativ um 40%, eine Erscheinung, 
welche in den Nachkriegsverhältnissen begründet ist. 

Man sieht, daß die Brauindustrie in diesem kurzen 
Zeitraum von drei Jahren sich von den während des Krie- 
ges erlittenen Schäden in jeder. Hinsicht ‚bemerkenswert 
erholte. Besser als alle Worte: beweist dies noch die Tat- 
sache, daß in dieser Zeit 28 während. des Krieges still- 
gelegte Betriebe die Biererzeugung wieder aufgenommen 
haben. Von diesen Erfolgen beirrt, setzte man die, Auf- 
hebung der Zwangswirtschaft mit Beginn der Kampagne 
1921/22 durch und einige, Ungeduldige, welche sich durch 
eine Rücksichtnahme auf die Gesamtheit in ihrer. Entwick- 
lung zu sehr behindert fühlten, lehnten auch jede freiwil- 
lige Regelung der Erzeugung und des Absatzes entschie- 
den ab. 8о Каш es, daß auch der seit 1907 bestandene 
Kundenschutzvertrag in Böhmen in Brüche ging. Nur in 
Mähren, Schlesien und in einem: Teil Südböhmens gelang 
es umsichtigen - Leitern- einiger Brauereien, Verträge zur 
Regelung des Wettbewerbes zustandezubringen; die, wohl- 
tuenden Folgen dieser Umsicht sind in diesen Gebieten 
noch heute fühlbar. 

Man hat also in einem Zeitpunkt, in welchem mit 
6,645.000 hl etwa 54% des Vorkriegsabsatzes erreicht 
waren und in welchem mit einem neuerlichen Export ge- 
rade der leistungsfähigsten Brauereien aller Voraussicht 
nach für lange Zeit nicht gerechnet werden konnte, der 
Brauindustrie mit einer Erzeugungskapazität von rund 
14 Millionen Hektoliter volle Freiheit gegeben. Die Fol- 
gen stellten sich auch bald ein. Wohl stieg der Absatz 
von Jahr zu Jahr, und besonders in den ersten Jahren der 
freien Wirtschaft war: es keine Seltenheit, daß der Aus- 
stoß einzelner Brauereien um 25, ja. 35% in einem Jahr 
gestiegen ist. Der Gesamtausstoß der Brauereien hat nun 
auch im Jahre 1927 mehr als 10 Millionen Hektoliter' be- 
tragen und heuer im Jahre 1928 dürfte er nach den für 
den Bierkonsum günstigen Sommermonaten 11 Millionen 
Hektoliter erreichen; viel dürfte an dieser Menge jeden- 
falls nicht fehlen, Aber in. demselben Maße, als der Absatz 
zunahm, nahmen. infolge des durch nichts gehemmten 
Wettbewerbes die Bierpreise und mit ihnen die Rentabi- 
lität der Brauereien bedenklich ab, welche Tatsache am 


besten: dadurch beleuchtet wird, daß in der Zeit vom 
1.. Jänner: 1922 bis heute 186 Brauereien stillgelegt werden 
mußten... Ob dies volkswirtschaftlich ‚gesund ist, ob man 
diese bedauerliche Tatsache in allen. Fällen unter den Be- 
griff „Betriebskonzentration‘‘ subsummieren карп, ist eine 
Frage, deren Beantwortung nicht-in. den Rahmen! dieser 
kurzen. Übersicht fällt. 

Heute gibt es in der Republik noch 459 Brauereien, 
davon 371 in Böhmen, 72 in Mähren und Schlesien, 16 in 
der Slowakei und eine Brauerei in Karpathorußland. Der 
Größe nach sind darunter 317 Brauereien‘ mit einem 
Jahresausstoß unter 15.000 hl, 129 mit einem solchen bis 
einschließlich 100.000 hl und 13 mit einem Jahresausstoß 
von mehr als 100.000 hl. 


Die Lage der tschechoslowakischen Brauindustrie ist 
heute nach sieben Jahren freier Wirtschaft im all- 
gemeinen nicht günstig, wie es bei dem Mißverhältnis 
zwischen Erzeugungs- und Absatzmöglichkeit nur zu be- 
greiflich ist. Dieses Mißverhältnis ruft einen ungeregelten 
und ungesunden Wettbewerb hervor, welcher die Renta- 
bilität einzelner Betriebe sehr beeinträchtigt, oft sogar 
vollkommen gefährdet. Und da eine raschere Zunahme des 
heimischen Konsums nicht erzwungen, da auch die Rück- 
kehr unserer alten Exportmöglichkeiten von uns nicht her- 
beigeführt werden kann, wäre es naheliegend, daß sich 
unsere Brauereien zur allgemeinen Gesundung ihrer Lage 
über den gegebenen heimischen Markt einigen. Die hiezu 
berufenen Fachorganisationen haben auch seit 1921 keine 
Gelegenheit versäumt, um in dieser Hinsicht die Initiative 
zu ergreifen, und die Regelung des Wettbewerbes unter 
den Brauereien auf verschiedene Weise angeregt. Die 
letzten Versuche waren der Vertrag über die freiwillige 
Kontingentierung der Erzeugung und der Vertrag der 
nordböhmischen Brauereien gegen den unlauteren Wett- 
bewerb. Der erstere Versuch kann vorläufig als gescheitert 
bezeichnet werden, der nordböhmische Vertrag hat da- 
gegen bereits zu einem positiven Ergebnis geführt und die 
Zahl der Vertragsbrauereien nimmt ständig zu, so daß man 
bald von einem geschlössenen Vertragsgebiet wird spre- 
chen können. Diese erfreuliche Tatsache beweist, daß 
sich nunmehr auch die einzelnen Brauereien des Ernstes 
ihrer Lage bewußt werden, und berechtigt uns zu der 
Hoffnung, daß die Zeit nicht allzufern ist, zu welcher ein 
neuer Versuch, die Wettbewerbsverhältnisse der ganzen 
tschechoslowakischen Brauindustrie durch ein für den 
ganzen Staat gültiges Übereinkommen zu regeln, von Er- 
folg gekrönt sein wird. 


Die Entwicklung der tschechoslowakischen Malzindustrie. 
Von Minister a.D. K. Sonntag, Präsident der Anglo-tschechoslowakischen Bank. 


enn wir darangehen, die Entwicklung der 

tschechoslowakischen Malzindustrie darzu- 

stellen, ergibt sich die Notwendigkeit, vorher 

kurz über die Verhältnisse dieser Industrie 

in der österreichisch-ungarischen Monarchie 

einige Worte zu sagen: Damals betrug die 
Erzeugungskapazität der voll beschäftigten Malzindustrie 
26 Mill. Mtz. Malz jährlich. Davon wurden 1-8 bis 19 Mill. 
Mtz. ins Ausland ausgeführt, ‘während der Rest zur 
Deckung des einheimischen: Bedarfes diente. 

In die Tschechoslowakei gingen aus der Monarchie 
178 Unternehmungen mit einer Erzeugungskapazität von 
2-4 Mill. Mtz: Malz über, also etwa 98% der gesamten Malz- 
industrie. Unmittelbar nach dem Umsturz war sie in der 


sogenannten staatlichen Zentrale, „Tschechoslowakische 
Malzkommission“, vereinigt, welche nach Art der ge- 
wesenen Österreichischen Kriegszentrale (Malzzentrale) 
organisiert wurde. Die Geschäfte dieser Zentrale wurden 
im Jahre 1919/20 ausschließlich und in der Kampagne 
1920/21 zum größten Teile für Rechnung der staatlichen 
Getreideanstalt geführt, so daß der bei der Ausfuhr des 
Malzes erzielte Gewinn zur Verbilligung von Brot und 
Mehl verwendet wurde. Die Malzkommission stellte ihre 
Tätigkeit mit dem 31. Juli 1921 ein. Von diesem Tag an 
trat eine neue freiwillige Organisation der Gesamtindustrie 
ins Leben: das „Syndikat der tschechoslowakischen Malz- 
industrie“, welches für seine geschäftlichen Zwecke die 
„Tschechoslowakische Kommissions-A.G. für Malz in 
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Brünn“ errichtete, deren Aktionäre ausschließlich Malz- 
industrielle waren, wobei die Aufteilung der Aktien nach 
der Größe der Unternehmungen erfolgte. Diese Gesellschaft 
wickelte alle Malzgeschäfte im In- und Ausland bis zum 
30. Juni’ 1924 ab, mit welchem Tage sie in Liquidation 
trat. Der Grund dafür war die Erkenntnis, daß die zer- 
rütteten Nachkriegsverhältnisse sich bereits ausreichend 
konsolidiert hatten und es daher möglich sei, die einzelnen 
Unternehmungen selbständig arbeiten zu'lassen. Selbstver- 
ständlich konnte das Malzgeschäft, das durch den Krieg 
unterbrochen worden war, sich nur langsam wieder ent- 
wickeln. Während des Krieges 'hatte hauptsächlich ameri- 
kanisches Malz die europäischen Märkte versorgt und der 
Wettbewerb mit diesem verhältnismäßig billigen Malz war 
schwer, denn dem Geschäfte standen auch die desolaten 
Transport- und Valutaverhältnisse, insbesondere aber auch 
die sehr verringerte Biererzeugung und die Versorgungs- 
verhältnisse überhaupt, sowohl im Inland als auch im Aus- 
land, hinderlich im Wege. Es war gewiß nur die berühmte 
Vorkriegsqualität, welche dem tschechoslowakischen Malz 
den Konkurrenzkampf auf dem Auslandsmarkt erleichterte 
und bewirkte, daß es sich wiederum seinen Platz neu er- 
obert hat. 

Aus, der  tschechoslowakischen  Ausfuhrstati- 
stik entnehmen wir, daß an Malz ausgeführt wurde: 


Im Jahre Meterzentner 
СРЕО E 630.421 
ce, nassen irn жерл 283.400 
BO ойе гаша 558.718 
1029 за ДИУ ak 510.080 
IE E ees D TA, 751.429 
МӨ ын gege ee ZE 1,305.007 
ee еллы 1,712.579 
LANZ е уйре wrih 1,637.885 


Die Hauptabnehmer sind Deutschland, die Schweiz, 
Österreich und Italien, außerdem wird aber Malz fast in 
alle europäischen und Überseeländer ausgeführt. Bisher 
jedoch hat die tschechoslowakische Malzindustrie die Er- 
zeugung der Vorkriegszeit nicht erreicht. Die Durchschnitts- 
menge der Malzausfuhr für die letzten drei Jahre beträgt 
1'55 Mill. Mtz. Darin ist aber das Malz eingeschlossen, wel- 
ches heute in die Nachfolgestaaten (Österreich, Polen, Süd- 
slawien) ausgeführt wird, welches durchschnittlich jährlich 
0:2 Mill. Mtz. ausmacht, so daß gegenüber der Vorkriegs- 
ausfuhr, welche, bezogen auf die gegenwärtige T'schecho- 


slowakei, 177 Mill. Mtz. betrug, die heutige Ausfuhr auf 
1'35 Mill. Mtz., also um 25%, gesunken ist. Der heimische 
Malzabsatz sank sogar auf die Hälfte des Vorkriegs- 
absatzes. 

Die Lage der Malzindustrie der Republik ist schon 
einige Jahre hindurch kritisch und es scheint, daß heuer 
die Krise ihren Höhepunkt erreicht. Die Ursachen liegen 
hauptsächlich in den ungeklärten zwischenstaatlichen Zoll- 
verhältnissen. Die Vorkriegsrelation, nach welcher der Malz- 
zoll 133 Einheiten des Gerstenzolles gleichkam, wurde auf- 
gegeben und auf Malz wurden Prohibitivsätze gelegt. Schla- 
gende Belege hiefür sind: Deutschland mit einem Zollsatz 
von 1275 М, Frankreich 15% des Wertzolles, Südslawien 
10 GD usw. Weiters bedroht die Eisenbahn- und Wasser- 
tarifpolitik sehr schwer die Wettbewerbsfähigkeit der 
tschechoslowakischen Malzindustrie auf dem Auslands- 
markt. Ein Beispiel bietet der jüngste tschechoslowakisch- 
schweizerische Bundestarif für Malz, mit welchem die 
Durchfuhrspesen über Deutschland und Österreich um 25 
bis 30% erhöht erscheinen und auf diese Weise das 
tschechoslowakische Malz auf dem schweizerischen Markt 
um 2 bis 3 Schweizer Franken gegenüber dem deutschen 
und französischen Konkurrenzmalz verteuert wird, ganz ab- 
gesehen von dem kürzeren Transportweg, der den letz- 
genannten Malzexporten zugute kommt. Die angeführten 
Umstände haben bewirkt, daß die tschechoslowakische 
Malzindustrie begonnen hat, ins Ausland äuszuwändern, 
und zwar in erster Reihe nach Deutschland, wo für die 
Malzindustrie die Verhältnisse heute und, wie es scheint, 
auch für die Zukunft sehr günstig sind. 


Die Auswanderung der Malzindustrie will die tschecho- 
slowakische Regierung dadurch verhindern, daß sie dieser 
Industrie gewisse Erleichterungen bei den Handelssteuern 
gewähren möchte; aber Maßnahmen dieser Art können 
die Krise nur vorübergehend aufhalten. Eine Prosperität 
der Malzindustrie wäre nur dann gesichert, wenn die Zoll- 
verhältnisse mit den fremden Staaten, und hauptsächlich 
mit Deutschland, geordnet werden könnten und wenn es 
für Malz zu erträglichen Transportsätzen auf Eisenbahnen 
und auf dem Wasser käme. Es ist zu erwarten, daß die 
Bedeutung der Gersteproduktion und der mit ihr verbun- 
denen gersteverarbeitenden Malz- und Brauerei-Industrien 
zur Erfüllung der Forderungen führen wird, welehe im 
Interesse des Fortbestandes der Malzindustrie notwendig 
sind, deren Bedeutung in der Ausfuhr ungefähr einem 
Drittel der der Zuckerindustrie gleichkommt. 


Die tschechoslowakische Spiritusindustrie. 
Von Ernst Berka, Oberdirektor der Spiritus-Verkaufsvereinigung, Prag. 


rei Formen waren es, die sich in der Spiritus- 
bewirtschaftung in der Tschechoslowakei ab- 
gelöst haben. Vorerst, sofort nach dem Um- 
sturz, die staatliche  tschechoslowakische 
Spirituskommission, hernach- «das ebenfalls 
staatliche  interministerielle Komitee und 
schließlich, ар 1. September 1928, die private Spiritusver- 
wertungsgesellschaft G. m. b. H., welche ursprünglich bis 
31. August 1928 und nunmehr bis Ende August 1930 — 
wenn: nicht bis dahin die Regelung: der künftigen Bewirt- 
schaftung gesetzlich gelöst werden sollte — mit der Spi- 
rituswirtschaft betraut wurde. 
Ein Blick in die Statistik läßt erkennen, daß in den 
ersten Jahren eine — nach’ den jeweiligen politischen und 


wirtschaftlichen Verhältnissen wohl begreiflieh == nicht 
stets geradlinige Produktions- und Verkaufspolitik be- 
trieben wurde. Die durch die außerordentliche Anhäufung 
der Vorräte in den letzten Jahren der staatlichen Gebarung 
herbeigeführten Verhältnisse waren mitbestimmend dafür, 
daß die Geschäfte an die Spiritus-Verwertungsgesellschaft 
übertragen wurden, welche, unter Aufsicht eines Regie- 
rungskommissärs, von Vertretern der landwirtschaftlichen 
und industriellen Brennereien geleitet wird und in deren 
engerem und weiterem Vorstand auch die Vertreter der 
Raffineure mittätig sind. 


Die Erzeugung weist in den einzelnen Jahren fol- 
gende Mengen aus; 
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IN 


Staatliche Bewirtschaftung 


Kampagne landw. industr. im ganzen 
1918/19 „ . 197.349 197.149 394.468 
1919/20 , . 166.161 220.933 387.094 
1920/21 312.791 293.842 636.633 
1921/22 , + 424.386 211.159 635.545 
1922/23 . + 310.009 145.794 455.803 
fünfjähriger 
Durchschnitt: . . 288.139 213.770 501.909 
Private Bewirtschaftung 
Kampagne landw. industr. im ganzen 
1923/24 аа 146.891 396.028 
1924/25 ‚ . 352.286 211.585 563.871 
1925/26 371.945 211.109 583.054 
1926/27 -~ 860.968 172.170 533.138 
1927/28 . . 415.512 183.148 598.660 
fünfjähriger 
Durchschnitt: . . 849.969 184.981 534.950 


zehnjähriger Durchschnitt: 
landw. = 319.054, industr, = 199.375, insgesamt 518.429. 


Die heurige Spirituserzeugung stand laut obiger Auf- 
stellung an dritter Stelle der zehnjährigen Betriebsperiode, 
deren Durchschnitt von 518.429 hl sie um 80.231 hl über- 
holte, blieb aber gegenüber der Höchstmenge der Kam- 
pagne 1920/21 um 37.978 hl zurück und überstieg jene des 
kleinsten Brenniahres von 1919/20 um 211.566 hl. 


Die landwirtschaftliche Produktion erreicht. heuer die 
zweite Stelle, indem sie der stärksten Erzeugung. von 
1921/22 um 8874 М nachsteht, diejenige des Betriebsjahres 
1919/20, als des. schwächsten, jedoch um 249.351 hl über- 
flügelt. 

Die gewerblichen Brennereien hatten diesjährig im Ver- 
gleich zum Verwaltungsjahre 1920/21 als dem stärksten 
Jahr eine um 110.694 М niedrigere und zu der in 1922/23, 
der kleinsten Produktion, eine um 37.354 hl stärkere Kam- 
pagne. 

Der Verbrauchanversteuertem Spiritus 
bewegte sich in folgenden Zahlen: 


1918/19 . . . 150-746 hl 1923/24 . : . 261.126 hl 
1919/20 . . . 283.135 „ 1994795 ,,. - 272101 „ 
1920/21. . . 326.809 „ 1925/26 . . . 268.052 „ 
1921/22. . 7820.275 „ 1926/27 2.287.185 ,, 
1922/23 . .256.159 |, 1997/28 2... 264.842 „ 


Aus dieser Aufstellung ist zu entnehmen, daß der Ver- 
brauch von versteuertem Spiritus in der letzten Kampagne 
der viertniedrigste seit dem Bestande der Republik ist, wenn 
wir das erste nur zehn Monate umfassende Jahr ausscheiden, 
nachdem infolge der am 1. November 1918 bloß zirka 
100.000 hl betragenden Vorräte die Abgaben für Konsum- 
zwecke seitens der damaligen Spirituskommission auf das 
niedrigste Maß reduziert wurden. Aber auch mit Hinzuzie- 
hung des ersten Jahres bleibt der Verbrauch an versteuer- 
tem Spiritus um 231 hl unter dem Gesamtdurehschnitt der 
beurteilten zehn Jahre, jedoch um 17.657 hl über dem Absatz 
der Kampagne 1926/27, die unter der ab 1. Juli 1926 gül- 
tigen Steuererhöhung um &K 280 per hl zu leiden hatte. 


Die Verteilung des versteuerten Absatzes in den histo- 
rischen Ländern und in der Slowakei (mit Karpathorußland) 
erhellt aus der folgenden Aufstellung: 

1922/23 1923/24 1924,25 1925/96 1926/27 1927/28 
‚ 179.886 176.973 181.485 178.019 159.355 170.987 
76.278. 81.158. 90.916 90.033 87.880 93.905 


256.159 261.126 272.401 268.052 247.185 964.819 
Daraus ist zu entnehmen, daß die Konsumabnahme des 
Vorjahres, die infolge der erwähnten Steuererhöhung ganz 
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besonders in Böhmen, Mähren und Schlesien zutage trat, in 
der Betriebsperiode 1927/28 in diesen Ländern noch nicht 
wettgemacht wurde, während der slowakische Absatz nicht 
nur ein Plus im. Vergleich zur drittletzten Kampagne auf- 
weist, sondern auch den höchsten Bedarf der Vergleichs- 
jahre verzeichnet. 


Der Absatz an steuerfreiem Rektifikat 
zu industriellen Zwecken (wie zum Beispiel zur Erzeugung 
von Sehwefeläther, Lacken, Seife, Seide usw.) konnte die 
vorjährige Höhe überholen und reiht sich dadurch an die 
zweite Stelle der zehnjährigen Entnahme. Es wurden be- 
zogen: 


191819... 9.625 hl 1923 24. . . 9.554hl 
1919/20. . . 30.961 „ 1991/95. . . 10.791 „ 
1920/21 . . . 10.886 „ 1925/26 . . . 14.388 „ 
1921/22 . . . 10.007 „ 1926/27 . . . 13.357 „ 
192993... 7.550, 1997/98 . . . 15.949. . 


Bemerkenswert sind die Sehwankungen, die die Ab- 
nahmen zur Essigerzeugung aufzuweisen haben. Ver- 
arbeitet wurden: 


1918/19. . . 18.547 hl 1923/24. . . 19.280 hl 
1919/20 . . ..20.643 „ 1924/25... + 19,812, 
1920/21 . . 1:80:511 „ 1925/26 . . . 18.568 „ 
1921799 ат. 1926797 ator . 17.2917, 
1922/23. . ..17,197 , 1927/98... 19.999“, 


Der Wettbewerb der billig hergestellten und durch 
hohe Zölle geschützten Essigsäure sowie der jeweilige Aus- 
fall besonders der Tomaten- und Gurkenernte und der Ge- 
schäftsgang der Fischkonservenindustrie beeinflußte be- 
greiflicherweise die Alkoholessigerzeugung. Der Bedarf 
1927/28 befindet sich an vierter Stelle des zehnjährigen Aus- 
weises und übersteigt den zehnjährigen Durchschnitt um 
962 hl. 


Die Entnahme zur allgemeinen Denaturie- 
rung erhellt aus nachfolgender Aufstellung: 


1918/19. . . 36.210 hl 1923/24. 147.115 hl 
1919/90... 88.115, 1994/95. . . 160.365 „ 
1920/91... 97.272 , 1925/26 . . . 170.275 „ 
1921/22. . : 99.706 , 1926/27 . . . 183.667 , 
1992/98 . . . 119.444 5 1927/28. . . 190.311, : 


Die im vorstehenden angeführten Zahlen zeigen deut- 
lich den Aufschwung dieses Zweiges. Infolge der von der 
Spiritus-Verwertungsgesellschaft erstellten niedrigen Ver- 
kaufspreise des Denaturates wird dieses allgemein verbreitet 
und anderen Heiz- und Beleuchtungsmitteln vorgezogen. 
Die Kampagne 1927;28 steht an der Spitze der bisher zum 
obigen Zwecke verwendeten Mengen und zeigt (da wir das 
Jahr 1918/19 wegen der damals herrschenden außerordent- 
lichen Verhältnisse unberücksichtigt lassen) im Vergleich 
mit der Kampagne 1919/20, also innerhalb eines Zeitraumes 
von neun Jahren, einen Aufstieg von fast 115%. 


Eine bedeutende und stete Zunahme finden wir bei 
den zur Dynalkolerzeugung verwendeten Spiritus- 
mengen. Der Vertrieb des zu Motorzwecken aller Art sich 
glänzend ! bewährenden Dynalkols hat mit dem Betriebs- 
jahre 1922/23 begonnen, so daß nur sechs Jahrgänge zu 
Versleichszweeken herangezogen werden können: 


Spiritus Dynalkol 
Hektoliter Meterzentner 

999/035. ar 10.487 18.000 
EE erbei, їр. 19.017 38.500 
ET чычты аш 26.137 53.075 
Ву tee 38 728 76.588 
IRB е AN, 52.454 92.198 
1997 085163090109 Sak 68.581 са. 106.000 


or 


Die Ausfuhr verzeichnet folgende Ergebnisse: 


Hektoliter 
IRB EI eaae a en 18.816 
ЕОС EH 213413 
1920/2863, meld д 55.420 
Ar wir Be "Sek 969 
1990/9086 и 80 616 
1923/84 аз ле make. 108.898 
арас, BT a A 41.560 
e ET Ы 33.277 
MEET a ZC 56.080 
1927/99... A: Bu ol 48,747 


Wenn wir die in die staatliche Bewirtschaftung fallen- 
den vier Exportjahre 1918/19 bis einschließlich 1921/22 un- 
verglichen lassen, weil in diesen Jahren außerordentliche 
Verhältnisse maßgebend waren, so war die letzte Kampagne 
das dritthöchste Ausfuhrjahr. Als Bezugsgebiete kommen 
vornehmlich Hamburg, Danzig, Riga, Triest, die Schweiz 
und Frankreich in Betracht. 


Berücksichtigen wir nun den Gesamtabsatz der 
zehn Jahre seit dem Bestande der Republik, so ersehen 
wir, daß ausgelagert wurden: 


Hektoliter 
BOLD e ae ре 223 974 
NE А сы 686.266 
ТОЛ Gegen d, н ч 510.898 
ШЕТ Ку з. озы ы, е 448.318 
ш а ЕН Te 441 386 
1928/0910) fott цэ}, 564 990 
JEE raw wann; 531.066 
ER aka Lodz, Ap 543.283 
Ne ылас 569.964 
OT Geer SEI CNS, 602.729 


Es ist somit der heurige Ausstoß der zweithöchste der 
zehnjährigen Berichtsperiode; er übersteigt das Vorjahr um 
32.765 hl und (mit Weglassung der ersten Kampagne) um 
161.343 hl die des schwächsten Absatzes im Betriebsjahre 
1922128. 


Als Rohprodukte kommen in Betracht: in den land- 
wirtschaftlichen Brennereien Kartoffeln, Rübe, Mais und 
Melasse sowie die ausschließlich zur Malzbereitung zuge- 
lassene Gerste, in den industriellen Betrieben Melasse, 


Über die Mengen des in den landwirtschaftlichen Bren- 
nereien verarbeiteten Hauptmaterials — der Kartoffel — 
belehrt uns nachfolgende Tabelle: 


Tschechoslowa- Ertrag іп: _Durch- _. К > 
kische Republik GE schnitts- "9 Brennereien dasist 


Kampagne _Kartoffelfläche Meter- ertragı „erarbeitet 55 
Hektar zentner Meterzentner SS 
1990917, 604.560 50.026 83:15 588.851 1:06 
1921722 SF, 637.065 43.292 6645 740738. 1'71 
1922/23 650.112 90692 1291-90 2,583.200 2:84 
1923/24 0°, 626 582 62 242 97:80 1,808.779 2-89 
1990700658, 634.140 65.170 102-80 1,812.682 9:78 
1925/26 . 639 178 74.986 11732 2,451.674 8'13 
1926/27 649.869 64.150 98-80 1,412.888 2:90 
1927/98 624.412 88.378 14150 ea. 3, 000.000 3:39 


Den get? sse-Verbrauch in den industriellen und 
in den ‚landwirtschaftlichen Betrieben ergibt folgende 
Zahlenaufstellung: 


produziert in von Spiritus- 


Kampagne den Zucker- u. Hefefabriken hievon land- 
ee fabriken bezogen а 
in tausend Meterzentner 
aa Le A FOREN „Al 1395 1015 115:7 
1921/22: Kessel Albert, 1315 815 (CM 
4929/98, EE ET 1393 814 10:0 
EK ETS WEE ‚1788 718 86:2 
E E 2584 1332 211°9 
1925726313 tuel. Turnia 2900 1343 261°3 
ee eg 2066 932 320:6 
Er E E E . ca. 2508 ca. 990 770 


Die tschechoslowakische ‚Spiritusindustrie bietet mit 
Schluß. des zehnten Jahres das Bild einer 'konsolidierten 
Industrie. Sämtliche Betriebe der landwirtschaftlichen Bren- 
nereien sind in der Spiritus-Verkaufs-Vereinigung zusam- 
mengeschlossen, die industriellen Fabriken in dem Ver- 
band der gewerblichen Spiritusfabriken, die Raffinerien іп 
der Vereinigung der Raffineure zentralisiert. 

Der eben begonnenen Kampagne wird mit großen Er- 
wartungen entgegengesehen: im Frühjahr 1929 soll dem Ab- 
geordnetenhaus ein neues Spiritusgesetz vorgelegt wer- 
den, wodurch das veraltete, seit 1888 in seinen wichtigsten 
Bestimmungen noch immer geltende Branntweinsteuergesetz 
endlich ersetzt werden würde. Die Vorarbeiten hiezu wurden 
bereits in einem eigenen Komitee des Wirtschaftsbeirates 
geleistet, und die revidierte Vorlage gelangt in Kürze ins 
Plenum des Wirtschaftsbeirates, um hernach vor das Par- 
lament zu kommen. Damit würden auch die wichtigsten 
Punkte, als da sind: die Verteilung der Erzeugungsmengen 
unter die beiden Produktionsgruppen, ‚die Steuerhöhe und 
Steuerspannung sowie auch die Form der zukünftigen 
Spiritusbewirtschaftung einer endgültigen Erledigung zu- 
geführt werden. Es ist klar, daß von der glücklichen Lö- 
sung dieser Fragen auch das fernere Wohl und Wehe der 
tschechoslowakischen Spiritusindustrie abhängt. 


Zehn Jahre tschechoslowakische Zuckerindustrie. 
Von Dr. Gustav Heidler. 


ls ich mich anschickte, eine Übersicht der 
Entwicklung der tschechoslowakischen Zuk- 
kerindustrie in den letzten zehn Jahren zu 
schreiben und meine Gedanken über dieses 
Thema sammelte, konnte ich mich oft des 
Eindruckes nicht erwehren, als ob es sich 
um Dinge handle, die längst schon in Vergessenheit ge- 
raten sind, Derart überstürzt war die Entwicklung der 
Dinge. 

Wir übernahmen die Überreste der Zuekerbewirt- 
schaftung der Kriegszeit, stellten die Industrie auf eine 
feste Organisationsbasis, machten eine glänzende, durch 
schwere innere Rübenkämpfe begleitete Konjunktur durch, 
bis es uns gelang, ein langjähriges Rübenkartell zu bilden. 


Wir machten die gebundene und halbgebundene Zucker- 
bewirtschaftung durch, Jahre hindurch kämpften wir um 
die Form des Zuckervierkaufes im Inland, bis wir ein lang- 
jähriges Zuckerkartell erreichten. Wir sind mit stürmi- 
scher Nachfrage nach unserem Zucker aus der ganzen 
Welt überhäuft worden und heute drängt uns die Kon- 
kurrenz aus unseren ureigensten Absatzgebieten heraus. 
Zehn Jahre schon haben wir mit der öffentlichen Meinung 
und Demagogie zu kämpfen. Wieviel Energie wurde hier 
nutzlos verbraucht! Dagegen wurden aber auch große und 
weitschauende Dinge vollbracht, deren richtige Bewer- 
tung erst nach einem bestimmten Abstand möglich sein 
wird. 

Im nachstehenden möchte ich eine schematische Schil- 
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derung der Entwicklung der tschechoslowakischen Zucker- 
industrie bringen. 

Nach dem Zerfall der österreichisch-ungarischen Mon- 
archie verblieben mehr als 74% ihrer Zuekerindustrie auf 
dem Gebiete der tschechoslowakischen Republik und dem 
jungen Staate erstand die Aufgabe, in einer überaus schwie- 
rigen Zeit die Zuckerwirtschaft unversehrt in normale 
Verhältnisse überzuleiten. Es gelang dies vollständig, weil 
die Zuekerindustrie in den böhmischen Ländern schon vor 
dem Umsturz ihre eigene, sehr gute Organisation besaß, 
die es ihr ermöglichte, im Handumdrehen und ohne Störun- 
gen von der damaligen Wiener Zuckerzentrale die ganze 
damalige Zuckerwirtschaft zu übernehmen und auf die 
neugegründete Tschechoslowakischa Zuckerkommis- 
sion zu übertragen. Ihre Tätigkeit bezog sich von allem 
Anfang auch auf die Zuckerfabriken der Slowakei und auf 
Betriebe derjenigen Gebiete Mährens und Schlesiens, deren 
Staatssouveränität in der ersten Zeit nach dem Umsturz 
noch strittig war. Die Zuekerkommission konnte sogar die 
Regulierung der Zuckerproduktion und die Zuckerversor- 
gung in Österreich übernehmen. Die Aufgaben der Zucker- 
kommission waren unter den gegebenen Verhältnissen ge- 
wiß sehr schwer. Zu einer Zeit, wo es weder genügende 
Verkehrsmittel, noch Kohlen und andere Materialien gab 
und wo sich selbst die Fabrikseinrichtungen nach dem lan- 
gen Krieg in ‚einem elenden Zustande befanden, mußte 
die Kommission für einen regelrechten Gang der Produk- 
tion sorgen, der Industrie durch Bildung einer großen 
Kreditorganisation in der Syndikatform das nötige Be- 
triebsmaterial bereitstellen, aus dem  Auslande, die nötigen 
Materialien besorgen, ja sogar sich um die Ernährung der 
Industrieangestellten kümmern. Die günstige Weltkonjunk- 
tur hatte es ihr aber ermöglicht, sich über den Rahmen 
dieser ihrer eigenen Aufgabe voll in die Dienste des neu- 
errichteten Staates und seiner Volkswirtschaft zu stellen. 
Der Anteil, mit dem diese Industrie zur wirtschaftlichen, 
finanziellen und sozialen Konsolidierung der jungen Repu- 
blik beitrug, steht in der Geschichte des Nachkriegseuropa 
gewiß vereinzelt da. Zu einer Zeit, als die übrigen Indu- 
strien und: Produktionszweige — soweit sie im Betrieb 
waren — die damalige Konjunktur bloß für sich ausnützten, 
begnügte sich die Zuekerindustrie mit dem bloßen normalen 
Gewinn und führte den ganzen Konjunkturgewinn dem 
Staat ab. In den Jahren 1918/19 bis 1920/21, in denen die 
Zuckerkommission den Zucker zu bewirtschaften hatte, 
empfing der Staat von den Zuckerfabriken an Export- 
gewinnen nahezu 5 Milliarden tschechische Kronen und 
konnte diese Beträge zur Stärkung seiner Finanzen, Be- 
schaffung billiger Lebensmittel und auch zur Stützung 
seiner Währung verwenden. Der Zuckerexport bot aber 
auch anderen Industriezweigen Gelegenheit zur Restau- 
rierung, denn für den ausgeführten Zucker wurden im Aus- 
land Rohmaterialien eingekauft. Der Zucker war der 
Hauptmotor, welcher den wirtschaftlichen Organismus der 
Republik in Bewegung setzte: Unschätzbare Verdienste hat 
die Zuekerindustrie um die gedeihliche wirtschaftliche Ent- 
wieklung der Tschechoslowakei, um ihre soziale Ruhe in 
den Revolutionszeiten nach dem Krieg, um die verhältnis- 
mäßig rasche Erneuerung der industriellen und landwirt- 
schaftlichen Produktion des Staates. 

Als zu Ende der Kampagne 1920/21 die Zuckerkon- 
junktur abzuflauen begann und die staatliche Zuckerbe- 
wirtschaftung bei dem Sinken der Weeltzuckerpreise ris- 
kant zu werden drohte, entschloß sich die Zuekerindustrie, 
der Regierung die Abschaffung der gebundenen Wirtschaft 
zu beantragen, Dieser Vorschlag war wohl mit einem“ be- 


deutenden: Risiko verbunden, er verfolgte aber das Ziel, 
einerseits die Zuckerproduktion und den Zuckerhandel aus 
der schleppenden gebundenen Wirtschaft in normales 
Unternehmungswesen zu überführen, anderseits der Indu- 
strie hiedurch freie Hand zu erkaufen. Finanzminister war 
damals Dr. Alois Rašín und deshalb ist die Sache geglückt. 
Beginnend mit der Kampagne 1921/22 wurde die gebun- 
dene Wirtschaft aufgegeben und an ihre Stelle ist, als 
Übergangsform, das sogenannte Zuckersyndikat ge- 
treten, welches ein Inlands- und Exportkartell der Roh- 
zuckerfabriken und Zuckerraffinerien darstellte, wobei die 
Zuckerfabriken das ganze Verlustrisiko auf sich nahmen, 
während ein eventueller Gewinn dem Staat zufallen 
sollte. Die Bewirtschaftung durch das Syndikat endete mit 
einem Verlust, den die Zuckerfabriken tragen mußten, wo- 
durch aber gleichzeitig.der Beweis erbracht wurde, daß der 
Staat an der gebundenen Wirtschaft kein Interesse haben 
könne. 

Nach der Auflassung des Syndikats stand die Zucker- 
industrie, beginnend mit der Kampagne 1922/28, vor der 
Frage, ob die Bewirtschaftung in Form eines Kartells be- 
trieben werden solle oder ob die Entwicklung der freien 
Konkurrenz zu überlassen sei. Für die Ausgestaltung des 
großen Zuckerkartells, an welchem. alle. Raffinerien und 
Rohzuckerfabriken teilnehmen. würden, waren die damali- 
gen Verhältnisse noch nicht reif. Es standen in erster Linie 
die desolaten Verhältnisse in unserer Rohzuckerindustrie 
dagegen. Übrigens waren damals, trotzdem die rasch an- 
wachsende ` Weltzuckerproduktion ein. Herannahen der 
Weltzuckerkrise ahnen ließ, die Verhältnisse moch nicht 
so drückend, um. ein Kartell der Rohzuckerfabriken und 
Raffinerien zu einer kategorischen Notwendigkeit, zu 
machen. Die Raffinerien bildeten daher in der Kam- 
pagne: 1922/23 ihr eigenes Kartell für den Inlandsver- 
kauf. Es war dies ein Versuch, der die Tragfähigkeit des 
Inlandszuckerkartells sicherstellen sollte. Die Raffinerien 
waren hiezu durch die Erkenntnis gezwungen, daß sie in 
der Zeit einer hohen Konsumentenpolitik auf dem heimi- 
schen Markt gemeinsam und vereint vorgehen müssen, um 
dem Anstoß der Verbraucher und der mit ihnen sich iden- 
tifizierenden Regierung standzuhalten, im. Inland minde- 
stens die Exportpreise aufrechtzuerhalten und sich hie- 
dureh vor der Gefahr, daß sie im Inland unter der Export- 
parität würden verkaufen ‚müssen und schwere Verluste 
aus dem zu hohen Weltpreisen angekauften Rohzucker er- 
leiden werden, zu schützen. Seinen Zweck hat dieses 
Raffineriekartell nicht erreicht. Als der Versuch gemacht 
wurde, die Inlandpreise den steigenden Weltpreisen anzu- 
passen, schritt die Regierung ein und ihre Drohungen mit 
Repressalien im Export zwangen das Kartell zum Rück- 
zug und zum Widerruf der Preiserhöhung. Die Raffinerien 
erlitten damals schwere Verluste. Deshalb wurde im fol- 
genden Jahre (1923/24) auch der Kartellvertrag der Raffi- 
nerien nicht mehr erneuert. Es trat ein vertragsloser Zu- 
stand ein, der später auf das Drängen der Regierung, die 
dadurch beunruhigt war, daß die Raffinerien dem Export 
vor dem inländischen Handel den Vorzug gaben, durch 
einen Beschluß der Mehrzahl der Raffinerien, den Inlands- 
konsum nach dem früheren Kartellschlüssel zu fixem ganz- 
jährigem Preise, der sich bedeutend unter der Exportpari- 
tät bewegte, zu versorgen, abgeändert wurde. 

Es bestand daher auch weiterhin der unhaltbare Zu- 
stand, daß die Raffinerien den Rohzueker zu höheren Welt- 
preisen einkauften, beim Verkauf der Raffinade ans Inland 
aber genötigt waren, den unveränderten Preis einzuhalten. 
Abhilfe war demnach unumgänglich und so kam es in den 
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Kampagnen 1924/25: und 1925/26 zu einer Regelung der 
Zuckerversorgung des Inlandes von Seite der Regie- 
rung, nach der die Rohzuckerfabriken verpflichtet wur- 
den, den Zuckerraffinerien den zur. Herstellung der Raffi- 
паде, für den. Inlandsverbrauch. nötigen. Rohzucker zu lie- 
fern; den Raffinerien ‘wurden: dann bestimmte Absatz- 
kontingente zugewiesen und der Preis für Rohzucker wie 
für Raffinade wurde im Verordnungswege geregelt. Hie- 
durch kam die Frage der Versorgung. des Inlandes mit 
Zucker in ruhige Bahnen und die Raffinerien wurden уот 
weiteren. Verlusten ‘bewahrt. 


Wir sehen also, daß selbst in diesen Jahren einer ver- 
hältnismäßig günstigen Weltkonjunktur unsere Zucker- 
industrie schwere Erschütterungen mitzumachen hatte. Die 
Raffinerien litten unter den periodischen Krisen, die in der 
heimischen Versorgung durch die Konsumentenpolitik der 
Regierungskreise und die Mentalität der Öffentlichkeit, 
welche sich in den Zeiten der Zuckerkommission an sta- 
bile Preise gewöhnt hatte und den Preisschwankuneen des 
Weltmarktes sich nicht unterwerfen wollte, herbeieeführt 
wurden. Die Rohzuckerindustrie erschöpfte sich hingegen 
in mehrjährigen Rübenkämpfen, die die Aktion der Ver- 
bäuerlichung von Zuckerfabriken hervorrief. Bald nach 
dem Umsturz entbrannte nämlich ein harter Kampf um 
den Zuckerfabriksbesitz, hervorgerufen durch das Schlag- 
wort, daß die Zuckerfabriken den Lieferanten des Rohmate- 
rials gehören sollen. Diese, durch die Bodenreform aus- 
giebig geförderten Bestrebungen ließen in einem großen 
Teile Böhmens und Mährens einen Kampf um die Rübe 
entfachen, welcher von beiden Seiten mit ungewöhnlicher 
Zähigkeit geführt wurde und eine stetige Steigerung der 
Rübenpreise über die durch den Weltzuckerpreis gegebe- 
nen Verhältnisse nach sich zog. Dieser Krieg um die Rübe 
hatte zwar zur Folge, daß wir unsere Rübenproduktion 
und Zuckererzeugung um fast 100% der Vorkriegsproduk- 
tion verhältnismäßig rasch erhöht haben. Auf der anderen 
Seite verursachte jedoch dieser Rübenkrieg, daß der 
Löwenanteil der damaligen Zuckerkonjunktur der Roh- 
muckerfabriken an die Rübenbauer kam. Es erschien daher 
nötig, die Ordnung im Rübenbesitz der Zuckerfabriken wie- 
der herzustellen. Vor dem Krieg war nämlich unsere Zucker- 
industrie in bezug auf ihre Rübenverhältnisse in einer Reihe 
gleichartiger territorialer Kartellverbände organisiert. Nach 
dem Umsturz gelang es bloß, ein ganz geringes Torso dieser 
Organisation zu erhalten. Es mußten die einzelnen vom 
Rübenkampf erfaßten Gebiete allmählich pazifiziert werden. 
Erst nach mehrjährigen Bemühungen, als die bäuerlichen 
Zuckerfabriken gleichfalls schon erschöpft waren, gelang 
es, die Rübenverhältnisse in der ganzen Republik durch 
Kartellverträge zu ordnen. Diese Arbeit hatte den Erfolg, 
daß unsere Zuckerindustrie in die darauf folgende Krise 
auf dem Zuckermarkte mit einer geordneten sicheren 
Rübenbasis eintrat. 


Auf der anderen Seite war aber die Industrie finanziell 
für den Kampf um den Weltmarkt nicht hinreichend aus- 
gerüstet. Wie schon gesagt wurde, mußte sie den größten 
Teil der Konjunkturgewinne dem Staat abführen. Die 
Raffinerien wurden oft gezwungen, zu einer billigen Ver- 
sorgung. des inländischen Konsums unter Verlusten bei- 
zutragen, und die Rohzuckerfabriken hatten unter dem 
zähen Wettbewerb шп die Rübe zu leiden. Was die Indu- 
strie an Gewinn erübrigte, mußte sie auf die technische 
Erneuerung der durch den langen Krieg vemachlässigten 
Betriebe verwenden. Als dann die Weltkonjunktur ihr Ende 
erreichte, stand die Industrie ohne Reserven da, welche 


ihr ermöglicht hätten, die herannahende Krisis ohne Kä- 
tastrophe zu überwinden. 

Die kritischen Jahre beginnen mit der Kam- 
pagne 1925/26, wo sich schon die Folgen der den Welt- 
verbrauch immer mehr übersteigenden Weltproduk- 
tion zeigten. Die Krise verschärft sich von Jahr zu 
Jahr. Die Republik empfindet sie weit schwerer als jeder 
andere Staat. Bedenkt man, daß Kuba bei der Zuckerein- 
fuhr in die Vereinigten Staaten Zollbegünstigungen genießt, 
so ist die Tschechoslowakei eigentlich nach Java der 
größte Weltzuckerexporteur. Sie hält das Weltprimat in 
der Ausfuhr an Rübenzucker. Sie hat den Nachteil, daß 
sie mit zwei Dritteln ihrer Zuckerproduktion auf die Aus- 
fuhr angewiesen ist, während in allen anderen europäi- 
schen Staaten das Verhältnis des Inlandsverbrauches zum 
Weltexport weit günstiger steht. Ein weiteres großes Pas- 
sivum ist die Binnenlandlage, denn der tschechoslowaki- 
sche Zucker wird aus seinen alten Positionen des nahen 
europäischen Kontinents systematisch verdrängt und auf 
den kostspieligen Weg zum Meere verwiesen, der seine 
Wettbewerbsfähigkeit wesentlich abschwächt. Ständige 
Schwierigkeiten werden der Industrie auch durch die 
Labilität der Transittarife verursacht, auf deren Rege- 
lung die Tschechoslowakei nur einen beschränkten Ein- 
fluß hat. 

Dabei verschärft sich die Weltkonkurrenz von Jahr 
„u Jahr. Unter dem Druck der Verhältnisse ist die tsche- 
choslowakische Zuekerindustrie heute auf etwa zwei Drit- 
tel ihrer Kapazität zusammengedrängt — um ein Drittel 
ist sie daher, wie es scheint, dauemd entwertet. Heute 
handelt es‘ sich darum, ‘wenigstens den derzeitigen 
Stand zu retten und zu erhalten. Die Lage ist natürlich 
ungemein schwierig, denn auf dem Rücken der tschecho- 
slowakischen Zuckerindustrie liegt die ganze Last des 
Kampfes mit dem Rohrzucker. Sie hat die mächtigsten 
Staaten zu ihren Gegnem. Sie muß daher zu ihrem Schutz 
alle Mittel ergreifen. Was sie aus eigener Kraft unterneh- 
men konnte, hat sie bereits getan. Sie bildete schon in 
der Kampagne 1926/27 ein gemeinsames Kartell 
der Rohzuckerfabriken und Zuckerraffinerien für das in- 
ändische Absatzgebiet und verlängerte dieses Provisorium 
im Oktober 1927 auf die Dauer von zehn Jahren. Dieses 
inländische Absatzkartell soll die Exportposition der Indu- 
strie stärken und zusammen mit dem Rübenkartell die 
Konzentration der Erzeugung unterstützen, die bei der 
heutigen Struktur der Industrie, bei dem Überwiegen der 
Type kleiner Betriebe, “eine absolute Notwendigkeit et. 
Die Zuekerindustrie der Republik "beteiligte sich auch an 
jedem Versuch einer internationalen Regelung ‘der Pro- 
duktion: Sie nahm teil an der Pariser Vereinbarung mit 
Kuba, Deutschland und Polen, sie war jedoch: die einzige 
Industrie, die den übernommenen Verpflichtungen nach- 
gekommen ist, 

Das wichtigste Mittel, mit dem die Industrie ihre 
heutige beschränkte Existenz aufrechterhalten kann, be- 
steht in der Preispolitik auf dem Inlandsmarkt, beziehungs- 
weise in einer zweckmäßigen Förderung der Ausfuhr, In 
dieser Richtung begegnete die Industrie den größten Hin- 
dernissen bei der öffentlichen Meinung des eigenen Staa- 
tes, die es als Selbstverständlichkeit ‘empfand, als sich 
die Industrie nach dem Krieg ihrer konjunkturalen Export- 
gewinne begab und als sie auch eine Reihe von Jahren 
nach der gebundenen Wirtschaft den Inlandskonsum zu 
billigeren Preisen versorgte als den Ausfuhrpreisen, aber 
nicht begreifen will, daß in Zeiten, in denen die Industrie 
gefährdet ist, auch der Konsum seinerseits gewisse Opfer 
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bringen muß. Die Sprecher der Industrie, und der Rüben- 
bauer verweisen seit zwei Jahren ‚systematisch auf die 
der Zuckerfabrikation und dem Rübenbau drohende Ge- 
fahr und auf die Notwendigkeit eines Schutzes dieser für 
den Staat vielleicht wichtigsten Produktionszweige. Es 
gelang ihnen zwar bisher nicht, die Voreingenommenheit 
der öffentlichen Meinung zu überwinden. Sie haben aber 
wenigstens schon erreicht, daß maßgebende Faktoren sich 
mit. dieser Frage schon ernst zu befassen begannen. Im 
Wesen handelt ез sich darum, den Ertrag aus dem inlän- 
dischen Zuckerverkauf so zu gestalten, daß durch ihn ein 
Rübenpreis ermöglicht wird, der eine Rübenkultur wenig- 
stens їп dem heutigen ‚eingeschränkten Umfang sicher- 
stellt. Der Preis, den die Industrie sonst mit Rücksicht auf 
die niedrigen Ausfuhrpreise zu zahlen in der Lage wäre, 
würde den Landwirten keinesfalls genügen. Die Zucker- 
fabriken müssen für die Rübe wenigstens 16 bis 17 CK ver- 
güten. In keinem anderen. Staat besteht ein derart niedri- 
сег Preis. Bei uns kann die Rübe zu diesem Preis nur 
gebaut werden, weil wir sehr günstige natürliche Bedin- 
gungen und eine glänzende Landwirtschaftskultur besitzen. 


In der jüngsten Zeit wurde durch Verhandlungen mit 
der Regierung erzielt, daß der Inlandspreis für Zucker in 
der Tschechoslowakei in dem Umfang erhöht wurde, dab 
er dem allgemeinen Teuerungsindex nahekommt. Dabei ist 
der Staat zum Teil den Forderungen der Rübenbauern 
und der Industrie entgegengekommen und reduzierte zu- 
gunsten der Produktion etwas seinen Anteil am Zucker- 
preis in Form der Verbrauchs- und der Handelssteuem, 
die ja in der Tschechoslowakei zu den höchsten gehören. 
Hiedurch erlangt die Zuckerindustrie für die Kampagne 
1928/29, die vielleicht den Höchstpunkt der Krise dar- 
stellen wird, eine festere Stütze im Wettbewerb der 
Welt, 


Es ist nötig, noch der Vorwürfe des Dumping, die 
uns von auswärts häufig gemacht werden, Erwähnung zu 
tun. Interessant ist dabei, daß diese Vorwürfe namentlich 
jene erheben, die unvergleichbar höhere, direkte und in- 
direkte Unterstützungen ihrer eigenen Staatsverwaltung 


genießen. Die Tschechoslowakei war lange der Meinung, 
Sie konne ihre Position gegenüber den Konkurrenten durch 
die Qualität ihres Erzeugnisses und durch ihre technischen 
und kaufmännischen Erfahrungen aufrechterhalten. Sie hat 
lange gezögert, sich zum Schutz Mittel zu bedienen, mit 
welchen ihre Konkurrenz aufgebaut und gestärkt wurde. 
Schließlich, als ihr. Rübenbau und ihre Zuckerfabrikation 
durch den fremden Wettbewerb zu einem Drittel ausge- 
plündert worden war, mußte sie sich ‚entschließen, wohl in 
der Form gleiche, aber. bei weitem nicht so ausgiebige 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Bei einem derart schweren 
Existenzkampf. von einem Dumping zu reden, ist Phari- 
säertum. : > 

Dieser Schilderung der Lage füge ich eine statistische 
Tabelle bei, aus welcher der Stand der Zuckerproduktion 
in der Tschechoslowakei und des Zuckerabsatzes in den 
letzten zehn Jahren erhellt. Ich bin der festen Überzeu- 
gung, daß die tschechoslowakische Zuckerfabrikation und 
unser Rübenbau aufrechterhalten bleibt und im Wettbewerb 
bestehen wird. Sie werden sich wohl schwere Verletzungen 
holen, sie haben aber eine gesunde Wurzel. Und schließlich 
— die Bäume wachsen ja nie in den Himmel. Die Natur 
wird sich selber helfen und mit der Zeit alles niederreißen, 
was auf künstlichen Grundmauern steht. 


Zuckerstatistik für das erste Jahrzehnt der 
tschechoslowakischen Republik. 
(Die Zuckermengen sind im Rohzuckerwert angeführt.) 


н Auf Zucker 7 f; - 
er Rüben- оче лайм Замры. a Aë 

Кайраш anbau te Rübe erzeugung ар Zucker ausfuhr 

ha q 9 а Ч 
1918/19 182.039 40,145.246 6,128.981 3,178.169 1,606,046 
1919/20 182.653 34.264.759  5,074.167 3,306.240 3,405.164 
1920/21 . 192.864 42.003.409 7,172,895 3.183.391 4145.766 
1921/22 191.893 834,616.636 6,625.204 3,093.757  3,763.286 
1922/23 181.591 43,851.862 7,444.483 3,519,587 83,891.605 
1923/24 225.712 58,391.220 10,022.158 3,617.534 6,582.288 
1925/25 299.645 82,848.582 14,290.203 3,900.603 10,151.553 
1925/26 311.674  88,264.132 15,102.295 4,083.481 10,801.705 
1926/27 258.176  62,329,873  10,419.848 3,698.913 7,083.278 
1927/28 281.321 74,73.6233 12,524.736 4,000.000 8,500,000 


Regelung der Konzessions- und Valutafragen der österreichischen 
Versicherungsanstalten in der tschechoslowakischen Republik. 
Von Dr. Karl Schönbauer, Prag. 


ie Regelung der Konzessionsfrage der öster- 

reichischen Versicherungsanstalten in der 

tschechoslowakischen Republik war innig 

mit der Regelung der in alten Kronen be- 

gründeten Verpflichtungen der österreichi- 
С chen Lebensversicherer verbunden. Die Art, 
in welcher die äußerst schwierigen Fragenkomplexe behan- 
delt und erledigt worden sind, bietet ein recht anschauliches 
Bild der Tradition und der Grundlagen des österreichischen 
Privatversicherungswesens. 

Die Lage der österreichischen Versicherungsanstalten 
nach dem Umsturz in der tschechoslowakischen Republik 
war äußerst schwierig. Eines der wichtigsten Tätigkeits- 
gebiete der österreichischen Versicherer ist sozusagen über 
Nacht Ausland geworden. Ohne jede Vorbereitung und ohne 
jeden Übergang sind die in der tschechoslowakischen Re- 
publik gelegenen Geschäftsstellen dieser Gesellschaften zu 
Vertretungen ausländischer Versicherungsanstalten gewor- 
den, obzwar ihre bisherige Position in der Regel nur die 


untergeordneter Geschäfts-Zweigstellen {war, welche mit 
verwaltungstechnischen Agenden kaum oder nur wenig be- 
faßt waren. Der Mangel der administrativen Einrichtungen, 
die sonst bei der Ausdehnung des Geschäftsbetriebes einer 
Versicherungsgesellschaft ins Ausland in erster Reihe aus- 
gebildet werden, war noch durch die sehr bald nach dem 
Umsturz eintretende Erschwerung: des schriftlichen und per- 
sönlichen Verkehrs mit den Zentralen verschärft. Die Stel- 
lung dieser Geschäftsstellen war überdies um so schwieriger, 
als die rechtliche Grundlage ihrer Tätigkeit und Existenz 
äußerst unklar war. Die strikte Anwendung der für aus- 
ländische Versicherungsgesellschaften bestehenden gesetz- 
lichen Vorschriften — die Kontinuität des österreichischen 
Rechtssystems war in einem der ersten Gesetze der neuen 
Republik ausgesprochen —, insbesondere der kais. Ver- 
ordnung Nr. 127/1865 war nicht möglich, weil es sich nicht 
um eine freiwillige Ausdehnung des Geschäftsbetriebes ins 
Ausland gehandelt hat, sondern um eine Umwandlung von 
bisherigen inländischen Filialen in Vertretungen eines aus- 
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kändischen Unternehmens durch die bloße Tatsache der 
neuen Staatsverhältnisse. Die politischen Gegensätze und 
Leidenschaften haben die Stellung nur um so schwieriger 
gemacht. 


Bei dieser schwierigen Lage standen den österreichi- 
schen Versicherungsgesellschaften im Grunde nur drei Mög- 
lichkeiten offen: entweder sich vom hiesigen Geschäfts- 
betriebe gänzlich zurückzuziehen und den Versicherungs- 
stock mehr oder minder vorteilhaft an eine inländische An- 
stalt zu übertragen, oder unter Heranziehung des inländi- 
schen Kapitals für den inländischen Betrieb neue selbstän- 
dige Gesellschaften zu bilden, oder schließlich ungeachtet 
aller Beschwerlichkeiten das inländische Versicherungs- 
geschäft unter dem eigenen Namen fortzuführen und für 
eine sichere Geschäftsgrundlage durch Anstreben der end- 
gültigen Zulassung zum Geschäftsbetriebe zu sorgen. Die 
Gesellschaften haben in der Mehrzahl diesen letzten Weg 
gewählt, um ihre Versicherten nicht zu enttäuschen und 
die jahrzehntelangen geschäftlichen Beziehungen aufrecht 
zu halten. 


In der Slowakei war die Situation ähnlich, nur waren 
dort die Schwierigkeiten, soweit es sich um österreichische 
Versicherungsanstalten handelt, noch dadurch ‚verschärft, 
daß die dortigen Geschäftsstellen bis dahin den Direktionen 
der österreichischen Anstalten in Budapest unterstanden 
hatten und daß, in der ersten Zeit nach dem Umsturz die 
Grenzen der neuen Republik in der Slowakei und in Kar- 
patho-Rußland nicht genau feststanden, was die Verwal- 
tung der Agenturen nur noch mehr verwirrte. 


Neue Schwierigkeiten traten in nahezu beängstigender 
Weise für die österreichischen Lebensversicherer ein, als 
nach der Ende. Februar 1919 vorgenommenen Währungs- 
trennung die Disparität zwischen der tschechoslowakischen 
und der österreichischen Krone die Frage der. Bedeckungs- 
möglichkeiten für die in der alten gemeinsamen Währung 
begründeten tschechoslowakischen Verpflichtungen zu einem 
der verwickeltsten Währungsprobleme machte. Die tsche- 
choslowakischen Geschäftsstellen der österreichischen Le- 
bensversicherer waren bisher stets nur mehr oder weniger 
selbständige Generalagenturen, deren Tätigkeit sich meist 
nicht einmal, auf das ganze Gebiet der jetzigen histori- 
schen Länder in der tschechoslowakischen Republik er- 
streckte, Die Finanzpolitik. der Anstalten. hatte - natür- 
lich schon aus technischen Gründen ihr Schwergewicht 
bei der Zentrale. Für ein einheitliches Geschäftsgebiet, wie 
es Österreich vor dem Umsturz war, war es nicht notwen- 
dig gewesen, die einzelnen Geschäftsstellen mit einer selb- 
ständigen Vermögensverwaltung und Anlage der Gelder zu 
betrauen. Dieser verwaltungstechnisch begründete Zustand 
hatte zunächst die Folge, daß nach der Währungstrennung 
die tschechoslowakischen Geschäftsstellen der österreichi- 
schen Lebensversicherer als Träger der Verpflichtungen 
gegenüber den tschechoslowakischen Versicherten dastan- 
den, ohne mit den entsprechenden Bedeckungsmitteln aus- 
gestattet zu sein. Diese erlagen vielmehr in und bei den 
Zentralen der Gesellschaften und machten zumeist: die be- 
kannte Entwertung aller Vermögensanlagen in Wien mit, 
zumal sie in der Hauptsache aus österreichischen Staats- 
papieren bestanden. Hiezu kam noch, daß die Geschäfts- 
stellen ‘wohl als inländische Rechtssubjekte seitens der 
Staatsverwaltung und Rechtsprechung angesehen wurden, 
soferne sie als Träger von Verpflichtungen auftraten, је- 
doch in der Hauptsache als österreichische Rechtssubjekte, 
soweit sie für sich Ansprüche und Forderungen geltend 
machen wollten. 
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Die Rechtsprechung der tschechoslowakischen 'Ge- 
richte in Währungsfragen hat von Anfang an mit aller 
Schärfe auf die Wahrung der Interessen der tschechoslowa- 
kischen Versicherungsnehmer hingewirkt. Nicht allzu lange 
nach der Währungstrennung erging in einem gegen eine 
englische Versicherungsgesellschaft geführten Prozeß eine 
oberstgerichtliche Entscheidung, mit welcher diese Anstalt 
verurteilt wurde, die auf alte Kronen lautende Versiche- 
rungssumme in tschechoslowakischen Kronen 1 : 1 zu zah- 
len. In der Begründung sagte das Oberste Gericht, daß an 
die Stelle der früheren Repräsentanz dieser Anstalt in 
Wien automatisch durch den Umsturz die Geschäftsstelle 
in Prag — die doch jedenfalls nur die Stellung einer Ver- 
mittlungsagentur hatte — als Repräsentanz für den Be- 
reich des ganzen neuen tschechoslowakischen Staates ge- 
treten sei. Der Wille der vertragschließenden Parteien 
wäre, hätten diese seinerzeit die Staatentrennung voraus- 
gesehen, gewiß dahin gegangen, daß die Erfüllung aus dem 
Vertrag in dem neuen Staat erfolge und zwar in der für 
den Versicherungsnehmer an Stelle der früheren gemein- 
samen Währung tretenden neuen Währung und der für 
diese geltenden Umwandlungsrelation. Durch die als auto- 
matisch. und ‚sozusagen ipso Jurte unterstellte. Verlegung 
des Erfüllungsortes in die neue, Republik konnte das 
Oberste Gericht zu der Heranziehung des tschechoslowaki- 
schen: Währungsgiesetzes vom 10. April 1919 gelangen, 
welches bekanntlich festgesetzt hat, daß die in alten Kro- 
nen begründeten Verbindlichkeiten, soferne sie im Inland 
zahlbar sind, in tschechoslowakischen Kronen in der Re- 
lation 1 : 1 erfüllt werden müssen. 

An der in diesem Judikate des Obersten Gerichtshofes 
zum Ausdruck gebrachten Rechtsanschauung hat die 
Rechtsprechung der tschechoslowakischen. Gerichte seit- 
dem konsequent festgehalten; wenngleich der Vollstreckung 
der einschlägigen Urteile und der Einbringung weiterer 
Klagen durch die zwischenstaatlich verfügte Prozeßunter- 
brechung zeitweilig ein Riegel vorgeschoben wurde, so 
wurden doch durch diese Judikatur und durch den starken 
Druck der öffentlichen Meinung die ausländischen Lebens- 
versicherer vor dio Notwendigkeit gestellt, entweder die 
weitere Geschäftstätigkeit einzustellen und es der Regie- 
rung und anderen Faktoren zu überlassen, für die Befrie- 
digung der Versicherungsnehmer zu ‚sorgen, oder sich den 
Schwierigkeiten der Bedeckung der. Verbindlichkeiten aus 
den in alten Kronen begründeten Lebensversicherungs- 
und. Rentenversicherungsverträgen durch auf tschechoslo- 
wakische Kronen lautende Vermögenswerte zu unterziehen. 
Sehr viele unter den ‚altausländischen Anstalten, "welche 
vor dem Umsturz ihren Lebensversicherungsbetrieb durch 
ihre Wiener Repräsentanzen ausgeübt hatten, wählen zu- 
nächst den ersten Weg, so daß die Versicherten dieser 
Anstalten oft durch viele Jahre über das Schicksal ihrer 
Ansprüche im 'Ungewissen waren, da das im Inland. vor- 
handene,  tschechoslowakische Wertobjekte darstellende 
Vermögen kaum ausgereicht hätte, um auch nur die Kosten 
der ersten etwaigen Prozesse zu ersetzen. Von den öster- 
reichischen Lebensversicherungsanstalten hat jedoch keine 
einzige diesen Weg betreten. Sie setzten vielmehr ihren 
Geschäftsbetrieb fort, soweit dies nicht einigen Anstalten 
durch behördliche Verfügungen unmöglich gemacht wor- 
den war, und zahlten in Erwartung einer nach den Vor- 
schriften des Friedensvertrages oder im Wege zwischen- 
staatlicher Vereinbarungen zu treffenden endgültigen Ent- 
scheidung über die Währungsfrage fällige Versicherungen 
in tschechischen Kronen aus, und zwar in der Regel auch 
dann, wenn dem natürlichen Abfall kein Neuzugang an 
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Prämien aus neuen Versicherungen gegenüberstand, son- 
dern die von den Versicherungsnehmern in tschechischen 
Kronen gezahlten Prämien bereits hinter dem Erfordernis 
für Zahlungen aus Versicherungsfällen zurückblieben. 

Der Friedensvertrag hat für die Frage der Geschäfts- 
zulassung Österreichischer Versicherungsanstalten in den 
Nachfolgestaaten und für die Entscheidung der Währungs- 
frage bei Versicherungsverträgen zunächst nur wenig 
Klarheit gebracht. Durch die Bestimmung des Artikels 272 
des Friedensvertrages von St. Germain wurde vorerst für 
einen Zeitraum von 10 Jahren jenen Versicherungsanstal- 
ten, welche ihren Hauptsitz in den Nachfolgestaaten oder 
in den abgetretenen Gebieten der alten Monarchie haben, 
die Fortsetzung ihres Geschäftsbetriebes in der Republik 
Österreich gewährleistet; insoweit die einzelnen Nachfolge- 
staaten zugunsten der Versicherungsanstalten ihres Landes 
von diesem Recht Gebrauch machten, konnte auch den 
österreichischen --Versicherungsanstalten die Fortsetzung 
ihres Geschäftsbetriebes in dem Gebiete der betreffenden 
Nachfolgestaaten nicht verwehrt werden. Es handelt sich 
sonach um einen Zustand bedingter Reziprozität, deren 
Wirksamkeit einseitig von der Entscheidung der Staats- 
verwaltungen der Nachfolgestaaten, beziehungsweise von 
den wirtschaftlichen Interessen: der in diesen Staaten be- 
stehenden Versicherungsanstalten abhängt. Für die österrei- 
chischen Versicherungsanstalten war daher die Bestimmung 
des. Artikels 272 des Friedensvertrages schon: grundsätz- 
lich nur von geringem Wert; hiezu kommt noch, daß die 
Festsetzung der Zulassungsbedingungen und Handhabung 
der Staatsaufsicht über Versicherungsanstalten im Sinne 
der alten österreichischen Gesetze dem freien Ermessen der 
Verwaltungsbehörde sehr weiten Spielraum läßt und daß 
daher formalrechtliche Bestimmungen auf diesem Gebiet 
immer nur einen ziemlich beschränkten Schutz zu bieten 
vermögen. Es lag daher gewiß im allseitigen Interesse, 
die Konzessionsfrage der österreichischen Versicherungs- 
anstalten in der tschechoslowakischen Republik unabhän- 
gig von den Übergangsbestimmungen des Artikels 272 des 
Friedensvertrages neu zu regeln und organisch mit der 
Entscheidung der Währungsfrage aus den auf alte Kronen 
lautenden Lebensversicherungsverträgen, das heißt, mit 
der Sicherstellung der Ansprüche und der Wahrung der 
Interessen der tschechoslowakischen Versicherungsnehmer 
zu verbinden. 

Für die Valutfrage war die Vorschrift des Artikels 215 
des Friedensvertrages jedenfalls von ungleich größerer 
Bedeutung. Sie gab wohl im Grunde nur den Rahmen für 
eine Auseinandersetzung zwischen den Nachfolgestaaten, 
wobei die Art der materiellen ' Regelung völlig offen- 
gelassen war. Allein schon die Tatsache, daß den Nach- 
folgestaaten die Pflicht zu einer gerechten und im wech- 
selseitigen Interesse billigen Regelung der aus der Staaten- 
und Währungstrennung sich ergebenden Valutafragen auf- 
erlegt wurde, widrigenfalls eine sachverständige Arbitrage 
platzzugreifen hätte, zwang die beteiligten Staaten zu Ver- 
handlungen, die zwar äußerst schwer und langwierig waren, 
jedoch immerhin zu einer Reihe zwischenstaatlicher Ab- 
kommen führten, darunter auch zu einem Abkommen zwi- 
schen der österreichischen und der tschechoslowakischen 
Republik, welches am 29. Mai 1925 unterzeichnet, im Jahre 
1927 ratifiziert und in der tschechoslowakischen Bepublik 
am 9. April 1927 kundgemacht worden ist. Soweit die 
Bestimmungen dieses zwischenstaatlichen Übereinkommens 
privatrechtliche Ansprüche oder Verbindlichkeiten begrün- 
den, wurde ihnen durch ein besonderes innerstaatliches 
Gesetz materielle Gesetzeskraft verliehen, da in der tsche- 
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choslowakischen Republik die Auffassung vorherrscht, daß 
Staatsverträge zunächst nur die Staaten untereinander 
verpflichten, jedoch in privatrechtliche Verhältnisse erst 
dann und nur insoweit verbindlich eingreifen, als dies 
durch eine besondere gesetzliche Anordnung festgesetzt 
wird. 


Der wesentliche Inhalt der in diesem zwischenstaat- 
lichen Übereinkommen enthaltenen Regelung der Währungs- 
fragen aus in alten Kronen abgeschlossenen Lebens- und 
Rentenversicherungsverträgen ist den Lesern dieser Zeit- 
schrift bereits bekannt. Die tschechoslowakischen Versiche- 
rungsnehmer (Staatsbürger) haben grundsätzlich aus der- 
artigen Verträgen Anspruch auf Zahlung in tschechoslo- 
wakischen Kronen. Soweit sie nach der Währungstrennung 
Prämien in tschechischen Kronen entrichtet haben, 
muß ihnen der entsprechende Teil der Versicherungssumme 
bedingungslos und ungekürzt in. tschechischen Kronen 
bei Fälligkeit bezahlt werden. Hingegen besteht nach dem 
zwischenstaatlichen Übereinkommen für jenen Teil der Ver- 
sicherungsansprüche, welcher durch die bis zur Währungs- 
trennung in alten Kronen geleisteten Prämienzahlungen 
begründet ist, Anspruch auf Erfüllung in tschechoslowaki- 
schen Kronen zunächst nur insoweit, als die einschlägigen 
technischen Verbindlichkeiten durch die in dem Überein- 
kommen angeführten tschechoslowakischen Vermögens- 
werte der Versicherungsanstalten Bedeckung gefunden 
haben. Es ist bekannt, daß durch das Eintreten einer 
großen österreichischen Lebensversicherungsanstalt diese 
Bedeckungsfrage auch für jene Anstalten geregelt worden 
ist, welche sich von dem tschechoslowakischen Geschäfts- 
betrieb zurückgezogen haben und bei denen die Möglichkeit 
vollständiger Bedeckung auch unter Heranziehung der vor- 
bezeichneten Werte, insbesondere der vom tschechoslowa- 
kischen Staat zu nostrifizierenden Vorkriegsrenten offen 
war. Auf ıdiese Weise ist auch für den Altkronenanteil zu- 
gunsten des tschechoslowakischen Versicherungsnehmers 
die ungekürzte Leistung in tschechischen Kronen ge- 
sichert worden. 


Es ist natürlich unrichtig, diese Art der Regelung 
als „Valorisierung‘ im üblichen Sinne, wie dies vielfach 
geschieht, bezeichnen zu wollen. Dem tschechoslowakischen 
Recht ist der Valorisierungsgedanke fremd. Die Regelung 
bedeutet lediglich die Überführung der in alten Kronen be- 
gründeten Vertragsverhältnisse in jene Währung, welche 
in der tschechoslowakischen Republik an. die Stelle der 
alten Kronen getreten ist. Dem tschechoslowakischen Ver- 
sicherungsnehmer wird, falls er auch seinerseits von der 
Währungstrennung an seinen Verpflichtungen gegenüber der 
Anstalt in der neuen Währung nachkommt, die Erfüllung 
seiner Versicherungsansprüche seitens der Anstalt in die- 
ser neuen Währung gewährleistet, in der er nach dem 
Valutagesetz auch seine sonstigen hierländischen Forderun- 
gen geltend machen kann, beziehungsweise seine inländi- 
schen Verbindlichkeiten begleichen muß. 


Hand in Hand mit dieser Regelung der Valutafragen 
in der Lebensversicherung wurde nun auch die Konzessions- 
frage für die österreichischen Lebensversicherer und 
gleichzeitig auch für die Elementarversicherer geregelt. 
Der Standpunkt der tschechoslowakischen Behörden war, 
daß es nicht möglich ist, die Zulassungsfrage der Schadens- 
versicherer positiv zu erledigen, solange die Erfüllung der 
Verbindlichkeiten aus den Lebensversicherungsverträgen 
nicht in dem von der "Regierung gewünschten Sinne 
(volle Zahlung іп tschechischen Kronen) gewährleistet 


ist. Über. de näheren- Umstände der : Konzessionierung, 
deren Bedingungen und die damit verbundenen Opfer wurde 
gleichfalls in dieser Zeitschrift bereits berichtet. Es sei 
nur nochmals vermerkt, daß. von den Lebensversiche- 
rungsanstalten der Anker, die Donau und der Lebensphönix 
zum Geschäftsbetrieb in der tschechoslowakischen Re- 
publik zugelassen wurden, von den Schadensversiche- 
rungsanstalten die Anglo-Elementar, Erste Einbruch- und 
Feuerversicherungs-Gesellschaft, Donau und Phönix und 
Wiener, Vereinigte Versicherungs-A. G. Die anderen 
Lebensversicherer verziehteten auf den Weiterbetrieb des 
Geschäftes, von den übrigen Schadensversicherern haben 
die meisten ihren Versicherungsstock bereits früher an 
einheimische Anstalten abgetreten, so daß die erwähnten 
sieben Anstalten nunmehr das österreichische Versiche- 


rungswesen in der tschechoslowakischen Republik ver- 
treten. 

Es ist klar, daß durch ihr Ausharren unter schwierig- 
sten Verhältnissen diese Anstalten nicht: nur dem Ver- 
sicherungsgedanken ehrlich gedient, sondern auch der 
eigenen Volkswirtschaft einen ‚erheblichen Dienst erwiesen 
haben, Mag auch das Geschäft in manchen Branchen in 
der tschechoslowakischen Republik in den letzten Jahren 
nicht - durchwegs befriedigend verlaufen, so stellt doch 
die direkte Tätigkeit dieser Anstalten in einem der wich- 
tigsten Nachbarstaaten eine breite, für das Versicherungs- 
geschäft so notwendige Geschäftsbasis dar, hält die frühe- 
ren Beziehungen aufrecht und bildet mit eine der vielen 
Brücken zwischen zwei Wirtschaftskörpern, die zur gegen- 
seitigen Verständigung führen. 


Die Arbeiterschutzgesetze der Tschechoslowakei. 
Von Dr. Rudolf Fernegg, Reichenberg. 


Slowakei stand nach dem Umsturz infolge 
der Zusammensetzung der ersten Volksver- 
tretung vor allem unter zwei Einflüssen: Dem 
während des Krieges abgehaltenen zwischen- 
staatlichen Gewerkschaftstag, auf dem die 
Forderungen der Arbeiterschaft für den Fall von Friedens- 
verhandlungen beschlossen worden waren, und den Vor- 
schriften des Teiles XIII des Staatsvertrages von Versailles, 
in dem es heißt, daß, 

„da Arbeitsbedingungen bestehen, die für eine große An- 

zahl von Menschen mit soviel Ungerechtigkeit, Elend und 

Entbehrungen verbunden sind, daß eine den Weltfrieden 

und die Welteintracht gefährdende Unzufriedsnheit ent- 

steht, der Friede nur auf dem Boden der sozialen Gerech- 
tigkeit aufgebaut werden kann, wenn eine Verbesserung 
dieser Bedingungen, zum Beispiel hinsichtlich der Rege- 
lung der Arbeitszeit, der Festsetzung einər Höchstdauer 
des Arbeitstages und der Arbeitswoche, der Regelung des 

Arbeitsmarktes, der Verhütung der Arbeitslosigkeit, dər 

Gewährleistung von Löhnen, welche angemessene Lebens- 

bedingungen ermöglichen, des Schutzes der Arbaiter gegen 

allgemeine und Berufskrankheiten sowie gegen Arbeits- 
unfälle, des Schutzes der Kinder, Jugendlichen und 

Frauen, der Alters- und Invalidenunterstützung, des Schut- 

238 der Interessen der im Ausland beschäftigten Arbeiter, 

der Anerkennung des Grundsatzes der Freiheit des gewerk- 

schaftlichen Zusammenschlusses, der Gestaltung des. be- 
ruflichen und technischen Unterrichtes und ähnlicher Mag- 
nahmen herbeigeführt wird.“ 

Eines der ersten arbeitsrechtlichen Gesetze des neuen 
Staates war das vom 19. Dezember 1918 über die Ar- 
beitszeit, in dem grundsätzlich die 48-Stundenwoche 
festgelegt ist. Genau betrachtet enthält es für einen Großteil 
der Betriebe sogar den Zwang zur 44-Stundenwoche, da 
Arbeiterinnen am Samstag nach 2 Uhr nachmittags bloß 
ausnahmsweise beschäftigt werden dürfen und die Ausnüt- 
zung von 48 Stunden nur möglich wäre, wenn mit der 
Arbeit sehr zeitlich früh begonnen werden könnte. Die Ver- 
suche, die seit Jahren unternommen werden, тп їп jenen 
Industrien, in denen die Frauenarbeit erheblich ist, wenig- 
stens dort, wo zwei Schichten eingeteilt sind, die Samstag- 
nachmittagarbeit zu ermöglichen, sind bisher gescheitert. 

Auch die Bewilligung von Überstunden macht in 
der letzten Zeit Schwierigkeiten. Das Gesetz sieht die Über- 
zeitarbeit in einem gewissen Ausmaß vor. Die Behörden 
aber verlangen für die Bewilligung, über deren Notwendig- 
keit sie zu entscheiden haben, die Zustimmung der Betriebs- 
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ansschüsse, die nur zu oft für die wirtschaftlichen Erforder- 
nisse йез Betriebes kein starkes Empfinden haben. Da die 
Tschechoslowakei überdies als einer der wenigen Industrie- 
staaten bereits im Jahre 1922 dem Washingtoner Arbeits- 
zeitübereinkommen beigetreten ist, ist deren Arbeitgeber- 
schaft an und für sich stärker gehemmt als in anderen Län- 
dern. Auch seit dem Oktober 1926, dem Beginn einer bür- 
gerlichen Regierung, ist keine Erleichterung des bisherigen 
Zustandes eingetreten. 

Als zweite große Errungenschaft des Umsturzes wer- 
ten die Arbeiter dieMitverwaltungder Betriebe 
in der Form, wie sie durch die Gesetze 143/1920 über den 
Anteil der Bergarbeiter am ‚Reingewinn, 144/1920 über die 
Betriebs- und Revierräte im Bergbau und in der Folge durch 
das Betriebsausschüssegesetz vom 12. August 1921, Slg. 
330, für alle selbständig erwerbstätigen Erzeugungs- 
betriebe mit mehr als 80 Arbeitnehmern geschaffen worden 
sind. Beide beteiligten Gruppen hatten sich gewiß unter dem 
Gesetz mehr vorgestellt, als ihnen die Wirklichkeit brachte, 
Die Arbeitgeber befürchteten arge Hemmungen in der Füh- 
rung des Unternehmens durch für die Mitverwaltung nicht 
genügend vorgebildete Arbeiter und Angestellte, die Ar- 
beitnehmer glaubten, vielleicht die sogenannte Sozialisie- 
rung auf kaltem Wege durchzusetzen. Tatsächlich hat das 
Gesetz die nach Kriegsende allgemein bestehende Unruhe 
zwar anfangs gesteigert, in der Folge aber zweifellos ver- 
ringert. Ein Unternehmer, der es halbwegs versteht, mit 
seinen Arbeitern richtig zu verkehren, wird, abgesehen von 
dem unvermeidlichen Zeitverlust infolge von Sitzungen des 
Betriebsausschusses oder Betriebsrates, die Möglichkeit, Un- 
stimmigkeiten mit einigen Leuten durchzusprechen, kaum 
unangenehm empfinden. Ist die Betriebsvertretung nicht 
durch auswärtige Einflüsse irritiert, dann werden ihre Mit- 
glieder bald erkennen, daß die Arbeitsteilung zwischen Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer für beide Teile notwendig und 
wertvoll ist. Man hört nach dem mehr als 7jährigen Be- 
stande der Gesetze über die Betriebsräte im Bergbau und 
die Betriebsausschüsse oft genug, daß sich keine Anwärter 
für freigewordene Plätze in der Betriebsvertretung finden, 
ein Beweis dafür, wie schwierig ihre Stellung ist, wenn sie 
die ihnen durch das Gesetz überwiesenen Aufgaben unvor- 
eingenommen erfüllen wollen. Durch die Rechtsprechung 
sind die vielen Lücken dieses oft unvollkommenen Gesetzes 
zum großen Teil ausgefüllt. Es ist daher begreiflich, daß die 
Wirtschaft dessen übereilte Abänderung, die dann womög- 
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lich eine Masse neuer Stritte heraufbeschwören würde, tun- 
liehst vermieden wissen will. 

Die Besorgnis ist nicht ganz unbegründet, wenn man 
bedenkt, daß das dritte große Gesetz der Nachkriegszeit, 
das über die Versicherung der Arbeitnehmer 
türden Fail der Krankheit, derInvalidität 
und des Alters, obgleich es erst am 9. Oktober 1924 
herausgekommen und am 1. Juli 1926 in Kraft getreten ist, 
eben jetzt abgeändert wird. Es ist begreiflich, daß die Ar- 
beitnehmerschaft ihre Lage zu verbessern sucht und даб 
die Gewerkschaften und ihre politischen Vertreter im Par- 
lament diese Bestrebungen unterstützen, Sachlich denkende 
Unternehmer werden sich gegen einen angemessenen Ar- 
beiterschutz auch nicht wehren. Was sie vermieden sehen 
wollen, ist einerseits eine übermäßige geldliche Belastung, 
anderseits die Beunruhigung durch immer neue Vorsehrif- 
ten, besonders, wenn diese mit unwirtschaftlichen Arbeiten 
verbunden sind. Die Krankenversicherung bestand für Ar- 
beiter und Angestellte bereits im alten Österreich; eine Al- 
tersversorgung für die Angestellten war ebenfalls vorhan- 
den. Die durch das sogenannte Sozialversicherungsgesetz 
geschaffene erweiterte Fürsorge auch für die Arbeiter trifft 
die Wirtschaft ziemlich schwer. Besonders hart aber wird 
empfunden, daß die Durchführung des Gesetzes vor allem 
durch die Einstellung der Krankenversicherungsanstalten so 
erschwert wird, daß selbst die wenigen klaren Vorschriften, 
wie beispielsweise die, daß der Krankenversicherungsbeitrag 
im allgemeinen lediglich für die Tage zu bezahlen ist, an 
denen wirklich gearbeitet wird, erst beim Obersten Verwal- 
tungsgericht durchgesetzt werden mußte. Wer die Langwie- 
riekeit eines Verwaltungsstrittes kennt, wird ermessen, wie- 
viel Geduld hiezu erforderlich ist. Aber selbst nachdem der 
Fall entschieden war, widersetzten sich die Krankenver- 
sicherungsanstalten, entdeckten, als sie die zuviel einge- 
hobenen Beiträge zurückzahlen sollten, ihre wirtschaftliche 
Notlage und verlangten eine Erhöhung der Beiträge. Der 
Kampf um diese Verteuerung der Versicherung ist noch 
lange nicht zu Ende. Jedenfalls aber erweist sich, daß die 
seinerzeit bei der Beratung des Gesetzes in Aussicht ge- 
stellte Verbilligung gegenüber der altöstereichischen Kran- 
kenversicherung hinfällig geworden ist. Es macht fast den 
Eindruck, daß die ganzen Berechnungen, mit deren Ergeb- 
nis man der Wirtschaft die Übernahme der neuen Invalidi- 
täts- und Altersversicherung für die Arbeiter annehmbar 
machen wollte, keinen Wert hatten. Die Versicherten selbst 
werden von ihrer Altersversorgung auch kaum begeistert 
sein, wenn sie nach einer Wartezeit von 150 Beitragswochen 
eine jährliche Rente von 630 bis höchstens 765 Kronen (un- 
gefähr 126 bis 153 Schilling) erhalten. Dem steht die Ein- 
ziehung von 641 Millionen Kronen (etwa 129 Millionen 
Schilling) jährlich an Versicherungsbeiträgen gegenüber, so 
daß nach 20 Jahren rund 11 Milliarden Kronen (2-2. Mil- 
liarden Schilling) bei der Zentralsozialversicherungsanstalt 
liegen werden, ein für das Volksvermögen der Tschechoslo- 
wakei gewiß nicht unerheblicher Betrag. 

Das Pensionsversicherungs- und Unfallversicherungs- 
gesetz aus der Vorkriegszeit sind seit dem Bestande des 
Staates im ganzen unverändert geblieben, wenn man die 
Geldentwertung berücksichtigt, die schnell jeden Versuch 
einer Aufwertung überholt hat. Die vorgenommene Aufbes- 
serung der Renten ist daher nur eine vorübergehende Maß- 
nahme geblieben. Es heißt jedoch, daß wenigstens das Pen- 
sionsversicherungsgesetz noch im laufenden 
Jahre neu gefaßt werden soll. 

Daß die der Gewerbeordnung unterstehenden Arbeit- 
nehmer gleich den Handlungsgehilfen ebenfalls einen jähr- 
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lichen Urlaub, anstrebten, ist begreiflich. Nachdem ihn 
dureh das Gesetz vom 1. Juli 1921 bereits die bei der Ge- 
winnung. vorbehaltener Mineralien beschäftigten Arbeiter im 
Ausmaße von D bis 12 Tagen erhalten hatten, wenn sie 
wenigstens 1 bis 15 Jahre im Dienstverhältnisse gestanden 
waren, wurde das Arbeiterurlaubsgesetz vom 8. April 1925, 
Sig. 67, erlassen, durch das dauernd angestellte Arbeit- 
nehmer, die. Arbeiten oder Dienste auf Grund eines Arbeits- 
oder Dienstverhältnisses leisten, nach einjähriger ununter- 
brochener Verwendung in derselben Unternehmung oder bei 
demselben Arbeitgeber einen sechstägigen, solche, die mehr 
als 10 Jahre in derselben Unternehmung oder bei demselben 
Arbeitgeber beschäftigt sind, einen siebentägigen und sol- 
che, die mehr als 15 Jahre unter den gleichen Vorausset- 
zungen arbeiten, einen achttägigen Urlaub mit voller Be- 
zahlung erhalten. Durch die Schaffung dieses Gesetzes ist 
die Tschechoslowakei weiter gegangen als die meisten euro- 
päischen Staaten, wenngleich auf Grund von Vereinbarun- 
gen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern auch ander- 
wärts vielfach Arbeiterurlaube bestehen. Dagegen ist es zu 
einer gesetzlichen Ordnung der Gesamtarbeitsver- 
träge bei uns nicht gekommen, obschon mehrere Regie- 
rungsentwürfe hiezu bestehen, Nichtsdestoweniger sind seit 
dem Umsturz zahlreiche Gesamtarbeitsverträge zwischen 
den Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereinigungen  abge- 
schlossen worden. Es hat sich sogar eine Art Musterrahmen- 
vertrag herausgebildet, den die meisten Industrien einhalten. 
Dieses Beispiel bestätigt die Richtigkeit der oft aufgestell- 
ten. Behauptung, daß Dinge, die sich im Flusse befinden, 
sich am besten ohne die Zwangsjacke der Paragraphen ent- 
wickeln. Obgleich der Gesamtarbeitsvertrag im tschecho- 
slowakischen Rechte eigentlich überhaupt unbekannt ist, 
werden Verträge abgeschlossen und eingehalten, Streitig- 
keiten, die sich aus ihnen ergeben, durch Schlichtungsaus- 
schüsse oder Schiedsgerichte geordnet, kurz das Arbeits- 
verhältnis durch die Verbände fast nur auf diese Weise ge- 
regelt. Nach den bisherigen Erfahrungen gedenkt man die 
Einordnung der Gesamtarbeitsverträge in das allgemeine 
bürgerliche Gesetzbuch gelegentlich seiner Neufassung vor- 
zunehmen, was den großen Vorteil hätte, daß lediglich ein 
paar Grundsätze aufgestellt werden müßten, welche die 
Weiterentwicklung des Vertragswesens micht beeinträch- 
tigen dürften. 

Arbeitslöhne der Privatwirtschaft sind durch ge- 
setzliche Vorschriften nur in einigen wenigen Fällen be- 
stimmt. Ausdrücklich die Nählöhne der Militärverwaltung 
durch die Regierungsverordnung 64/1921 und mittelbar in 
dreifacher Weise: Die Löhne der landwirtschaftlichen Ar- 
beiterschaft werden durch Beschlüsse des Landesbeirates 
jeweils für: bestimmte Zeiträume festgesetzt und hierauf 
durch amtliche Kundmachungen des Landesarbeitsamtes 
verlautbart. Die im Bauförderungsgesetze vorgesehenen 
Lohnschiedsgerichte bestimmen die Löhne für die Bau- 
arbeiterschaft und für die der Baustoffindustrie. Schließlich 
werden von sogenannten Heimarbeiterkommissionen für ge- 
wisse Industriezweige (Textilwaren-, Kleider- und Wäsche-, 
Glaswaren-, Perlmutter- und Schuhwarenerzeugung) die 
Löhne ebenfalls amtlich verfügt. Im allgemeinen sprechen 
sich jedoch sowohl die Arbeitgeber wie die Arbeitnehmer 
gegen die Lohnbestimmung durch Behörden aus; sie stim- 
men darin überein, daß diese der freien Vereinbarung zwi- 
schen ihren Verbänden überlassen bleiben soll. 

Lohnforderungen entgegen der Regel, daß eine Ent- 
schädigung lediglich für geleistete Arbeit gebührt, ermög- 
licht der § 1154b des Allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches. Danach behält ein Arbeitnehmer nach 14tägiger Be- 


schäftigung den Lohnanspruch für höchstens eine Woche 
auch dann, wenn er infolge eines wichtigen, seine Person 
betreffenden Grundes die Arbeit oder den Dienst nicht lei- 
sten konnte, ohne dies vorsätzlich oder durch grobe Fahr- 
lässigkeit verschuldet zu haben. Erkrankt er oder erleidet 
er einen Unfall und ist hiedurch außerstande, seinen Ar- 
beitsverpflichtungen nachzukommen, so gebühren ihm in 
der dritten und vierten Woche der Krankheit je 10, in der 
fünften und sechsten Woche je 20 und in der siebenten und 
achten Woche der Krankheit je 40 v. H. seines Lohnes. Der 
$ 1155 des Allgemeinen ‚bürgerlichen Gesetzbuches bestimmt 
weiter die Verpflichtung des Unternehmers zur Entgelt- 
zahlung, wenn der Arbeitnehmer zur Dienstleistung bereit 
war und durch Umstände, die auf Seite des Dienstgebers 
liegen, daran verhindert worden ist. Beide zum Teil schon 
altösterreichischen Vorschriften sind jetzt zwingendes Recht. 

Die Arbeitslosenfürsorge ist seit dem Be- 
stande der Tschechoslowakei verschieden geregelt worden. 
Nachdem man zunächst die während des Krieges einge- 
führte Art beibehalten hatte, wonach der Arbeitgeber die 
Arbeitslosenunterstützung aus seinen Mitteln bezahlte, 
worauf er dann in den verschiedenen Industrien verschie- 
dene Hundertsätze vom Staate ersetzt erhielt, besteht 
augenblicklich das Gesetz 267/1921, betreffend den Staats- 
beitrag zur Unterstützung Arbeitsloser, das auf den Grund- 
sätzen des sogenannten Genter Systems aufgebaut ist. 
Gegen diese Lösung hatte sich während der Beratung des 
Entwurfes nicht nur die gesamte Untemehmerschaft, son- 
dern auch ein erheblicher Teil der Gewerkschaften gewehrt, 
weil sie anderwärts als unzweckmäßig erwiesen war. Haupt- 
sächlich aus politischen Erwägungen waren die Einwände 
damals nicht beachtet worden. Vor allem die Gewerkschaf- 
ten der Amsterdamer Richtung hatten einen starken Zuzug 
zu ihren Verbänden erhofft. Die Erfahrungen haben sie seit- 
her eines Besseren belehrt. Allgemein wird nun eine Arbeits- 
losenversicherung verlangt, weil einerseits der Mitglieder- 
zuwachs nicht in dem erwarteten Maße eingetreten ist — 
die zufällig einsetzende bessere Beschäftigung der Industrie 
hat hier gegen die Gewerkschaften gearbeitet —, anderseits 
den Gewerkschäften große Arbeit und viel Ärger dadurch 
entstanden ist, daß sie mit allerhand Berichten belastet sind 
und ihnen die Staatskasse die ausgezahlten Beiträge durch 
viele Monate schuldig bleibt. 

Das von der Arbeitnehmerschaft seit langer Zeit ge- 
forderte und auch bereits vorbereitete Gesetz über die A r- 
beitsvermittlung ist wohl im Zusammenhang mit 
dem Arbeitslosenversicherungsgesetze zu erwarten. Die 
früher bestandene Verpflichtung zur Meldung freier Arbeits- 
plätze ist augenblicklich nieht mehr gegeben. Beobachtet 
und dem gesetzlichen Zwange unterworfen sehen sich ledig- 
lich Ausländer, seitdem das Gesetz 39/1928 wirksam ist. 
Gegen seine Schaffung haben sich — abgesehen von den 
tschechisch-nationalen — alle Unternehmer- und alle Arbeit- 


nehmervereinigungen ausgesprochen. Trotzdem wurde es — 
offenbar aus politisch-militärischen Erwägungen — in Kraft 
gesetzt, noch dazu in einem Augenblick, in dem die Zahl 
der Arbeitslosen seit ihrer amtlichen Zählung überhaupt den 
niedrigsten Stand erreicht hatte. Die im $ 1 des Gesetzes 
für die Erlassung der Vorschriften vorausgesetzte „ungün- 
stige Lage des heimischen Arbeitsmarktes“ bestand schon zur 
Zeit der Verlautbarung (26. März 1928) nicht mehr; die Ver- 
hältnisse haben sich seither dauernd verbessert. Es ist daher 
begreiflich, daß alle Beteiligten vom Ministerium für soziale 
Fürsorge fortgesetzt die Beseitigung des nur als lästige 
Fessel empfundenen Gesetzes verlangen — bisher freilich 
erfolglos. Das Finanzministerium will sich vielleicht die für 
jede Bewilligung zur Anstellung eines Ausländers zu zah- 
lende Gebühr bis 1000 K nicht entgehen lassen. Das Innen- 
und das Landesverteidigungsministerium haben andere; frei- 
lich nicht zugegebene Gründe für ihren Widerstand. | 

Die während des Krieges geschaffenen Schutzbe- 
stimmungen gegen die Auflösung des 
Dienstverhältnisses von Arbeitnehmern, die zum 
Militärdienste herangezogen waren, wurden mit Eintritt ge- 
regelter Verhältnisse abgeschafft. Aufgehoben ist auch das 
ehemals erforderlich gewesene Arbeitsbuch (Gesetz 
571/1919). Immer noch wirksam ist jedoch das alte Koali- 
tionsgesetz aus dem Jahre. 1870, das nicht einmal ge- 
legentlich der Verlautbarung des Gesetzes gegen die Nöti- 
gung und zum ‚Schutze der Versammlungsfreiheit (Sig. 
309/1921) beseitigt worden ist. 

Der Vollständigkeit halber sei schließlich festgehalten, 
daß die Tschechoslowakei folgenden zwischenstaat- 
lichen Übereinkommen, wie diese auf den alljähr- 
lich stattfindenden Arbeitskonferenzen in Genf beschlossen 
werden, beigetreten ist: Dem betreffend die Arbeitszeit, das 
Mindestalter für die Zulassung zu Arbeiten in der Industrie, 
Nachtarbeit von Frauen, das Mindestalter für die Zulassung 
zu Arbeiten in der Landwirtschaft, die Zusammenschluß- 
und Koalitionsrechte landwirtschaftlicher Arbeiter, die Ver- 
wendung von Bleiweiß, die wöchentliche Betriebsruhe in 
der Industrie, die Gleichbehandlung ausländischer und ein- 
heimischer Arbeiter bei Betriebsunfällen und dem betreffend 
die Aufsicht über die Auswanderer ап Bord der Schiffe. 

Diese lediglich die wesentlichsten Arbeiterschutzgesetze 
behandelnde Darstellung bestätigt, daß die Tschechoslo- 
wakei zu den Staaten zählt, die für ihre Arbeitnehmerschaft 
mit am besten sorgen. So sehr dies zu begrüßen ist, denn auch 
für den Unternehmer bildet die Erhaltung der Volksgesund- 
heit das wichtigste Betriebskapital, muß vom Staate ge- 
fordert werden, daß er bei seinen künftigen Gesetzen auch 
daran denkt, Industrie, Handel, Gewerbe und Landwirt- 
schaft wettbewerbsfähig zu erhalten, weil nur eine dem Aus- 
land gegenüber genügend starke Volkswirtschaft auf die 
Dauer imstande ist, einen wirksamen Arbeiterschutz zu ge- 
währen, 
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Das tschechoslowakische Bankwesen. 
Von Dr. Adalbert Worliczek, Prag. 


ußte in Österreich nach dem Umsturze die 
ursprünglich dem großen Rahmen der Wirt- 
schaft der Monarchie angepaßte Banken- 
organisation den engen Verhältnissen. der 
Nachkriegszeit angeglichen werden, so war 
die Problemstellung in der Tschechoslowakei 
durchaus anders geartet. 1919 wird die selbständige tsche- 
choslowakische Währung geschaffen und dadurch die Wirt- 
schaftssouveränität des neuen Staates vollendet. Allein. die 
Dekretierung kann sich lediglich auf Rechtstatsachen be- 
schränken. Die notwendigen Organisationsmaßnahmen for- 
dern für ihre Durchführung einen langen Zeitraum. Aber 
Prag dekretiert trotzdem auch die autonome Bankenorga- 
nisation. Die Macht des Wiener Finanzkapitals muß ge- 
brochen, die ursprüngliche Organisation darf nicht allmäh- 
lich, vorsichtig den neuen Verhältnissen angepaßt werden, 
Die Auflösung der alten Verbindungen muß sich rasch voll- 
ziehen. Das war die Grundtendenz der Wirtschaftspolitik 
nach Schaffung dieses Staates. Ansätze, an die die Neu- 
organisation anknüpfen könnte, waren nur in geringem Maße 
vorhanden. Es bestanden zwar bodenständige Banken. Ihre 
Bedeutung war aber durchaus lokal, ihre Tätigkeit be- 
schränkte sich vornehmlich auf die Finanzierung der Land- 
wirtschaft und der landwirtschaftlichen Industrie. Das In- 
dustriegeschäft war gering, die Kundschaft zahlenmäßig 
nicht sehr bedeutend. Die neue Bankenorganisation mußte 
fast aus dem Nichts geschaffen werden. Dieser Prozeß 
konnte sich natürlich nicht reibungslos vollziehen, zumal 
die Umstellung selbst in die Periode der unruhigen Wäh- 
rungsverhältnisse fiel. Auch die Tschechoslowakei hatte 
ihre Inflation und Scheinkonjunktur, die Deflation und die 
schwere Deflationskrise, die jahrelang lähmend auf der 
Wirtschaft lastete und für die neugeschaffene Banken- 
organisation die erste Belastungsprobe bedeutete. Ähnlich 
wie andere Zweige der Wirtschaft, konnte auch diese ihr 
nicht in allen Teilen standhalten. Drei Mittelbanken stellten 
ihre Zahlungen ein. Eine Reihe von Privatbankfirmen be- 
antragte die Einleitung des Ausgleichsverfahrens. Die Lage 
gestaltete sich zeitweise äußerst bedrohlich, so daß die 
Regierung mit Sanierungsmaßnahmen eingrift. Das Bank- 
amt des Finanzministeriums mußte nicht ganz gemäß den 
Grundsätzen einer gesunden Notenbankpolitik rasch ein- 
gefrorene Kredite jener Institute mobilisieren, die durch 
Runs bedroht und den an sie gestellten Anforderungen 
nieht gewachsen waren. Es wurde ein eigener Fonds zur 
Deckung der Verluste während der Nachkriegszeit geschaffen 
und auf diesem Wege einzelnen Instituten Aushilfen ge- 
währt. Zur Sicherung gegen Wiederholung derartiger Vor- 
fälle wurden in der Folge ein Depotgesetz und ein Gesetz 
zum Schutze der Einlagen geschaffen. Letzteres beinhaltete 
auch Normen für den Fall, daß trotz der Sicherungen in 
einem späteren Zeitpunkte Zusammenbrüche von Geld- 
instituten erfolgen sollten. 

Alle diese Maßnahmen machten aber eine durch- 
greifende Reorganisation des Bankwesens nicht entbehr- 
lich, die allerdings erst unter dem gegenwärtigen Finanz- 
minister in Angriff genommen wurde. Der bisherige Status 
war zweifellos hypertrophisch. Eine Anzahl von Instituten 
besaß keine Existenzberechtigung, krankte nach wie vor 
— trotz der bilanzmäßigen Sanierung — an alten Ver- 
lusten, schleppte sich nur mühsam von Jahr zu Jahr fort 
und bildete derart eine ständige Gefahr für die Gesamt- 


wirtschaft. Jetzt erfolgte die seit langem erwogene, vor- 
nehmlich aus personellen Gründen immer wieder verscho- 
bene Durchführung einer Reihe von Fusionsprojekten, 
unter denen der Zusammenschluß der mährischen Geld- 
institute („Mährische Agrar- und Industriebank“, „Süd- 
mährische Bank“ und ,‚Mährisch-Slowakische Bank“) zur 
„Mährischen Bank“ der bedeutsamste ist. Daneben wurde 
die „Baubank“ mit der „Česka Banka“, die „Slowakisch- 
amerikanische Bank“ mit der „Bank der tschechoslo- 
wakischen Legionen“ vereinigt. Auch nahm die „Böhmische 
Escomptebank und Creditanstalt“, die „Mährische Es- 
comptebank“ in Brünn auf, wobei allerdings hervorzuheben 
ist, daß diese Transaktion keineswegs den Charakter einer 
Sanierung hatte, sondern lediglich von Gesichtspunkten der 
Rationalisierung des Bankbetriebes und der Ausdehnung 
des Geschäftes unternommen wurde. 

Nach diesen Perioden des Auf- und Umbaues kann 
die Schaffung einer selbständigen tschechoslowakischen 
Bankenorganisation in der Hauptsache als abgeschlossen 
gelten. 


1. Die Prager Großbanken. 


Sechs Institute können nach der Struktur ihres Ge- 
schäftes als Großbanken bezeichnet werden: die Anglo- 
Tehechoslowakische Bank, die Böhmische 
Escomptebank und Creditanstalt, die Böh- 
mischelndustrialbank, die Böhmische Union- 
bank, die Bank für Handel und Industrie, vorm. L ä n d e r- 
bank und die Živnostenská Banka. Zwei hievon, 
die Bank für Handel und Industrie und die Anglo-Tschecho- 
slowakische Bank, sind Nachkriegsgründungen, die zur 
Übernahme der sudetenländischen Filialen der- Österreichi- 
schen Länderbank und der Anglo-österreichischen Bank 
errichtet wurden. Bei beiden Instituten besteht noch heute 
eine starke kapitalsmäßige Bindung zum Mutterinstitut, 
wenn sie auch nieht mehr so stark ist wie einst. 

Von der Bank für Handel und Industrie 
besaß die Zentraleuropäische Länderbank zirka 70% der 
Aktien. Diese Quote hat sich jedoch auf zirka 50%- ge- 
senkt, da die Zentraleuropäische Länderbank an der im 
Jahre 1924 erfolgten Kapitalserhöhung —- wenigstens 
offiziell — nicht mehr teilnahm. 

Bei der Anglo-Tschechoslowakischen 
Bank befand sich ursprünglich das gesamte Aktienkapital 
im Besitz der Anglo-Austrian Bank in London. Im letzten 
Jahre wurde die Rückleitung der Aktienmehrheit in 
tschechoslowakischen Besitz durchgeführt, so daß sich 
heute nur noch ungefähr ein Drittel davon in England be- 
findet. Die restlichen zwei Drittel wurden zum Teil vom 
tschechoslowakischen Staat, zum Teil vom Zentralverband 
der tschechischen landwirtschaftlichen Genossenschaften, 
beziehungsweise der ihm nahestehenden „Kooperative“, 
ferner von Petschek-Aussig, Schieht-Aussig und dem regie- 
renden Fürsten Liechtenstein übernommen. Die Neu- 
placierung der Aktien ist noch nicht vollendet, da zumin- 
dest das dem Staat gehörende Aktienpaket in absehbarer 
Zeit seinen Besitzer wechseln dürfte, Die Zivnostenskä 
Banka und die Böhmische Unionbank sind bodenständige 
Institute, deren Gründungsjahr weit in дег Vorkriegszeit 
liegt. Für sie war das Jahr 1918 der Wendepunkt. 


Die Živnostenská Валка, stets in engem. 
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Kontakt mit der Politik — was für sie in der Vorkriegs- 
zeit mitunter eine nicht geringe Hemmung bedeutete —, 
erntete nach dem Umsturz die Früchte ihrer politischen 
Beziehungen. Zwei ihrer Verwaltungsratsmitglieder haben 
Jahre hindurch das Finanzressort verwaltet, unter ihnen 
Rašin, der Organisator des tschechoslowakischen Geld- 
wesens und der tschechoslowakischen Finanzen. Bedenkt 
man, daß bis vor kurzem auch die gesamte Währungs- 
politik durch dieses Staatsamt. betreut wurde, das über- 
dies noch zur unbestrittenen Domäne jener politischen 
Partei gehörte, zu der sich auch die Živnostenská Banka 
bekannte (Nationaldemokraten), dann ist ihre Entwick- 
lung zur Staatsbank, welche Funktion sie jahrelang ver- 
sah, nicht verwunderlich. Sie hat bei der Neuaufteilung 
der Finanzierung und der finanziellen Kontrolle der Indu- 
strie den größten Teil an sich gezogen. Sie übernahm die 
Verbindung mit dem tschechoslowakischen Industriekon- 
егп der Österreichischen Boden-Credit-Anstalt und glie- 
derte sich überdies manche andere Unternehmungen an, 
so daß sie heute nicht nur die gesamte Schwerindustrie, 
sondern auch die Mehrzahl der führenden Unternehmungen 
der verschiedensten Branchen kontrolliert. Auch sonst hat 
die Živnostenská Banka aus ihrer engen Beziehung zu der 
Finanzverwaltung große Vorteile gezogen, die erst ihren 
beispiellos raschen Aufschwung ermöglichten. 

Das Geschäft der Böhmischen Unionbank 
hat gleichfalls eine Ausdehnung erfahren, die die Gesamt- 
struktur des Instituts von Grund aus änderte. Aus einer 
Provinzmittelbank ist auch hier eine Großbank mit viel- 
fältigen, internationalen Beziehungen geworden. Die Banca 
Commereiale Italiana und die Prudential Insurance Com- 
pany gehören zu ihren Großaktionären. Castiglioni hat 
sein Paket an Unionbankaktien abgestoßen, als er vor 
drei Jahren mit Schwierigkeiten zu kämpfen hatte. Im 
Verwaltungsrat sind die führenden Industriellen der sude- 
tendeutschen Industrie vertreten, die auch den Grundstock 
ihrer Kundschaft bildet. Durch die kürzlich beschlossene 
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Fusion mit dem Allgemeinen Böhmischen Bankverein er- 
fahren die Auslandsbeziehungen der Unionbank eine 
wesentliche Stärkung. 


Die Böhmische Escomptebank und Cre- 
ditanstalt ging aus der Böhmischen Escomptebank 
hervor, einem Institut, das trotz seiner selbständigen 
Rechtsform lediglich einer Filiale der Niederösterreichi- 
schen Escomptegeselschaft, die auch die Gesamtheit der 
Aktien in ihrem Portefeuille hatte, gleichkam. Nach dem 
Umsturz übernahm die Böhmische Escomptebank auch das 
tschechoslowakische Geschäft der Österreichischen Credit- 
Anstalt. Aus diesen Transaktionen ergab sich eine völlige 
Neuverteilung im Aktienbesitz, wobei die Živnostenská 
Banka vorübergehend die Mehrheit an sich brachte, wäh- 
rend die Österreichische Credit-Anstalt und die Nieder- 
österreichische Escomptegesellschaft je 22%% der Aktien 
übernahmen und diesen Besitz behaupteten. Die Escompte- 
bank hat sich ebenfalls kapitalsmäßig wichtige Auslands- 
beziehungen geschaffen. Sie hat die Banque de Bruxelles, 
Warburg und Kleinworth zu Großaktionären. 


Die Böhmische Industrialbank hat in ge- 
wisser Beziehung eine Sonderentwicklung genommen. Ihre 
Expansionspolitik setzte später ein als bei den anderen 
Großbanken; zu spät, da die organische Eingliederung der 
neuen Beziehungen durch die Deflationskrise gestört wurde. 
So ist dieses Institut, obwohl es unter allen Banken das 
höchste Aktienkapital aufweist, stark ins Hintertreffen ge- 
raten. Die Industrialbank hat sich durch Fusion die „Land- 
wirtschaftliche Kreditbank für Böhmen“, die „Handels- 
und Gewerbebank in Mährisch-Ostrau“ und die „Böhmi- 
sche Handelsbank in Königgrätz“ angegliedert. Über die 
Landwirtschaftliche Kreditbank erhielt sie das Geschäft 
der Wiener Allgemeinen Verkehrsbank. 

Nachstehende Übersicht zeigt den Aufschwung, den 
die Großbanken in der Nachkriegszeit genommen 
haben: 
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Bezeichnend ist das Hinaufschnellen der einzelnen 
Bilanzposten und dementsprechend auch der Bilanzsummen 
in der Periode 1918 bis 1921. Zu beachten ist, daß damals 
die durch die Verselbständigung des Bankwesens der Re- 
publik ausgelösten Kräfte noch durch die Inflationswelle 
verstärkt wurden, die gleichfalls die Wirtschaftsziffern in 
die Höhe trieb; auf der einen Seite eine verstärkte, aller- 
dings zum Großteil lediglich scheinbare Kapitalsakkumu- 
lation hervorrief, auf der anderen Seite die gesamte Wirt- 
schaft in den Zustand der Inflationsdynamik (erhöhte 
Gründungstätigkeit, verstärkte Kreditinanspruchnahme 
usw.) versetzte. 

Die auf 1921 folgende Entwicklung zeigt im Bilanz- 
bild eine relative Stetigkeit. Die hinter den einzelnen 
Posten sich vollziehende Strukturwandlung gelangt begreif- 
licherweise bilanzmäßig nicht zum Ausdruck. So vor allem 
die durch die Deflation bewirkten Immobilisierungen und 
Verluste. Die eingefrorenen Kredite werden, soweit sie auf 
reellen Grundlagen beruhen, weitergeführt, soweit sich Ab- 
schreibungen als notwendig erweisen, werden sie intern 
durchgeführt. Die Bilanzen zeigen auch nicht oder nur an- 
nähernd jene Immobilisierung, in die die Geldinstitute da- 
durch gerieten, daß sie in der. Nachdeflationsperiode, nicht 
immer ganz freiwillig, große Pakete von Staatsanleihen, 
vornehmlich Kassenscheinen, übernahmen, die sie infolge 
der strengen Geldmengenpolitik des Bankamtes wieder im 
Wege von Lombardkrediten und durch Placierung im 
Publikum mobilisieren konnten, «da die Aufnahmsfähigkeit 
der. Börse für solche Mengen von Staatstitres nicht aus- 
reichte. і э 

Die fortschreitende Kapitalsakkumulation, namentlich 
aber die їп йеп letzten zwei Jahren erfolgte Sanierung des 
Kapitalsmarktes und die während dieses Zeitraumes ап- 
haltend günstige: Beschäftigung der Industrie, hat die 
nahezu restlose Beseitigung der Deflationsfolgen ermöglicht. 

Keine dieser Geschäftsausdehnung entsprechende Ent- 
wicklung haben, wie nachstehende Tabelle zeigt, die 
Gewinn- und Verlustrechnungen der Groß- 
banken genommen! | 
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Typisch sind hier Unionbank und Zivnostenkä Banka, 
weil die Entwicklung dieser Institute seit der Vorkriegs- 
zeit eine gewisse Kontinuität aufwies. Auffallend ist hier 
Nachstehendes: Während der Rohgewinn gegenüber 1913 
eine beträchtliche Steigerung zeigt, also die seitherige 
Geschäftserweiterung wenigstens teilweise widerspiegelt, 
erscheint diese Bewegung nicht im Reingewinn. Dieser ist 
vielmehr — bei entsprechender Umrechnung —- sogar im 
Jahre 1927, dem besten Bankenjahr seit dem Umsturz, 
niedriger als 1913. Es ist eine wesentliche Verschlechte- 
rung des Spesenkoeffizienten eingetreten. Die noch nicht 
ganz beseitigten strukturellen Anomalien des tschechoslo- 
wakischen Geldmarktes äußern sich vornehmlich darin, 
daß die Institute zwecks Erzielung eines ausreichen- 
den Liquidationskoeffizienten Anlagen mit unzulänglicher 
Rendite vornehmen müssen, da ausreichendes Wechsel- 
material nicht vorliegt. Eine Minderung der Erträge wird 
auch dadurch bewirkt, daß trotz der weitgehenden Sanie- 
rung des Geldmarktes heute nach wie vor das Emissions- 
geschäft verschwindend ist. In diesem Zusammenhang muß 
schließlich auch die verhältnismäßig geringe Verflechtung 
der 'tschechoslowakischen Bankenorganisation. mit dem 
internationalen Geschäft erwähnt werden. Dazu kommt, 
daß auch die Lastenseite der Gewinnrechnungen einerseits 
durch die relativ hohe Regie ungünstig beeinflußt wird, 
ein Moment, das, wie die Erfahrung gezeigt hat, nicht le- 
diglich durch interne Rationalisierungsmaßnahmen be- 
seitigt werden kann, sondern auch die Rationalisierung der 
Bankenorganisation erfordert. Von Bedeutung war überdies 
die hohe steuerliche Belastung, die allerdings durch die 
jüngst erfolgte Reform der direkten Steuern teilweise ab- 
gebaut wurde, wodurch voraussichtlich bereits die Bilanzen 
des laufenden Jahres günstig beeinflußt werden dürften. 


И. Die Mittelbanken. 

Im Aufbau der tschechoslowakischen  Mittelbanken : ет- 
geben sich vielfältige  Übereinstimmungen mit dem der 
Großbanken. Auch hier sind drei Gruppen zu unterschei- 
den: 
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a) Institute, die bereits in der Vorkriegszeit gegründet 
wurden, seit dem Umsturz aber eine ungeheure Ausweitung 
ihres Geschäftes erzielen konnten. Hieher gehört vornehm- 
lich die an der Spitze der tschechoslowakischen Mittel- 
banken stehende Prager Kreditbank. Im Jahre 1870 
gegründet, trieb sie schon in der Vorkriegszeit die bewußte 
Ausdehnung des Geschäftes іп der Richtung auf den Balkan 
und Galizien. Sie hat diese Geschäftspolitik auch nach dem 
Umsturz fortgesetzt, nur in Polen wurden die Engagements 
abgebaut. Das im Zeitpunkte des Zerfalles der Monarchie 
50. Millionen betragende Aktienkapital wurde 1919 und 
1923 auf 100 Millionen erhöht. In beiden Fällen wurden die 
Aktien von einem Syndikat übernommen, dem die Société 
Generale, die Banque de Paris et des Pays Bas und die 
Rotterdamsche Bankvereeniging angehörten, so daß das 
Institut auch internationalen Anschluß gewann. In die 
gleiche: Gruppe gehört auch die 1908 gegründete Česká 
Banka, welche ihr Aktienkapital nach dem Umsturz von 
16 auf 60 Millionen erhöhte. Allerdings besitzt dieses In- 
stitut noch nur durchaus lokalen Charakter. 

b) Institute, die aus der Verselbständigug der tsche- 
schoslowakischen Filialen der Wiener Banken ent- 
standen sind. Hieher gehört vornehmlich der 1922. zur 
Übernahme der Niederlassungen des Wiener Bankvereins 
unter Mitwirkung der Mährischen Agrar- und Industrie- 
bank, Brünn, der Société Générale de Belgique‘ und der 
Banque Belge pour l’Etranger, Brüssel, gegründete All- 
gemeine Böhmische Bankverein, der auf 
Grund eines jüngst gefaßten Beschlusses im Wege der 
Fusion von der Böhmischen Unionbank aufgenommen wird. 
Dann: die Böhmische Kommerzialbank, welche 
die Filialen und das Geschäft Aer Wiener Merkurbank 
übernahm. 

с) Institute, die erst in der Nachkriegszeit 
gegründet wurden, daher erst nach dem Umsturz ihr Ge- 
schäft aufbauen konnten. In diese Gruppe fällt die Bank 
der tschechoslowakischen Legionen, die 
eine Entwicklungsgeschichte ‚besonderer Art aufweist. Sie 
wurde 1919 in Sibirien gegründet. Die Umwandlung in ein 
inländisches Institut erfolgte 1921. Die Aktien befinden sich 
auch heute noch vornehmlich im Besitz der Legionäre, Sie 
sollte ursprünglich die bankmäßige Spitzenorganisation der 
wirtschaftlichen Unternehmungen der Legionäre darstellen, 


konnte aber in den letzten Jahren auch in das- normale 
Bankgeschäft stärker eindringen. 


Zur Gruppe der Mittelbanken gehörten auch jene In- 
stitute, die in der Deflationskrise ihre Schalter schließen 
mußten. (Mährisch-Schlesische Bank, Bohemia-Bank und 
Bodenbank.) Überhaupt muß festgestellt werden, daß inner- 
halb der Mittelbanken die Auswirkungen der Deflation 
stärker waren, daher auch nicht immer intern ausgeglichen 
werden konnten, Selbstverständlich besitzt hier das Renta- 
bilitätsproblem, das bei den Großbanken noch nicht völlig 
gelöst ist, verstärkte Bedeutung; die Notwendigkeit einer 
Rationalisierung nicht nur intern, sondern auch in der 
Organisation gestaltet sich daher dringlich. 


Die Bilanzen- und Gewinn- und Verlustkonti der 
tschechoslowakischen Mittelbanken haben sich wie folgt 
entwickelt (siehe Tabelle oben): 


III. Spezialbanken. 


Die Type der Branchenbanken hat sich wie auch in 
anderen Staaten nicht bewährt, da die Deflationskrise hier 
das Fehlen des Riskenausgleichs verschärft hat. Eine Reihe 
von solchen Banken (Braubank, Baubank) verschwand 
in der Nachdeflationsperiode. Anders die Agrar- 
banken, von denen bereits im Zeitpunkt des Umsturzes 
drei Institute vorhanden waren: Deutsche Agrar- und In- 
dustriebank, Mährische Agrar- und Industriebank, Tische- 
choslowakische Agrarbank. Ihre ursprüngliche Funktion 
war: bankmäßige Spitzenorganisation des landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftswesens. In der Nachkriegszeit er- 
folgte aber bei den letzten zwei Instituten eine wesentliche 
Wandlung. Die ursprünglichen Funktionen wurden etwas 
in den Hintergrund gestellt, verstärkte Pflege des Börsen- 
geschäftes und Eindringen in das Industriegeschäft, wenn 
auch meist in jene Industriezweige, die in Verbindung mit 
der Landwirtschaft standen, schien daher damals eine durch 
die Verhältnisse gegebene Notwendigkeit. Diese Umstellung 
erfolgte keineswegs zum Nutzen der Institute. Beide mußten 
in der Nachdeflationszeit einer gründlichen Reorganisation 
unterworfen werden, wobei die Mährische Agrar- und In- 
dustriebank gleichzeitig zum Mittelpunkt der Konzentration 
der mährischen Kleinbanken wurde, dadurch den Agrar- 
bankcharakter nahezu endgültig verlor, gleichzeitig wurde 
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auch die Firma in „Mährische Bank“ geändert. Anders voll- 
zog sich die Entwicklung bei der Deutschen Agrar- und 
Industriebank. Der Kontakt mit der Landwirtschaft blieb 
eng, die Ausweitung des Geschäftes und die damit ver- 
bundene Strukturwandlung vollzog sie vorsichtiger, so daß 
dieses Institut von der Deflationskrise nahezu unberührt 
blieb. 

Schließlich sind in diesem Zusammenhang noch die 
Zentralbanken der Sparkassen zu erwähnen, von 
denen je ein Institut für das deutsche und das tschechische 
Sparkassenwesen bestehen. Die deutsche entstand in der 
Nachkriegszeit aus der Übernahme der tschechoslowaki- 
schen Filialen der Zentralbank der deutschen Sparkassen 
in Wien. Die Entwicklung der beiden Institute verlief nicht 


parallel, was vornehmlich durch die andersartigen Problem- 
stellungen innerhalb dieser beiden Sparkassengruppen be- 
gründet ist. Entscheidend war hier vor allem die Über- 
lastung der deutschen Sparkassen durch Kriegsanleihe und 
die damit verbundenen Störungen. Auch mußte die Zentral- 
bank der deutschen Sparkassen die Sanierung der durch 
hypertrophischen Besitz an Kriegsanleihe in Schwierigkeit 
geratenen Selbstverwaltungskörper technisch durchführen. 
Schließlich gestaltete sich auch die Vermögensaufteilung 
anläßlich der Loslösung vom Mutterinstitut infolge des 
Währungsverfalles in den Nachfolgestaaten schwieriger. 

Die Entwieklung der wichtigsten Bilanzposten. der zu 
der Gruppe der Spezialbanken gehörenden Institute vollzog 
sich wie folgt: 
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UNGARN 


Ungarns Finanz- und Kreditwesen. 
Von Dr. Georg Kemeny. 


ie Finanzgeschiehte des Ungarn der Nach- 
kriegszeit zerfällt in zwei voneinander scharf 
getrennte Abschnitte: die Inflationsperiode 
bis Mitte 1924 und die Ära der Stabilisierung 
von 1924 an. Wie in den übrigen besiegten 
Staaten wurde auch in Ungarn die Konsoli- 
dierung erst nach der völligen Zerrüttung des Geldwesens 
ins Werk gesetzt. Die Defizite des Staatshaushaltes, die 
wirtschaftliche Isolierung, die Unsicherheit in der Frage der 
Reparationslasten, der Mangel an Entschlußkraft zum Ab- 
stoppen der Inflation, wie der Mangel an Selbstvertrauen zu 
einer solchen Möglichkeit aus eigenen Kräften trieben den 
Dollarkurs Anfang 1924 auf über 100.000. Inzwischen wur- 
den mit dem Völkerbund Verhandlungen im Interesse der 
Sanierung von Währung und Finanzen eingeleitet. Ihr Er- 
gebnis wurde in den Genfer Protokollen, die im März 1924 
unterzeichnet und dann als Gesetz inartikuliert wurden, 
niedergelegt. Sie enthalten detailliert das ganze Sanierungs- 
programm. Der Unterzeichnung der Genfer Protokolle ging 
der Beschluß der Reparationskommission voraus, daß die 
Pfandrechte auf die Staatseinkünfte Ungarns auf 20 Jahre 
suspendiert und die gesamte Reparationspflicht bis 1944 auf 
200 Mill. Goldkronen beschränkt werde. Damit wurde erst 
der Weg zur Sanierung freigemacht. Die wesentlichen 
Punkte des Sanierungsplanes waren: Einstellung der In- 
flation und Stabilisierung der Krone durch eine vom Staate 
unabhängige Notenbank, Balaneierung des Budgets vom 
Juli 1926 ab, Wiederaufbauanleihe im Betrage von 250: Mil- 
lionen Goldkronen zur Deckung der Defizite der Übergangs- 
periode und Finanzkontrolle. 


Valutastabilisierung- 

Auf dem Valutamarkte trat unter dem Einflusse der 
Beschlüsse der Reparationskommission und des Völker- 
bundes ein Umsehwung ein. Noch Ende Februar, kurz bevor 
diese heilsamen Wirkungen eintraten, wurde eine wertbe- 
ständige Rechnungseinheit, die sogenannte Sparkrone, ein- 
geführt, die nichts anderes bedeutete als die Valorisierung 
der darin eingegangenen Verpflichtungen auf Goldbasis. Die 
Kredite des Staatlichen Noteninstituts wurden nur mehr auf 
dieser Grundlage gewährt. Dank den zur Vorbereitung der 
Sanierung ergriffenen Maßnahmen trug diese offizielle De- 
klassierung der Papierkrone nicht mehr zur weiteren Wäh- 
rungszerrüttung bei. Zur Deckung der Defizite im Staats- 
haushalt bis zur Flüssigmachung ‘der Völkerbundanleihe 
wurde eine Zwangsanleihe ausgeschrieben, die zunächst 
9 Mill. GK. einbrachte, ferner haben Banken, Industrie und 
Handel dem Staat einen Valutavorschuß im Betrage von 
20 Mill. G.-Franes zur Verfügung gestellt. Bis zum Zeit- 
punkt der Aufnahme der Tätigkeit der Ungarischen Natio- 
nalbank ging der Kurs des Dollars auf 84.350 K zurück. 
Da die Völkerbundanleihe erst im Juli bezw. August auf- 
gelegt wurde, erhielt die neue ungarische Notenbank von 
der Bank von England einen Vorschuß von 4 Mill. Pf. St., 
mit dessen Hilfe die Kontrolle über den Valutamarkt ge- 
sichert wurde. Infolge der engen Zusammenarbeit mit der 
Bank von England wurde die ungarische Krone in Anleh- 
nung an das Pfund Sterling stabilisiert, auf Grund der Re- 
lation 1 Pfund gleich 346.000 K. Nachdem das Pfund Mitte 


1924 noch etwa um 17% unter Goldparität stand, machte 
die ungarische Krone die Aufwärtsbewegung des Pfund 
Sterling, das im April 1925 die Goldparität erreichte, mit, 
Die unmittelbare Verkettung mit dem Pfund wurde nachher 
aufgegeben und die Stabilisierung des Kurses wird in der 
bei Gold- bezw. Golddevisenwährungen allgemein üblichen 
Weise durchgeführt. 

Meritorisch wurde die Währungsreform bereits Mitte 
1924 vollzogen, wo die vom Staat unabhängige Notenbank 
an die Stelle des Staatlichen Noteninstituts trat. Die Sta- 
tuten der mit 30 Mill. GK. Grundkapital ausgestatteten 
Bank wurden den der Österreichischen Nationalbank nach- 
gebildet mit der einen wesentlicheren Abweichung, daß ihr 
unter bestimmten Bedingungen auch die Diskontierung land- 
wirtschaftlicher Wechsel mit höchstens sechsmonatiger Lauf- 
zeit ermöglicht wurde. In der Praxis macht aber die Bank 
von dieser Möglichkeit wenig Gebrauch. Die Deckung der 
Noten und sonstigen gleich fälligen Verbindlichkeiten durch 
Gold- und Edelvaluten wurde für das erste Jahrfünft mit 
20% vorgesehen. Die Mindestdeckung steigt dann schritt- 
weise an und nach 15 Jahren soll die Dritteldeekung er- 
reicht sein. Vom Notenumlauf ist nur jener Teil deckungs- 
pflichtig, der sich nach Abzug der Staatsschuld an die Bank 
aus dem Gesamtbetrag der Noten ergibt. In Wirklichkeit 
hob sich das Deckungsverhältnis kurz nach der Errichtung 
beträchtlich über das gesetzliche Mindestmaß und bewegte 
sich seither stets in weitem Abstand davon. Damit waren 
die Bedingungen einer marktmäßigen Beherrschung des 
Valutaverkehrs gegeben und der Notbehelf der Inflations- 
zeit, die Devisenzwangsbewirtschaftung, wurde bald nach 
der Aufnahme der Geschäftstätigkeit der Bank fallen 
gelassen. Der formale Abschluß der Valutareform erfolgte 
erst im Jahre 1925, als die neue Geldeinheit, der Pengö 
(gleich 12.500 Papierkronen), eingeführt wurde. 


Staatsfinanzen. 


Der Finanzplan des Völkerbundes war auf der An- 
nahme aufgebaut, daß das Gleichgewicht des Staatshaus- 
haltes nach einer Übergangsperiode von fünf Halbjahren, 
also im zweiten Halbjahr 1926, erreicht werde. Zur Deckung 
dieser Defizite war die Völkerbundanleihe im Be- 
trage von 250 Mill. P. bestimmt. Die Anleihe wurde in acht 
verschiedenen Ländern aufgelegt. Sie wurde trotz ihrer Be- 
zeichnung als Völkerbundanleihe nicht unter formaler Ga- 
rantie des Völkerbundes emittiert, die materiellen Garan- 
tien wurden jedoch vom Finanzkomitee des Völkerbundes 
im II. Genfer Protokoll festgelegt. Für den Dienst der An- 
leihe wurden die Erträgnisse der Zölle, der Zuckersteuer, 
des Tabak- und Salzmonopols verpfändet. Der vom Völker- 
bund für die Dauer der Sanierungsperiode eingesetzte Ge- 
neralkommissär wurde mit dem Recht der allgemeinen Fi- 
nanzkontrolle ausgestattet. Diese strengere Form der Kon- 
trolle wurde am 1. Juli 1926 aufgehoben. Die Kontrolle der 
verpfändeten Einnahmen steht für die Folgezeit bis zur Til- 
gung der Anleihe einem vom Völkerbund ernannten Ver- 
trauensmännerkomitee zu. Die. Emission der meisten Tran- 
chen erfolgte bei einem 75%igen Zinsfuß zum Kurse von 
88. Den größten Teil, 168 Mill. ЄК., nahm England auf, in 
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den Vereinigten Staaten wurden 45 Mill, in Italien 36 Mill. 
GK. plaeiert. 

Die tatsächliche Entwicklung der Staatsfinanzen verlief 
aber ganz anders, als vorgesehen war. Es stellte sich bald 
heraus, daß die Finanzexperten die Wirkungen der Geld- 
stabilisierung auf die Staatseinnahmen zu niedrig ein- 
schätzten. Statt der vorgesehenen Defizite- ergaben sich 
gleich vom Finanzjahr 1924/25 ab Überschüsse in solcher 
Höhe, daß sie nicht allein eine beträchtliche Erhöhung des 
im Finanzplan allerdings karg bemessenen Ausgabenetats 
ermöglichten, sondern auch die Zuführung größerer Summen 
für staatliche Investitionszwecke. Ein Defizit gab es nur im 
ersten Halbjahr 1924 in der Höhe von rund 70 Mill. P., zu 
dessen Deckung der Erlös der Völkerbundanleihe in An- 
spruch genommen werden mußte. Mehr als 180 Mill. An- 
leihereste (da sich bei der Überweisung einzelner Tranchen 
Valutagewinne ergaben) alimentierten daher ebenfalls die 
Investitionsbudgets. 

Die nachfolgende Übersicht zeigt die Entwicklung der 
tatsächlichen Einnahmen im Vergleich mit den Voran- 
schlägen: 


Einnahmevoranschläge tatsüchl. erzielte 
nach dem nach dem Einnahmen nach 
Finanzjahr Sanierungsplan ` Jahresbudget den Schlußrechn. 
In NIS Ionen „Р ер б 
LR Wetter 341°27 449°16 751'95 
ТБО РРР „ER 41760 1101 820.91 
1996]01Нә Ша мо; — 72482 35483 
TBB, stato. E 758'65 961°20%) 
PH rk taiata: F 87030. — 


*) Provisorisches Ergebnis, 

Diese Besserung der Einnahmen wurde erreicht, ob- 
wohl nach der Erfahrung des ersten Finanzjahres nach der 
Stabilisierung Steuerermäßigungen, wenn auch etwas ver- 
zögert, vorgenommen wurden. Der Umsatzsteuerschlüsse] 
wurde zunächst von 3 auf 2% herabgesetzt und späterhin 
sind wichtige Lebensmittel, wie Brot, Milchprodukte, 
Fleisch, von der. Umsatzsteuer überhaupt befreit worden. 
Im Laufe der Jahre 1925/27 wurden die Zuckersteuer, die 
Boden-, die Hauszinssteuer, die Erbschaftsgebühr und an- 
dere Gebühren ermäßigt, das steuerfreie Existenzminimum 
bei der Einkommensteuer von 800 auf 1000 P, erhöht. Die 
Wirkungen dieser Maßnahmen wurden aber durch die Er- 
starkung der ‚Wirtschaft, die Belebung des Verkehrs, durch 
das genauere Einspielen des Steuerapparates und bei der 
Hauszinssteuer durch die automatische Erhöhung ` der 
Steuerbasis infolge des Abbaues des Mieterschutzes ausge- 
glichen, Р 

Über den Aufbau des Einnahmeetats orientieren die 
nachfolgenden Verhältniszahlen auf Grund der. Schlußrech- 


nungen: 
1924/25 1925/26 1926/27 


in Prozenten der Gesamteinnahmen 
Direkte Steuern . . . 15'69 20:59 20:07 
Umsatzsteuern : . . . 25'38 18:29 1712 
Geert oe MET 1211 13°54 15'22 
Verbrauchssteuern . . 9'91 1118 10'52 
DONG nf, otmen dar 18:67 16:63 17:37 
Tabakmonopol ` . . . 1591 16°46 16:53 
Sonstige Monopole . . 2:93 331 317 


Den in der Inflationszeit geschaffenen Umsatzsteuern, 
wie auch den Gebühren, deren Sätze teilweise noch aus der 
Inflationszeit stammen, kommt unter den Einnahmen eine 
übermäßig große Bedeutung zu, ebenso den Zöllen, deren 
Ertrag trotz Ermäßigung der autonomen Sätze durch die 
Handelsverträge infolge der Einfuhrsteigerung ständig zu- 
nahm. 

Die Ausgaben hielten sich gleichfalls. nicht inner- 
halb der vom Sanierungsplan gezeichneten engen Grenzen. 
Es wurden, sobald die Unterschätzung der Einnahmeergeb- 


nisse klar wurde, im Einverständnis mit dem Generalkom- 
missär Smith, der sich nicht als ein gestrenger, an den Wort- 
laut der Genfer Protokolle sich klammernder Finanzdik- 
tator aufspielte, Übertretungen des Etats bewilligt. Beson- 
ders bei den Personalausgaben erschien eine Korrektur in 
Hinblick auf das äußerst niedrige Niveau der Bezüge der 
Staatsbeamten begründet. Der Personalaufwand nahm aber 
trotz der Bescheidenheit der Gehälter eine unverhältnis- 
mäßig hohe Quote der Staatsausgaben in Anspruch, weil 
der Apparat des verkleinerten Staates stark überdimensio- 
niert war. Daran änderte auch der vom Sanierungspro- 
gramm geforderte Personalabbau wenig, weil dieser zu- 
nächst die Pensionslast anschwellen ließ und weil die auto- 
matische Erhöhung der Quartiergelder neue Beträgeserfor- 
derte. Diese Sachlage, sowie die wiederholt vorgenom- 
menen Gehaltsregelungen führten dazu, daß die Personal- 
lasten (aktive Bezüge samt Ruhegehältern) gegenwärtig noch 
etwas über 50% der Gesamtausgaben in Anspruch nehmen. 
Zu diesem hohen Koeffizienten trägt auch die eigenartige 
Konstruktion des ungarischen Budgets seit der Sanierung 
bei. Neben dem Staatsbudget im engeren Sinne liefen stän- 
dig die Investitionsbudgets, in die auch ein Teil der Sach- 
ausgaben hineingezwängt wurde, Daher erscheinen im 
Staatsbudget die Sachausgaben mit einer unverhältnismäßig 
geringen Quote. 

Aus dem Vergleich von Einnahmen und Ausgaben er- 
gibt sich folgendes Bild der Überschüsse, die zu In- 
vestitionen verwendet werden konnten: 


Einnahmen Ausgaben Überschuß 
in Millionen Pengö 


1924/25... 75195 643'99 10796 
1925/26. . . 820'91 72774 93:17 
1926/27... 95188 806°54 14829 


1927/28... ootd) 866°60**) 91:80 


*) Provisorisch. **) Nach den Monatsvoranschlägen. 


Investitionen. 


Nach den Angaben des Finanzministers Bud wurden 
bis zum Anfang des laufenden Budgetjahres rund 800 Mill. P. 
Investitionen zugeführt. Die Investitionsbudgets wurden 
aus vier Quellen alimentiert: 1. aus den Überschüssen des 
Vorjahrs, 2. aus den freigegebenen Kreditresten, 3. aus 
den laufenden Budgeteinnahmen (ein. fester Betrag von 
jährlich 12 Mill. Р.), 4. aus den Überschüssen der Staatsbe- 
triebe. Das größte Kontingent lieferten, wie aus der obigen 
Statistik ersichtlich ist, die Überschüsse der Hoheitsverwal- 
tung, die sich auf 444 Mill. Р. summierten, Diese Ausgaben 
waren, wie schon angedeutet, keineswegs sämtlich Investi- 
tionen im wirtschaftlichen Sinne. Aus den Überschüssen der 
Betriebsverwaltungen, die im Sinne der bestehenden gesetz- 
lichen Bestimmungen unmittelbar den Betrieben zuzuführen 
sind, wurden eher Erneuerungsarbeiten als Neuanlagen be- 
stritten. Die Investitionsbudgets selbst, die die Ausgaben zu 
Lasten der Budgetüberschüsse und der Kreditreste ent- 
halten, umfassen erhebliche Beträge an Sachausgaben, wie 
die Errichtung von Amtsgebäuden, einen sehr erheblichen 
Aufwand für kulturelle und hygienische Zwecke (Schul- und 
Spitalsbauten). An eigentlichen Investitionen sind Entwässe- 
rungsarbeiten, Hafenbauten, Neuanlagen der Staatsbahnen, 
der Postverwaltung, der staatlichen Eisenwerke, Straßen- 
und Brückenbauten hervorzuheben. Zu Lasten der Investi- 
tionsbudgets wurden außerdem zahlreiche Kreditaktionen 
zur Hebung der landwirtschaftlichen Erzeugung und der 
Ausfuhr durchgeführt, auch wurden Geschäftsanteile ver- 
schiedener Kreditinstitute (Geldinstitutszentrale, Genossen- 
schaften, Landesbodenkreditinstitut für Kleingrundbesitzer, 
Emissionsinstitut für Industriepfandbriefe) übernommen, Für 
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das laufende Finanzjahr sind die Ausgaben des Investi- 
tionsbudgets mit 129 Mill. präliminiert, hievon werden 90 Mill. 
aus dem Überschuß des Vorjahres gedeckt und 89 Mill. Р. 
aus dem letzten Anleiherest. In das Budget sind außerdem 
30 Mill. für Investitionszwecke eingestellt. 

Kreditwesen. 

Die Geldstabilisierung war auf dem Gebiete des Geld- 
verkehrs von den üblichen Folgen begleitet: Einsetzen der 
Spartätigkeit, Zunahme der Bankmittel, Neuanknüpfung 
von Kreditbeziehungen mit dem Ausland, Abbau der Zins- 
sätze nach einer krisenhaften Übergangszeit. Der Wieder- 
aufbau des Geld- und Kapitalmarktes hatte das Interesse, 
welches das englisch-amerikanische Kapital, 
angeregt durch die finanziellen Erfolge der Sanierung, an 
Anlagen in Ungarn gewonnen hat, stark gefördert. 

Das dauernde Problem der Kreditpolitik bildete der 
Zinsabbau. Die Nationalbank, die ihre Tätigkeit mit 
einer Bankrate von 10% aufnahm, sah sich unter dem 
Druck der Sanierungskrise im Herbst 1924 gezwungen, mit 
ihrem Diskont auf 12%% hinaufzugehen; nach der Ent- 
spannung ging sie aber schnell mit der Rate hinunter, und 
seit August 1926 beträgt ihr Diskontzinsfuß unverändert 
6%. Die nachfolgende Tabelle zeigt die Zinsbewegung der 
Stabilisierungsperiode: 


Jahr Jänner April Juli Oktober 
1924 I. Handelswechsel . . . — _ 18-22 18-20 
Bankrate «ur. mn... ii == — 10 125 
1925 I. Handelswechsel . . 115 18 11 9 
Bankrate: E сү. 12:5 11 9 
1926 I. Handelswechsel . 10-11 11 9-12 725-75 
Bankrate . . ! 2... 7 7 7 6 
1927 I. Handelswechsel . . . 7-8 7 725 7 
Баа безе са "ee (9 6 6 6 
1928 I. Handelswechsel 75-85 725-85 75-85 — 
BENETO РЕГ УРЕ. 6 (9 6 — 


Die Nationalbank ist somit die billigste Quelle für 
Pengökredite. Trotz der allmählichen Verringerung besteht 
eine beträchtliche Spannung zwischen den Sätzen des 
offenen Geldmarktes und dem Bankdiskont. Da dieser nicht 
in Anpassung an die marktmäßige Zinsbildung festgesetzt 
ist, spielt bei den Entscheidungen über die Bemessung des 
Umfanges der Notenbankkredite die Frage der Preisbildung 
eine noch wichtigere Rolle als in den Ländern, wo die Füh- 
lung mit dem Geldmarkt namentlich auch durch die Aus- 
bildung eines Privatdiskontmarktes — der in Ungarn fehlt 
— enger ist. Die Entwicklung der Nationalbank ist 
aus den nachfolgenden Zahlenreihen ersichtlich: 

30./VJ. 31./XII. a GT $1./Х11. 31./X1l. 80./V). 
1925 19% 


1924 1924 1927 1998 
Gold und Devisen , Gkäg 19516 267 291 318 2990 
MAT E o о Ee 8251 15541 134 218 300 514 
Staatsschuld . . . . . 18668 15541 156 185 111 105 
Notenumlauf. . , .. 90042 85588 416 А71 А87 179 
Giroverpflichtung 78:57 16285 214 243 309 248 


Die allmähliche und recht beträchtliche Erweiterung 
des Diskontgeschäftes der Bank erklärt sich zum erheb- 
lichen Teil durch die Erstarkung des Wirtschaftslebens und 
die bedeutsame Erweiterung des Verkehrs- wie Kreditvolu- 
mens. Sind doch die werbenden Mittel sämtlicher Banken 
vom Ende 1924 bis Ende 1927 von rund 700 Mill. auf 
3% Milliarden gestiegen. Zum anderen Teil kompensiert 
diese Erweiterung des Kreditrahmens der Notenbank nur 
bestimmte Verschiebungen, die sonst deflatorische Wirkun- 
gen nach sich gezogen hätten. Es sei hier zunächst auf den 
Abbau der Staatsschuld bei der Bank hingewiesen. Im Jahre 
1927 wurden die Postsparkassengelder der Bank anvertraut, 
was in einer dauernden Erhöhung der Giroguthaben zum 
Ausdruck kam. Schließlich sammelten sich als Niederschlag 
der großen Budgetüberschüsse dauernd bedeutende Gut- 


haben der Staatsverwaltung bei der Bank an und dieser 
Entzug von Mitteln brachte einen erhöhten Kreditbedarf 
der Wirtschaft mit sich. 

Die Entwicklung des Bankwesens im allgemeinen 
und die Neubildung mobilen Kapitals zeigt verhältnismäßig 


große Fortschritte: 
Zahl der 


Jahr Banken Eigenmittel Fremde Mittel Insgesamt 
in illionen Pengö 
1924. , . 680 58°6 638°9 697°. 
1925. . . 600 3921 1992-8 1688°6 
1926... 590 420°6 18301 22507 
19@Ф {ив 592 531'9 2752°2 82571 


Die Zunahme der Bankmittel ist freilich nicht allein 
das Produkt der heimischen Spartätigkeit, die Kredite des 
Auslandes trugen zu dieser Entwicklung auch bei, die Bi- 
lanzstatistik gibt aber keinen Aufschluß darüber, wie sich 
die Depositen der Banken nach diesem Gesichtspunkt glie- 
dern. Hinsichtlich der Organisation des Kredits ist der alte 
Zustand, die starke Zersplitterung im Bankwesen, geblieben. 
Wohl fegte die Sanierungskrise eine Anzahl von Kredit- 
instituten weg, aber das Vielbanksystem besonders in der 
Provinz, wo heute noch 511 Institute, der Mehrzahl nach 
natürlich Zwergbanken, bestehen, wurde dadurch im Grunde 
nicht geändert. Auf der anderen Seite schreitet dennoch die 
Konzentration fort. Zehn. Budapester Banken verfügten 
Ende 1927 mit einer Bilanzsumme von 1580 Mill. P. fast 
über die Hälfte der gesamten Bankmittel, sie kontrollieren 
außerdem durch Beteiligungen eine Reihe formal selbstän- 
diger Geldinstitute, sie sind im Besitz aller bedeutenden in- 
dustriellen Beteiligungen und betreiben allein, vermöge 
ihrer Beziehungen mit dem Auslande, das internationale 
Geschäft. Diese Anknüpfung von Auslandsbeziehungen kam 
besonders dem Emissionsgeschäft zugute. Nachdem die 
Geldentwertung und die Nichtvalorisierung die alten Renten 
völlig wertlos machten, mußte das Anleihegeschäft von 
Grund aus neu aufgebaut werden. Die ersten Anleihen 
wurden in Amerika im Jahre 1925 placiert. Seither ist es 
gelungen, den ungarischen Pfandbriefen und Kommunal- 
obligationen in London und New York einen Markt zu 
sichern. Der Umlauf an Pfandbriefen erreichte nach 
den Halbjahrsbilanzen der führenden Banken Mitte 1928 
313 Mill. P., sie wurden überwiegend im Ausland placiert. 
Die Darlehen auf Immobilien bilden aber nur einen beschei- 
denen Teil des Zustromes langfristiger Kapitalien. Der Be- 
trag, der vom Auslande in Anleihen aller Art, in Form von 
Übernahme von Aktienpaketen seit der Sanierung bis Ende 
1927 zur Verfügung gestellt wurde, wird auf 820 bis 840 Mill. 
veranschlagt. In den Anleihebedingungen wurde ein merk- 
licher Fortschritt erzielt. Während die ersten Pfandbriefemis- 
sionen um die Wende der Jahre 1925/26 bei einem 7/4 %igen 
Typus zum Kurs von 86% bis 88 von den Emissionssyndi- 
katen übernommen wurden, wurden 7%ige Pfandbriefe 
Ende 1927 und im laufenden Jahre zu 96 bis 97 placiert. 

Die flottere Unterbringung von Anleihen im Ausland 
bat natürlich auch ihre Kehrseite. Das Problem der Zah- 
lungsbilanz mahnt zur Vorsicht. Der Zins, zu dem Aus- 
landskredit zu erlangen ist, hat sich wohl, im Vergleich mit 
dem Beginn der Sanierungsperiode, relativ stark ermäßigt, 
ist aber noch immer so hoch, daß die Frage, ob die Pro- 
duktivitätssteigerung durch die Anleihen die neu hinzu- 
kommende Zinsenlast überschreitet, genauest zu erwägen 
ist. Besorgnisse wegen einer übermäßigen Verschuldung 
dem Ausland gegenüber führten zuletzt zu dem Versuch, 
gesetzliche Garantien für eine richtige Auswahl zu schaffen. 
Es wurde eine allgemeine Kontrolle für Auslandsanleihen 
eingeführt, sie wird vom Finanzminister im Einvernehmen 
mit der Notenbankleitung ausgeübt. 
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Ungarische Landwirtschaft. 
Von Dr. Joseph Badics, Assistenten der Volkswirtschaftlichen Universität. 


Der Boden. 
ngarns landwirtschaftliches Gebiet ist infolge 
der. Friedensverträge von 28 auf 923 Mil- 
lionen Hektar oder 833% ` zusammenge- 
schrumpft. Die Verteilung der einzelnen land- 
wirtschaftlichen Kulturarten erfuhr bedeu- 
tende Veränderungen. Vom landwirtschaft- 
lichen Standpunkt aus kann dabei die relative Zunahme der 
wertvolleren Ackerbaufläche als vorteilhaft bezeichnet wer- 
den. Dies umso mehr, als bei dem vorwiegend kontinen- 
talen Klima des Landes eine Feuchtigkeit konservierende 
Bebauung der Ackerbaufläche am rationellsten erscheint. 
Ungünstig erscheint hingegen der Rückgang des An- 
teils des Waldgebiets von 258 auf 118%, da man 
nicht außer Acht lassen darf, daß die übriggebliebene 
Waildfläche eine geringere und minderwertige Menge Holz- 
stoff produziert, dabei aber den Bedarf einer diehteren Be- 
völkerung decken muß. Auf 1000 Einwohner entfielen: im 
alten Ungarn 398 Hektar, im Rumpfungarn 147 Hektar 
Waldfläche. Ungarn war so genötigt, seinen von Jahr zu 
Jahr steigenden Bedarf an Holz durch Einfuhr zu ergänzen. 
Um die relative Abnahme der Weiden- und Wiesen- 
fläche wettzumachen, wurde die Futterproduk- 
tion auf den Ackerbauflächen bedeutend erhöht. 


Die Bevölkerung. 


Rumpfungarn verblieben etwa 42% der früheren Be- 
völkerung, — das heißt 8 Millionen. Unter diesen sind 
4,450.000 oder 56% Urproduzenten. Die erwerbstätige land- 
wirtschaftliche Bevölkerung zählt 2,126.000, hievon sind 
694.000 Agrarproletarier. 


Besitzverteilung. 

In den Besitzverhältnissen Ungarns vollzog sich seit 
1913 eine große Veränderung. Sie ist zum Teil auf die durch 
den Krieg verursachten Wirtschaftsverhältnisse zurückzu- 
führen, hauptsächlich aber der Bodenreform zuzuschreiben, 
welche auf Grund des Gesetzartikels XXXVI, 1920, durch- 
geführt wurde. 

Die Besitzkategorien unterlagen der folgenden Flächen- 
veränderung: 


Areal des Areal des 


Kleinbesitzes Mittel- und Großgrundbesitzes 

Zunahme 9, Abnahme 9, 
1918—1916... 29 `8 
1916—1921 vei. 52 45 
1921—1925 18:6 10:8 


Der Kleinbesitzbestand war also schon vor der Boden- 
reform im Wachsen begriffen, 

Die Zahl йет Gutsbesitzer und die Verteilung des 
Bodens nach Kulturarten war im Jahre 1925: 


Wie diese Zusammenstellung zeigt, sind auf den Flä- 
chen des Kleinbesitzes die wertvolleren Kulturarten ver- 
bältnismäßig stark vertreten. d 

Das kontinentale Klima und die beschränkte Aufnahms- 
fähigkeit der inländischen Märkte sind die Haupthinder- 
nisse einer schnelleren Raumeroberung durch den Klein- 
betrieb. Hiedurch bleiben in Ungarn gerade die Kulturarten 
im Nachteil, in welchen der Kleinbetrieb gegenüber dem 
Großbetrieb unbedingt wettbewerbsfähig ist, und zwar: die 
Erzeugung der viel Handarbeit erfordernden und mit der 
Maschine nicht vollkommen zu bearbeitenden Hackfrüchte 
und Gartengewächse, sowie die große Sorgfalt heischende 
intensive Viehzucht. Die für Getreideproduktion vorteil- 
haften Naturverhältnisse geben den Großbetrieben den Vor- 
zug, welche das Getreide mit der Maschine gut und billig 
bearbeiten. 

Die Durchschnittserträge waren bei Groß- und Klein- 
betrieben (siche Tabelle Seite 175): 

Unter diesen Umständen kann es aus dem Gesichts- 
punkt der Entwicklung der Produktion nicht als erwünscht 
bezeichnet werden, die Zahl der Kleinbetriebe künstlich 
plötzlich zu vermehren. Während der Durchführung der 
Bodenreform veränderten sich die oben angeführten Ver- 
hältniszahlen noch weiter zugunsten des Kleinbetriebes. Es 
wurden 219,290 Hausstellen und ungefähr 1,100.000 Kat.- 
‚Joch Boden den Anspruchsberechtigten zugewiesen. 

Nach einer Studie des Direktors des Statistischen Am- 
tes, Julius v. Konkoly-Thege, werden nach Vollendung der 
Besitzreform 67% ‚der gesamten Ackerfläche in den Händen 
von Kleinbesitzern sein. 

Die Bodenreform schuf ferner Zwangs-Kleinpach- 
tungen. Hiedurch erreichte das Gebiet der Kleinpachtungen 
ein Areal von 464.000 Kat.-Joch. 


Das Kapital. 


Der ungarische Boden wird von Prof. Dr. Anton .Bodor*) 
auf Grund der Preise des Jahres 1926 mit insgesamt 93 
Milliarden Pengö bewertet. 

Über die Größe des Gebäudekapitals stehen uns von 
mehreren Fachschriftstellern zusammengestellte Angaben 
zur Verfügung. Danach dürfte das Gebäudekapital 20 bis 
25% des Bodenwertes betragen, Wir besitzen keine ge- 
nauen Zahlen über die Größe des landwirtschaftlichen 
Maschineninventars. Die Schätzung bewährter Be- 
triebsfachmänner, die dem toten Inventar einen Wert von 
50. bis 70 Pengö je Kat.-Joch beimessen, kann zur Richt- 
schnur dienen. 

In einer Studie Julius Konkoly-Theges finden wir neuere 
Zahlen über die Verbreitung der Dresch- und Pflugmaschi- 


*) Ung. Statistische Rundschau 1927. Nr. 5. 
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nen. Danach gab es 1895 8318 Dampfdreschmaschinen, 1925 
17.511, oder 180% mehr. Es entfällt also auf 286 Kat.-Joch 
des mit Getreide besäten Bodens je eine Dampfdresch- 
maschine. 

Im Jahre 1925 gab es in Ungarn 549 Dampfpfluggar- 
nituren. Außerdem waren noch 1183 Traktoren vorhanden. 

Entwicklung des Maschinen-Pflügens und Verbreitung 
der Pflugmaschinen: 


Zahl der Mit 
Im Dampfpflug- Zahl der Dampfpflug- Mit - 

Jahre maschinen Traktoren maschinen Traktoren Zusammen 

ғ umgepflügter Boden 
1914 245 13 250.145 2.561 259.706 
1919 365 128 372.665 25.217 397.882 
1922 437 196 446.177 38.612 484.789 
1925 549 1.183 560.600 232.840 793.440 


Unter den Pflugmaschinen verbreiten sich die Trakto- 
ren am schnellsten; heute haben sie schon die Zahl 2000 
überschritten. Der durch Pflugmaschinen gepflügte Teil des 
Bodens bildet 8% der ganzen Ackerbaufläche des Landes. 
Auf dem Großgrundbesitz, wo diese Maschinen am weite- 
sten verbreitet sind, wird ein Drittel der ‚Ackerbaufläche 
mit Dampfpflug bearbeitet. Der größte Teil der Kraftquellen 
der Landwirtschaft jet aber noch immer tierisch. Nach der 
Viehzählung vom Jahre 1927 gab es in Ungarn 
150.000 Ochsengespanne und 280.000 Pferdegespanne. 


Viehbestand des Landes im Jahre 1927: 
Zu- oder Abnahme seit 1925 


in Prozent 
Hornmvieh ..... 1,805.438 — 6 
SEET 903.326 +3 
Schweine ..... 2,386.664 — 9 
SN ЖА мы e 1,610.716 —15 


Der bedeutende Rückgang im Viehbestand ist haupt- 
sächlich auf die ungünstige Preisgestaltung zurückzuführen, 
Daß die Zahl der Pferde trotz den niedrigen Pferde- 
preisen gewachsen ist, erklärt sich daraus, daß die Zug- 
kraft der durch die Bodenreform entstandenen Kleinbetriebe 
hauptsächlich aus Pferden besteht. 

Drei Viertel des Hornviehbestandes bildet die 
Simmentaler Rasse. Infolge der Wirkung der Zuchtvereine 
und Milehkontrollgenossenschaften, die immer mehr Raum 
gewinnen, hat sich die Qualität, sowie die Leistungsfähig- 
keit des Hornviehbestandes bedeutend gehoben, зо daß 
zum Beispiel der Milchertrag der ungarischen Simmentaler 
Rasse die schweizerischen Erträge überschreitet. 

Fettschweine bilden 91% des Schweinebestan- 
des, Fleischschweine bloß 9%. Das Fettschwein paßt besser 
in die ungarischen landwirtschaftlichen Verhältnisse, da es 
die Verwertung der Brach- und Stoppelfelder und- der 
Sumpfgebiete möglich macht und auch äußerst futterdank- 
har. gegenüber dem bodeneigenen Mais iste Auch gibt der 
Inlandsmarkt dem Fettschwein den Vorzug. Die Abnahme 
der Ausfuhr hatte niedrige Schweinepreise zur Folge, daher 
der starke Rückfall im Bestand der Schweine. ` 

Der Schafbestand, welcher 1,610.000 Stück zählt, 
dient nur zur Verwertung von dürren Schafweiden und ist, 
mit деп anderen Tierzuchtzweigen verglichen, von gerin- 
gerer Bedeutung. 

Die folgende Aufstellung soll zur Veranschaulichung 
der Größe des Tierbestandes dienen. Sie veranschaulicht 


auch den Tierbestand Ungarns und der Nachbarstaaten im 
Verhältnis zum Landgebiet. 
Auf einen km: entfielen 


нет Hormvieh Pferde Schweine Schafe Ziegen 
Österreich E 258 34 176 TI CN 
Tschechoslowakei 312 кә 16 70 87 
Rumänien `. . 2... 474 62 105 239 97: 
SE ee 158 45 113 318 73 
Лайт OF у. +. 199 95 271 194 05 
Einen starken Aufschwung nimmt die Geflügel- 


haltung, was aus der bedeutsamen Entwicklung der Ge- 
flügel- und Eierausfuhr folgt. Während 1881 die ganze Ge- 
flügel- und Eierausfuhr Altungarns nur 15 Millionen Kronen 
zählte, überschreitet die Ausfuhr Rumpfungarns 87 Millio- 
nen Pengö. 


Kreditversorgung. 


Die Landwirtschaft ist durch die Inflation ihre Frie- 
densschulden los geworden. Diesen Segen genoß sie aber 
nicht lange, da zur selben Zeit, da die Stabilisierung des 
Geldes entrat, die Illusionen der Konkjunktur zerrannen und 
die Landwirtschaft kraftlos und verarmt auf dem Kampf- 
platz blieb. Um sich zu erholen und die laufenden Aus- 
gaben decken zu können, mußte sie eine immer größere 
Anzahl von teuren Anleihen in Anspruch nehmen. 


Die Verschuldung der Landwirtschaft hat sich 
in den letzten Jahren wie folgt, entwickelt: 


Intabulierte Schulden 1925 . . . Mill. Репеб 500 
А МЗ ide ss нї wend al, пово 
ent ab asda ee dE 


Zu diesen Summen müssen wir noch Kredite in anderer 
Form (Wechsel, Warenkredit usw.) hinzurechnen. Es ist 
wahr, daß die Kapitalssumme der Belastung noch nicht die 
Friedensverhältnisse erreicht, jedoch ist die Zinsenlast 
drückender, wenn wir die Abnahme des Einkommens der 
Landwirtschaft in Betracht ziehen. 


Arbeit. 


Die landwirtschaftliche Bevölkerung zählt 4,449,000 
Seelen. Hierunter 982.000 erwerbstätige landwirtschaftliche 
Arbeiter, von welchen 225.000 dem Gesinde angehören. 
Die landwirtschaftlichen Arbeitslöhne haben in den 
letzten Jahren steigende Richtung und stehen heute un- 
gefähr 20 bis 25% über Friedensparität, Es ist schwer, die 
Schwankungen der landwirtschaftlichen Arbeitslöhne der 
Summe nach auszuweisen, da die Besoldung überwiegend 
auf Naturalien beruht und mit dem Ernteertrag in Verbin- 
dung steht. Als Tagesverdienst der Taglöhner können heute 
2:50 bis 3 Pengö angenommen werden und des Gesindes 
4 bis 5 Pengö. 


Pflanzenbau. 

57% des ungarischen Ackerlandes erzeugen Getreide, 
30% Hackfrückte und 13% Halmfutter. Die Natur bestimmt 
Ungarn zur Getreide-, und zwar hauptsächlich zur Wei- 
z е п erzeugung. 

Mit den Ernteerträgen der Nachbarstaaten verglichen, 
gestalten sich Ungarns Durehschnittserträge 
wie folgt. 


Dé — 


Durchschnittsertrag je Hektar im Jahre 1927: 
Ungarn Rumänien S.H.S. Österreich Tschechoslowak. 


Weizen 13'59 8:62 9:09 1113 16'20 
Roggen .. 111 881 714 12:67 15°08 
Gerste. . 18:07 754 8:49 15:06 16 82 
Hafer... 1510 TT 8:09 1247 1544 
Mais, .. ... 1895 BA 9:07 1532 16:96 
Kartoffel 7457 7461 36’— 7303 84'36 
Zuckerrüben 22822 74.98 10901 230°— 299 61 


Große Entwicklungsmöglichkeiten birgt die Obst- 
produktion. Die Obstausfuhr hat sich wie folgt ent- 
wickelt: 1926 6'2, 1927 9 Millionen Pengö. 

Der Reichtum der ungarischen Erde an Nährstoffen 
war es vor allem, der die hochgradige Entwicklung des 
Pflanzenbaus möglich machte. Der Ergänzung der Nähr- 
stoffe des Bodens dient die sich äußerst schnell verbreitende 
Verwendung von Kunstdünger, welche in den ver- 
gangenen Jahren bereits 15.500 Waggon erreichte, über 
3000 Waggon mehr als vor dem Krieg. Diese Kunstdünger- 
verwendung aber ist nur ein Bruchteil der Menge, die die 
ungarische Landwirtschaft einträglich anwenden könnte. 


Rentabilität. 

Die Rentabilität der ungarischen Landwirtschaft ist 
nicht zufriedenstellend, obwohl die Ernteerträge fast auf 
der ganzen Linie die Vorkriegserträge überschreiten. Eine 
Abnahme der Reinerträgnisse ist darauf zurückzuführen, 
daß die Ausgaben stärker als die Einnahmen gestiegen 
sind. Mit den Vorkriegsverhältnissen verglichen sind die 
Arbeitslöhne durchschnittlich um 20 bis 25%, die wichtig- 
sten Betriebsmaterialien um 40 bis 60%, die Steuern um 
100 bis 120%, die Kapitalszinsen um 100% gestiegen. 

Hinter diesen Zahlen bleibt die Erhöhung der Preise 
der landwirtschaftlichen Produkte weit zurück. Zwar stieg 
der Preis der Getreidesorten, hauptsächlich im Laufe des 
vergangenen Jahres, bis zu 30 bis 50% über Friedenspari- 
ät; hingegen stehen die Preise der Tierprodukte verheerend 
tief und sind seit Jahren im Absteigen. Der Index dieser 
Produkte hat sich im vergangenen Jahr im großen ganzen 
um die Friedensparität bewegt. Diese ungünstige Lage der 
Tierzucht ist, da der abnehmende Tierbestand weniger 
Dünger erzeugt, eine Gefahr für die Produktionsfähigkeit 
des Bodens. 


Verwertung und Ausfuhr. 

Die ungarische Landwirtschaft verfügt über bedeu- 
tende Ausfuhrüberschüsse, von deren Verwertungsbedin- 
gungen die Rentabilität der Landwirtschaft wesentlich ab- 
hängt. Über die Höhe des Wertes der landwirtschaftlichen 
Ausfuhr (die Produkte der landwirtschaftlichen Industrien 
mit inbegriffen) und insbesondere über deren Bedeutung im 
Rahmen. der  Gesamtausfuhr unterrichtet die folgende 
Übersicht: 


Landwirtschaftliche Ausfuhr Landwirtschaftliche Ausfuhr 


im Vergleich mit der Gesamtausfuhr 


Im Jahre Mill. Pengö Prozent 
1924 520°3 78 
1925 6524 · 80 
1926 7100 82 
1927 6316 19 


Den größten Teil der rund 600 Millionen Pengö aus- 
machenden Ausfuhr landwirtschaftlicher Produkte bilden- 
den Weizen, Mehl, Lebendvieh, Eier und Zucker. Die wich- 
tigsten Absatzmärkte sind der Reihe nach: Österreich, die 
Tschechoslowakei, Deutschland, die Schweiz, Italien. 


Nach Angaben der österreichischen Statistik bezog 
Österreich im Jahre 1927 21% seines gesamten Bedar- 
fes an Nahrungsmitteln und Getränken im Werte von 
260 Millionen Schilling aus Ungarn. So bedeutend diese 
Zahlen auch sind, zeigen sie dem Vorjahr gegenüber einen 
starken Rückgang, da 1926 Österreich 31% seiner Gesamt- 
einfuhr an landwirtschaftlichen Produkten im Werte von 
330 Millionen Schilling aus Ungarn bezog. Der Rückgang 
der landwirtschaftlichen Ausfuhr hat mehrfache Gründe. 
Alle umgebenden Staaten sind bestrebt, sich selbst zu ver- 
pflegen und auf jede Art und Weise ihre eigene Landwirt- 
schaft zu fördern, Außerdem wird die Wirkung des über- 
seeischen Wettbewerbs immer stärker fühlbar, Als neuer 
Rivale meldet sich auf den Märkten in großen Mengen er- 
zeugtes, minderwertiges balkanisches Vieh, da die bisher 
reichen Ertrag gebenden Ackerfelder zum Teil zum Heim 
eines extensiven Hirtenlebens wurden. Das und die Tat- 
sache, daß sämtliche Staaten sich vor der Einfuhr von 
lebenden Tieren durch noch gewaltsamere Mittel als die 
des Zolles schützen, sind die Gründe dafür, daß die Ab- 
nahme oder der zeitweilige Mangel an Ausfuhr am schwer- 
sten die Viehhaltung bedrücken. 


Die ungarische Landwirtschaft ist bestrebt, sich. der 
neuen Lage anzupassen. Die Vervollkommnung der Boden- 
bearbeitungsweisen, Aktionen zur Verbesserung des Saat- 
gutes und zur Steigerung des Kunstdüngerverbrauches, 
Hebung der Qualität des Viehbestandes wirken in der Rich- 
tung einer Produktionsrationalisierung, zu 
der die Rationalisierungsbestrebungen auf dem Gebiet der 
Verwertung hinzutreten. Hier sind vor allem die Ver- 
suche zur Schaffung von Standardtypen in Molkerei- 
produkten, in den Erzeugnissen des Obstbaues zu erwähnen. 
Auch die tatkräftige Förderung des landwirtschaftlichen 
Unterichts und die Erhöhung des Bildungsgrades der länd- 
lichen Bevölkerung durch die Errichtung von Hunderten von 
Gehöfteschulen ist ein wichtiger Teil der Anpassung an die 
veränderte Lage, die sich einerseits aus der Zerstückelung 
des einstigen großen, zollgeschützten Absatzgebietes, ander- 
seits aus der internationalen Krise der Landwirtschaft er- 
gibt. 


Die Industrie Ungarns. 
Von Dr. Stefan Varga, Leiter des Ungarischen Instituts für Wirtschaftsforschung in Budapest. 


ngarn, das gemeinhin als Agrarland an- 
gesprochen zu werden pflegt, war schon 
vor dem Krieg auf dem besten Weg, sich 
zum Agrar- und Industriestaat zu ent- 
wickeln. Im Jahre 1900 lebten noch 
677% der Bevölkerung von der Urpro- 
duktion und nur 144% von Industrie und Bergbau. 
Im Jahre 1910 war das Verhältnis 68:7 zu 171%. Diese 


Zahlen beziehen sich auf Vorkriegs-Ungarn, einschließ- 
lich Kroatiens und Slawoniens. Die Industrialisierung 
des eigentlichen Ungarn war auf Kosten der Landwirt- 
schaft noch weiter vorgeschritten. Das heutige Ungarn 
war aber stets das stärkst industrialisierte Gebiet. Im 
heutigen Ungarn lebten im Jahre 1910 nur 56% der 
Bevölkerung von der Urproduktion, hingegen 212% 
von Industrie und Bergbau. Darin ist: zwischen 1910 
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und 1920 keine wesentliche Veränderung eingetreten, 
wobei allerdings die Angaben über die Beschäftigung 
der Bevölkerung aus dem Jahre 1920 nicht ganz gr: 
eignet sind, die Entwicklung zu kennzeichnen. Die 
Volkszählung von 1920 erfolgte nämlich noch zu einer 
Zeit, die dem Krieg und der Revolution allzu nahe war 
und zu der die Industrie noch mit den, mannigfachsten 
Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, da sie einerseits an 
Rohstoffmangel litt, anderseits sich ihren neuen Da- 
seins- und Absatzmögliehkeiten noch nicht angepaßt 
hatte. Auch war nieht ohne Bedeutung, daß die Hoff- 
nung auf Landzuteilung im Laufe der damals begonne- 
nen Bodenreform sowie die verhältnismäßig sichere 
Aussicht auf Beschäftigung in der Landwirtschaft, sei 
es auf dem Besitz von Familienangehörigen, sei es bei 
Fremden, im Gegensatz zu der damals in der Industrie 
herrschenden Arbeitslosigkeit einen Teil der vom Land 
gekommenen industriellen Bevölkerung wieder — Zu- 
mindest vorübergehend — zur landwirtschaftlichen Be- 
schäftigung. zurückführte. Die industrielle Entwicklung 
der Nachkriegszeit hub so eigentlich erst nach der 
Volkszählung von 1920 an. 

Die Bedeutung der industriellen Produktion für 
das Wirtschaftsleben Ungarns wird durch die Angabe 
treffend gekennzeichnet, daß nach den einschlägigen 
Untersuchungen Fellners vor dem Krieg 27:89 des 
6700 Millionen Goldkronen betragenden ungarischen 
Volkseinkommens der Industrie und dem Bergbau zu- 
zuschreiben waren. Dazumal betrug das Volkseinkom- 
men des Gebietes des heutigen Ungarn 2660 Millionen 
Goldkronen, wovon 38:3 % auf Industrie und: Bergbau 
entfielen. 

Die ungarische Industrie hat in der Nachkriegszeit 
mit zwei Schwierigkeiten zu kämpfen gehabt, von deren 
gleichzeitigem Auftreten alle übrigen Staaten 
der Welt ‘verschont geblieben sind: dem erwähnten 
Wandel ihrer wirtschaftsgeographischen Daseinsbedin- 
gungen und der Verheerung durch feindliche Be- 
satzungstruppen. Nach dem Zusammenbruch der kom- 
munistischen Regierung des Béla Kun, die der In- 
dustrie auch manchen Schaden zugefügt hat, wurde Un- 
garn im August 1919 bekanntlich vorübergehend von 
rumänischen Truppen besetzt, die innerhalb unglaublich 
kurzer Zeit das Land planmäßig eines großen Teiles 
seiner Produktionsmittel beraubt haben. Der durch sie 
verursachte Schaden wurde von einer eigens zu diesem 
Zweck nach Ungarn gesandten Ententekommission auf 
24.439 Millionen Kronen geschätzt, wovon auf. Indu- 
strie und Bergbau 2379 Millionen (Wert vom August 
1919) entfallen. Auch Südslawien hat einen Teil von 
Süldungarn längere Zeit besetzt gehalten. Nach dem Ab- 
zug der südslawischen Streitkräfte im August 1921 
wurde der dureh sie verursachte Schade amtlich auf 
1271. -Millionen Dinar geschätzt, wovon jedoch nur 
62. Millionen Dinar auf die, Schadenssumme der Indu. 
strie entfielen. 

Die Verheerung von Industriebetrieben, die, Ab- 
montierung von Maschinen, die Wegschaffung der Vor- 
räte verhinderte- jedoch nicht eine verhältnismäßig 
rasche Erholung. Allerdings, die neue wirtschaftsgeo- 
graphische Lage hat tiefgreifende Wirkungen gehabt. 
Einzelne Industriezweige, die vor dem Krieg vornehm- 
lich auf dem Gebiet Rumpf-Ungarns konzentriert wa- 
ren, deren Absatzgebiet aber sich in einigen Fällen auf 
die ganze österreichisch-ungarische Monarchie ег- 
streckte, sind im Verkümmern. Manche Fabriken dieser 


Industriezweige wurden stillgelegt, in anderen. die Er- 
zeugung gründlich umgestellt. Andere arbeiten wiede- 
rum bloß mit einem Bruchteil ihrer Leistungsfähigkeit. 
Der Produktionswert in der Maschinenindustrie. betrug 
zum Beispiel vor dem Krieg 250 Millionen Goldkronen, 
im Jahre 1923 hingegen bloß 108, im Jahre 1924 191. 
Außer diesem Industriezweig haben besonders die Ver- 
vielfältigungs- und Kunstindustrie, die chemische In- 
dustrie und ganz besonders die Erzeugung von Nah- 
rungs- und Genußmitteln gelitten. Diese, obwohl ein- 
zelne dazu gehörende Industrien, so die Schokolade- 
und Likörerzeugung, gewonnen haben. Der Rückgang 
entfällt zum größten Teil auf die Mühlenindustrie, doch 
auch. die Bierbrauerei. und. die Zuckerindustrie. sind 
stark in Mitleidenschaft gezogen worden und auch die 
Salamiindustrie hat gelitten. 

Diesen ungünstigen Erscheinungen gegenüber, 
denen zufolge eine ganze Reihe der Industrieunterneh- 
mungen nur. einen Bruchteil ihrer Produktionsfähigkeit 
ausnützen kann, steht die Entwieklung der Industrie- 
zweige, die durch die neuen. Zollschranken und die 
recht hohen Zollsätze wesentlich begünstigt worden 
sind. Vor allem ist die Textilindustrie Nutznießerin der 
neuen Lage. Ver dem Krieg betrug ihr Produktions- 
wert bloß 80 Millionen Goldkronen. Im Jahre 1923 war 
die Wertsumme ihrer Produktion bereits 142, 1924 223 
Millionen Goldkronen. Seither hat sie noch weiter zu- 
genommen. Diese Entwicklung ist der Gründung einer 
Reihe von neuen Unternehmungen zuzuschreiben, die 
im allgemeinen, durch den Zollsehutz. begünstigt, recht 
gut, vorwärtskommen. 

Der wichtigste gestaltende Einfluß auf die Indu- 
strieentwieklung der Nachkriegszeit ist bis nun zwei- 
fellos die Zollpolitik gewesen. Mit dem Zerfall der Mon- 
archie hat sich auch das gemeinsame österreichisch- 
ungarische Zollgebiet aufgelöst. Das Vorgehen Ungarns 
entsprach dem der anderen Nachfolgestaaten. An den 
neuen Landesgrenzen wurde unmittelbar nach dem Zu- 
sammenbruch eine Zollinie errichtet und vorerst die 
Sätze des früheren autonomen Österreichisch - ungari- 
schen Zolltarifs als nunmehr ungarischer Zolltarit in 
Kraft gesetzt. Um aber der neuen Lage teilweise ge- 
recht zu werden, wurde das Zollaufgeld, das den Wäh- 
rungsverfall teilweise ausgleichen sollte, abgestuft, das 
heißt, nicht bei allen Waren in der durch den Wäh- 
rungsverfall gerechtfertigten vollen Höhe eingehoben. 
In dieser Zeit gab es natürlich auch manche andere 
Schwierigkeiten. Bei der Einfuhr bestand das Bewilli- 
gungsverfahren. Vorübergehend gab es sogar ein zwei- 
stufiges Verfahren, da die Bewilligung der Einfuhr die 
Zuteilung der zur Bezahlung der Einfuhr erforderlichen 
Devisen durch die damals bestehende Devisenzentrale 
noch nieht sicherte. Bei der Ausfuhr bildete, wieder der 
Zwang zur Ablieferung der als Bezahlung einfließenden 
Devisen an die Devisenzentrale zum amtlichen, gewöhn- 
lich viel zu niedrigen Kurs ein Hindernis. Die mit man- 
chen Staaten abgeschlossenen Kompensationsverträge 
für den Warenaustausch sind als Hemmungen der Ent- 
wieklung ebenfalls anzuführen. | 

Nach mannigfachen Vorbereitungen und nach er- 
folgter Stabilisierung der Währung ist dann endlich am 
1. Jänner 1925 der neue autonome ungarische Zolltarif 
in Kraft getreten. Gleichzeitig wurde mit dem Be- 
willigungsverfahren im- Außenverkehr ganz aufge- 
räumt. Der neue ungarische Zolltarif ist als lückenloser 
Tarif anzusprechen. Er läßt nur industrielle Rohstoffe 


— 177 — 


und einige im Inland nicht erzeugte Industrieartikel — 
meistens mit der Beschränkung „solange sie im Inlande 
nicht erzeugt werden“ — zollfrei. Allerdings ist der 
Tarif nur der Form nach lückenlos. Der Schutz der 
Agrarprodukte, in denen Ungarn Ausfuhrüberschüsse 
hat, kann sich der Natur der Sache nach im allge- 
meinen nicht auswirken. Die Sätze des neuen Zolltarifs 
wurden im Laufe der Zeit durch Tarifverträge etwas 
herabgesetzt. Ungarn hat mit beinahe allen Staaten 
von einiger Bedeutung — mit Ausnahme Rußlands — 
Handelsverträge abgeschlossen. Diese zeiehnen sich — 
mit Ausnahme des vorderhand noch in Geltung stehen- 
den vorläufigen Vertrages mit Italien — dadurch aus, 
daß Ungarn die Meistbegünstigung stets gewährt hat, 


auch dann, wenn — wie dies zuweilen vorgekommen 
ist — der Vertragspartner zu gleichem Entgegen- 


kommen nicht bereit war. Der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens der wichtigeren Tarifverträge ist der folgende: 
Polen 14. September 1925; Italien 27. Dezember 1925, 
wobei die Veröffentlichung eines Zusatzabkommens 
für die nächste Zeit zu gewärtigen ist; Frankreich 
21. Februar 1926 und Zusatzabkommen: 4. Juli 1927; 
Österreich 14. August 1926 und Zusatzabkommen: 
14. Juli 1928; Tschechoslowakei 8. August 1927. 

Über die Nachkriegsentwicklung der ungarischen 
Industrie kann man aus den sich auf die Betriebe mit 
mehr als 20 Arbeitern erstreckenden jährlichen Erhe- 
bungen des Ungarischen Statistischen Landesamtes ein 
Bild gewinnen. 

Im Jahre 1913 gab es auf dem Gebiet des heutigen 
Ungarn 2080 Industrieanlagen. Ihre Zahl ist in 
der Nachkriegszeit in steter Zunahme begriffen. Sie 
betrug 


1921 2124 
1922 . 2494 
1923 2739 
1924 2876 
1925 3160 
1926 3287 


Die Zahl der beschäftigten Arbeiter 
gestaltete sich ‚bei weitem nicht so günstig. Sie betrug 
(Beamte, Werkmeister, Diener ungerechnet) 


1913 219.282 
1921 150.470 
1922 187.000 
1923 206.445 
1924 193.470 
1925 198.509 
1926 205.524 


Diese Zahlen zeigen die unmittelbar nach dem 
Krieg in der Industrie herrschenden ungünstigen Ver- 
hältnisse, die sich dann langsam gebessert haben. Sie 
erweisen aber auch, daß die in den Nachkriegsjahren 
vor sich gegangene Zunahme der Zahl der Industrie- 
betriebe zum größten Teil auf verhältnismäßig Kleinere 
Betriebe entfällt, wobei allerdings zu berücksichtigen 
ist, daß manche Großbetriebe in der Nachkriegszeit 
schwach beschäftigt sind oder auf dem Gebiet ihrer 
alten Niederlassung nun verschiedene neue Industrie- 
betriebe eingerichtet haben, die von der Statistik ge- 
sondert erfaßt werden. Die Zahl der Pferde- 
kräfte der in den Industriebetrieben verwendeten 
Kraftmaschinen (die uns für 1913 nicht zur Ver- 
fügung steht) erweist jedoch mit ihrer bedeutenden 
Steigerung, daß die großindustrielle Entwicklung in 
den letzten Jahren wieder Fortschritte gemacht hat. 
Sie betrug nämlich 


1923 910.555 
1924 961.831 
1925 1,080.152 
1926 1,104.888 


Von der Bedeutung der Industrie bekommt man 
erst ein richtiges Bild, wenn man den Wert derin 
ihr erzeugten Artikel berücksichtigt. Dieser 
betrug in tausend Goldkronen 


1913 1,641.579 
1921 844.300 
1922 1,187.329 
1923 1.217.587 
1924 1.703.041 
1925 2.002.313 
1926 9140.640 


Aus diesen Zahlen erhellt, wie groß unmittelbar 
nach dem Zusammenbruch der Rückfall der indu- 
striellen Produktion gewesen ist und wie schnell ihr 
Wert sich wieder gehoben hat. Allerdings muß bei der 
Einschätzung dieser Angaben auch dem Kaufkraft- 
verlust des Goldgeldes Rechnung getragen werden. 
Wird dieser berücksichtigt, so ist festzustellen, daß der 
Wert der Produktion in der Fabriksindustrie selbst im 
Jahre 1926 noch geringer war als in der Vorkriegszeit. 
Die ungünstigen Wirtschaftsverhältnisse, die geringe 
Kaufkraft der Bevölkerung sind nur teilweise hiefür 
verantwortlich. Das Hauptübel liegt unzweifelhaft 
darin, daß an die früher zu Ungarn gehörenden, jetzt 
abgetrennten Gebiete Industrieprodukte kaum geliefert 
werden können. Diese Gebiete haben im Jahre 1926 
nicht einmal 2% des Wertes der Gesamtproduktion der 
ungarischen Fabriksindustrie aufgenommen. Es unter- 
liegt wohl keinem Zweifel, daß sie vor dem Kriege Ab- 
nehmer für einen bedeutend höheren Betrag gewesen 
sind. Die Ausfuhrverhältnisse sind auch sonst ungün- 
stig. Das Ausland ist für kaum mehr als 10% der 
fabriksindustriellen Gesamtproduktion Abnehmer. 


Die Entwicklung der einzelnen Industriezweige in den 
Nachkriegsjahren läßt sich einstweilen nur auf Grund von vor- 
läufigen Ergebnissen der jährlichen Produktionsstatistik dar 
Fabriksindustrie beurteilen. Die endgültigen Daten für die 
Jahre 1925 und 1926 sind nämlich noch nicht veröffentlicht. 

In der Eisen- und Metallindustrie gab es 1913 
240 Betriebe, Ihre Zahl hat sich bis 1924 auf 252 erhöht, 1926 
gab es bereits 272 solcher Industrieanlagen. Der Arbeiterstand 
in. diesen Betrieban betrug 1918: 35.627, 1924: 30,745, 1926: 
32.766. Der Rüc"gang des Arbeiterstandes ist nicht auf eine 
allenfalls mögliche Rationalisierung des Arbeitsprozesses zu- 
rückzuführen, was daraus erhellt, daß der Wert der Erzeug- 
nisse, trotz der Verringerung der Kaufkraft das Goldas, weit 
stärker zurückgegangen ist. 1913 betrug der Wert der Erzeug- 
nisse in dieser. Industriegruppe 252°6 Millionen Goldkronen, 
1924 jedoch nur 198'6 und 1926 2095 Millionen, 

Es ist schwer — und diese Schwierigksit wiederholt sich 
bei den anderen Industriegruppen — йеп Vergleich mit der 
Vorkriegszeit weiter auszuspinnen und die für die Veränderun- 
gen maßgeblichen Gründe statistisch nachzuweisen. Die für die 
Vorkriegszeit zur Verfügung. stehenden statistischen Daten 
sind nämlich zu spärlich. Immerhin deuten die zur Verfügung 
stehenden Daten darauf hin, daß der Rückfall hauptsächlich 
auf die sigentliche Schwerindustrie, Hüttenwesen und Gieße- 
reien, entfällt. Demgegenüber schneiden die kleineren Zweige 
der Eisen- und Metallindustrie weit günstiger ab, Besonders 
die Emailwarenindustrie hat sich durch Tnbetriebsetzung 
zweier bedeutender Anlagen erheblich entwickelt. 

In der Maschinenindustrie begegnen wir ähn- 
lichen Erscheinungen. Die Zahl der Industrieanlagen in dieser 
Gewerbegruppa betrug 1918: 188, 1924: 175, 1926: 172, die Zahl 
der Arbeiter jedoch ging von 44,595 im Jahre 1913 auf 32.736 
in 1924 und 80.048 im Jahre 1926 zurück. Auch der Wert der 
Erzeugnisse hat sich ungünstig gestaltet, 1913 betrug er noch 
226'3 Millionen Goldkronen, 1924 nur mehr 1151, 1926 aber 
14811. Millionen. Die ungarische Maschinenindustrie erzeugt 
manche hochqualifizierte Produkte. Die landwirtschaftlicha 
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Maschinenindustrie. ist besonders hoch entwickelt. Da jedoch 
die Mehrzahl der Unternehmungen von Vorkriegs-Ungarn auf 
dem Gebiet von Rumpfungarn ihre Anlagen hatten und auch 
die Exportmöglichkeiten viel besser waren, als sie in der 
Nachkriegszeit sind, bedarf der Rückgang der Produktions- 
werte keiner näheren Erläuterung. Der Rückgang der Arbeiter- 
zahl von 1924 auf 1926, dem eine recht bedeutende Erhöhung 
des Produktionswertes gegenübersteht, ist der fortschreiten- 
den Rationalisierung der Erzeugnismethoden zuzuschreiben, 
die eben in der Maschinenindustrie auch zu einer Reihe von 
Fusionen und Zusammenlegungen geführt hat. 

Im Rückfall gegenüber der Vorkrisgszeit, sowohl bei der 
Maschinen-, als auch in der Eisen- und Metallindustrie, kommt 
auch die durch die Friedensverträge verursachte fast gänzliche 
Stillegung der Rüstungsindustrie zum Ausdruck, Verschiedene 
Industrien aber, die sich im Ausland immer mehr auf Serien- 
erzeugung einstellen, können gegen die ausländische Kon- 
kurrenz nur schwer ankämpfen, da ihre Absatzmöglichkeiten 
zu gering sind, um ebenfalls die rationellsten Erzeugungs- 
methoden anwenden zu können. So erzeugt zum Beispiel die 
ungarische Automobilindustrie mehrere recht gute Wagen, 
trotzdem kann dieser Industriezweig keinen richtigen Ant: 
schwung nehmen. 

Ansehnlich ist die Zunahme der Zahl der elektri- 
schen Stromerzeugungswoerke. 1913 gab es ihrer 
erst 91, 1924 schon 181, 1926: 184 und ihre Zahl ist in weiterer 
Zunahme begriffen. Die Arbeiterzahl in diesem Industriezweig 
ist selbstverständlich unbedeutand; immerhin hat sie sich von 
2195 im Jahre 1913 auf 6085 in 1926 erhöht. Auch der Pro- 
duktionswert hat sich verdreifacht, er hat sich nämlich von 
2502 auf 16:54 Millionen Goldkronen erhöht. Die Anlage dieser 
Werke, der Bau von Überlandzentralen, die meist Kohlanvor- 
kommen minderer Qualität ausnützen, ist fortwährend im 
Gange, so daß auf eine weitere Erhöhung ihrer Zahl zu 
rechnen ist. 

In der Stein-, Ton- und Glasindustrie gab es 
1913 421 Unternehmungen, 1924 fiel ihre Zahl auf 402, 1926 
gab es jedoch bareits 489 solcher Betriebe. Sie beschäftigten 
1913 32.839, 1924 nur 19.267, 1926 aber bereits 28.275 Ange- 
stellte. Der Produktionswert betrug 1918: 70:87, 1924: 52:84, 
1926: 86:68 Mill. Goldkronen. Darin kommt die bedeutende Ver- 
tsuerung der Mehrzahl der von dieser Industriegruppe ər- 
zeugten Artikel zur Geltung. Die Entwicklung der Industrie- 
gruppe selbst ist vornehmlich von der Lage der Bauindustrie 
abhängig. Unmittelbar nach dem Kriege stagnierte die Bau- 
tätigkeit, sie hatte in den Jahren 1926, besonders aber 1927, 
eine Hochkonjunktur, der im Sommer 1928 ein verhältnis- 
mäßig nicht allzu bedsutender Rückschlag folgte. Das Buda- 
pester Ziegelkartell konnte im Jahre 1910 (seinem besten Jahre) 
301, 1913: 98, 1924: 47, 1925: 42, 1926: 86, 1927: 145 Millionen 
Stück Ziegel absetzen. 

Alle Zweige der Textilindustrie haben sich 
mächtig entwickelt. Trotzdem gibt es da noch manche Mög- 
lichkeiten, ist doch die Einfuhr der Textilerzeugniss3 noch 
immer sehr bedeutend. 1913 gab es 125, 1924: 188, 1926: 226 
Industrieanlagen, die 1913: 16.092, 1924: 28.434, 1926: 33.296 
Angestellte beschäftigten. Der Wert der Erzeugnisse betrug 
1913 erst 82.24 Millionen, stieg jedoch 1924 auf 13949, 1926 auf 
22758 Mill, GE, Die eigentliche Bekleidungsindustrie hat ähnliche 
Fortschritte aufzuweisen, Der Aufschwung der Textilindustria 
ist um so beachtenswerter, als der Textilhandel mit manchen 
Schwierigkeiten kämpft, die hauptsächlich durch eine unge- 


sunde Zunahme der Zahl der kaufmännischen Unternehmungen 
dieser Branche verursacht sind. Auch der im Sommer 1927 
in Kraft getretene Handelsvertrag mit der tschechoslowaki- 
schen Republik, von dem befürchtet wurde, er würde infolge 
der in ihm vorgesehenen Zollherabsetzungen der Textilindustrie 
Schwierigkeiten bereiten, konnte die Entwicklung dieser auf 
überaus gesunden Grundlagen stehenden Industriezweige nicht 
hemmen, Erst der allgemeine Konjunkturumschwung des 
Jahres 1928 führte zu einer — voraussichtlich nur vorüber- 
gehenden — Verlangsamung der Entwicklung. 

In der Nahrungs- und Genußmittel erzeu- 
genden Industrie hat sich die Zahl der Anlagen ganz 
beträchtlich erhöht, nämlich von 378 im Jahre 1913 auf 772 
іп 1924 und auf 812 in 1926. Die Arbsiterzahl hat aber abge- 
nommen. Sie betrug 40.564 im letzten Vorkriegsjahr, dagegen 
nur 88,980 in 1924 und 36.546 ію 1926. Der Wert ihrer Produkte 
hat sich geringfügig erhöht, von 69542 Millionen Goldkronen 
in 1913 auf 70255 in 1924 und auf 795'63 in 1926. In Ungarn 
ist diese Industriegruppe nach wie vor die bedeutsamste. Vom 
Produktionswert der gesamten Industrie entfallen 1926 wie 
1913 zwischen 42 und 43% auf den Wert der Erzeugnisse der 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie. Diss ist um so bedeut- 
samer, da doch die Mühlenindustrie bekanntlich nur einen 
Bruchteil ihrer Kapazität ausnützen kann. Die großen Buda- 
pester Exportmühlen waren darauf eingerichtet, die Ernte der 
Bácska und des Bänäts zu vermahlen und ihre Produktion 
nach Österreich und weiterhin nach Deutschland und sogar 
nach England zu verkaufen, Heuts steht ihnen nur die Ernte 
von Rumpfungarn zur Verfügung und der Verkauf von Mehl 
nach dem Ausland wird durch hohe Zollsätze erschwert. Dem 
Ausfall in der Mühlenindustrie steht aber eine günstige Ent- 
wicklung in manchen Genußmittelindustriezweigen gegsnüber. 

Auch die anderen Industriegruppen, vor allem die be- 
deutende chemische Industrie, die Holz- und Beinindustrie, die 
Leder-, Borsten- und Federindustrie und die Papierindustrie 
können auf Fortschritte in den letzten Jahren hinweisen. 

Ein Wort muß auch dem Einfluß der ungarischen 
Banken auf die Industrie gewidmet werden, da dieser 
recht bedeutsam ist. Besonders die ungarischen Groß- 
banken sind Leiterinnen von weitverzweigten Indu- 
striekonzernen. In der letzten Zeit haben die Banken 
ihren Einfluß in der Richtung der Betriebskonzentra- 
tion und Rationalisierung von verschiedenen not- 
leidenden Industriezweigen zur Geltung gebracht. Be- 
deutsamere Erfolge wurden hiebei besonders in der 
Maschinenindustrie, doch auch auf dem Gebiete des 
Brauereiwesens und der Mühlenindustrie erzielt. 

Im ganzen läßt sich feststellen, daß die ungarische 
Industrie im allgemeinen auf gesunden Grundlagen 
steht. In der unmittelbaren Nachkriegszeit hatte sie 
wohl anfänglich mit Schwierigkeiten zu kämpfen. Sie 
erkannte jedoch rasch die neue Lage und paßte sich 
deren Notwendigkeiten mit überraschender Schnellig- 
keit an. Daher erscheint die Annahme begründet, daß 
für die nächste Zeit ein weiterer Fortschritt in ihrer 
Entwicklung zu erwarten ist. 
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SUDSLAWIEN 


Südslawien. 
Von Dr. Hugo Holzmann, Agram. 


eder die illyrische Bewegung noch der 

Stroßmayersche Jugoslavismus hatten 

eine eigentlich reale Grundlage. Sie 

waren politisch-literarischer Romantizis- 

mus, ähnlich dem deutschen in der ersten 

Hälfte des. vorigen Jahrhunderts, und 
blieben ohne jede Einwirkung auf die breiten Schich- 
ten des Volkes. Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
begann das Streben des wirtschaftlich aufstrebenden 
Bürgertums in Kroatien nach politischer und wirt- 
schaftlicher Selbständigkeit, aus dem sich eine betonte 
nationale Gedankenwelt entwickelte. Im Rahmen die- 
ser ausschließlich vom Bürgertum getragenen und spä- 
ter von der kroatisch-serbischen Koalition (Supilo, 
Pribičević, Lorković, Trumbić) in schärferer Form 
vertretenen Richtung war als äußerstes Ziel die 
Bildung eines eigenen, die südslawischen Stämme um- 
fassenden, in erster Linie wirtschaftlichen Ganzen ge- 
dacht. Diese nur in der Abwehr gegen Budapest und 
Wien entstandene Bewegung war von innerlich fest- 
gefügter Organisation und von einem positiven Ak- 
tionsprogramm noch weit entfernt, als der Weltkrieg 
ausbrach. Sie war mit den breiten Massen, vor allem 
mit der bäuerlichen Bevölkerung, ebensowenig verbun- 
den wie der Illyrismus. Mit und nach dem Kriege sollte 
aber die südslawische, im Wesen bürgerlich-kapitali- 
stische Ideologie zum Kristallisationspunkt eines aus- 
schließlich politischen Maximalprogramms werden. Der 
Gedanke des südslawischen Staates — der noch einige 
Jahrzehnte gebraucht hätte, um Volksgemeingut zu 
werden — wurde nach dem Zusammenbruch der Mittel- 
mächte zum Ausgangspunkt einer Konzeption, der die 
innere Durchbildung, die langsame geschichtliche Fort- 
entwicklung versagt blieb. So mußte sich nach der 
Aufrichtung des Staates S. Н. S. zeigen, daß der viel 
nüchternere, klarere Altserbe — trotz Korfu-Pakt 1917 
und trotz Genfer Vereinbarung 1918 — zugunsten des 
weiteren südslawischen Nationalgefühls nicht abzu- 
danken bereit war. Begreiflicherweise konnte ја in 
einem Lande mit überwiegend streng konservativer 
Bauernbevölkerung (80%) eine nur auf die Denkweise 
des Städters eingestellte südslawische Ideologie keine 
Wurzel fassen. Der Kampf, den von allem Anbeginn 
Radić, zuletzt im Verein mit den bürgerlichen Parteien 
der Gebiete außerhalb Serbiens, führte, war der Kampf 
gegen die Machtformen einer nur dem Schein nach 
südslawischen Denkrichtung und gegen die Übermacht 
einer rein kapitalistisch-kleinstädtischen Bourgeoisie, 
die für den Bauer, als den eigentlichen Repräsentanten 
des Volkes, nichts übrig hatte. Dieser Gegensatz hat, 
wie die Ereignisse der letzten Monate bewiesen, an 
Schärfe zugenommen und stellt die staatsrechtlichen 
Gesichtspunkte als die für die Zukunft Südslawiens 
entscheidenden in den Vordergrund. 


Aber auch außenpolitisch war der S. Н. S.-Staat 
sozusagen vom Uranfang an in der denkbar schwierig- 
sten Lage. Italien, das auf einen Teil der im Londoner 
Pakt zugesicherten Teile Dalmatiens verziehten mußte, 
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sah sich einem Reich von 13 Millionen gegenüber, das 
ihm an Flächenraum gleich, an natürlichen Reich- 
tümern weit überlegen war. Es ist zur Genüge be- 
kannt, was Italien unternahm und zum Teil auch er- 
reichte, um 5. Н. 8. zu schwächen und diplomatisch 
einzukreisen. Kein Geringerer als Dimitrij Sergej 
Mereskovski hat anfangs Oktober d. J. gelegentlich des 
Kongresses der in der Emigration befindlichen Schrift- 
steller und Publizisten in Belgrad über die Bestimmung 
Südslawiens Europa und namentlich Italien gegenüber 
folgende Worte ausgesprochen: 

„Die Waltpolitik ist euer Fatum. Ihr müßt eine 
Weltpolitik führen, nicht eine verschlossen provinziale. 
Denn ob ihr wollt oder nicht, ihr habt das Adriatische 
Meer und damit den Zugang zum Mittelländischen, auf 
dem sich seit jeher das Geschick der europäischen Völ- 
ker entscheidet. Euer Land ist seit Urzeiten eine Welt- 
straße des Westens nach Osten und des Ostens nach 
Westen und — euer Nachbar ist Italien, das ein großes 
Verlangen nach Weltabenteuern hat. Darin liegt eure 
schicksalshaft vorgeschriebene, vielleicht herrlich schöne, 
aber vielleicht auch tragische Bestimmung.“ 

Die Beziehungen Südslawiens zu Italien sind nach 
der Annahme der Nettuno-Konventionen weniger ge- 
spannt und man ist in den maßgebenden serbischen 
Kreisen mit allen Kräften bemüht, mit dem stärksten 
Nachbar, der auch der beste Abnehmer der Landes- 
erzeugnisse geblieben ist, in gutem Einvernehmen zu 
bleiben. 


Finanzpolitik. 

Mit der Verabschiedung des ersten wirklichen parlamen- 
tarisch erledigten Haushaltsplans 1922/23 schließt die Zeit 
der offenen (nicht verborgenen) Gebarungsabgänge. Die ihr 
folgende ist die der Nachtrags- und außerordentlichen Kre- 
dite. Die Staatserfordernisse hielten mit der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Landes nicht Schritt, der Verwal- 
tungs- und Betriebsapparat verschlang Summen, die aus 
den regelmäßigen Einnahmen nicht bestritten werden konn- 
ten. In der Zeit von 1922 bis 1925 zeigt sich ein rapides 
Anwachsen der Erfordernisse. Die Ausgaben stiegen, das 
Jahr 1913 mit 400 Millionen Dinar Ausgaben als Vergleichs- 
jahr angenommen, 1922/23 auf 1621%, 1926/27 bereits auf 
2847%. Die Budgets blieben vollständig fiktiv. Mit der im 
Jahre 1924 einsetzenden Deflationspolitik begann eine nete 
Phase, doch konnte der Dinar erst gegen Ende 1925 jenen 
Kurs erreichen, bei dem er mit kleinen Schwankungen bis 
heute faktisch blieb. Gleichwohl trat eine fühlbare Entspan- 
nung für die Volkswirtschaft nicht ein, da man im Wege 
der Steuerzuschläge die öffentlichen Abgaben steigerte. 

Die Meinung, daß für den Wert des Dinars sein inter- 
nationaler Kurs maßgebend und daß die faktische Stabili- 
sierung als ein Zeichen der wirtschaftlichen Normalisierung 
anzusehen sei, wird durch das Sinken seiner Kaufkraft im 
Inland und die abnormal hohen Debetzinsen (15 bis 40%) 
widerlegt. Eine Valutareform, die den heutigen Zustand 
durch eine gesetzliche Stabilisierung des Dinars auf seiner 
heutigen Kurshöhe sanktionieren würde, wäre nicht ge- 
eignet, über die eigentlichen Ursachen der Geld- und Kredit- 


krise hinwegzuhelfen. Die Valutapolitik setzt die innere Sta- 
bilisierung der Wirtschaft voraus. 

Der erste Staats-Rechnungsabschluß, und zwar für 
1924/25 kam Ende 1927 heraus. 

Die Rechnungsperioden seit der Gründung des Staates 
bis einschließlich 1924/25 stellen sich wie folet dar: 


Erfordernis- 


Gebarungsabsehnitt voranschlag 
in Mill, Dinar 
1,165.4919 bin 31.55:4920:8 -.dnfake - шукат 1.600 
Жы ШЙ гүл р. EE gege nn ke 3.994 
1. 6. 1921 „ 31. 7. 1982 (14 лое) = . . 9 4.660 
LS 1922° 80.6.1923 (11 тайын дин Deg nern 6.357 
1.9.1928 İG bI DBE 192499 Ж. HS: 5.201 
Ken 28908 115318108. 1995 aan er 10.405 


Der Rechnungshof hat für 1924/95 Überschreitungen 
der Kredite von 894-4 Mill. festgestellt. 


Die Nationalbank. 


Die im Jahre 1883 gegründete Nationalbank des König- 
reichs Serbien wurde 1920 in di» Nationalbank des König- 
reichs 8, Н. S.. umgewandelt. Sie ist eine private Aktien- 
gesellschaft mit einem eingezahlten Kapital von 20 Mill. 
Golddinar und. einem Reservefonds von 7 Mill. Golddinar. 
Für das Notenprivilegium hat sie dem Staat 60% ihres Rein- 
gewinns zu überlassen. Ihre Haupttätigkeit entfaltet die Na- 
tionalbank als Zentralkasse des Staates für alle Zahlungen 
im In- und Ausland, erst in zweiter Linie kommt sie als 
Kreditquelle der Volkswirtschaft in Betracht. Die Kredit- 
politik der Nationalbank war oft Gegenstand der Beschwer- 
den der außerserbischen Gebiete wegen des ungleichen 
Maßes der Kreditverteilung. Die Höhe der Kredite war an 
sich. niemals groß. . Sie ‚erreichte kaum 1700 Mill. Dinar 
gegen 13 Milliarden Kredite der Privatbanken. Das System 
der Kontingentierung mußte aber bei einer immer gleich- 
bleibenden niedrigen. "Zinsrate (6%, für Lombard 8%) — bei 
einem Privatdiskontsatz von 12 bis 16% — als eine Begünsti- 
gung jener Gebiete angesehen werden, die fast. 70% der 
Kredite von der Nationalbank erhielten, obwohl sie ge- 
messen an dem Maß der Intensität und Volkswirtschaft und 
an der Zahl der Bevölkerung auf höchstens 40% Anspruch 
hätten. 

Die nachstehende Tabelle veranschaulicht den Stand 
der staatlichen und privaten Kredite Ende der Jahre 1924 
bis 1927, die zweite die Verteilung der. Privatkredite Ende 
1927 nach den einzelnen Gebieten. In den vorangehenden 
Jahren war das prozentuelle Verhältnis für die außerserbi- 
schen Gebiete noch ungünstiger. 


н атчу Hi 
Di m ч r 
Notenum- GN fadd KE Жош Lombard 
Jahr lauf Staates kredite 
in M i Let am 8 D у ъа r 
1924 . . 6001 4520 1495 1289 206 
1925 . . 6081 4466 1361 1207 154 
1926 . . 5811 4413 1481 1242 239 
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990; 5 6А ao Lernen ett 38 


84 м n 22 ” D D mn nm Dalmatien. . 50 


Die Devisenpolitik der Nationalbank. 
Die Devisenpolitik der Nationalbank war seit 1925 von 
Erfolg begleitet. Die strengen Devisenvorschriften und be- 


sonders die Verpflichtung der Exporteure, ein Drittel ihrer 
Devisen der Bank für Rechnung des Staates (die Aufkäufe 
erfolgen außerhalb des Banknotenkontingents) abzutreten, 
ermöglichten eine wirksame Kontrolle der Deviseneinfuhr 
und sehränkten die Spekulation mit Devisen ein. S. Н. $. 
war eines der wenigen Länder, denən die tatsächliche 
Stabilisierung ohne Auslandsanleihe gelang. 
Trotz der zwei besonders schlechten Wirtschaftsjahre (1927 
und 1928) war die Nationalbank in der Lage, den Bedarf an 
Devisen zur Währungsstützung zu sichern. Für äußerste 
Fälle steht ihr ein Revolvingkredit bei einer amerikanischen 
Finanzgruppe. zur, Verfügung und dem gleichen Zwecke 
dienen Abkommen mit der französischen Nationalbank und 
mit der Bank von England. Die Lösung der Frage der defi- 
nitiven Stabiliserung stand heuer bevor, doch wurde sie in- 
folge des Scheiterns .der in London mit der Rothschildgruppe 
angebahnten А пешэ, aufgeschoben. Im August d. J. wurde 
eine der Währungsreform angepaßte, von ihr und von der 
Rückzahlung ‚des größten Teils der Staatsschuld. (4 Mil- 
liarden Dinar) abhängig gemachte Änderung der Statuten 
der Bank von der Generalversammlung angenommen. Sie 
hat bis auf weiteres nur grundsätzliche Bedeutung. 

Die Intervention der Bank zum Zwecke der Dinarstüt- 
zung zeigt nachstehende Tabelle in Millionen Dinar: 


Devisen 
4 für den Staat 


Jahr für den Staa n der Börse 
aufgekauft Si Ban mn e verkauft 
1923.. sayitisoa rosia 1822 1108 497 
TR РРТС ain. d 2728 1887 1110 
ЖОНЕ e E 3435 1587 1511 
19209» 10У. epp 0 3586 1730 2048 
10970177. DInswaerasda 1815 1947 1976 


Bemerkt sei, daß der Mittelkurs des Dinars, in Prozen- 
ten des Goldwerts ausgedrückt, 1923 bis 1927 war: 6-92%, 
1.33%, 882%, 914%, der Großhandelsindex 1970, 2029, 
1804, 1527, 1558. 

Während der Devisenvorrat Ende 1926 rund 615 Mill. 
Papierdinar betragen hatte, ergab sich Ende 1927 eine Re- 
serve уоп 1005 Millionen, was dem Umstand zuzuschreiben 
ist, daß aus der zweiten Tranche der Blairanleihe 12-7 Mill. 
Dollar, aus der Anleihe der Hypothekenbank 10-53 Mill. 
und aus der Belgrader Gemeindeanleihe 1-9 Mill., also rund 
25 Mill.: Dollar eingingen. Trotz dieser bedeutenden Ein- 
gänge war der Notenumlauf im Jahr 1927 (niedrigster Stand 
22. Juni mit 5256, höchster mit 5924) niedriger als im Jahr 
1926 (durchschnittlich 5559 gegen 5675 im Vorjahr). Die 
nachstehende Tabelle zeigt den wachsenden Goldschatz und 
Devisenbestand. Bemerkt sei, daß der Metall- und Devisen- 
bestand auf Golddinar, der Notenumlauf und die zusätzliche 
Reserve auf Papierdinar lautet. 


Ende 1924 1925 1926 1927 
in Millionen Dinar 

Gulda. тайз nah ep 72:8 7559 86-1 EM 

ale nie uf, eet 17°5 17'5 17.5 kk? 

EE E EN 38% 5 366'7 335°1 816 '3 

Zusammen .., 474'3 460°1 2188 `7 4527 
Durchschnittsstand der 

Pevi HU A1 "eat 365°7 87%°8 833°8 8558 


Aus diesen Zahlen des Bankausweises erhält man aber 
nicht das richtige Bild. Nach Ausschaltung der Garantie der 
französischen Bank, das ist der im Bankausweis unter ge- 
bundenen Franesguthaben erscheinenden 273-5 Mill., zeigt 
sich, daß den Ende 1927 nach der Münzparität ausgewie- 
senen 108-8 Mill. Devisen (auf Golddinar umgerechnet 83-62 
Mill.) 73-6 Mill. Devisen (in Gold 6025) Ende 1926 gegen- 
überstanden, so daß sich nach der Parität eine Zunahme von 
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35-2, in Gold von 23-37 Mill. ergibt. Somit hatte die Natio- 
nalbank Ende 1927 um 23-37 Mill. Golddevisen mehr 
als 1926. Die gesamten Verbindlichkeiten einschließlich 
des Notenumlaufs betrugen Ende 1927 7296 Mill. Papier- 
dinars. Gedeckt waren sie durch 


Mill. Dinar 
ET EEE с EDS Ес алкы 88:90 
Wan En De ee 8360 
SUbermühzen E, GH ET, ER 1757 


Ein Silberdinar gleich 4 Papierdinar und ein Golddinar 
gleich 1090 Papierdinar gerechnet, ergibt der obige Metall- 
und Devisenvorrat 1950 Mill. Papierdinar, so daß die Um- 
laufsmittel mit 33-9% (gegen 28-6 im Jahr 1926 bei einer 
Deckung von 1662 Mill.) — nach dem Bankstatut darf das 
Notenkontingent das Dreifache der Deckung nicht über- 
schreiten — die gesamten Verpflichtungen mit 26:7% ge- 
deckt waren. Dieses günstige Verhältnis ist darauf zurück- 
zuführen, daß die Notenbank trotz des Zuflusses an Aus- 
landsanleihen die Notenausgabe verringert und den Gold- 
bestand in den letzten fünf Jahrisn von 64 aut 89 Mill., also 
um mehr als 40% vermehrt hat. 


Die Staatsschulden. 

Nach amtlichen statistischen Angaben aus dem Jahr 
1925 betragen die Vorkriegsschulden 2217-6, Nachkriegs- 
schulden 6055, Schulden gemäß dem Innsbrucker Ab- 
kommen 1353-3, Kriessschulden Serbiens 15.312-9, zusam- 
men 24.988:8 Mill. Dinar. 

Für den Staatsschuldendienst waren bisher nur 3 bis 
5% der Gesamtausgaben vorgesehen, also eine verhältnis- 
mäßig sehr geringe Summe. Dies erklärt sich zum Teil 
daraus, daß die Auslandsschulden bis auf die 1926 mit 
Amerika und 1927 mit England getroffenen Abkommen nicht 
geregelt sind, vor allem nicht mit dem Hauptgläubiger 
Frankreich. Nach dem Washinstoner Abkommen von 1926 
schuldet S. H.S. an Amerika 62-8 Mill. Dollar, davon 
51 Mill, auf das Kapital und 11'8 Mill. auf Zinsen. Die 
ersten fünf Annuitäten betragen je 200.000 Dollar, die 
weiteren sieben 225.000 Dollar. Nach Ablauf der ersten 
zwölf Jahre betragen sie wieder 200.000 Dollar, doch sind 
gleichzeitig Zinsen zu zahlen, die mit 18% beginnen und bei 
3% % aufhören. Vor dem Krieg war Frankreich der Haupt- 
geldgeber Serbiens. Die Vorkrieesschuld macht über 
815 Mill. Franes, die Kriegsschuld für Kriegsmaterial gegen 
1-8 Milliarden aus. 

Einer Veröffentlichung der französischen Regierung ist 
zu entnehmen, daß Serbien von Frankreich im Krieg 494 
Mill. Goldfranes erhielt. Ferner für Annuitäten serbischer 
Auslandsanleihen rund 3 Mill. Pfund Sterling. Dazu rechnet 
Frankreich noch 1165 Mill. Francs für abgetretenes Kriegs- 
material, für die Erhaltung von Flüchtlingen und 18:8 Mill. 
als Kriegsanleihe Montenegros. 

Die Frage, ob der Dienst der Vorkriegsschuld 
in Gold- oder Papierfranes zu leisten ist, wird das Haager 
Schiedsgericht entscheiden. Die günstigste Lösung ange- 
nommen, wird die Gesamtschuld an Frankreich gegen 6, im 
ungünstigsten Falle aber 29 Milliarden Dinar ausmachen. 
Die nach dem Kriege aufgenommenen Auslandsschulden, die 
Blair-Anleihe und die Schuld für den Ankauf eines 
Teiles der Orientbahnen und die auf Grund des Friedens- 
vetrages bisher übernommenen Schulden lassen: sich mit 
3 Milliarden Dinar berechnen. 

Dieinneren Staatsschulden (Schulden an die Natio- 
nalbank, die 7%ige Investitionsanleihe, die 4%ige Agrar- 
anleihe, die 27 Hige Kriegsentschädigungsrente) machen mit 
den in ihrer Höhe” unbekannten kurzfristigen Schulden rund 


11 Milliarden aus. Somit betragen die Schulden 82-5 Mil- 
liarden Papierdinar. Südslawien muß also damit rechnen, 
daß es vom Jahr 1930 an (bis dahin werden wohl die Haupt- 
schulden geregelt sein) 1200 bis 1500 Millionen Dinar für die 
Verzinsung und Tilgung in den Staatshaushalt wird ein- 
stellen müssen, also das 2%- bis 3fache des bisherigen Be- 
trages. 

Im Jahr 1908 betrugen die Aufwendungen des König- 
reichs Serbien für die Staatsschulden 25 Mill. Goldfrancs, 
in den letzten vier Jahren erreichten die des S. Н. 8.-Staa- 
tes im Jahresdurchsehnitt 580 Mill. Papierdinar. 


Staatsschulden an die Nationalbank. 

Vom Jahr 1919 ab begann die Regierung ihre regel- 
mäßigen Budgetdefizite durch Kredite bei der Nationalbank 
zu decken. Im Jahr 1920 führte sie den Umtausch der 
Kronennoten in Dinarnoten durch und nahm zu diesem 
Behuf bei der Nationalbank einen Kredit von 1267 Mill. 
Dinar in Anspruch. Aber auch sonst entlieh sie für ihre 
laufenden Bedürfnisse die nötigen Mittel der Nationalbank. 
Von 1919 bis 1925 gestalteten sich diese Entlehnungen wie 
folgt (in Mill. Dinar): 1919 201-5, 1919/1920 711-4, 1920/1921 
1485, 1921/1922 417, 1922/1923 151, 1924/1925 4-6. 

Bis Ende 1921 hatte die Regierung von der National- 
bank 4.084 Mill. Dinar aufgenommen. Disse Schuld wurde 
von der Regierung, als sie den Stand der Staatsschulden 
mit 1. Juli 1925 in der Höhe von 25 Md. Dinar veröffent- 
lichte, nicht ausgewiesen. 

Nach dem Gesetz über die Nationalbank ist die Schuld 
für den Umtausch der Kronen- in Dinarnoten zu tilgen: 1. aus 
dem Anteil des Staates am Gewinn der Nationalbank; 2. aus 
dem Reingewinn der Staatsdomänen; 3. aus außerordent- 
lichen, in den jeweiligen Budgets vorgesehenen Dotationen; 
4. aus regelmäßigen Annuitäten von 1926 an, und aus 2% 
Annuitäten vom Jahr 1929 ab. Der zweite Teil der Schuld 
im Betrage von 2 Milliarden Dinar sollte bis 1984 getilgt 
werden, während bisnun keine. Zahlung geleistet wurde. 
Der dritte Teil der Schuld ist ein Betriebskredit von 1 Mil- 
liarde Dinar, welcher am Schlusse des Jahres zu tilgen wäre. 
Unterdessen verwandelte sich diese schwebende Schuld 
gleichsam in eine bleibende und werden 996-3 Millionen 
von Jahr zu Jahr unverändert ausgewiesen. 


Die Blairanleihe. 


Die Bankgruppe Blair & Co. іп New York zahlte auf 
die 1922 mit der Regierung zu 8675% abgeschlossene 
8%ige Anleihe von 100 Mill. Dollar für den Ausbau der 
Adriabahn Belgrad—Visegrad—Kotor nur 1525 Mill. (An- 
nuität 1-22 Mill.) als Teilbetrag der ersten Tranche von 
25 Mill. Dollar, wobei sie sich 9%% Provision sicherte. Auf 
die Begebung der restlichen 10 Mill. verzichtete die Regie- 
rung. Blair wurde das Opitonsrecht auf alle südslawischen 
Anleihen bis 1935 eingeräumt. Vor drei Jahren standen die 
Anleihen an der New Yorker Börse 62, im Jahre 1927 87. ` 
Das Bankhaus Blair, Chaise & Comp. knüpfte neue Ver- 
handlungen mit der Regierung an, welche damit endeten, 
daß Blair auf die Option verzichtet und sich am 1. April 
1927 verpflichtete, ine neue Tranche der 100 Mill.-Dollar- 
anleihe an der New Yorker Börse unterzubringen: 7%ige 
garantierte Goldobligationen Serie B, Nennwert 45 Mill. 
Dollar. Von diesen 45 Mill. Dollar wurden nur 30 Mill. be- 
geben und die Regierung behält das Recht zur Begebung 
der restlichen 15 Mill. Blair betrachtet also von den ur- 
sprünglich vereinbarten 100 Mill. 70 bereits als begeben, 
und zwar 25 Mill. der ersten Tranche, von welcher nur 
15-25 Mill. Dollar einflossen, und 45 Mill. der zweiten, von 
welcher nur 30 Mill. emittiert wurden. — Anfangs 1927 
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kam ein. Vertrag der staatlichen Hypothekenbank , mit 
JL EW Seligmann & Co., New York, über eins 7%ige, 
30jährige Anleihe von 12 Mill. Dollar. zustande, die in 
Form von Pfandscheinen in Gemeinschaft mit Dillon, Read 
& Co іп New York begeben wurde. Der Übernahmskurs 
für die Hypothekenbank ist 87, falls die Unterbringung 
der Pfandscheine zu einem Kurs über 92 gelänge, sollte 
ihr die Hälfte des Mishrerlöses gehören. 


Steuerpolitik, 


In der Steuerpolitik war der Fiskalismus der 
allein leitende Gedanke. 

Die Verteilung der direkten und indirekten Steuern 
(Verzehrungssteuer, Taxen, Monopole, Zölle und Umsatz- 
steuer) veranschaulicht nachstehende Übersicht: 


7 Direkte Indirekte Direkte Indirekte 
phr Steuern Steuern 
in Mill. Dinar in Prozenten 
1922/23 (11 Monate) . 576 2711 17:58 82:42 
1923/24 (9 Monate) . 958 2798 25°50 74:50 
IBAN reet Ee, WE 4938 2181 7919 
ën MIn пә 1760 5855 2311 7689 
19263271. ү пер) 1626 5875 28:22 76°78 
IST". ak, лог hG 1486 5472 2135 78:65 
TEE, hn, Ek 1 1453 5645 2057 79:53 


Auf die einzelnen Gebiete verteilen sich die in den 
Jahren 1919 bis 1928 eingehobenen direkten Steuern wie 
folgt : 


Auf einen 

Mill. Dinar Prozente Einwohner 
inar 
Serbien und Montenegro. 2.420 239 559 
Kroatien und Slawonien . 2.123 20:9 783 
Bosnien und Herzegowina 1.312 12:9 634 
Wojwodin .. .. е 2.550 252 1846 
Slowenien . .. 2... 1411 13'9 1886 
Dalmatien `, 1.4. 296 2'9 454 
10112 100 777 


Während Serbien und Montenegro im Durchschnitt je 
Kopf der Bevölkerung 559 Dinar bezahlen, entfallen auf den 
Kopf der Bevölkerung in Bosnien und der Herzegowina 634, 
in Kroatien-Slawonien 708, in Slowenien 1336 und in der 
Wojwodina 1846 Dinar. Auch die Verteilung auf die ein- 
zelnen Erwerbsklassen ist sehr ungleich. Es entfallen von 
den im Jahr 1927 eingehobenen direkten Steuern in der 
Gesamthöhe von 1720 Mill. Dinar etwa 714 Mill. auf die 
Landwirtschaft, während für über eine Milliarde die übrigen 
Erwerbsklassen aufzukommen haben. Auf den Kopf der 
Landbevölkerung entfallen nur 73 Dinar und auf den Kopf 
aller übrigen Erwerbszweige 305. Hiebei ist zu erwägen, 
daß von der Gesamtbevölkerung etwa 75% der Landwirt- 
schaft angehören und nur 25% den übrigen Erwerbs- 
zweigen. 

Der Unterschied in der Belastung der einzelnen Pro- 
vinzen: wurde erheblich gesteigert durch die Steuern der 
Selbstverwaltungskörper. Dies gilt namentlich in den Ge- 
bieten, wo landwirtschaftliche und andere Erwerbskreise 
zusammenleben, da die nichtagrarische Bevölkerung den 
überwiegenden Teil der Steuern tragen muß. 

Vor der Deflation (1923) war der Steuerdruck nicht 
erheblich. Die Lage änderte sich aber für die neuangeglie- 
derten Gebiete vollständig, als mit der 1924 unvermittelt 
einsetzenden Deflation und der seit 1925 unaufhaltsamen 
Steigerung des Dinarkurses eine Verschiebung der Steuer- 
grundlagen eintrat. Aus einem fiktiven Zuwachs wurde über 
Nacht und auf Jahre hinaus (denn die Vorschreibungen 
kamen zwei und mehr Jahre später) ein tatsächlicher, weil 
von den Steuerbehörden unnachsichtlich erfaßter Mehrwert. 
Und gerade in den Jahren 1923 bis 1925 wurden sehr emp- 


findliche Zuschläge eingeführt, die dieursprüngliche Steuer- 
veranlagung in ihrer Wirkung vervielfachten,: zumal auch 
die Gemeindezuschläge in unheimlichen Ausmaßen (500 bis 
1500%) eingehoben wurden. Die ernsten Folgen einer sol- 
chen Zuschlagssteuerwirtschaft wurde schließlich doch er- 
kannt und man hat es im neuen Steuergesetz dahin ge- 
bracht, daß mit allen Steuerzuschlägen aufge- 
räumt wurde. Das ist der dem Finanzausschuß zu ver- 
dankende Fortschritt. 

1. Grundsteuer. Die Sätze der Hauptsteuer sind 
noch nicht festgelegt. Die progressive Ergänzungssteuer, die 
erst bei einem Katastralreinertrag von mehr als 1000 Dinar 
gezahlt wird, beträgt 2 bis 17%. 

2. Gebäudesteuer. Sie wird vom reinen Miet- 
ertrag, das heißt nach Abzug eines bestimmten Hundert- 
satzes, der für Verwaltung, Instandhaltung und Amortisa- 
tion 20% in Belgrad, Agram, Laibach und Novisad, in den 
anderen Städten 25%, in den Dörfern 30% ausmacht, be- 
rechnet. Die Hauptsteuer ist 12%, die Ergänzungssteuer 2 
bis 10%. Zur Förderung des Wohnungsbaus gibt es Begün- 
stigungen und Befreiungen. 

4.Erwerbsteuer. 

Die Hauptsteuer beträgt in den drei Gruppen 10; 8 (oder 
6) und 4%. Die Ergänzungssteuer ist für alle drei gleich 
2 bis 12%. 

6. Rentensteuer. Die Steuer beträgt ohne Rück- 
sicht auf die Höhe für Zinsen aus Spareinlagen bei Geld- 
instituten, Sparkassen und Spargenossenschaften 8%, im 
übrigen 15%. 

Die Besoldungssteuer kommt in ihrem Aufbau 
der Personaleinkommensteuer sehr nahe (nur wird sie durch 
Abzug seitens des Arbeitgebers eingehoben) und ist bei 
Freilassung eines Existenzminimums von 4800 Dinar jähr- 
lich von 2 bis 15% gestaffelt. Von der Besoldungssteuer 
wird keine Zuschlagsteuer eingehoben. 

Körperschaftssteuer. Die Grundlage der Kör- 
perschaftssteuer bildet der Reinertrag. 

Die Einkaufs-, Kredit- und Produktionsgenossenschaf- 
ten, wenn sie auf der Basis von A. G. gegründet sind, wie 
auch die regulativen und städtischen Sparkassen zahlen 
10%. Nicht angeführte Genossenschaften und Industrie- und 
Bergwerksunternehmungen zahlen 11%, alle übrigen 12%. 
Die Zuschlagsteuer für alle Gesellschaften ohne Unterschied 
beträgt bei einer Rentabilität bis 6% 2%, über 6 bis 30% 
3 bis 14%, über 30% 15% des bilanzmäßig ausgewiesenen 
Reingewinns. 


Bankwesen. 

Die volle Schwere der Wirtschaftskrise, die bereits 
im Jahre 1924 mit Beginn der Deflation einsetzte, bekamen 
namentlich die Banken in den Gebieten mit starker Indu- 
strie zu fühlen. Die Zahl der Konkurse stieg. von 106 im 
Jahre: 1924 auf 348 im Jahre 1925 und 832 im Jahre. 1926. 
Schon glaubte man damals den Höhepunkt der Krise über- 
schritten zu haben, als im Jahre 1927 die Mißernte zu allen 
übrigen Hemmungen der Wirtschaft kam. Daß die Banken, 
namentlich in Agram, die das ganze Aufbauwerk der Indu- 
strie finanziert hatten, eine so andauernde und allgemeine 
Krise mit verhältnismäßig nicht großen Verlusten über- 
stehen konnten, zeigt die solide Führung und die im 
großen ganzen gute Organisation. Dabei darf nicht über- 
sehen werden, daß die Banken außerhalb Serbiens von den 
ungeheueren Steuerlasten — die einen großen Teil des 
Reingewinnes verschlangen — in doppelter Weise betroffen 
wurden. Unmittelbar durch deren stete Steigerung, mittel- 
bar dadurch, daß sie wegen der mit der hohen direkten 
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und indirekten Besteuerung zusammenhängenden Teuerung 
die Regiespesen nicht im erforderlichen Ausmaße verringern 
konnten. Die Totalindexziffer des Großhandels war zwar 
laut privaten (nicht verläßlichen) Berechnungen von 2026 
im Jahre 1924 auf 1804 im Jahre 1925 und auf 1527 im 
Jahre 1926 zurückgegangen, doch war dieser Rückgang zu 
gering und im Detailhandel fast gar nicht fühlbar. Die Frei- 
gabe der Zinse in den Geschäftslokalen, die hohen Mietpreise 
der Privatwohnungen, die das Zwei- bis Dreifache der Frie- 
densparität ausmachen, verhinderte die Herabminderung 
der Kosten des Lebensaufwandes. Mit der Teuerung ging 
ein immer weitere Kreise erfassender Rückgang der Kauf- 
kraft Hand in Hand. Die Einbringlichmachung von Forde- 
rungen wurde schwerer, auch gute Firmen kamen durch 
die schleppenden Eingänge in Gefahr. In dieser Krise war 
die Stabilität des Dinars seit Ende 1925 ein erfreuliches 
Moment und trug dazu bei, den Sparsinn der Bevölkerung 
anzueifern. 

Der Kurs des Dinars in Zürich war in den Jahren 
1923 bis 1927: 


Jahr niedrigster höchster mittlerer Jahresende 
1998... .8°70 6'91 5`92 6:50 
ee NL 7:90 7:33 7:90 
1925: ek 936 882 915 
39962222933 9-17 913 9:13 
4927 021911 9:13 912 9:13 


Der Gesamtumsatz der Privatbanken bezifferte sich 
im Jahre 1920 auf 10-2, 1923 auf 11-5, 1924 auf 12-9 Milliar- 
den Dinar. In den folgenden Jahren dürfte er 13 Milliarden 
kaum überschritten haben. Da die Belehnung von Wert- 
papieren hierzulande keine besondere Rolle gespielt hat, 
kommt als Maßstab nur der Wechsel- und Kontokorrent- 
kredit in Betracht. Der Eskompte stieg von 393 Millionen 
im Jahre 1920 auf 3825 Millionen im Jahre 1926. Bemer- 
kenswerterweise war er, wie aus nachstehender Tabelle her- 
vorgeht, im Jahre 1926 in Serbien größer als in Kroatien, 
während in den Jahren 1920 bis 1924 das Verhältnis um- 
gekehrt war: 


Von Banken erteilte Kredite im Jahre 1926: 


Wechsel Kontokorrent 
in Millionen Dinar 
EISEN ak ee 1459 1268 
Kroatien und Slawonien. . .1253 3948 
Bosnien und Herzegowina. . 315 756 
Slowenien. in „а. len » 187 1166 
Dalmatien. д. сле зла en 21 176 
Wojwodiet, e s S 560 474 
Montenegro. . . 2.2.2... 30 28 
Zusammen . . .3825 7816 
Davon entfällt auf die Banken in den Städten: 
Wechsel Kontokorrent 
in Millionen Dinar 
Belgrad’ U De, 740 945 
Атат a 974 3711 
Ljubljana. . Sa . 2... 2% 177 1089 
авео. Ka, ae 197 646 


TT" Im Kontokorrent stehen die kroatischen Banken weit- 


aus an erster Stalle. Von der normalen Geschäftstätigkeit 
der Banken dürften im Durchschnitt der Jahre 1919 bis 
1928 45% auf Kroatien, 30% auf Serbien, der Rest auf die 
übrigen Provinzen entfallen. 

Die Zahl der Privatbanken ist seit 1920 stetig ge- 
stiegen, dagegen hat seit 1924 die Zahl der Filialen abge- 
nommen. Ende 1920 gab es 586 Bank A. G., 1926 672, Ende 
1927 gegen 680. Die Steigerung geht vornehmlich auf Rech- 
nung Serbiens, das im Jahre 1920 178 und Ende 1927 (zu- 
sammen mit Montenegro) 325 Banken hatte. Außerhalb 
Serbiens verringert sich die Zahl der Banken durch das 


Streben nach äußerster Konzentration, namentlich in 
Agram, das heute 27 Banken gegen 65 in Belgrad zählt. 
Agram ist gleichwohl das Zentrum des südslawi- 
schen Bankwesens geblieben. 

In der nachfolgenden Tabelle bringen wir eine Über- 
sicht über die Rentabilität der führenden Agramer 
Banken: 


Name der Agramer Banken 


EP йз Ey EE ER 

иа oa эВ Së ES 

ga ZER Së HERS ЕС 

aa о мад па 

in Millionen Dinar 

1924. . .831 73:7 473 998 40 
н 1925. . .9® _ 178% . 50%). 98:9 51 
Rohgewinn 1996. . .76 807 ТТЕ?) 938 516 
1927. 81 — 769°) 199 511 

чк. Ba ШЫЙ! 101%) 30 

1925. . „74 58 35 15% 41 
Gesamte Lasten 41906. e 67 658 1259 a 
Perlen BE, 10:50) 417 

e ep. "DEIER a 2.75.0638 66, A 75 
pa Кыш 1925. . .68 739.70. 50 77 
Roh 196. . 9.088 85 52-4 81 
5 EP deeg er 52 81 

: ` 1924. 20 267 153° 197 10 
Reingewinn 1925... .20 197 14 11'5 10 
ohne Vortrag |1926. . .16 131 108 106 94 
199798, -.168 0. — 9:7 9:6 95 
Pé з 1998, en трето 15 18:6 
Dividende in 19235. . .20 12 11 14 18:6 
Prozenten 1926. . .16 8 9 13 178 
1997051652081 8 12 17:8 

а 1924. ..273 19 153 91 99 
5 |des Aktien- Ј1995. . .2729 14 14 19 99 
È kapitals 1926,05, -2139 108 176 20:9 
= 1997. . 224 — 97. 15 21 
E Eiger a ur EN 18 
Б |dergesamten J1925. . .16 10 113 14 175 
5 1 Eigenmittel 1926. . .122 7 8 13 162 
S 1901. 180 — zitierte 1% 


. +) Für 1927 wurde keine Bilanz mehr ausgegeben. °) Nach Kompen- 
sation der Aktiv- und Passivzinsen. 8) Nach Kompensation 33:6 im Jahre 192€, 
42'1 im Jahre 1927. 


Von der Krise wurden fast nur Nachkriegsgründun- 
gen zu Fall gebracht. Im Jahre 1925 und 1926 schlossen 
zwei große Agramer Nachkriegsbanken die Schalter, und 
zwar die Zentralbank für Handel, Gewerbe und Industrie 
mit 80 Mill. A. K., die aus der Fusion der Zentralbank für 
Handel, Gewerbe und Industrie mit zwei Agramer Mittel- 
banken hervorgegangen war, und die Slavenska Banka, 
deren Liquidation wegen einer nicht ausgetragenen Streit- 
sache mit der Länderbank (Trifailer Aktien) noch nicht ab- 
geschlossen wurde. Von eingegangenen mittleren Banken 
in Астат, Belgrad und Sušak wären zu nennen die Balkan- 
bank mit 19, die Belgrader Vereinigte Banken mit 27, die 
Serbische Bautenbank mit 18, die Küstenländische Bank 
und Sparkasse mit 11 Millionen Kapital und Reserven. 
Diesen Banken waren rund 600 Millionen Dinar an Spar- 
einlagen, also fast ein Sechstel aller Einlagen, anvertraut. 
Trotz dieser Zusammenbrüche, durch die viele Einleger zu 
Schaden kamen, konnten die übrigen Banken, vor allem 
die alten Institute am Zagreber Platz, ihren Einlagenstand 
behaupten und manche sogar erhöhen, wenngleich sie 
mittlerweile den Einlagenzinsfuß nicht unbeträchtlich (auf 
5—8%) gesenkt hatten. 

Die folgenden Tabellen zeigen, daß zwar die Rein- 
erträgnisse zurückgingen, daß aber die größeren Banken 
(mit einer Ausnahme) reichliche Dividenden (12—17%) aus- 
schütten konnten. Bemerkenswert ist, daß namentlich die 
Mittelbanken (10—50 Millionen A.-K.), die durchwegs ältere 
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Gründungen sind, andauernd günstige und einige sogar 
steigende Ergebnisse ausweisen und daß sie für 1927 10 bis 
20%ige Dividenden zahlten. Ihre durchschnittliche Rendite 
betrug im Jahre 1927 13-5%,. das Verhältnis der eigenen 
zu den fremden Mitteln war 1:7. Unter den Agramer 
Mittelbanken hat allein die Kroatische Allgemeine 
Kreditbank bis Mitte September 1928 die Bilanz für 
1927 nicht veröffentlicht. Über das Schicksal dieser Bank 
und die Höhe ihrer Verluste an industriellen Unternehmun- 
gen weiß man noch nichts Bestimmtes. Gewisse Anzeichen 
sprechen dafür, daß das Schwesterinstitut, die Laibacher 
Kreditanstalt für Handel und Industrie (beide stehen der 
Öster. Credit-Anstalt nahe), die Kroatische Allgizmeine 
Kreditbank nach Abschreibung der verlustreichen Beteili- 
gungen übernehmen wird. 


schaften fielen kaum 10 Millionen Dinar von durchschnitt- 
lich 1600 Millionen Privatkrediten ab.) Die staatliche Hypo- 
thekenbank (die frühere Fondsverwaltung) pflegt haupt- 
sächlich den städtischen Gebäude- und Kommunalkredit. 
Die im Jahre 1925 gegründete Direktion für den landwirt- 
schaftlichen Kredit, die bisher in drei Jahren vom Staate 
104 Millionen als Betriebskapital erhielt, ist kaum in Aktion 
getreten, das Genossenschaftswesen (von Slawonien abge- 
sehen, wo es auf jahrzehntelanger Pflege beruht) ist über 
die ersten Anfänge kaum hinaussgekommen. Daher ist der 
Landmann auf die Banken im nächst:n Bereich und auf die 
Vermittlung eines Kaufmannes angewiesen. Aber die Zinsen 
sind sehr hoch (eine Enquete hat sie mit 30% bis 40% und 
darüber festgestellt) und die „Nebenspesen“ sind auch 
nicht gering. Die Form der Aktiengesellschaft ändert 


Р М Reingewinn 
Name SE Reserven Kreditoren Debitoren Wechsel Einlagen Gg сеа Be der бар Шш 
in Millionen Dinar T mittel 

Serbische Bank, Agram . 40°5 250 69 195 221 379 533 51'0 9:5 146 17:83 

Laibacher Kreditbank . . 50.0 8'0 380 386 91 131 585 59'0 p2 87 6:00 
Landesbank für Bosnien 

ünd die Herzegowina . 20:0 12.7 90 121 48 72 208 19:0 Жер 18:7 14:00 
Bosnische Industrie- und 

Handelsbank, Sarajevo: 20:0 725 160 168 40 48 242 14:95 86 13°0 10 00 
Handels- und Gewerbe- 

bank, Novisad KS (ER 2:7 32 49 19 99 167 12:0 ENZ 19:0 15:00 

Export-Bank, Belgrad . . 30°0 26:0 152 80 50 17 339 20°0 6:2 EL 16:60 
Vračarska Zadruga. Bel- 

EE ee 10:0 8.7 26 41 26 19 116 70 2-5 13°0 20:00 
Kreditanstalt für Handel 

und Gewerbe, Laibach. 12:5 11°0 880 857 58 95 461 EN EM 144 10:00 


Wie durch ganz Südslawien, so geht auch durch das 
Bankwesen ein Schnitt. In Serbien eine Überzahl kleiner 
Banken, in den anderen Gebieten das Streben nach äußer- 
ster Konzentration. Zur nachstehenden, nach dem Stand 
vom Jahre 1926 zusammengestellten Tabelle wäre zu be- 
merken, daß Belgrad Ende 1927 67 Banken hatte, wobei 
die Filialen heimischer und fremder Großbanken nicht ein- 
gerechnet sind, und in Serbien außerhalb Belgrads 250 In- 
stitute waren. Ende 1927 hatten Serbien und Montenegro 
325 gegen 307 Banken Ende 1926. 


mit einem 
Akt.-Kap. 
D Sa д = Я Ж 
я А D © ү! E 
Provinz os SÉ % д 8 EELER 
ee ee о 
ba EI 
Cialis) BEE E äis Ш 
TE gr лө Dinar 
Serbien u. Südserbien. .299 1103 1125 1460 


1268 249 50 
1 


Kroatienu. Slawonien . .143 858 3464 1253 3948 126 15 
Wojwodina. >. >.<.. 127 150 992. 560 uk 116 6 
Bosnien u. Herzegowina. 71 243 460 315 756 60 10 
ЮИШЗАЦӘП РУ А. у» 18 den Cal ale 170° Biren Al 
Slowenien `... 11 135° 592” 187 1166 os 6 
Montenegro. . . . ... 8 31 19 29 28 фии 
Summe . . .672 2548 6783 8825 7815 
Hauptstädte: . 

Beleg, o, тее: доне 65 668 531 588 1083 — 
ДОТ сае 27 . 955 3065 973 85290 -— — 
И а аа er бе ITD — — — -— 
батауоуо се тке е 14 166 868 Si заг 5 


Während im Durchschnitt auf 370 km? und auf je 19.000 
Einwohner eine Bank entfällt, gibt es in Serbien Orte, wo 
auf 235 Einwohner bereits eine Bank kommt. In den Krisen- 
jahren 1924 bis 1927 wurden über 60 neue Kleinbanken in 
Serbien ins Leben gerufen. Und alle diese kleinen Banken 
weisen eine ausgiebige Rentabilität (meist 20% bis 30%) 
aus. Die Gründe liegen auf der Hand. Ein Zentralinstitut 
für lang- oder kurzfristige Agrarkredite gibt es nicht. Die 
Nationalbank versorgt satzungsgemäß nur die Banken, 
Handel und Industrie. (Auf landwirtschaftliche Genossen- 


nichts an der Tatsache, daß es sich bei den meisten serbi- 
schen Zwergbanken um Unternehmungen einzelner oder 
mehrerer Kaufleute handelt, und selbst in Belgrad wird 
man eine Reihe ziemlich starker Banken finden, die eigent- 
lich Privatbanken sind. Die Form der Aktiengesellschaft 
konveniert um so mehr, als durch sie die Möglichkeit billi- 
ger Reeskomptekredite (die Nationalbank gibt sie zu 6%, 
ohne den Zinssatz seit 1921 geändert zu haben, freilich nur 
an eine kontingentierte Zahl von Kreditinhabern, von denen 
die in Serbien das Hauptkontingent, nämlich 62%, aus- 
machen) eröffnet wird. 

So erklärt sich, daß die Belgrader Banken eine günsti- 
gere Rentabilität aufweisen als die Aeramer, Die folgende 
Gegenüberstellung zeigt, daß das Wechselgeschäft 
der eigentlichen Belgrader Banken (also die Filialen frem- 
der Institute nicht inbegriffen) jenes der Agramer, obwohl 
diese über fast das Dreifache an fremden Mitteln verfügen, 
beinahe erreicht hat. 


Agram Belgrad ak, 
1926 1997 1996 1987 19986 1927 
Institute,a". T=. Сарт од 81 29 65 67: ag 950 
Aktiva: 
Kassa emt, ent san uerg. Bb 2988 84 99 57 68 
Guthaben, ы... . „car 159 167 a 7 = 
Wechseh". УУ: Ам ш . 978 910 588 765 718 946 
Effekten red шеол! ак 356 858 214 208 12 8 
Kontokorrent und Lom- 
EIER ab VRR 3565 2973 945 1058 351 408 
Liegenschaften. .... 191 209 233 230 34 46 
Passiva: 
Aktienkapital . . . .. 562 386 521 507 890 510 
Reserven `, „u. мей 200 161 149 175 8 112 
Басе, „и Жан” 3076 2788 531 727 612 768 
Kreditoren und Reeskont 1617 1435 1058 959 228 399 
Ge re S: 75 56 50 49 38 45 


Die Eigenmittel der Agramer Banken sind von 762 Mil- 
lionen (im Jahre 1925 809 Millionen) auf 547 oder um fast 
30% zurückgegangen, die der Belgrader Banken von 663 
auf 682 gestiegen. (Die serbischen Provinzbanken weisen 
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an Eigenmitteln 522 Millionen gegen 479 Millionen im Jahre 
1926 aus.) Auch die Einlagenbewegung zeigt: bei den 
Agramer Banken einen empfindlichen Rückschritt von 3076 
auf 2788 (wobei auf die Erste Krotische Sparkasse mit 
49 Filialen allein fast 1500 Millionen entfallen), also um fast 
9%, bei den Belgrader von 531 auf 727 eine Steigerung 
um fast 20% und eine noch stärkere in der serbischen Pro- 
vinz. (Allerdings ist es fraglich, ob das ausgewiesene Aktien- 
kapital auch zur Gänze eingezahlt ist.) Das Verhältnis der 
Eigenmittel der Agramer Banken zu den fremden, 547 : 4228 
ist 1:79 (1:61 im Jahre 1926), bei den Belgrader 
682 : 1686 1 :2-4 (1 : 2-5). Einem ausgewiesenen Reingewinn 
von 56 Millionen (der die Eigenmittel mit durchschnittlich 
11% verzinst) auf die Gesamtmittel von 4223 Millionen der 
Agramer Banken stehen 49 Millionen der Belgrader Banken 
mit 2368 Millionen Gesamtmitteln gegenüber. 

Von. den serbischen Provinzbanken . verteilten im 
Jahre 1927 180. Dividenden, davon 146 über 10% und 
unter diesen viele 20% und darüber. Unter den Belgrader 
Banken verteilten 6 10%, 9 12%, 7 20%, 1 60%, die übrigen 
unter 10%. 

Der Einlagezins in Serbien betrug 6—12%, in Belgrad 
6—9%, die Debetzinsen 12—20% und darüber. 

Die bessere Rentabilität der Banken in Serbien ist auf 
die höheren Zinserträge, auf diegeringerenSteuern, 
auf die billigere Regie zurückzuführen und auf die, wie 
bereits bemerkt, reichlicheren Kredito bei der Nationalbank. 

Die stärkere Beteiligung ausländischen Kapitals an 
den Banken in $. H. S. hängt zunächst von der Gesundung 
der innerpolitischen Verhältnisse ab, nicht minder aber von 
einer Reorganisation des Bankwesens selbst. Die ersten 
kräftigen Ansätze dazu sind erfolgt. Die Fusionierung 
großer Agramer Banken — dr Kroatischen Eskomptebank 
mit der Kroat.-slaw. Hypothekenbank, und dann die mit 
diesen erfolgte Vereinisung der Belgrader Agrar- und 
Kommerzialbank und Bosna Bank zu einem Institut mit 
225 Millionen Eigenmitteln, mit dem Sitz in Agram — war 
ein entschiedener Vorstoß. 

Es ist gewiß keine zufällige Erscheinung, daß einer- 
seits die Bodenkreditanstalt, anderseits der Wiener Bank- 
verein fast gleichzeitig — letzterer durch die im Februar 
1928 unter Beteiligung bekannter Weltbanken erfolgte Um- 
wandlung seiner zwei Bankfilialen in Agram und Belgrad 
in die „Allgemeiner Jugoslawischer Bankverein A. 0.“ mit 
einem Aktienkapital von 100 Millionen Dinar — durch eine 
großzügige Konzentration bestehender Anstalten eine Ent- 
wicklung einleiten, die von bahnbrechender Bedeutung zu 
werden verspricht. Die Aufnahme der auf eine ehrenvolle 
Tätigkeit zurückblickenden Bosnischen Landesbank in 
Sarajewo in die „Allgemeine Jugoslawische Bankvereins 
A.G.“ ist nur eine Frage der Zeit und so zeichnen sich die 
Konturen der beiden führenden Großbanken, die vorwie- 
gend ausländisches Kapital repräsentieren, bereits deutlich 
ab. Diesen werden zwei Großbanken mit überwiegend heimi- 
schem Kapital gegenüberstehen: die Erste Kroatische Spar- 
kassa und die Serbische Bank. Letztere (gegründet 1895), 
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die. trotz ihres verhältnismäßig nicht großen Aktienkapitals 
eine beachtenswerte Rolle spielt, besitzt die Mehrheit der 
Aktien der Belgrader Adria-Donau Bank (hervorgegangen 
aus der Adriatischen Bank in Triest nach Fusion mit der 
Donauländischen Handels-A.-G.). Es ist schon lange davon 
die, Rede, daß die Serbische Bank die Adria-Donau Bank 
(Aktienkapital 61 Millionen), die seit vier Jahren keine 
Dividenden zahlt, aufnehmen und dann wahrscheinlich 
ihren Sitz nach Belgrad verlegen wird. Die Jugoslawische 
Bank A. G. (Aktienkapital und Reserven 128 Millionen) in 
Agram würde neben den genannten Großbanken einen wie 
auch bisher recht angesehenen Platz einnehmen und das 
tschechische, an der südslawischen Zuckerindustrie stark 
beteiligte Kapital (Zivnostenska) vertreten. 

Im allgemeinen kann man sagen, daß die überwiegende 
Zahl der mittleren und größeren Banken über genügende 
liquide Mittel verfügt: Eine Untersuchung darüber, ор die 
Liquidität und in welchem Maße zu- oder abgenommen hat, 
kann einigermaßen verläßliche Feststellungen nicht erbrin- 
gen. Das Wechselmaterial besteht nur zum geringen Teil 
aus Handelswechseln, die Mehrzahl sind Wechsel, die sich 
nur in der Form, nicht im Wesen von anderen Kreditver- 
pfliehtungen unterscheiden. Auch die Effekten können bei 
dem völligen Darniederliegen des Effektenmarktes nur mit 
Einschränkungen als liquides Vermögen angesehen werden. 
Der Besitz an Effekten, von denen auf festverzinsliche An- 
lagewerte und Staatspapiere. kaum еіп Viertel entfallen 
dürfte, ist erheblich und dürfte wenigstens eine halbe Milli- 
arde Dinar betragen. Die planmäßige Verringerung des 
Eifektenbestandes gehört mit zu jenen Aufgaben, von deren 
Gelingen die dauernde Prosperität der großen und mittleren 
Banken abhängen wird. 

Die innere Kapitalbildung macht nur langsame Fort- 
schritte. Die 6 bis 7 Milliarden Spareinlagen reichen nicht 
einmal für den nötigsten Bedarf aus und so ist und bleibt es 
eine Lebensfrage, von der schlechthin alles abhängt, wie 
sich das ausländische Bank- und Finanzkapital Südslawien 
gegenüber weiter verhalten wird. 


Eingezahltes Verhältnis des 


apital Einlagen en en 

in Millionen Dinar 
Serbiönsuitiswrseis: ih". 999, 1158 1:197 
Kroatien und Slawonien, 651 3440 1:554 
Bosnien u. Herzegowina . 229 492 1292715 
Slowenien . . . 2... 109 598 1:554 
разпанена A1 Jip - 21 121 1:600 
Wojwodina. . - -= «s$ 158 1197 1:780 

Zusammen . . 2155 6996 224 


Die Frage des Einlegerschutzes trat seit den erwähn- 
ten Zusammenbrüchen größerer Banken stärker in den 
Vordergrund und wurde auf die Tagesordnung des Juristen- 
tages im Jahre 1926 gestellt. Die gefaßten, von den wirt- 
schaftlichen Fachkreisen nicht gebilligten Beschlüsse zeigen 
aber, daß die Frage noch nicht zur Lösung gereift ist. Ein 
wirksamer Schutz ist ohne eine grundlegende Änderung des 
bestehenden Aktienrechtes nicht denkbar. 


Auf 100 Einw. 


Provinz Banken Postsparkasse En онро. Alles in Prozenten Sntfallen Dinar 
intausend Dinar 
Kroatien und Slawonien. ....... 3,440.431 102.030 20.980 -— 3,564.291 451 1301 
ет arg: a EE 1,152.643 94.140 12.387 1,260.170 169 394 
Wojwodina . .. .. ласк За. ФО. 1,197.189 — 10.465 == 1,207.61 158 874 
Slowenien: har Be de ent Baar ds 592.927 66.987 132.711 = 790.636 100 750 
Bosnien und Herzegowina . . . . ... 492.319 104.163 2.652 = 599.134 75 317 
Damaia . эз EE 125.395 == 12.605 SS 133.999 17 215 
Re шас у мысыр ы с — 8.445 ж. 341.683 350.198 Б ус 
Zusammen . . 6,997.901 376.676 191.750 341.683 7,908.010 1000 SC 
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Fast 90% der Einlagen im Betrag von rund 8 Milliar- 
den Dinar befindet sich in den Banken. Eigentliche Spar- 
kassen gibt es nur wenige, die Postsparkasse nimmt Spar- 
einlagen erst seit 1. Juli 1926 entgegen. Die Einlagen bei 
den Banken in den Jahren 1920 bis 1926 zeigen folgenden 
Stand in Mill. Dinar: 1082, 2762, 3095, 3581, 4652, 5832, 
6998. Seit dem Jahre 1927 ist ein stetiger Rückgang, zum 
Teil infolge des geringeren Einlagezinses, zum Teil wegen 
der Wirtschaftskrise, feststellbar. 


Hypothekarkredit. 

Sehr wichtig ist besonders für die Landwirtschaft die 
Frage des Hypothekarkredites, der in der Nach- 
kriegszeit zu völliger Bedeutungslosigkeit herabgesunken 
ist, während er vor dem Krieg in den außerserbischen Ge- 
bieten eine ergiebige Quelle sicherer Gewinne war. Die an 
sich zwar nicht bedeutende kurzfristige Verschuldung des 
Bauernstandes — sie wird auf 3 Milliarden Dinar bei einem 
Wert der landwirtschaftlichen Güter von 50 Milliarden ver- 
anschlagt — wird durch die hohen Zinssätze zu einem 
Problem, das nach Lösung drängt. Es ist offenkundig, daß 
den Bauern ohne Konversion der kurzfristigen Kredite in 
langfristige Hypothekarkredite nicht geholfen werden kann, 
doch ist an eine Placierung der Pfandbriefoe im Ausland 
vor Durchführung der Währungsreform nicht zu denken. 
Ohne gesetzliche Stabilisierung gibt es keinen Hypothekar- 
kredit, für den in den Gebieten außerhalb Serbiens (denn 
Serbien hat noch keinen Kataster) alle formalrechtlichen 
Voraussetzungen längst gegeben sind. 

Vor dem Krieg gab es einige bedeutende Institute, die 
den Hypothekarkredit, namentlich den städtischen, pflegten. 
In Serbien die Fondsverwaltung (die jetzige Staatshypothe- 
kenbank), die französische Hypothekenbank, die Hypothe- 
karbank des Handelsfonds, die Immobiliarbank, alle in Bel- 
grad, und die Landesbank in Skoplje (nach dem Krieg von 
der Staatshypothekenbank übernommen), in Kroatien die 
Kroatisch-Sslawonische Landeshypothekenbank in Agram, 
in Slowenien die Kranjska deželna рапка, in Dalmatien die 
Landeskreditanstalt. Außerdem betrieben das Hypothekar- 
geschäft die Erste Kroatische Sparkasse, die Kroatische 
Eskomptebank und die Kroatische Landwirtschaftsbank, 
alle in Agram, ferner die Jugobank (die seinerzeitige Kroa- 
tische Landesbank) in Osijek, die Bosnisch-herzegowinische 
Landesbank und die Agrar- und Kommerzialbank in Sara- 
jevo. Die nachstehende Übersicht zeigt den gewaltigen 
Unterschied zwischen einst und jetzt: 


Stand der Hypothekardarlehen im Jahre 


1915 1925 1927 
tausend 
Goldkronen Papierdinar 
Erste Kroatische Spar- 

КАЗНА а ee 57.618 12.489 9.027 
Kr.-Sl. Hypothekenbank , 59.872 16.473 32.630 
Bosn.-Herz. Landesbank 29,859 1.643 560 
Kroatische ` Eskompte- 

amk „ten er 6.364 960 760 
Jugoslawische Bank 5.026 3.259 16.000 


Dabei ist zu bedenken, daß auch die Oesterr.-ungar. 
Bank Ende 1913 in den an Serbien angeschlossenen Gebieten 
rund 25 Mill. K Hypothekarkredite außenstehen hatte. 
Nimmt man die zahlreichen kleineren Institute der gewe- 
senen Monarchie, die in Hypotheken ihr Geld angelegt hat- 
ten, so kommt man zu einem Betrage von rund 250 Mill. 
Goldkronen oder 2750 Mill. Dinar in den außerserbischen 
Gebieten. In Serbien waren schätzungsweise 100 Mill. Gold- 
dinar placiert. Dem Gesamtbetrag von 350 Mill. in Gold- 
oder 3850 Mill. Papierdinar stehen heute höchstens 500 Mill. 


Dinar reine Amortisationsdarlehen gegenüber, also ` kaum 
ein Achtel. Es war also die eigentliche Aufgabe der Staats- 
hypothekenbank, mit allen Mitteln einzuspringen. In den 
ersten Jahren nach dem Krieg hatte sie aber einen un- 
gemein schwierigen Stand: Die Grundbücher in Belgrad 
waren vollkommen zerstört, die Wiederherstellung Belgrads 
und seine Erweiterung zu einer modernen Stadt, Darlehen 
für Staatsbauten in der Residenz verschlangen alle Mittel. 
Ihre Hauptquellen sollen satzungsgemäß die verschiedenen 
öffentlichen Fonds sein, doch waren diese begreiflicherweise 
in Serbien unbedeutend. Die anderen Gebiete aber gaben 
ihre Fonds ungern her und sind durch den Artikel 117 des 
Gesetzes über die Fondsverwaltung erst nach 10 Jahren 
(im Jahre 1931) dazu verpflichtet. Daher mußte die Staats- 
hypothekenbank in erster Linie an die Unterbringung von 
Pfandbriefen im Ausland denken. Vor dem Krieg (1910) 
placierte sie 30 Mill. 4%ige Goldpfandbriefe, im Jahre 1911 
30 Mill. 4%ige, beide in Paris, im Jahre 1924 15 Mill, 7%ige 
Pfandbriefe, im Jahre 1927 12 Mill. 7%ige Pfandbriefe, 
beide in der Schweiz. Weiters gelang es ihr im vorigen 
Jahr, mit den Bankhäusern Seligmann und Dillon, Read 
und Comp. eine 7%ige Anleihe auf 12 Mill. Dollar (676-5 Mill. 
Dinar) zum Kurs von 87 abzuschließen. Dank dieser An- 
lzihe gelang es дег Staatshypothekenbank, ihre Tätigkeit 
auszubreiten und ihren Gewinn bedeutend zu erhöhen. Der 
Rohgewinn stieg von 97 Mill. im Jahre 1926 auf 184 Mill. 
Dinar, also auf das Doppelte, die Höhe der Darlehen von 
1116 Mill. auf 1936 Mill. Vom Reingewinn von 51'7 (27:3 Mill.) 
fielen dem Staate 47-1 Mill. (25-8 im Vorjahr), also um 
5 Mill. mehr zu als aus dem Anteil an dem Reingewinn der 
Nationalbank. 


Ackerbau und Viehzucht. 


Man pflegt, Südslawien unter die ausgesprochenen 
Agrarländer einzureihen, was richtig ist, wenn man 
allein den Anteil der bäuerlichen Bevölkerung (76%) zum 
Maßstab nimmt. Anders, wenn man von den Hauptzweigen 
der Volkswirtschaft ausgeht, soweit sie über den Eigen- 
bedarf der Erzeuger gehende Erträge abwerfen. Nach fach- 
männischen Feststellungen bringen die bäuerlichen Betriebe 
von 1 bis 10 Hektar höchstens 11 bis 21% ihrer Er- 
zeugnisse auf den Markt, die von 10 bis 30 Hektar 22 bis 
26%, die von 30 bis 50 Hektar 31%. Die Zahl der Betriebe, 
die dieses Ausmaß übersteigen, ist verhältnismäßig gering. 
Was also die rein bäuerliche Wirtschaft an Anbauprodukten 
für die Ausfuhr abgeben kann, ist viel weniger, als man 
gewöhnlich annimmt. In der Getreidewirtschaft nehmen 
Mais und Weizen die Hauptstellung mit etwa 80% ein 
und es lohnt sich festzustellen, wieviel SHS. von 1920 bis 
1927 ausgeführt hat: 


1920 1991 1999 1993 1924 1925 1926 1927 
Maisexport: 
Tausend Tonnen . , 127 330 11 102 245 1011 884 198 
Millionen Dinar... . 151 326 42 33% 585 2056 1339 337 


In Prozenten der Ge- 
samtausfuhrmenge 18:8 208 05 33 62 


Gesamtausfuhr in Mil- 

lionen Tonnen 09 158 221 302 89 дд 188 195 

Weizenexport: 

Tausend Tonnen . . 41 47 24 96 
Millionen Dinar „.... 112 151 116 382 
In Prozenten der Ge- 3 

samtausfuhrmenge #54 297 1'11 319 440 3:86 608 1'51 

Ausfuhr von Vieh und tierischen Produkten: 

Millionen Dinar . . . 198 992 1533 3062 2962 1986 2116 213% 
Prozente des Anteils 


am Wert der Ge- 
samtausfuhr. . 


23 188 46 


179 170 297 61 
684 501 846 195 


15 409 415 88 31 225 38 383 


== #90 


Es zeigt sich, daß, von dem außergewöhnlich guten 
Jahr 1925 abgesehen, der Anteil der Maisausfuhr an der 
Gesamtausfuhr mengenmäßig selbst im guten Jahr 1926 
nur etwas über 18% betrug, in den Jahren 1922 (die vor- 
ausgegangenen zwei Jahre kommen wegen der ungewöhn- 
lichen Markt-, Zol- und Valutaverhältnisse nicht in Be- 
tracht), 1923 und 1924 aber durchschnittlich nicht einmal 
4% erreichte. Dieser geringe Anteil ist begreiflich, wenn 
man bedenkt, daß rund drei Viertel der bäuerlichen Bevöl- 
kerung hauptsächlich Mais verbraucht und daß viele Ge- 
biete im Westen passiv sind. Auch die Weizenausfuhr 
konnte im besten Jahr (1926) nur etwas über 6% erreichen 
und belief sich im Durchschnitt auf etwas über 3%. Daraus 
folgt klar, daß auch in mittelguten Jahren die Ausfuhr von 
Getreide keinen entscheidenden Einfluß auf die Aktivität 
der Handelsbilanz haben kann. Ganz anders verhält es sich 
mit der Viehzucht im Königreich SHS. Sie steuert zur 
Ausfuhr durchschnittlich 33% bei und ist demnach eigent- 
lich ausschlaggebend nicht nur für die Aktivität der Han- 
delsbilanz, sondern auch für den wirtschaftlichen Fort- 
schritt des Bauern. Die Viehwirtschaft und nicht der Acker- 
bau gibt der südslawischen Landwirtschaft ihr Gepräge. 
Aber auch die Viehzucht zeigt nach dem Krieg keine zu- 
friedenstellende Entwicklung, wenngleich in der Ausfuhr 
von Lebendvieh und Eiern Südslawien unter den südost- 
europäischen Ländern die erste St>lle einnimmt: 


Rinder Schafe Schweine Eier 

in % der Weltausfuhr 
EIS Ир 2022 3'6 19 61 
Rumänien 15 H 09 2:5 
Ungarn... 10 03 0:6 18 
Bulgarien. . 0'2 11 = 3'0 


Aber ein Vergleich mit der Ausfuhr vor dem Kriege zeigt, 
daß Kroatien-Sjawonien in den Jahren 1908 bis 1913 im 
Durchschnitt 151.788 Rinder, 196.829 Schweine, 21.673 
Pferde und 51.431 Kleinvieh ausführen konnte, also an 
Rindern beinahe soviel (es nimmt nur ein Sechstel der Fläche 
des Reiches ein) wie heute das ganze Rich. Nur in Klein- 
vieh (hauptsächlich Schafen) ist die Ausfuhr zehnmal grö- 
Ber. Der Vergleich fällt (nach einem Vortrag von Dr. Ing. 
Sostarie-Pisadie) noch ungünstiger aus, wenn man den Wert 
der Ausfuhr veranschlagt. Dieser beziffert sich im. Jahre 
1905 für Kroatien-Slawonien an Lebendvieh auf 63 Millio- 
nen Goldkronen und für SHS. im Jahre 1927 (bei einer 
außergewöhnlich starken Schweineausfuhr) auf 901 Millio- 
nen Papier-Dinar. Den Index 1602 zugrunde gelegt, machte 
die Ausfuhr von 1905 1120 Millionen Dinar aus, Daraus 
geht hervor, daß die Ausfuhr aus Kroatien-Slawonien die 
des ganzen Reiches (Südserbien und Montenegro nicht 
inbegriffen) um 122% überstieg. Damit ist bewiesen, daß 
sowohl in der Qualität als auch der Menge nach die Rinder- 
zucht stark zurückgegangen ist. Die Schweineausfuhr stieg 
von 70.266 Stück im Jahre 1925 auf 297.870 im Jahre 1926 
(davon nach Österreich allein 284.816) und auf 421.147 
(nach Österreich allein 322.875) im Jahre 1927. SHS. hat, 
was Fleischschweine anlangt, in Wien mit Polen (das mit 
90% den Markt beherrscht) und teilweise mit Dänemark 
den Wettbewerb auszuhalten. Was Fettschweine betrifft, 
hat es eine viel günstigere Lage, zumal das noch nicht 
ratifiizierte neueste Zusatzabkommen zum Handelsvertrag 
vom 9. Juli 1928 dem SHS.-Staate die zollfreie Einfuhr von 
Fettschweinen in beliebiger Menge sichert. Als Hauptwett- 
bewerber kommen die Vereinigten Staaten von Amerika 
und Ungarn in Betracht. Die USA. haben aber nach 
dem riesigen Anwachsen des Binnenverbrauches ihre Aus- 
fuhr von 22% im Jahre 1919 auf 7% im Jahre 1925 ver- 
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ringert, Ungarn hat, zum Teil infolge verstärkter Ausfuhr 
in die Tschechoslowakei, in St. Marx im Jahre 1927 nur 
noch 46.813 Fettschweine abgesetzt. 

Eine überraschende Entwicklung zeigt die E ier aus- 
fuhr. Während  Kroatien-Slawonien (1903 bis 1905) im 
Durchschnitt 4500 Tonnen ausführte, betrug die Ausfuhr 
des SHS.-Staates: 1921 12.341, 1922 13.382, 1923 17.241, 
1924 20.129, 1925 27.224, 1926 31.086, 1927 26.350 Tonnen 
im Durchschnittswert von 600 Millionen Dinar oder 7-5% 
des Wertes der Gesamtausfuhr. (Im Durchschnitt also, von 
den Jahren 1925 und. 1926 abgesishen, mehr als die Aus- 
fuhr von Weizen und Mais zusammen.) Während 1925 Süd- 
slawien auf dem Weltmarkt an siebenter Stello stand, er- 
reichte es 1926 den fünften Platz. 

Unter den Industriepflanzen spielt der Hopfen (95% 
der Fechsung wird ausgeführt) die Hauptrolle. SHS. steht 
an dritter Stelle in Europa. Die Ausfuhr betrug (Millionen 
Dinar): 1922 8700 Mtz. (19), 1928 23.074 Mtz. (118), 1924 
12.776 Mtz. (91), 1925 81.586 Mtz. (243), 1926 81.508 Mtz. 
(207), 1927 40.961 Mtz. (198) mit 2-64% des Wertes der Ge- 
samtausfuhr im Jahre 1926 und 3:09% im Jahre 1927, über- 
{тїї also an Ausfuhrwert andere wichtige landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse wie Mehl, Tabak, Flachs, trockene Pflau- 
men und nimmt nach Mais und Weizen die dritte, im Jahre 
1927 sogar die zweite Stelle ein. Auch in der Flachs- 
produktion steht SHS. nach Rußland, den Philippinen, 
Indien, Italien, Litauen an sechster Stelle in der Weltpro- 
duktion. Die Ausfuhr betrug in 1000 Mtz.: 1923 55, 1924 70, 
1925 90, 1926 140, 1927 169 im Durchschnittswerte von 
100 Millionen Dinar, wobei zu bemerken ist, daß der In- 
landsverbrauch der bäuerlichen Bevölkerung sehr beträcht- 
lich ist. 

Tabak könnte eine viel wichtigere Post, sowohl in 
der Handelsbilanz als auch im Inlandsverbrauch sein, wenn 
die Monopolverwaltung mit mehr Geschick vorgegangen 
wäre. Es spricht vieles für die Aufhebung der Мопоро]- 
wirtschaft und für die Einführung der freien Bebauung. Die 
Jahresproduktion schwankte zwischen 10.000 und 88.000 
Tonnen und könnte bei freier Wirtschaft über 50.000 Ton- 
nen erreichen. Eine Gegenüberstellung mit Bulgarien und 
Griechenland zeigt, wie gering das Ausfuhrergebnis ist. 
Nach Dr. Staji6 wurden in der Periode 1923 bis 1926 nur 
etwa 8000 Tonnen ausgeführt, während Bulgarien über 
128.000 und Griechenland über 195.000 Tonnen ausführen 
konnte. Ausfuhr von Tabak in Blättern: 


SHS Bulgarien Griechenland 
ДОО SER, == 81735 41832 
1925 2678 33647 42219 
al: A ША аы -== 26000 55824 
192 ooien} 1054 25800 35000 


Die trockene Pflaume ist bekanntlich ein auf dem 
Weltmarkt geschätzter Artikel. Südslawien nimmt in ihrer 
Ausfuhr neben den U. S. A. die zweite Stelle ein. Von der 
sehr ungleichen Menge an Zwetschken im Durchschnitt von 
5 bis 6 Millionen Mtz. werden 40% für Schnaps, 40% für 
Trocknung verwendet, der Rest verteilt sich auf den Ver- 
brauch in rohem Zustand und auf die Herstellung von 
Pflaumenmus. Die Ausfuhr betrug in 1000 Mtz. (in Millionen 
Dinar): 1923 664 (345), 1924 199 (179), 1925 345 (191), 
1926 472 (233), 1927. 323 (157). Der Wert der Ausfuhr be- 
trägt durchschnittlich 2'5 bis 3% дег Gesamtausfuhr. Der 
Rückgang im Werte ist zum Teil auf den hohen Disarkurs, 
zum Teil auf geringere Qualität zurückzuführen, 

Die Seidenzucht ist namentlich in Südserbien einer 
der entwickeltesten Produktionszweige seit altersher, Von 
den 338 Millionen Maulbeerbäumen entfallen auf Südser- 


bien 2; Millionen oder 65%, auf die Wojwodina 0'66 Millio- 
nen oder 20%. In Südserbien ist die Seidenzucht frei und 
gedeiht gut, in der Wojwodina, wo sie in staatlicher Regie 
ist, geht sie ständig zurück, 


Aus dem bisherigen ergibt sich, daß die Ausfuhrkapa- 
zität in landwirtschaftlichen Produkten, und zwar gerade 
in den wichtigsten Ausfuhrartikeln (Eier und Kleinvieh 
ausgenommen) geringer ist als vor dem Kriege. Nur bei 
einigen Industriepflanzen (Flachs und Hopfen) konnten be- 
sondere örtliche Bedingungen in erhöhtem Maße ausgenützt 
werden. Auf die Frage der Mittel zur Hebung der Land- 
wirtschaft und besonders der Viehzucht kann hier wegen 
Raummangels nicht eingegangen werden. Die mit ganz un- 
zulänglichen finanziellen und betriebspolitischen Mitteln 


durchgeführte Agrarreform — die zum großen Teil rein 
parteipolitisch ausgenützt wurde, in manchen Gebieten 
nicht einmal begonnen hat — ist die Hauptursache des 


Rückschrittes. Dazu kommen die Fehler der Verwaltung 
und der seit Jahren anhaltende Kapitalsmangel, also Ein- 
flüsse, die einerseits die Gestehungskosten ungemein ver- 
größern, anderseits die Wettbewerbsfähigkeit im Ausland 
vermindern müssen. 


Um. die Leistungsfähigkeit der Bodenwirtschaft und 
der Viehzucht zu heben, sind grundlegende Änderungen in 
der Finanz- und Verwaltungspolitik und ausgiebige Zu- 
flüsse ausländischen Kapitals, ferner die intensivste Arbeit 
auf dem Gebiete des landwirtschaftlichen Unterrichts- und 
Kreditwesens (Genossenschaften) notwendig. 


Wir haben gesehen, daß die Bodenbewirtschaftung auch 
in mittelguten Jahren für die Ausfuhr nicht erhebliche 
Überschüsse abwirft. Auf Getreide, einschließlich Mais, ent- 
fallen 82%. Die Hektarerträge zeigen, daß SHS. weit hinter 
den mittel- und westeuropäischen Staaten zurückbleibt. 
Winterweizen schwankt zwischen 8-17 und 11:80, also um 
durchschnittlich 9 Mtz. je Hektar, Der Ertrag des Winter- 
weizens bezifterte sich im Durchschnitt auf 15 Millionen 
Mtz., der von Mais auf 27 Millionen Mtz. jährlich. Diese 
Maismenge ist für den Binnenverbrauch kaum ausreichend. 
Freilich wäre es ein arger Fehler, die Rentabilität 
der durchaus kleinbäuerlichen Landwirtschaft nur nach ver- 
kehrswirtschaftlichen Maßstäben einzuschätzen. Sie ist und 
bleibt die Grundlage der Volkswirtschaft, zumal in einem 
Lande, wo die Industriearbeiterschaft nur schwach vertreten 
ist und das Land das Hauptkontingent an Arbeitskräften 
liefert. Die Extensivität der Feldwirtschaft erklärt sich 
nicht nur aus dem zähen Festhalten an der Überlieferung, 
sondern sie ist zweckbedingt durch die enge Verbindung 
mit der für die Kapitalbildung ausschlaggebenden, auf 
Weide- und Waldausnützung in weitestem Ausmaß ange- 
wiesenen Viehwirtschaft (daher ist Stallfütterung. die Aus- 
nahme). Verfüttert werden von der Gerste 20%, Erdäpfel 
10%, Hafer 50%, Mais 26 bis 30%, Kürbis 80%, Heu, Rüben 
und Möhren 90%. Die Viehzucht weist, wie oben bemerkt, 
gegen. die Vorkriegszeit einen Rückschritt auf und wurde 
durch die bekannten agrarpolitischen Umstellungen der 
Hauptabsatzländer (namentlich Österreichs) schwer betrof- 
fen. Es war daher .nicht bloß eine Folge der nach dem 
Weltkrieg in den Nachfolgestaaten geübten Hochschutz- 
politik, sondern auch der stark betonten agrarischen Strö- 
mungen in den nördlichen Nachbarländern, daß sich SHS. 
einer intensiveren Industrialisierung zuwenden 
mußte. In der Tat spielen im Volksvermögen die Erträg- 
nisse aus der Industrie eine durchaus, nicht geringe Rolle. 
Nach einer allerdings übertrieben hohen Schätzung (in dem 
im Jahre 1927 erschienenen Werk: Unsere nationale 


Wirtschaft und das Nationaleinkommen“). bezifferte sich 
das Nationaleinkommen nach dem Stande der Produktion 
1923 bis 1925 auf 70 Milliarden Papierdinar, also. je Kopf auf 
5354 Papierdinar oder rund 500 Dinar in Gold (nach Fellner 
für Österreich-Ungarn 376 Kronen oder 395 Dinar je Kopf), 
wenn man laut Tabelle einen Bevölkerungsstand von 13 Mil- 
lionen zugrunde legt. Daran hatte Anteil die Landwirtschaft 
mit 186 Milliarden oder 24%, die Viehwirtschaft mit 129 
Milliarden oder 18%, Haus- und Heimarbeit mit 4:8 Milliar- 
den oder 7%. Rechnet; man diese drei Posten mit zusammen 
49% ausschließlich der ländlichen Bevölkerung zu, so ent- 
fällt die größere Hälfte (51%); auf Industrie, Handel 
und Gewerbe. Um bei der genannten Schätzung zu bleiben: 
auf Forstwesen 3:9 Milliarden (zu niedrig), Gewerbe. 7-7, 
Fabriksindustri2 5:8, Eisenbahnen 1-8, andere. Verkehrsein- 
richtungen 2-8, Handel 8:3, Bauindustrie 0:8, Geldanstalten 
0-6 usw. Da eine verläßliche Statistik fehlt, ist ein genaues 
Bild der Entwicklung der Landwirtschaft nicht  mög- 
lich. Die nachstehende Tabelle 1 zeigt, daß. von durch- 
schnittlich 11 Millionen Hektar landwirtschaftlich nutz- 
barer-Bodenfläche fast 4 Millionen Hektar auf Wiesen und 
Weide, 5'4. Millionen auf Acker entfallen. Von letzterer 
Fläche müssen aber wenigstens 30% (die Fruchtwechsel- 
wirtschaft ist selten, die Feldgraswirtschaft mit einem 
Drittel vorherrschend) für Weide und. Grasanbau (Klee, 
Luzerne) abgezogen werden. Es bleiben also rund 82 Mil- 
lionen reiner Ackerboden gegen 7 Millionen (die Hochweiden 
und Riede eingerechnet) Boden für Weidezwecke, ein den 
primitiven Wirtschaftsformen durchaus entsprechendes Ver- 
hältnis, das sich — wegen der Zunahme von Kleinvieh — 
immer mehr zugunsten der Weide verschieben muß. 


Bevölkerungszuwachs- und Merre hune 
(je 1000 Einwohner) 


SH КЕЕ Г Йыл Е säi 2592 
Provinzen SS Sne ы Eë н Aë 2995 
29 588 a ван" a н роле 
оя m HS R 3 S S EI N D e 
Nordserbien . 50 2912 596 SEET DIE WER d 
Südserbien . . 46 1665 371° 1474 398 1'7 516 
Montenegro . 10 238 247 2003 2071/77 218 
Bosnien u. Her- 
zegowina . 51 1982 87:7 1890 369 155 2064 
Dalmatien . . 13 625 491 621 488 15 664 
Slowenien . . 16 1064 657 1056 652 15 1144 
Kroatien und 
Slawonien . 44 2732. 62`6 2739 „+.625:1...1.° 2966 
Wojwodina.. . 20 1852. 687 1380 A 701. ,1°5 1494 
ВН... . .249 12520 507 120297 483° 1'559 13048 


Bebaute Flächen in den Jahren 1920 bis 1924 
(1000 Hektar) 
Acker 
ohne Gärten Sümpfe 


Jahr Hoch- und Wei und. Hoch- Zu- 
weide Wiesen Wiesen Weide Se Gärten Moore weiden sammen 


1920. 5079 — 1510 2559 171 234 "221 950 10725 
1921. 5376 154 1529 9516 172 237 196 889 11099 
1922 . 5452 158. 1564 2638. 168 2950 166 924 11816 
1923 . 5865 154 1607 2695 161 256 195 921 11851 
1924 . 5609 120 1596. 2811 165 251 167 918 1689 


In Prozenten gegenüber dem Jahre 1920 


1921 . 105:84 100 ` 10128 9952. 100°28 10121 88:50 93:59 103°49 
1922 . 10734 99-45 10359 10815 98:58 10659 75 98:29 105°51 
1993, 10575 99:88 106°46 105°88 .98`08 10917 88:96 95:86 105'84 
199% . 11044 78:20 105°67 10982 9680 10720 75:55 96:63 10852 


Über den Bestand an NutzviehundPferdenin 
den einzelnen Gebieten. unterrichten die nachtstehenden 
Tabellen. Besonders auffallend ist der Rückgang an Rin- 
dern und Schweinen, doch dürfte er in der Wirklichkeit 
nicht so groß sein. 
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Pferde: Р 
Letzte 

Zählung Д 

7 Vor dem vom in 9% 

Je 1000 Stück Kriege 31/1. 1921 +, — 
Kroatien und Slawonien. . 353 Ө = 15 
Bosnien und Herzegowina . 229 202 3 = 115 
Dalmatien a) 28 — 58:9 
Slowenien ........ 68 ORK Wi 
Nordserbien. .. 2.2... 154 74 —519 

Rinder: 
Kroatien und Slawonien . . 1135 11815 
Bosnien und Herzegowina . 1310 1224 — 66 
Dalmatien. ah vg 1105 52 — 50% 
Slowenien . . .. 2... 684 479 — 300 
М№огӣвегріеп . . . . .. . . 965 1067 +10%6 
Schweine: 

Kroatien und Slawonien . . 1164 9734 —160 
Bosnien und Herzegowina . 527 278 — 472 
DADAN "2 ee TE 23 — O70 
Slowenien .......% 605 304 — 498 
Nordserbien. . . ..... 863 746 —18%6 


Schafe und Ziegen: 
Kroatien und Slowenien. . 946 651. —312 


Bosnien und Herzegowina . 3642 2101 —-42'3 
Dalmatieniial, ST geet), 1283 390 = 69:9 
Slowenien = ir эыес} 100 ZE SE 
Nordserbien ...,.. . 2186 2580 — 419 
Vieh und Geflügel im Königreich SHS: 
In 1000 Stück 1914 1919 1993 1924 1925 1996, 1997 
Pferde. . . 1556 1009 1068 10504 1106 1116 1210 
Rinder ... 6277 4555 3870 3784- 3795 3706 3799 
Schweine .. 5234 2972 2497 2518 2802 2806 2769 
Schafe , <. 11570 5250 7689 7619 7907 7800 77385 
Ziegen . . 2445 1200 1780 1718 1811 1750 1789 
Geflügel . . — — 14196 14938 16198 17178 17182 


Von den im Durchschnitt der Jahre 1923 bis 1925 mit 
13 Milliarden im obigen Werk festgestellten Erträgnissen 
der Viehwirtschaft kommen auf: Rinder 5-6 Milliarden 
(43-4%), Schweine 35 (25%), Schafe 1:4 Milliarden (11%), 
Ziegen 482 Millionen (3-4%), Pferde 486 Millionen (3'6%), 
Geflügel 15 Milliarden (11%). Von der Eierausfuhr war 
bereits die Rede. Den Anteil der einzelnen Gebiete an den 
Erträgnissen der Viehwirtschaft zeigt folgende Tabelle. 
Kroatien steht mit über 26% an erster, Altserbien mit 18 
bis 19% an zweiter Stelle. 


Perzentueller Anteil der einzelnen 
Gebiete an Erträgen der Vieh- 


wirtschaft 1923 1924 1925 
Nordsefpronr ` mer nel 1872 1836 1902 
SEET о = тч. ai 1148 1186 1163 
Montenegro ........ 144 150 150 
Bosnien und Herzegowina . 15:56 15:91 15°52 
Dalmatien ..... er 905072068 2100 
Kroatien und Slawonien . . 2675 2662 2616 
Slowenien Be Seene, ek 872. 901 847 
Wojwodina ..2...., 1467 1006 1470 


Die Agrarreform. 


Wie in den meisten süd-, ost- und mitteleuropäischen 
Staaten, wo die Agrarnsform nach dem Weltkrieg in den 
Mittelpunkt der sozialen und politischen Bewegungen ge- 
stellt worden ist, verfolgte sie auch in. Südslawien zwei 
Ziele: die Sprengung des Großgrundbesitzes und die Be- 
freiung des Bauern von gewissen Abhängigkeitsverhält- 
nissen. Diese waren zwar nicht feudalrechtlicher Natur, 
noch stand der Bauer zum Grundeigentümer in irgend 
einem persönlichen Abhängigkeitsverhältnis, immerhin 
hemmten sie die Entwicklung ‚des Bauern zum freien Eigen- 
tümer, sie gaben dem zumeist in der Stadt lebenden Grund- 
rentner zum Schaden der zahlenmäßig weit überlegenen, 
den Boden bearbeitenden Dorfbewohnerschaft das politische 


und wirtschaftliche Übergewicht. Daß die Vorteile der 
Agrarreform in den ersten zehn Jahren ökonomisch nicht 
zur Geltung gekommen sind und daß sogar vielfach ein 
Rückschritt zu beobachten ist, daran sind wie übrigens 
auch in anderen Ländern die wesentlich machtpolitischen 
Ziele, die man mit der Bodenreform verbunden hat, schuld. 
In Bosnien wollte man die Begs, die dem vortürkischen 
historischen Adel angehörigen Grudherren, ів den nörd- 
lichen Gebieten die mächtigen Großgrundbesitzer schwä- 
chen, um die politische Macht des Kleinbauern zu stärken 
und um gleichzeitig die Neugebiete (die Teile der gewe- 
senen öst.-ung, Monarchie) mit altserbischen Elementen (zu- 
meist Kriegsfreiwilligen) zu durchsetzen, Daneben traten 
die wirtschaftlichen Erwägungen in den Hintergrund. Am 
raschesten ging man in Bosnien und der Herzegowina vor, 
wo die Erbpächter nach dem Umsturz die Zahlung des 
Pachtschillings verweigerten und wo die obligatorische 
Kmetenablösung schon vor dem Kriege durch die fakul- 
tative vorbereitet worden war. 

Von einer Gesamtbevölkerung уоп 189 Mill. (Volks- 
zählung 1910) waren 444.920 also mehr als ein Viertel 
Kmeten ohne Freibesitz, 110.499 Kmeten, die zugleich Frei- 
besitz hatten. Die Gutsbesitzer, zumeist Muselmanen, fan- 
den sich bereits im Jahr 1922 mit einer bescheidenen Grund- 
entschädigung in der Höhe von rund 400 Mill. Dinar ab, 
die ihnen zu einem Drittel in barem, zu zwei Dritteln in 
4%igen Obligationen ausbezahlt wurde. Viel schwieriger 
gestaltete sich die Regelung der Agrarverhältnisse in den 
nördlichen Gebieten des Reiches, wo der Großgrundbesitz 
sehr verbreitet war. 


In Kroatien und Slawonien waren 52:1% des 
Kulturbodens in Händen von Großgrundbesitzern. 


Hache, aa Fläche des Kul- ee qon 

Katastral- Anzahl der turbodens in fläche des 
joch Grundbesitze Katastraljoch Kulturbödens 
0—5 180.175 395.004 57 
5—10 226.089 2,976.007 422 

über 1000 4.898 8,675.552 521 


In einem provisorischen Regulativ vom Jahre 1919 
wurde bestimmt, daß die Kmetenansäßigkeiten in Bosnien 
und der Herzegowina, Südserbien und Montenegro in das 
Eigentum der Bauernbesitzer übergehen und daß die Eigen- 
tümer eine Ablösungssumme erhalten sollen, daß das Kolo- 
natsverhältnis in Dalmatien aufzulösen sei, endlich daß die 
Großgrundbesitze in den nördlichen Teilen des Reiches 
gegen Entschädigung zu expropriieren 
und an die bodenbedürftige Landbevölkerung zu verteilen 
seien. Als Großgrundbesitz wurden angesehen alle Fidei- 
komisse und alle Besitze von 100 bis 500 Katastraljoch und 
darüber kulturfähigen Bodens. (Nur die Besitze der Habs- 
burger wurden ohne Entschädigung exproprüert.) Das Re- 
gulativ bestimmte, daß, solange vom Parlament ein Ge- 
setz nicht erbracht werde, alle expropri- 
ierten Flächen nur in zeitliche Pacht über- 
lassen werden dürfen. Während es, wie bemerkt, 
in Bosnien zu einer endgültigen Regelung kam (erst im Jahr 
1928 erfolgte die gesetzliche Regelung betreffend das Eigen- 
tum der in Freibesitz übergegangenen Liegenschaften), blie- 
ben die Dinge in Südserbien und in Dalmatien (wo nur Vor- 
schüsse an die Eigentümer ausbezahlt werden) bis heute in 
Schwebe. (In Dalmatien zum Teil wegen der in den 
Nettunokonventionen enthaltenen Sonderbestimmungen.) 
Als Großgrundbesitz wurden später Besitze mit einem Aus- 
maß von über 100 Hektar in Kroatien, über 200 Hektar in 
Slowenien, über 300 Hektar in der Wojwodina festgesetzt, 
so daß es, nach dem neuen Schlüssel berechnet, in Kroatien, 
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Slawonien, Wojwodina und Slowenien 921 Großgrundbesitze 
gibt mit 815.315 Katastraljoch bebauten Landes, 845.447 
Joch Wald und 392.220 Joch anderen Zwecken dienenden 
Bodens, zusammen 2,089.083 Joch. (An 182.567 ortsan- 
sässige Familien wurden 356.936 Joch verteilt (in Zeitpacht), 
7229 Familien Kriegsfreiwilliger erhielten 56.965 Joch in 
eigenen und 100.122 Joch in fremden Gemeinden.) Insge- 
samt wurden in den nördlichen Teilen bis Ende des Jahres 
1927 557.202 Joch an 207.121 Familien zu maximal 5. Hek- 
tar Boden verliehen. Von dem Kulturboden verblieben dem 
Großgrundbesitz 267.084 Katastraljoch. Der im Jahre 1922 
und im Jahre 1923 dem Parlament vorgelegte Gesetzent- 
wurf betreffend die Agrarreform kam infolge der inner- 
politischen Verhältnisse bis heute nicht zur Behandlung. Im 
Jahre 1925 versuchte man eine Beschleunigung durch die 
Verordnung über den fakultativen Loskauf, die es den 
Großgrundbesitzern und den Anwärtern überließ, sich in 
gütlichem Einvernehmen über die Höhe des Gegenwertes 
für den überlassenen Boden zu einigen. Der dauernde, 
drückende Kapitalmangel brachte es mit sich, daß nur eine 
geringe Anzahl von Grundbeteiligten von dieser Möglichkeit 
Gebrauch machen konnte. Zur Expropriation dürften rund 
900.000 Hektar gelangen, wofür bei einem Preis von rund 
3000 Dinar je Hektar 2-7 Milliarden Dinar erforderlich wären, 
die natürlich im Inlande nicht aufgebracht werden können. 
Die finanzielle Liquidation des Großgrundbesitzes ist also 
ohne eine Anleihe im Ausland nicht denkbar. In dem von 
den Agrargenossenschaftsverbänden vor einigen Monaten 
ausgearbeiteten ‚Projekt ist die finanzielle Liquidierung in 
der Weise gedacht, daß die Agrargenossenschaften für das 
auszubezahlende. Kapital aufkommen sollen, während die 
finanzielle Abwicklung einer privilegierten Agrargenossen- 
schaftsbank übertragen werden soll, die durch Ausgabe von 
Pfandbriefen, die auf den im Wege der Agrarreform erwor- 
benen Grundstücken sicherzustellen wären, das nötige Kapi- 
tal aufbringen soll. 

Die endgültige Durchführung der Agrarreform ist für 
die ganze Volkswirtschaft, vornehmlich aber für die Ent- 
wicklung des Forstwesens von großer Bedeutung. Der 
bisherige Zustand beruht auf Verordnungen rein administra- 
tiver und provisorischer Natur. Sie hatten vor allem den 
Zweck, gemäß Artikel 41 der Verfassung die dauernde 
Versorgung der ortsansässigen Bevölkerung mit Wald und 
Weide aus den großen Waldkomplexen sicherzustellen. Die 
zu diesen Zwecken von 1924 bis 1926 vorgenommenen Aus- 
scheidungen von Teilen der Großgrundbesitze wurden in 
Fachkreisen wegen der völlig unzulänglichen Vorbereitung 
dieser Aktion allgemein verurteilt und bildeten den Gegen- 
stand zahlreicher Eingaben und Denkschriften der Forst- 
organisationen, die auf die unheilvollen Folgen hinwiesen. 
Den Kernpunkt des Problems bildet nach wie vor in den 
nördlichen Gebieten, aber auch in Bosnien und der Herzego- 
wina die endgültige Ausscheidung der für die Landbevöl- 
kerung notwendigen Wald und Weidekomplexe (dort aus 
den privatin, hier aus den Staatswäldern), die an die Stelle 
der bisherigen provisorischen und ganz unkontrollierbaren 
tatsächlichen Verhältnisse einen unverrückbaren Rechts- 
zustand setzen soll. 

Die Agrarreform, die unter parteipolitischen Aspekten 
eingeleitet und bisher lediglich von solchen bestimmt wurde, 
ist an einem Wendepunkt angelangt. Gelänge es, sie endlich 
als Ganzes und nur aus ökonomischen Rücksichten heraus 
zu behandeln, so würde der tiefe Sinn, der ihr unbestreit- 
bar innewohnt, wieder hervordringen. Aber gerad» darum 
darf man nicht erwarten und wäre es auch nicht zu wün- 
schen, daß der schwierigste Teil, die Expropriation des 


Großgrundbesitzes, auf die Tagesordnung gestellt werde, 
solange sich die verworrene innerpolitische Lage nicht 
gründlich geklärt hat. 


Industrie. 


Die natürlichen Bedingungen für eine eigene Industrie 
sind in ausreichendem Maße vorhanden. Die geographische 
Lage des Königreiches S. Н. S. — im Norden an Mittel- 
europa grenzend, im Westen hat es eine mit ausgezeichne- 
ten Häfen versehene Küste als Ausfallstor zum Mittelländi- 
schen Meer, als Ganzes bildet es das Kernstück des Bal- 
kans — ist die denkbar günstigste. An Naturschätzen steht 
es keinem Lande in Europa nach. Holz, Kohle, Eisen und 
Wasserkräfte stehen an erster Stelle. Nach Frankreich (mit 
46 Mill. HP bei niedrigerem, 96 Mill. HP bei mittlerem 
Wasserstand) und Italien (mit 46, beziehungsweise 
7:8 Mill HP) steht S. Н. S. an dritter Stelle in Europa, was 
die Wasserkräfte anlangt. Doch sind im Durchschnitt nur 
5-3% (in Frankreich 20%) ausgenützt. Die Kohlenförderung 
und auch der Erzbergbau (Llubija) können namhafte Fort- 
schritte verzeichnen. Das größte Kohlenwerksunternehmen, 
die Trifailer Kohlenwizrks-A. С. (vor 55 Jahren gegründet) 
wies im Jahre 1927 eine Förderung von 1'62 Mill. Tonnen 
aus. Nach Fertigstellung der im Zuge befindlichen Neuinstal- 
lationen wird eine tägliche Förderung von 835 Waggon 
(jährlich 26 Mill. Tonnen) möglich sein. Im Jahre 1927 
wurden in S. Н. S. 474 Mill. Tonnen gegen 41 im Vor- 
jahre gefördert. Das ist gegen 1926 um 15%, gegen 1923 um 
53% mehr. Die Förderung stellt sich nach Landesgebieten: 


Plus in 
1913 1926 1927 Proz. 
in tausend t gegen 
1926 
Kroatiens. яше} өши LEW. 234 Ak 587 22 
Dalmatiens. 42. „hg с.с meim 115,2. 166....215:;:7 80 
BOSMIE e E E а 847 881 1149 31 
Biere AE, ЖВНЕ: AAN: 1587 1678 1912 14 
Serbien ROM ME ABI LER 811 866 988 8 


Gegen 1923 hat die Förderung in Serbien um 200%, 
in Dalmatien um 187%, in Kroatien um 130% zugenommen. 
Die Zentrale der Industriekorporationen in Belgrad hat 
den Anteil der Ausfuhr von Industrieerzeugnissen in nach- 
stehender Tabelle zusammengefaßt, die die wachsende Be- 
deutung der Industrie für die Handelsbilanz veranschaulicht: 


Gesamtausfuhr Industrieexport Verhältnis 
1000 Millionen 1000 Millionen in 
Waggon Dinar Waggons Dinar Prozenten 

КӨЗ nek 221 3691 59 1901 51'5 
1928., аал ^ 808 8049 248 3967 49:2 
E ar 392 9539 321 4954 518 
2995... 439 8905 281 3825 42:9 
1926. En. 488 7818 332 3076 39°8 
een 425 6400 338 3265 541 
Leder. 


Die Lederindustrie war schon vor dem Krieg, nament- 
lich in Kroatien und Slowenien, sehr stark entwickelt. Die 
Zagreber Lederfabrik zum Beispiel arbeitete zum großen 
Teil für die Ausfuhr, ihre Produkte gingen bis nach Eng- 
land. Nach dem Krieg änderte sich die Lage infolge der zahl- 
reichen Zollschranken völlig, so daß heute die Lederfabriken 
für ihre Fertigfabrikate hauptsächlich auf den Inlandsmarkt 
angewiesen sind. Die Entwicklung der Lederindustrie ist 
gleichwohl durchaus befriedigend, die Zahl und Leistungs- 
fähigkeit der Unternehmungen ist gewachsen, was sich be- 
sonders in der seit 1926 gesteigerten Ausfuhr und der in 
gleichem Maße verringerten Einfuhr von Leder und Leder- 
waren zeigt. Die Ausfuhr von Rohhäuten ist nicht unbe- 
deutend und überschreitet jährlich 100 Mill. Dinar. 
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Leder und Lederwaren okee, Seite 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr 

in Meterzentnern in Millionen Dinar 
TI en ängeg cl 7.488 300 = 
II u. ee. 24.380 10 150 
En 69.740 15.245 176 
EE a en 23.774 30.95 178 
onen. . 25.321 70.51 250 
В... аа. 34.896 11.341 385 
en э› „>. ur АЙЫ... 24.850 12.306 399 
Er Ss $ = age 15.860 34.489 345 
N =" 957 11.272 44.854 252 


Die Holzindustrie. 


? Die Holzindustrie hat ihren Sitz in Kroatien, Slawo- 
шеп und Bosnien. In Serbien und Montenegro sind große, 
aber noch nicht aufgeschlossene Waldgebiete. Laut Sta- 
tistik vom Jahre 1926 umfaßt die gesamte Waldoberfläche 
756 Mill. Hektar oder 283% des gesamten Staats- 
areals. Nach Abschlag der nicht zum eigentlichen 
Waldbestand gehörigen Flächen verbleiben 703 Mill. 
Hektar oder 283% des gesamten Territoriums, so daß 
auf einen Bewohner 054 Hektar Waldfläche entfallen. 
Auf Hochwald entfallen: 417 Mill. Hektar, auf mitt- 
leren Wald 0:48 Mill., auf Niederwald 1'68 Mill. Mehr als 
34 Mill. Hektar umfassen die ganz schütteren Waldteile, 
die Überreste teils devastierter, teils vernachlässigter Wäl- 
der sind. Diese Waldgebiete, die auf dem Wege sind, voll- 
ständig kahl zu werden, sind ein ernstes Problem der Wald- 
wirtschaft. Von den Wäldern, die im großen ganzen Laub- 
wälder sind (davon 31% gemischte Laubwälder), sind 
Eigentum des Staates 3'61 Mill. Hektar oder 477%, der 
Gemeinden 1'44 oder 19%, von Privaten 25 Mill. Hektar 
oder 33%. In vielen Gegenden des Reiches, namentlich in 
Serbien, hat eine Vermessung des Waldgebietes nicht statt- 
gefunden und in Bosnien und Herzegowina ist die Abgren- 
zung der Gemeindewälder überhaupt nicht vorgenommen 
worden. 

Die wierbreitetste Holzart ist die Buche. Reiner 
Buchenwald, mit keiner anderen Holzart gemischt, nimmt 
23% der gesamten bewaldeten Fläche ein und in den 371%, 
welehe gemischte Laubwaldbestände beinhalten, sowie in 
den 176%, in welchen die aus Laub- und Nadelhölzern be- 
stehenden Wälder enthalten sind, figuriert die Buche an 
erster Stelle. Die Buche wurde erst dann technischer Ver- 
arbeitung zugeführt, als die Eiche immer seltener wurde 
und der große Preisunterschied zwischen Eiche und Buche 
die letztere wettbewerbsfähig machte. Die Buche dient 
seit zwei bis drei Jahren als Ersatz für Eiche. Sie wird in 
großem Maße in der Möbelindustrie verwendet, hauptsäch- 
lich in gedämpftem Zustand, und nimmt eine stets wach- 
sende Bedeutung in der Schwellenproduktion ein. In der 
Bauindustrie, besonders für Parkette, wird sie dər Eiche 
vorgezogen. Die Buche und die aus ihr verarbeiteten Halb- 
und Ganzfabrikate machen 30% der gesamten Holzausfuhr 
aus. In 1927 enthält der jugoslawische Export 55.736 Wag- 
gon Brennholz mit 128 Millionen und 6114 Waggon Holz- 
kohle mit 54 Mill. Dinar. Beinahe zur Gänze bestehen beide 
Sätze aus Buche, 

Die Ausfuhr der verschiedenen Holzarten stellte sich 
im Jahre 1927 folgendermaßen: 


a) in rohem Zustande: b) nur mit der Axt behauen: 


Mill, Mill. 
Dinar Dinar 
Nadelhölzer ..... 2:0 Nadelhölzer. . . - .1589 
hee ums. T 16°9 ҮЙҮТ ТҮҮ: с, 29°8 
Ener el buchen m u SEH 
andere Laubhölzer . . 151 andere Laubhölzer . 93 


Die Ausfuhr von Buchenschwellen erreicht 1,444.838 
Stück mit 43 Mill. Din. gegen 1,931.068 Stück Eichen- 
schwellen mit 92 Mill. Din. An Sehnittmaterial wurden aus- 
geführt: 


Mill. 

Waggon Dinar 

Nadelhölzer ....... 45.321 88175 
eer ылда Ce СК 9.456 84.3 
IL A VOR EI 13.704 984 
andere Laubhölzer . . . . 4.320 378 


Der Export von Dauben, meistens aus Buche, betrug 
12 Mill. Din. Für die Erzeugnisse aus Holz sowie für die 
Destillationsprodukte fehlen die Angaben. 

Die Holzindustrie hatte in 1919 bis 1920 gute, und von 
1921 bis 1924 sehr gute Jahre, 1925 (Dinaraufstieg) und 
1926 waren schwach, im Jahre 1927 setzte der Aufstieg 
ein und setzte sich im Jahre 1928 kräftig fort. Für die 
Handelsbilanz ist sie von ausschlaggebender Bedeutung, 
namentlich in den zwei’letzten Jahren (1927/28, wo die Aus- 
fuhr von Zerealien gering war), wie nachstehende Tabelle 
zeigt: 


Von der 


in Mill. Gesamtausfuhr 
Waggon Golddinar an Wert %, a. Gewicht 

ТӘШ ee 5887 16:9 10°8 20 
а аза зод “ж - 48976 lc 303 48 
erha 48448 318 Lu 28 
d'Eier шд Gu 84660 51°1 19°8 87 
EE la tech ‚ 133278 105°5 22°07 At 
RETTET 173005 161°5 2412 44 
TIA утс эзш суа, A 168828 139°3 17°8 36 
dE ele eege 150637 112°0 13°0 30 
LORN E: тэе TEIR 174000 143:0 ZOO 32 
1. Halbjahr 1928 77799 SO 280 33 


DieForstindustrie nimmt den ersten Platz unter 
den Industrien Jugoslawiens ein. Man kann sagen, daß 
in der Holzindustrie ein Drittel des gesamten in In- 
dustrien angelegten Kapitals von etwa 3 Milliarden Dinar 
investiert ist. Davon entfallen zirka 400 Mill. auf Bosnien, 
300 auf Kroatien und der Rest auf den übrigen Teil des 
Landes. Insgesamt werden in der Holzindustrie des Reiches 
rund 120.000 Arbeiter dauernd beschäftigt, der Wert der 
Jahreserzeugung von rund 15 Mill. Kubikmeter wird auf 
4 Milliarden Dinar geschätzt. Mehr als drei Viertel entfällt 
davon auf Bauholz. Die Summe der Pferdekräfte, welche 
die in Verwendung stehenden Maschinen entwickeln, er- 
reicht rund 70.000. Ein großer Teil moderner Sägemühlen 
mit Dampf- und Turbinenantrieb ist erst nach dem Krieg 
entstanden. Die slawonischen Sägewerke sind vornehmlich 
zur Verarbeitung von Eichen- und Buchenholz, die bosni- 
schen vornehmlich zur Verarbeitung von Таппеп- und 
Buchenholz wingerichtet. Einige der Unternehmen erreichen 
den Höhepunkt moderner Produktionstechnik und genießen 
Weltruf. In den serbischen und slowenischen Unternehmen 
überwiegt das heimische Kapital. In der Industrie Kroa- 
tiens, Slawoniens und Bosniens ist vielfach fremdes Kapital 
engagiert. Außer Sägewerken (301 größeren, 2376 kleineren 
Bachsägen) gibt es auch eine große Anzahl anderer Be- 
triebe, und zwar: 5 Tanninfabriken, 3 Imprägnierungsan- 
lagen, 2 große Fabriken von Flechtwaren, 2 Holzdestilla- 
tionsfabriken, 1 Zellulosefabrik und überdies 29 Faß-, 
35 Wagen-, 10 Zündhölzchen-, 22 Parketten-, 170 Möbel-, 
18 Spazierstockfabriken und eine größere Anzahl von 
Unternehmen, welche sieh mit der Erzeugung von Holz- 
bestandteilen für Hausbauten und dergleichen. befassen. 
20 Fabriken erzeugen Holzkohle en gros. 

Die Zukunft der Forstindustrie ist vor allem eine 
Kapitalsfrage, nicht minder aber der Reorganisierung der 
Forstverwaltung, die unter einer übertriebenen Zentrali- 
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sation leidet. Das ausländische Kapital — österreichisches, 
ungarisches, italienisches, Schweizer, englisches, wenig 
deutsches — würde sich in viel größerem Ausmaß beteili- 
gen, wenn sich die staatliche Forstwirtschaft in geregelten 
Verhältnissen (Wirtschaftspläne fehlen, Mangel eines ein- 
heitlichen Forstgesetzes, riesige Waldbestände sind aus 
Mangel an Verkehrsmitteln Aar Ausnützung verschlossen 
und überständig) befände. 


Metalle. 


Eisen. 

Nach dem Zerfall der Monarchie kam für die Eisen- 
industrie, die durch eines der größten Werke Mitteleuropas 
in Aßling (Jesenice) vertreten war, zunächst eine sehr 
schwere Übergangszeit. Erst seit dem Inkrafttreten des 
neuen Zolltarifs (15. Juni 1925) und nach dem Zustande- 
kommen der mitteleuropäischen Rohstahlvereinigung im 
Jahre 1926 datiert die Belebung, wenngleich kaum 75% der 
Vorkriegserzeugung erreicht werden konnten. Zum Ver- 
gleich diene die nachstehende Gegenüberstellung der R o h- 
stahlerzeugung in den Werken Jesenice, Zenica, Štor 
und Sustanj, gerechnet in 1000 Tonnen: 

Jahr 1914 1918 1919 1920 1991 1922 1923 1924 1995 1926 1927 
Tonnen. . 117 39 25 23 27 A Ai 42 53 64 73 


Die Inlandserzeugung erstreckt sich auf Halbfabrikate, 
niehtfaconiertes Stabeisen und Bandeisen, Schwarzblech 
über 1 Millimeter, gezogene Drähte, Drahtstifte und auf 
Schienen bis 212 Kilogramm (lauf. Meter). Die nach- 
stehende Tabelle zeigt die Einfuhr dieser Fabrikate 
(Schienen ausgenommen) in den Jahren 1920 bis 1927, wäh- 
rend wir über die Einfuhr anderer Eisenwaren (Schienen, 
Traversen und anderes) keine statistischen Daten erhalten 
konnten, da ein großer Teil auf Reparationskonto beschafft 
wurde. 

Eingeführte Eisenwaren, die auch im Inland erzeugt werden 


1920 1991 1999 19958 1994 1995 1996 1927 
їп Топ ед 

Halbfabrikate 2749 9398 1076 1952 6312 7695 3481 8969 
Nichtfasso- 
niertesStab- 
eisen und 
Bandeisen . 8102 33386 25101 16705 16797 18497 16523 19117 
Schwarzblech 
über 1 mm 2000 2898 2784 2804 2374 3449 83941 5121 


Gezogene 
Drähte .... 328 1332 1440 1581 1703 1795 2918 3650 


Drahtstifte.. 2014 8928 4467 6740 7555 5816 4595 8736 

Die Einfuhr hat — Drahtstifte ausgenommen — 
stetig zugenommen und betrug Ende 1927 rund 40.000 
Tonnen. Einen Durehschnittswert von 2800 Dinar je Tonne 
angenommen, bezifferte sich der Wert der Einfuhr ohne 
Zoll — der zirka ein Drittel des Wertes ausmacht — auf 
112 Mill., mit Zoll auf zirka 150 Mill. Dinar. Der gesamte 
Inlandsverbrauch kann auf 110.000 Tonnen Rohstahl- 
erzeugnisse geschätzt werden, wovon ungefähr zwei Drittel 
auf die heimische Erzeugung (70.000 t) entfallen, was 
dem von den Mitgliedern der Rohstahlgemeinschaft verein- 
barten Schlüssel entspricht. 

Erzeugung Berg- und Hüttenwesen. 


Bergbau Hüttenwesen Zusammen 
Wert in Millionen Dinar 
1919 „91-70 22 98 
1920,5. s 7301 48 349 
1921... 886 106 491 
2909... 08, 285 948 
1923. , . 1124 416 1540 
1924. . . 1138 436 1571 
1925. . ; 1130 305 1435 
1926 . . . 1067 320 1387 


Ausfuhr der Berg- und Hüttenindustrie, 


Wert Prozente 
in Mill. Dinar der gesamten Ausfuhr 
1920 .908. 46 WEN 
1921 0i 70 2:02 
1922... 210 57 
1923 . . . 868 EN 
1994. . . 686 6'5 
1925... . 865 4'1 
1926 . . . 395 504 
1927. . . 390 6:09 


In den letzten zwei Jahren stand der Ausbau des 
Eisenwerkes Zenica, an dem der Staat mit 54% der Aktien 
beteiligt ist, aus Gründen der Landesverteidigung im 
Vordergrund. Dieses Werk konnte erst für das Jahr 1927 
einen kleinen Gewinn ausweisen. In diesem Jahre betrug 
seine Erzeugung 233.624 (178.129 im Vorjahr) gegen 
327.906 im Jahre 1912, der Verkauf 239.376 gegen 329.795 
Tonnen im Jahre 1912. Am 1. Juli 1925 wurde das Stahl- 
werk und Walzwerk wieder in Betrieb gesetzt, 1927 
tauchte die Idee auf, auf Reparationsrechnung eine neue 
Hochofenanlage samt Martinswerk zu errichten und die 
Hochofenanlage in Vares aufzugeben. Dis zu diesem Zwecke 
mit reichsdeutschen Firmen unter Führung Krupps eingelei- 
teten Verhandlungen blieben bisher ohne Erfolg. Man 
scheut doch vor den großen Kosten (zirka 60 Mill. Mark) 
zurück. Auch ist es sehr fraglich, ob die Anlage als solche 
angesichts des geringen Inlandsverbrauchs rentabel wäre. 
Der Hauptübelstand ist der Mangel an Koks, der eingeführt 
werden muß und ohne den im Kriegsfall die ganze Anlage 
wertlos wäre. 

Im Sinne der getroffenen Vereinbarung erhielt die 
fremde Industrie vom Gesamteisenverbrauch Jugoslawiens 
per 60.000 Tonnen jährlich ein Drittel oder 20.000 Tonnen 
zugewiesen, während 40.000 Tonnen der heimischen Indu- 
strie verblieben. Ursprünglich verteilten Österreich, Ungarn 
und die Tschechoslowakei unter sich den Absatz gleich- 
mäßig, aber die letztere trat ihren Anteil gegen Entschädi- 
gung auf anderen Gebieten an Österreich ab. Die jugosla- 
wisehen Eisenwerke Zenica, Jasenice und Store gründeten 
ihrerseits ein südslawisches Eisenkartell und teilten die 
Jugoslawien zugewiesene Quote unter sich auf. Von den 
40.000 Tonnen erhielt Zenca 54%, Jasenice 33% und Store 
13%. 


Erze. 

Die Kupferlager in Bor bei Zaječar in Serbien, 
die größten in Europa, sind im Besitze der französischen 
A. б. „Mines de Вог“, Für die industrielle Verarbeitung 
des Kupfers im Inlande fehlen die nötigen technischen An- 
lagen, weshalb der größte Teil ausgeführt wird. Die Aus- 
fuhr von Rohkupfer hat sich seit 1921 verdreifacht, ihr 
Wert stieg von 42 im Jahre 1921 auf 258 Mill. Dinar, der 
der Einfuhr von 31 auf 118 Mill. Von 15 Werken war nur 
eines im Betrieb mit 1982 Arbeitern. Die Erzförderung be- 
trug 238.040 Tonnen im Werte von 120 Mill. Dinar. Roh- 
kupfer wurde in drei Hochöfen verarbeitet und 12,863 Ton- 
nen Rohkupfer im Werte von 207 Mill. Dinar rein erzeugt. 


Kupfer. 
Ausfuhr Wert Einfuhr Wert 
t Mill. Din. t Mill. Din. 
1998... . 5.778 173 3.184 116 
192.14. 7.612 348 9.788 96 
1995... . 17.895 229 3.068 107 
1996. . . . 10.782 251 4.495 128 
1997. . . . 18.429 258 3.960 118 


Die Bleiproduktion war in Bosnien und Slowenien 
vor dem Kriege viel größer als jetzt. Derzeit sind nur drei 
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slowenische Werke (von 12) in Mezica, Crva und Litija 
mit 1400 Arbeitern in Betrieb. Das Blei wird zu 90% im 
Inland in zwei Gießereien (in Zerjava und Litija) verarbeitet. 
Die in Zerjava zählt zu den bedeutendsten in Europa und 
hat zwei Hochöfen. Englisches Kapital hat die Vorhand. 
Die Erzeugung betrug in Tonnen: 


Bleierze Blei 
19195 Bor 548837 5.660 
1920,х „Б ЗАТ 5.099 
1921. . . 60.285 1.885 
1922. . . 61.373 8477 
ee E E 9.260 
192%... 51.675 11.487 
1925. . « 78.549 10.966 


Der Wert des gewonnenen Bleis im Jahre 1925 kann 
mit 110 Mill. veranschlagt werden. In den Jahren 1924, 
1925, 1926, 1927 betrug der Wert der Ausfuhr 123, 134, 97, 
72 Mill. Dinar. 

Bauxit. Von 9 Bergwerken waren 7 in Betrieb mit 
685 Arbeitern. Gefördert wurden 100.328 Tonnen im Werte 
von 10 Mill. Dinar. Die Bauxitproduktion geht zum größten 
Teil ins Ausland (Holland, Deutschland) und hat sich in den 
letzten 6 Jahren sehr stark gehoben. 


Zement. 

Die Zementindustrie deckt nicht nur den heimischen 
Bedarf, sondern führt ungefähr 50% der Erzeugung aus. 
Hauptbezugsländer sind Ägypten, Indien, Italien, Chile und 
Griechenland. Die größten natürlichen und fast unerschöpf- 
lichen Zementlager (73% Zementgehalt) befinden sich in 
Dalmatien zwischen Split und Makarska. Die dortigen fünf 
Fabriken erzeugen jährlich rund 500.000 Tonnen, Die Er- 
schließung der Zementlager geht bis auf das Jahr 1860 
zurück. 

Die Ausfuhr aus Dalmatien in Tonnen (in Klam- 
mer in Mill. Dinar) war folgende: 1920 8188 (1), 1921 
142.348 (8), 1925 304.960 (32), 1926 274.315 (24), 1927 
311.304 (26). Die Leistungsfähigkeit der dalmatinischen 
Fabriken wird nur zu drei Vierteln ausgenützt. Ihre Pro- 
duktion stieg von 1'1 Mill. Mtz. im Jahre 1920 auf 46 Mill. 
im Jahre 1927, war aber vor dem Kriege noch größer. Sehr 
günstig ist die Entwicklung der übrigen Zementindustrien 
in Kroatien und Slawonien, unter denen die Веоёјпег Port- 
landzementfabrik an erster Stelle steht, nicht nur in S. Н. S., 
sondern in ganz Mitteleuropa. Vor dem Krieg erzeugte sie 
jährlich 300.000 t Nach dem Krieg betrug die Erzeugung 
im: Jahre 1922 110.000, 1924 112.000 und stieg im Jahre 
1927 auf 192.000 +, die Erzeugung der Zementfabrik bei 
Zagreb eingerechnet. Auch in Serbien, wo sich bedeutende 
Zementlager befinden, entwickelte sich nach dem Krieg 
eine Zementindustrie (zwei Fabriken), die es von 14.000 t 
im Jahre 1921 auf 35.000t im Jahre 1927 brachte. Eine 
mehr lokale Bedeutung hat die slowenische Industrie (sechs 
Fabriken) mit zirka 23.000 t jährlicher Erzeugung. Die Ge- 
samtproduktion in S. H.S. in Mill. Mtz. ist von 2 Mill. im 
Jahre 1920 auf 7 Mill. im Jahre 1927 gestiegen. Die ge- 
samte Ausfuhr in Tonnen vom Jahre 1920 bis 1927 
(in Klammer Mill. Dinar) war: 68.072 (21), 180.953 (49), 
182.582 (72), 235.647 (148), 341.627 (189), 354.422 (174), 
320.271 (126), 317.426 (117). 


Lebensmittelindustrie, 


j Während sich die Zuckerindustrie gleichmäßig und 
nicht ungünstig entwickelt hat, ist die Mühlen indu- 
strie, von den ersten Jahren abgesehen, in eine immer 
schwierigere Lage geraten. Wir meinen nicht die Klein- 
mühlen (bis 2 Waggon täglicher Vermahlung), die aus- 


schließlich für das Inland und zumeist gegen Lohn arbeiten, 
sondern die vor allem in der Wojwodina befindlichen 100 
Großmühlen, die mit einer Leistungsfähigkeit von 900 
Waggon täglich und von 27 Mill. Mtz. Weizen im Jahr (die 
Jahresernte beträgt durchschnittlich 14 Mill.) neben der 
Holzindustrie die erste im Lande und ganz auf den Export 
eingestellt waren. Zur Illustration diene die Tatsache, daß 
eine einzige Großmühle vor dem Krieg so viel erzeugen 
konnte, wie der Gesamtexport des ganzen Reiches heute 
ausmacht. Schon seit 1923 datiert ohne Unterbrechung die 
Krise, die sich von Jahr zu Jahr verschärft hat. Die Aus- 
fuhr von Mehl ging seit 1921 im Verhältnis zur Ausfuhr 
von Weizen um 65% auf 11% im Jahre 1926 zurück. Im 
Jahr 1925 setzte die verschärfte Krise ein. Über 50 Mühlen 
mit einer Leistungsfähigkeit von 75 Waggon sind abge- 
brannt, 27 Mühlen mit 30 Waggon in Konkurs geraten und 
15 größere Mühlen mit 86 Waggon haben den Betrieb ein- 
gestellt, während die übrigen nur noch 20 bis 25% ihrer 
Kapazität ausnützen können. Der Einfuhrzoll auf Mehl 
blieb niedrig und so konnte das amerikanische Mehl das hei- 
mische konkurrenzieren. Erst am 14. April 1928 wurde der 
Beschluß des Ministerrates, betreffend die Herabsetzung des 
Minimaleinfuhrzollsatzes des allgemeinen Zolltarifs unter 
Nr. 108/1 auf alle Sorten Weizenmehl außer Kraft gesetzt 
und der Minimalzollsatz wieder von 4 auf 8 Golddinar erhöht. 
In den zwei letzten Jahren haben die starken agrarischen 
Strömungen in Österreich, der Tsehechoslowakei und zum 
Teil auch in Deutschland viel dazu b:igetragen, daß 8. Н. 5. 
nur geringe Mengen von Mehl absetzen konnte. Die Aus- 
sichten auf Besserung sind gering, die Mühlenindustrie wird 
zum Teil durch Abbau und Umstellung, zum Teil durch völ- 
lige Stillegung eine starke Einschränkung erfahren müssen. 
Die Ausfuhr und die Einfuhr in den-Jahren. 1920 bis 
1927 betrugen: | 
Einfuhr 
Weizen Mehl 


Ausfuhr 
Weizen Mehl 


Wert in Wert in Wertin Wert іп 
Tonnen Mill. Tonnen Mill. Tonnen Mill. Tonnen Mill. 
Dinar Dinar Dinar Dinar 


1921. . 2... 47.073 151 29.989 124 898 2 212 06 
1992... . 94.576 117 22.717 136 5.957 22 10.574 50 
1928... . 96.458 382 38.241 233 2.119 8 16.618 69 
1924. . . . 172.401 684 59.075 -343 2.760 9 21.451 96 
1925. . „ . 169.958 501 37.756 199 23.933 91 51.378 228 
1926 . . .... 297.280 816 32.320 157 823 2 1114 51 
1927... .. 64.053 196 


Fast denselben Prozeß wie die Mühlenindustrie hat die 
Schlachthausindustrie mitgemacht. Der Inlands- 
verbrauch — höchstens 600.000 Bewohner der Städte kom- 
men in Betracht, da auf dem Land der Verbrauch sehr gering 
und durch eigene Erzeugnisse befriedigt wird — ist nicht 
bedeutend. Die auf die Ausfuhr eingerichtete Industrie hatte 
bis 1925 ziemlich gute Chancen. Nach und nach gingen 
aber von 17 größeren Fabriken mehr als die Hälfte ein. 

Die erhöhten Zollsätze des jüngsten Zusatzabkommens 
mit Österreich sind ein empfindlicher Schlag. 


Ausfuhr der Erzeugnisse der Schlachthausindustrie 
in 1000 kg (Tonnen) und Millionen Dinar 


davon 

insgesamt frisches Fleisch венаси венцы 

Gewicht Dinar Gewicht Dinar Gewicht Finar 
1920. - 9,80% 104 5.837 57 3667 47 
1921 . 26.968 265 23.519 223 3449 41 
1922. 21.788 339 16.851 243 4937 96 
1993 . 22.080 538 18.714 445 3867 98 
1924. 19.196 588 17.183 453 2013 86 
1925 . 18.078 361 16.718 313 1555 48 
1926, 23.899 380 21.502 324 ‚ 2895 56 
1927. 18.741 281 17.141 247 1600 -84 
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Die Milehindustrie ist noch kaum in den ersten 
Anfängen und kann bei weitem den Inlandsbedarf nicht 
decken. Die Käseindustrie ist ziemlich gut entwickelt, doch 
ist sie zum größten Teil Hausindustrie. Gewisse Käse, wie 
zum Beispiel der Kaskaval (Ausfuhr in die Türkei und 
Griechenland für jährlich 20 Mill. Din.), haben im Ausland 
einen Namen. Im Jahre 1927 wurde ein Unternehmen für 
Milchpulver in Slawonien gegründet, das die heimischen 
Schokoladenfabriken versorgt und bereits exportiert. 


Zuckerindustrie. 


Vor dem Umsturz lagen die Zuckerfabriken inmitten 
eines weiten, durch reiche Herrschaftsgüter intensiv be- 
arbeiteten Landgebietes. Durch die neuen politischen Gren- 
zen ist ein Teil der Fabriken um sein eigentliches Hinter- 
land gekommen und muß den Rübenbedarf aus weiten Ent- 
fernungen decken. Noch unheilvoller aber waren die Rück- 
wirkungen der Agrarreform, die — wie bekannt — die 
großen Grundbesitze zersplittert und Ansiedler in das Land 
gebracht hat, die von einer intensiven Bodenwirtschaft und 
namentlich von einer Rübenbauwirtschaft keine Ahnung 
hatten. Hiedurch waren die Fabriken gezwungen, den 
Rübenanbau von Grund auf zu organisieren und kostspie- 
lige Aufwendung:n zu machen. Der ganze Prozeß der 
Rübenbeschaffung gestaltet sich viel teurer und langsamer, 
seitdem die Zuckerfabriken ausschließlich auf kleine und 
mittlere Produzenten angewiesen sind und Rüben von weit- 
liegenden Ortschaften herbeischaffen müssen. Eine beson- 
ders wichtige Rolle spielt der Zuckergehalt, die Qua- 
lität der Rübe. In der Kampagne 1921/22, also in der 
besten Kampagne, betrug sie 131%, während sie in der 
Tschechoslowakei 19'1% betrug. 

Rübenergebnis in Meterzentner je Hektar: 


Jahr Tschechoslowakei Südslawien 
1920/21 217 130 
1921/22 180 111 
1922/23 238 156 
1923/24 259 130 
1924/25 275 224 
1925/26 283 ) 171 

Zuckergehalt іп Ba: 
- Tschechoslowakei Südslawien 

1920/21 17:2 108 
1921/22 191 181 
1922/28 17 107 
1923/24 172 11'2 
1924/25 174 103 
1925/26 17 10 


Solche in der Bearbeitung und in den Bodenverhält- 
nissen liegende Unterschiede können durch keine wie immer 
gearteten Mittel der Organisation wettgemacht werden. 
Dabei vergesse man nicht, daß der Inlandsverbrauch in der 
Tschechoslowakei 22 bis 24 Kilogramm pro Jahr und 
Kopf, in S. H. S. kaum 7 Kilogramm betrug. 

Der Kampf mit einem so übermächtigen Konkurrenten 
müßte also mit dem vollkommenen Niederbruch der hei- 
mischen Industrie enden, wenn der Zoll auf Auslands- 
zucker herabgesetzt oder gar aufgehoben würde. Trotz des 
Zolls gelangte aber noch immer viel Zucker herein, und 
zwar in den Jahren 1920/26 1560, 3160, 2680, 1060, 2050, 
424, 539 Waggon zu је 10.000 Kilogramm. 

Aber nicht nur die ungleich günstigeren Produktions- 
bedingungen der so überlegenen tschechoslowakischen 
Zuckerindustrie machen eine Konkurrenz und eine blei- 
bende Rentabilität unmöglich, ist doch die Rentabilität 
dieser Industrie in schicksalsvoller Abhängigkeit von der 
Rohzuckerproduktion auf anderen Kontinenten (Java, 


Kuba). Es kann nicht wundernehmen, daß die heimische 
Zuckerindustrie manche schwere Krisen zu überwinden hatte, 
namentlich im Jahr 1925, als der rasch steigende Dinarkurs 
den Verkauf des Zuckers erschwerte. Die Osijeker Zucker- 
fabrik zum Beispiel hatte im Jahr 1925 einen Verlust von 
über 13 Millionen Dinar, der von den Reserven von 60 Mil- 
lionen Dinar zur Abschreibung gelangte. Wie sich die In- 
dustrie weiter entwickeln wird, hängt von drei Faktoren ab: 
von dem Verhalten des Staates in der Zoll- und Steuer- 
frage, von der Haltung der Rübenbauern und von der Welt- 
marktlage. 

Es gibt derzeit m S. H.S. acht Zuckerfabriken. 
Diese konnten in den ersten Jahren den Inlandsverbrauch 
von 7000 Waggon (% Kilogramm je Kopf und Monat an- 
genommen) nicht decken. Im Jahr 1924 erreichte bereits 
die Erzeugung 9000 Waggon. Die Ausfuhr von Zucker 
spielt fast gar keine Rolle. 

In der Kampagne 1926/27 wurden 7017 Waggon er- 
zeugt. Im Jahr 1928 machte sich Mangel an Kristallzucker 
bemerkbar, so daß im Juni 1928 für 95 Millionen Dinar 
eingeführt werden mußte. Die Angaben über die Pro- 
duktion der Zuckerrüben gehen, je nach der Quelle, sehr 
stark auseinander. So hat das Ministerium für Landwirt- 
schaft für das Jahr 1927/28 eine Rübenanbaufläche von 
42.649 Hektar errechnet, dagegen der Verband der Zucker- 
fabriken eine Fläche von 55.386 Hektar. Die Entwicklung 
in den sieben Jahren 1921 bis 1927 war nach den Angaben 
des Landwirtschaftsministeriums folgende: 1921 16.749 
Hektar, 1922 19.981, 1923 28.653, 1924 49.686, 1925 34.086, 
1926 37.110, 1927 42.649 Hektar. Der Verband der Zucker- 
fabriken gibt die bebauten Flächen folgendermaßen ап: 
1925/26 47.133, 1926/27 49.070, 1927/28 55.386 Hektar. 

Über die Leistungsfähigkeit der Indu- 
strie gibt die nachfolgende Tabelle Aufschluß: 

(Siehe Tabelle Seite 198.) 

Die Anbaufläche hat sich innerhalb der letzten drei 
Jahre im Durchschnitt um 18%, in einzelnen Gebieten um 
30 bis 40% vergrößert. Einen kleinen Rückgang weist 
Crvenka, einen bedeutenderen Osijek auf. Eine Erweite- 
rung der Anbaufläche liegt nicht im Interesse der Industrie, 
da die Inlandserzeugung den Binnenmarkt vollständig 
decken kann, für ein Abstoßen des Überschusses an das 
Ausland aber keine Möglichkeit besteht. Nach der inter- 
nationalen Zuckerstatistik in Wien stieg die Rübenproduk- 
tion m 8.H.S. von 559.900 Tonnen in der Kampagne 
1926/27 auf 692.000 in der Kampagne 1927/28, also um 
132.110 Tonnen oder 23'6%, während die Weltproduktion 
nur um 124% stieg. Dio Zuckerausbeute betrug їп S. Н. S. 
84.613 Tonnen gegen 77.800 Tonnen oder um 88% mehr, 
während die Weltproduktion im Durchschnitt um 10% ge- 
stiegen war. Somit hält S.H.S. mit den übrigen euro- 
päischen Ländern, unter denen es an neunter Stelle steht, 
Schritt. Kr а Tagen 


Zuckerkartell und Rübenbau. 

Das Zuckerkartell für S. H. S. wurde im Oktober 1920 
ins Leben gerufen. Die kartellierten acht Zuekerfabriken 
verkaufen ihre für den Inlandskonsum bestimmten Zucker- 
erzeugnisse dureh ein dem Verband der Zuckerfabriken in 
S. Н. S. unterstehendes Verkaufsbureau in Belgrad auf 
gemeinschaftliche Rechnung in der Weise, daß die auf Roh- 
kristall berechneten Fakturenbeträge der gemeinschaft- 
lichen Rechnung gutgebucht werden nach einem für alle 
Fabriken gleichen Durehschnittspreis. Die Kontingentierung 
der zum Inlandsverbrauch dienenden Zuckermengen erfolgt 
durch den Verband auf Grund der Erzeugung der einzelnen 
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Menge Zucker- 


Б А rübe, welche dio Jährl. Wh "е А Anbaufläche 
‚ rün- À У 4 Fabrik і Zuek а. Masch.Einrichtung un 
Sitz der Zuckerfabrik (Begirk) dungs- шин Ga 24 SL nd араа verwendete Рѓегӣе- 1995/96 1926/27 1997/28 1928/29 
jahr arbeiten kann kräfte inHektar 
in Meterzentnern 
Jetzt in Staats- 
` händen,gegrün- 
Usora (Bosnien) 1892 eier — 6.000 33:500 Klektr.Betr. mit977 bg, 2.941 5.167 4.007 978!) 
K 2,000.000. 
ds Dampfmasch. Breitfeld, 
Beton: Мыло. Im 1899 20,000.000 = 8.000 100.000 РЕ а, Prag, 3.964 4.927 6.857 5.870 
Erste Kroat.-Slaw. Zucker- Mod. Maschi r h- 
industrie, Osijek . . . 1905 30,800.000 60,000.000 12.000 150,000 tung 1200 PS. 9412 5.066 6.002 11.164") 
, J 
Vel. Bečkerek (Wojwo- Dampf- u. elektr. Be- 

а) еса палей 1910 12,000.000 1,068.000 11 —12.000 150.000 trieb 1200 PS. 3.560 4.721 6.857 8.897 
Сиргіја (Serbien) 1911 10,000.000 — 12.000 150.000 Pam red 3830 4,198 6.672 7.588 
Novi Vrbas (Wojwodina) 1911 25,000.000 3.748.914 15.000 150.000 а кабо 10.500 12.200 12.870 9.208 
Gut Belje, Baranjin Vrh Staats- elektr. Motoren u. 

(Baranja) Слз... 1911 unternehmen — 10.500 135.000 erg > Kë 4,686 4.561 4.707 7.412 
Crvenka (Wojwodina) 1913. 16,000.000 1,000.000 18.000 225.000 з oelly-Turbogen. ' 8.935 8.234 8.000 9.208 

e а 900 PS. 
Ganzes Königreich. . . S Eai 118,000000 — 98.500 1028.500 Би 47.188 49.070 55.386 60.270 
1) Die gefechste Rübe wird auf die beiden Fabriken nach Maßgabe ihrer Kapazität aufgeteilt. 
Fabriken. Die Kartellpreise werden den Weltmarktpreisen Produktion der Vereinigten Papierfabriken Vevče, 


jeweils angepaßt. 

Die Rübenpreise gingen, wie nachstehende Tabelle 
zeigt, seit der Kampagne 1924/25 zurück und das hatte eine 
natürliche Abwehrbewegung, später Kooperativbewegung 
unter den Rübenpflanzern zur Folge. 


Preis pro Trockenschnitte oder Melasse in 

Meter- frische Schnitte in natura nur 

Kampagne zentner natura für Groß- 

netto Rübe frische getrocknete produzenten*) 

in Prozenten 
1921/22 16°25 3'6 odor 45 3 
1922/23 25° =— - 3:6: ergin: 3 
1923/24 85'— 36 „35 3 
1924/25 . : 80—10“ — 36 em së 3 
1935/96 mn weng 28° — 36 „ ж 3 
1926/27 23°— 25-36 „ 45 8 
1927/28 28:50 25-36 „ 45 3 


*) Kleinbauern erhalten keine Melasse. 
Im Jahre 1924 gründeten die Rübenpflanzer zunächst einen 
Verband, dem drei Viertel aller Pflanzer beitraten, und bald 
darauf errichteten sie eine Zuckerfabrik in Doli Sivac 
(Wojwodina), der noch einige folgen sollten. Die Hofinungen 
der Rübenbauern haben sich indessen nicht erfüllt, die ver- 
schiedenen bis Ende 1927 fortgesetzten Bemühungen sind 
unter herben Enttäuschungen fehlgeschlagen. Es mangelte 
an Kapital, Organisation und an Einsicht. Die Rübenbauern 
verschlossen sich den durch die Weltmarktlage heraufbe- 
schworenen Schwierigkeiten der Zuckerindustrie, die in den 
Jahren 1924/25 bis 1925/26 große Verluste zu buchen hatte. 
Die Zuckerindustrie wies unter anderem auch auf die hohe 
Verzehrungssteuer (seit 1922 5 Dinar per kg) hin; die Ver- 
braucher verlangten die Herabminderung des nicht minder 
hohen Einfuhrzolls Om Jahre 1928 auf Kristall und Brote 
3:30, auf Würfel und Mehl 4'40 per kg), der die künstliche 
Hochhaltung der Zuckerpreise ermöglichte. Die Preise, Basis 
Rohkristall loko Fabrik, waren: 1921/22 Dinar 11, 1922/23 
1625, 1923/24 1850, 1924/25 14, 1925/26 1270, 1926/27 
1295, 1927/28 1290. Während also der Zuckerpreis seit 
1924 um ein Drittel zurückgegangen ist, ist die Verzeh- 
rungssteuer von 5 Dinar gleichgeblieben. 


Die Papierindustrie. 


Die Papierindustrie blickt auf eine lange Ent- 
wicklung zurück. Schon im: Jahre 1843 gründete Fidelin 
Terpinz in Vevče die erste Papierfabrik, die 1870 von der 
Leykam-Josefsthaler A. ©. gekauft wurde. 


Goričan und Medvode (ehemals Leykam-Josefsthal): 


Papier Holzstoff Zellulose 
in Waggons 
EE узш 454 124 182 
TIPE TIS, пахана SE 646 127 233 
Age, nal! neflstarche ләт 852 168 239 
JEE echter АНЕ rl азагы 948 882 296 
ДӨН е жы жоли EE, лашына: 14 1060 458 278 
| De 1086 442 257 
IT Өрен PA UI 1289 374 262 


Bei einer Leistungsfähigkeit von 140 Waggon monat- 
lich (1680 jährlich) kann dieses Unternehmen 64% des ge- 
samten Bedarfes des Landes (2600 Waggon) decken. 
Die Aktienmehrheit besitzt seit dem 7. März 1920 die Lai- 
bacher Kreditbank in Laibach, das Aktienkapital beträgt 
25 Mill. Dinar. Das Unternehmen beschäftigt 1000 Arbeiter. 

Ein noch älteres Unternehmen, das kürzlich seinen 
100jährigen Bestand feierte, ist die 1827 in Sušak gegrün- 
dete Zigaretten- und Seidenpapierfabrik Smith u. Meynier 
(mit einer Leistungsfähigkeit von 70 bis 120 Waggon jähr- 
lich). 

Die Einfuhr von Papier, namentlich Rotationspapier, 
ist trotz der steigenden Inlandsproduktion gestiegen. Die 
Zahlen für 1920 bis 1927 sind in Millionen Dinar: 64, 108, 
126, 175, 163, 183, 191, 216. 


Verschiedene Industrien. 
Asphalt. 


Es ist ziemlich unbekannt, daß das an Mineralien aller 
Art so reiche Südslawien auch seine eigenen Asphaltlager 
besitzt. Asphalt wurde bisher vor allem in Dalmatien bei 
Paklina, im Tale der Zrmanja, auf der Insel Brač, bei Sinj, 
Murilovac, Drniš, unweit Metković und bei Knin festge- 
stellt. Auch in Montenegro kommt Asphalt vor. Reiche 
Lager bestehen bei Kraljevo, Bustanj und Stimlje in Ber: 
bien. Ausgebeutet werden gegenwärtig von all diesen La- 
gem nur jene bei Paklina in Dalmatien und bei Bustanj in 
Serbien. Der gewonnene Asphalt enthält 30 bis 35% Bi- 
tumen und steht auch sonst nur dem berühmten Trinidader 
Asphalt nach. Das Bergwerk Paklina liegt etwas abseits 
von den Hauptverkehrsstraßen, was die Ausbeutung er- 
schwert. Die Jahreserzeugüng erreiclte vor dem Kriege 
2000 bis 3000 Tonnen, im Jahre 1905 sogar 3894 Tonnen. 
Der Krieg hat das Werk lahmgelegt und erst 1922 wurde 
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die Arbeit wieder aufgenommen. Es wurden gewonnen 
Tonnen 1923 48, 1924 97, 1925 286, 1926 500. 


Glas. 


Die Glasindustrie ist vor allem in Slowenien durch die 
Vereinigte Glasfabriken A. G. vormals Abels Nachfolger 
(mit Fabriken in Hrastnik, Sv. Križ, Straža bei Rogatec) 
vertreten und hat in neuerer Zeit auch in Serbien einen 
Aufschwung genommen. Immerhin ist die Einfuhr noch 
ziemlich bedeutend. Sie betrug im Jahre 1927 60 Mill., 1926 
70, 1925 83, 1924 107 Mill. Dinar. 


Textilindustrie. 


Die Textilindustrie war bis vor 30 Jahren hauptsäch- 
lich Hausindustrie. In Serbien war schon vor dem Krieg 
der Ansatz einer maschinellen Textilindustrie vorhanden, 
ebenso in Slowenien (gegründet 1886). Nach dem Krieg 
machte sie im ganzen Lande rasche Fortschritte. Während 
zum Beispiel Slowenien vor dem Krieg 860 Webstühle hatte, 
gibt es heute über 2200. Die in den Jahren 1922 bis 1926 ge- 
gründeten Fabriken verfügen über 56.000 Spindeln. Die 
Jahreserzeugung beträgt 38 Mill. kg Garne, 15 Mill. kg 
Gewebe, 3'4 Mill. Meter Leinwand. In Kroatien bestand 192 
nur je eine Fabrik und Weberei mit zusammen 30.000 Spin- 
deln, 1000 Webstühlen und 1200 HP. Nach sechs Jahren 
war der Stand 6 große Fabriken, 2 Webereien mit 45.000 
Spindeln und 3500 HP. Die Leistungsfähigkeit der heimi- 
schen Textilindustrie ist schwer festzustellen. Man schätzt 
sie auf 40.000 bis 50.000 Tonnen jährlich. Die Einfuhr be- 
trägt jährlich zirka 80.000 Tonnen. Der Bedarf dürfte 
40.000 Tonnen nicht übersteigen. Die inländische Erzeugung 
ist also imstande, mehr als 50% des Bedarfes zu decken. 
Das Verhältnis der gesamten Einfuhr zur Einfuhr von 
Textilien war in den Jahren 1920 bis 1927 wie folgt (in Mil- 
lionen Dinar): 


1920. 3465 1707 44%), 
1921 4122 1755 42%), 
1922. 6441 2885 37% 
1923 8309 3551 42°), 
1924 8221 3288 40%, 
1925 8752 3318 37% 
1926 7631 2773 36°, 
1927 7286 2622 36%, 


Der Rückgang der Einfuhr ist zum Teil der gesunkenen 
Kaufkraft der breiten Massen, zum geringeren Teil der ver- 
stärkten Inlandserzeugung zuzuschreiben. Bei Eintritt bes- 
serer wirtschaftlicher Verhältnisse wird die Einfuhr wieder 
steigen und die heimische Produktion besser auf ihre Rech- 
nung kommen. Im ganzen ünd großen ist die Textilindu- 
strie, dank der Schutzzölle und der Möglichkeit, alte.Ma- 
schinen zollfrei zu übertragen (aus Polen und der Tsche- 
choslowakei), eine der rentabelsten im Lande. Die Baum- 
wollindustrie zählt derzeit 21 Webereien, 6 Wirkereien mit 
6000 Webstühlen und 120.000 Spindeln; 12.000 HP. Zu- 
sammen mit der Woll- und Zwimindustrie stehen 
273.000 Spindeln in Verwendung. 


Die Monopolverwaltung. 


Die Einnahmen, namentlich aus dem Tabakmono- 
pol, zeigen einen erfreulichen Fortschritt. Die Steigerung 
der reinen Einnahmen innerhalb sieben Jahren ist sehr be- 
trächtlich. In Mill. Dinar: 1921 (sieben Monate) 369, 1922 
(sieben Monate) 514, 1922/23 1053, 1926/27 1762. Die Tabak- 
kultur erhöhte sich von 9 Mill: kg im Jahre 1920 auf 33 Mill. 
im Jahre 1924, 1925 ging sie auf 92 Mill. zurück und stieg 
1926 wieder auf 14:8 Mill kg Jahreserzeugung. Der Durch- 


schnittspreis, der den Pflanzern gezahlt wurde, war 1920 
8'15 Dinar, 1923 33°45, 1926 13:55. In den letzten drei Jahren 
machte sich die Überproduktion an Tabak auf dem 
Weltmarkt sehr fühlbar. Die Monopolverwaltung war daher 
gezwungen, die Tabakerzeugung einzuschränken und mit den 
Tabakeinlösungspreisen herunterzugehen. Die Entwieklung 
der Gesamteinnahmen und -ausgaben der Monopolverwal- 
tung veranschaulicht nachstehende Tabelle: 


Einkünfte 


Budget- vorge- verwirk- 


Jahr sehen licht sehen licht gewinn 
in L.S ES E vr 

1920/21 ..... 14896 05952 07317 0'350" 0'9118 
1921/29 ..... 15339 1:3364 0:8713 06296 07068 
1929/98 ..... 16300 17648 0'8192 06482 11165 
1993/24 ..... 1:3335 1'9298 0'8192 0:6482 12517 
1924/25 .....31161 2.9361 1:0969 10264 19096 
1995/96..... 8'1161 3°0851 1'0637 10198 20653 
1996/97.....3°2950 3°1196 09337 0:8977 22218 


Das Zündhölzchenmonopol bezieht seine Ein- 
nahmen aus 5 privaten Fabriken, die den Bedarf des Lands 
decken, doch ist der Verbrauch іп S. H.S. geringer als in 
anderen Staaten. So werden zum Beispiel in Ungarn bei 
einer Bevölkerung von 7 Millionen 40.000 Kisten Zündhölz- 
chen verbraucht, in Österreich bei 6 Millionen 87.000 Kisten, 
in der Tschechoslowakei bei 12 Millionen 130.000 Kisten, 
während in Jugoslawien bei 13 Millionen der Verbrauch nur 
39.000 Kisten beträgt. Das ist eine Folge der hohen Mono- 
polsteuer (je Schachtel 66 Para), bei einem Preis von 1 Dinar 
per Schachtel. Das Ergebnis dieses Monopols illustriert die 
nachstehende Übersicht: 


Jahr Einnahmen Ausgaben 
in Millionen Dinar 
EI Ас. ‚_, 88'8 95 
1903/24, 00, з, 99:8 1070 
1994/95... .., 158`9 160 
1925/2695, 3.22.1, 143°5 148 


Dem Salzmonopol dienen die Salinen in Kreka 
und Simin Han in Bosnien, wo Sudsalz gewonnen wird, und 
die zwei Seesalzwerke in Pag und Stolac in Dalmatien. Der 
jährliche Salzverbrauch beziffert sich auf 130.000 Tonnen. 
Etwa 80.000 werden aus dem Ausland bezogen. Im ganzen 
Reich gibt es 38 Salzmagazine. Der Durchschnittspreis be- 
trägt je Kilogramm 2-70 bis 4 Dinar. Im nachstehenden das 
Ergebnis: 


Jahr Einnahmen Ausgaben 
in Millionen Dinar 
LISTE ER, 202 28 
1999/9 586 . 222 69 
991/95 5. ат 851 88 
UE LIU as 


Handelspolitik. 


Die Gültigkeit der Handelsverträge des Königreiches 
Serbien wurde auf das ganze Reich ausgedehnt (Art. 12 
des Friedensvertrages von St. Germain) und im April 1919 
auch die des serbischen Zollgesetzes vom Jahre 1904. In 
den ersten drei Jahren wurde durch eine Serie von Maß- 
nahmen (Ausfuhrscheine, Ausfuhrzölle, Verbote, Kontin- 
gente) die Ausfuhr erschwert, die Einfuhr (Luxuswaren aus- 
genommen) erleichtert. Mit Gesetzesverordnung vom 4. Juni 
1921 wurde aus fiskalischen Gründen eine lineare Erhöhung 
des Gesamttarifes (Minimal- und Maximal-Zölle) durchge- 
führt und demselben Zwecke diente die Erhöhung des Zoll- 
agios 1923 und 1924. Zwischen 1922 bis 1924 wurden ver- 
schiedene Ausfuhrzölle (namentlich für Getreide und Vieh) 
teils abgeschafft, teils vermindert. Am 20. Juni 1925 
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trat дег neue autonome Zolltarif mit ausgesprochen 
protektionistischem Charakter in Kraft. Er ist aufgebaut 
nach dem Vorbild des serbischen Tarifes von 1904, dem 
seinerseits der deutsche Tarif von 1902 zugrunde gelegt 
war. In ihm werden aus fiskalischen und protektionistischen 
Gründen fast lückenlos die eingeführten Waren mit Zöllen 
belegt. Vollständig oder teilweise zollfrei ist nur die Ein- 
fuhr von etwa 100 Nummern unter den 700 Nummern des 
Einfuhrtarifes. Die Belastung der Einfuhr trifft nicht nur 
in hohem Maße die Landwirtschaft und den Konsumenten, 
sondern auch die Industrie, da nicht nur Fabrikate, sondern 
auch Halbfabrikate und Rohstoffe zollpflichtig sind. Der 
Ausfuhrtarif umfaßt 25 der wichtigsten Waren. Die Last der 
Ausfuhrzölle und das beginnende Fallen der Warenpreise 
veranlaßte aber schon 20 Tage nach Kundmachung des 
Tarifes die Ermäßigung einer Reihe von Ausfuhrzöllen (bei 
Getreide, Vieh und Holz um 30 bis 50%). Der Tarif von 
1925 hat zwei Zollskalen: die maximale und die minimale, 
welche bei Staaten angewandt wird, mit denen ein Handels- 
vertrag abgeschlossen worden ist. Im Sinne des $ 5 der 
Gesetzesverordnung (uredba) vom Jahre 1921 werden die 
Auslandsstaaten in drei Kategorien geteilt, und zwar: 


1. vertragliche (mit gewöhnlichen Handelsverträgen): 
Frankreich, England mit Irland, die Vereinigten Staaten 
von Amerika, Italien, Schweiz, Belgien, Griechenland, 
Tschechoslowakei, Österreich, Deutschland, Polen; 2, kon- 
ventionelle, die sich mit S. Н. S. dahin verständigt haben, daß 
die Minimalsätze angewendet werden: Holland, Dänemark, 
Schweden, Norwegen, Spanien, Portugal, Ungarn, Rumä- 
nien, Australien, Neu-Seeland sowie die übrigen englischen 
Kolonien und Protektoratsgebiete; 3. die übrigen Staaten. 
welche mit S. Н. S. keinerlei Übereinkommen getroffen haben, 
weshalb im Verkehr mit ihnen die Maximalzollsätze anzu- 
wenden sind. 


Die Zoll- und Handelspolitik zeigt vim durchwegs un- 
einheitliches Bild. Wie in den meisten europäischen Staaten 
herrschte in den ersten Jahren ein willkürliches System 
der Ein- und Ausfuhrverbote und trotz des. Art. 12 des 
St. Germainer Vertrages wurden die Zollerhöhungen nach 
Belieben vorgenommen und die Meistbegünstigungsklausel 
„sehr eingeschränkt“ aufgefaßt. Diesen ungeklärten Ver- 
hältnissen suchte man zunächst durch Kompensations- und 
Kontingentverträge, später durch kurzfristige Handelsver- 
träge, endlich durch ordentliche Handelsverträge mit Tarif- 
teil beizukommen. Das schwierigste Problem blieb die In- 
dustrie, die, wie zum Beispiel die Textilindustrie, ohne aus- 
reichenden Zollschutz keinen Bestand hätte. Ein intensiver 
Ausbau der Industrien, die die Rohstoffe im Lande haben, 
ist nicht bloß aus Gründen der Selbstversorgung notwendig, 
sondern auch aus sozialen Gründen. Der Überschuß der 
Bevölkerung, der vor dem Krieg über den Ozean wandern 
konnte, muß infolge der Absperrung der U. S. A. in der Hei- 
mat sein Brot finden. Freilich ist die Grenze, bis zu welcher 
der Zollschutz gehen darf, um die Entwicklung der Lan d- 
wirtschaft nicht zu hemmen, schwer zu ziehen. Un- 
seres Erachtens wäre weniger Zollschutz (namentlich bei 
Halbfabrikaten) auf gewisse Industrieartikel angebracht, die 
im Lande offenbar nur bei sehr hohen, fast prohibitiven, 
Zöllen gewinnbringend erzeugt werden können. Leider sind 
die Aussichten auf die Befolgung einer vorsichtig abwä- 
genden Zollpolitik nicht günstig, denn das fiskalische Mo- 
ment geht allen anderen voraus. Die Zolleinnahmen, die 
eine stetige Zunahme zeigen, bilden zusammen mit den Mo- 
nopoleinkünften das Rückgrat der staatlichen Haushalts- 
gebarung und sie setzen sieh zusammen. wie folgt: 


Von der Einfuhr Vonder Ausfuhr Zusammen 
Я Ф В Ss Я 5 g 
„ С а % а 

Jahr. р = = BE R Ss 

1919 69 23 21 30 90 E? 

1920 160 6 165 12:5 325 6:8 

1921 427 10°8 172 70 599 91 

1922... 760 118 128 33 888 87 

1923 . . 1079 12'9 353 4:3 1432 87 

1924 . .1150 13:9 216 2'2 1365 76 

1925 ~“. . 1579 184 178 20 1757 w9 

1926 . . 1655 216 48 06 1702 111 

19927 i.: 1699 223 88 0°5 1655 1271 
Ausfuhr. 


Die Hauptausfuhrartikel sind Vieh und Viehprodukte, 
Getreide (vor allem Mais und Weizen) ferner Eier. Unter 
den Industrieprodukten stehen Holz, Holzextrakte und Kup- 
fer an erster Stelle, ferner Eisenerze, Blei, Mangan, Kal- 
ciumeyanamid, Soda, Ammoniak. 


Die Haupteinfuhrartikel sind Baumwolle und Wollstoffe, 
Woll- und Baumwollgewebe, Eisen (Roh- und Halbfabri- 
kate), Schienen, Eisenbahnmaterial, kleine Maschinen und 
Apparate und Kolonialwaren. Hauptbezugsländer für Baum- 
woll- und Wollgewebe sind die Tschechoslowakei, Italien, 
Österreich, England und Deutschland. Für Maschinen, Ap- 
parate und Eisengegenstände Deutschland, Österreich und 
Ungarn. Die Handelsbilanz war im Jahr 1924 zum ersten Mal 
aktiv (mit 1317 Mill. Dinar oder 16%) und blieb ев bis 
1926. Seit 1927 (Mißiernte) ist sie passiv. 


Der Handelsverkehr zwischen Deutschland und Süd- 
slawien bewegt sich für beide Seiten in aufsteigender Linie. 
Deutschland nimmt derzeit die vierte Stelle unter den Be- 
zugsländern ein und konnte im ersten Halbjahr 1928 auf die 
dritte Stelle vorrücken. Leider ist das deutsche Kapital in 
südslawischen Unternehmungen in geringem Maße betei- 
ligt. Vor dem Krieg war es anders. Die bedeutendsten Holz- 
unternehmungen in Bosnien (Steinbeis, Gregersen, Mechters- 
heimer und die Konstanzer Holzverwertungs А. Сб. in Teslić 
waren in deutschen Händen. Wenngleich Südslawien als 
Mitunterzeichner des Versailler Friedensvertrages bis zum 
10. Jänner 1925 in Deutschland die einseitige Meistbegün- 
stigung hatte, schloß es bereits 1921 ein auf gegenseitige 
Meistbegünstigung aufgebautes vorläufiges Handelsabkom- 
men mit Deutschland und damit eine Verhandlungshasis, 
auf der am 6. Oktober 1927 der endgültige deutsch-süd- 
slawische Handelsvertrag zustande kam. (Der erste Han- 
delsvertrag Deutschlands mit einem südosteuropäischen 
Staat.) Dem Charakter der beiden Länder entsprechend 
liegen die deutschen Zugeständnisse auf landwirtschaft- 
lichem, die der anderen Seite auf industriellem Gebiete, Die 
Hauptausfuhrartikel nach Deutschland sind Kupfer, Eier 
und Dörrpflaumen, die wichtigsten Einfuhrartikel Maschinen, 
Eisenwaren, elektrische Apparate, Chemikalien und Bücher, 
Woll- und Baumwollwaren. Die Handelsbilanz war stets 
aktiv zugunsten Deutschlands. 


Während 1924 und 1925 die österreichische 
Ausfuhr nach Südslawien die Einfuhr überwog, hat sich 1926 
die Handelsbilanz für Südslawien aktiv gestaltet (166 Mill. 
S Ausfuhr gegen 153 Mill. Einfuhr). Die Hauptwaren, die 
Südslawien aus Österreich einführt, sind Eisen und Eisen- 
verarbeitungen, Baum- und Schafwolle, Leder und Leder- 
waren, die Ausfuhr betrifft hauptsächlich Getreide, Lebend- 
vieh, frisches Fleisch und andere landwirtschaftliche Er 
zeugnisse. 
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Mit den Vereinigten Staaten, Holland, der Schweiz, 


Schweden, Spanien, Dänemark, Norwegen und Portugal be- 


stehen noch Verträge aus der Vorkriegszeit. In den ersten 
Nachkriegsjahren behalf man sich mit kurzfristigen Ver- 
trägen, so mit Österreich aus dem Jahre 1920, die wieder- 
holt verlängert wurden. Daneben bestehen Meistbegünsti- 
gungsverträge unter anderem mit Japan, der Schweiz, Un- 
gar, Rumänien, 1924 wurde ein wenig vorteilhafter Vertrag 
mit Italien abgeschlossen, 1925 mit Albanien und der neue 
Handelsvertrag mit Österreich, der 1928 revidiert wurde, 
wobei die österreichischen Vieh- und :Getreidezölle, die süd- 
slawischen Industriezölle erhöht wurden. 1927 wurde der 
Handelsvertrag mit England, Polen, Frankreich und_Grie- 
chenland ratifiziert. Der endgültige Handelsvertrag mit der 
Tschechoslowakei soll noch in diesem Jahre zustande- 
kommen, (Siehe Tabelle unten.) 
Insgesamt stellten sich Ausfuhr und Einfuhr wie folgt: 


Anussituh-r. 


Wertder Aus- Ausfuhr + 


fuhr in %,des der Einfuhr 
Wertes der in tausend 


Tonnen Gold-Dinar Papier-Din. 


in Mill, in Mill. in Mill. Einfuhr Tonnen 
рә стт 802 478 8049 96:86 -+ 19008 
1925: 391 671 9539 11602 +- 2788 
1925 11037439 783 8904 10173 + 2884 
1926. . . . 288 718 7818 10244 + 864% 
1927 14р. 1.425 584 6400 87:44 + 2920 
Einfuhr. 

Ausfuhr + 

der Einfuhr 

Tonnen Gold-Dinar Papier-Din. in Gold- 

in Mill. in Mill. in Mill. Dinar 

1929F ют, 1 493 8309 == 15.486 

1924... 113 578 8222 -- 92.683 

1925... .1951 769 8753 + 14.204 

1996... 124 696 7632 -+ 17.032 

1927 «1'33 663 7286 — 78,914 


Eisenbahntarifpolitik. 

Die Tarife waren bis zum 1. Oktober 1925 ungefähr 
16 bis 19mal höher als vor dem Kriege. Damals wurden die 
Exporthafentarife wesentlich verbilligt, im übrigen aber, 
(die Holzausfuhr ausgenommen) nicht erheblich gesenkt. 
Wenn gleichwohl im September 1. J. wieder eine Erhöhung 
der Gütertarifo um 10 bis 25% ins Auge gefaßt wurde, so 
ist das eben nur eine der vielen Verlegenheiten, die durch 
das Scheitern der Anleihe in London und die andauernde 
Wirtschaftskrise heraufbeschworen wurden. Die Tarifpolitik 
folgte rein fiskalischen Erwägungen. Die enge Verbindung 
des Eisenbahnwesens mit der Wirtschaft wurde fast nicht 
beachtet. So kam es zum Beispiel, daß Bosnien und Dal- 
matien Mehl, Getreide, Fett aus Italien, beziehungsweise 
Amerika einführen. Die Getreideausfuhr geht zu 80% den 
Donau—Save-Wasserweg, weil die Bahnfrachten viel zu 
hoch sind. Infolge der seit Ende 1925 rasch abnehmenden 
Konjunktur wurden die Einkünfte der Bahnen geringer, die 
Mängel des Betriebswesens in technischer und kommerziel- 


1927 1926 

Außenhandel mit ya ee 
Österreich . . - -| Einfuhr Siet 1190o T1898 T ENOS 
Re, Мгзорове Ausfuhr ao. |. 1590 2284 1960 2507 

\Einfuhr . . . . . 940 1290 1051 18:82 
Tschechoslowakei Бару "7 > déi 1136 28 1870 
Deutschland... 97 `" "rr 808 10:00 ЭЗ 1208 
England >.. IEN ` FE get Bëtong 
Ungan. ..... E "e ТОВ 05 Go 
Frankreich  . . Aë 7 98 E e La 


ler Hinsicht traten immer deutlicher zutage. Im Jahre 1926 
begann eine engere Zusammenarbeit mit den wirtschaft- 
lichen Organisationen, der schon 1923 als Einrichtung be- 
schlossene Tarifausschuß trat erst 1927 in Tätigkeit. Die 
Frucht der Zusammenarbeit war zunächst die in das Fi- 
nanzgesetz 1928/29 aufgenommene Bestimmung über die 
Kommerzialisierung, die wie so viele andere „Ermächti- 
gungen“ auf dem Papier blieb. Die Schwierigkeit, ja die 
Unmöglichkeit einer zielbewußten und planmäßigen Tarif- 
politik ergibt sich daraus, daß die Bahnverwaltung weder 
in der Lage ist, über den finanziellen Stand der Bahnen, 
noch über die Regiespesen (da eine zuverlässige Statistik, 
wie die Zagreber Handelskammer im letzten Jahresbericht 
bemerkt, fehlt) genaue Rechenschaft zu geben. Jede Tarif- 
politik wird so lange problematisch bleiben, bis durch or- 
sanisatorische Maßnahmen und Rationalisierung des Ver- 
kehrs die Erfordernisse in normaler Weise. befriedigt wer- 
den können. Ohne umfassende Neuregelung der Verwaltung 
kann es keine ersprießliche Verkehrspolitik geben. 

Vom Standpunkt des internationalen Verkehrs verdient 
besondere Erwähnung, daß am 1. November 1927 der di- 
rekte italienisch-südslawische Tarif — der erste komplette 
Verbandstarif nach ausländischem Muster — in Kraft ge- 
treten ist, und daß am 1. Oktober 1928 die neue internatio- 
nale Konvention für den Waren und. Personenverkehr in 
Kraft treten wird. Eine Transport- und Transitkonvention 
mit Ungarn ist in Vorbereitung, ebenso ein direkter Tarif 
zwischen den Stationen der Tschechoslowakei und den süd- 
slawischen Häfen. Von Bedeutung war die Aufhebung der 
gebrochenen Tarifberechnung der Vizinalbahnen im. Jahre 
1926. 

Der Fahrpark ist auch weiterhin die größte Sorge 
geblieben, wie die folgenden amtlichen Zahlen zeigen, wobei 
zu bemerken ist, daß der Anteil schadhafter Lokomotiven 
normalerweise 15% nicht überschreiten sollte. 


Stand Ende 1926. 


Im Ver- Außer Ver- Zu- Proz, der 

kebr ~ kehr sammen gohad: 
Lokomotiven. . . . . 1.199 826 2.025 40 
Personenwagen. . . . 1:627 1.799 3.426 52 
Post- und Dienstwagen. 672 588 1.260 47 
Lastwagen...» . 88.76% 18.752 47.516 29 

Stand Ende 1927. 

Lokomotiven. . .... 1.171 862 2.033 19:5 
Personenwagen. . . . 1.833 1.682 3.465 47 
Post- und Dienstwagen. 808 454 1.262 36 
Lastwagen . `, e 37.620 10.447 48.067 22 


Die Anzahl der schadhaften Lokomotiven ist also von 
40 auf 42% und im Laufe des Jahres 1928 auf 44% ge- 
stiegen. 

Das Verhältnis der Nettotonnenkilometer zu den 
Bruttotonnenkilometern zeigt, wie gering die Ausnützung 
der Waggons ist: 


1925 1924 1923 1922 1921 
absolut %, absolut °, absolut 9%, absolut % absolut 9. 
t in Militärs ebony Юй Ир ИР 

1651 18:55: 2333 2446 9398 29893 818 2297 882 35:86 
1604 18:38 1626 19'77. 2938 96:92 1861 28°89 -1160 2815 
2949 95:96 9757 28:91 2306 28666 1085 2805 576 2343 
1644 1878 1687 9059 1470 1769 985 15:30 855 2074 
834 937 944 989 629 782 244 811 100 110 
1559 17:81 1649 2007 1587 18:51. 1278 (gan 843 2044 
686. 715 . 389 2:08 339 492 811 843, - 897 „1615 
866 990 682 830 724 871 A 717 171 193 
86 097 131 138 179 914 69 188 17 072 
718 815 87% 1063 823 991 ag 712 246 597 
458 5:15: 756 793 386 479: 193 5512 29. 121 
440 5:03. 288 29) 141 169 169 263 41 - 099 
181 200 363 3'80 318 433 216 5685 41 166 
323 869 276 886 270 895 196 304 188 156 
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Netto- — Brutto- Netto- Brutto- 
tonnenkilometer tonnenkilometer 
in Millionen in Millionen 
1922. +: - 1.833 7.685 1925621. 2.209 11.446 
1928..... 2.442 9.414 1926.28 1.899 11.861 
Ве, 2.026 9,739 


Eine noch ungelöste Frage ist das Verhältnis des Staates 
zu den Vizinalbahngesellschaften. 

н Nach der letzten Statistik gibt es in Südslawien 10.039 
Kilometer Eisenbahnen. Hievon sind 6756 normalspurig und 
3283 schmalspurig, davon 2800 km Vizinalbahnen. Von 
den Eisenbahnen sind 618% im Eigentum des Staates und 
322% in Händen Privater. Die Regierung hat in ihrem Be- 
trieb 9242 km (90% aller Bahnen). 


Wirtschaftsgesetze. 


Das Gesetz über die Valorisation der Bilan- 
zen vom 7. August 1926 mit Durehführungsvorschrift vom 
17. November 1926 hatte zunächst nur bis 11. September 
1927 Gültigkeit, wurde aber dann auf ein weiteres Jahr ver- 
längert. Bis 11. September 1927 machten 85 Gesell- 
schaften von der Valorisierung Gebrauch, wobei die Auf- 
wertung 750 Mill. erreichte. Die Aufwertung ist nicht obli- 
gatorisch. Investitionen, die bis 1916 in Dinars erfolgten, 
sind in der Bilanz auf das Vierfache aufzuwerten, bei Kro- 
nenbilanzən auf das Sechzehnfache. Kroneninvestitionen 
1917 bis 1918 auf das Vierfache. Der durch die Aufwertung 
erzielte Überschuß ist nicht als Gewinn anzusehen, unterliegt 
nicht der Besteuerung, darf nicht unter die Aktionäre ver- 
teilt werden, sondern ist dem Aktienkapital oder dem Re- 
servefonds zuzuschlagen. 

Dem Kreditmangel sollte durch das im Jahre 1925 zu- 
standegekommene Gesetz über die Industrie- 
obligationen abgeholfen werden. Doch geriet die An- 
gelegenheit später, als es sich um die Durchführungsvor- 
schrift handelte, ganz ins Stocken, der Ruf nach langfristi- 
gen Krediten blieb unerfüllt. Für Industrieobligationen war 
bis zum Jahre 1930 die Steuerfreiheit zugesichert. 


Versicherungsgesellschaften. 

Die Rechtslage der heimischen Versicherungsgesell- 
schaften und der 8 Vertretungen ausländischer ist noch 
durch keine einheitliche Gesetzgebung geregelt. In Kraft ist 
das serbische Gesetz über die Versicherungsgesellschaften 
vom 31. März 1882, welches sich ausschließlich mit den in 
Serbien tätigen ausländischen Versicherungsgesell- 
schaften befaßt, da es zu jener Zeit noch gar keine heimi- 
schen Gesellschaften gegeben hat. Dieses Gesetz hat sich 
natürlich überlebt. Im allgemeinen behilft sich die Regie- 
rung mit dem österreichischen Aktienregulativ in Bezug auf 
die ausländischen Gesellschaften. 

Im allgemeinen besteht die Tendenz, so wenig als mög- 
lich neue ausländische Versicherungsgesellschaften ins Land 
zu lassen, weil die Gesetzgebung eine wirksame Kontrolle 
noch nicht ermöglicht, anderseits auch, um die jungen und 
kapitalschwachen heimischen Versicherungsgesellschaften 
vor einer zu starken Konkurrenz zu schützen. Werden doch 
Konzessionen erteilt, so geschieht dies unter ziemlich stren- 
gen Bedingungen. 

Versicherungen auf dem Gebiet des Königreiches dür- 
fen nur in heimischer Valuta abgeschlossen, die 
Polizzen nur in der Amtssprache verfaßt und nur am Sitze 
der Generalvertretung, also nicht im Ausland, ausgestellt 
werden. 


Sozialversicherung. 


Die Arbeiterkrankenversicherung, die in Dalmatien und 
Slowenien soit 1888, in Kroatien, Slawonien und der Woj- 


wodina seit 1891, in Bosnien und der Herzegowina seit 1910, 
besteht, wurde 1922 für den ganzen Staat einheitlich ge- 
regelt. Alle Versicherungszweige sind in einer Organisation 
vereinigt, dem Zentralamt für  Arbeiterversicherung in 
Agram. 1927 war der Krankenversicherungsbeitrag 6% des 
Lohnes. Er belastet je zur Hälfte den Versicherten und den 
Arbeitgeber. Im Laufe der letzten fünf Jahre wurden zahl- 
reiche Heilstätten errichtet. Die  Gesamteinnahmen der 
Krankenversicherung betrugen 1927 239 Mill. Dinar, wovon 
81-2% zu Leistungen an die Mitglieder verwendet wurden, 
17-5% zur Deekung der Verwaltungskosten. 


Die Börsen. 
Gesamtumsatz in Mill. Dinar (in Klammer Devisen): 
Gesamtumsatz inMill. Dinar (in Klammern Devisen) 


Belgrad (Devisen) Agram (Devisen) Laibach Staatspapiere 
1919. . 162 (53) 79 (1) ir 50 
1920 . . 643 (222) 610 (268) = Зо 
1921. . 1052 (862) 1243 (988) Se? 08 
1922. . 1197 (1166) 2187 (2026) Fe 30 
1923 . . 2663 (2598) 2879 (2573) SS 380 
1924 . . 3703 (8562) 4056 (3831) ES 2670 
1925. . 4211 (3568) 4470 (4059) 3 8940 
1926 . . 2853 (2358) 3870 (2554) 10 6930 
1927 . . 2680 (205%) 3219 (2948) 399 8050 


Kotiert waren Ende 1927 die Aktien von 13 Unterneh- 
mungen mit einem Aktienkapital von 449 Mill. an der Lai- 
bacher Börse, von 44 Finanz- und 14 Industrieunterneh- 
mungen mit zusammen 888 Mill. Aktienkapital an der Börse 
von Belgrad, von 18 Finanz- (Aktienkapital 598 Mill.) und 
29 Industriegesellschaften mit 1039 Mill, Aktienkapital an 
der Agramer Börse, Die Kurse der meistgehandelten Staats- 
papiere waren: 


Ende 1925 _ 1926 1927 
Dinar 
7°%/,ібе Investitionsanleihe ~. . . . 77.50 81.— 86.25 
4°/,ige Bosnische Agrar-Anleihe 48.— 48.— 53.25 
25°% ісе Kriegsentschädigungsrente 
(Nennwert 1000 Dinar). ..... 316.— 351.— 413.— 


Ausblick. 


Wer die wirtschaftliche Entwicklung des König- 
reiches 8. Н. S. in den ersten zehn Jahren mit der der 
anderen südosteuropäischen Länder vergleicht, wird 
zugeben, daß sie keiner nachsteht und daß ein stetiger 
Fortschritt unverkennbar ist. Die Handelsbilanz war 
bis vor zwei Jahren aktiv und, soweit man feststellen 
kann, war die Zahlungsbilanz viel weniger passiv als 
die der anderen Länder des Balkans, was dem starken 
Zufluß von Auswanderergeldern und den bisher verhält- 
nismäßig noch geringen Aufwendungen für den Staats- 
schuldendienst zu verdanken ist. Nimmt man dieraschere 
Konsolidierung in den mitteleuropäischen Staaten zum 
Maßstab, so darf nicht vergessen werden, daß sie nicht 
zuletzt dem mächtigen Zustrom ausländischer Kapi- 
talien zu verdanken ist, die der S. Н. S.-Staat fast ganz 
entbehren mußte. Trotzdem gelang es ihm, aus seinen 
eigenen Mitteln (von den Reparationen abgesehen) das 
Eisenbahnwesen auf eine bemerkenswerte Stufe zu 
bringen (fast 800 Kilometer neuer Bahnen wurden ge- 
baut, über 500 Kilometer befinden sich im Bau) und eine 
eigene Industrie zu schaffen, die auf manchen Gebie- 
ten den Wettbewerb alter ausländischer Unternehmun- 
gen nicht zu scheuen braucht. Gelingt es, das inner- 
staatliche Problem zu lösen — was unseres Erachtens 
nur durch eine neue Verfassung auf demokratisch de- 
zentralistischer Grundlage möglich ist —, so wird der 


S. Н. 8.-Staat trotz aller äußeren und inneren Schwie- 
rigkeiten der mächtigste Staat am Balkan werden. 
Denn er besitzt alle nur denkbaren Schätze der Urpro- 
duktion (Holz, Eisen, Kohle), die fruchtbarste Erde und 
alle sonstigen natürlichen geographischen Bedingun- 
gen wie wenige Länder Europas. Dazu ein Volk von 
zähester Ausdauer und äußerster Genügsamkeit, einen 
Bauernstand, in dem die besten Überlieferungen leben- 
dige Wirklichkeit sind. Dies gilt nicht bloß für den 
Wirtschaftsbetrieb. In diesem Bauernvolk wirkt auch 
eine jahrtausendalte Kultur und Kunst fort, die wir 
nicht bloß in den Werken des Plastikers Mestrović 
(des Bauernsohnes von der bosnisch-dalmatinischen 
Grenze), sondern auch in den kostbaren, sich immer 
erneuernden Schätzen der ausgesprochenen und er- 
lesensten Volkskunst (Weberei und Stickerei) bewun- 
dern. Wir verweisen auf Josef Strzygowskis vorbild- 
liches und bahnbrechendes Werk über die alte kroa- 
tische Kunst (1927), das ein Wegweiser sein sollte, wie 
man die Geistigkeit und die unerschöpfliche Fülle 
künstlerischer Urbestände bei den Südslawen aufzu- 
fassen und in das Gesamtbild der europäischen gei- 
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stigen Werte einzufügen hat. „Zwischen den kunst- 
geschichtlich so oft bearbeiteten westeuropäischen Ge- 
bieten und dem nördlichen Asien breitet sich jene un- 
geheure leere Zone aus, die wir kurz ‚Osteuropa‘ nen- 
nen. Darf es geschehen, daß wir sie in aller Zukunft 
totschweigen, in dem Glauben, daß die slawischen 
‚Barbaren‘ rohe Leute waren, die weder Kunst noch 
Kultur besaßen, die geistig nichts zu geben hatten, und 
daß sie eine Erwähnung erst von jener Zeit an ver- 
dienen, da sie mit Rom und Byzanz in Beziehungen 


gekommen sind, gleichsam, als ob sie erst dann in die 


Geschichte eingetreten wären?“ (Strzygowski.) 

Und wie auf dem Gebiete der Kunst Südslawien 
für die europäische Forschung völlig еіп Neuland ist, 
so hat der S. Н. 8.-Staat als politisches und wirtschaft- 
liches Neugebilde eine Rolle übernommen, von der 
man nach dem ersten Jahrzehnt seines Bestandes nur 
soviel sagen kann, daß sie nur im Zusammenhang mit 
der vom Weltkrieg neugestalteten Landkarte, also als 
Teilstück eines großen Fragments und eines noch 
größeren europäischen Problems, beurteilt und 
gewertet werden kann. 
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Polen. 
Von Dr. Jakob Rappaport. 


ie Wiederherstellung Pobsns gehört zu den 
positiven Ergebnissen des Weltkrieges. 
Hunderfünfzig Jahre hat es gedauert, bis 
das an der polnischen Nation begangene Un- 
recht, gutgemacht wurde. Die Polen ver- 

- danken ihre Unabhängigkeit einem unerhör- 
ten Glücksfall, der Tatsache, daß im Endergebnis des Welt- 
krieges gerade die drei Teilungsmächte Polens zusammen- 
brachen. Gewiß, schon während des Krieges war die Frage 
der Wiederherstellung Polens sehr aktuell, aber ein Polen 
von Gnaden der Zentralmächte oder gar Rußlands hätte 
nur ein Scheindasein geführt und wäre ein Zankapfel der 
drei Kaiserreiche gewesen. 


~ Die erste Stufe auf dem Wege zur Wiederherstellung 
Polens war die Proklamation des Königreichs Polen durch 
die Zentralmächte am 5. November 1916. Aber die 
Armee und die Außenpolitik des neuen Königreichs sollten 
noch unter der Oberleitung der Zentralmächte bleiben. Am 
12. September 1917 folgte dann die Errichtung des Regent- 
schaftsrates. als vorläufig oberster Staatsbehörde Polens. 
Aber diese Zugeständnisse konnten die Polen nicht befrie- 
digen, denn abgesehen davon, daß der Regentschaftsrat 
völlig von den Zentralmächten abhängig war, verblieben 
Posen und Galizien noch weiter unter deutscher und öster- 
reichischer Herrschaft. Erst nach dem Zusammenbruch der 
Zentralmächte konnten alle Teilgebiete Polens in ein Gan- 
zes zusammengeschlossen werden. Dies geschah am 14. No- 
vember 1918, als der aus preußischer Haft entlassene Pil- 
sudski vom Regentschaftsrat zum Staatschef ernannt 
wurde, Noch an diesem Tage wurde das erste polnische Ka- 
binett gebildet. Aber mit der Wiederherstellung des ethno- 
graphischen Polens war der Bildungsprozeß des polnischen 
Staates noch lange nicht abgeschlossen. Die Polen forder- 
ten die Wiederherstellung ühres Reiches in den Grenzen 
vor 1772 und das ist ihnen dank der Unterstützung der 
Entente zum großen Teil gelungen. Auf Grund des soge- 
nannten Genfer Schiedsspruches des Völkerbundes und der 
ihm folgenden Entscheidung der Entente (20. Oktober 1921) 
wurde Polen, das im Friedensvertrag schon den Korridor 
erhalten hatte, ein Teil Oberschlesiens ( die Kreise Rybnik 
und Pleß, Kattowitz, Königshütte, Beuthen-Land, Tarno- 
witz und Lublinitz) zugesprochen, obwohl die Mehrheit der 
Bevölkerung sich für Deutschland entschieden hatte. (Ab- 
stimmung in Oberschlesien — 20. März 1921 — 707.393 
Stimmen für Deutschland, 479.365 für Polen). Am 9. Ok- 
tober 1920 hat General Zeligowski Wilna besetzt und dieses 
Gebiet dem polnischen Staat einverleibt. Im Frieden zu 
Riga (18. März 1921) mußte Sowjetrußland an Polen den 
größten Teil Wolhyniens und Weißrußlands abtreten. End- 
lich durch die Entscheidung der Alliierten vom 18. März 
1923, die die gesamte polnische Ostgrenze anerkannte, 
wurde Östgalizien endgültig Polen zugesprochen. Durch die 
Entstehungsgeschichte Polens ist auch seine Außenpolitik 
bedingt, denn die Einverleibung fremdsprachiger Gebiete 
bewirkt es, daß Polen mit aller Welt gut auskommt, außer 
mit seinen Nachbarn. 

Nieht minder wechselvoll war die innere Geschichte 
Polens im ersten Jahrzehnt der Republik. Mit der Wieder- 


herstellung Polens hat sich die Verschmelzung aller seiner 
Teile in ein einheitliches Ganzes nicht vollzogen. Im Gegen- 
teil, die Sonderinteressen und Eigenarten der drei Teilge- 
biete sind erst recht zum Vorschein gekommen und haben 
die Festigung des Staates in hohem Maß erschwert. Dieser 
stand auch die Zerklüftung der polnischen Parteien und die 
Unfähigkeit des Sejms, eine feste und dauernde Mehrheit zu 
bilden, im Wege. Infolge dieser Zustände befand sich das 
Staatsleben dauernd in einem labilen Zustande, denn die Ka- 
binette wechselten ohne Unterlaß. In den ersten sieben 
Jahren der Republik wurden fünfzehn Kabinette mit drei- 
hundertfünfzig Ministern gebildet, also im Durchschnitt 
jährlich fünfzig neue Minister ernannt. Die Verwaltung war 
desorganisiert und die entsittlichende Herrschaft der Vet- 
ternwirtschaft, der Protektion und der Ausbeutung des 
Staates für Privatinteressen hat geradezu erschreckenden 
Umfang erreicht. Erst nach dem Staatsstreich Pilsudskis 
(12. Mai 1926) ging man diesen Mißbräuchen an den Leib. 
Es ist das Verdienst Pilsudskis, den verderblichen Partiku- 
larismus überwunden und eine großzügige Verwaltungs- 
reform durchgeführt zu haben. Leider ist das auf Kosten 
des Verfassungslebens geschehen, denn der Sejm ist als 
politische Kraft ausgeschaltet worden und die klaren Be- 
stimmungen der Verfassung werden von den Verwaltungs- 
behörden mit Füßen getreten. Auch die Lösung der N a- 
tionalitätenfrage wurde noch nicht in Angriff ge- 
nommen und das wäre für Polen wichtiger als die ge- 
plante „Verfassungsrevision“ Pilsudskis. 


Land und Bevölkerung. 


Polen umfaßt ein Gebiet von 388.279 Quadratkilometern 
und ist nach Frankreich und Deutschland der territorial 
größte Staat Europas (ohne Sowjetrußland). Es ist in 16 Woi- 
wodschaften eingeteilt. An Bevölkerung steht Polen nach 
Deutschland, Frankreich und Italien an vierter Stelle unter 
den europäischen Staaten. Die erste Volkszählung am 
30. September 1921 ergab eine Bevölkerungszahl von mehr 
als 27 Millionen. Im Jahre 1921 betrug der Bevölkerungs- 
rückgang gegenüber der Vorkriegszeit annähernd 10%. 
Seitdem ist die Einwohnerzahl im Wachsen begriffen; sie 
stellte sich Ende 1927 auf etwa 30 Millionen. Der Prozent- 
satz der Stadtbevölkerung beträgt 24-8. Mit seiner Bevöl- 
kerungsdiehte (auf den Quadratkilometer kommen 70 Ein- 
wohner) steht Polen hinter Belgien, Großbritannien, Deutsch- 
land, Italien, der Tschechoslowakei und Frankreich. Die 
Bevölkerungsdichte der einzelnen Woiwodschaften ist sehr 
verschieden. Die (dichtest bevölkerte ist Schlesien (265 Ein- 
wohner je Quadratkilometer), die am dünnsten bevölkerte 
Polesien (20:8 Einwohner je Quadratkilometer). 

Polen ist ein Nationalitätenstaat mit vier 
nationalen Minderheiten: Deutschen, Ukrainern, Weiß- 
ruthenen und Juden. Die stärkste Minderheit sind die 
Ukrainer. Das ukrainische Sprachgebiet umfaßt die Woiwod- 
schaften Lemberg, Stanislau, Tarnopol, Wolhynien und 
Polesien; außerdem werden noch einige Randstreifen an der 
Südgrenze der Woiwodschaft Lublin von den Ukrainern 
bewohnt. Die Mehrheit bilden sie nur in den Woiwod- 
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schaften Wolhynien und Stanislau mit 83 und 70% der Ge- 
samtbevölkerung, Die Weißruthenen bewohnen die Woiwod- 
schaften Wilna, Nowogrodek, Bialystok und Polesien, Auf 
Grund der amtlichen Statistik haben die Weißruthenen in 
keiner der genannten Woiwodschaften die Mehrheit. Tat- 
sächlich aber bilden sie die Mehrheit in den Woiwod- 
schaften Polesien und Nowogrodek (80 und: 60%) — die 
polnische Statistik weist nur 42 und 87% aus. Die Juden 
wohnen im ganzen Lande zerstreut, hauptsächlich im ehe- 
maligen Russisch-Polen und in den östlichen Provinzen. 
Den höchsten Prozentsatz erreichen sie in Biatystok (148%). 
Die zahlenmäßig schwächste Minderheit bilden die Deut- 
schen, Sie leben zwar im ganzen Lande zerstreut, aber ihr 
eigentliches Siedlungsgebiet bilden die Woiwodschaften 
Posen, Schlesien und Pomerellen. Absolut sind sie am 
stärksten vertreten in Posen, relativ in Oberschlesien. Nach 
der offiziellen Statistik wird die Republik von 69-2% Na- 
tionalpolen und 30:8% Minderheiten bewohnt. Aber diese 
Zahlen entsprechen nicht der Wirklichkeit, denn der Pro- 
zentsatz der nationalen Minderheiten beträgt eher 40%. 
Konfessionell gliedert sich die Bevölkerung wie folgt: rö- 
misch-katholisch 63-9%, griechisch-katholisch 112%, ortho- 
дох 105%, mosaisch 10-5%, evangelisch 37%. 


Mit типа 65% landwirtschaftlicher Bevölkerung gehört 
Polen zu den ausgesprochenen Agrarstaaten. Der ge- 
nannte Prozentsatz ist höher als in irgend einem andern 
größeren Staate Europas. Nur Finnland hat 71:5% Land- 
wirtschaft treibende Bevölkerung. Über die Berufsglie- 
derung enthält die polnische Statistik folgende Daten (in 
Tausenden): 


Land- und 
Forstwirt- . Bergbau Handel und Andere 
schaft u.Industrie Verkehr Berufe 
Bevölkerung zur Zeit der ` 
Zählung vom 30. Sep- 
tember 1921 . . . .=:. 16.856 3.530 2.447 2.872 
Oberschlesien . . . . . 282 476 84 137 
Wilnagebiet . . . . 343 52 37 70 
Zusammen. . 17.481 4.058 2.568 8,079 


In Prozenten der Gesamtbevölkerung stellt sich diese Ta- 
belle wie folgt dar: 


Land- und 
Forst- Bergbau Handel und Andere 
wirtschaft u. Industrie Verkehr Berufe 
Bevölkerung zur Zeit der In Prozenten 


Zählung vom 30. Sep- 


tember 1921 , . .. . 65:6 137 95 11'2 
Oberschlesien . . . . . 28:8 186 86 иго 
Wilnagebiet ..... 64% 10°8 7:8 110 

Zusammen. . 6з 14°9 9:5 11:3 


Für das durch die Volkszählung vom 30. September 1921 
erfaßte Gebiet gibt es noch eine Sonderstatistik, die zwi- 
schen Berufszugehörigen und Berufstätigen unterscheidet 
und eine genaue Berufsgliederung enthält. Von ihr wurden 
25,385.564 Einwohner Polens erfaßt (in Tausenden): 


Berufs- ` Berufstätige 

Berufe zuge- Prozent- Ins- Selbst- Arbeit- 

hörige satz gesamt ständige nehmer 
Land-undForstwirtschaft 16.586 66% 10.266 2.690 7.576 
Bergbau und Industrie . 8.580 139 1.266 448 818 
Handel und Versicherung 1.612 63 518 895 193 
Verkehr und Transport 835 Ee 914 98 221 

Öffentliche Dienste und 

freie Berufe ..... 753 30 347 47 300 
Armee und Flotte 128 0'5 59 — 59 
Dienstpersonal. . ... 343 14 278 22 256 
Arbeits- und Berufslose. 720 28 399 — == 
Unbekannte Berufe , 618 2'% 245 1 244 
Insgesamt . ... 25.385 100°0 13.609 3.556 9.667 


Land- und Forstwirtschaft. 


Die polnische Landwirtschaft hat unter den Kriegs- 
folgen schwer gelitten. Der Produktionsrückgang war so 
groß, daß Polen, obwohl es Agrarland ist, in den ersten 
Jahren des Bestandes der Republik auf große Lebensmittel- 
einfuhren angewiesen war. Es sei erwähnt, daß der Weizen- 
und Roggenertrag von 7,274.000 Tonnen im Jahre 1913 
auf 2,420.000 Tonnen im Jahre 1920 gesunken war. In den 
Nachkriegsjahren 1919 und 1920 wurde nur die Hälfte des 
Ackerlandes bebaut und noch bis 1924 war die Anbau- 
fläche geringer als vor dem Kriege. Zunächst war an eine 
Steigerung der Bodenerträge nicht zu denken, da dem be- 
sonders der große Mangel an Düngemitteln und-landwirt- 
schaftlichen Maschinen entgegenstand. Erst im Jahre 1925 
hat die landwirtschattliche Produktion das Vorkriegsniveau 
erreicht, in vielen Fällen sogar überschritten. 


Nutzung des Bodens (in tausend Hektar und in Prozenten): 


Gesamtfläche Ackerland Wiesen Weiden Wälder Ungenützt 
37.6618 18.8078 3.8380 2.528'6 9.0621 3.9248 
100 48°6 10'2 67 241 10% 


Das Ackerland wird hauptsächlich mit Roggen, Weizen 
und Hafer bestellt, Von allen Getreidesorten hat Roggen 
die größte Bedeutung, da er die Hauptnahrung des größten 
Teiles der Bevölkerung ist. Roggen bauen hauptsächlich 
Bauernwirtschaften, aber auch der Großgrundbesitz, beson- 
ders auf mittlerem Boden. Der Weizenbau blüht in Podolien 
und Wolhynien. Nur der kleinere Teil des geernteten Wei- 
zens wird im -Lande verbraucht. Hafer wird überall ange- 
baut, in den Karpathen dient er der Ernährung der Bevöl- 
kerung. Die Verschiedenheit der wirtschaftlichen und der 
kulturellen Entwicklung der einzelnen Teilgebiete bringt es 
mit sich, daß die Erträge je Hektar von einer Wojwod- 
schaft zur anderen sehr schwanken. Der Ertrag eines 
5 Hektar großen Bauernhofes in Posen oder Oberschlesien 
ist nicht selten größer als der eines 10 oder 20 Hektar 
großen in Wolhynien oder gar Polesien. Die höchsten Boden- 
erträgnisse werden in Posen, die niedrigsten in Wilna er- 
zielt. Bei Weizen beträgt diese Differenz 10, bei Roggen 8, 
bei Gerste 10 und bei Hafer sogar 13 Doppelzentner, Zum 
Vergleich sei angegeben, daß der Ertrag je Hektar bei 
Weizen in Deutschland 162 beträgt, in der Tschechoslowa- 
kei 14-9, in Ungarn 13-6, in Polen nur 11:6 Meterzentner, 
bei Roggen in der Tschechoslowakei 14-0, in Deutsch- 
land 185, in Polen nur 10'4 Meterzentner, bei Hafer in 
Deutschland 18-2, in der Tschechoslowakei 16-4, in Frank- 
reich 15-0, in Polen nur 11'7 Meterzentner. Aussaat und 
Ernte für die wichtigsten Landwirtschaftsprodukte: 


Zucker- 
Jahr Weizen Roggen Gerste Hafer Kartoffel ritbe 
Bebaute Fläche (in tausend Hektar) 
1909/18*) . 1.353 9.087 1.265 2.749 2.404 168 
1922;96 *). 1.066 4.675 1.205 2.539 2.311 160 
192097. en 1.094 4.904 1.224 2.577 2.359 172 
19267, BA 1.100 4.831 1.234 2.605 2.361 185 
1927 а= 1.139 4.889 1.239 2.620 2.406 202 
Ernteergebnis (in tausend Meterzentnern) 
1909/13*) .16.783 57.112 14.890 28.143 247.899 41.133 
1922/26*) .12.508 52.450 14.798 29.707 981.751 33.264 
1920. 2: 15.762 65.3845 16.778 33.115 991061 36.872 
Keane 12.814 50.114 15.546 30498 248.786 37.949 
56.884 16.342 33.900 307.581 43.798 


TIN TIR 14.759 
: Durchschnittsertrag (je Hektar in Meterzentnern) 


1909/13*) , 12% 11:2 11'8 10°2 103 245 
1922/26*) . 117 112 12:3 117 122 207 
1928,22. 144 18:8 (ENG 12°8 123 214 
A $ 11:6 104 126 117 105 201 
19272038 13°0 116 18:2 130 132 217 


*) Durchschnitt. 


Von den 3,300.000 landwirtschaftlichen Betrieben ent- 
fallen auf Betriebe bis zu 5 Hektar, 2,100.000, von 5 bis 
bis 20 Hektar 1,044.000, von 20 bis 100 Hektar 87.000, von 
mehr als 100 Hektar 16.000. Die Wirtschaften bis zu 5 Hekt- 
ar nehmen am gesamten Acker-, Wiesen- und Weideland 
nur mit etwa 21% teil, der Großgrundbesitz (etwa 8000 Be- 
sitzer) dagegen (mehr als 100 Hektar) verfügt über 47 Mil- 
lionen Hektar, das heißt 25% der gesamten landwirtschaft- 
lich bebauten Fläche, auf die bäuerlichen Großbetriebe (20 
bis 100 Hektar) entfallen nur 12%, und endlich auf die 
Mittelbetriebe (5 bis 20 Hektar) 41-6%. Mit Rücksicht auf 
die geschilderten Verhältnisse war die Inangrifinahme einer 
Agrarreform unumgänglich. Auf Grund des Gesetzes vom 
18. Dezember 1925 kommen für die Parzellierung in Be- 
tracht: Das Ackerland, das dem Staate, der Kirche, der 
ehemaligen Ansiedlungskommission in Posen, der Adels- 
bank in Kongreßpolen gehört hat, ferner das physischer und 
juristischer Personen, wenn es die im Gesetze festgelegte 
Grenze übersteigt. Wirtschaften mit weniger als 180 Hektar, 
in Industriebezirken 60 Hektar, sind gegen Enteignung ge- 
schützt. Der Zwangsparzellierung unterliegen auch Muster- 
wirtschaften nicht. Für Brennereien können in jedem Fall 
insgesamt 350 Hektar, für Güter mit Zuckerfabriken 700 
Hektar freigegeben werden. In den Jahren 1926 und 1927 
wurden 218.000 und 239.000 Hektar parzelliert (also mehr, 
als das Agrargesetz vom Jahre 1925 vorsieht), in den frü- 
heren Jahren hingegen hat die Zahl der parzellierten Hektar 
nie 100.000 überschritten. 


Viehstatistik. 
Nach der Viehzählung vom Jahre 1921 gab es in Polen 
33 Millionen Pferde, 81 Millionen Rinder, 2-2 Millionen 
Schafe, 5:8 Millionen Schweine; nach der Viehzählung vom 
50. November 1927 lauten diese Zahlen 41, 8:6, 1:9 und 
63 Millionen, 


Forstwirtschaft. 

Die Waldfläche Polens macht 79 Millionen Hektar 
aus. Davon entfallen 2-6 auf Staatsbesitz, der Rest auf Pri- 
vatforste (4:1 Groß-, 1-1 Kleinbesitz). Am stärksten bewal- 
det sind die Ostgebiete, am schwächsten die Woiwod- 
schaften Warschau und Lodz. Die größten Waldkomplexe 
stellen die Urwälder von Bialowiez und Augustowo mit 
115.000 und 111.000 Hektar dar. Der jährliche Zuwachs 
beträgt etwa 21 Millionen Festmeter. Der jährliche Zuwachs 
pro Hektar macht im Durchschnitt 6 Festmeter aus. Auf 
100 Einwohner entfallen in Polen 29 Hektar Wald, in 
Schweden 409-3 Hektar, in der Tschechoslowakei 848 Hekt- 
ar, in Frankreich 25.2 Hektar, in Deutschland 21-4 Hektar. 


Bergbau. 


Polen verfügt über sehr bedeutende Bodenschätze; 
diese bestehen in der Hauptsache aus Stein- und Braun- 
kohlen, Eisen-, Zink- und Bleierzen, Erdöl, Salz und Kali. 
Es ist charakteristisch, daß die Fund- und Produktions- 
stätten dieser Urprodukte fast nur in solchen Gebieten 
liegen, die nicht oder nur zum Teil als polnische Kern- 
gebiete zu bezeichnen sind (z. B. Kohle in Oberschlesien, 
Erdöl in Ostgalizien). 

Gruben und Hütten (Zahl der Betriebe) 

Produkte 1913 1920 1994 1925 1926 


Steinkohle . , , , Be 2 

Тя ерт" 109 % e 
EE E 5 MA мыз 476 501 56 
Erawächs A., „аан 2 3 3 2 2 
Saz EE re EE е. 12 13 13 15 15 
"ch E 87 = ч 2 0 
ЕРИ н 3 10 


Zahlderbeschäftigten Arbeiter 


1918 1920 1994 1925 1926 
Steinkohle . . . . 120.116 166.517 151.041 109.731 128,210 
Braunkohle .. . . 1.178 1.88 510 327 419 
erh 2.7 "ta ba 8.628 10.705 10.947 9.118 9.425 
ErUWAchs... - ar. 907 560 301 510 442 
OA re 2 4.402 3.736 3.698 3.671 
Kali | Габаг 889% әлә en San ` 749 
Eisenerz . . . . . 1.876 — 3.382 1.907 5.268 
Blei- und Zinkerz . 13.339 ES 8.888 9.562 8.359 


Produktionsmengen des polnischen Bergbaues 


1913 1920 1924 1925 1926 
in tausend Tonnen 
Steinkohle . . 40,727 831.049 32,995 29.040 85.746 
Braunkohle . . . . 19 248 88 65 76 
Бао 1% 1.11& 765 771 812 796 
Erdwachs. 2. ... 14 0% 07 07 07 
Size Ga SCH. Are 189 263 275 330 389 
МИНЕВ. ы, 2 10 81 179 208: 
Eisenerz . Бч 464 18% 288 210 315 
Blei- und Zinkerz . 56% 209 289 383 322 


Im prozentualen Verhältnis zur Vorkriegszeit 
erreichte die Produktion (1915 = 100) 


1920 1924 1925 1926 
1 09 Pro zen "Pie л 

Steinkohle . . . . 762 TITE 718 87°8 
Braunkohle . 125°8 44-6 37% 88°6 
БКО аиы 0 687 69:2 798 EE 
Erdwachs . . . . 272 50°0 50°0 50:0 
ЮИ анаа LST aa 1397 1460 174.0 1794 
ЖаШ Л! рии Sen) 500`0 4.0500 8.9400 10.200°0 
Eisenerz... . . 89:6 6921 430 67°9 
Blei- und Zinkerz . 331 521 66:4. 61:0 


Aus der angeführten Produktionsstatistik ersehen wir, 
daß mit Ausnahme von Salz und Kali, die die Vorkriegs- 
mengen erheblich überschritten haben, alle anderen Berg- 
bauprodukte das Vorkriegsniveau noch nicht erreicht ha- 
ben. Im Vergleich mit dem Jahre 1913 ist die Förderung 
von Zinkerzen und Erdölen um etwa 30%, die von Eisen- 
erzen um 40%: und die von Stein- und Braunkohle um 13% 
und 61% zurückgegangen. Geht man von der bergbaulichen 
Produktion des Jahres 1920 aus, so gelangt man zu einem 
günstigeren Ergebnis, denn mit Ausnahme der Steinkohlen- 
produktion sowie der Braunkohlen- und Eisenerzförderung 
zeigen die übrigen Rohprodukte anhaltend steigende 
Zahlen. 


Das polnische Kohlenbecken umfaßt ein Gebiet von 
mehr als 6000 Quadratkilometern und erstreckt sich über die 
Woiwodschaften Schlesien, Kielce und Krakau. Die Kohlen- 
reserven Polens werden auf 208 Milliarden Tonnen ge- 
schätzt (26% der Kohlenreserven Europas). In der Stein- 
kohlenförderung steht Polen nach England, Deutschland 
und Frankreich an vierter Stelle unter den Staaten Euro- 
pas. Der Hauptanteil der polnischen Kohlenförderung ent- 
fällt auf die Woiwodschaft Schlesien. 


Produktionsbezirk 1918 1921 1924 1925 1926 


(Woiwodschaften) in tsusend Tonnen 
Sohlesienuud, assrsT. 31.937 22.393 , 23.797 21.639 26.176 
Kielce Sea бра - - 6.819. 5.751. 6.585 5.798 7.234 
КТАКаН рр ath- - Asse 1.971 1672 1.843 1.691 2.856 

Insgesamt . . . 40.727. 29.816 32.225 29.061 35.766 


Das schlesische Kohlenrevier ist am Rückgang der pol 
nischen Kohlenproduktion am stärksten beteiligt. Diese Tat- 
sache ist darauf zurückzuführen, daß die schlesische Kohle 
hauptsächlich auf die Ausfuhr angewiesen ist (an der 
Kohlenausfuhr Polens ist die oberschlesische mit 90%. be- 
teiligt), diese aber ist nicht nur von der internationalen 
Marktlage abhängig, sondern wird auch durch die Verkehrs- 
lage Oberschlesiens ungünstig beeinflußt. 
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Von den 27 Hüttenbetrieben Polens entfielen im Jahre 
1926: 18 auf Oberschlesien, 13 auf die Woiwodschaft Kielce 
und 1 auf Krakau. An der gesamten Eisenerzeugung nah- 
men im Jahre 1913 die oberschlesischen Hütten mit 60%, 
die Kielcer mit 40% teil. Im Jahre 1925 ändert sich dieses 
Verhältnis auf 73 : 23. Bei der Stahlproduktion stellte sich 
der Anteil der Hütten in den einzelnen Woiwodschaften wie 
folgt: 1913: oberschlesische Hütten 627%, Kieleer Hütten 
36°6%, Krakauer Hütte 67%, im Jahre 1925: 69-2, 30-2, 
0-6.% 


Arbeiterzahl und Erzeugung der Eisenhütten 
(in 1000 Tonnen): 


N N Ф N 
TEURER E: ee Së. М ныл кш ы vun: 
деби a $ ER Я 
Woiwodschaft 2 2 а E 8 5 8 SÉ 8 
ео Se 56 8 Sr rg ТД 
D. o Таана а © д 
1913. . . .80 48.063 82 1081 100 1649 100 1165 100 
1922. 29 52.694 27 480 465 998 605 739 631 
1923... .99 62.522 21 519. 508 1123 681 768 659 
1924. ...28 34.288 9 334 324 682 ik 472 405 
1925 . 28 82927 11 815 805 752. 475 587 504 
1926 . 27 89.876 13 328 320 788 480 562 491 
Schlesien. . 13 28051 9 968 :— 505 — 38 — 
Kielce. . .18-16182 4 Hure ae 3 
Krakau . . 1 198 — — - 8 — 7 
Die Zinkproduktion hat erst durch die Teilung Ober- 
schlesiens eine gewaltige Steigerung erfahren. Im Jahre 


1913 betrug sie in den Woiwodschaften Kielce und Krakau 
23.000 Tonnen, die Oberschlesiens hingegen 169.000 Tonnen. 
Von den 1,224.400 Tonnen Weltproduktion im Jahre 1926 
entfielen auf Polen 124.000 Tonnen, somit ist Polen nach 
den Vereinigten Staaten (561.000. Tonnen) und Belgien 
(191.000 Tonnen) das drittgrößte Produktionsland der Welt. 
Etwa fünf Sechstel des produzierten Zinks entfallen auf 
Oberschlesien. In den Nachkriegsjahren hat sich die Zink- 
produktion wie folgt entwickelt (in 1000 Tonnen): 

1913 = 192, 1921 = 68, 1922 — 84, 1923 = 96,1924 = 93, 

1925 = 114, 1926 =' 128. 


Erdöl. wird in den Bergrevieren Drohobycz, Sta- 
nislau, Jasio und Krakau gewonnen. 85% der Gesamtpro- 
duktion entfällt auf Drohobycz: Im Vergleich mit dem 
Jahre 1913 ist die polnische Erdölproduktion in den letzten 
Jahren um 25 bis 30% zurückgegangen. Dieser Rückgang 
ist hauptsächlich auf die übermäßig gestiegenen Ausbeu- 
tungskosten der Gruben zurückzuführen, die sich nach Be- 
rechnungen des Verbandes der polnischen Naphthaprodu- 
zenten gegenüber 1913 um 300 bis 400% erhöht haben. In 


Industrie, 


Im Dezember 1926 wurden 3962 Fabriksbetriebe (unter 
Fabrik versteht die polnische Statistik Betriebe, welche im 
Durchschnitt 20 Arbeiter beschäftigen) gezählt. Davon ent- 
Delen auf die Textilindustrie 683, auf die Holzindustrie 655 
und auf die Metallindustrie 642. Zur selben Zeit waren in 
diesen Betrieben 407.321 Arbeiter beschäftigt, davon in der 
Textilindustrie 135.570, in der Metallindustrie 67.635 und 
in der Lebensmittelindustrie 53.528 Arbeiter, 

(Siehe zweite Tabelle unten.) 
Von den 3962 Betrieben entfallen auf solche mit mehr als 
20 und weniger als 50 Arbeitern 43%. Großbetriebe mit 
mehr als 1000 Arbeitern gibt es nur 40, von diesen entfallen 
23 auf die Textilindustrie. In den 442 Betrieben (mit mehr 
als 200 Arbeitern) werden 56% aller Arbeiter beschäftigt, 
in 1708 Betrieben (mehr als 20, weniger als 50) nur 13%. 


Die Textilindustrie hat ihren Sitz in den Bezirken 
Lodz, Białystok und Bielitz. Die Lodzer Industrie umfaßt 
die ganze Baumwollindustrie und etwa 80% der Wollindu- 
strie. Auf die Biatystoker Textilindustrie entfallen 8% und 
auf die Bielitzer 12% der Wollindustrie. Die Baumwoll- 
industrie hat vor dem Kriege hauptsächlich für den russi- 
schen Markt gearbeitet. Durch den Verlust dieses Absatz- 
gebietes ist sie in der Nachkriegszeit in große Schwierig- 
keiten geraten. Die Inflationsperiode hat aber in Verbin- 
dung mit der günstigen Absatzkonjunktur diese Schwierig- 
keiten herabgemindert und die Umstellung der Produktion 
begünstigt. Ende 1923 setzte mit der Einführung der Złoty- 
währung eine Absatzkrise ein, die bis Ende 1925 angehalten 
hat. Erst seit Februar 1926 ist eine Besserung eingetreten, 
die im Rückgang der Arbeitslosigkeit, in der Erhöhung der 
Produktion und in der Wiederaufnahme der Tätigkeit einer 
Reihe mittlerer und kleinerer Betriebe zum. Ausdruck 
kommt. Auch die Wollindustrie, die in den früheren Jahren 
unter Absatz- und Kapitalmangel litt, konnte in letzter 
Zeit der Zahl der beschäftigten Arbeiter erheblich erhöhen. 
Die Juteindustrie kann nur zu 50% ihrer Leistungsfähigkeit 
ausnützen. Gegenwärtig verfügt die gesamte Textilindustrie 
Polens über: 1,341.151 Baumwollspindeln, 90.384 Abfall- 
spindeln, 510.694 Streichgarnwollspindeln, 403.392 Kamm- 
garnwollspindeln, 21.700 Leinenspindeln, 17.285 Jutespin- 
deln, 21.000 Seidenspindeln, 43.384 Baumwollwebstühle, 
17.200 Wollwebstühle, 1100 Leinenwebstühle, 1260 Jute- 
webstühle und 176 Seidenwebstühle. 


Zahl der inden einzelnen Zweigen der Textil 
industrie beschäftigten Arbeiter: 


den letzten zwei Jahren steht die polnische Petroleumindu- ` Baumwolle "eg Wirkwaren Flachs Jute 
strie.im Zeichen der Konzentration und der Überfremdung Anfang =. . age no En Ki er 
(hauptsächlich durch französisches Kapital). Die Raffinerie- 1907 2.582291 16.900 1.325 716 3.398 
industrie hat sich wie folgt entwickelt: P 1928 2. 65.654 20.400 2.000 1.312 5.365 
Verärbeite- Erzeugnisse der Rohöldestillation in Tonnen 
йр. ee pang Le Insgesamt Benzin Petroleum Gasöl РИНДЕН). Paraffin Asphalt ИД 
re 33 7.213 653.943 610.335 83.217 199.557 96.081 100.536 298.442 21.469 81.033 
d An A БА 2 8л. 6.506 704.105 628.531 91.096 197.292 113.341 120.715 34.524 16.870 54.693 
19955 , IPES ‚Соз 27 5.399 715.226 647.842 96.570 202.761 116.611 130.113 35.281 23.331 43.175 
E 29 5.781 780.769 709.948 93.240 233.596 155.171 106.130 40.193 28.073 53.545 
aire a ями 26 4.974 681.697 618.913 90.283 203.507 115.568 95.688 37.438 26.418 49.066 
1928 (1. Vierteljahr) . 26 4.809 179.128 167.111 21.759 54.468 36.925 33.359 11.714 7.887 1.049 
Betriebe 
Steine Metall- Chemische Textıl- Papier- Leder- Holz- Lebensmittel- Bekleidungs- Bau- Pol graph. 
Insgesamt und Erden industrie Industrie industrie industrie industrie industrie industrie industrie industrie Gë Li 
3.962 422 642 233 683 88 80 655 547 116 326 170 
Arbeiter 
407.321 33.345 67.635 31.393 135.570 10.124 3.982 ` 41.299 52.528 7.690 14.775 7.982 
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Der bedeutendste Zweig der Metallindustrie ist der 
Waggon- und Lokomotivbau. In Polen gibt es 2 Lokomotiv- 
und 4 Waggonfabriken, die Firma Cegielski in Posen baut 
Lokomotiven und Waggons. Die jährliche Produktionsfähig- 
keit beträgt 240 Lokomotiven, 16.000 Güter- und 8000 Per- 
sonenwagen. Die genannten Betriebe beschäftigen etwa 
17.000 Arbeiter. 


Zementindustrie. 


Im prozentualen Verhältnis zur 
Jahr Zahldertätigen Produktion Vorkriegszeit erreichte die Pro- 


Fabriken in taus. t duktıon (1913 = 100) 
1913 13 612 100 
1921 13 342 56 
1925 13 360 59 
1926 15 557 91 


Im Jahre 1926 verfügte die Zementindustrie über 25 Ro- 
tationsöfen, 30 automatische Schachtöfen und 7 gewöhn- 
liche Schachtöfen. 

Im Jahre 1926 gab es 46 Papier-, Pappe- und Zellulose- 
fabriken, die 8000 Arbeiter beschäftigten. Es wurden er- 
zeugt: 81.894 Tonnen Papier, 48.440 Tonnen Zellulose und 
19.015 Tonnen Pappe. 


Zuckerindustrie, 


Zahl der Zucker- Produktion 

Jahr fabriken int 
1912/13 87 560.000 
1921/22 68 160.000 
1926/27 70 500.000 
1927/28 78 580.000 


Aus den angeführten Zahlen ersehen wir, daß die 
Zuckerindustrie große Fortschritte macht und daß die Pro- 
duktion vom Vorkriegsniveau nicht weit entfernt ist. Mit 
Rücksicht darauf, daß der Inlandsverbrauch im Verhältnis 
zur Erzeugung gering ist (9 Kilogramm auf den Kopf der 
Bevölkerung), werden 60% der Zuckerproduktion ausge- 
führt. 

Die Brennereien werden nach dem verwendeten Roh- 
stoff in Kartoffel-, Melasse-, Obst- und Hefebrennereien ein- 
geteilt. Die Kartoffelbrennereien werden „landwirtschaft- 
liche Brennereien“ genannt. Die Melasse- und Hefebrenne- 
reien führen die Bezeichnung „industrielle Brennereien“. 
Durch das Gesetz vom 31. Juli 1924 wurde mit 8. Oktober 
1925 das Spiritusmonopol eingeführt. In den letzten Jahren 
ist ein Rückgang der Spiritusproduktion zu verzeichnen, 
welcher teilweise auf das Sinken des Auslandsabsatzes, teil- 
weise aber auch auf den ungenügenden Inlandsverbrauch 
(auf den Kopf der Bevölkerung entfielen in den Vorkriegs- 
jahren etwa 31% Liter 100%iger Alkohol, jetzt nur 216 Li- 
ter) zurückzuführen ist. 


Brennereien Spiritusproduktion in tausend Litern 


Brauereien, s 
Jahresprodukton 


Zahl der täti- Zahl der be- ` 
Jahr gen Brauereien ` schäftigten Arbeiter in tausend Litern 
1913 500 15.000 850.000 
1924 221 4.900 165.000 
1925 196 5.500 166.000 
1926 188 5.300 169.000 


Gegenwärtig beträgt die polnische Bierproduktion kaum 
15%: der Leistungsfähigkeit der Brauereien. 


Außenhandel. 


Die Entwicklung des Außenhandels kann man 
erst seit dem Jahre 1923 verfolgen. Die statistischen Daten 
für die Jahre 1919/21 sind unbrauchbar, da sie ohne Wert- 
angabe veröffentlicht wurden. Erst anfangs 1923 wurde 
der Goldzioty für die Berechnung des Außenhandels ein- 
geführt: | 


Einfuhr Ausfuhr 


É in tausend in tausend 

in Tonnen Goldzłoty in Tonnen Goldzłoty 
19231 A E 19207 1,116.482 17,647.758 1,195.587 
1994 аит 2,413.508 1.478.631 15,739.829 1,265.865 
19007338: Фу 3.410.737 1,602.828 18,602.708 1,272.072 
BEL SA 2,458.490 896.232 22,304.935 1,306.040 
OENB en 4,903.049 1,680.530 20,356.038 1,459.379 


Wenn wir von den Jahren 1923 und 1926 absehen, so 
war der Außenhandel immer passiv. (Das relativ hohe Ak- 
tivum der Handelsbilanz im Jahre 1926 — mehr als 400 
Millionen Goldzioty — ist auf das Valutadumping und die 
Drosselung der Einfuhr zurückzuführen.) Im Jahre 1927 
betrug das Handelspassivum 220 Millionen Goldzioty, in 
den ersten fünf Monaten des laufenden Jahres hingegen 
370. Millionen. Die Passivität der Handelsbilanz bedeutet 
auch Passivität der Zahlungsbilanz, denn wesentliche 
Posten außer dem Warenexport, die Geld ins Land bringen, 
bilden für Polen nur die Summen, die die Wanderarbeiter 
und Auswanderer nach Hause schicken. Deren Höhe wird 
auf 130 bis 140 Millionen Złoty jährlich geschätzt. Aber 
diese Beträge werden durch den Zinsendienst für die aus- 
ländischen Anleihen und die ins Ausland fließenden Divi- 
denden mehr als aufgewogen. Maßnahmen, die bis jetzt im 
Interesse der Aktivierung der Außenhandelsbilanz (Zoll- 
valorisierung, Tarifermäßigungen und Zollrestitutionen, 
Gründung eines Exportinstituts usw.) ergriffen wurden, 
haben sich als unzulänglich erwiesen. 


Vergleicht man die Tonnenziffern auf der Ein- und 
Ausfuhrseite, so zeigt sich, daß die Ausfuhrmengen die- 
jenigen der Einfuhr erheblich übersteigen. Diese Tatsache 
ist darauf zurückzuführen, daß sich die Ausfuhr zu 84 bis 
92% aus landwirtschaftlichen Produkten und Rohstoffen 


іпв- landwirt- indu- ins- landwirt- indu- = S 
des en schaftliche strielle gesamt schaftliche striele aller Art zusammensetzt, während auf die höherwertige 
1 1.286 1.281 56 82.535 72.746 9.789 Ausfuhr von Halb- und Fertigfabrikaten nur 8 bis 16% 
1924/25 1.282 1.931 51 72.098 { d че Е 2 
1925/26 1.351 1307 44 63985 en = entfallen. An dem Import hingegen nehmen Fertigfabrikate 
1926/27 1282 1246 36 57.879 51.095 6.854 mit 35 bis 40% teil. 

Warengruppen: 
Einfuhr Ausfuhr 
1924 1925 1926 1927 1924 1925 1926 1927 
Int а п в nd 6.0154! {1305 
Insgesamt . . d 
SE, У. 1.478.631 1,602:823 896.232 1,680.530 1,265.865 1272072 1.806.050 ` 1,459.379 
Landwirtschaftliche Produkte . 278.816 397.269 136.866 "399.266 412.492 "491.799 494.043 526.612 
Holz und Holzerzeugnisse . | | 8514 7.540 2.675 5.399 138.018 980,618 207.541 369598 
EE und andere Genuß- 
mitte 
Te m ‚rat 111188195 140.891 92.372 146.559 6.162 4.976 8.981 5.558 
зо und Halbfabrikate 312.901 358.113 334.775 474.680 389.194 281.595 438.072 376.741 
anzfabrikate ......... 741.172 697.971 397.184 652.125 319.958 268.029 162.035 180.384 
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Die wiehtigsten Ausfuhrpositionen stellen: Getreide, 
Mehl, Kartoffel, Zucker, Vieh, Holz in rohem und bear- 
beitetem Zustande, Kohle und Petroleumprodukte dar. Die 
1924 = 
11,417.004, 1925 = 8,157,776, 1926 — 14,436.693, 1927 — 
11,094.508 Tonnen. In den ersten fünf Monaten des laufen- 
den Jahres wurden 4,718.234 Tonnen Kohle exportiert. 
Zuckerausfuhr: 1924 — 246.474 Tonnen, 1925 — 196.033 
Tonnen, 1926 — 266.691 Tonnen, 1927 — 202.000 Tonnen. 

Die Gestaltung der Einfuhr ist sehr von den Ernte- 
Infolge der letztjährigen -guten 
Ernten hat sich die Getreide- und Mehleinfuhr auf relativ 
geringe Mengen beschränkt. Die Einfuhr von Fertigfabri- 
katen geht ständig zurück. In den ersten fünf Monaten des 
laufenden Jahres ist ein starker Rückgang des Imports von 
Maschinen, Apparaten, elektrotechnischem Material und 
Verkehrsmitteln und eine Steigerung der Einfuhr von 


Kohlenausfuhr hat sich wie folgt entwickelt: 


ergebnissen 


abhängig. 


Konsumartikeln zu verzeichnen. 


Ländenanteil: 


Einfuhr 
Länder 
1924 1925 1926 

Deutschland... . ........509.936 496 827 211.632 
асаана ае лач 110 271 127.581 98 364 
П E 183.949 219.250 155.755 
Österreich `, 173.265 154.512 60.961 
Tschechoslowakei 84.684 87.520 44.746 
Frankreich 72.848 93.932 66.572 
ИОМ, = EZE WIE 24.771 33.220 40 062 
Панел y set їп 74.532 66.177 42.293 
Rumänien Meder . 20.619 28 256 7.814 
Belpien, тга ост. 29.861 24 589 13.139 
leid ape 1.965 8.915 7.717 

1 
BIS АННЕ МЫ; 34 4 30'7 236 
Би налар, „айта ати 75 80 104 
WB} pi ӘНӘ 124 13'8 174 
Österreich nr nit seien 187 9:6 68 
Tschechoslowakei St 55 50 
Praukrerch ee a Ое 4.9 5'9 7% 
HOMAI. 000108; ` Dipl 17 21 4.5 
Talis sansihrseaik ash. 50 49 47 
Bumänienn E E tens 14 14 0'9 
BEICIO wem d E ER em 20 15 15 
EEE TA er ee wn ИЙЕ 03 0:6 09 


Trotz des deutsch-polnischen Zollkieges, der um die 
Mitte des Jahres 1925 ausbrach, steht Deutschland an der 
Spitze der Ein- und Ausfuhrländer. Prozentual fiel der 
deutsche Anteil seit dem Jahre 1924 von 344% auf 255% 
an der Einfuhr und von 432% auf 32% an der Ausfuhr. 
Auch die Ausfuhr aus Österreich, Belgien und Italien ist 
im Zeitraum 1924 bis 1927 zurückgegangen. Die gleiche 
Tendenz läßt sich auf der Ausfuhrseite beim polnischen 
Export nach Frankreich und Rumänien beobachten. Im 
übrigen hat der Anteil fremder Länder an der polnischen 
Ausfuhr mehr oder weniger große Steigerungen erfahren, 
die besonders stark in der Ausfuhr nach England, Belgien 
und Rußland zum Ausdruck kommen. Außerhalb Europas 
halten sich die Handelsumsätze in sehr bescheidenen Gren- 
zen und betragen nur einige Prozent des Gesamtaußenhan- 
dels. Der Grund hiefür liegt vor allem in den Schwierig- 
keiten für den polnischen Kaufmann, mit außereuropäischen 
Staaten in direkte Beziehungen zu treten. 


Finanzen. 

Erst in den letzten zwei Jahren ist es der Finanzver- 
waltung gelungen, den Staatshaushalt ins Gleichge- 
wicht zu bringen. In der Zeit 1919 bis 1925/26 sind alle 
Bemühungen, den Abgang zu beseitigen, ergebnislos ver- 


laufen. Schon das erste Budget, das für die Zeit vom 1, Jän- 
пег 1919 bis 30. Juni 1919. aufgestellt wurde, war mit 2030 
Mill. Polenmark passiv. In den zwei Finanzperioden 1924 
und 1925 standen die Staatsausgaben zu den Einnahmen in 
solchem Mißverhältnis, daß 1924 12% und 1925 sogar 13% 
der Ausgaben durch außerbudgetmäßige Mittel, das heißt 
auf dem Anleihewege, überwiegend aber durch Notenaus- 
gabe gedeckt werden mußten. Überspanntheit des Verwal- 
tungsapparates, hohe Militärlasten und ein mangelhaft aus- 
gebautes Steuersystem waren die vornehmlichen Gründe 
der mißlichen Finanzlage Polens. Auch hatten die Ver- 
heerungen des Krieges die Steuerkraft der Bevölkerung 
sehr geschwächt. Das Jahr 1926 bedeutet einen Wende- 
punkt in der Finanzgeschichte Polens, denn in diesem Jahr 
konnte zum erstenmal ein Überschuß erzielt werden. Dank 
Verringerung des Beamtenapparates und Vermehrung der 
Einnahmen konnten die Finanzen saniert werden. Auch der 
Heeresetat wurde verkleinert, er macht aber immer noch 


Ausfuhr 
in tausend Goldztoty 

1927 1924 1925 1926 1927 
428.601 546.593 525.051 330.548 466.963 
157.160 133.036 100.352 223.338 177.780 
216.397 7.142 9.378 8.664 11.103 
110.767 127.714 158.172 134 076 160.805 
97.218 99,544 139 805 115.451 146.733 
125 486 52.869 21.288 47.140 24.915 
70.773 39.673 33.428 41.904 49.297 
48.716 6.679 9.140 25.696 30 598 
41.061 78.614 61 775 41.931 47.786 
25.736 22.190 26.344 32.541 35.584 
58.014 11.418 35.247 24.625 26.055 

п Prozenten des Wertes 

25:5 48:2 40'0 25'8 32:0 
9'4 105 83 171 122 
12°9 0'6 07 07 08 
6'6 101 125 103 110 
58 29 113 88 101 
75 49 18 36 Ce 
42 31 27 32 34 
2:9 05 07 2'0 21 
24 62 47 32 33 
15 1'8 22 25 2'4 
835 0:9 2:8 1:9 T8 


30 bis 35% des gesamten Aufwandes aus. Durch den Aus- 
bau der direkten Steuern (Vermögens- und Kapitalsteuer) 
und Kommerzialisierung der Staatsbetriebe (Tabakregie, 
Eisenbahnen) wurden die Einnahmen sehr vermehrt. 


1924/25 1625/26 1926/27 1927/28 

in Millionen Goldzloty 
Einnahmen . . ..:.. 15043 15720 2128-0 2728°5 
Ausgaben. une 1676°9 1808-1 1972-0 2263°6 


Als nach langen und schwierigen Verhandlungen die 
Dollaranleihe іт Jahre 1927 zustande kam, wurde für die 
Bank von Polen ein amerikanischer Berater bestellt und 
von der Regierung folgender Sanierungsplan angenommen: 
(Dekret des Präsidenten der Republik vom 13. Oktober 
1927) 1. In den Finanzperioden 1927/28 und 1928/29 wird 
die Regierung außerordentliche Einnahmen schaffen, um 
einen Überschuß zur Deckung außerordentlicher Ausgaben 
zu erzielen. 2. Alle Ausgaben und Einnahmen sollen durch 
die Bank von Polen, di: Postsparkasse oder die Staatskasse 
durchgeführt werden. 3. Die Regierung wird sobald als 
möglich die Eisenbahnen in einen selbständigen Bahnkörper 
verwandeln. 4. Die Regierung verpflichtet sich, unverzüg- 
lich das Steuersystem zu reformieren, 5. Innerhalb der näch- 
sten drei Jahre dürfen weder innere noch äußere Anleihen 
für budgetäre Zwecke aufgenommen werden. Sollte sich 
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aber die Notwendigkeit duer Anleihe für produktive 
Zwecke ergeben, so muß zuvor die Zustimmung des Be- 
raters eingeholt werden. 

Die Belastung an öffentlichen Abgaben aller Art und 
Monopolen betrug im Jahre 1927 je Kopf der Bevölkerung 
54 Goldzioty. Die Staatsschuld Polens belief sich Ende 
März 1928 auf mehr als 4 Milliarden Goldztoty. 


Anleihestatistik. 
Aen, E in Millionen 


Dollar Goldzloty 
6% Dollaranleihe aus dem Jahre 1920 19-6 174:2 
8% М wlaräg » 1925 30-8 274-1 
1° Stabilisierungsanleihe aus dem 
ARBEITE З, a, ЭН 62:0 638:8 
7% Ee еа эфа пора лы 868-6 173-7 
Insgesamt . . 1260°8 
Verschuldung an die Regierungen Nordamerikas, 
Englands, Frankreichs еб. .......... 2255°7 
Verschuldung an private Organisationen... . . 18'8 
Anteil Polens an den Schulden Altösterreichs. . . 325°2 
Auslandsschulden . . 3860°5 
Innere Anleihen 
Anleihen aus den Jahren 1920, 1924 und 1926 . . 262:4 
Sehatzachoine. sen E EE E э 16'3 
innere Schuld . . 278°7 
Staatsschuld . . 1402 
Währung. 


Als der polnische Staat entstand, waren auf seinem Ge- 
biet vier Währungen im Umlauf: der Rubel, die Reichsmark, 
die Österreichische Krone und die von der Okkupationsre- 
gierung der Zentralmächte eingeführte polnische Mark. Die 
Ende 1918 gegründete polnische Darlehenskasse (als vor- 
läufige Staats- und Emissionsbank) war nicht imstande, 
eine einheitliche Währung zu schaffen, sie beschränkte sich 
vielmehr darauf, für Rechnung der Regierung polnische 
Mark zu emittieren. Erst durch die Gründung der Bank 
Polski anfangs Jänner 1924 wurde endlich die Grundlage 
für die neue Ziotywährung geschaffen und das Gesetz 
betreffend die Einführung der Ziotywährung, das schon am 
28. Februar 1919 ergangen war, schließlich verwirklicht. 
Die Bank Polski begann ihre Tätigkeit in einer Zeit, als 
die Inflation bereits zur gänzlichen Entwertung der pol- 
nischen Währung geführt hatte (die polnische Mark hatte 
zu Beginn 1924 einen Wert von 0-0000001 Dollar und der 
ganze Geldumlauf einen Wert von 186 Mill. Dollar), Polen 
führte seine Geldreform im Jahre 1924 in zwei Abschnitten 
durch. Der erste war die Zeit bis zum 9. Jänner 1924, die 
die Stabilisierung des Papiermarkkurses im Verhältnis 93 
Mill. Zioty für einen Dollar brachte. Dadurch, daß die neue 
Geldeinheit — der Złoty — dem Werte nach dem Gold- 
franken gleichen sollte, der im Verhältnis zum Dollar wie 
1 : 518 stand, wurd> als zweite Etappe die Relation im 
Verhältnis zum Złoty in der Weise geändert, daß 1 Złoty 
18 Mill. polnischen Mark gleichkam. Aber nach kaum 
1%jähriger Stabilität der Währung begann der Zioty Mitte 
1925 ernstlich zu schwanken und fiel im Verlaufe der näch- 
sten Monate bis unter die Hälfte des ursprünglichen Wertes. 
(Ursachen des Ziotysturzes waren das Defizt im Staats- 
haushalt, Passivität der Handelsbilanz usw.) Dank den Maß- 
nahmen der Regierung (insbesondere Drosselung der Ein- 
fuhr) und unvorgesehenen Umständen (gute Ernte, gewal- 
tige Steigerung der Kohlenausfuhr infolge des englischen 
Koblenstreiks) konnte 1926 der Sturz der Währung bei 
einem Dollarkurs von 9 Złoty aufgehalten werden. Durch 
das Dekret des Präsidenten der Republik vom 13. Oktober 
1927 wurde der Goldztoty eingeführt. 8914 Złoty ent- 
Sprechen einem amerikanischen Dollar. Die letztgenannte 


213 


Stabilisierung wurde mit Hilfe der amerikanischen 
Anleihe (70 Mill. Dollar) ‘durchgeführt. 


Banken. 


Dank der Ziotystabilisierung konnte sich auch das 
Bankwesen, das in den Jahren 1924 bis 1926 eine schwere 
Krise durchgemacht hat, konsolidieren. Schwache Institiute, 
denen jede Daseinsberechtigung fehlte, sind zugrunde ge- 
gangen, die lebensfähigen hingegen wurden von den Schlak- 
ken der Inflation gereinigt und einer gründlichen Reorga- 
nisation ‚unterzogen. Die Zahl der Privataktienbanken ist 
von 110 im Jahre 1925 auf 67 Ende 1927 zusammenge- 
schrumpft. Nach der Höhe des Aktienkapitals zerfallen die 
67 Banken in drei Gruppen: 16 Anstalten weisen ein Aktien- 
kapital von mindestens 2'5 Mill. Zioty und darüber hinaus 
auf, 11 Banken verfügen über ein Kapital von 1 bis 25 
Mill. und 29 Institute über ein Kapital von unter 1 Mill. 
Das höchste Aktienkapital hat die Bank des Genossen- 
schaftsverbandes in Posen (20 Mill. Złoty) zu verzeichnen. 
Die zweitgrößte Bank ist die Diskontbank in Warschau mit 
10 Mill. Złoty Aktienkapital. Außerdem gibt es noch 11 
Niederlassungen ausländischer Aktienbanken. Eine beson- 
dere Rolle spielen im Wirtschaftsleben Polens die drei 
Staatsbanken (Bank Polski, die Landwirtschaftsbank und 
die Staatsagrarbank). Zunächst ist die Verwaltung der 
Staatsmittel und der staatlichen Unternehmungen durch 
diese Banken zu erwähnen. In zweiter Linie obliegt es den 
Staatsbanken, der Wirtschaft des Landes die aus der Ver- 
waltung der öffentlichen Einnahmsquellen gezogenen Mit- 
tel, welche in den Staatskassen zurückgehalten werden, 
zur Verfügung zu stellen. Außerdem sind die Staatsbanken 
berufen, die für das Wirtschaftsleben wichtigen Opera- 
tionen durchzuführen, mit welchen sich die Privatbanken 
nicht befassen können oder wollen. Dagegen sollen es die 
Staatsbanken vermeiden, mit den Privatbanken auf dem 
Geldmarkte in Wettbewerb zu treten. Die Konsolidierung 
des Kreditverkaufs kommt in der konstanten Herabsetzung 
des Zinsfußes und in der Steigerung der Spareinlagen zum 
Ausdruck. 


1926 1997 1928 
in Prozenten 
TEENS ee уз ы. 12 8 8 
Spareinlagen in Millionen Zloty 
1925 1926 1927 1928 
(31. XI.) (81. XIL) (81. XII) (81. Ш) 
595:5 12190: 1905°0 2160°0 
Bilanzen der Privataktienbanken. 
Gesamt- А © 
Jahr gar SS Ree oben Reserven Einlagen ee 
in Millionen Goldzloty 
1925 86 1148°5 877 246 167 270 
BL) 72 10807 1307 ai ою эз 
1927 = у 
віхи) 67 MUT 17387 961 492 618 
ПШ) 68 mi їз 805 mm тт 


Wenn man die von uns behandelte Periode überblickt, 
so muß man zum Ergebnis gelangen, daß die polnische Wirt- 
schaft im ersten Jahrzehnt des Bestandes der Republik 
große Fortschrite gemacht hat. Diese kommen nicht nur im 
stetigen Steigen des Rohstoffverbrauchs, sondern auch in 
der Verringerung der Arbeitslosigkeit zum Ausdruck. Je 
Kopf wurden in Polen im Jahre 1924 700 Kilogramm Kohle 
verbraucht, 1927 aber bereits 840 Kilogramm. An Eisen 


wurde 1924 14 Kilogramm verbraucht, 1927 27 Kilogramm, 
an Papier 1924 2% Kilogramm, 1927 4 Kilogramm, an 
Schuhleder 1924 24 Gramm, 1927 60 Gramm. Die Zahl der 
Arbeitslosen betrug im Dezember 1925 251.000, 1926 
190.000, Ende 1927 sank sie auf 165.000. Dabei müssen wir 
bedenken, daß von 1914 bis 1920 auf weiten Gebieten des 
jetzigen Polens Krieg geführt wurde. Die Industrie in 
Russisch-Polen wurde teils vernichtet, teils durch Verschlep- 
pung der noch unversehrt gebliebenen Maschineneinrichtun- 
gen außer Betrieb gesetzt. Die Eisenbahnen befanden sich in 
einem trostlosen Zustand. Im Zeitraum 1914 bis 1920 wurden 
zerstört: 3111 Kilometer Brücken (7500 Brücken), 93 Bahn- 
höfe, 450 Verwaltungsgebäude, 490 Magazine, 9 Reparatur- 
werkstätten, 47 Lokomotivschuppen, 354 Wasserstationen 
usw. Die durch den Krieg erlittenen Schäden Polens werden 
auf 5 bis 5% Millarden Złoty beziffert. Wenn man noch in 
Betracht zieht, daß die finanziellen Schwierigkeiten und 
die verworrenen politischen Verhältnisse bis Mitte 1926 
die wirtschaftliche Konsolidierung des Landes im hohen 
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Maße erschwert haben, so wird man die Leistungen der Re- 
gierung und der Bevölkerung voll anerkennen, denn in ver- 
hältnismäßig kurzer Zeit wurde der Wirtschaftsapparat in 
Gang gebracht und die Kriegsschäden zum größten Teil re- 
pariert. 

Wenn auch die jetzige Wirtschaftslage Polens günstig 
ist, so ist ез dennoch schwer, daraus für die Zukunft 
Schlüsse zu ziehen. Der Streit Polens mit Litauen nimmt 
immer schärfere Formen an, Der Zollkrieg mit Deutschland, 
welcher schon drei Jahre dauert, konnte noch nicht beige- 
legt werden. Die Lage im Innern ist wegen der zwischen 
Pilsudski und der Sejmmehrheit bestehenden Gegensätze 
ungewiß. Aber nicht nur die angeführten politischen 
Schwierigkeiten, sondern auch manche Erscheinungen wirt- 
schaftlicher Natur gebieten Vorsicht betreffend die Beur- 
teilung der künftigen Wirtschaftsentwicklung. Die hohen 
Militärlasten und die steigende Passivität des Außenhandels 
bedeuten eine sehr große Gefahr für das polnische Wirt- 
schaftsleben. 


Rumäniens Wirtschafts- und Finanzlage. 
Von Martin Hirsch, Bukarest. 


eit beinahe sieben Jahren steht das rumä- 

nische Wirtschaftsleben unter der Füh- 
rung nicht nur einer einzigen politischen 
Partei mit einheitlichen Wirtschaftsgrund- 
sätzen, sondern, man kann es ruhig 
sagen, eines einzigen Menschen, des 
Ministerpräsidenten Bratianu, der darum nicht ohne 
Grund der Wirtschaftsdiktator Neu-Rumäniens genannt 
wurde. Diese Erscheinung kann aber nur dann richtig 
eingeschätzt werden, wenn man sich des Etatismus, der 
tiefgreifenden Einmischung des Staates in die Privat- 
wirtschaft und in das ganze Wirtschaftsleben erinnert, 
welche der Wirtschaftspolitik der liberalen Partei von 
gegnerischer Seite die Bezeichnung „Marxismus der 
Oligarchie“ zugezogen hat. 

Als die liberale Partei — die eigentliche konser- 
vative und Rechtspartei Rumäniens — Ende 1921 ans 
Ruder kam, hatte sie sich das folgende Wirtschafts- 
programm zum Ziele gesetzt: 


Finanzen. 


Sanierung der Staatsfinanzen durch strenge Auf- 
rechthaltung des Gleichgewichts im Staatshaushalt, 
durch Eindämmung der Inflation, später durch Rück- 
zahlung der Staatsschulden an die Nationalbank sowie 
eine zielbewußte Deflationspolitik, ferner die Regelung 
der Kriegsschulden und anderer finanzieller Verpflich- 
tungen des Staates an das Ausland; Kommerzialisierung 
der staatlichen Unternehmungen durch Heranziehung 
der Beteiligung von Privatkapital und Privatinitiative 
zur Erhöhung ihrer Rentabilität und Gewährung einer 
Autonomie an die Staatseisenbahnen; rasche Industria- 
lisierung des Landes zur Sicherung wirtschaftlicher 
Selbständigkeit; Nationalisierung der rumänischen 
Wirtschaft, besonders der Industrien — darunter in 
erster Reihe der Petroleumindustrie — durch Sicherung 
der Vorherrschaft des rumänischen Kapitals sowie Zu- 
lassung fremden Kapitals, nur soweit es gewillt ist, 
neben dem nationalen eine untergeordnete Stellung ein- 
zunehmen; zu diesem Zweck strenge Kontrolle sowohl 
der bestehenden Aktiengesellschaften wie auch der 
Neugründungen. 

Ein besonderes Verdienst des gewesenen und des 
gegenwärtigen Finanzministers ist es zweifellos, daß er 
die Gefahren der Inflation und der Verschuldung des 
Staates an die Nationalbank rechtzeitig erkannt hatte. 
Die erste Maßnahme der Regierung bestand in der Ein- 
führung) einer strengen Ordnung im Budget und tat- 
sächlich konnten seit 1922 alle Budgets nicht nur im 
Gleichgewicht gehalten werden, sondern jedes Jahr 
auch einen kleinen Überschuß abwerfen, der unter 
den Ministerien nachträglich verteilt werden konnte. Im 
Laufe der sieben Jahre wurde der Gesamtbetrag des 
rumänischen Budgets von 10 Milliarden (1922) auf 
38 Milliarden (1928) erhöht — Erhöhungen, die aller- 
dings vielfach auf die Valutaentwertung zurückzufüh- 
ren sind, aber immerhin die laufenden und dringendsten 
Bedürfnisse des Staates, ausgenommen jegliche Inve- 
Stitionen, decken konnten. 


i Die nachstehende Übersiċht unterrichtet über die 
Gliederung ев Budgets für 1928: 


Einnahmen in 


Millionın Lei 
Direkto Stenen o. о Sim УЮ d'H ОН END 7.282 
Indirekte Steuern: 
бачо Sih. нїн}, ost Paos 1 9.200 
Allsohnltaxen, a Auf are 2.644 
E E TA EE EE ET deg 1.353 
Eege e, Dan сыс: 2.000 
Lüstparkeitsstenen EI, G ЖААШ ЧЕСТ КЫЛДАН 100 15.297 
EEK De чүс аа бу TT 3.600 
Monopole, brutto: 
Tabakmonopol", 2.8. ИНЕ TAZ fi 5,350 
Zigarettenpapiermonopol . . . 2.2.22. 515 
Zundholzmenopol.42: din ае осо {Н 680 
SAWOROPDlezee; „ri tie gea Sg ef ааваа 520 
РОСТО Е Te oe 397 7,462 
Ressorteinnahmen; 
нито со enn E 1.485 
Handel und Industrie . . . „дБ. EAk 940 


Landwirtschaftsministerium (Staatsdomäne) 935 
Verkehrsministesum .......... 727 
Andere ево жесин ЫА атычы 622 4.709 
. 38.350 


Gesamteinnahmen . . 


Auslagen m 
Millionen Lei 


Тас ЕТИ ОВИ, enge: блр: werten е аа Кит. 7,831 
Finanzministerium : 
Staatsschuldendienst о, 5.816 
Репмопвкаове» 20109. TELE FIN, 2.805 
Monopolverwaltung >. . 22.2... 2.680 
Allgemeine Finanzverwaltung. e, 1.644 
Komitats- und Gemeindefonds ‚..... 1.134 
Andere Ressortausgaben . . . . . . ... 656 14.736 
Unterrichts-, Kultus- und Kunstministeium . . . ... 6.028 
Ministerium für Inneres (Verwaltung) . ........ 2.081 
tree eeng ИТАР, TOD IDEEN 5.574 
Gehalts- und Pensionsausgleichungen, Kriegsentschädi- ` 
IDEEN К ЕДЫ ав kl we TE Врата 1.100 
Außerordentliche Kredite. . . ... . 2. ce ши 1.000 
38.350 


Das Budget der seit drei Jahren autonomen 
Eisenbahnverwaltungin der Höhe von 13,600 
Millionen Lei und der Postverwaltung in der Höhe 
von 1837 Millionen Lei ist im Staatshaushalte nicht 
eingeschlossen. 


Die erste bedenkliche Schwierigkeit ist der Auf- 
rechterhaltung des Budget-Gleichgewichtes dieses Jahr 
dadurch entstanden, daß der Finanzminister die Ein- 
nahmequellen überschätzt hatte, indem er das Budget 
— trotz der wachsenden Krise der Privatwirtschaft, aus 
der letztlich der Staat seine Mittel schöpft — um mehr 
als 4 Milliarden gegenüber 1927 erhöhte. So wies das 
Budget am 31. Juli einen Fehlbetrag von rund 5 Mil- 
liarden auf, und obwohl die Einnahmen in der zweiten 
Hälfte des Jahres in Rumänien wesentlich größer zu 
sein pflegen, besteht dieses Jahr‘ — zufolge der Miß- 
ernte — wenig Hoffnung auf eine Ausgleichung. 

Die Wirkung der strengen Sparsamkeit auf die 
rumänische Währung machte sich nur sehr langsam be- 
merkbar. Im Gegenteil brachten die ersten Regierungs- 
jahre der liberalen Partei nieht nur eine ernste und un- 
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aufhaltbare Kurssenkung, sondern die noch viel schäd- 
licheren Schwankungen der Währung. Anfangs konnte 
nämlich der Staat die Notenausgabe nicht entbehren 
und die Nationalbank mußte sich zur Deckung der 
Aringendsten Bedürfnisse des Zahlungsverkehrs — wenn 
auch mit Maß und Vorsicht — der Notenpresse be- 
dienen. Außerdem waren die Wirtschaftskräfte des 
Landes noch zu schwach, um eine Gesundung der Va- 
luta herbeiführen zu können, und so mußte der Leu den 
Wechselwirkungen der Zahlungsbilanz überlassen wer- 
den. Zwar betrug der Durchschnittskurs der Jahre 1928, 
1924 und 1925 unverändert etwa 215% der Goldparität 
— der Durchschnittskurs von 1926 betrug 91,9 =; 
doch waren während dieser Jahre die Schwankungen 
der Währung derart heftig, daß sie dem Wirtschafts- 
leben unermeßlichen Schaden zufügten und seiner nor- 
malen Entwicklung im Wege standen. Noch im Früh- 
jahr 1926 war der Kurs des Leu auf den Tiefpunkt von 
1:6% der Goldparität gesunken und erst seither hat er 
sich langsam gebessert, bis auf 32%, wo er seit dem 
Sommer 1927 tatsächlich festgehalten werden konnte. 

Nun steht eine gesetzliche Stabilisierung seit meh- 
reren Monaten im Vordergrund der Bestrebungen der 
Finanzpolitik. Daß das rumänische Noteninstitut die 
Stabilisierung aus eigenen Kräften verwirklichen soll, 
kommt nicht in Frage, denn obwohl in den Ausweisen 
der Nationalbank die Metall- und Devisenbestände mit 
rund 580 Millionen Goldlei verzeichnet sind, sind 315 
Millionen davon ein höchst zweifelhafter Posten — der 
in Moskau hinterlegte Barschatz —, während die rest- 
lichen rund 265 Millionen für den Wert des gegenwär- 
tigen Notenumlaufs von 21 Milliarden Papierlei eine 
Metall- und Valutendeckung von kaum 40% bieten. Nun 
ist der gegenwärtige Notenumlauf bekanntlich für die 
Bedürfnisse des Zahlungsverkehres durchaus ungenü- 
gend. Die Durchführung der Stabilisierung ist daher 
vom Abschluß einer ausländischen Anleihe abhängig, 
deren Erlangung der Regierung nicht wenig Sorgen und 
Schwierigkeiten verursacht. 

Trotz der außerordentlichen Geldknappheit, welche 
in Rumänien seit der Eindämmung der Inflation 
herrschte und die Entwicklung des Wirtschaftslebens 
lähmte, blieben die Versuche, die die Regierung bis An- 
fang dieses Jahres zur Erlangung einer ausländischen 
Anleihe unternommen hatte, erfolglos. Die einzigen 
Märkte, die für eine größere Anleihe in Betracht kamen, 
waren die von London und New York, deren abwei- 
sende Haltung gegenüber der Regierung Bratianu wohl 
bekannt war. An dieser Zurückhaltung der City und 
der Wallstreet, welche die Folge des strengen Regimes 
war, das die Regierung dem in der rumänischen Petro- 
leumindustrie beteiligten Kapital und ausländischen 
Gesellschaften im allgemeinen auferlegte, vermochte 
die Regelung der Frage der Schulden an Amerika und 
England nichts zu ändern. 

Als es Poincaré voriges Jahr gelungen war, das 
große Sanierungsprogramm zu vollenden, und es schien, 
daß Frankreich seine alte Stellung auf dem internatio- 
nalen Kapitalsmarkt wieder erlangt hätte, wendete sich 
Rumänien an seinen Verbündeten, um «die Stabilisie- 
rung mit Hilfe der Banque de France zu verwirklichen. 
Nachdem die Regierung Rumäniens Kriegsschuld an 
Frankreich fundiert hatte, nahm sich die Banque de 
France der rumänischen Stabilisierungsbestrebungen an 
und es gelang ihr, die grundsätzliche Zustimmung der 
meisten europäischen Notenbanken zur Unterstützung 


der Stabilisierung des Leu zu gewinnen. Gleichzeitig 
regte die Banque de France Anleiheverhandlungen zwi- 
schen einer französisch-amerikanischen Bankengruppe 
und den Vertretern der rumänischen Regierung an. 
Diese Verhandlungen, welche in Paris begonnen und im 
Laufe des Sommers unter Heranziehung der Bank 
Schröder in Bukarest fortgesetzt wurden, haben zu 
einem grundsätzlichen Abkommen geführt, wonach die 
große Stabilisierungs- und Investitionsanleihe von 250 
Millionen Dollar im Herbst gleichzeitig in Paris, Lon- 
don und New York zur Zeichnung aufgelegt werden 
soll. Allerdings scheint das Abkommen nicht nur von 
der Ratifizierung der Kriegsschuldenfundierung an 
Frankreich, der Revalorisierung einer Reihe von rumä- 
nischen Vorkriegsrenten, die sich in Händen von briti- 
schen, französischen, belgischen und schweizerischen 
Eigentümern befinden (welche Ratifizierung auch in der 
außerordentlichen Sommersession des rumänischen Par- 
laments erfolgt ist), sondern auch von der Beilegung 
der zwischen Deutschland und Rumänien bestehenden 
finanziellen Streitigkeiten abhängig gemacht worden zu 
sein. Die rumänischen Forderungen an Deutschland be- 
treffen eine Entschädigung für die Notenemission der 
Banka Generala während des Krieges in der Höhe von 
rund 2 Milliarden Goldlei, ferner Entschädigungen für 
Lieferungen an Deutschland auf Grund des Bukarester 
Friedensvertrages in der Höhe von rund 750 Millionen 
Goldlei sowie eine Reihe anderer Lieferungen aus der 
Neutralitätszeit Rumäniens. Die deutschen Forderungen 
beziehen sich in erster Reihe auf die Verzichtleistung 
Rumäniens auf den $ 18 des Versailler Vertrages be- 
treffend die Sequestrierung deutschen Privatvermögens 
in Rumänien und auf die Wiederaufnahme der Bedie- 
nung von Vorkriegsrenten, die sich in Händen deutscher 
Privateigentümer befinden. Die deutsche Forderung 
wird auf rund 700 Millionen Mark geschätzt. Die zahlen- 
mäßigen Gegenforderungen scheinen daher auf rumä- 
nischer Seite zu überwiegen. Da die rumänischen For- 
derungen seit dem Dawes-Plan vom rechtlichen Stand- 
punkt aus schwer haltbar sind, wird eine Einigung von 
rumänischer Seite nur auf der Grundlage eines Kredit- 
saldos angestrebt, wie klein er auch sein mag. Auf 
dieser Grundlage dürften die Verhandlungen, welche 
in Berlin soeben wieder aufgenommen wurden, wahr- 
scheinlich zu einer Einigung führen. ` Gelingt es der 
rumänischen Regierung, ` die. große Anleihe abzu- 
schließen, so wird Rumänien auf dem Wege der Festi- 
gung seiner Finanzen einen großen Schritt vorwärts 
getan haben. 


Bankwesen. 


Dank dem Anschluß der neuen Gebiete vermehrte 
sich die Zahl der Banken, welche im alten König- 
reich 204 Institute betrug, die ein Kapital von 526 Mil- 
lionen Lei hatten, auf 483 Banken mit einem Gesamt- 
kapital von 719 Millionen Lei. Im Laufe von acht 
Jahren, bis Ende 1927, hat sich die Zahl der Banken 
in Rumänien mehr als verdoppelt: 1099 Institute mit 
einem Kapital von 8172 Millionen Lei. Bei Zugrunde- 
legung der Goldwertrechnung beträgt der Kapital- 
zuwachs seit dem Kriege ungefähr 40%. Gemäß den 
letzten vorliegenden Daten und laut der Vermögens- 
ausweise war die Geschäftserweiterung der Banken 
während der vergangenen vier Jahre, — als der 
Durchschnittswert des Leu zirka 21% bis 215% der 
Goldparität betrug — wie folgt: 


== ШШ = 


1923 1924 1925 ` 1996 


Aktiva: in Millionen Lei 
Ba e ые 3.126 3.900 54941 5198 
LEE 8.310 10.745 15.443 18108 
Wertpapiere u. Gemeinschatts- 

gesehäfte а 8.917. 4.068 4.229 5.101 
Debitoren `... 15.102 17.180 20.659 23.791 
BERUHEN TE A ee 844 1.011. 1154 1480 
Passiva: 
Aktienkapital... 2.02 шї Län 5175 Gäng 7.505 
Sücklagenr, „ur чолы ie 1.339 1.760 2.138 2.697 
Einlagebücher.. `, 8.219 10.469 16.776 20,588 
Krefitprenn EE 9.510 9.888 11.510 12.936 
Reescompte)ii) ийни ато 4.699 7.504 8,999 9.994 


Unter den 1099 Anstalten zählenden Banken sind eine 
weit überwiegende Anzahl — mehr als 1000 — kleine Provinz- 
banken, welche meistens die Wirtschaft dar Bauern oder den 
Detailhandel finanzieren und daher lediglich lokale Bedeutung 
haben, Eine zweite Gruppe bilden die mittelgroßen Banken 
— zirka 50 bis 60 an der Zahl —, welche in der Provinz über 
eine ziemlich ausgedahnte Organisation verfügen und auch 
mit dem Ausland direkte Verbindungen unterhalten, Die 
dritte Gruppe besteht — dank ihren reicheren Ressourcen und 
ihrem ausgedehnten Wirkungskreis — aus den Großbanken 
— es gibt deren etwa 11 in Bukarest —, welche im rumäni- 
schen Bankwesen die führende Rolle innehaben. 

Unter den Großbanken hat nur eine — die Banca 
Comerciala Italiana-Romana — bloß ausländisches Kapital. 
Drei andere Anstalten — die Banca Comerciala Romana, 
Banca de Crədit Roman und Banca Marmorosch, Blank & Co. 
— sind zum Teil — zumindest 50% — rumänisch, zum Teil 
ausländisch. Das Kapital der übrigen Großbanken ist xus- 
schließlich rumänisch. Die Entwicklung der 11 Großbanken 
in Get sen zwei Jahren ist aus den folgenden Daten er- 
sichtlich: 


; Ei . Rück- Rein- Divi- 

ges Kapital E deefe Seid 

Jahr Millionen Lei Proz. 
ah 1926 773 680 99. 10 
Banca Agricola . . . 1894 1997 891 630 102 10 
A 1926 1500 — 182 6 
Banca Berkowitz 1927 1500 99 196 6 
. В 1926 2500 1017 517 12 
Banca Chrissoveloni . 1920 f 1997 250:0: 125:0 4853- 12 
Banca. Comerciala 1920 1926 100:0 ; 15B _27°9 15 
Italiana & Romana 1927. 1000, 22%7 976 15 
Banca Comerciala 1907 1926 1000 244 169 10 
Romnanar лі ал 3 1927 1000 300 206 10 
Banca de Credit 1894 ! 1926 1250 1350 613 18 
ROMAN sinus. се 1927 1950 1600 625 18 
Banca de Scont a 1899 { EE Be AT 19 
Romaniei } 1927 800 489 148 12 
З 1926 800 156 151 11 

Banca FrancoRomana 1914 | 1927 1200 184 21 10. 
Banca Generala а 1897 J 1926 600 527 259 1% 
Romaniei Bu T 1924 60 Da сг 

Banca Marmorosch 1905 1926 1950 2516 609 245 

Blank & Со. . .. 192702125:0232730: 275149 245 
1926 2800 1760 1139 21 
Banca Romaneasca 1911 1927 2800 2132 1169 91 


Die Entwicklung der rumänischen Großbanken 
gestaltete sich seit dem Kriege im allgemeinen ziem- 
lich befriedigend. Nach den enttäuschenden Mißerfol- 
gen der ersten Nachkriegsjahre — welche die Folge 
einer durch übertriebenen Optimismus hervorgerufenen 
Expansionspolitik waren — konnten die rumänischen 
Großbanken später der Valutabaisse und der anhalten- 
den Wirtschaftskrise erfolgreich standhalten. Wenn 
man die Abschlüsse des vergangenen Geschäftsjahres 
einer aufmerksamen Prüfung unterzieht und mit den- 
jenigen der vorangehenden Jahre vergleicht, begegnet 
man einer erhöhten Liquidität, einer vernünftigen Ab- 
schreibungs- und Rationalisierungspolitik, daher einer 
allgemeinen Konsolidierung, welche angesichts der be- 
vorstehenden Stabilisierung des Leu und der sich 
daraus ergebenden Probleme von größter Bedeutung ist. 


Landwirtschaft. 


Wenn die liberale Regierung auch in der Festigung 
des Staatshaushaltes eine ziemlich erfolgreiche Tätig- 
keit entfaltet hat, so hat sie für die Förderung der 
Landwirtschaft — für diesen wichtigsten Zweig der 
rumänischen Wirtschaft, deren Produkte im Jahres- 
durchschnitt 50 bis 70% der Gesamtausfuhr des Landes 
ausmachen — seit dem Kriege so gut wie nichts ge- 
leistet. Durch die Agrarreform und Aufteilung des 
Großgrundbesitzes, welche den Bauern während des 
Krieges in Aussicht gestellt worden war, glaubte die 
liberale Partei ihrer Pflichten den Landwirten und der 
Landwirtschaft gegenüber ledig geworden zu sein, und 
so wendete sie all ihre Aufmerksamkeit der Industriali- 
sierung des Landes zu, welche Rumänien nicht nur 
wirtschaftliche Selbständigkeit sichern, sondern ge- 
wissermaßen auch eine Entschädigung für die Klasse 
der enteigneten Großgrundbesitzer bieten sollte. Die 
Bauern haben nun ihren Grund und Boden, verfügen 
aber weder über landwirtschaftliches Inventar— Ma- 
schinen und Geräte — noch über die zu deren Anschaf- 
fung erforderlichen Geldmittel und Kredite und so 
wurde die Agrarreform die Hauptursache des Produk- 
tionsausfalles nach dem Kriege. 


In Alt-Rumänien waren rund 5 Millionen Hektar 
oder ungefähr 80% der gesamten Anbaufläche mit G e- 
treide bebaut. In Neu-Rumänien, welchem die frucht- 
baren Provinzen des Banats und Bessarabiens ange- 
hören, sind ungefähr 10 Millionen Hektar mit Getreide, 
Mais, Weizen, Gerste, Roggen und Hafer bebaut. Wäh- 
rend aber vor dem Krieg die Getreideausfuhr sich zwi- 
schen 300.000 und 400.000 Waggon bewegte, sind die 
Zahlen der letzten fünf Jahre wie folgt: 


NE) Aai re Ben er een 171.000 Waggon 
Ee SE eh, ЧАЛЫ Ze 126.000 е 
petz Жав. ao, Бонни: паба zk 19.000, 
3996 латта ëtt, авай сайак «рэпа 174.000 
BEL Gr iri E Ee E e A, a 289.000 


Für die erste Hälfte des laufenden Jahres belief sich 
die Getreideausfuhr bloß auf 54.000 Waggon. Die Lage 
hat sich der Vorkriegszeit gegenüber noch da- 
durch verschlechtert, daß vor dem Krieg Rumänien 
jährlich 100.000 bis 150.000 Waggon Weizen ausführte, 
während nach dem Kriege bis vor zwei Jahren von 
einer Weizenausfuhr kaum die Rede sein konnte, da die 
Bauern sich auf die einfachere Kultivierung von Mais 
verlegt haben. 

Die diesjährige Halmfruchternte ist gut und über- 
trifft den Durchschnitt der letzten fünf Jahre. Der aus- 
führbare Überschuß wurde bei Weizen auf 75.000 Wag- 
gon, bei den anderen Halmfrüchten auf 100.000 Wag- 
gon geschätzt. Doch ist der Stand der Maisfrucht, wel- 
che im Durchschnitt allein 100.000 bis 150.000 Waggon 
für die Ausfuhr ergibt, derart schlecht, daß die Bauern 
gezwungen sind, einen Teil des Weizens und der übri- 
gen Halmfrüchte für Nahrungs- und Futterzwecke zu 
verwenden. Außerdem mußte die Regierung für die 
Einfuhr von argentinischem Mais Maßnahmen ergreifen 
und tatsächlich sind die ersten Schiffsladungen in den 
Donauhäfen angelangt. Der durch die Mißernte der 
Maisfrucht der Gesamtwirtschaft zugefügte Schaden 
wird auf 10 Milliarden Lei geschätzt. 

Neben Getreide nimmt die Viehzucht in der 
rumänischen Landwirtschaft eine führende Rolle ein. 
Nach den amtlichen Angaben betrug 1927 der Vieh- 
stand an Pferden 1,939.438, Rindern 4,552.166, Büffeln 
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192.268, Schafen 12,941.051, Ziegen 418.616, Schweinen 
3,705.782, Maultieren 2516 und Eseln 11.584. Die im 
Laufe des Krieges erlittenen katastrophalen Verluste 
wurden in fünf Jahren, bis 1923, ausgeglichen, seither 
haben sich die Bestandzahlen im allgemeinen stabili- 
siert. Die Ausfuhr litt nach dem Krieg unter der Ver- 
minderung des Verbrauchs in den mitteleuropäischen 
Bezugsgebieten und unter den Erschwernissen der 
Ausfuhr nach diesen Gebieten sowie den hohen Aus- 
fuhrgebühren, welche erst im heurigen Jahr erheblich 
verringert wurden. Im Jahre 1925 hat die Regierung ein 
Gesetz eingeführt, welches weitreichende Maßnahmen 
zur Verbesserung der Rassen, Förderung des viehwirt- 
schaftlichen Genossenschaftswesens, Bekämpfung der 
Seuchen, Gewährung von Anleihen an die Landwirte 
und dergleichen mehr enthält, aber die Durchführung 
dieser Maßnahmen stockt mangels nötiger Geldmittel. 


Holzwirtschaft. 


Den empfindlichen Rückgang, welchen die diesjäh- 
rige Gesamtausfuhr Rumäniens zufolge der schlechten 
Maisernte erleidet, teilweise gutzumachen, ist neben 
der. Petroleumindustrie die zweitgrößte Wirtschafts- 
quelle des Landes berufen, die Holzindustrie, deren Er- 
zeugnisse im Jahresdurchschnitt 15 bis 25% der Ge- 
samtausfuhr ausmachen. 

Mit einem Forstgebiet von 7:3 Millionen Hektar 
— rund einem Viertel der Gesamtfläche des Landes — 
nimmt Rumänien seit dem Krieg hinter Finnland, 
Schweden, Rußland, unmittelbar nach Polen den fünf- 
ten Platz an Waldreichtum in Europa ein. 

Abgesehen von kurzen Konjunkturperioden dank 
den Kurssenkungen des Leu, die vorübergehend eine 
erhebliche Herabsetzung der Gestehungskosten der 
Forstprodukte zur Folge hatten, gestaltete sich die 
rumänische Holzwirtschaft während der Nachkriegs- 
jahre im allgemeinen wenig günstig. Die Hauptschwie- 
rigkeit erwuchs der Industrie aus dem zerrütteten Zu- 
stand des Verkehrswesens — die rumänischen Eisen- 
bahnen waren in den ersten Nachkriegsjahren völlig 
desorganisiert und noch im Jahre 1925 und 1926 war 
der Mangel an Lokomotiven und Waggons derart arg, 
daß die Eisenbahnen den Anforderungen der Holzindu- 
strie nur mit großer Mühe entsprechen konnten. 
Waggonanforderungen wurden nur nach mehreren Wo- 
chen und auch dann nur teilweise erfüllt, wodurch die 
Verkaufsmöglichkeiten sowohl für das Inland als auch 
für die Ausfuhr wesentlich beeinträchtigt waren. Außer- 
dem litt vielleicht kein Zweig der rumänischen. Wirt- 
schaft so sehr unter den Valutaschwankungen wie die 
Holzindustrie, sowohl unter denjenigen der rumäni- 
schen Währung, wie auch unter den Valutaschwankun- 
gen der Länder, wo rumänisches Holz ein Absatzgebiet 
fand; dies ist durch den Umstand erklärlich, daß im 
Durchsehnitt 70 bis 80% des Wertes der Forstprodukte 
der Ausfuhr zufallen. Zu den außergewöhnlichen Trans- 
portschwierigkeiten und zum Mangel der Stabilität der 
Währung gesellten sich ‚die hohen Exporttaxen und 
verschiedene andere Abgaben sowie der Mangel an 
Kapital und die hohen Zinssätze, welche die Geste- 
hungskosten wesentlich verteuerten. Diese Lasten konn- 
ten teilweise ausgeglichen werden durch ein meist sehr 
niedriges Niveau der Rohmaterialpreise (eine Folge der 
vielen günstigen, noch laufenden Verträge aus der Vor- 
kriegs- und unmittelbaren Nachkriegszeit für Forst- 
konzessionen) und auch durch verhältnismäßig sehr 
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niedrige Arbeitslöhne. Dies und eine langsame, aber 
dauernde Besserung des Verkehrswesens ermöglichten 
bereits in den Jahren 1924 und 1925 eine Hebung der 
Ausfuhr auf 2:5 Millionen Tonnen im Werte von unge- 
fähr 51% Milliarden Lei. Im Jahre 1926 ist in der Aus- 
fuhrmenge ein Rückgang auf 2:9 Millionen Tonnen ein- 
getreten, da aber dem starken Rückgang der Brennholz- 
ausfuhr ein Zuwachs der Bauholzausfuhr gegenüber- 
stand, hat der Wert der Ausfuhr 1926 eine weitere Er- 
höhung auf 5:8 Milliarden Lei erfahren. Das Jahr 1927 
war hingegen ein schweres Krisenjahr für die Industrie. 
Die Besserungen des Transports mußten durch wieder- 
holte Tariferhöhungen der Eisenbahnen erkauft wer- 
den, ferner sind das Fortbestehen der Ausfuhrgebühren 
und die maßlosen Zinsen für die Holzwirtschaft eine 
unerträgliche Last geworden. So bildeten noch Ende 
1927 trotz einer wesentlichen Herabsetzung der Export- 
gebühren die verschiedenen Abgaben im Fall der Aus- 
fuhr von Weichholz ungefähr 20% des Exportwertes 
der Ware. Die im Herbst 1926 und im Frühjahr 1927 
eingetretene Steigerung des Leukurses beraubte den 
Export seines einzigen Anreizes, во daß ein großer Teil 
der Sägewerke den Betrieb einstellen mußte. Nur in 
der Bukowina, deren Industrie in Deutschland dank 
dem deutsch-polnischen Wirtschaftskonflikt ein gutes 
Absatzgebiet gefunden hatte, blieb die Lage verhältnis- 
mäßig günstig. Das Jahr 1928 begann jedoch für die 
rumänische Holzindustrie unter günstigen Vorzeichen. 
Die Regierung hat, um eine Erleichterung zu schaffen, 
zu Beginn des Jahres, nachdem die Eisenbahnen den 
50%igen Tarifzuschlag, welcher für Exportverladungen 
einige Jahre hindurch in Kraft war, aufgehoben hatten, 
die Exporttaxen gänzlich abgeschafft. Aus diesen Er- 
leichterungen und aus der faktischen Stabilisierung des 
Leu konnte die Industrie wesentlichen Nutzen ziehen. 
Außerdem hat die Krise des Jahres 1927 die großen 
Produzenten und Exporteure an der Schwelle der Früh- 
jahrskampagne dazu bewogen, das im Jahre 1924 ge- 
gründete, aber kurzlebige Kartell, das „Accordo“, 
wieder ins Leben zu rufen. Zwar hat das Kartell, wel- 
ches für die Ausfuhr nach den Ländern des Mittelmeeres 
gebildet wurde, die Hoffnungen nicht erfüllt, weil es 
nicht imstande war, seine Preisnotierungen im Orient, 
insbesondere in Ägypten, aber auch in Italien und 
Frankreich durchzusetzen, dennoch sicherte es seinen 
Mitgliedern größere Gewinne. Wenn die Verladungen 
über Galatz auch dieses Jahr nicht vollauf befriedigend 
waren und das Accordo seine Preisnotierungen herab- 
setzen mußte, um ein lebhafteres Herbstgeschäft herbei- 
zuführen, so nahm Deutschland in diesem Jahre sämt- 
liche Vorräte der Bukowina auf und in Ungarn fanden 
die siebenbürgischen Sägewerke eifrige Käufer, die die 
Preise des Accordo ohne weiteres annahmen. Im allge- 
meinen ist zu erwarten, daß die Ausfuhr dieses Jahr sich 
erheblich vermehren wird. Die endgültige Stabilisierung 
der Valuta wird voraussichtlich auch die Lage dieser 
Industrie festigen, obwohl es scheint, daß die Holzwirt- 
schaft die Wohltaten der Stabilisierung teilweise bereits 
vorweggenommen hat. 


Petroleumindustrie. 


Im Jahre 1916 wurden sämtliche Ausrüstungsgegen- 
stände der Erdölindustrie: Bohreinrichtungen, Tank- 
anlagen, Raffinerien, Rohrleitungen usw., sowie sämt- 
liche Vorräte, alles zusammen im Werte von rund 
10 Millionen Pfund Sterling, durch die im Rückzug be- 


findlichen rumänischen Truppen gemäß einem Abkom- 
men zwischen den Alliierten und der rumänischen Regie- 
rung systematisch und von Grund aus vernichtet. Von 
diesen Zerstörungen hat sich die Industrie dank den 
reichen Reserven der rumänischen Ölfelder und dank 
der wachsenden Nachfrage auf dem Weltmarkt für 
Petroleumprodukte ziemlich rasch erholt. Die Rohöl- 
produktion, welche sich im Jahre 1917 auf kaum 50.000 
Waggon belief, hat im Jahre 1924 180.000 Waggon, das 
ist die Produktion des Jahres 1913, die höchste vor dem 
Kriege im Lande jemals verzeichnete, erreicht. Sie 
stieg dann im Jahre 1925 auf 231.000, 1926 auf 324.000 
Waggon, um im Jahre 1927 die Höchstmenge von 
366.000 Waggon zu erklimmen, welche gegenüber der 
Höchstproduktion des Jahres 1913 ein Anwachsen um 
100 % darstellt, und es ist zu erwarten, daß die dies- 
Jährige Rohölförderung 420.000 Waggon erreichen wird. 
„ Während aber im Jahre 1913 die rumänische Roh- 
ölproduktion 4% der Weltproduktion betrug und Rumä- 
шеп unter den Erdöl gewinnenden Ländern nach den 
Vereinigten Staaten, Rußland und Mexiko den vierten 
Platz einnahm, belief sich die Rohölgewinnung Rumä- 
niens im Jahre 1927 auf nur 22% der Weltproduktion 
und von der vierten Stelle wurde Rumänien durch 
Venezuela und Persien auf den sechsten Rang gedrängt. 
Nun ist dieser relative Rückgang in den Entwicklungs- 
möglichkeiten der Petroleumindustrie nicht begründet. 
Von der Gesamtfläche des mit Bestimmtheit als petro- 
leumhältig erkannten Gebietes — welche auf 150.000 
Hektar geschätzt wird — befanden sich zu Beginn 
dieses Jahres bloß 4250 Hektar, kaum 2'8% in Aus- 
beutung. Die Entwicklung der Industrie wurde seit dem 
Kriege nicht nur von den schwierigen Transportver- 
hältnissen und hohen Exporttaxen gehemmt, sondern 
hauptsächlich durch die Nationalisierungspolitik der 
liberalen Regierung. Das noch im Jahre 1921 beschlos- 
sene und zwei Jahre später eingeführte Minengesetz 
verbot die Erteilung von Konzessionen an Gesellschaf- 
ten, deren Kapital nicht vorwiegend rumänisch ist, und 
die bestehenden ausländischen Firmen konnten nur so 
weit Konzessionen erlangen, als sie zusagten, binnen 
zehn Jahren nationalisiert zu werden. Auf Grund des 
neuen Minengesetzes wurden den mit ausschließlich 
rumänischem Kapital gegründeten Gesellschaften wie 
„Credit Minier“, „I. R. D. P.“ und „Petrolul Romanesc“ 
Konzessionen von ungefähr 500 Hektar der ergiebigsten 
Ölfelder erteilt. In der Tat ist die rapide Produktions- 
steigerung auf die Tätigkeit dieser Gesellschaften zu- 
rückzuführen. Jedoch besteht die Nationalisierung vor- 
derhand vielfach nur auf dem Papier — ausländisches 
Kapital unter rumänischem Namen. Die untenstehende 
Übersicht zeigt die gegenwärtige Zusammensetzung des 
Kapitals in der rumänischen Petroleumindustrie: 


Zahl der 
Gesell- 
schaften 
ки Ышаноізешериот: пә) фии. 
Ee „ро alle iser 
20 Belgisch-Französisch `... 
1 Italienisch (А. G. I. р)... . 
3, Holländisch . . Doin 

1 Amerikanisch (Standard Oil, 
Sage BEE enn nanyi 500 Millionen Lei 
1 nglo-Holländ. (Royal Dutch) . 1350 Millionen Lei 


Das Gesamtkapital der rumänischen Petroleum- 


industrie wird ungefähr auf 40 Millionen Pfund Sterling 
geschätzt. 


Die Industrie ist aber nicht nur in bezug auf Kapi- 


Herkunft des Kapitals Summe und Währung 
11 Milliarden Lei 
11 Millionen Pf. St. 

1 Milliarde Francs 

150 Millionen Lire 

2 Millionen Gulden 


talzufuhr vom Ausland abhängig. Die Krise, welche 
die rumänische Erdölindustrie infolge des Preissturzes 
von Rohöl — verursacht durch den Konflikt der Gruppe 
Royal Dutch und Standard Oil — im Jahre 1927 durch- 
machen mußte, hat dies zur Genüge gezeigt. Der Preis 
des Rohöls fiel in einigen Monaten von. 2300 Lei je 
Tonne auf 1200 Lei und bei diesem Preis fand die Roh- 
ölproduktion keine Konvenienz mehr. 

Nach der Beilegung des genannten Konflikts setzte 
im heurigen Jahr wieder eine normale Entwicklung ein 
und die gegenwärtige Lage kann als befriedigend be- 
zeichnet werden. Für die Zukunft der Industrie ist be- 
sorgniserregend die Erschließung des Produktions- 
gebietes von Mossul und das Erscheinen dieser Pro- 
dukte im mittelländischen Meer, wo sie für die rumä- 
nische Ware eine gefährliche Konkurrenz bedeuten 
werden. Wie sich die rumänische Petroleumindustrie 
in diesem Wettbewerb bewähren wird, hängt von der 
Lösung mancher damit zusammenhängender Fragen ab. 
Unter diesen sind die wichtigsten die technische Mo- 
dernisierung der Installationen, Reorganisierung des 
Verkehrswesens, insbesondere der Bau einer Rohrlei- 
tung nach Konstanza, die Schaffung von neuen Absatz- 
gebieten. Zur technischen Modernisierung gehört be- 
sonders die Errichtung von Crackanlagen, deren An- 
schaffung für die Industrie ein akutes Problem gewor- 
den ist. Voraussetzung dieser Investitionen ist die Zu- 
fuhr von Geldmitteln, an denen es bei den einheimischen 
Firmen mangelt. Für kapitalskräftige Auslandskonzerne 
bietet das Minengesetz in seiner jetzigen Form jedoch 
nicht genügend Anreiz zu Investitionen. 


Industrien. 


Bei Besprechung der übrigen Industrien Rumä- 
niens kommen hauptsächlich die metallurgische Indu- 
strie, die Textilindustrie, die Mühlen, die Zuckerfabri- 
ken, die Zementfabriken und die Papiermühlen in Be- 
tracht, die allerdings keine Exportindustrien sind und 
in absehbarer Zeit auch keine sein können, welche aber 
dank der freigiebigen und tatkräftigen Unterstützung 
des Staates seit dem Kriege einen nennenswerten Auf- 
schwung erreicht haben und denen bei Deckung des 
inneren Bedarfes eine wachsende Bedeutung zukommt. 


Die metallurgische Industrie, welche hauptsäch- 
lich Metall- und Eisengießereien,  Resparaturwarkstätten, 
Schmied- und Schraubwarenfabriken und Maschinenfabriken 
usw. umfaßt, zählt etwa 500 Anlagen, in welchen 40.000 Ar- 
beiter beschäftigt werden. Die Produktion der Industrie wird 
auf 5 Milliarden Papierlei geschätzt und deckt ungefähr 40% 
des inneren Bedarfs. 

Die Textilindustri umfaßt rund 100 Wollwaren- 
fabriken mit einer Jahresproduktion von 2 Milliarden Lei, 
70 Baumwollwarenfabriken mit einer Jahresproduktion von 
1% Milliarden Lei, 80 Strickwarenfabriken mit einer Jahres- 
produktion von 700 Millionen Lei, 40 Hutfabrikan mit 500 Mil- 
lionen Lei und 100 verschiedene Fabriken mit einer Jahres- 
produktion von 800 Millionen Lei. Der Gesamtwert der Pro- 
duktion beträgt 55 Milliarden Lei, während die Einfuhr von 
Taxtilwaren im Jahre 1927 18:5 Milliarden Lei betrug. 

Außer den etwa 7000 Bauernmühlen zählt die rumänische 
Mühlen industrie über 300 mechanische Mühlen, welche eine 
Mahlkapazität von nicht weniger als 1000 Waggon Weizen 
je Tag haben. Aber ungleich anderen Industrien stand die 
Mühlenindustrie seit dem Krieg im Zeichen einer anhaltenden 
Krise, nicht nur wegen des Ausfalls der Weizenproduktion 
im allgemeinen, sondern weil die Exportbedingungen des Wei- 
zens nach den verschiedenen Bezugsgebieten günstiger, waren 
als die des Weizenmehls, 

Dagegen haben sich die im Kartell befindlichn Zucker- 
fabriken seit 1919 sehr stark entwickelt. Ihre Produktion. hat 
sich in acht Jahren von 4000 Waggon auf 15.000 Waggon ver- 
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mehrt und seit drei Jahren ist Rumänien auf die Einfuhr 
nicht mehr angewiesen, 

Die Zamentindustrie und die Papisrmühlen ent- 
wickelten sich ebenfalls günstig in Neu-Rumänien und diese 
Industrien befinden sich auch heute in bevorzugter Lage, 

. . All diese Industrien verdanken ihr Gedeihen der 
Fürsorge und den Opfern des Staates. Abgesehen von 
den Schutzzöllen, genießen sie auf Grund des seit acht 
Jahren bestehenden Industrieförderungsgesetzes 45% 
Eisenbahntarifermäßigung für ihre Erzeugnisse; Zoll- 
ermäßigung, beziehungsweise Zollfreiheit. für ihre In- 
stallationen und Rohmaterial; Vorzüge gegenüber den 
Ausländern bei Staatslieferungen, Steuerbegünstigun- 
gen und Gewährung von billigeren, langfristigen Kre- 
diten durch die im Jahre 1924 vom Staat und von der 
Nationalbank gegründete Credit) Industrial“. Zu die- 
sen Begünstigungen gesellten sich noch die Vorteile der 
Valutaentwertung im Wettbewerb mit den ausländischen 
Industrien. 


Außenhandel. 


Während der ersten Nachkriegsjahre bis 1922 
hatte der rumänische Außenhandel einen völlig abnor- 
malen Charakter. Einerseits hat die durch den Krieg 
hervorgerufene Desorganisierung der Staats- und Pri- 
vatwirtschaft die Produktion und die Ausfuhr lahm- 
gelegt und anderseits verursachte der Warenmangel 
trotz den Einfuhrdrosselungsmaßnahmen der Regierung 
ein (derartiges Anwachsen des Importes sowohl von 
Konsumartikeln wie auch von Produktionsmitteln, daß 
der Gesamtausfuhrwert nur einen Bruchteil der Einfuhr 
betrug. Erst im Jahre 1922 kam die Handelsbilanz ins 
Gleichgewicht und seither konnte der Außenhandel Ru- 
mäniens mit Ausnahme des Jahres 1925 stets einen 
Ausfuhrüberschuß aufweisen. 

Die Gliederung der rumänischen Ausfuhr ist leicht 
überblickbar, da Getreide, Holz, Petroleum und lebende 
Tiere unverändert 85 bis 95% des Gesamtausfuhr- 
wertes ausmachen. Die Zusammensetzung der Einfuhr 
ist weniger übersichtlich, aber Textilwaren (Baumwoll- 
waren, Wollwaren, Konfektionen, Seide und Seiden- 
konfektionen), Metallwaren, Maschinen, Kraftwagen, 
Gummiwaren, Chemikalien und Kolonialwaren sind die 
wichtigsten Posten der Einfuhr. 

Die folgende Übersicht zeigt den Außenhandels- 
umsatz der letzten fünf Jahre: 


Ausfuhr Einfuhr Bilanz 
in Millionen Lei 


1993 Re. Yard Bin. Tara 24.594 19.516 + 5078 
EA, ЫЕ ЬЫ ра 27.824 96.193 + 1681 
TIZES Пел ТИ, ранение 99.025 30.097 -— 1072 
зба ЦЕ. So sen! пеон 38.2921. 87.185 + 1089 
1997 поубава. rap уп. 37.708. 88.4928 + 4275 


Während voriges Jahr der erhebliche Ernteüber- 
schuß von 1926 die Handelsbilanz beträchtlich akti- 
vierte, steht dieses Jahr der durch die Mißernten von 
1927 und 1928 hervorgerufenen Ausfuhrverminderung 
eine Erhöhung in der Ausfuhr von Petroleum- und Holz- 
produkten gegenüber. Genaue statistische Daten über 
den Außenhandel dieses Jahres liegen noch nicht vor, 
aber die starke Abnahme der Einnahmen aus Zoll- 
gebühren ist ein sicheres Zeichen des Rückganges im 
Außenhandelsumsatz, welcher auf der Ausfuhrseite auf 
die schlechten Ernteergebnisse und auf der Einfuhrseite 
auf die verminderte Kaufkraft des Publikums zurück- 
zuführen ist. 


Ausblick. 


Wenn die wirtschaftliche Entwicklung Groß- 
Rumäniens in den verflossenen zehn Jahren einer all- 
gemeinen Prüfung unterzogen wird, so kann man 
zweifellos auf manche Fortschritte — wie gefestigten 
Staatshaushalt,: erhöhte Produktion und allgemeine 
Entwicklung fast sämtlicher Industrien, Steigerung 
des Außenhandels, Kräftigung des Bankwesens — hin- 
weisen. Wenn jedoch die Frage, ob es der liberalen 
Partei gelungen ist, Rumänien aus dem wirtschaft- 
lichen Chaos der ersten Nachkriegsjahre hinaus- und 
einer normalen Entwicklung entgegenzuführen, unbe- 
dingt bejaht werden kann, so steht anderseits auch 
die Tatsache fest, daß. diese Fortschritte kaum viel 
mehr bedeuten als ein Überwinden der Kriegswehen, 
und daß sie namentlich einem mit Naturschätzen so 
ungemein reich dotierten Land, wie Rumänien, nicht 
angemessen sind. Denn die Ausbilanzierung _des 
Staatshaushaltes wurde nur durch gänzliche Außer- 
achtlassung nicht nur jedweder Erneuerung und Reor- 
ganisierung des Wirtschaftsinventars und des Ver: 
kehrswesens möglich, sondern auch mancher Bedürf- 
nisse, deren Nichtbefriedigung ernste Stockungen in 
der Wirtschaft des Landes nach sich gezogen hat. Die 
forcierte Industrialisierung blieb ohne merklichen Ein- 
fluß auf den allgemeinen Wohlstand, welcher in einem 
Agrarland vom Gedeihen der Landwirtschaft abhängt. 
Schließlich hatte der wirtschaftliche Nationalismus mit 
dem berüchtigten Motto „Durch uns selbst“ die Ent- 
fremdung des ausländischen Kapitals und еше 
drückende Kapitalsarmut zur Folge, welche die Haupt- 
ursache der dauernden Krise der Privatwirtschaft und 
der daraus entstandenen allgemeinen Unzufriedenheit 
wurde. Aus dieser Unzufriedenheit und aus der wach- 
senden Unpopularität der Liberalen einerseits und aus 
ihrer Fähigkeit, sich gegen den Willen der Wähler- 
massen und trotz den Angriffen der nun seit zwei 
Jahren fusionierten siebenbürgischen National- und 
der Bauernpartei — dank der überwiegenden Rolle, 
die in Rumänien bei der Entscheidung der politischen 
Kämpfe der Krone zukommt — an der Macht zu ег- 
halten, ist jene scharfe dauernde Zuspitzung der poli- 
tischen Krise des Landes entstanden, die vor der Welt- 
öffentlichkeit bei den dramatischen Ereignissen der 
letzten drei Jahre -— - Verziehtleistung des ehe- 
maligen Kronprinzen, Krankheit und Tod des Königs, 
plötzlicher Tod Bratianus — beleuchtet wurden. 


Das Wirtschaftsprogramm der National-Zara- 
nisten — der allein maßgebenden Oppositionspartei — 
sieht eine Umkehr von der starken Industrialisierungs- 
politik und eine Begünstigung der Einfuhr von allerlei 
Produktionsmitteln vor, eine weitgehende Förderung 
der Landwirtschaft durch Ausbau des Bauerngenossen- 
schaftswesens und durch andere Maßnahmen; ein enges 
Zusammenarbeiten mit dem fremden Kapital, dessen 
Heranziehung mit Herstellung voller Rechtssicherheit 
angestrebt werden soll. In der Frage des ausländischen 
Kapitals hat zwar auch die liberale Partei ihren Stand- 
punkt revidiert, weil es als der Schlüssel zur: wirt- 
schaftlichen Entwicklung anerkannt werden mußte, 
aber neue Führer nebst neuen Methoden würden viel- 
leicht den westlichen Geldgebern eine vernünftigere 
Politik der internationalen Zusammenarbeit eher ver- 
bürgen. 
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Neuitalien. 


Von Dr. Karl Hütter, Triest. 


Aus dem Gebiet des ehemals österreichischen Küstenlandes. 


ie materielle Hinterlassenschaft, die es im 
Herbst 1918 für die Reichsitaliener zu über- 
nchmen galt, war alles eher denn erfreulich: 
ein vom Krieg stark mitgenommenes Gebiet, 
von dem genug ausgesagt ist, wenn man fest- 
м 319 stellt, daß bange drei Jahre hindurch das 

Küstenland in den beiderseitisen Generalstabsberichten 
tagtäglich genannt worden war, wenn man die Leistungs- 

fähigkeit der Artillerien, den Mut der Bombenflieger und die 

Ausdauer der Isonzokämpfer ins rechte Licht setzen wollte. 

Nach ungefähr eineinhalbjährigem Provisorium hat St. Ger- 

main die besetzten Gebiete mit Siegel und Brief staatsrecht- 

lich italienisch gemacht. Die dringendste Sorge war zu- 
nächst der Aufbau der kriegszerstörten Gebiete, an dem 
sich in der ersten Zeit fast ausschließlich mittel- und un- 
mittelbar der Staat und später verschiedene, mit unverzins- 
lichen Staatskrediten unterstützte private Konsortien be- 
teiligt haben. Schon bis Ende 1921 war weit über die Hälfte 
der Zerstörungen neu aufgebaut und bis 1923 der gesamte 

Wiederaufbau zu Ende geführt. Neben den viertausend 
neuen Privatbauten sind mit bevorzugten Staatsdarlehen 
die Fabriken in Monfalcone und um Görz modernisiert wie- 
der entstanden, fast zweitausend Kilometer Straßen neu 
gebaut worden ist und schließlich über das eigentliche 
Wiederaufbauprogramm hinaus in Aquileja, Monfalcone, 
Parenzo und Rovigno die Trockenlegung der versumpften 
Gebiete im Gange. Damit wird der weiteren Industrialisie- 
rung des küstenländischen Gebietes, von der im folgenden 
noch die Rede sein wird, der Weg gebahnt. 

Zu den wichtigsten wirtschaftlichen Angelegenheiten, 
die sofort nach der staatlichen Neuordnung geregelt wer- 
den mußten, gehörte auch hier die Währungsum- 
wechslung, die bekanntlich auf der Grundlage von 
100 : 60 vollzogen worden war, wobei der Umrechnungs- 
schlüssel zuerst 40% ausmachte und später ein 20%iger 
Nachtrag geleistet wurde. Während der Banknotenum- 
tausch ziemlich rasch vor sich ging und so dem Wirtschafts- 
leben ernste Stockungen erspart blieben, ergaben sich bei 
der Konvertierung der verschiedenen Kronenguthaben und 
Kronenschulden, der Aufwertung und Einlösung der aus 
dem Territorium der gewesenen Monarchie stammenden 
Wertpapiere zahllose sachliche Schwierigkeiten, die erst 
nach vielen internationalen Sonderabkommen behoben wer- 
den konnten, so daß heute auch diese Angelegenheit, die 
noch bis ins Vorjahr hineinspielte, als fast zu Ende geführt 
angesehen werden kann. Trotzdem ist über manche, zumeist 
von Sparkassenvereinigungen vorgebrachte Aufwertungs- 
wünsche, die in Rom bei den Zentralbehörden rege Unter- 
stützung fanden, auch heute noch nicht das letzte Wort ge- 
sprochen. Der Umwechslungskurs von Kronen in Lire zu 
60% hat allgemein befriedigt, zumal das spätere Schicksal 
der österreichischen Krone in der neuitalienischen Wirt- 
schaft immerhin das Gefühl einer gewissen finanziellen Ge- 
borgenheit auslösen konnte. Mit der Nichteinlösung der 
österreichischen Kriegsanleihe hat man sich hier ziemlich 
rasch abgefunden, zum Unterschied von Südtirol, wo, viel- 
leicht auch wegen der höheren Zeichnungssummen, bis 1925 


in jedem Handelskammer-Jahresbericht die energische For- 
derung nach teilweiser Einlösung der österreichischen 
Kriegsanleihe enthalten war. 

Die Nationalisierung der Aktiengesellschaf- 
ten, an denen bis dahin auch österreichische Finanzinsti- 
tute beteiligt gewesen waren, ist reibungslos vor sich gegan- 
gen und damit wurde den Unternehmungen die ungestörte 
Weiterarbeit möglich. Von den wichtigen  Aktiengesell- 
schaften des Küstenlandes sind fast alle bestehen geblieben 
und sie zeigen ein Bild steter Entwicklung. 


Das Kapital der Aktiengesellschaften der Venezia Giulia. 


In den Jahren 1918, 1920 und 1928. 
(Reserven nicht eingerechnet.) 


1913 1920 Sspt. 1928 
Einanzinstitute.  . . . . Mill. Lire -— 566 19167 
Mill. Kronen 12'— Kg — 
Versicherungsanstalten.. . Mill. Lire FE e SEL Ob 
Mill. Kronen 2323 == тт 
Reedereien ....... Mill. Lire — ` 2275 626:80 
Mill. Kronen 104°65 3°5 — 
Transportgesellschaften . . Mill. Lire — 234008 30'307 
Mill. Kronen 968 — Ke 
Schiffswerften `, . Miil. Lire — 97'—- 195'05 
Mill. Kronen 20°— — — 
Eisen- und Stahlwerke . . Mill. Lire — 0:9375 11’— 
Mill. Kronen 09375 — ri 
Textilunternehmen . . . . Mill. Lire 8 154 
Mill. Kronen 3:680. — 60ге 0:021 
Elektrizität und Gas . . . Mill. Lire — 112 52°— 
Mill. Kronen 104 8'4 Goldlire 0'250 
Bersmerkeier. ШШ. „оха. Mill. Lire — 520250- 6870 
Mill. Kronen 25126 — =a 
Chemische Werke . . . . Mill. Lire — 47:— 90°— 
Mill. Kronen 20° — ЕЗ == 
Lebensmittelindustrie . . . Mill. Lire — 4072 945 
Mill. Kronen 17°— == жт 
Holzhandel „©... Mill. Lire — 16°7 21’— 
Mill. Kronen 0'2 — = 
Baugewerbe тст лы; Mill. Lire = 6'146 86'86 
Mill. Kronen 946 5— = 
Verschiedene ...... Mill. Lire — 22°6 7504 
Mill. Kronen 09 0°5 6oldlire 1’— 


Die für den Triester Platz wichtigsten Gesellschafts- 
gruppen sind die Bankgesellschaften, die Schiffahrts- und 
Versicherungs-, Werft- und Transport-A. G., deren finan- 
zielle Unterbauung seit 1913 sich wie folgt gestaltet hat (in 
Millionen; die 1920 noch in Kronen bestandenen Kapitalien 
sind in Klammern gesetzt): 


Aktienkapital einiger küstenländischer Gesellschaften. 


In Millionen (Reserven nicht eingerechnet) 


Finanzinstitute: Kr 120 Баро. аре 
Banca Commerciale Triestina. , 8— 50°— 100° — 
Società Finanziaria Cosulich dë == 50: — 
Banca Popolare Fiumana. . . , 2— (35°—) 10:5 
Banca della Venezia Giulia... — p= Б— 
Società Anonima Generale „Es- 

pansione kalana" `, — KE K-— 
Banca di Credito Popolare . . . 06 16 БЕ 
Banca Triestina di Cambio . . . — SS 5:2: 
Società Anonima Finanziaria . — — 417 
Lloyd Società Anonima Industriale 

e Fondiaria di Credito e di 

Commr HE иан жерда — _ gr 
Crédito Fiumano. s . 2.2.0. 0'4 (6—) Оа 
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` А ‹ 9? S3 t. 
Finanzinstitute: San н Е D 
Credito Ford d'Italia. . . . . . — — E 
Cassa di Liquidazione per gli 
Affari alla Borsa di Trieste 1— IN 1— 


Banco Triestino di Credito . . . — = 1 


Millionen Lire .. — 56°6 186°— 
Millionen Kronen . 12°— 42 — — 

Schiffahrt: 

Cosulichf Л, ОЕ ада EL — 60:— 250°— 
Navigazione Libera Triestina S. А. 8'— 80"— 150°— 
Lloyd Triestino . . ...... 288 28:8 105'—— 
„Adria“ S. A. di navigazione . . 10— 10'— 80°*— 
Navigazione Generale Gerolimich 

о Сара, E Hee -:* T— 7— = 
р, Tripcovich & Ci. S. A. di na- 

VIEAZIONE N urn Чары alte 28 e 16°— 
S. A. di Navigazione Martinolich 7°55 10’ — (ER 
S. A. di Navigazione a Vapore 

SEUSSIHO e, S ansi ara 24 24 10 — 
Navigazione Mercantile S. A... 82 82 8'2 
„Fiumana“ Societa di Navigazione — = 45 
$. A. di Navigazione „Liburnica“ — Jig Eas 

S. A. di Navigazione „Perseve- 

2171077 е AT. — 32 32 
„Costiera“ 5, A. di Navigazione . _ 3— Б— 
S. A. di Armamento „Oriente“ . 85 (3.5) 21.— 
S. A. di Navigazione 8, І. Рге- 

ET ра а Deech Ser 2 — 2— 2— 
Società Petrolifera Esercizi Ma- 

LEE Nr E = = 2'— 
Società di Navigazigpe „Istria- 

Trieste“ A ©» EE 0:9 1:8 

Millienen Lire .. — 2275 626 80 
Millionen Kronen . 10465 3'5 =ч 

Versicherungen: 

Assicurazioni Generali . . . . . 18:28 18°98 60'— 
Riunione Adriatiga di Sicurtà , 10— 10°5 40'— 
Società Anonima di Sicurtà fra 

Atmstor dr А тазы па ЭШ — — TS 
Fiume, Società Anonima di Assi- 

tege E e es K AIR. — — 10°— 

Millionen Lire . . — 2373 1175 
Millionen Kronen . 28:28 — — 
Werften: 
Cantiere Navale Triestino 9°— 15'— 100°— 
Stabilimento Tecnico Triestino . 6'— 40 — 60— 
Cantieri Navali del Quarnero 8, A. — 26 — 17:55 
Cantiere Navale Scoglio Olivi . — 5— 75 
Officine Navali Triestine . . . . — 6'— 5'— 
Cantiere San Rocco 8. А... . 5— 5— Б— 
Millionen Lire .. — DK 195°05 
Millionen Kronen . 20°— — — 
Transport: 
„Intercontinentale“ S. А. di Tras- 

porti e Comunicazioni già S. & 

W. Hoffmann .. гу 8:— 10°— 
„Adriatica“ S. A. di Spedizioni ‚ 28— Б— 6° 
Societä Triestina Tramwa e 581 5'105 5'105 
Società Anonima delle iccole 

Ferroviondssremis Join as 29137 1:2956 1.21 
S. A. Triestina di Trasporti . . — E 12 
„Marittima“ S. A. di Trasporti 

Intemaz.: De. e "di shie Is алм 
S. A. Esercizi Automobilistici Ve- 

nezia ӨїШз......... — EH 9: 
Soeietä Italiana Servizi Aerei 

OARRA EEE a — тз Ба 

Millionen Lire .. — 23.4008 30.307 
Millionen Kronen . 968 Art ET 


Der Triester Hafen, der seiner kommerziellen Wich- 
tigkeit nach der zweitgrößte Seeplatz Italiens ist und noch 
immer zu den drei wichtigsten des Mittelländischen Meeres 
zählt, wird durch die Regierung mit einem jährlichen Be- 


trag von 5 Millionen Lire zum Betrieb der Lagerhäuser sub- 
ventioniert. Außerdem wurden seit dem Krieg von staats- 
wegen ungefähr 100 Millionen für den Wiederaufbau der 
Molen und 110 Millionen für die Ausrüstung des Hafens bei- 
gesteuert. Die Größenausmaße haben sich seit 1918 nicht 
wesentlich: verändert. Der Hafen bedeckt ein Gebiet von 
ungefähr einer Million Quadratmeter, die Länge der Kaie 
erreicht etwa 9000 Meter, die Gesamtgrundfläche der Molen 
320.000 Quadratmeter, während die Wasserfläche der zwi- 
schen den Molen gelegenen Becken über 550.000 Quadrat- 
meter ausmacht. Die von den Schuppen und Lagerhäusern 
bedeckte Fläche umfaßt ungefähr 250.000 Quadratmeter 
und die Schuppen und Magazine können Raum für mehr 
als eine halbe Million Tonnen bieten. Die nicht bedeckten, 
Handelszwecken vorbehaltenen Flächen dehnen sich über 
150.000 Quadratmeter aus. Eine Neuerung der letzten Jahre 
besteht darin, daß jetzt alle Hafeneinrichtungen unmittelbar 
von einer autonomen Lagerhausverwaltung betrieben wer- 
den, an der neben dem Staat, der Provinz und der Stadt 
Repräsentanten der großen Reedereien und der Handels- 
gesellschaften beteiligt sind. Vor kurzem hat die italie- 
nische Bahnverwaltung in Ausführung eines allgemeinen 
Elektrifizierungsprogramms der italienischen Bahnen die 
Elektrifizierung aller von der Hochfläche zum Hafen führen- 
den Bahnstrecken beschlossen. Diese Verfügung ist außer- 
ordentlich wichtig, denn mit dieser Umstellung auf elek- 
trischen Betrieb, die sofort durchgeführt werden soll, kann 
der Verkehr auf den Strecken, welche von Postumia, Piedi- 
colle und Tarvis nach Triest führen, verdoppelt und sogar 
verdreifacht werden; es wird sich dann weiter die Möglich- 
keit ergeben, auch für die Warenzüge die Fahrtdauer weiter 
zu verkürzen, die Rangierung der Wagen zu erleichtern 
und auch bei der Abfertigung der Züge eine fühlbare Zeit- 
ersparnis zu erreichen. Große Bedeutung für die Verbesse- 
rung im Verkehr von und nach dem Hafen von Triest ist 
auch dem neuen internationalen Übereinkommen von 
Abbazia beizumessen, das folgende Punkte betrifft: Über- 
gabe der ganzen Bahnzüge an den Grenzen mit einem ein- 
zigen Zollpapier; Vereinfachung und Beschleunigung aller 
Zollmanipulationen; Wegfall der mit den bisherigen Opera- 
tionen verbundenen Unkosten. 


Vor dem Krieg war die österreichische Handelsflotte 
in der Adria ungefähr eine Million Tonnen stark. Rechnet 
man nun die Schiffe ab, die durch den Kries, durch Kape- 
rung und Sequestrierung. den Häfen verlorengegangen 
sind, so war der Nachkriegszeit eine Handelsflotte von 
500.000 bis 600.000 Bruttoregistertonnen verblieben. Da- 
mals, nach Friedensschluß, hat das Abkommen Bertolini- 
Trumbić die Frage der Teilung der adriatischen Tonnage 
nach dem Grundsatze des Hauptsitzes der Schiffsbesitzer 
geregelt und erst damit war die Bahn für den Friedensver- 
kehr wieder halbwegs frei. Auf Südslawien entfielen knapp 
100.000 Bruttoregistertonnen, größtenteils Last- und 
Küstenschiffe. Die Triester Großreedereien Lloyd, Cosulich, 
Libera, Tripcovich, Gerolimich usw. behielten ihren Schiffs- 
besitz, den sie in den Jahren günstiger Frachten- und 
Transportkonjunkturen (1920 bis 1921) stark erneuert und 
ergänzt hatten. Es folgten dann die Krisenjahre 1922 und 
1923; sie, wie die damalige Ungewißheit über das Schicksal 
der Schiffsunterstützungsverträge hatten längere Zeit aus- 
greifende Unternehmungslust verhindert. Begreiflicherweise 
waren auch die Werften davon in Mitleidenschaft gezogen. 
Stabilimento Tecnico Triestino, S. Rocco, Cantiere Navale 
Triestino- in Monfalcone, zu denen später die neue Polaer 
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Werft Scoglio:Ulivi (im alten Marinearsenal in Pola) hinzu- 
trat, litten. nach starker Beschäftigung im Jahre 1920 und 
1921 unter der Krise, bis das Jahr 1924 eine günstige Wen- 
dung brachte. Die Besserung des Verkehrs ging, wie sich 
das auch an fast jedem großen Triester Betrieb erweisen 
läßt, mit der nach Kriegsende eingetretenen finanziellen 
Stärkung der Unternehmungen Hand in Hand. Die aus den 
Kapitalserhöhungen den Reedereien zugeflossenen Geld- 
mittel wurden zum großen Teil für die Erneuerung und 
Modernisierung des Schifisparks verwendet, wobei neben 
dem Lloyd besonders die Libera, Cosulich, Ттірсоуісћ, Ge- 
rolimich, Lussino, Premuda hervortraten. Triest und Fiume 
— man kann, wenn vom Schiffsverkehr die Rede ist, beide 
Häfen getrost in einem Atem nennen, weil ja Fiumes be- 
deutendste Reederei von Triest kontrolliert wird — haben 
einen Schiffspark, der mit 836.000 B.R.T. einem Fünftel der 
ganzen italienischen Tonnage entspricht. Diese vermehrte 
Tonnage, die Besserung einzelner Verkehrsbedingungen 
und die 1925 erfolgte Regelung der Subventionsfrage ge- 
statteten eine weitere Ausgestaltung der Schiffsdienste, 
wenn auch hier nicht die wachsende Bedeutung des Hafens 
von Venedig übersehen werden darf, der schon einige 
Triester Linien teilweise an sich gezogen hat. Eine wesent- 
liche Rolle spielt dieser Umstand aber keinesfalls, denn 
die regelmäßigen Schiffsverbindungen Triests erreichen 
mit Ausnahme Australiens alle Weltteile. Im ganzen zählt 
man im Jahr ungefähr 1200 Abfahrten von Triest, die 
Fahrten der Küstenschiffahrt nach den istrianischen Häfen 
nicht mitgerechnet. 


Die staatlichen Schiffahrtssubventionen berücksich- 
tigen Triest, entgegen mancher im Ausland verbreiteten 
Annahme, im entsprechenden Verhältnis. Die italienischen 
Vorkriegssubventionen reichten an die 25 Millionen Lire 
und wanderten größtenteils in die Kassen von Genueser 
Unternehmungen, die auch die Linien ab Venedig inne- 
hatten. Allerdings bestanden daneben die österreichisch- 
ungarischen Subventionen in ungefähr gleicher Höhe. Die 
Ausgleichung der Interessen der verschiedenen Häfen war 
keine leichte Aufgabe, die dadurch erschwert wurde, daß 
die politische Neugestaltung neue Bedürfnisse und neue 
Verkehrsrichtungen geschaffen batte. Die im Jahre 1925 
gefundene Lösung kann für Triest als befriedigend gelten. 
Italien teilte die verschiedenen Dienste in zwei Gruppen: 
subventionierte Linien im engen Sinn mit postalischem Cha- 
rakter und strengerer Regierungskontrolle und unterstützte 
Dienste mit beschränktem Regierungseinfluß, wobei die 
Subsidien etwa den Postsubsidien entsprechen. Die Jahres- 
subventionen machen heute zusammen etwa 173 Millionen 
Lire aus. Hievon entfallen auf die adriatischen Dienste 
83 Millionen Lire, auf Genua, Neapel, Livorno 89:4 Millionen 
Lire. Zwischen Triest, Venedig, Fiume und Bari teilen sich 
die Subsidien wie folgt: Triest rund 41 Millionen Lire, Ve- 
nedig 15 Millionen, Fiume 10 Millionen, Bari 15 Millionen, 
Rest 2 Millionen. 


Bemerkenswert ist, daß fast sämtliche von der Adria 
ausgehenden Levantelinien und der Großteil der Linien über 
Suez dem Lloyd Triestino übertragen wurden, der auf diese 
Weise auch Fiume und Venedig bedient. Außerdem wurden 
subventioniert Tripeovich für die Nordafrika- und Marokko- 
linien, Adria für die Linien nach Spanien und Nordeuropa, 
die Libera für die Linien nach Kalifornien und Ost- und 
Westafrika. Eine merkliche Ausgestaltung erfuhren die 
adriatischen Küstendienste, welche der Istria-Trieste, der 


Costiera, Puglia, Romagnola, Zaratina übertragen wurden, 
während eine venetianische subventionierte Gesellschaft, die 
San Marco, mit Triester Beteiligung gegründet wurde. Die 
wichtigsten in die ‚bekannte Konzentration einbezogenen 
Reedereien sind die „Cosulich“ und der „Lloyd Triestino“; 
an ihre Seite treten die Schiffahrtsgesellschaft „Adria“ in 
Fiume, die „Puglia“ in Bari und die „Marittima Italiana“ in 
Genua. Der Lloyd betreibt u. a.: Expreßdienste nach Kon- 
stantinopel und Ägypten, Linien nach Griechenland und 
Palästina, nach den übrigen Ländern der Levante und des 
Schwarzen Meeres und die Eildienste nach China, Indien 
und Japan. Die Schiffahrtsgesellschaft „Cosulich“ betreibt 
Eil- und Warendienste nach Nord- und Südamerika und 
Frachtdienste nach Mittelamerika, АП diese Linien gehen 
von Triest aus und legen abwechselnd in Spalato, Patras, 
Messina, Palermo, Neapel, Marseille und Lissabon an. Die 
Schiffslinien nach Südafrika, Kalifornien, Kongo, Me- 
xiko und dem Nordatlantik werden von der „Navigazione 
Libera Triestina“ betrieben, deren Flotte über 30 Einheiten 
zählt. Ungefähr die Hälfte dieser Flotte wird in den regu- 
lären Diensten, der andere Teil im freien Schiffsverkehr 
verwendet. Die Reederei „Tripeovich‘“, die über mehr als 
20 Schiffe verfügt, betreibt Warenlinien in der Adria, im 
westlichen Mittelmeer, nach Marokko, Tripolis, Bengasi und 
Algier und beschäftigt sich ‚überdies mit freier Schiffahrt. 
Regelmäßig angelaufen wird Triest von den Schiffen der 
„Adria“ (Frachtlinien nach Nordeuropa, Fracht- und Passa- 
gierlinien rund um Italien nach Marseille und Spanien, 
Frachtlinien nach Sizilien und dem Tyrrhenischen Meer), 
von der „Puglia“ (Fracht- und Passagierdienste nach Dal- 
matien, Albanien, Griechenland, Kleinasien, Dodekanes 
und Ägypten), von der „San Marco“ und von einigen aus- 
ländischen Schiffahrtslinien. Zu den Bahn- und Seeverbin- 
dungen gesellen sich nunmehr auch die Lu ft verbindungen, 
die von der im „Cosulich“-Konzern befindlichen „Sisa“, 
Società Italiana. Servizi Aerei hergestellt werden. 

Der Triester Verkehr ist in erster Linie Durchfuhr- 
verkehr, daher sind die zeitweisen wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten der Staaten des Hinterlandes, die sich in Einfuhr- 
einschränkungen und Ausfuhrrückgängen usw. äußerten, 
deutlich in die Triester Verkehrsstatistik eingezeichnet. 
Weiters wurden die Triester Verkehrsmengen durch den 
seinerzeitigen Währungsverfall im Deutschen Reich, durch 
den späteren Tarifkampf zwischen Nordseehäfen und Adria- 
plätzen usw. wesentlich beeinflußt. Im Jahr 1913 hatte 
Triest einen Gesamtverkehr von 60 Millionen Meterzentner, 
der im ersten Kriegsjahr auf 45 Millionen zurückging. 1915 
mit ungefähr 10% Millionen Meterzentner Warenverkehr, 
1916, 1917 und 1918 mit der ganz geringen Menge von 5 Mil- 
lionen Meterzentner waren die schlechtesten Jahre, der 
Warenverkehr im Hafen spielte überhaupt keine Rolle 
mehr. Von 1919 bis 1922 hielt sich der Warenverkehr bei 
rund 30 Millionen Meterzentner, stieg 1923 auf 40 Millionen 
und erreichte im Jahr 1924 etwa 58 Millionen, eine 
Höchstmenge, die hinter der Vorkriegszeit nicht mehr viel 
zurückblieb. Das Jahr 1925 fiel etwas schwächer aus, be- 
sonders wegen des schärferen Wettbewerbs der Nordsee- 
häfen und der stärkeren Wiedereinschaltung des Hafens 
von Fiume in den Seeverkehr. 1926 machte der Verkehr 
48 Millionen aus und der im gleichen Jahr zustandegekom- 
mene, vorläufige und Mitte Juli dieses Jahres abgeschlos- 
sene, endgültige Tariffrieden wird vermutlich den Triester 
Verkehr zunächst bei 49 Millionen Meterzentner, mithin 
dem Verkehrsumfange von 1927, stabilisieren und später 
vielleicht eine entsprechende Aufwärtsentwicklung brin- 
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gen. (Man hat bekanntlich für die Tschechoslowakei eine 
Demarkationslinie vereinbart, für die die Frachtsätze nach 
Hamburg und nach Triest die ‚gleichen sind. Für nördlich 
dieser Linie gelegene Stationen tritt je nach der kilometri- 
schen Entfernung eine Staffelung zugunsten Hamburgs ein, 
während sich für Triest in ähnlichem Ausmaß die Fracht- 
sätze erhöhen; südlich dieser Linie ermäßigen sich hin- 
gegen die Frachtsätze nach Triest, während die nach Ham- 
burg entsprechend steigen. Bei der Kompliziertheit der 
Tarifverhältnisse war es nicht leicht, einen billigen Aus- 
gleich zu finden, und ob der gefundene wirklich für beide 
Teile „billig“ ist, wird erst die Praxis zeigen.) 

Der Triester Gesamtverkehr von ungefähr 49 Millionen 
Meterzentner im letzten Jahr verteilt sich wie folgt: Mit 
Bahn angekommen 18,258.625, mit Bahn abgegangen 
10,973.652; zur See angekommen 16,569.346, zur See ab- 
gegangen 8,185.001 Meterzentner. Die wichtigsten Waren 
des Handelsverkehrs über Triest sind: Steinkohle, Gußeisen, 
Eisen und Stahl, Getreide, Ölsamen und Ölfrüchte, Zucker, 
Gefrierfleisch, Mineralöle, Holz, Papier und Papierwaren, 
Reis, Magnesit, Baumwolle, Wein, "Тарак, Dörrobst, 
frisches Obst und Gemüse, Agrumen, Kaffee. Der Verkehr 
mit Baumwolle, Wolle, Jute und anderen Rohmaterialien 
für die Textilindustrien wird zum großen Teil durch die 
„Diemat“ kontrolliert, der es gelungen ist, die indische, ame- 
rikanische, ägyptische und levantinische Baumwolle wieder 
über Triest zu führen. Unter den Hinterlandsstaaten, mit 
denen Triest am stärksten arbeitet, steht an erster Linie 
(vom Inland abgesehen) die Tschechoslowakei, dann folgen 
Österreich, Polen, Südslawien. 


Der Triester Verkehr mit dem Hinterland. 
Der Triester Gesamtverkehr. 


1918 1924 1927 1918 1924 1927 
in Millionen Tonnen in Indexnummern 
6.147 5.841 4.893 100 95°0 79:6 
Der Triester Bahnverkehr mit dem Hinter- 
land 1927. 
Intausend Meterzentner 
ПИО. т afp, ap 8.260 Deutschland... . . 1.055 
Tschechoslowakei . .5.381 PASAT лост A 646 
Österreich . .. .. . 4.854 ее ua 8 
Polen ua, 1.999 Rumänien. . .... 31 
Jugoslawien... .. 1.889 Andere Staaten . . . 82 


Triester Warenverkehr zur See 1927. 


Intausend Meterzentner 


ИНА Т ARETES 4.831 BRUST Ye РЕР 19.873 


Unter den Industrien der Stadt gebührt, wie schon er- 
wähnt, der erste Platz der Schiffsbauindustrie. 
Die Schiffswerften Triests bilden eine festverbundene und 
mächtige Gruppe, die eine führende Rolle unter den Schiffs- 
werften des Mittelmeers spielt. Die Produktionsfähigkeit 
der Triester Schiffswerften erreicht 220.000 Tonnen jähr- 
lich, sie können insgesamt ungefähr 20.000 Arbeiter be- 
schäftigen. Die Schiffswerfte in Monfalcone, 1908 gegrün- 
det, besitzt acht Hellinge, drei Docke und betreibt neben 
der Schiffsabteilung drei besondere Industriezweige: die 
elektro-mechanischen Werke, die Werke für rollendes Bahn- 
material und die aöronautische Abteilung. Das vor siebzig 
Jahren entstandene „Stabilimento Tecnico Triestino“ ver- 
fügt in den beiden Werften San Marco und San Rocco über 
neun Hellinge. Der Werft San Marco sind Spezialwerke 
für die Konstruktion von Eisenbrücken, Kranen und der- 
gleichen sowie die große Maschinenfabrik von San’ Andrea 
angeschlossen. Von 1923 bis einschließlich 1925, das mit 
fast 110.000 erbauten Bruttoregistertonnen für die julischen 


Werfte ein Rekordjahr darstellte, war eine starke Beschäf- 
tigung zu verzeichnen, die 1926 und 1927 zurückgegangen 
ist. Eine der Ursachen hiefür ist in der sprunghaften Lira- 
aufwertung zu suchen, die trotz verschiedener anderer Kon- 
zessionen (Prämiensystem!) die Werften ganz Italiens län- 
gere Zeit hindurch nicht in die Lage versetzte, dem Aus- 
land günstige Bauanbote zu stellen. Die zweite Ursache 
lag in einer vorübergehenden Erfüllung des Bauprogramms 
der Triester Reedereien, die die Erneuerung. ihrer Flotte 
zum großen Teil bereits durchgeführt haben. Inzwischen 
hat die italienische Industrie (auch der Schiffbau) sich dem 
neuen Wert der Lira schon ziemlich angepaßt und konnte 
bereits wieder Auslandsaufträge einbringen. Sollte, wie das 
erwartet wird, nun auch bald das staatliche Schiffahrts- 
kreditinstitut seine Arbeit beginnen, das den. Reedereien 
besonders billige Kredite bringen soll, so werden die 
Werften sicherlich die ersten Industrien sein, die einen 
wesentlichen Aufschwung erzielen werden, 


Die Produktion der adriatischen Werften: 


1913 1920 1997 
(Bruttoregistertonnen) 

Neu bestellt 7+5. „ah. 4 — — 48.520 

1 Вай: ЭЯ. Adem, — E 122.924 

Vom Stapel gelassen . . 63.974 26.800 75.814 


Von den übrigen küstenländischen Industrien 
verdienen folgende, zum Teil auch aus Vorkriegszeiten her 
bekannte, erwähnt zu werden: Im metallurgischen Gewerbe 
de Hochöfen von.Servola, im Textilgewerbe die Baumwoll- 
spinnereien und Webereien Brunner, im Ölgeschäft die ver- 
schiedenen Ölfabriken, in der Chemie die Sodawerke von 
Monfaleone. Wichtig sind auch die Kohlenwerke der Arsa, 
die verschiedenen Unternehmungen, welche sich mit der 
Gewinnung von Bauxit beschäftigen, die Fischkonserven- 
fabriken, die Jutefabriken und die verschiedenen elektri- 
schen Werke. Sehr förderlich wird der weiteren industriel- 
len Entwicklung des Küstenlandes eine vor kurzem ge- 
troffene Verfügung der Regierung sein, die den Gemeinden 
Triest, Monfaleone und Muggia die Eigenschaft einer indu- 
striellen Freizone zuspricht. Durch diese wichtige Verfü- 
gung erlangen alle neuen und auch die bestehenden Indu- 
strien in diesen Gebieten für die Erweiterung ihrer An- 
lagen durch zehn Jahre Befreiung von allen Zollgebühren 
für Maschinen und Material und ebenso den Erlaß aller 
Renten-, Boden- und Gebäudesteuern für die in den Wer- 
ken selbst investierten Kapitalien. Die adriatische Indu- 
strialisierung wird daraufhin sicher große Fortschritte 
machen und die Bildung des geplanten Groß-Triest be- 
schleunigen, das künftig unmittelbar bei den Ausläufern 
des Karstes beginnen soll. 


Auf finanziellem Gebiet nimmt eine hervorra- 
gende Stellung die Banca Commerciale Triestina ein, die 
heute ein Kapital von 100 Millionen Lire besitzt und an den 
wiehtigsten kommerziellen und industriellen Unternehmen 
der Stadt teilnimmt. Bedeutenden Einfluß auf das wirtschaft- 
liche Leben Triests haben auch die Versicherungsgesell- 
schaften Assicurazioni Generali und Riunione Adriatiea di 
Sieurtä, an deren Bedeutung die vor einigen Jahren in 
Italien beabsichtigte Einführung eines staatlichen Versiche- 
rungsmonopols gescheitert ist. 

Der Hafen von Fiume erreicht heute ein Drittel 
seines Vorkriegsverkehrs, ein Verhältnis, das in den ersten 
Nachkriegsjahren allerdings noch viel ungünstiger war. Da- 
durch, daß zwischen Fiume und Ungarn südslawisches Ge- 
biet liegt, ist der Verkehr mit dem ungarischen Hinterland 
ziemlich unterbunden, da die südslawische Tarifpolitik be- 
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greiflicherweise darauf angelegt ist, den benachbarten süd- 
slawischen Hafen Susak zu fördern, Aus diesem Grund 
konnte sich das italienisch-ungarische Abkommen wegen 
eines ungarischen Freihafens in Fiume bis heute noch nicht 
auswirken. Ungarns Freihafen in Fiume ist heute ein Frei- 
hafen von Südslawiens Gnaden und, solange dieses nicht, 
den Wettbewerb ermöglichend, Tarife im Bahntransit ein- 
führt, wird der Erfolg des Freihafenabkommens sehr frag- 
würdig sein. Zugunsten der Fiumaner Industrien, die ein- 
mal sehr gut gearbeitet haben, waren schon vor längerem 
von der italienischen Regierung bestimmte Kreditbegün- 
stigungen eingeführt worden, die aber einen ausschlag- 
gebenden Erfolg bis jetzt nicht zu verzeichnen haben; die 
eigentliche Absicht, italienisches Kapital in größerem Um- 
fang für Industrieinvestitionen oder für industrielle Neu- 
sründungen im Fiumaner Gebiet zu interessieren, konnte 
noch nicht verwirklicht werden. 


Der Warenverkehr von Fiume. 


Verkehrsquote 
von 1927 

1913 1927 gegenüber 1913 

Meterzentnmer in Prozenten 
Angekommen zu Bahn . .18,117.805 3,912.728 99:5 
7 „ Schiff 9.229.592 1,293.06 46°5 
Zusammen . . 22,877.897 8,205.774 367 
Abgegangen zu Bahn . 6,258.767  3,084.048 49:3 
r „ Schiff . . . 11,738.827 _ 3,510.987 299 
Zusammen . 17,997.594  6,595.035 36°6 
Bahnverkehr . . 2... 19,406.572 6,996.776 36'0 
Seeverkehr , . . va ... 20,968.419  7,804.033 373 
Zusammen . 40,374.991  14,800.809 367 


Gesamtverkehr im Jahr 1927 


im Vergleich mit den Jahren [nn Si саа 


192%. 6,502.145 227630 
Die reichen Montanschätze Istriens — die Halb- 
insel besitzt neben Kohlenbergwerken zahlreiche Bauxit- 
gruben, die über fast ganz Mittel- und Südistrien verstreut 
liegen — harren noch einer großzügigen Ausbeute. Aus- 
gedehnte Fundstellen befinden sich in der Gegend von 
Albona und werden von der Triester „Samt“ ausgebeutet. 


| 1926 . 15,981.091 95120 


Bekanntlich gehen die Istrianer Bauxite größtenteils nach 
Deutschland, wo ihre Bearbeitung zur Gewinnung von 
Aluminium und Aluminiumsalzen stattfindet. Eine andere 
Industrie, die Steinbergwerke von Aurisina, hat ebenfalls 
einen starken Aufschwung zu verzeichnen. Vor dem Kriege 
waren in den Werken von Aurisina an 5000 Arbeiter be- 
schäftigt; der Wettbewerb der Betonbauten hatte später 
die Arbeit in den Werken stark geschädigt. Da der wirt- 
schaftliche Aufschwung nunmehr wieder Monumentalbau- 
ten zuläßt, bei denen das schöne Karstgestein auch außer- 
halb Italiens Verwendung findet, wird auch in diesen Stein- 
sruben das Leben wieder sehr rege. 

Während es, wie man sieht, dem küstenländischen 
Gebiet entgegen manchen Befürchtungen gelungen ist, sich 
innerhalb der italienischen Wirtschaft einen geachteten 
Platz zu erringen, hat der einst arbeitsreiche österreichi- 
sche Kriegshafen Pola jede Bedeutung verloren. Die ehe- 
maligen Marinearsenale sind dort zum Teil einer kleinen 
Werftgesellschaft, der „Scoglio Ulivi“ verpachtet, die nur 
einen unbedeutenden Betrieb aufrechterhalten kann. 

Die verschiedenen Regierungsmaßnahmen, (die fast 
kein Gebiet der Wirtschaft unberührt ließen, haben auch 
hier zahlreiche Änderungen gebracht, von denen folgende 
genannt seien: die Aufwertung und Stabilisierung der 
italienischen Lira, die Einführung des Streikverbots und 
Einrichtung der faseistischen Syndikate, die Ausdehnung 
der italienischen Sozialversicherungsgesetze auf die neuen 
Provinzen, die Einbeziehung der adriatischen Kurorte in 
die staatlichen Propagandaaktionen, die Übernahme und 
der Ausbau der Adelsberger Grotte durch den Staat, die 
staatliche Subventionierung der adriatischen Luftschiff- 
fahrtsdienste, die Vertretung der Triester Schiffahrt in der 
Südbahn (D. О. S. A. G.)-Verwaltung, der Ausbau der 
direkten adriatischen Tarife, die Umwandlung der Han- 
delskammern in fascistische Provinzialwirtschaftsräte, der 
Ersatz des bis vor kurzem noch in Geltung gewesenen 
österreichischen Zivil- und Handelsrechts durch das italie- 
nische Recht usw. 


Italienische Schiffahrts- und Hafenpolitik. 
Von Dr. Albert Moscheni, Triest. 


er italienischen Handelsmarine hatte der Welt- 

krieg schwere Wunden geschlagen. Von den 
1,668.296 Bruttoregistertonnen, mit denen sie 
in die Kriegszeit eintrat, fiel ein beträcht- 
licher Teil den Kriegsoperationen zum Opfer, 
gerade als man in Italien daran gewesen 
war, die zum Teil aus alten Schiffen bestehende Handels- 
flotte zu erneuern und die subventionierten Dienste neu zu 
regeln. Trotz der erhöhten Bautätigkeit während des 
Krieges, welche sehlechtere Schiffe zu höheren Preisen 
lieferte, war die Tonnage 1919 auf 1,370.027 Bruttoregister- 
tonnen gesunken. Die ersten Nachkriegsjahre brachten mit 
einem vorübergehenden Verkehrsaufschwung und hohen 
Raten einerseits größere Gewinne, anderseits jedoch eine 
arge Disziplinlosigkeit; wie die Eisenbahnen dem Terror 
der Bahnarbeiter und der untersten Beamten ausgesetzt 
waren, so litt die Handelsmarine unter dem Diktat der 
Schiffsmannschaft. 

Die Hafenanlagen waren während des Krieges ver- 
nachlässigt worden. Regionale Einflüsse zersplitterten die 
öffentlichen Hilfsmittel unter eine große Zahl kleiner und 
mittlerer Häfen, während die in der Nachkriegszeit errich- 


teten „Enti Portuali“ vielfach gegenüber politischen Ein- 
flüssen versagten. 

Als die fascistische Regierung ans Ruder kam, war 
also so gut wie alles wieder aufzurichten, in erster Linie 
der maritime Geist Italiens. 

Inwieweit es ihr gelungen sei, diese ihre Aufgabe zu 
erfüllen, zeigen die folgenden Angaben: 

1914 1921 1991 


Е Bruttoregistertonnen 
Schiffsbestand (Dampf- 


und Motorschiffe) . . . 1,430.475 9,467.587 3,395.522 


Millionen Tonnen 
Schiffsverkehr s 20°18 37:99 

Im Schifisdienst wurde die Disziplin wieder her- 
gestellt. Das Publikum gewann wieder Vertrauen zu den 
Schiffahrtswerten, Nach einer amtlichen Veröffentlichung 
(1925) betrug die Kapitalserhöhung der italienischen 
Reedereien in zehn Jahren rund 1 Milliarde Lire, 

Die Vermehrung der Tonnage ging nieht auf Kosten 
der Qualität, gerade der Schaffung großer Passagierschiffe 
wurde besonderes Augenmerk zugewendet und heute kann 
die italienische Schiffahrt auch den Luxus-, und Sehnell- 
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verkehr nach Amerika mit monatlichen Abfahrten mit 


eigenen modernen Mitteln bewältigen. 

Ganz neuen Datums ist die Regierungsverlügung, 
welche das Institut der Schifishypotheken neuregelt und 
der zu gründenden Schifishypothekenbank (Instituto per il 
Credito navale) einen staatlichen Zinsenbeitrag von 2%% 
jährlich sichert — wodurch, innerhalb der Grenze von 
1 Milliarde Lire, binnen drei Jahren die Finanzierung von 
Schitisneubauten oder von Schiffskäufen erleichtert wird. 
Diese von den Reedereien und von den Schiffswerften leb- 
haft begrüßte Maßnahme wird die progressive Erneuerung 
des Schitisparkes und die Betätigung der Schiffswerften 
zweitellos fördern. 

Das Schiffahrtssubventionsprogramm wurde unter 
Dach gebracht. Vor dem Kriege waren die subventionierten 
Dienste größtenteils in Genua vereinigt. Die subventionier- 
ten Linien wurden größtenteils durch alte Schiffe bedient. 


Nach dem Krieg handelte es sich darum, die Triester 


Linien und besonders die altbewährten Levante- und 
Orientlinien des „Lloyd Triestino“ in das Subventions- 
programm überzuleiten. Es ergab sich so eine Aufteilung 
der großen Özeandienste zwischen Genua und Triest und 
den Adriahäfen. Die Subventionsverträge gaben Anlaß zur 
Erneuerung des Schifisparkes, Bauaufträge wurden nicht 
nur in den Verträgen vorgesehen, sondern auch wirklich 
ausgeführt. 

Neue Verkehrsgebiete, wie die Westküste Nord- 
amerikas, Ost- und Westafrika, Holländisch-Indien, Nord- 
europa, wurden in das Vierkehrsprogramm aufgenommen. 
Der scharfe Wettbewerb unter den italienischen Großreede- 
reien war den allgemeinen Interessen abträglich. Oft fuhren 
am selben Tage mehrere Expreßschiffe ab, während dann 
längere Zeit keines auslief. 

Dem Einfluß der Regierung gelang es, Herr zu werden 
über Prestigerücksichten und regionale Fehden und ein ein- 
heitliches Programm zu erzielen, welches das Zusammen- 
wirken der Großreedereien in der Fahrplanerstellung und 
in der Werbetätigkeit bedingt. Dieser Prozeß wurde durch 
den in der ganzen Welt in der Luft liegenden Konzentra- 
tionsgedanken erleichtert. 

Schon die Navigazione Generale Italiana 
stellt die Frucht vorausgegangener Fusionen dar, infolge 
der Angliederung der Sitmar verfügt diese Reederei über 
ein Verkehrsgebiet, das sich von Amerika nach der Levante 
ausdehnt. Die „Cosulich Line“ hatte sich schon seiner- 
zeit die Kontrolle der Fiumaner „Adria“ gesichert, wie 
anderseits der „Lloyd Triestino“ über die Reederei „Puglia“ 
in Bari und über die „Marittima Italiana“ in Genua ver- 
fügte. Durch die Erwerbung fast der Gesamtheit der Lloyd- 
aktien durch die Cosulich Line wurde ein Konzern geschaf- 
fen, der über 500.000 Bruttoregistertonnen verfügt und an 
der Amerika-, Levante-, Огіепё-, Mittelmeer- und Nord- 
europafahrt beteiligt ist. 

Die italienische Handelsschiffahrt begann so auch auf 
internationalem Gebiet eine Rolle zu spielen. Diese Erfolge 
sind um so höher zu werten, als sie in Zeiten finanzieller 
Not und hoher Auslandskurse erreicht werden konnten. 

Ein Umschwung in der Hafenpolitik brachte die etwa 
zehn größeren italienischen Häfen und besonders Genua, 
Triest und Venedig zur Geltung. Der Genueser Hafen, 
der jahrzehntelang an Raummangel und Desorganisation 
krankte, wurde gründlich saniert. Eine stramme Organisa- 
tion überwand örtliche Nebeninteressen und die neuen 
Hafenbauten wurden in überraschend kurzer Zeit fertig- 
gebracht. 


In Palermo, Livorno, Neapel wurden Hafen- 
arbeiten ernstlich in Angriff genommen. Das malerische Bild, 
das vor Jahren der Neapolitaner Hafen den ankommenden 
Schiffen mit seiner wimmelnden, schmutzigen Menge bot, 
mochte vielleicht interessant sein, war jedoch für den mo- 
dernen Italiener demütigend. Ein paar Jahre strengen Re- 
gimes machten all diesen Auftritten ein Ende und gegen- 
wärtig kann der Hafen von Neapel, was Ordnung und Rein- 
lichkeit der Hafenanlagen betrifit, als Muster dienen. 

In Venedig wurde ein neuer Industriehaten in 
Marghera mit einem Aufwand von über 300 МШ. Lire ge- 
baut. Mestre wurde in Großvenedig einbezogen und eıne 
Reihe von Industrieunternehmungen schoß in wenigen 
Jahren aus dem Boden hervor. 

In Triest fand ltalien die neuen Hafenanlagen, deren 
bau durch den Krieg unterbrochen worden war, verfallen, 
Etwa 100 Mill, Lire wurden für die Wiederinstandsetzung 
der alten und neuen Anlagen verwendet. Die Lagerhaus- 
verwaltung wurde einem kommerziellen Konzern, dem die 
Hatfenbenützer angehören, übergeben. Der Staat lıeferte eine 
jährliche Betriebssubvention und stellte der Verwaltung 
einen Fonds von 110 Mill. Lire für die Ausrüstung des Hafens 
mit Schuppen, Magazinen, Kranen, Gleisen, Straßen zur 
Verfügung. Die Besucher der Wiener Messe konnten an 
den dort ausgestellten Modellen ersehen, wie ernstlich man 
in Triest an der Arbeit ist. Die Triester Verwaltungstorm 
diente Fiume zur Nachahmung. 

Triest und Fiume waren als Freihäfen organisiert. 
Italien ließ das Freihafensystem in Kraft, obwohl es in den 
übrigen italienischen Häfen unbekannt war, und als es sich 
von seiner Zweckmäßigkeit überzeugt hatte, wurde eine 
große Hatenreform in die Wege geleitet, welche das Frei- 
hafensystem auch auf die übrigen größeren italienischen 
Häfen ausdehnte. 

Im Interesse der Hafenstädte wurde in weiterer Folge 
das Industriezonensystem adoptiert. Als nämlich 
während des Krieges Venedig darniederlag, beschloß man, 
den Grundstein zu legen für die Wiedererrichtung der 
Venetianer Wirtschaft. Damals wurde die Errichtung des 
Industriehafens in Marghera (Mestre) beschlossen und den 
dort zu errichtenden Industrien, wie vor Jahrzehnten der 
Industriezone in Neapel, der Nachlaß der Erwerb-, Grund- 
und Gebäudesteuer sowie der Zollaufsichtsspesen und die 
Zollfreiheit für die einzuführenden Maschinen und Materia- 
lien bewilligt. 

In Triest und Fiume wurde während der Kriegsjahre 
viel über Hafenpolitik gesprochen. Der Plan eines Frei- 
hafens, der auch die Stadt als Zollausland umfassen sollte, 
tauchte auf. Anderseits war jedoch zu bedenken, daß der 
Warenaustausch zwischen Triest und dem übrigen Italien 
immer mehr und mehr anwuchs. Die Triester Industrien 
waren auf den italienischen Verkehr angewiesen. Eine Zoll- 
grenze zwischen Triest und dem italienischen Hinterland 
hätte eine mißliche Entfremdung gebracht und wirtschaft- 
liche Fäden zerrissen, die inzwischen sehr stark geworden 
waren. 

So kam der Freihafengedanke immer mehr ins Hinter- 
treffen, und als kürzlich die Regierung Triest und Fiume 
die Vorteile der Industriezone mit deren Steuer- und Zoll- 
nachlässen einräumte, waren alle Meinungen einig. 

Bei Kriegsausbruch standen den 1,668.296 Bruttoregi- 
stertonnen der italienischen Handelsmarine nur 1 Mill. Brutto- 
registertonnen der Triester und Fiumaner Schiffe gegen- 
über. Von diesem Bestande wurden etwa 100.000 Brutto- 
registertonnen auf Grund des italienisch-südslawischen 
Schiffsteilungsvertrages an Südslawien abgetreten und 
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einige hundertausend Tonnen gingen an Kriegsverlusten 
und Verkäufen verloren. Nach dem Krieg erreichte der 
Triester und Fiumaner Bestand etwa 500.000 bis 600.000 
Bruttoregistertonnen, er ist inzwischen auf etwa 750.000 
Bruttoregistertonnen angewachsen. 


Heute steht Triest sowohl der Tonnage wie dem Ver- 
kehr nach, an erster Stelle nach Genua: 


1927 Genua Triest 
Bruttoregistertonnen 

Schiffsbestand . . . 1,796.000 628.840 
Donnen 

Warenbewegung . . 7,750.000 2,570.000 


Die Triester Reedereien gewannen einen bestimmenden 
Einfluß auf die lokale Wirtschaft und sicherten sich durch 
die Cosulich-Gruppe die Führung sämtlicher Werften in 
Triest und Istrien. Das in den Triester Reedereien und 
Werften investierte Kapital nähert sich einer Milliarde Lire. 
Sämtliche Weltgegenden, Australien ausgenommen, sind 
durch regelmäßige Linien mit dem Hafen verbunden. 

Die Vereinigung mit dem maritimen Mutterland hat die 
altbewährten Triester Reeder in Italien zur Geltung ge- 
bracht, und wie der maritime Geist der Adria zur Förde- 
rung der italienischen Seegeltung kräftig mitwirkt, so hat 
auch Italien die maritime Verkehrsfunktion Triests riehtig 
eingeschätzt. 
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Österreichische Postsparkasse 
Wien, I., Georg-Coch-Platz 2. 


Geschäftszweige der Österreichischen Postsparkasse: 


1, Scheckverkehr. 

Der Scheckverkehr der Österreichischen Postspar- 
kasse stellt für jeden, der öfters Zahlungen zu empfan- 
gen oder zu leisten hat, die nicht von Hand zu Hand er- 
folgen können, die billigste und bequemste Abwicklung 
des Zahlungsverkehrs dar. Die Postsparkasse ersetzt 
dem Scheekkontoinhaber überdies durch ihre Kontoaus- 
züge und deren Beilagen eine einfache Buchführung. 

Sonderkonten. 

Beträge von erstmalig wenigstens 20.000 S und 
weiterhin wenigstens je 1000 S können auf Verlangen 
des Kontoinhabers vom Scheckkonto auf ein verzins- 
liches Sonderkonto übertragen werden. 

Für den 

Zahlungsverkehr mit dem Ausland 
bietet der Scheckverkehr der Österreichischen Post- 
sparkasse vermöge des zwischenstaatlichen Postüber- 
weisungsverkehrs, den die Postsparkasse mit allen be- 
deutenden Postscheckämtern Europas unterhält, sowie 
vermöge ihrer Bankverbindungen mit ganz Europa und 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika besondere 
Vorteile. 
II. Sparverkehr. 
Nameneinlagebücher, 

das sind die seit dem Jahre 1883 bestehenden Einlage- 
bücher der Postsparkasse, die von jedem Postamt aus- 
gegeben werden. Auf Grund eines Nameneinlagebuchs 
können vom Einleger (Verfügungsberechtigten) bis zu 
100 8 an einem Tag bei jedem beliebigen öster- 
reichischen Postamt abgehoben werden. Das Namen- 
einlagebuch leistet demnach bei Reisen und Wande- 
rungen in Österreich dieselben Dienste wie ein Reise- 
kreditbriet und macht es entbehrlich, größere Bar- 
beträge mitzuführen. 


Überbringer-Sparbücher 
in der Art der Sparbücher aller andern Österreichischen 
Sparkassen. 
Prämieneinlagebücher. 
Die Prämieneinlagebücher der 
Postsparkasse sind eine besondere Art der Überbringer- 


Österreichischen 


Sparbücher. 

Sofern mindestens 300 8 (die sogenannte Prämien- 
einlage) während des ganzen Prämienjahrs eingelegt 
bleiben, bietet das Prämieneinlagebuch die Anwart- 
schaft auf eine von 

186 Prämien, 
von denen die höchste 10.000 S beträgt. 
Die Prämien werden ausgelost; die Gewinstgebühr wird 
von der Postsparkasse getragen. 

Überbringer-Sparbücher und Prämieneinlagebücher 
werden nur beim Postsparkassenamt in Wien ausge- 
geben, doch nehmen alle Postämter Bestellungen und 
Einlagen auf solche Einlagebücher entgegen. 


III. Sonstige Geschäftszweige der Postsparkasse: 
An- und Verkauf von Wertpapieren, Devisen und 
Valuten. — Verwahrung und Verwaltung von Wert- 
papieren, Vermietung von Kassenfächern zur Aufbe- 
wahrung von Wertpapieren und Wertgegenständen un- 
ter eigenem Verschluß des Mieters. — Belehnung von 

Wertpapieren. 


Eine ausführliche Anleitung zur Benützung der Ein- 

richtungen der Österreichischen Postsparkasse ist beim 

Postsparkassenamt zum Preise von 80 Groschen 
erhältlich. 


Wien, im September 1928. 
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DIE 
WIRTSCHAFT 
| DER 
NACHFOLGESTAAIEN 


IN 
EIGENDARSTELLUNGEN 
UND 
SELBSTANZEIGEN 
FÜHRENDER 
UNTERNEHMUNGEN 


A 


Agrar- und Industriebank, Deutsche, Prag 
„Allianz und Giselaverein“, Versicherungs-A. G. . 
Alpine Montangesellschaft, Österreichisch- . 
Altmann Bernhard 

Andritz, Maschinen A б. 
Anglo-Cechoslovakische Bank, Prag . 3 { 
Anglo-Danubian Lloyd, Allg. ee. e, 
Anglo-Elementar Versicherungs-A. G. Е 
Anker, Der, Allg. Versicherungs-A. С. 
Ankerbrotfabrik А. С. . . ї 

Anninger Georg & Со. 


„Arsenal“, Österreichische Werke, Cahen hadie 


Anstalt . 
Austria-Emailwerke А, С. > 
Austro Daimler Motoren А. С. Р 
Austro-Fiat, Österr, Autoinebilfekrika&s б. vorm. 
B 


Bankanstalt der Ersten österr. Spar-Casse . 


Bank für Handel und Industrie, ehem. Länderbank, Pra ag. 


Bank für Oberösterreich und Salzburg, Linz . 
Bank-Verein, Allg. Böhmischer, Prag . à 
Bank-Verein, Allg. Jugoslavischer, Zagreb . 
Bank-Verein, Schweizerischer, Basel . 

Bank-Verein, Wiener ; 5 

Вагу, Н. Albert de & Со., Alnsterdam 5 

Вата Т. Ди Zn. эл : 
Bayrische Eieren und Wechsel- Bank, E 
Boden-Credit-Anstalt, Allgem. Österr. . з 
Böhmische Escompte-Bank und Credit- Anstalt, Prag d 
Böhmische Union-Bank, Prag . u 
Brauhaus der Stadt Wien 

Brevillier & Co. und A. Urban & "Söhne Ж с. 

Brigl & Bergmeister А. С. . . . 
Britisch-Ungarische Bank А. G., Budapest 

Brünner Aktienbrauerei, Erste . d 

Brünner Maschinenfabrik, Erste 

Brüxer Kohlen-Bergbau-Gesellschaft . 

Bundesbahnen, Österreichische . 


C 


Central-Bank der deutschen е. іп der &echo- 


slovakischen Republik, Prag я 
Chemosan-Union und Fritz-Pezoldt A. o. 
„Cosulich“, Società Triestina di Navigazione . 


С redit-Anstalt, Österreichische, für Handel und Багы pë 234 


Credit-Institut für öffentliche Unternehmungen und 
Arbeiten, Oesterr. . EE e y 


D 


Deutsche Agrar- und Industriebank, Hs: 
Disconto-Gesellschaft, Berlin 

Donau, Allg. Versicherungs-A.G. . . > 
Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft, Erste 
Dun & Co. Handelsauskunftei . . . - 


E 


Eisenbahn-Verkehrs-Anstalt, Österreichische . 


Eisert, Brüder A. G.. . 
„Elbe“, EEE Aas А. С. Be, 


. 295 
‚ $22 
. 274 


„Elbe“, Schadenversicherungs-Anstalt А. G., Prag . 


Elbemühl, Papierfabriken u. Graphische Industrie" AN ka 


„Elin“, A. G. für elektr. Industrie 

Erste Brünner Aktienbrauerei u. Malzfabrik . - 
Erste Brünner Maschinenfabriks-Ges. - 
Erste Einbruch- und Feuer-Versicherungs-Ges. 
Erste österr. Sparkasse 5 ‹ 
Erste Ung. Allg. Assekuranz- Get, Se Budapest ? 
Escompte-Gesellschaft, Niederösterreichische . 


Е 
Ferdinands-Nordbahn, Mährisch-Ostrau 


G 


Gartenberg & Со. . 
Gerngroß A., A. С. 


„Gesiba“, eis. Siedlungs- ge? grat 

. 296 
..247 
„368 


anstalt . $ 
Giro- und Cassen- en, МО есы, 
Grün Edmund . 


н 


Hanf-, Jute- und Textilitindustrie А. С. 
Yes & Sobotka A. G. À s 

Heid N., Maschinenfabriks-A. G. riis ‚ 
„Hermes“, Kreditversicherungs-Bank A. G., Berlin А 
Hirsch Otto & Co., Bankhaus, Frankfurt а. М. 
Hock Richard . 

Hofherr-Schrantz- daages -Shuttleworth А. G 

Hotel Bristol, Wien 

Hotel Imperial, Wien . . 

Hypotheken- und Wechselbank; "rer München 


I 


Internationale Unfall- und Schadenversicherungs-Gesell- 
32275 


schaft 


J 


Jungbunzlauer Spiritus und chemische Fabrik A. G. . 


K 


Kabelfabrik- und Drahtindustrie-A. G. 
Karlsbader Vereinsbank . 5 
Kantor Ludwig . 


Kärntnerische Landes- Hypothekenanstal, Klagenfurt С 


Kaufmann & Willet 

„Keramika“, Prag 

Kiänmitnchner БАО рл öde mieink 
Weberei, Act. Ges. der, Linz . 

Knüpfteppich- -Industrie System Banyai, A. G. 

„Kompaß“, Allgem. Kredit- und RE 

König & Bauer, Schnellpressenfabrik . 

Königshofer Cement-Fabrik A. G., Prag - 

Korn Carl, Baugesellschaft A. G. . 

Kreditanstalt der Deutschen, Prag 


Е 


Landauer R. . 
Länderbank, Zentral- Europäische . 
Landesbank für Bosnien und Hercegovina, ER? 
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Landes-Hypotheken-Anstalt, Kärntnerische, Klagenfurt 
Landes-Hypothekenanstalt für Niederösterreich 
Langer & Со., Bank- und Wechselhaus . 
Leipnik-Lundenburger уд ТЕ А. С. 

Lloyd Triestino Р 5 
Lokomotivfabriks-A. G., WG Е 


M 


Mährische Bank, Brünn . 

Maschinenfabrik Andritz, 

Maschinenfabriks-A. G. N. Fed. 

Meinl Julius A. G. $ 

Mercurbank . 5 

Milch-Industrie A. G.. . 

Montanwerke Joh. Рау. Starck, Weit Ў 
Moravia-Brauerei- und Malzfabriks-A. G; Brünn 


N 


Neue Wiener Sparkasse . 1 

Neusiedler А. С. für Papierfabrikation.. 
Niederösterr. Escompte-Gesellschaft . 
Niederösterr. Landes-Hypothekenbank . Р 
Nordböhm. Kohlenwerks-Gesellschaft, Brüx . 


O 


Österr. Automobilfabrik vorm. Austro-Fiat 
Österr. Postsparkasse . bar 

Österr. Verkehrsbureau . 

Österr. Werke, Gemeinwiruschüfliche Айгай» Агвёйа] 
Orendi, Teppichhaus . : soe? L 


Р 


Pelzindustrie-Gesellschaft, Vereinigte 
Perlmooser Portland-Cement-Fabrik 
Petschek & Co., Prag `, 

Phönix, тебей Msiolerungli пов. 

„Phönix und Wiener“, eege: ай Vers. A. x 
Pichler & Schück . e 
Pilsner Gambrinus, Pilsen 
Postsparkasse, Österreichische . 

Prager Kreditbank 


R 


Reitler & Co. 
Renault-Automobile 


Rimamurdny-Saleö-Tarjäner EE А. G., Budapest 
еле 
. 266 


Ringhofferwerke A. G., Tatra-Werke A. G., Prag . 
Russische Handelsvertretung . ae ; 


S 


„Semperit“, Osterr.-amerik. Gummiwerke . 
Shell-Floridsdorfer Petroleum А. С.. . 
Skodawerke-Wetzler, Pulverfabrik А. С. 
Slavische Versicherungsanstalt in Prag . . 

„Solo“, Zündwaren- ' und Chemische Eee =: дел 
$раг- und Vorschußkonsortium „Währing“ 
Sparkasse, Erste österreichische 
Sparkasse, Neue Wiener ; 
Sparkasse, Steiermärkische, Graz, & 


Sch 


Schein 5., Teppichhaus 
Schember С. & Söhne A. С. 
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Schwarzschild J. A., Söhne, Bankhaus, Frankfurt а. М.` 
Schweizerischer Bankverein, Basel SE: 


St 


Starck Joh. Dav., Montanwerke, Prag . 
Steiermärkische Escompte-Bank, Graz 
Steiermärkische Sparkasse, Graz . 


„Steinag“, A. G. für ааай дь здае ken 


Industrie 


„Steyrermühl“, Papierfabriks- Dd Verlags: Gesellschaft i 


Steyr- -Werke A. G. 
Strisower & Schwarz . 


Stross Noe, A. G. der vereinigten "Textilfabriken, 


Liebauthal 


T 


Tabak-Regie, Österreichische . . e 
Telephon-Fabrik A. G., Österr., vorm. 1 Berlines ; 
Teltscher & Weidholz Я e А 
Textilwerke, Mautner A. G., Ре 

Tiroler Landesbank-A. G., Innsbruck Я e 
Trifailer Kohlenwerks- Gesellschaft, Laibach . 
Tripcovich-Line, Triest . 


„Tschechoslowakische Rëm Я Habs dë Kaspar 


AE? Ungarische Landesversicherungs- -Anstalt, Budapest 


U 


Ungarische Allgemeine Ѕрагсаѕѕа A. С., ST SC 
Ungarisches Wirtschaftsjahrbuch . ; 


у 


Vacuum Oil Comp. А. С. 

Vaterländische Baugesellschaft А. o 
Verband der &echoslovakischen Bergbaubesitzet, Pras Р 
Vereinigte Brauereien А. С., Dreher, Mautner, Meichl А 
Vereinigte Pelzindustrie- Gesellschaft ger? 
Vereinigte Schafwollfabriken A. G., Brünn 
Verkehrsbureau, Österreichisches . 

Verlag Josef Kašpar, Prag . 

Versicherungsanstalt der АЛСУ? Bundesiändet 
Volkswirt, Der österreichische . 


Ki 


Waldheim-Eberle A. С. . 

Walter & Co. ч 

„Wechselseitige Brändichaden® ai „Janus“ , 
Anst. а. С. EE т... 

Weiss Adolf jun. 5 

Weiss & Schwarz, Dental- Depot 5 1 

Wien, Gemeinde — Städt. ТЕТ EN 

Wien, Gemeinde — Städt. Gaswerke . 

Wien, Gemeinde — Städt. Straßenbahnen . - 

Wien, Gemeinde — Städt. Versicherungs-Anstalt . 

Wiener Giro- und Cassen-Verein . N; 

Wiener Kohlen- und Koks-Kontor A. G. 

Wiener Locomotivfabriks-A. G. . 

Wilsdorfer Gerbextractwerke A. С., Wilsdorf 

Wolf & Co., Bankhaus, Prag - а: 

Wöllersdorfer Werke A. С. 


Z 


Zentral-Europäische Länderbank . 
Zentralsparkasse der Gemeinde Wien 
Živnostenská banka, Prag 


Alle, Vers.- 
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WIENER BANK-VEREIN 


„egründet 1869,. mitten in der Zeit volkswirtschattlichen Auf- 
schwunges, wirkte der Wiener Bank-Verein zunächst als 
Emissionsinstitut und förderte namentlich mit Erfolg die’ Ent- 
wicklung des Eisenbahnwesens. Nachdem dank vorsichtiger 
Gebahrung die Krise von 1873 glücklich überwunden war, wandte 
sich das Institut gegen Ende der siebziger Jahre der Pflege des 
laufenden Bankgeschäftes in seinem vollen Umfange. zu und 


baute als erstes in Österreich in vorausschauender Erfassung 
der Entwieklungsmöglichkeiten ein weitverzweigtes Filialnetz 


aus, das sich außer über die ganze Doppelmonarchie auch auf 
die Türkei erstreckte; außerdem wurden Affiliationen in den 
Balkanstaaten, teilweise in Gemeinschaft mit französischem 
errichtet. Seit 1880 bewegte sich die Entfaltung der 
Bank in stark ansteigender Linie, und das anfänglich mit 
3,200.000 fl. bemessene Kapital te im Jahre 1914 
150 Millionen Kronen. Nach Überwindung der Inflationsperiode 
beträgt es derzeit 55 Millionen Schilling, wozu noch 28 Millione 
ausgewiesene Reserven treten. Namentlich während der ersten 
Jahrzehnte wurde diese Entwicklung durch enge Zusammen- 
arbeit mit deutschen Institnten und deren führenden Persönlich- 
keiten wesentlich gefördert, und manche Gemeinschafts- 
geschäfte haben sich aus jener Zeit noch heute erhalten. 

Der Ausgang des Weltkrieges brachte den Verlust der 
türkischen Filialen und führte weiters die allmähliche Umwandlung 
der in den Nationalstaaten gelegenen Zweigniederlassungen in 
nationale Institute herbei, die jedoch ihr Tätigkeitsgebiet vielfach 
über die frühere Sphäre hinaus bis in die Zentren der neuen Staaten 


auszudehnen vermochten. Derzeit verfügt der Wiener Bank-Verein 
über 511еісепе Zweigniederlassungen, wovon 84 in Wien und 
dessen näherer Umgebung, außerdem aber über ein Netz von 
Aftiliationen, welches die nachstehenden Institute umfaßt: 
Allgemeiner "Böhmischer Bank-Verein, Allgemeiner Bank-Verein 
in Polen, Allgemeiner Jugoslavischer Bank-Verein А. С, 
Landesbank für Bosnien und Hercegovina, Banque Balkanique 
in Sofia. Auch besteht eine Repräsentanz in New York in Form 
der Firma Alex. von Fest. Andererseits haben sich die Société 
Generale de Belgique, die Banque Belge pour l'Etranger, die 
Deutsche Bank, die Basler Handelsbank und die New Yorker 
Firma Dillon, Read & Co. durch Übernahme von Aktien in 
festen Besitz dauernd am Wiener Bank-Verein beteiligt. 

Der Wiener Bank-Verein verfügt über ausgebreitete indu- 
strielle Beziehungen. Im Inland sind namentlich die Elektro- 
industrie einschließlich der Wasserkraftwerke, die Automobil-, 
Gummi-, Brau- und Bauindustrie, teilweise auch die Maschinen- 
industrie zu nennen. Ein engeres Verhältnis besteht ferner zu 
dem verzweisten internationalen Konzern der Österreichischen 
Eisenbahnverkehrs-Anstalt, zu führenden ungarischen Montan- 
unternehmungen, zur tschechischen Textil-, zur jugoslawischen 
Holz- und Papierindustrie und zu vielen anderen. 

Die Aktien des Institutes sind kotiert in Wien, Berlin, 
Frankfurt a. M., London, Prag, Budapest, Zürich, Basel und 
Genf. Die offizielle Notiz in New York wird nach Mafigabe 
der Verhältnisse in naher Zukunft angestrebt werden 

Die letzten Abschlußtziffern lauten wie folgt: 


Aktiva Bilanz-Konto per 31. Dezember 1927 Passiva 
Barbestände . N Ж © S 16,019.617 | Volleingezahltes Aktienkapital RS 55,000. 000 
Wechsel und Devisen Re EE 08,002,0 02 Reserven ... » 26,198.870 
Debitoren , . П О EE EEN Spezialfonds . . St 500.000 
Effektenhestände . . A E 380 Unbehobene Dividenden . En 962.280 
Einzahlungen auf Konsortialgeschäfte e) Avaltratten . ER = 43.399 
отноше Aa Eee EM Ee RS ec aa Kreditoren.. . . „ 431,671.751 
Gewinn- und Verlust-Konto «p 6.132.604 
S 520,038.404 5 520,038.404 
Soll Gewinn- und Verlust-Konto per 31. Dezember 1927 Haben 
Gehalte und Spesen... ...... Bee ОБ 21,212.952 Gewinnvortrag vom Jahre 19296..... E аки 900.857 
Steuern und Gebühren ten Ee, ea EE EE EE О nun `91,968.847 
Abschreibungen an Immobilien азн nee 110.800 
Reingewinn ‚.. 5 LER: у 5 6,132:604 


5 32,169.704 
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OESTERREICHISCHE 


CREDITZANSTATF?T 


FÜR HANDEL UND GEWERBE IN WIEN 


І, RENNGASSE > 


Aktienkapital: S 85,000,000 Ausgewiesene Reserven са. S 35,000.000 
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Die Credit-Anstalt gehört zu den ältesten Aktienbanken des europäischen Festlandes. Die Gründung des Institutes 
fällt in das Jahr 1855, es blickt also auf eine Wirksamkeit von mehr als sieben Jahrzehnten zurück. Die Credit- 

Anstalt hat tätigen und fördernden Anteil an dem großen Wandlungsprozeß genommen, welcher in der zweiten < 

Hälfte des vorigen Jahrhunderts aus dem Kleingewerbe zum industriellen Großbetrieb geführt hat und konnte d 
durch Finanzierung von staatlichen und privatwirtschaftlichen Transaktionen, unter anderem auf dem Gebiete der 

Eisenbahnen, dank ihrer prominenten Stellung auf die wirtschaftliche Entwicklung des Landes maßgebenden Finfluß Ф 

üben. In der Folge hat das Institut seinen Tätigkeitsbereich immer weiter auszudehnen vermocht und konnte sich ф 
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durch Gründung großer Unternehmungen, durch Beteiligung an solchen im In- und Auslande, wie auch durch Um- 
wandlung von Betrieben in Aktiengesellschaften einen mächtigen, auf fast alle Zweige der Industrie und des Handels 
greifenden Konzern schaften. 

Das Haus S. М. у. Rothschild, welches bei der Gründung der Credit-Anstalt mitgewirkt hat, nahm während der 
ganzen Zeit ihres Bestandes Einfluß auf ihre Leitung. Baron Louis von Rothschild präsidiert gegenwärtig dem 
Verwaltungsrat. 

Die Bedeutung des Institutes erhellt aus der Tatsache, daß von den gesamten Geldeinlagen bei den Wiener 
Banken fast 50 Prozent auf dasselbe entfallen. 

Auf dem Boden der ehemaligen Monarchie unterhielt die Credit-Anstalt an allen wichtigeren Plätzen eigene 
Filialen, die später, nach der mit Kriegsende erfolgten Auflösung des früheren Staatsgebildes, zum Teil in selb- 
ständige Institute umgewandelt, zum Teil mit anderen Banken vereinigt wurden, ein Prozeß, der die Bildung und 
Ausgestaltung eines engen Netzes von Verbindungen in den Nachfolgestaaten, vielfach in der Form von Affıiliationen 
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d und Beteiligungen ermöglicht hat, 

е Auch Фе Beziehungen zum weiteren Ausland konnten in den Jahren nach Kriegsschluß nicht nur im früheren 

d Umfang wieder aufgenommen, sondern darüber hinaus einer steten Vermehrung zugeführt werden. Die Beteiligung 
der Anstalt an ausländischen Instituten, so in Deutschland, Holland, Rumänien und Bulgarien, wie die Interessen- 

N nahme englischer und amerikanischer Banken an ihr charakterisieren diese Entwicklung. 

Ф 
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Mit der ат 30. Juni 1926 erfolgten Übernahme der Geschäfte der Anglo-Austrian Bank Ltd., Niederlassung 
Wien, und eines Teiles ihres österreichichen Filialnetzes, hat die Credit-Anstalt dem Gebiete ihrer Tätigkeit eine 


weitere Ausdehnung gegeben. 
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Allgemeine österreichische 


Boden -Credit- Anstalt,“ Wien. 


Die Boden-Credit-Anstalt wurde im Jahre 1868 
gegründet. Mit heute noch geltenden Privilegien im 
Bodenkreditgeschäft ausgestattet, erwarb sich die An- 
stalt rasch das besondere Vertrauen der maßgebenden 
Wirtschafts- und Gesellschaftskreise. Die voni ihrem 
Gouverneur Theodor Ritter von Taussig inaugurierte, 
auf die, Ansammlung möglichst hoher. Reserven. be- 
dachte vorsichtige- Dividendenpolitik ist für Österreich 
vorbildlich geworden. Der Werdegang der Anstalt führte 
vom Hypothekardarlehens- zum Emissions- und Staats- 
kreditgeschäft, zur bankgeschäftlichen Verbindung mit 
den wichtigsten- Eisenbahnunternehmungen des alten 
Reiches und der Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft, 
dem größten Binnenschiffahrtsunternehmen des Kon- 
tinents, dann, um die Wende. des Jahrhunderts, zum 
industriellen: Finanzierungsgeschäft, das alsbald die 
eigentliche Domäne des Institutes wurde. Der viel- 
gestaltige und weitausgedehnte Konzern, den die An- 

bildete 
des ehe- 


stalt unter ihrer Patronanz zusammenfaßte, 
einen ansehnlichen Teil der Großindustrie 
maligen Österreich-Ungarn. 


Nach dem Staatszerfall setzte eine intensive Pflege 
des Inlandgeschäftes ein. Es glückte die, Umstellung 
der größten Gewehrfabrik Europas. auf eine Automobil- 
fabrik, deren Marke „Steyr“ sich Weltruf erworben hat. 
Die Boden-Credit-Anstalt finanzierte als erstes öster- 
reichisches Institut den Ausbau der Wasserkräfte 
zwecks Gewinnung hydroelektrischen Stromes, ein: Be- 
tätigungsgebiet, das heute allgemein als besonders aus- 
sichtsreich gilt. 


Seit der im Frühjahr 1927 erfolgten Fusion mit der 
Union-Bank und Allgemeinen Verkehrsbank und der 
Interessennahme an mehreren Provinzbanken ruht das 
Schwergewicht der Anstalt neben dem großen Finan- 
zierungsgeschäft auch auf dem laufenden Bankgeschäft. 
In welchem. Ausmaß die Entwicklung des Kundenge- 
schäftes fortschreitet, zeigt das Ansteigen der Umsätze, 
die sieh von 1926 auf 1927 um 113% auf 27.299 Mil- 
lionen Schilling erhöht haben. Der sich auf fast alle 
Zweige der Urproduktion und Fertigwaren-Industrie 


erstreckende Konzern des Institutes umfaßt außer den 
alten Interessen an den heute-in den Nachfolgestaaten 
liegenden Großunternehmungen (unter ‘anderen. Berg: 
und Hüttenwerks-Gesellschaft, Verein für chemische 
und. metallurgische Produktion, Aussig,, Ringhoffer- 
werke, Resita Eisenwerke, Zuckerfabriken Schoeller 
& Co.) maßgebende Beteiligungen an der österreiehi- 
schen Papier-,. Brau-, Automobil- und Textil-Industrie. 
Dem Konzern der Anstalt gehören ‚auch die Veitscher 
Magnesitwerke, Vereinigte Böhlerwerke'und die Staats- 
Eisenbahn-Gesellschaft mit ihrem großen Montan- und 
Industrie-Konzern :in Südslawien und Rumänien an. 
Рег eigenärtige organisatorische -Aufbau der Boden- 
Credit-Anstalt —- zentralistischer Hauptstamm ` mit 
später angegliedertem Filialapparat — erweist sich in 
betriebswirtschaftlicher Richtung als schätzenswerter 
Vorteil. 

Aus dem Finanzierungsgeschäft der letzten Zeit 
verdient die Gründung der Zillerthaler-Kraftwerke А. б. 
in Innsbruck Erwähnung, die ebenso wie das Kraftwerk 
der Tiwag am Achensee neben der Deckung des In- 
landkonsums dem Export elektrischer Energie nach 
Deutschland dienen soll. Zur Förderung des agrarischen 
und 'gewerbliehen Genossenschaftskreditwesens wurde 
unter Beteiligung der Preußischen 'Zentralgenossen- 
schaftskasse in Berlin die Giro-Zentrale der österreichi- 
schen. Genossenschaften ins Leben gerufen. Die Ameri- 
can British Continental: Corp. (A.B.C. Trust), eine vom 
Londoner Bankhaus J. Henry Schröder & Co., seiner 
amerikanischen Niederlassung und der New Yorker 
Firma Blith, Witter 5 Со. gegründete Investment- 
Gesellschaft, an der die Boden-Credit-Anstalt inter- 
essiert ist, hat schon im ersten Jahre ihres Bestandes 
sehr befriedigende Ergebnisse erzielt. Neuerdings ist 
unter‘ Führung der ' Boden-Oredit-Anstalt еше große 
Fusion in der österreichischen Brau-Industrie zustande 
gekommen. Durch Anschluß mehrerer Banken an die 
der Boden-Credit-Anstalt :nahestehende Jugoslavische 
Escompte- und Hypotheken-Bank А. б. als Fusions- 
кегп ist vor kurzem die Jugoslavische Union-Bank A.G. 
in Zagreb-Belgrad entstanden. 
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NIEDERÖSTERREICHISCHE 
ESCOMPTE-GESELLSCHAFT. 


Die Niederösterreichische Escompte-Gesellschaft in 
Wien, welche seit dem Jahre 1853 besteht, zählt seit 
jeher zu ` den angesehensten Kreditinstituten ' Öster- 
reichs. Ursprünglich in erster Linie mit, der Pflege des 
Eskomptekredites befaßt, hat sich das Institut im 
Laufe der Jahre auf allen Gebieten der Volkswirtschaft 
betätigt und nimmt insbesondere in der industriellen 
und  wasserwirtschaftlichen Entwicklung Österreichs 
durch eigene Gründungstätigkeit und durch die Finan- 
zierung bedeutender Unternehmungen eine führende 
Stellung ein. Die Escompte-Gesellschaft unterhält 
keine Filialen. Dagegen ist sie durch Beteiligung mit 
einer Reihe von Bankinstituten in den österreichischen 
Bundesländern, sowie auf dem Gebiete der National- 
staaten in engster Fühlung, so mit der Steiermärki- 
schen Escompte-Bank, Graz, der Firma Carl Spängler 
& Co., Salzburg, der Tiroler Landesbank A. G., Inns- 
bruck, der Böhmischen Escompte-Bank und Oredit-An- 
stalt, Prag, sowie der Bosnischen Industrie- und 
Handelsbank A. G., Sarajevo, der Commerzbank in 
Warschau und der Banque Chrissoveloni ВАЗЕ, 
Bukarest, 

Die bedeutendsten Unternehmungen Österreichs, 
welche von der Niederösterreichischen Escompte- 
Gesellschaft teils gegründet wurden, teils von ihr fi- 
nanziert werden, sind unter anderen die Österreichisch- 
Alpine Montangesellschaft, Felten & Guilleaume, Fabrik 
elektrischer Kabel, Stahl- und Kupferwerke А. G., Hut- 
ter & Schrantz A.G., Siebwaren- und Filztuch-Fabri- 
ken, Lampen- und Metallwarenfabriken R., Ditmar, Ge- 
brüder Brünner A.G., Maschinen- und Waggonbau- 
Fabriks-A. G. in Simmering, vormals Н. D.,Schmid, 
Hofherr - Schrantz - Clayton - Shuttleworth, Landwirt- 
schaftliche Maschinen-Fabrik А. G., Kurz A. G., Fabrik 
für maschinelle und gesundheitstechnische Anlagen, 
Vereinigte Elektrieitäts-Actiengesellschaft, Österreichi- 
sche Brown Boveri-Werke A. OG. Elektrische Glüh- 
lampenfabrik „Watt“ A.G., Tiroler Wasserkraftwerke- 
Aktiengesellschaft (Tiwag), Steirische Wasserkraft- 
und Elektrizitäts-Aktiengesellschaft (Steweag), Union- 

-Baugesellschaft, Erste Österreichische ` Glanzstoff- 
Fabrik A. OG. St. Pölten, Pulverfabrik Skodawerke- 
Wetzler А. OG. Vereinigte Brauereien Schwechat, St. 
Marx, Simmering, Hütteldorf — Dreher, Mautner, Meichl 
A.G., Brüder Reininghaus Aktien-Gesellschaft für 
Brauerei- und $piritus-Industrie, ‚Hauser & Sobotka 
A.G., Österreichische Glas-Fabriken und Raffinerien 
Josef Inwald A. Q., Zellulose- und Papierfabriken Brigl 
& Bergmeister A. G., Leopold Landeis Akt. Ges., Schül- 
ler & Co. Akt. Ges., „Semperit“ Österreichisch-Ameri- 
kanische Gummiwerke A. G., Wilhelmsdorfer Malzpro- 
dukten- und Chocoloden-Fabrik von Jos. Küfferle & 
Со. A.G., Hammerbrotwerke A.G., Wiener Messe 


A.G., Donau, Allgemeine Versicherungs-Aktiengesell- 
schaft und viele andere mehr. 

Die Anstalt ist an hochangesehenen Industrie- 
unternehmungen in den Nachfolgestaaten, welche in 
der Vorkriegszeit zumeist ihrer Initiative entsprungen 
sind, finanziell beteiligt geblieben, so bei der Prager 
Eisen-Industrie-Gesellschaft, Prag, Poldihütte, Prag, 
Hutter & Schrantz A. G., Niemes und Budapest, Felten 
& Guilleaume, Kabel-, Draht- und Drahtseil-Fabrik, Un- 
garische A.G., Budapest, Ungarische Stahlwaren- 
fabriks-A.G., Budapest, Brünn-Kralovo-Pole’er (Kö- 
nigsfelder) Maschinen- und Waggonbau-Fabriks-A. .G., 
Königsfeld bei Brünn,  Hofherr - Schrantz - Clayton- 
Shuttleworth, Ungarische Maschinenfabriks - Werke 
A. G., Budapest, Vereinigte Glühlampen- und Elektri- 
eitäts-A. G., Ujpest, Standard Elektrieitäts-A. G., Uj- 
pest, Königshofer Cementfabrik А. G., Prag, „Solo“ 
Vereinigte Cechoslovakische Zündholz- und chemische 
Fabriken А. G., Prag, Stickstoffwerke A.G., Ruše, 
Erste Pilsner Actien-Brauerei, Pilsen, Glas-Fabriken 
und Raffinerien Josef Inwald А. G., Prag, Aktien- 
Gesellschaft der Roth-Kosteletzer und Erlacher Spin- 
nerei und Weberei, Prag, usw. 

Vor kurzem hat das Institut an dem Oredit Gene- 
ral des P6troles, Paris, Interesse genommen, an den sie 
ihre Petroleum-Beteiligungen an der Société des Petro- 
les de Dabrowa, Paris, der Galizischen Karpathen- 
Petroleum-Actien-Gesellschaft vormals Bergheim & 
Max Garvey, Glinik-Maryampolski, der „Apollo“ Mine- 
ralölraffinerie-Aktiengesellschaft in Bratislava und der 
„Nova“ Öl- und Brennstoffgesellschaft A.G., Wien, 
übertragen hat. Gemeinsam mit französischen und bel- 
gischen Freunden hat die Niederösterreichische Es- 
compte-Gesellschaft zwecks Ausbau der Wasserkräfte 
an der Jalomita (Rumänien) die „Нуйгойпа‘“ Com- 
pagnie Financière d’Exploitation Hydro-Electriques, 
Brüssel, gegründet und im Vereine mit deutschen und 
rumänischen Interessentengruppen die Primei Fabriei 
Romane de Matase Artifieiala (Rumänische Glanzstoff- 
Fabrik) in Bukarest ins Leben gerufen. 

-Die Bank steht seit längster Zeit zur Berliner Han- 
dels-Gesellschaft in Berlin in engster Verbindung; in 
den letzten Jahren haben die Banque de Bruxelles, 
Brüssel, das Comptoir d'Escompte de Genève, Genf, 
die Lloyds Bank Limited, London, die Hambros Bank 
Limited, London, die Union Européenne Industrielle et 
Financiöre, Paris, und die Firma W. A. Harriman & 
Co., Inc., in New York ein dauerndes Interesse an der 
Niederösterreichischen ‘Escompte ~ Gesellschaft ` ge: 
nommen. 

Das gegenwärtige Aktienkapital der Niederöster- 
reichischen Escompte-Gesellschaft beträgt nebst Re- 
serven zirka 64 Millionen Schilling. 
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MERCURBANK 


WIEN, L, WOLLZEILE 1-3 


Aktienkapital und Reserven rund 25 Millionen Schilling 
Telegrammadresse: Mercurbank Wien 
Telephon: R 29-5-30 Serie 
Gegründet 1887 


2% 


WECHSELSTUBEN IN WIEN: 


І. Wollzeile 1 VI., Linke Wienzeile 36 
I., Taborstraße 13 VII., Mariahilferstraße 92 
IL. Löwengasse 37 VIII., Lerchenfelderstraße 112 
HI., Rennweg 20 IX., Alserstraße 34 
IV., Wiedner Hauptstraße 12 XVII., Währingerstraße 71 
V., Schönbrunnerstraße 89 XIX., Döblinger Hauptstr. 39 


46 


NIEDERLASSUNGEN: 
Baden, Bludenz, Bregenz, Klosterneuburg, Wiener-Neustadt 
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Zum Interessenkreis der 
DARMSTÄDTER uno NATIONALBANK 
Kommanditgesellschaft auf Aktien 
BERLIN 
Aktienkapital und Reserven 115 Millionen RM. 
gehörig 


Zentral Europäische Läpderbank, 


Die Zentral-Europäische Länderbank (Banque des Pays 
de Europe Centrale) mit dem Sitze in Paris und einer 
Repräsentanz in Wien, ist aus der im Jahre 1880 gegrün- 
deten К. К. priv. Oesterreichischen Länderbank, Wien, her- 
vorgegangen. 

An der Gründung der Bank war französisches Kapital 
in hervorragendem Maße beteiligt und die engen Bezie- 
hungen zwischen ihr und französischen Großbanken datieren 
bereits aus jener Zeit. 

Die Bank wurde mit Wirksamkeit ab 1. Jänner- 1922, 
unter Mitwirkung erster französischer Institute, in eine 
französische Gesellschaft. mut dem. Ditze in,Paris umge- 
wandelt. 

Das bisherige Aktienkapital von 160,000:000 -K wurde 
auf 40,000.000 frz. Fr. (400.000 St. Aktien à 100 Fr.) im 
Verhältnisse von 1:1 umgestellt und gleichzeitig eine Ka- 
pitalserhöhung um weitere 60,000.000 Fr. durch Ausgabe 
von 600.000 St. Prioritätsaktien à 100 Fr. vorgenommen. 

Die im Gebiete der tschechoslowakischen Republik ge- 
ger Filialen der Länderbank sind mit Wirksamkeit vom 

. Jänner 1921 in eine selbständige Bank unter der Firma: 
che für Handel und Industrie ehemals „Päpderbayk, 
Prag, umgewandelt worden. 

Entsprechend ihrem Charakter als Mobilbank hat die 
Länderbank stets in erster Linie ihr besonderes Augenmerk 
auf die Pflege des eigentlichen Bankgeschäftes‘ gerichtet 
und sich eine bedeutende Stellung unter den übrigen Wie- 
ner Banken verschafft, 

Auch auf dem Gebiete des internationalen Finanzge- 
schäftes konnte, infolge ihrer ausgedehnten Beziehungen zu 
allen bedeutenden Finanzplätzen, die Länderbank eine er- 
folgreiche Tätigkeit namentlich. als: Vermittlerin im Ver- 
kehre zwischen den kapitalsstarken Ländern West-Europas 
und den kapitalsbedürftigen des nahen Ostens entfalten. 
Die Emission und das Placement von zahlreichen serbischen 
und bulgarischen Staatsanleihen in Form von Obligationen 
und Losen sind mit Erfolg durchgeführt worden. 

Aus jener Zeit datiert die Gründung eigener Filialen in 
Paris und London, von Tochterinstituten in Rumänien (Ru- 
mänische Kreditbank), in Serbien (Serbische Creditbank) 
und in der Türkei (Banque de Salonique), sowie die Ver- 
bindung mit der Ungarischen Escompte- und Wechsler- 
Bank, Budapest. 

Zwecks Ausbaues ihres Kundengeschäftes hat die 
Länderbank nicht nur in Wien zahlreiche Wechselstuben 
in den einzelnen Bezirken eröffnet, sondern auch in den Pro- 
vinzhauptstädten Filialen errichtet und unterhält dermalen 
in Wien 19 Exposituren, sowie 6 Filialen in den österreichi- 
sehen Bundesländern. 

Um die Verbindungen mit dem früheren Galizien zu in- 
tensivieren, wurde seinerzeit die Galizische Volksbank für 
Landwirtschaft und Handel, Lemberg, gegründet. Dieselbe 
hat in der Nachkriegszeit ihren Firmawortlaut in Allge- 
meine Kreditbank A. G. abgeändert, ihre Zentrale nach 
Warschau verlegt und unterhält Filialen in Lemberg, 
Krakau und Bielitz. 

In letzter Zeit hat die Länderbank an der Eisenstädter 


Bank für das Burgenland A. G., Eisenstadt, Interesse-ge- 
nommen und hiedurch ihren Betätigungskreis im jüngsten 
österreichischen Bundeslande, im Burgenlande, als erstes 
Wiener Institut ‘bedeutend erweitert. 

Mit dem Eintritte der Länderbank in die. Reihe der 
österreichischen Großbanken trat dieselbe, auch in die Kon- 
sortien für die/Anleiheoperationen der beiden Staaten der 
alten Österr.-ungar. Monarchie, nämlich das Rothsehild-Kon- 
sõrtiüni für Ungarn und das \sogenannte Österreicher-Kon- 
sortium für Österreich ein und hat seither an allen bedenten- 
den staatlichen Kreditoperationen teilgenommen. 

Im Jähre 1898 hat ihr die! Gemeinde Wien die Ver- 
waltung ihrer Kassenbestände übertragen und seither wurde 
eine Reihe vo der Stadt Wien emittierter Anleihen durch 
ein unter Führung der Länderbank stehendes Konsortium 
placiert. 

Mit der wachsenden Einflußnahme auf zahlreich Jù- 
dustrien hat die Länderbank auch eine Anzahl Waren- 
abteilungen geschaffen. Von denselben sind die für Kohle, 
Koks und Zucker zu großer Bedeutung gelangt und werden 
auch heute mit Erfolg geführt. Die bestandene Zündwaren- 
sektion, welcher der Verkauf der Produkte des Zündhölz- 
chenkonzernes der Länderbank oblag, ist gemeinsam mit 
anderen Interessenten in eine selbständige Ges. m. b. H. 
umgewandelt worden. 

Was die industriellen Gründungen und sonstigen finan- 
ziellen Beteiligungen des Instituts anlangt, so haben sich 
dieselben innerhalb der früheren österr.-ungar. Monarchie 
und im Auslande auf fast alle Geschäftszweige der Par 
strie und Wirtschaft überhaupt erstreckt. 

Von besonderer Bedeutung ist die vor einer Reihe von 
Jahren initiierte und mit Erfolg,’ durchgeführte Gründung 
des die Inlandsmärkte der meisten Nachfolgestaaten beherr- 
schenden und auch im Exporte eine große Rolle spielenden 
Zündhölzchenkonzerns, an dessen Spitze heute die „Solo“ 
Zündwaren- und chemische Fabriken A. G., Wien, und die 
„Solo“ Vereinigte Cechoslovakische Zündholz- und. Фе- 
mische Fabriken A. G., Prag, stehen. i 

Die Länderbank hat sich ferner schon in der Vorkriegs- 
zeit auf dem Gebiete der Zuekerindustrie besonders betätigt. 
Im Vereine mit ihrer Tochteranstalt in Prag hat sie sich 
durch Gründung einer großen Anzahl von Rohzuckerfabri- 
ken und Raffinerien, sowie durch Beteiligung an gleicharti- 
gen Unternehmungen, eine führende Rolle in der tschecho- 
slowakischen Zuckerindustrie geschaffen. Im Jahre 1925 
hat sie in hervorragender Weise an der Gründung der Irish 
Sugar Manufactuting Company. Ltd., Carlow, der einzigen in 
Irland bestehenden und vom Staate subventionierten 
Zuekerraffinerie des ` Landes, mitgewirkt. Im Jahre 1927 
wurde die Umwandlung der Zuckerfabrik Hartig & Rother- 
mann in Hirm (Burgenland) in eine Aktiengiesellschaft unter 
der Firma: Hirmer Zuckerfabriks-A. G., Hirm, durchgeführt. 

Von den sonstigen der Länderbank, sei es mittelbar 
oder unmittelbar nahestehenden Industrien sind besonders 
bedeutende Berg- und Hüttenwerke, Unternehmungen der 
Metall- und Maschinen-, der Elektrizitäts-, der Baus, der 
Leder-, sowie der chemischen Industrie zu nennen. 


T 


Bank für Handel und Industrie 


ehemals ‚„Länderbank“ 


Aktienkapital: Kč 120,000.000°- 
Reserven und Fonde: Кё 103,000.000°- 


Zentrale: 


Prag, Náměstí Republiky 6 


* 


Filialen: Asch, Brünn, Böhm. Budweis, Gablonz a. N., Graslitz, Iglau, 
Königgrätz, Mähr. Ostrau, Náchod, Neu-Oderberg, Pilsen, Reichenberg, 
Schönlinde, Teplitz-Schönau, Trautenau, Warnsdorf, Weipert 


Exposituren: Karolinental, Smíchov, Nixdorf 


Die Bank besorgt die Durchführung aller bankgeschäftlichen Transaktionen 


zu .kulantesten Bedingungen 


* 


ZUCKERABTEILUNG 


* 


Panzerschrankfächer (Safes) unter eigenem Verschluß der Parteien 
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Böhmische 
Escompte-Bank und Credit-Änstalt, 
Prag. 


Die Böhmische Escomte-Bank und Credit-Anstalt, 
1863 als Böhmische Eseompte-Bank gegründet, ist die 
älteste Bank in der Cechoslovakischen Republik. Aus 
Anlaß der Übernahme der techoslovakischen Filialen 
der Österreichischen Credit-Anstalt für Handel und 
Gewerbe, welche seit 1857 in dem heute techoslovaki- 
schen Gebiet tätig war, hat die Böhmische Escompte- 
Bank im Jahre 1919 ihre Firma in „Böhmische 
Escompte-Bank und Credit-Anstalt“ geändert. 1924 
wurde die im Jahre 1862 ‚gegründete: Mährische 
Escompte-Bank іп Brünn samt allen- ihren- Filialen 
übernommen. "Gig ӨР 

Die Böhmische Escompte-Bank, die schon іп den 
Sechzigerjahren durch Filialengründung ihr Tätigkeits- 
gebiet auch auf die Provinz erstreckte, gestaltete in 
den Achzigerjahren das Kontokorrentgeschäft aus und 
schuf sich in der Mitte der Achtzigerjahre unter der 
Leitung Max Feilchenfelds ihre Beziehungen zur Groß- 
industrie, insbesondere zur Eisenindustrie, die eine 
Epoche raschen Aufschwungs des Institutes einleiteten. 
Um 1900 trat die Bank in die intimsten Beziehungen 
zur Niederösterreichischen Escompte-Gesellschaft, wel- 
che die Aktien der Böhmischen Escompte-Bank er- 
worben hatte. Diese enge Verbindung, die die Ausge- 
staltung der Geschäfte günstig beeinflußte, dauerte 
etwa 20 Jahre. Nach Kriegsende wurde die Aktien- 
mehrheit von einer dechoslovakischen Gruppe erworben. 
Da von dieser Zeit an eine Reihe von Industrieunter- 
nehmungen, die bis dahin von Wien aus geleitet 
wurden, ihre Leitung in die Öechoslovakische Republik 


verlegten, war für die Bank die Gelegenheit für eine 
außerordentliche Ausdehnung ihres Wirkungskreises 
gekommen. Die Aufnahme der _&echoslovakischen 
Filialen der Österreichischen Credit-Anstalt hat diese 
Entwicklung wesentlich gefördert. Im letzten Dezennium 
hat die Bank das laufende Geschäft stark ausgebaut 
und wertvolle Beziehungen zum Auslande angeknüpft. 
Der Industriekonzern, dem eine Reihe der ange- 
sehensten Firmen aller: wichtigsten | Industriezweige 
angehört, ‚zählt ‚rund 80 Gesellschaften. 

Freundschaftsverträge ` wurden ` mit folgenden 
Banken geschlossen: 

Niederösterreichische Escompte-(esellschaft, Wien, 

Österreichische Credit-Anstalt für Handel und Ge- 
werbe, Wien, 

Zivnostenskä banka v Praze, Prag, 

Banque de Bruxelles, Brüssel, 

M. M. Warburg & Co., Hamburg, 

Kleinwort, Sons & Co., London, 

International Acceptance Bank Inc., New York. 

Dauernde Beteiligungen wurden an folgenden 
Banken erworben: 

Bank für auswärtigen Handel Aktiengesellschaft, 
Berlin, 

Slovakische Allgemeine Creditbank, Bratislava, 

Bosnische Industrie- und Handelsbank, Sarajevo. 

Im Inlande unterhält die Bank gegenwärtig 38 
Filialen und Exposituren, und zwar in: Asch, Aussig а. 
d. E., Bodenbach, Brünn, Brüx, Böhm.-Budweis, Eger, 
Falkenau, Franzensbad, Freudenthal, Gablonz а. d. N., 
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Haida, Hohenelbe, Iglau, Jägerndorf, Böhm.-Kamnitz, 
Karlsbad, Komotau, Böhm.-Leipa, Leitmeritz, Lobositz, 
Lusdenbürg,/ Marienbad, Mähr.-Osträu, „Mähr.-Schön- 
berg, Nikolsburg, _Olmütz, 
Reichenberg, Saaz, Steinschönau, Teplitz, Tetschen, 


Trautenau, Troppau, Warnsdorf, Znaim. 


Morchenstern, Pilsen, 


Über die Entwicklung des Aktienkapitales sei 
angeführt: 
' Das ursprüngliche Kapital betrug nominell 2 Mil- 
lionen Gulden, wovon jedoch Бов die Hälfte bar oiuge: 
zahlt. wurde, die Volleinzahlung erfolgte іп den Jahren 


1875/76. 


Das Aktienkapital wurde 
im Jahre 1891 auf fl. 3,000.000 
im Jahre 1895 auf fl. 4,000.000 
im Jahre 1900 auf fl. 6,000.000 — 12,000.000 Kronen 
erhöht. 


Weitere Kapitalserhöhungen erfolgten 


im Jahre 1919 auf Ké 48,000.000 
im Jahre 1920 auf; 100,000.000 
im Jahre 1921 auf „ 140,000.000 
im Jahre 1922 auf ,, 175,000.000 
im Jahre 1923 auf ,,. 200,000.000 
Die Reserven bewegen sich seit der Gründung 


in aufsteigender Richtung: 


sie betrugen im Jahre 1884 fl. 1,000.000 
1900 K 11,000.000 
1913 ,, . ‚18,000.000 
1920 Ké 71,000.000 


sie betrugen im Jahre 1921 Kö 96,000.000 
1922 ,, 119,000.000 
1923 ~ -137,000.000 
1924 „ .145,000.000 
1925 —  148,000.000 
1926 ,, 196,000.000 
1927 „ 207,000.000 

Gegenwärtig werden ‘die Reserven mit Кё 


220,000.000 ausgewiesen. 
Die Bank 
dividendenloses Jahr gehabt und seit 1889 hat die Divi- 


dende nie weniger als 10% betragen. 


hat seit ihrem Bestande nie ein 


Im Verwaltungsrat der Bank ist die heimische 
Finanz und Industrie durch die Herren Präsident Dr. 
Karl Wolf-Zdekauer, Julius Drucker, Ludwig Elischak, 
Adolf Engländer, Dr. Philipp Gomperz, Dr, tech, h. е. 
Alfred Hochstetter, Dr. Johann: Javůrek, Sigmund 
Kann, Heinrich Klazar, Dr. tech. h. c. Josef Max 
Mühlig, Dr. tech. h. c. Ing. Otto Mulaček, Dr. Otto 
Petschek, Georg Schicht vertreten; von der Nieder- 
österreichischen Escompte-Gesellschaft . gehören der 
Verwaltung der Bank die Herren Wilhelm Kux, -Felix 
Stransky und Heinrich Friedländer, von der Österrei- 
chischen Credit-Anstalt für Handel und Gewerbe, Wien, 
die Herren Vizepräsident Paul Lechner, Ludwig Neu- 
rath, Otto Deutsch, von der Banque de Bruxelles die 
Herren William Thys und Oscar Guastalla, vom Hause 
M. M. Warburg & Co. in Hamburg Herr Max Warburg, 
vom Hause Kleinwort, Sons & Co., London, Sir 


Alexander Kleinwort an. 


Übersicht der Entwieklung der Böhmischen Escompte-Bank und Credit-Anstalt 
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BÖHMISCHE UNION-BANK, PRAG. 


Die Bank wurde im Jahre. 1872. gegründet; 
Aktienkapital 


sie verfügt über ein von 
Ke 200,000.000°—, dem Verwaltungsrate ge- 


hören an: 


Theodor Liebieg, Präsident, 
Maximilian, Bondy, Vizepräsident, 
Eduard Stutz, Vizepräsident, 

Dr. Friedrich Elbogen, 

Rudolf Haurowitz, 

Dr. Ernst Janotta, 

Felix Kahler, 

Eugen Kubinzky, 

Dr. Eugen Ledebur-Wicheln, 
Hans Petschek, 

Felix Pollack, 

Sigmund Popper, 

Giuseppe Toeplitz, 


Hans Weinmann. 


Die geschäftsführende Direktion setzt sich 


wie folgt zusammen: 


Eduard Stutz, 
Dr. Gottlieb Morawetz, 


Otto Freund. 


Die Bank, deren Haupttätigkeitsfeld bereits 


vor dem Zerfall der Österreichisch-Ungarischen 


Monarchie auf dem Gebiete der heutigen 


Tschechoslowakischen Republik lag, hat, die 
Filialen, die sie im nunmehrigen Auslande unter- 
halten hatte, kurz nach Entstehung’ der Republik 
an in den betreffenden Nationalstaaten heimische 


Institute abgetreten. 


Auf der anderen Seite wurde dureh Gründung 
einer ganzen Reihe von Filialen im Inlande das 
Geschäft bedeutend ausgebaut. Filialen werden 
in nachstehend angeführten Orten unterhalten : 
(In der Klammer erscheinen die ` wichtigsten 


Industrien der betreffenden Plätze angeführt.) 


Asch (Spitzen, Posamenterien, Handschuhe), 
Bratislava (Landwirtschaftliche Produkte), 
Braunau in Böhmen (Baumwollwaren), 
Brünn (Tuch, Leder), 
Freiwaldau (Leinen, Damast, Holz), 
Friedek (Baumwolle), 
Gablonz.a..N. (Glas, Glasschmuck), 
Graslitz (Posamenterien, Holzspielwaren, 
Musikinstrumente, Handschuhe), 
| Hohenelbe (Textilien), 
Jägerndorf (Tuch), 
Karlsbad (Heilquellen, Porzellan, Glas), 
Königinhof a. E. (Baumwoll-Druckereien 
und -Spinnereien, Flachs, Jute), 


Marienbad: (Heilquellen), 
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Mähr. Ostrau (Eisen, Stahl, Kohle), 
Mähr. Schönberg (Seide, Leinen, Flachs), 
Neu-Titschein (Hüte, Textilien), 
Olmütz (Zucker, Malz), 
Broßnitzr(Konfektionswaren, Malz), 
Reichehberg (Baumwoll- und Wollwaren), 


Rumburg (Textilien, Kunstblumen, Spar- 
terie), 

Saaz (Hopfen), 

Teplitz-Schönau Glas, 
Kohle), 


(Heilquellen, 


Trautenau (Textilien), 


Troppau (Eisen, Papier, Zucker). 


Das Institut verfügte bereits vor dem Welt- 
kriege über ausgedehnte ausländische Beziehun- 
gen, welche nach dem Umsturze intensiv ausge- 
baut wurden, so daß es heute im innigsten Kon- 
takte, mit dem Auslande steht und. ар. allen, be- 
deutenden Plätzen der Welt Korrespondenten 
besitzt. 


Die Entwicklung der Bank geht aus folgen- 


den Bilanzdaten hervor: 


Zu Beginn des Jahres 1918 betrugen die 
Eigenmittel der Bank К 86,650.000°— und zwar 
das Aktienkapital К 65,000.000°— und die 
Reserven К 21,650.000:—. 


Ende 1927 standen dem Institute ein Aktien- 
kapttal von. Кё. 200,000.000°— und Reserven 


von zirka Ке Summa 


176,000.000°-—, in 
Кё 376,000.000°-- zur Disposition. 


Die der Bank zur Anlage anvertrauten Mittel 
betrugen am 1, Jänner 1918 К 616,000.000°—; 
Ende 19217. weist ‚die Bilanz diese Post in der 
Höhe von Кё 2.833,000.000°— aus. Die bei der 
Bank angelegten Gelder haben sich also unge- 
fähr im gleichen Verhältnis wie ihre eigenen 


Mittel entwickelt. 


Der.Industriekonzern hat in den letzten Jahren 
eine namhafte Erweiterung. erfahren und umfaßt, 
ohne‘ mit dieser Aufzählung Anspruch auf 
Vollständigkeit zu erheben, bedeutende Unter- 
nehmungen nachstehender Industrien ` Bergbau, 
Metall, Porzellan, Glas, Textil (Erzeugung und 
Verwertung), Lebensmittel, des weiteren Unter- 
nehmungen der landwirtschaftlichen Industrie, 
namentlich Зза, weiters Holz und Spiritus. 


Schließlich gehören dem Konzerne verschiedene 


Geldinstitute des Auslandes an. 


Von den vorstehend angeführten Geschäfts- 
zweigen wird insbesondere das . Zucker- und 
Kohlengeschäft in eigenen, dem Institute ange- 


gliederten Abteilungen gepflegt. 


Die Bank ist Mitglied des Konsortiums für 


staatliche Kreditoperationen. 
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Anelo-Cechoslovakische Bank. 


Die Anglo - Öechoslovakische Bank | wurde auf 
Grund einer der Bank of England von der tschechoslo- 
wakischen Regierung erteilten Konzession gegründet. 
Zweck dieser Gründung war die Übernahme sämtlicher 
auf dem Gebiete der Tschechoslowakischen Republik 
befindlichen Filialen der seit dem Jahre 1868: beste- 
henden Anglo-Österreichischen Bank. Die Bank wurde 
mit einem Aktienkapital von 120 Mill. Кё ausgestattet, 
welches sich ursprünglich in den Händen einer promi- 
пешеп englischen Gruppe befand, der auch die in die 
Anglo-Austrian Bank Ltd. mit dem Hauptsitze in Lon- 
don umgewandelte Anglo-Österreichische - Bank ange- 
hörte. Im Jahre 1926 wurde die Majorität der Aktien 
von einer tschechoslowakischen Gruppe übernommen, 
an der sich der tschechoslowakische Staat und führende 
Vertreter der einheimischen Industrie und des Handels 
beteiligten. Unter den Großaktionären der Bank wären 
die Skoda-Werke, die Kooperativa, Einkaufsgesellschaft 
der landwirtschaftlichen Genossenschaften, die Georg 
Schicht A. G., Ignatz Petschek, Aussig, und Fürst Jo- 
hann von Liechtenstein besonders zu erwähnen. 

Im Jahre 1923 errichtete die Bank eine Filiale in 
London (118, Old Broad. Street Е. ©. 2), durch welche 
sie jetzt auf diesem wichtigen Finanzplatze eine direkte 
Verbindung besitzt und die für den Ausbau der Han- 
delsbeziehungen zwischen England und der Tschecho- 
slowakischen Republik gute Dienste leistet. Auch das 
inländische Filialnetz wurde wesentlich erweitert, 80 
daß die Bank jetzt über 32 Filialen, vier Exposituren 
und drei Lagerhäuser verfügt. Sie unterhält in folgen- 
den Plätzen Filialen: 

Asch, Auscha, Aussig a. E., Bodenbach, Böhm. 


Leipa, Brünn, Brüx, Eger, Falkenau а. E., Eran- 

zensbad, Gablonz a. d. N., Kaaden, Karbitz, Karls- 

bad, Klattau, Komotau, Königgrätz, 'Leitmeritz, 

Lobositz, Marienbad, Mähr.-Ostrau, Olmütz, Pardu- 

bitz, Pilsen, Proßnitz, Saaz, Schönbach (Bezirk 

Eger), “Тер, Tetschen, · Traubenau, Weipert, 

Znaim. 

Exposituren: Prag V., Prag X., Prag ХП. 
und: Karlsbad, Haus Engländer. 

Lagerhäuser:,Prag, Denisovo nádraží, Aussig 
a. E. und Tetschen-Laube. | 

Die Anglo-Cechoslovakische Bank befaßt sich so- 
wohl mit der Finanzierung von Industrie und Handel 
des Inlandes, als auch mit der Finanzierung des inter- 
nationalen Handels. Das Inlandgeschäft weist eine er- 
freuliche Entwicklung auf, wenn auch in den zwei 
Krisenjahren, von denen die tschechoslowakische Wirt- 
schaft nach der Deflationsperiode in den Jahren 1928 und 
1924 betroffen wurde, die Bilanzziffern trotz erhöhter 
Geschäftstätigkeit vorübergehend zurückgegangen sind, 
welcher Umstand ‚auf die Veränderung ‚des Geldwertes 
der tschechoslowakischen Krone zurückzuführen ist. 
Die Anstalt hat seit ihrem Bestande gute Gewinne ег- 
zielt, die größtenteils zur Stärkung ihrer Reserven ver- 
wendet wurden. 

Dank ihrer innigen Beziehungen zu den englischen 
Finanzkreisen ist es der Anstalt gelungen, ihre Ver- 
bindungen mit dem Auslande wesentlich auszubauen, SO- 
daß sie sich der ihr bei der Gründung gestellten Auf- 
gabe, den internationalen Handel zu fördern, mit Er- 
folg widmen konnte. In dieser Beziehung wird sie auch 
von ihrer Londoner Filiale kräftig unterstützt. 
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In diesem Zusammenhange sei auch erwähnt, daß 
die Bank im Jahre 1922 bei Aufnahme der ersten tsche- 
choslowakischen Auslandsahleihe, welche in England 
und den Vereinigten Staaten aufgelegt wurde, mit der 
Durchführung des Zinsen- und Amortisationsdienstes 
dieser Anleihe betraut wurde und daß sie auch an dem 
Abschlusse der im gleichen Jahre kontrahierten aus- 
ländischen Anleihe der. Stadt, Prag mitgewirkt hat, 
wobei sie als Treuhänder für die. Inhaber der. Schuld- 
verschreibungen betraut wurde. 

Die Entwicklung der Anstalt, veranschaulicht die 


folgende Zusammenstellung: 


Einlagen Kassa und 

auf Spar- Guthabun- 
bücher und gen bei in- 
Kassen- u. ausländ. 

Kapital Reserven scheine Kreditoren Banken 

in hunderttausend Кё 

1922. . . 120.000 30.103 277.656 1,089.812 245.711 
1923. . . 120.000 47.024 275.194 850.415 130.193 
1924. . . 120.000 54.552 379.756 767.545 226.600 
1925. . . 120.000 61.622 113.086 932.663 891.210 
1926. . . 120.000 72.275 500.855 869.658 170.701 
1927. . . 120,000 87.257 492.807 1006.698 203.059 
Reinge- 

Beteili- winn samt 

Wechsel Effekten gungen Debitoren Vortrag 


inhunderttausend Кё 


1922. . . 120.298 110.569 15.544 1,079,955 20.259 
1923.  . 117.448 148.239 17.524 928.790 18.364 
1924. . . 125.128 68.477 23.171 901.332 19.288 
1925. . . 131.011 86.837 23.189 925.285 17.456 
1926. . . 82.616 136.349 84.124 1,095.103 20.235 
1927. . . 95.856 140,511 92.000 1,186.605 18.424 


In dem Industriekonzern der 'Anglo - Öechoslo- 
vakischen Bank sind Unternehmungen fast aller Indu- 
striezweige vertreten; hievon wären zu erwähnen: 
Bechert & Co., Drahtstifte-, Schrauben- und Stahlindu- 
strie A. G., Saaz; Ditmar Urbach A. G., Znaim; Eisen- 
werk Borek und landwirtschaftliche Maschinenfabrik 
A. G., Brandeis - Eisenschimmel, Borek, Post Kafez; 
Eisenwerke-Aktiengesellschaft Rothau-Neudeck, Karls- 
bad; „Epiag“, Erste böhmische Porzellanindustrie А, G., 
Karlsbad; Fabrik chemischer Produkte und Farben 
A. G., Prag-Vysodany; Ferrovia, Roessemann & Kühne- 
mann, Bahnbedarfs-A. OG. Prag; Fiat-Automobil-Ver- 
kaufs-A. G. für die Tschechoslowakische Republik, 
Prag; Kornolith, A. б. für Knopfindustrie, Proßnitz; 
Lederwerke Plunder & Pollak, A. G., Leitmeritz; 


„Meva“, A. G. für Metallwarenindustrie, Prag-Smichov; 
Moravia, Kleiderindustrie A. G., Proßnitz; Fr. Odkolek, 
A. G., Dampfmühle. und . Brotfabrik, Prag-Vysotany; 
Patronen-Hülsen- und Metallwarenfabrik A. G., Roky- 
eany; ‘Pinselfabrik A. G., Prag, Porzellan-Union, Ver- 
einigte Porzellanfabriken A. G., Karlsbad; „Premier“, 
Fahrrad- und ‚Masehinenfabriks - A. OG. Eger; Josef 
Rindskopf’s Söhne, Glasfabriken A. G., Teplitz; Rico- 
Werke A. G., Brüx; Sloga, Kleiderfabrik A. G., Proß- 
пә; Georg Schicht A. G., Aussig; Stahl-Industrie 
A. G., Вгӣх;. Teplitzer: Maschinenfabriks-A. G., Teplitz; 
Vereinigte Papier- und- Ultramarinfabriken, Jakob 
Kraus, Johann Setzer, N, Schneider jun., A. G., Prag- 
Karlín;  Wollwaren - Industrie - Gesellschaft in Brünn; 
Zettlitzer, Kaolinwerke A. G., Zettlitz bei Karlsbad. 


Der Verwaltungsrat der Bank ist folgendermaßen 
zusammengesetzt: Präsident: Kuneš Sonntäg, Finanz- 
minister a. D. Vizepräsidenten: Peter Bark, leitender 
Verwaltungsrat der Anglo -International Bank Ltd. 
London; Dr. Heinrich. Schicht, Präsident der Georg 
Schicht A. G., Aussig a. Е.; Josef Simonek, Senator, 
Großgrundbesitzer u. Präsident der A. G., vorm. Škoda- 
Werke in Prag. _Verwaltungsräte: Ing. Leo Benedikt, 
Generaldirektor der „Epiag“ A. б. in Karlsbad; Leo- 
pold Bloch, Großindustrieller in Brünn; Ing. Ferdinand 
Klindera, Präsident der Üstfedni jednota hosp. družstev 
in Prag; Dr. Karl Loevenstein, Generaldirektor der A.G. 
vorm. Skoda-Werke in Prag; Heinrich Petr, Präsident 
der Handels- und Gewerbekammer in Brünn; Franz 
Petschek, Gesellschafter der Firma J. Petschek in Aus- 
sig a. E.; Robert Halsted Porters, Bankdirektor in Lon- 
don; Robert Reiser, Gesellschafter der Firma M. Reiser 
& Söhne in Prag; Heinrich Rosenthal, Gesellschafter 
der Firma 8. Schoenberger & Co., Amsterdam; Kornel 
Stodola, Präsident der Handels- und Gewerbekammer 
in Bratislava; Dr. Stanko Sverljuga, Generaldirektor der 
Jugoslavischen Escompte- und Hypothekenbank A. б. 
in Zagreb; Ing. Rudolf Teltscher, Großindustrieller in 
Reichenberg; Dr. Franz Ulrich, Bürgermeister der Stadt 
Königgrätz; Richard Zatloukal, Fürst Liechtenstein- 
scher Direktor in Olmütz. 
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Lebensversicherungs- 
Gesellschaft PhonIX 
D e 
in Wien 

Die Gesellschaft wurde im "Jahre 1880 errichtet. Ihre 
Tätigkeit "erstreckt sich "in erster Linie "auf die Lebens: 
Renten und Invaliditätsversicherung sowie auf die 
Unfall-, Haftpflicht- und Fahrzeugversicherung ; doch ist die Ge- 
sellschaft auch zum Betriebe der Elementärversicherung und der 
Rückversicherung berechtigt. 

Das Arbeitsgebiet der Lebensversicherungs-Gesellschaft 
Phönix "umfaßt іе nachfolgenden . Staaten: Österreich, Čecho- 
slovakische Republik, Deutsches Reich, Holland, Belgien, Frank- 
reich, Spanien, Italien, Ungarn, J ugoslavien, Kleinpolen, Bulgarien, 
Griechenland, Türkei, Ägypten und Palästina. 

Die Lebensversicherungs-Gesellschaft Phönix hat ‘die Ver- 
sicherungsbestände einer Reihe in- und. ausländischer 
Gesellschaften in Österreich, in der Cechoslovakischen 
Republik und in den neuen italienischen Provinzen 
übernommen. 

Die Entwicklung der Gesellschaft, deren vollgezahltes 
Aktienkapital S 4,000.000 — (zerlegt in 100,000 Aktien von 
је S 40’ — Nennwert] beträgt, ergibt sich aus den nachstehenden 


Ziffern (Vergleich der Jahre 1915 und 19241 927): 


Jahr Versicherungsbestand Prämieneinnahme ` -Gewährleistungsfonde 


19131: Ki 294,887.5490—— К 9,733.268°07 E »60,502,808'81 


1924. .S 450,944.945— 5 27,541.68877 S 53051-954777 
1925. .5  655,028.355 — $ 37,695.24618 S 77,037.672'54 
1926 . .S 1.079,703.694 — S 49481.72588 5 149,508.416'44 
1927. .5 1.399,439.758° 5 63,691.607'36 S 192,368.487 51 


Unter den. Vermögensanlagen der Gesellschaft befinden 
sich 44: in- und ‚ausländische, Realitäten im . Büuchwerte von 
$ 17,4002:585'98, in- und ausländische Wert p apiere im Buch- 
werte von S 129,992.440°24, Bankguthabungen (einschließ- 
lich. Kassastand) im  Betrage von $, 6,143-91 S AR, weiters 
Hypothekardarlehen, Polizzendarlehen und Darlehen an Ge- 
nossenschaften von $.15,167:496°16 und Р rämienreservede- 


potsausübernommenen Rückversicherungen von S 22,417:762'43- 
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Wiener Giro- und Cassen=Verein. 


Der Wiener Giro- und Cassen-Verein wurde im Jahre 
1872 zu dem Zwecke gegründet, um die bis zu dieser Zeit 
außerordentlich umständliche Abwieklung der an ‚der 
Wiener Börse getätigten Geschäfte zu> erleichtern (und 
gleichzeitig den bargeldsparenden Verkehr zu pflegen. 

In den ersten 25 Jahren seines Bestandes bildeten 
die aus der Dürchführung der Börsegeschäfte herrührenden 
Geldumsätze jeweils ungefähr die Hälfte des Gesamtrevire- 
ments‘ Dieses’ Verhältnis verschob sich in der Folge zu- 
gunsten der übrigen Teile des Revirements, da die Konto- 
inhaber das Institut in steigendem Maße zu gegenseitigen 
Zahlungen benützten und den Wiener Giro- und „Cassen- 
Verein als Clearinghaus ihrer "Forderungen und Verpflich® 
tungen in Anspruch nahmen. Dieser Übung Rechnung’ tra“ 
gend vervollkommnete das Institut jenen Teil seiner Einrich- 
tungen, mittels welcher jeglicher Bargeldumsatz zwischen 
seinen Kommittenten vermieden oder doch zumindest auf 
ein Minimum verringert wird. 

Durch sein im Börsengebäude befindliches Arrange- 
mentbureau ‚fungiert der Wiener Giro- und Cassen-Verein 
seit dem Jahre 1873 als offizielle Durchführungsstelle der 
Wiener Börse für die Erfüllung der an der Wiener Börse 
„per Arrangement“ getätigten Geschäfte. Die von den Mit- 
gliedern der. Wiener, Börse, an, der Börse, getätigten Ge- 
schäfte sind dem Arrangementbureau des Wiener Giro- und 
Cassen-Vereines aufzugeben, das sodann sowohl die aus 
diesen’ Geschäften sich ergebenden Arrangementdifierenzen 
als: die Effekten-Stückesaldi errechnet. 

Der Ausgleich der Geldsaldi erfolgt durch Gut- und 


Lastschriften auf den beim Wiener Giro- und Cassen-Verein 
geführten Корё der Kommittenten.’Um den Ausgleich der 
Effekten-Stückesaldi zu vereinfachen, unterhaltendie Konto- 
inhaber beim Institut ständig größere Effektendepots. Über 
die in diesen Depots erliegenden Effekten verfügen die 
Besitzer mittels Effektenschecks, so daß die effektive Ab- 
hebung von Wertpapieren zum Zwecke der Ablieferung an 
einen anderen Kommittenten des Institutes grundsätzlich 
in Wegfall kommt. 


Der Wiener Giro- und Cassen-Verein steht in stän- 
digem Verkehre mit dem Giroverkehr der Österreichischen 
Nationalbank und demösterreichischen Postsparkassenamte. 
Durch dieses organische Zusammenarbeiten aller mit der 
Pflege des bargeldsparenden Verkehrs befaßten Faktoren 
ist im Geldgroßverkehr des Wiener Platzes eine schr weit- 
gehende Ausschaltung der effektiven Bargeldbewegung er- 
zielt worden. 


Das Institut fungiert überdies als Abrechnungsstelle 
der mitteleuropäischen. Eisenbahnverwaltungen, besorgt die 
Berechnung, Einhebung und Abfuhr der Effektenumsatz- 
steuer aus jenen Effektengeschäften, welche durch den 
Wiener Giro- und» Cassen-Verein abgewickelt’ werden und 
ist auch, Einzahlungsstelle für Steuern. und Abgaben aller 
Art des Bundes und der Gemeinde Wien. Ferner wurde 
dem Wiener Giro- und Cassen-Verein im Jahre 1927 von 
dem den. Frachten- und Gebühren-Stundungsdienst betrei- 
benden Bankenkonsortium die Geschäftsführung dieses 
Dienstes übertragen. 


OESTERREICHISCHE SPAR-CASSE 


Gegründet 1819 


Wien, 1., Graben 21 


Telephon U 28-5-60 


EINLAGENSTAND ÜBER 150 MILLIONEN SCHILLING 


Annahme von Geldern zur Verzinsung gegen Ausgabe von Sparkassebüchern. 
Hypothekarkredite. Hausreparaturs-Hypothekarkredite. An- und Verkauf von 
Wertpapieren. Kontokorrentkredite. Belehnung von Wertpapieren. Verwahrung 
und Verwaltung von Wertpapieren. Eskontierung von Wechseln: Scheck verkehr 


ZWEIGSTELLEN: 


JI., Leopoldsgasse 49 (Tandelmarktgasse 1), II., Landstraße Hauptstraße 58, 
VII., Mariahilferstraße 60 (Eingang Zollergasse 2), XIM., Hietsinger Hauptstraße 6, 
XIV., Mariahilferstraße 188 (Rustengasse 2), XVI., Brunnengasse 69, 
XVII, Währingerstraße 132 a. 


Im Jahre 1926 wurde eine Kreditvereinsabteilung errichtet. 


Die Entwicklung der 
Spartätigkeit während 10 Jahren 
Deutschösterreich. 


Wohl kein Gebiet der Volkswirtschaft wurde 
durch die Kriegsfolgen so schwer getroffen als das 
Sparkassenwesen. Die österreichischen Sparkassen 
waren infolge Noteninflation Geldentwertung 
ihrer Betriebsmittel -fast vollständig beraubt 
schienen dem Untergange geweiht. Erst allmählich ge- 
lang es, den ständigen Rückgang zu hemmen und 
einen neuen Aufschwung der Sparkassen anzubahnen. 

So zeigen die Spareinlagen bei den österreichi- 
schen Sparkassen des ganzen Bundesgebietes, in Gold- 
kronen umgerechnet, folgende Stände: 


und 
und 


Stand am in 
31. Dezember in Goldkronen Prozent 
ЖО 8 2.962,257.000 100°00 
1919.07 ef Fir. 175,187.000 591 
1900-07 IM Mm: 67,257.000 2:94, 
ЖОШ e EE 9,796.000 0:38 
199.2: J ппс 9,168.000 0'31 
О лш 54,207.000 1'83 
ЖОЕ жж з” 100,187.000 3'38 
ТОЙЫН ua 337,682.000 1140 
1926. . „ҹә 536,452.000 18:11 
ой Ina Be 686,830.373 2318 


Nach Kriegsschluß hatte das Sparen infolge der 
immer fortschreitenden Geldentwertung ` bald jeden 
Sinn verloren, ja es geriet bei der Masse des Spar- 
publikums geradezu in Verruf. In Erinnerung ап die 
jahrelangen Opfer des Sparens und Entbehrens, die 
förmlich über Nacht in nichts zerronnen waren, sagte 
man sich: Spare in der Zeit, dann hast du їп der 
Not... nichts! Die damals einzig mögliche Art des 
Sparens war, seine Einkommensüberschüsse in Sach- 
werten aller Art anzulegen, während die altgewohnte 
Art des Sparens eigentlich dem Verschwenden gleich- 
kam. So war es denn kein Wunder, daß der Einlagen- 


stand der Sparkassen diese durchaus berechtigte Auf- 
fassung in seinem ständigen Sinken widerspiegelte, 
bis im Herbst 1922 der Tiefstand. erreicht war. „Mit 
der Stabilisierung der Notenwährung besserte sich all- 
mählich die Spartätigkeit, zunächst zwar nur sehr 
langsam, da in den Jahren 1923 und 1924 die Aus 
sicht auf rasche Börsengewinne viele Sparer verlockte, 
statt zu sparen, es lieber mit Spekulationen aller Art 
zu versuchen. Das Ende dieses Strebens, rasch und 
mühelos reich zu werden, war der Verlust zahlreicher 
Spargelder in den durch die mißglückten Effekten- 
und Valutenspekulationen zusammengebrochenen Geld- 
institutionen. 

Seit 1925 setzt daher das Rückströmen der Spar- 
einlagen zu den Sparkassen in verstärktem Maße ein, 
obwohl wir vom Vorkriegsstande noch weit entfernt 
sind. Inwiefern ihm die Sparkassen der einzelnen Bun- 
desländer nahe gekommen sind, möge folgende Tabelle 
veranschaulichen: 


Stand am Stand am Stand am 
31. Dez. 1813 31 Dez. 1923 31. Dez. 1927 
in Kronen in Goldkronen °%, in Goldkronen 90 
Land: 
Wien... 968,151.000 12,774.000 132 296,304.310 30:66 
Niederöster- 
reich . . 604,012.000 .. 18,636.090 9:96 131,002.278 2170 
Oberösterreich 498,853.000 12,005.000 241  84,651.404 1697 
Steiermark 475,421.000 8187.000 12 88,414799 17:54 
Kärnten. . . 118,578.000 1,261.000 111 290,156.000 17:75 
Salzburg 104,480.000 3,009.000 288 26,513.977 2540 
Tirol .. . . 159,847.000 2,801.000 1:50 32,712.863 2047 
Vorarlberg 37,915.000 944000 249: 12,044.742 3176 
Summe ..9.962,257.000 54,207.000 1:83 686,830.373 23:18 


Es ergibt sich daraus, daß in drei Ländern der 
Durchschnitt von 2818% überschritten wurde; in 
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Salzburg; mit 25:40960, іп. Vorarlberg mit 31-76% und 
in Wien mit 80:60 %. 

Speziell das Land Wien zeigt in der Entwicklung 
der..Spartätigkeit einen gewaltigen Aufschwung. 80 
weisen die im Gebiete von Wien gelegenen Sparkassen 
seit 1913 folgende Veränderungen auf: 


Stand am Stand am Stand am 
31. Dez. 1913 31. Dez. 1923 31. Dez. 1927 
in-Kronen in Goldkronen 9, in Goldkronen 0% 


Anstalt: 
Zentralspar- 

kasse der Ge- 

meinde Wien 167,718.216 
Kommunal- 

sparkasse 

Rudolfsheim . 81,531.042 
Kommunal- 

sparkasse 

Hernals...... 64,968,914 
Kommunal- 

sparkasse 

Währing: .. .. 43,594,831 
Kommunal- 


sparkasse 
Floridsdorf... 20,237.788 


Kommunal- 

sparkasse 

Döbling ..... 11,695.820 

Alle städt. Spar- 

kassen zusam- 

Ee 389,746.561 7,561.650 1'94 207,404.387 5321 


Stand am Stand am Stand am 
31. Dez. 1913 31. Dez. 1993 31. Dez. 1927 
in Kronen in Goldkronen + °% ір Goldkronen °, 


Übertrag..... 389,746.561 7,561.650 194 207,404.387 5321 
Erste österr. 
Sparkasse .. .528,523.398 5,305.400 1:00  83,518.443 1580 
Neue Wiener 
Sparkasse ... 49,880.347 461.540 0'92 5,381.486 1079 


Summe... 47. 968,150.806 -13,328.550 1'88 '296,304.316 3060 


Aus der Gegenüberstellung der Vorkriegsstände 
der Wiener Gemeindesparkassen (Zentralsparkasse der 
Gemeinde Wien und fünf Wiener Kommunalspar- 
kassen) mit dem heutigen Einlagenstande der Zentral- 
sparkasse ergibt, sich folgendes Bild: 


in Schilling in Goldkronen  %, 


Stand am: 
31. Dezember 1912. 389,746.561. 10000 
31. Dezember 1923 ..... 7,296.150 1:87 
31. Dezember 1921 . . . . . 36,132.788 9:97 
31. Dezember 1925 . . . .. 129,260.088 89,763.915 23:03 
31, Dezember 19%6 .,. s p . 213,286.494 148,115.620 ` 38°00 
31..Dezember 19091 Анг 298,662,307 207,40%.887 -53°21 
30. Juni AE anah TR 352,638.589 ; 244,884.436 6284 


Nach der bisherigen Entwicklung ist anzunehmen, 
daß die seit 1923 in der Zentralsparkasse der Ge- 
meinde Wien vereinigten. Wiener Gemeindesparkassen 
binnen einigen Jahren den Vorkriegseinlagenstand von 
rund 390,000.000 Goldkronen erreichen werden. 


NEUE WIENER SPARCASSE 


POSTSPARKASSENKONTO. 131.927, 63.586 


GEGRÜNDET 1872 


TELEPHON Nr. U-26-2-36 


WIEN, I, WIPPLINGERSTRASSE 28 


KASSASTUNDEN VON 8—2 UHR 


Einlagen im Sparbuch- und im Scheck- 
verkehr zur bestmöglichsten Verzinsung. 

Die Rentensteuer, Bankenumsatzsteuer 
und den Beitrag zum Garantiefonds der 
Centralbank-Refundierungsanleihe trägt 
die Anstalt aus Eigenem. 

Die Einzahlung von Beträgen kann 
im Wege der Postsparkasse (kostenfreie 
Beistellung von Erlagscheinen) sowie im 
Wege der Allgemeinen österreichischen 
Boden-Credit-Anstalt und deren Filialen, 
bei der Bank für Steiermark, Graz, bei 


BUREAUSTUNDEN VON 4--6 UHR 


der Hauptbank für Tirol und Vorarlberg, 
Innsbruck, bei der Bank für Kärnten, 
Klagenfurt, bei der Bank für Oberöster- 
reich und Salzburg, Linz und sämtlichen 
Filialen der vorgenannten Banken ег- 
folgen. 

Vermietung von feuer- und einbruch- 
sicheren Schrankfächern (Safes) unter 
eigenem Verschluß der Partei. 

Das Institut gibt Weihnachts- und 
Urlaubssparbücher zu: besonders begün- 
stigter Verzinsung heraus. 
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Landes-Hypothekenanstalt für Niederösterreich. 


Die. Landes-Hypothekenanstalt für, Niederösterreich ist 
cin öffentlich-rechtliches, vom Lande Nisderösterreich zur 
Förderung des Real- und Kommunalkredites errichtetes Kre- 
ditinstitut. In dem vom n-ö. Landtage beschlossenen Statute 
wurde die Haftung des Landes Niederösterreich 
für sämtliche Verbindlichkeiten der Anstalt ausgasprochen. 
Ihre‘ Geschäftsführung: unterliegt. der ständigen, Aufsicht und 
Kontrolle der n.-ö. Landesragierung. Spekulative Geschäfts 
jeder Art sind aus dem Tätigkeitsgebiete der Anstalt ausge- 
schlossen. Der erzielte -Überschuß dient aussehließlich zur“ 
Stärkung der Reservefonds der Anstalt und zur Verbesse- 
rung der Kreditbedingungen. 

Aufgabe der . Anstalt ; ist, - aus dem Geldmarkt Че 
jeweils bestmöglichen Kraditbedingungen für ihre Darlehens- 
nehmer. herauszuholen. Ihr Hauptaugenmerk richtet die An- 
stalt auf die Kreditversorgung der Besitzer kleinerer and mitt 
lerer Landwirtschaften, welchen andere Geldquellen' schwer zu- 
gänglich: sind. 

Durch. Verteilung der verliehenen. Gelder ‚auf, alle Go 
bietsteile Niederösterreichs und auf eine große Zahl von Wirt- 
schaften und Baulichkeiten wird eine breite Grundlage ge- 
schaffen, welche die Sicherheit der Anstaltsgeschäfte und 
damit der ihr zur fruchtbringenden Anlegung anvertrauten 
Geldmittel, abgesehen von der für diese bestehenden Landes- 
Haftung, gewährleistet. Unbewegliche Güter, die nach dem Ge- 
setze von der Exekution gänzlich ausgenommen sind, dann 
Schauspielhäuser, , Bergwerke und $Steinbrüche sind von der 
Belehnung mit Hypothekardarlehen ausgeschlossen. Auch Ge- 
bäude, die ausschließlich oder zum größten Teile Industrial- 
zwecken: dienen, zum Beispiel Fabriken, Mühlen, Sägewerke 
sowie durch das Mietenschutzgesetz ertraglos gewordene Ob- 
jakte werden ni еһе belehnt. Aus diesen Gründen können Dar- 
lehensgewährungen im Gebiete Wiens gegenwärtig nur in ge- 
ringfügigem Umfange erfolgen und beschränkt sich das Dar- 
lehensgeschäft, im allgemeinew auf die Belehnung von Land- 
wirtschaften, Einfamilienhäusern und Neubauten. Bei Häusern 
und Grundstücken erfolgt die Belehnung bis zur Hälfte, bei 
Weingärten, Wäldern und fideikommissarischem Besitz nur bis 
zu einem Drittel des Anstalts-Schätzwertes, der seinerseits sich 
regelmäßig unter der unteren Grenze.des Verkehrswertes be- 
wegt. 

Als weiteren Geschäftszweig pflegt die Anstalt die Ge- 
währung von Darlehen an Gemeinden und andere öffentliche 
umlagenberechtigte Körperschaften soweit diese Kredite für 
produktive Investitionen (wie Straßenbau, Flußregulierung, 
Elektrifizisrungen, Wasserleitungen, kommunale Verkehrsunter- 
nahmungen und dergleichen) benötigen. Die Darlehensauf- 


der n.-ö. Landesregierung gebunden. Auch bei ‚diesen 
Darlehen wird erforderlichenfalls die grundbücharliche 
Sicherstellung: auf dom Gemeindebesitz ausbedungen. In, allen 
Fällen verlangt die Anstalt Vorsorge für Verzinsung und Til- 
gung der Darlehen im Haushaltsplane der Gemeinden und son- 
stigen Körperschaften. Die Kommunaldarlehen varteilen sich 
auf Stadt--und: Landgemeinden und sonstige Körperschaften in 
ganz Niederösterreich, so daß auch in diesem Geschäftszweiga 
eine breite Sicherheitsgrundlage erzielt wird. 

Als Geldbeschaffungsmittel für die langfristige Darlehans- 
gewährung dienen der Anstalt die durch sie zur Ausgabe'ge- 
langenden Schilling-Gold-Pfandbriefe für das 'Hypothekardar- 
lehensgeschäft und Schilling-Gold-Kommunalobligationen. für 
das Kommunaldarlehensgeschäft. Außerdem verwendet die An- 
stalt, unter strenger Beachtung einer. steten Liquidität, die ihr 
aus dem Einlagangeschäfte zufließenden Mittel zur Befriedigung 
des kurzfristigen Kreditbedürfnisses der Gemeinden und der 
Hypothekarschuldnar, 

Pfandbrief- und Kommunaldarlehen werdan langfristig mit 
einer Höchstlaufzeit von 35 bis 422% Jahren gegeben und sind 
in Annuitätsraten rückzahlbar. Diese Darlehen sind seitens 
der Anstalt bei Einhaltung der schuldnerischen- Verpflichtun- 
gen unkündbar. Die infolge der tilgungsplanmäßigen Teil- 
rückzahlungen und infolge außerordentlicher Darlehenskündi- 
gungen beziehungsweise Rückzahlungen einfließenden Bar- 
mittel werden zur Rückziehung der Pfandbriefe beziehungs- 
waise Kommunalobligationen verwendet, die durch. freihän- 
digen Rückkauf und durch Verlosung erfolgen kann. 

Die Gesamtheit der Hypothekardarlehen ist für die, Be- 
friedigung der Ansprüche aus den Pfandbriefen, die Gesamt- 
heit der Kommunaldarlehen für die Befriedigung der Ansprüche 
aus den Kommunalobligationen gesetzlich und statutarisch als 
Kaution bestellt. Dieses Kautionsband wird gleichzeitig mit der 
Einverleibung des _Schuldscheines in dem Grundbuche einge- 
tragen, 

Das Goldyersprechen, mit dem sowohl die Gold-Pfand- 
briefe und die Gold-Kommunalobligationen als auch die diesen 
unterlegten Hypothekar- und Kommunaldarlehen ausgestattet 
sind, ist auf dem Londoner Goldpreis aufgebaut und verpflich- 
tet die Darlehensnehmer gegenüber der Anstalt und diese selbst 
gegenüber den Besitzern ihrer Pfandbriefe und Kommunalobli- 
gationen die Zahlungen von Kapital und Zinsen stets unter 
Zugrundelegung des am Fälligkeitstage in London notierten 
Goldpreises zu leisten. 

Eins Übersicht über; die Entwicklung der fremden, Mittel 
der Anstalt und deren Anlage gibt die nachstehende Aufstel- 


nahme der Gemeinden ist an die fallweise; Genehmigung lung: 
Р 1. Jünmen 1985... a. Des, 1995 31. Dez. 1926 31. Dez. 1927 30. Sept. 1928 
Goldpfandbriefe : ii, mi Ё анк ey т 6,480.550°00 ` . 14,778.050'00 11,592.250°00. 13,804.600'00 
Ënn er en _ ыз: E 1,916.800:00 
о от a е — — 4,248.800'00 ` 13,822.200'00  14,018.750:00 
Summe der Goldpfandbriefe ZE Bi ZS ч = 6,480.550'00  19,026.850'00 2441445000 29,740.150°00 
Goldkommunalobligationen 7% . < 22 222.2. — — 4,806.300°00 124,688.300:00. 21,997.800'00 
Summe der Goldpfandbriefe und Goldkommunal- 77 ы 
obligationen шлу, ш, ааа. un ло: SH 6,480.550'00 23,833.150'00 __40,102.750°00 51,787.950'00 
Spareinlagen ‚ HÄ, RS UV пиги 13,805.806°43  18,000.807°54 ` 21,781.925°54 24,106.142:97  27,339.910:43 
Scheckeinlagen e 95715118 8.692 08278. 8,919.526°69 _ 159547967 5,872.159:89 
Summe der Einlagen . . . . . e, 14762.957°56 ` 21,622.890°27 25,701.452°23 · 28;681.629"61  83,212.070°32 
Emissionen und Einlagen (insgesamt) 14,762.957°56 28,103.440°27 49,534.602'23 68,734.37264 84,950.020'32 
Unkündbare Schilling-Gold-Darlehen: i 
a) unkündbare Gold-Hypothekar-Darlehen . , ,. — 6,544.847°60 18;853.149'64 27,420.095°92 29,711.922°02 
b) dé Gold-Kommunal-Darlehen . ;:. SC == _ 4,805.58241  14,556.626°79. ` 21,598.584°52 
Summe St. АГУ RE УУ ‚= е зш к Ж. = 6,544.84760 28,658.789'05  41,976.722'71 51,810.506'54 
Sonstige Darlehen ‘an Hypothekarsehuldner‘ und А 
öffentliche Körperschaften . s » sss... 11,129.084°06 15,297.959:87 16,835.625'04 15,462.08988 20,889.659'%69 
Darlehen (insgesamt) o i . vr > { ПОЛ 11,129.084°06 ı  21,842.097:47 40,494,357 09 ~ 51,488.812°59__ 71,700.166:23 
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DIRECTION DER 
DISCONTO-GESELLSCHAFT 
BERLIN 


Zahlreiche Zweigniederlassungen in Deutschland 


Kapital und Reserven RM 186000000 


Norddeutsche Bank in Hamburg 


Hamburg — Altona — Bergedorf 


A. Schaaffhausen’scher Bankverein A.-G., Köln 


Zahlreiche Niederlassungen im Rheinland 


Bankmäßige Geschäfte jeder Art 


DEUISCHE AGRAR- UND INDUSTRIEBANK 


PRAG II = | PRAGI 


Lützowova 40 as Lützowova 40 


* 
* 


Еегпѕргесћег : 


Serie 240—51, 240-54 
Briefanschrift: 


Prag, Postfach 633 IN ur | S 
uer Devisenabteilung : 
W Bn == | Nr. 27436 
* 


Drahtanschrift: Interurban : 


Reichsagrar, Prag _ S o | Serie 363-41, 363-46 


Ansicht des Gebäudes der Hauptanstalt Prag ЇЇ, Lützowova 40 


Zweiganstalten: Aussig, Bilin, Bischofteinitz, Bodenbach, Brünn, Freudenthal, Gablonz 
a.N., Komotau, Krummau, Marienbad, Mies, Oberleutensdorf, Postelberg, Reichenberg, 
Rumburg, Saaz, Schluckenau, Teplitz-Schönau, Tetschen, Troppau, Zwittau. 
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Schweizerischer Bankverein. 


Der Währungszerfall in den 
brachte der Schweiz mit ihrer stabilen Währung viel 
fremdes Kapital und erhöhte Bedeutung der internatio- 
nalen Stellung ihrer Banken. Die schweizerischen Ban- 
ken waren durch ihre vortreffliche und hoehentwickelte 
Organisation dieser Aufgabe vollauf gewachsen, um 80 
mehr, als sie von Natur aus, durch die internationale 
Orientierung der schweizerischen Volkswirtschaft, ohne- 
hin weltwirtschaftlich eingestellt sind. 

Das Bankwesen der Schweiz ist seit vielen Jahren 
außerordentlich Durch 
gehende Konzentrations- und Expansionspolitik haben 
sich im Laufe der Jahre mächtige Institute gebildet, 
deren Bedeutung auf dem internationalen Geld- und 


Nachkriegsjahren 


stark entwickelt. eine weit- 


Kapitalmarkt allgemeine bekannt ist. 
Eine dieser führenden schweizerischen Großban- 


ken ist der 
Schweizerische Bankverein, 


dessen Gesellschaftssitz sich in Basel befindet. Die er- 
sten Anfänge dieses Instituts gehen ins Jahr 1872 zu- 
rück, als einige angesehene Basler Privatbanken unter 
der Firmabezeichnung „Basler Bankverein“ ein Institut 
mit einem Aktienkapital von Fr. 6,000.000°— gründeten. 
Zweck war die Betätigung im Placierungs- und Emis- 
sionswesen. Mehr als zwanzig Jahre bewegte sich die Tä- 
tigkeit der Bank in diesem ziemlich engen Rahmen. Erst 
die Jahre der wirtschaftlichen Hochkonjunktur gegen 
Ende des vorigen Jahrhunderts brachten die Erweite- 
rung des Geschäftskreises und die Umwandlung in 
eine ausgesprochene Handelsbank. Der äußere Anlaß 
dazu war die im Jahre 1895 vorgenommene Fusion mit 
dem Zürcher Bankverein. Nun folgte in rascher Weiter- 
entwieklung der Ausbau zur heutigen Großbank. Das 
seit 1895 unter der Firmabezeichnung „Basler und Zür- 
cher Bankverein“ eingetragene Institut erweiterte schon 
im darauffolgenden Jahre seinen Interessenkreis durch 
Übernahme der Schweizerischen Union-Bank in St. Gal- 
len; gleichzeitig wurde die Firmabezeichnung in „Schwei- 


[але Bie Aktienkapital Reserven Obligationen. 
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Ron 2 RE e 82.000 27.750 66.091 
Sp th o A S 82.000 31.000 112.595 
En ta e 100.000 31.000 112.590 
ee, te, ei 120.000 33.000 126.309 
E РТ en түм 120.000 33.000 127.603 
О E 120.000 38.000 128.920 
ТОБ ео T 20:000 33.000 130.129 
ТЭД eg Zoe NW 120.000 33.000 149.286 
1005'. ЧАД EU 33.000 149.570 
dE Me Ge bad, 120.000 35.000 139.232 
ШОО уы: Lee en 140.000 49.000 162.577 


zerischer Bankverein“ umgewandelt. Dieser Expansion 
im eigenen Lande folgte schon zwei Jahre später (1898) 
die Gründung des Londoner Sitzes (Swiss Bank Cor- 
poration). Dieser Schritt erwies sich als besonders vor- 
teilhaft, indem dadureh ein wichtiges Bindeglied für 
den Bankverkehr mit dem wiehtigsten Welthandels- 
zentrum und dem damals größten Finanzplatze der 
Welt geschaffen wurde. Der Schweizerische Bankverein 
ist heute noch die einzige schweizerische Bank. die eine 
Auslandsfiliale besitzt. Im Laufe der folgenden Jahre 
faßte das Institut teils durch Neugründungen, teils 
durch Übernahme bekannter Banken in den wichtig- 
sten Industrie- und Handelszentren des Landes festen 
Fuß. 

Es befinden sich Sitze, Zweigniederlassungen und 
Agenturen der Bank an folgenden Plätzen: 

Basel, Zürich, St. Gallen, Genf, Lau 
sanne, La Chaux-de-Fonds, Neuchätel, 
Schaffhausen, Biel, Chiasso, 
LeLocle, Nyon, Aigle, Bischofszell, Nor: 
Rolle, Rorschach und ш 


Herisau. 
ses, Les Ponts, 
London, 99, Gresham Street, E.C.2, mit West End 
Branch, 11°, Regent Street, Waterloo Place, S. W.1. 

In Basel, Zürich, Genf, Lausanne und Schaffhausen 
bestehen außer den Sitzen Depositenkassen. 

Im Zusammenhang mit dieser sehr starken Aus- 
dehnung wurden die eigenen Gelder allmählich bis auf 
den heutigen Betrag von 182 Millionen Franken erhöht, 
wovon Fr. 140,000.000-— auf das volleinbezahlte Ak- 
tienkapital und Fr. 42,000.000-—- auf die Reserven ent- 
fallen. 

Dank dem dichten Netz von Sitzen, Zweignieder- 
lassungen und Agenturen sowie seinen ausgezeichne- 
ten internationalen Beziehungen und dank auch seiner 
großen Kapitalkraft, vermag der Schweizerische Bank- 
verein der Industrie, dem Handel und den Privatkapi- 
talisten nützliche Dienste zu leisten. 
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228.537 580.406 14.517 8.548 8 
693.547 1,001.508 28.655 11.671 8 
835.315 1,184.964 32 358 13.076 9 
802.998 1,190.179 38.916 11.742 9 
748.487 1,082,947 38.169 11.550 9 
688.985 1,019.572 35.352 10.527 8 
671.138 1,039.572 34.239 10.767 8 
671.728 1,068.26% 35.559 10.802 8 
668.611 1,066.705 34.341 10.904 8 
782.436 1,188.634 35.041 11.410 8 
765.454 1,245.058 36.923 12.730 8 
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andesbank für Bosnien und Hercegovina. 


Die Landesbank für Bosnien und Hercegovina 
wurde 1895 gegründet und übernahm sofort die sechs 
Jahre vorher errichtete bosnisch-hereegovinische Hypo- 
thekarkreditanstalt in Sarajevo. Neben der Pflege des 
Hypothekargeschäftes, das unter Überwindung mannig- 
facher Schwierigkeiten eine zunehmende Ausbreitung 
im ganzen Lande gewann, erblickte das neue Institut, 
welches bald auch die Nachfolge der liquidierenden 
Bosnischen Volksbank antrat, seine Hauptaufgabe in 
der Einführung des modernen Kreditverkehrs in dem 
Gebiete seiner Tätigkeit und sonach in der Entwick- 
lung des regulären Bankgeschäftes, Diesem Zweck 
diente schon 1895 die Gründung der ersten Filialen in 
Mostar und in Tuzla, denen bald unter Übernahme 
lokaler Sparkassen weitere Filialen in Bijeljina und in 
Brčko, sowie eine solche in Banjaluka folgten. Daneben 
übernahm die Bank den Großverschleiß der Tabak- 
fabrikate und erriehtete eine Reihe von Agentschaften, 
aus denen im Laufe der Jahre elf bankmäßig organi- 
sierte Exposituren hervorgingen. Der 1899 in Brčko er- 
richteten Produktenabteilung gelang es in intensiver 
und erfolgreicher Arbeit, den bosnischen Handel mit 
Dörrpflaumen und Pflaumenmus aus seiner bisherigen 
Abhängigkeit vom Auslande zu lösen, sowie in demsel- 
ben die führende Stellung zu gewinnen und zu behaup- 
ten. Die Bankabteilung hatte die Führung bei der 
wiederholten Begebung von Landesanleihen und bei der 
Finanzierung der Gemeinden. An die zunehmende Aus- 
gestaltung des kommerziellen Bankgeschäftes schloß 
sich die Beteiligung an einer Reihe industrieller Unter- 
nehmungen, von denen wir die Sarajevoer Aktien- 
brauerei, die Allgemeine Versicherungs-Aktiengesell- 
schaft „Sava“ in Zagreb, das Buchdruckerei-Unterneh- 
men „Bosnische Post“ in Sarajevo, Pflaumenetuvage 
in Brčko und Doboj, die bosnisch-hereegovinische Bau- 
aktiengesellschaft in Sarajevo, die Zagreber Bauaktien- 
und die Baugesellschaft „Obnova“, 
G. m. b. Н, in Ljubljana, hervorheben. Daneben steht 
die Bank in engster Geschäftsverbindung mit einer 
Reihe der namhaftesten Firmen der in Bosnien besonders 
stark entwickelten Holzindustrie. 

Das eingezahlte Aktienkapital von ursprünglich 
8 Millionen Kronen wurde im Jahre 1908 auf 10 Mil- 


gesellschaft 


lionen erhöht; 1912 erfolgte unter Mitwirkung des 
Wiener Bank-Vereins, der Österreichischen Creditan- 
stalt und der Ung. Allg. Creditbank eine weitere Kapi- 
talserhöhung auf 14 und 1918 eine solche auf 20 Mil- 
lionen Kronen. Die umsichtige und vorsichtige Führung 
der Geschäfte ließ das Institut alle Schwierigkeiten der 
Kriegszeit und der folgenden Neugestaltung der Ver- 
hältnisse ohne jeden Nachteil überstehen. 

Die Generalversammlung vom 6. Juli 1922 be- 
schloß die Nationalisierung der Bank und verbreiterte 
zugleich ihre Kapitalsgrundlage in einer den Verhält- 
nissen angemessenen Weise. Dies geschah durch eine 
Kapitalserhöhung von 20 auf 80 Millionen jugoslawische 
Kronen unter Beteiligung eines einheimischen Syndi- 
kates, welches 40 Millionen Kronen Nominale über- 
nahm, ferner unter Mitwirkung der Basler Handelsbank 
und Banque Belge pour l’Etranger in Brüssel sowie der 
alten Aktionäre. Gleichzeitig wurde der Umtausch der 
auf je 100 jugoslawische Kronen lautenden Aktien in 
solche per 100 Dinar im Verhältnis 4:1 beschlossen. 
Im Frühjahr 1925 trat die Banca Unione Milano in den 
engeren Kreis der Geschäftsfreunde der Landesbank, 
welcher nunmehr Bankanstalten auf allen bedeutenden 
Finanzplätzen Westeuropas und der Übersee umfaßt. 

Im März 1928 erfolgte die Eröffnung einer Filiale 
in Split, dem aufblühenden Emporium des Jugoslawi- 
schen Staates und sonach die Ausdehnung des Rayons 
der Landesbank, welcher neben Bosnien und der Herer 
govina schon seit einer Reihe von Jahren auch Monte- 
negro umfaßt, auf den Bereich Dalmatiens. 

Die Landesbank, welche ihr jetziges Aktienkapital 
von volleingezahlten 20 Millionen Dinar ohne weiters 
auf 25 Milionen Dinar erhöhen kann und die offene 
Reserven von 1313 Millionen Dinar besitzt, sowie fremde 
Gelder im Betrage von über 200 Millionen Dinar ver- 
waltet, hat ihren Rang als größtes Geldinstitut Bos- 
niens und der Hercegovina in allen Wechselfällen der 
letzten Jahre behauptet und darf unter der bisherigen 
vorsichtigen und durch 33 Jahre bewährten Leitung 
sowie auf Grund ihres wohlbegründeten Ansehens im 
Inlande und ihrer weitreichenden Verbindungen im 
Auslande auch in der Zukunft eine gedeihliche Ent- 
wicklung erwarten, 


Spar- und Vorschußkonsortium „Währing“, des 1. allgemeinen Beamtenvereines. 


Wien, XVill., Weimarerstraße 26—28. 


Das Spar- und Vorschußkonsortium „Währing“ wurde 
im Jahre 1871 unter der Ägide des Ersten allgemeinen 
Beamtenvereines der österreichisch-ungarischen Monarchie 
behufs Förderung der wirtschaftlichen Interessen des Be- 
amtenstandes nach dem Prinzip der Selbsthilfe gegründet. 
Das Konsortium, eine Genossenschaft mit , beschränkter 
Haftung, hat unter Ausschluß jeder Gewinnabsicht statuten- 
gemäß den Zweck, seinen Mitgliedern eine sichere Veran- 
lagung ihrer Gelder zu günstigen Zinsen zu verbürgen und 
anderseits bedürftigen Mitgliedern zu billigen Zinsen Kredit 
zu gewähren. Das Konsortium hat bis zum Weltkrieg sich 
zum tonangebenden Institut dieser Art entwickelt; im 
Krieg stockte wegen Geldmangels der Geschäftsbetrieb. 

ährend die übrigen vom Beamtenverein gegründeten 
Konsortien mit wenigen Ausnahmen ein Opfer der Inflation 
wurden, hat das Währinger Konsortium diesen Stürmen 
standgehalten. Mit dem Zeitpunkt der Stabilisierung, der 
Krone nahm dieGeschäftstätigkeit einen neuerlichen enormen 
Aufschwung und das Konsortium ist heute, wie seitens des 
staatlichen Revisionsorgans in der letzten Generalversamm- 
lung konstatiert wurde, das größte Institut seiner Art. 

Das Konsortium gewährt grundsätzlich nur Kredite an 
öffentliche Festangestellte mit Pensionsberechtigung und 
an öffentliche Pensionisten gegen Vormerkung auf ihre 
Bezüge, Bürgschaft und Lebensversicherung. Börsen- und 
Valutenspekulationen, bankmäßige Transaktionen sind ge- 
mäß. einer 57jährigen Tradition, absolut ausgeschlossen. 
Diese Art der Geldveranlagung verbürgt schon die größt- 
mögliche Sicherheit der Spareinlagen, für die übrigens 
noch der Reservefonds (inkl. 4 Häusern) per zirka 300.000 
Schilling, ferner die  Anteilseinlagen im doppelten haf- 
tungspflichtigen Ausmaß per rund 3-5 Millionen Schilling 
haften. Das Verhältnis der eigenen Mitteln zu den Einla- 
сеп beträgt 1 : 2, ein Verhältnis, das nach Ansicht des 
staatlichen Revisionsorgans für die Sicherheit der fremden 
Gelder vollkommen ausreichend ist. 

Für die Mobilität des Instituts ist dadurch Sorge ge- 
tragen, daß das Konsortium in der Hauptsache nur Spar- 
einlagen mit einjähriger Kündigungsfrist (fast 85% aller 
Einlagen) entgegennimmt und Darlehen nur auf relativ 
kurze Zeit vergibt. Überdies stehen dem Konsortium der- 
zeit allmonatlich mindestens 500.000 Schilling an rück- 
fließenden Raten zur Verfügung. 

Die Organe des Konsortiums sind: 

а): Der Vorstand: Obmann Sekt.-Chef і. К. Dr. Josef 
Künstler, 1. Obmannstellvertreter Min.-Rat. Dr. Adolf 
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Resch-Rehmald, 2. Obmannstellvertreter Reg.-Rat Albert 
Kulhanek, Hofrat Dr. Paul Lacroix, Hofrat Dr. Oskar Herz, 
Generalsekretär Dr. Paul Güssing. 

b) Der Aufsichtsrat: Obmann Hofrat i. R. Julius 
Sturminger, Regierungsrat Adolf Giersig, Oberinspektor i. Р. 
Gustav Müller. 

в) Die Geschäftsleitung: Direktor Matthias Podleschak. 

Der Vorstand und die Geschäftsführung begegnen sich 
in dem Bemühen, den Zinsfuß für Einlagen und Darlehen 
allmählich den Friedensverhältnissen zu nähern. Während 
zu Anfang des Jahres 1924 der Einlagenzinsfuß für ein- 
jährig kündbare Einlagen noch 24% und mehr betrug, ist 
der Zinsfuß. für einjährig kündbare Einlagen derzeit mit 
10% (für Einlagen mit kurzer Kündigungsfrist entspre- 
chend niedriger) festgesetzt. 

Eingedenk seiner sozialen Pflichten hat das Konsor- 
tium die Ermäßigung des Einlagenzinsfußes stets auch 
den Darlehensnehmern zugute kommen lassen. Während 
noch anfangs 1924 der Darlehenszinsfuß 35% p. a. betrug, 
zahlt der Schuldner derzeit nur mehr 10% Zinsen und 2% 
Regiebeitrag. 

Finem seitens der Darlehensnehmer vielfach geäußer- 
ten Wunsche nachkommend, wurde mit 1. Jänner 1927 an 
Stelle der früher üblichen und obligatorischen Deckung 
durch die Hinterlegung einer Lebensversicherungspolizze 
enePauschalversicherung eingeführt, zu welcher 
der  Darlehensnehmer eine mäßige Prämie ‚beiträgt. Der 
Versicherungsschutz bietet dem Darlehensnehmer den Vor- 
teil, daß der Prämienbeitrag von dem jeweiligen Dar- 
lehensreste am 1. Jänner. jedes. Jahres pro. Kalender- 
jahr berechnet wird und daher von Jahr zu Jahr sinkt, 
während die Prämie für eine Versicherungspolizze sich 
stets in gleicher Höhe hält, wodurch das Darlehen wesent- 
lich: verteuert wird. 

Über die Entwicklung des Konsortiums in den letzten 
vier Jahren gibt folgende Tabelle Aufschluß: 


1924 1995 1926 1927 
Anteilseinlagen . . . 256.100 1,265.000 2,740.762 3.443.449 
Spareinlagen . 1,529.000 4,437.000 6,268.791 8,061,894 
Darlehen ... dret 1,838.500 5,588.000 9.622.638 11,734.529 
Mitgliederzahl. . . . 10.403 17.612 23.101 26.780 
Reingewinn sii peoe . 67.400- 183.400 ` 471.295 580.525 


Das Konsortium besitzt zwei Stadtbureaus in Wien, 
I., Kärntnerstraße 26 (Eingang Schwangasse 1), und 1, 
Uraniastraße 2, ferner eine Expositur in Salzburg, Markus 
Sittikusstraße 19, und 15 Vertretungen in den Bundes- 


ländern. 


nitt 
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Eingezahltes Aktienkapital und Reserven 
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Filialen in Ungarn: Békéscsaba, Berettyöujfalu, Debrecen, Győr, Kiskunfélegyháza 
Nyiregyhäza, Мако, Sopron, Szeged 


RETTET TEE 


Alloemeine Jugoslavische bank-Verein A. G. 


mit den Hauptsitzen in Beograd und Zagreb 


wurde unter Patronanz des Wiener Bank-Verein, 
Wien, der Banque Belge pour l'Etranger, Bruxelles, 
und der Basler Handelsbank, Basel, sowie unter 
Mitwirkung prominenter Persönlichkeiten des jugo- 
slavischen Wirtschaftslebens, mit einem Aktien- 
kapital von Dinar 400,000.000:—, von dem vor- 
erst Dinar 100.000.000°— zur Einzahlung ge- 
langten, sowie mit einem eingezahlten Reserve- 
fonds von Dinar 25,000.000°— gegründet. Das 
Institut hat seine Tätigkeit am 1. April 1928 
zunächst in der Weise aufgenommen, daß es auf 
erweiterter Grundlage die Geschäfte der be- 
standenen beiden Filialen des Wiener Bank-Verein 
in Beograd und Zagreb weiterführt und wird 
nach und nach auch Niederlassungen auf anderen 
Plätzen des Königreiches der Serben, Kroaten 
und Slowenen errichten. 


BRITISCH-UNGARISCHE 


AKTIENGESELLSCHAFT 


Sämtliche Bank- und Börsentransaktionen 


— Gegründet 1890 


Der Allgemeine Jugoslavische Bank-Verein 
A. G. — der die vollste Unterstützung seiner 
Patronanzinstitute genießt — ist bestrebt, seine 
Wirksamkeit im Geiste bewährter Grundsätze 
dem gesamten jugoslavischen Wirtschaftsleben 
dienstbar zu machen und ist es ihm gelungen, 
ausgehend ‚von der jahrelangen erfolgreichen 
Tätigkeit der Filialen des Wiener Bank-Verein 
in Beograd und Zagreb, seine diesbezüglichen 
Bestrebungen im vollen Maße zu verwirk- 
lichen. 


Das Institut läßt auch der Pflege der wirt- 
schaftlichen Beziehungen Jugoslaviens mit dem 
Auslande besondere Sorgfalt angedeihen und kann 
in diesem Belange bereits auf schöne Erfolge hin- 
weisen. 
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Kärninerische Landes-Hypotheken-Anstalt. 


Die von der Kärntner Landesvertratung im Jahre 1896 ins 
Leben gerufene Landes-Hypotheken-Anstalt ist ein nicht auf 
Gewinn barechnetes Unternehmen, dessen Wirksamkeit sich 
nur auf Kärnten erstreckt. Die Kärntner Landesregierung ist 
Aufsichts- und Kontrollbehörde, in bestimmten Fällen auch 
entscheidende Behörde, die Oberaufsicht ist dem Landtage vor- 
behalten, Die Verwaltungsauslagen werden durch Beiträga der 
Darlehensnehmer aufgebracht, Überschüsse fließen den Fonds 
der einzelnen Darlehensabteilungen zu. 

Bis zum Jahre 1922 befaßte sich die kärntnerische Lan- 
des-Hypotheken-Anstalt nur mit dem Pfandbrief- und Kommu- 
naldarlehensgeschäft. Der in der Inflationszeit eingetretene 
vollständige Stillstand am Pfandbriefmarkte zwang die An- 
stalt, um eine wenn auch vorübergehende Auflösung zu ver- 
meiden, das Einlagengeschäft aufzunehmen, Sie gewährte in 
der Folge kurzfristige Bardarlehen, ihren alten Grundsätzen 
antsprechend jedoch nur gegen grumdbücherliche Sicherstel- 
lung. 

Hervorgerufen durch die Währungsstabilisierung trat im 
Herbst 1925 eine Besserung des Kapitalmarktes ein, so daß 
an die Wiederaufnahme des Pfandbriefgeschäftes gaschritten 
werden konnte, Die von der Anstalt ausgegebenen 8%igen 
Goldpfandbriefe fanden insbesonders im Jahre 1926 recht guten 
Absatz und gaben so den Anstoß für eine langsame, jedoch 
hoffnungsvolle Wiederbelebung des Hypothekarkredites, Dies 


insbesonders aus dem Grunde, weil der Großteil dieser Kre- 
dite nachweisbar zur Abstoßung höher verzinslicher kurzfristi- 
ger Bankkredite verwendet wurde, In der Folge wurden 7%ige 
Gold-Kommunalschuldscheine und 6%ige Goldpfandbriefe emit- 
tiert. Leider trat schon im Jahre 1927 eine ziemlich starke und 
andauernde Abschwächung des Anlagemarktes ein, во daß wie- 
der zum 8%igen Goldpfandbrief zurückgegriffen werden mußte. 


Unter diesen Umständen wäre es sehr wünschenswert, 
wenn die erst vor kurzem ausgegebenen 7%igen Goldpfand- 
briefe eine gute Aufnahme finden würden, um die Zinskosten 
auf ein halbwegs erträgliches Maß herabsetzen zu können. 


Die im Umlauf befindlichen Goldpfandbriefe und Gold- 
Kommunalobligationen betrugen Ende 1925 179,300 —, Ende 
1926 14,671.800—, Ende 1927 21,111.000°—, am 30. September 
1928 26'475.700:— S, der Stand der Einlagen zum letzten 
Monatsende rund 4,800.000°— S. 


Die Wiederbelebung des Hypothekarkredites, setzt abge- 
sehen von den vielen bestehenden Hemmungen vor allem 
eine ruhige wirtschaftliche Entwicklung voraus, Trotz mannig- 
facher Rückschläge konnte die für Kärnten gewiß beachtens- 
werte Emissionstätigkeit der Anstalt in den letzten 3% Jah- 
ren das starke Kreditbedürfnis zum größten Teile befriedigen 
und eine wesentliche Erleichterung der drückenden Lage ins- 
besonders der Landwirtschaft herbeiführen. 


„KOMPASS“ 


Allgemeine Kredit- 


Der „Kompass“ Allgemeine Kredit- und Garantie- 
Bank wurde im Jahre 1912 von Kaufleuten und Indu- 
striellen unter Mitwirkung der Münchener Rückversiche- 
rungs-Gesellschaft, München, als Spezialbank für die 
Versicherung und Garantie von Krediten gegründet. Als 
in den letzten Kriegsjahren und zu Beginn der Nach- 
kriegszeit die Gewährung von Warenkrediten fast völlig 
aufhörte, ging die Gesellschaft auch zur Pflege des all- 
gemeinen Bankgeschäftes über. Während der Bankkrise 
hat das Institut im hervorragenden Maße an der Liqui- 
dierung kleinerer Banken mitgewirkt, insbesondere der 
Österreichischen Centralbodenkredit-Bank, der Wiener 
Kaufmannsbank und des Mobilbankgeschäftes der 
Österreichischen Hypotheken-Bank. 

Im Jahre 1921 wurde seitens des „Kompass“ die 
seit, vielen Jahren bestehende Österreichische Diskonto- 
Gesellschaft und zu Beginn des Jahres 1925 die Britisch- 
Österreichischen Bank- und Handels A. G., die aus der 
Filiale der Britisch-Ungarischen Bank А. G. entstanden 
war, übernommen. Gë 

Der „Kompass“ beteiligte sich im Jahre 1915 an 
der Gründung der „Hermes“ Kreditversicherungsbank 
A. G., Berlin. Auch in der letzten Zeit nahm er an den 
immer stärker hervortretenden Bestrebungen zum Aus- 
bau der internationalen Kreditversicherung regen Anteil 
und wurde im heurigen Jahre anläßlich des Kongresses 


und Garantie-Bank. 


der Kreditversicherungsanstalten zum gründenden Mit- 
glied der Internationalen Kreditversicherungs-Vereini- 
gung bestimmt. 

Besondere Aufmerksamkeit widmete das Institut 
seit jeher der Hypothekarversicherung sowie der Kau- 
tionsversicherung (Zölle, Steuern, Frachten, Lieferungs- 
verpflichtungen). 

Die Verniehtung der Grundbücher anläßlich der 
Juliunruhen in Wien bot der Gesellschaft eine Gelegen- 
heit zur Aufnahme eines neuen Versicherungszweiges: 
der Grundbuchversicherung, die gemeinsam mit einem 
Haftungskonsortium erstrangiger österreichischer Ver- 
sicherungsanstalten unter Mitwirkung der Münchener 
Rückversicherungs-Gesellschaft betrieben wird. Mit Er- 
laß des Bundeskanzleramtes wurde für die Aufnahme 
von Sparkassendarlehen diese Versicherung obliga- 
torisch vorgeschrieben. Im Jahre 1927 wurden 1150 Po- 
lizzen über eine Versicherungssumme von Schilling 
17,000.000°-— ausgestellt. Nach den bisherigen Feststel- 
lungen ist ein vollkommen schadensfreier Ablauf des 
Geschäftes zu erwarten, 


Nebst deutschen und schweizerischen Finanzkreisen 
ist namentlich eine amerikanische Kapitalistengruppe in 
bedeutendem Ausmaße an der Gesellschaft beteiligt und 
in der Verwaltung vertreten. 
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DIE PRAGER KREDITBANK 


wurde im Jahre 1870 unter dar Firma „Kreditbank in Kolin“ 
gegründet, und gehört zu den ältesten und größten Banken 
der tschechoslowakischen Republik. Ihre Gründung war der 
Auftakt zur Loslösung des böhmischen Geldwesens von dem 
Österreichs. Das ursprüngliche Aktienkapital betrug 200.000 
Gulden und wurde allmählich erhöht, so daß es nun 
100,000.000 CK. beträgt. Die Reserven erreichen eine Höhe von 
zirka 70.000.000 CK, außer den Spezialreserven auf Beamten- 
pensionen. Die Bank betrieb das laufende Bankgeschäft, aber 
sehr bald nach ihrer Gründung legte sie den Grundstock 
zu ihrer weitreichenden Tätigkeit im Zuckergeschäft, die sich 
später auch auf andere Zweige industrieller Unternehmungen 
erweiterte. 

Für die Tätigkeit der Prager Kreditbank ist ihre Be- 
teiligung am Auslandsgeschäft charakteristisch. Bereits im 
Jahre 1906 gründete die Prager Kreditbank eine Filiale in 
Lembarg, die sich an den industriellen Transaktionen und am 
Petroleumgeschäft beteiligte. Im Jahre 1910 übernahm die 
Prager Kreditbank die Aufgabe, zwischen den wirtschaft- 
liehen Beziehungen der böhmischen Länder und der slawi- 
schen Balkanstaaten zu vermitteln. Sie gründete eine Filiale in 
Belgrad und im Jahre 1914 in Sofia. Dieser Tätigkeit der 
Bank verdanken ihre Existenz drei blühende Unternehmungen 
des Konzerns der Prager Kreditbank, und zwar die Bulga- 
risch-böhmische A. С. für Zuckerindustrie in Gorna Orecho- 
vica, die Serbisch-böhmische Zuckerfabrik und Raffinerie 
A. б. in Öuprija und die Dampfbierbrauerei und Malzfabrik 
V. Kosovljanina in Jagodina. 

Nach dem Umsturz war die Prager Kreditbank bestrebt, 
in enge Fühlungnahme mit der starken Wirtschaftsgruppe 
der Ententestaaten zu treten. Diese Bemühungen wurden 
durch das Eingehen зіпег engen Verbindung mit der 
französisch-holländischen Bankgruppe, an deren Spitze die 
Société Generale pour favoriser le développement du Com- 
merce et l'Industrie en France in Paris steht, erfolgreich ge- 
krönt. 

Im Besitze der Prager Kreditbank befinden sich eine 


Reihe Industrieunternehmungen, von denen wir 
anführen: 

Steinkohlengruben „Prago“ in Vrapic. 
Zuckerraffinerie Skřivan bei Neu-Bydiov. 

Der Konzern der Geschäfts- und Industrieunternehmun- 
gen der Prager Kreditbank ist sehr ausgebreitet und umfaßt die 
mannigfaltigsten Geschäfts- und Industriezweige. Zu den größ- 
ten, diesem Konzern angehörenden Unternehmungen zählen: 
Böhmisch-mährische elektrotechnische Unternehmungen Fr. 

КЎК, A. С. in Prag-Karolinental, 


folgande 


Bulgarisch-böhmisch А. С. für Zuckerindustrie in Gorna 
Orechovica, 

Serbisch-böhmische Zuckerfabrik und Raffinerie A. G. in 
Cuprija, 


Damptfbierbrauerei und Malzfabrik Mich. J. Kosovljanina in 
Jagodina, 
Aktiengesellschaft zur Erzeugung von Häuten und Lederwaren, 
früher Н. В. Bergmann in Neu-Bydiov, 
Aktienfabrik zur Erzeugung künstlicher 
Chemikalien in Kolin, 
Aktien-Brauerei in Prag-Nusle, 
Е. Odkolek, A. С. in Prag-Vyso&an, 
Teerag, А. G. zur Verwertung von Teer in Prag, 
Fabrik für Filter und Brawereimaschinen, früher В. Н. Hell- 
mann in Prag, 
Aktien-Ziegelwerke in Prag, 
„Continentale“, Versicherungs-A. ©, in Prag, 
Telephon-Automatangesellschaft in Prag, 
Aktiengesellschaft zur Verwertung von Wäldern und Holz 
usw. USW. 
Die Prager Kreditbank hat insgesamt 19 inländische, 
2 ausländische Zweiganstalten und 1 Expositur. 
Ihre Affiliation in Rumänien ist die Banque Roumaine 
de Commerce et de Credit de Prague in Bukarest. 
Die Aktien der Prager Kreditbank notieren an der 
Prager und der Рагіѕзг Börse, 


Düngsmittel und 


Steiermärkische Sparkasse in Graz. 


Wie alle alten österreichischen Sparkassen verdankt auch 
die Steiermärkische Sparkasse in Graz ihre im Jahre 1825 er- 
folgte Gründung einer Vereinigung von Menschenfreunden, die 
in schwerer Zeit, als das Wirtschaftsleben unseres Vaterlandes 
durch die Wirkungen der napoleonischen Kriege schwer er- 
schüttert war, sich in selbstloser Weise zusammentaten, um 
den unbemittelten Volksklassen eine sichere und verzinsliche 
Veranlagung von Spargeldern zu ermöglichen. Die Absicht 
der Gründer, ein Geldinstitut zu schaffen, dessen Leitung das 
Streben nach Gewinn nicht als Selbstzweck, sondern nur als 
ein Mittel zur uneigennützigen Förderung des Gemeinwohles 
ansieht, hat im Laufe des mehr als hundertjährigen Bestandes 
der Anstalt eine schöne Verwirklichung gefunden. Hievon 
zeugen unter anderem die vier dem Lande Steiermark zum 
Geschenke gemachten Siechenhäuser, die Gründung des Anna- 
Kinderspitales in Graz, die Errichtung des Hauses der Barm- 
herzigkeit für unheilbare Kranke, welche Stiftung insbesondere 
in der heutigen Zeit, in der weite Schichten des ehemaligen 
Mittelstandes verelendet sind, ohne einer entsprechenden staat- 
lichen Fürsorge teilhaftig zu werden, sich ungemein segens- 
reich bewährt. 

Es gibt wohl keinen Zweig des kulturellen und künstle- 
rischen Lebens der Steiermark, der nicht, der Unterstützung 
der Steiermärkischen Sparkasse im reichlichen Ausmaße teil- 
haftig geworden ist und hat die Steiermärkische Sparkasse 
durch Schaffung des mehr als 1000 Personen fassenden Stefa- 
niensaales und des Kammermusiksaales und Einbau einer vom 
Württemberger Meister Fritz Walker erbauten Orgel dem 
musikalischen Leben der steirischen Landeshauptstadt erst 
den Rahmen geschaffen, der eine Entfaltung desselben ermög- 
lichte. 

In den Neunzigerjahren veranlaßte die Vernichtung zahl- 
reicher Weingärten im ehemaligen steirischen, heute im Aus- 
lande liegenden Unterlande die Steiermärkische Sparkasse, 
hier helfend einzugreifen und durch Einführung der amerika- 
nischen Reben ausgedehnte Musterwirtschaften zu schaffen, 


die noch heute im Besitz der Steiermärkischen Sparkasse sind. 

Am Ende der Inflation stand die Steiermärkische Spar- 
kasse, die während der Inflation durch Schaffung eines Kredit- 
vereines sowie einer eigenen Bankabteilung und Gründung der 
Vereinigten Bank steirischer Sparkassen ihren Wirkungskreis 
entsprechend den geänderten Verhältnissen erweitert hatte, wie 
alle österreichischen Sparkassen der Tatsache gegenüber, daß 
der größte Teil ihres Einlagenstandes durch die Inflation ver- 
nichtet war. Wie die Bilanz des Jahres 1927 zeigt, hat sich 
der Einlagenstand inzwischen auf mehr als 28 Millionen Schil- 
ling erhöht und betragen die ausgewiesenen Reserven mehr 
als 3 Millionen Schilling, so daß ein Großteil des Eigenver- 
mögens über die Inflation hinaus gerettet wurde. Die Entwick 
lung im Jahr 1928 ist eine durchwegs erfreuliche, da sich 
bis 1. August 1928 die Spareinlagen auf 31,680.000— 5 
erhöht haben. Die hinausgegebenen Hypothekardarlehen haben 
sich seit 1. Jänner 1928 bis 1. August 1928 von 5,744.000°— S 
auf 7,641.000°— S, die Darlehen an umlageberechtigte öffent- 
liche Körperschaften. von 5000—— S auf 774.000°— S erhöht. 
In Form von hypothekarisch sichergestellten Kontokorrent- 
krediten waren mit 1. August 1928 9.164.000 S veranlagt. 


Ihrem Einlagenstand nach steht die Steiermärkische Spar- 
kasse demgemäß an dritter Stelle aller österreichischen Spar- 
kassen und an erster Stelle aller österreichischen Provinz- 
sparkassen. In den letzten Jahren hat sie sich, wie alle anderen 
österreichischen "Vereinssparkassen, mit jenen reichsdeutschen 
Sparkassen, die ebenfalls ihr Entstehen und ihren Bestand 
nicht Selbstverwaltungskörpern, sondern privater Initiative ver- 
danken, zum Verbande der Deutschen Freien und Österreichi- 
schen Vereinssparkassen zusammengeschlossen. 

An der Spitze der Steiermärkischen Sparkasse steht seit 
mehr als einem Jahrzehnt als Präsident Herr Dr. Max Archer, 
der auf eine mehr als 50jährige Tätigkeit im Ausschusse und 
in der Direktion der Sparkasse zurückblickt, Die gemein- 
nützige Wirksamkeit der Sparkasse in den letzten Jahrzehnten 
war vornehmlich seiner Initiative zuzuschreiben. 


— 257 — 


м 4 X 
x ZIVNOSTENSKA BANKA V PRAZE | 
\ GEGRÜNDET 1868 y 
N Aktienkapital Кё 200,000.090 Reservefonds Kč 264,000.000 X 
' 23 Filialen 3 Exposituren X 
| 
‚ Zentrale in Prag, Ма РїїКорё 30 X 
X 
X 
н н 
1 
x ‚ 
v Durchführung sämtlicher Bankgeschäfte im In- und Auslande. у 
X Langfristige Hypothekardarlehen für Handels- und  Industrie-Unternehmungen. il 
Ж 


BANKANSTALT 


3 Drahtanschrift: 


Ersten. Österreichischen Wl user wien 


Wien, L, Graben 21 


Fernsprecher: 
U 28-5-60 


 Pesierreichisches Credil-Institui 
für öffentliche Unternehmungen und Arbeiten 


Gegründet. 1896 


ZENTRALE: WIEN, I., SEITZERGASSE 1 


Telegrammadresss: Kreditinst Telefon: U 24-5-50 Serie 
FILIALE: WIEN, I., Aspernbrückengasse 2 
Telegrammadresse: Froment Telefon: 49-500 Serie 


Durchführung sämtlicher Mobilbankgeschäfte 
Emission eigener Goldpfandbriefe und pupillarsicherer Goldobligationen 
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Allgemeiner 
Böhmischer Bank-Verein 


Zentrale: Prag I, Na Příkopě 3 


Aktienkapital und Reserven: 
Ki 92 Millionen, 


Telegrammadresse: Bankverein Prag 


* 


Zweiganstalten:; Aussig a/E., Bodenbach, 
Bratislava, Brünn, . Вгйх, Böhm. Budweis, 
Friedek-Mistek, Iglau, Jägerndorf, Karlsbad, 
Mähr. Ostrau, Marienbad, Olmütz, Pardubitz, 
Pilsen, Prostějov, Reichenberg, Teplitz-Schönau, 
Tetschen, Warnsdorf, Zwittau 


* 


Besorgt alle Bankgeschäfte 


Tiroler Landesbank A. G. 


Diəse ursprünglich als Landesinstitut gegründete Bank 
wurde 1923 in eine A. С. umgewandelt, wobei das Land Tirol 
sich die Majorität der Aktien behielt; weiters haben die Nieder- 
österreichische Escompte-Gesellschaft, Wien, und die Bayeri- 
sche Vereinsbank, München, dauernd Interesse an dem Institut 
genommen. 

Die Bank ist die Tiroler. Korrespondenzstelle der Darm- 
städter- und Nationalbank, Berlin, und von Thomas Cook & 
Son, London, sie besitzt, eine Filiale in Landeck und. eine Ge- 
schäftsstelle in Hall i. Т. und unterhält aus Fremdenverkehrs- 
rücksichten Zahlstellen in Nauders und їп St. Anton a. A. 

Die Bank ist an der Tiroler Wasserkraftwerke A. С. þe- 
teiligt; sie befaßt sich neben den kommerziellen und indu- 
striellen Geschäften mit der Erteilung von kurzfristigen Kom- 
munal-Krediten und widmet ein besonderes Interesse den 
Fragen des Ausbaues der Tiroler Wasserkräfte und der Förde- 
rung des Fremdenverkehrs. 


Rreditanftalt 


Centrathank 


der deutschen Sparkassen 
їп der Cechoslovakischen Republik. 


Hauptanstalt Prag Il., 
Bredovskä 14. 


Niederlassungen: 


Aussig, Brünn, Eger, Jägerndorf, Reichenberg, С. Teschen, 
Trautenau, Troppau. 


Besorgung aller in das Bankfach einschlägigen Geschäfte. 
Ausgabe von mündelsicheren Pfandbriefen 


und Schuldverschreibungen. 


Die Gentralbank der deutschen Sparkassen 


in der tschechoslowakischen Republik 


wurde im Jahre 1922 mit einem Aktienkapital von CK 30,000.000, 
Reserven &K 8,500.000, errichtet. Ein Großteil der Aktien be- 
findet sich im Besitze der deutschen Sparkassen und der deut- 
schen Gemainden der Republik. Die Centralbank hat zur 
satzungsgemäßen Aufgabe, das deutsche Sparkassenwesen in 
der tschechoslowakischen Republik zu fördern und zu unter- 
stützen. Sie ist Mitglied des Verbands der deutschen Spar- 
kassen in der Tschechoslowakei und handelt im Einverneh- 
men mit demselben. Sie errichtete eine besondere Sparkassen- 
abteilung, die sämtliche Sparkassengeschäfte, sowie auch die 
Geschäfte der deutschen Kreditgenossenschaften durchführt. 
Die Bank übernimmt Einlagen gegen Büchel und in laufandar 
Rechnung, gewährt Kontokorrentkredite an Sparkassen, Ge- 
nossenschaften und protokollierte Firmen; belehnt Wert- 
papiere und Sparkassenbücher; besorgt den An- und Verkauf 
von Miongoni an den Börsen und betreibt "das Depot: 
gaschäft. Außerdem gewährt die Bank Hypothekar- und Kom- 
munaldarlehen, auf Grund deren sie mündelsichere Pfand- 
briefe und Kommunalschuldverschreibungen emittiert. 


KARLSBADER VEREINSBANK 


Gesellschaft m. b. H. 


KARLSBAD 


Hauptanstalt: 
Karlsbad, Hauptstraße (neben der Hauptpost) 


Expositur: Karlsbad, Marktplatz (Mühlbrunnstraße) 
Zahlstelle: Karlsbad, Theaterplatz, Pavillon des Landes- 
verbandes für Fremdenverkehr 
Zweigstelle: SAAZ, Schillerplatz 
Entgegennahme von Einlagen. Kulanteste Durchführung 
aller bankgeschäftlichen Transaktionen 


der Deutfchen 


tegiftrierte Benoffenfhaft mit befhränkter Haftung 


Sanptanftalt: Prag Il, Krakauergaffe m 


75 ftiederlaffungen. 


Alle Santgefhäfte. 


MAHRISCHE BANK 


Zentrale in Brünn — Zweigniederlassung in Prag 


Aktienkapital EK 130,000.000 — Einlagen über 1:/, Milliarden &К 
Reservefonds über &К 90,000.000 


FILIALEN: Boskowitz, Bratislava, Chrudim, Deutschbrod, Gablonz 


a.N., Gaya, Groß-Meseritsch, Haida, Hohenstadt, Holleschau, 
Hultschin, Königgrätz, Königsfeld, Kolin, Kremsier, Kuttenberg, 
Lomnitz а. P., Lundenburg, Mähr. Ostrau, Mähr. Weißkirchen, 
Neubydzov, Neu-Paka, Neustadt in Mähren, Nimburg, Olmütz, 
Pilsen, Prerau, Proßnitz, Tábor, Teltsch, Tischnowitz,_Trebitsch, 
Troppau, Ung. Brod, Wall. Meseritsch, Znaim, Zilina. 


Exposituren : Prag Iil., Vsetin — Sommerexpositur Вай Luhačowitz 


Sämtliche Bankgeschäfte 


Zucker-Abteilung Boden-Abteilung 


MAHRISCHE BANK 


entstand durch Fusion von vier mährischen Banken, d. i. der Mährischen 
Agrar- und Industrie-Bank, Mährlsch-Siovakischen Bank, Brinner Bank und der Süd. 
briechen Bank. 

. Als Grundlage der neuen Großbank wurde das älteste und größte 
dieser Institute, die Mährische Agrar- und Industrie-Bank in Brünn ge- 
wählt, welche schon vor zwanzig Jahren gegründet wurde. 

Sämtliche vier Banken haben die wirtschaftliche Nachkriegskrisis 
dank ihrer gesunden Grundlage glänzend bestanden. Geleitet durch die 
wertvollen Erfahrungen, erworben in der Zeit dieser Krisis, welche be- 
deutende Vorteile größerer Geldinstitute zeigte, bemühten sich die maß- 
gebenden Faktoren seit längerer Zeit um die Konzentration der mährischen 
Banken, die im Jahre 1927 durch Fusion der angeführten vier Bank-Institute 
verwirklicht wurde. 

Durch diese Fusion ist es gelungen, die bisher dem Konkurrenzkampf 
gewidmete Energie in gemeinsame Arbeit umzuwandeln und in Mähren en 
mächtiges Institut zu schaffen, welches vermöge seiner guten finanziellen 
Grundlage, der reduzierten Regiekosten und eines dichten Netzes von ins- 
gesamt vierzig Filialen und Exposituren gewiß die beste Garantie für eine 
BAS Entwicklung des mährischen Geldwesens bietet. Das neue Institut 

esitzt ein Aktienkapital von &K 120,000.000 und seine eigenen Betriebsmittel 
belaufen sich samt Reserven auf mehr als &К 200,000.000, während die 
fremden, der Bank anvertrauten Mittel über &K 1.500,000.000 betragen. 


Ungarische ‚Allgemeine 
Ѕрагсаѕѕа А. б. 


Budapest, V. Gróf Tisza István utca 8—10. 


Í Gegründet im Jahre 1881 unter der Ägide der Assicura- 


zioni Generali, Triest 
Aktienkapital und offene Reserven über 33 Millionen Pengö. 


| Präsident: Dr. Leopold Horváth, kön. ung. Oberregierungs- 


rat, Generaldirektor. 


Vizepräsidenten: Gr. Uff. Edgardo Morpurgo, Präsident 


der Assicurazioni Generali und Dr. Franz Ripka, 
Oberbürgermeister der Haupt- und Residenzstadt 
Budapest, Mitglied des Oberhauses des Ungari- 
schen Reichstages. 
Das Institut besitzt in der Hauptstadt 8, in der ungarischen 
Provinz 22, insgesamt daher 30 Filialen. 
Die Provinzfilialen befinden sich in Baja, Bekes- 
csaba, Cegléd, Debrecen, Gádoros, Gyöngyös, 
Kaposvár, Kecskemét, Kiskunfélegyháza, Kispest, 
Kistelek, Nyiregyháza, Orosháza, aaa Szeged, 
Székesfehérvár, Szentes, Szombathely, Tab, Tapolca, 
Várpalota und Zalaegerszeg. 
Außerdem gehören 6 affiliierte Provinz-Geldinstitute und eine 
Reihe kommerzieller, industrieller und landwirtschaftlicher 
Unternehmungen dem Interessenkreise der Sparcassa an. 
Das Institut befaßt sich mit Bankgeschäften aller Art, 
gewährt Amortisations-Hypothekar-Darlehen und 
emittiert auf Grund derselben T'h'hige auf engl. 
Pfund und U. S. A. Dollar, sowie 7°/,ige auf Pengö 


lautende Pfandbriefe. Die SNE auf engl. Pfund 
lautenden Pfandbriefe рин agi 
notiert. 


er Londoner Börse 


Steiermärkische Escompte-Bank 


GEGRÜNDET 1864 : ÄLTESTES ALPENLÄNDISCHES BANKINSTITUT 
AFFILIIERT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN ESCOMPTE-GESELLSCHAFT 
Fihalen in Klagenfurt, Leoben, Linz und Salzburg 


DURCHFÜHRUNG SÄMTLICHER BANKGESCHÄFTE. GESCHÄFTSSTELLE DER 
KLASSENLOTTERIE. REISEBÜRO 


BANK- UND WECHSELHAUS LANGER & Co. 


(Gesellschafter: Otto Kraus und Dr. Paul Raumann) 
pflegt alle Zweige des in- und ausländischen Bankgeschäftes 


WIEN, I, 


Telephon: U-47=5-70 Serie 


260 


BÖSENDORFERSTRASSE 2 


Telegramme: Langerhaus 


BANKHAUS 


PETSCHEK ё Co. 


PRAG 


I. BREDOVSKA 18 


TELEGRAMMADRESSE: PETSCHEKOMP 


— 961 — 


ENT EECH ЕЕ ese ЕЕ ЕЕ ЕЕ salze 
Georg Anninger ka Co. SNR иии: en 
Die Firma Georg Anninger & Со, Fi 
Wien, I., Walfischgasse 8, deren Gesell- Handel-Maatschappij 
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schafter die Herren Georg Anninger und 
Franz Zuber sind, befaßt sich mit allen 
Zweigen des Bank- und Kommissions- 
geschäftes, in erster Linie jedoch mit 
der Vermögensverwaltung ihrer Klientel, ЕН 
vornehmlich hervorragender Firmen der ER 
Textilindustrie im Gebiete der ehemaligen Ё 
Monarchie, mit welchen Firmen die Ge- 
sellschafter durch nahe geschäftliche und 
verwandtschaftliche Beziehungen ` ver- 
knüpft sind. 
In der letzten Zeit hat auch das Place- 
ment von Geldern bei Handelsfirmen- und 
das Wechselescomptegeschäft größeren 
Umfang angenommen. 


H Albert de Вагу & Co. 


Amsterdam 
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ДШШЩ ИШ 
Bankhaus 


LEEREN 


“niuom 


DRDIOSCROSG 


Kapital: fl. 9,000.000 
Reserven: fl. 4,000.000 


Telegramm-Adresse: 
Compdebary,. Amsterdam 


ORO/DRO DAD. D D 
DEE Den 
Б] 11217 Te) 
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Die Firma Georg Anninger & Co. ist von 
der bekannten Textilfirma Wm. Abe- Summum 
les & Co., Wien, kommanditiert. БЕЗЕ ЕЕ ЕЕЕ ЕЕЕ) BE BEE 
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BANKHAUS 
EDMUND СКОМ 


EXOTISCHE WERTPAPIERE 


Gartenberg & Co. 


Bank- und Kommissionsgeschäft 


Wien, l., Neutorgasse 13 


Telephone 60-0-75, 61-1-59, 64-4-12, 69-3-50 


TELEPHONE U-23-408 UND U-24-208 


WIEN 
I, HOHENSTAUFENGASSE 9 


Telegrammadresse ; GARTENCO 


BANKGESCHÄFT. 


WIEN, I., SSCHOTTENRINGNTr. 32 


Telephon: U 22-5-45 Serie 


== 0960 = 


OTTO HIRSCH & Co. 


Kommandite der Darmstädter und Nationalbank К. a А. 


Telegramm-Adresse: OHACO 


Frankfurt a. M. 


56 Neue Mainzerstraße 


FERNSPRECHER HANSA: 5729, 5730, 7746, 8465, 8466, 8467 
FÜR FERNGESPRÄCHE: FERNZIMMER 10 und 17 


KAUEMANNS& WILLET 


WIEN, 1, RATHAUSSTRASSE 4 


Telephone: A-27-5-85, A-27-5-86, A-27-5-87, А-27-5-88, А-27-5-89 


WIEN-EFFEKTENBÖRSE WIEN-PRODUKTENBÖRSE 
Eskontierung von Warenwechseln — Devisengeschäfte — Effektenordres für Inland und alle ausländischen Börsen — Handel mit Anlage- 
werten — Kapitalsanlagen — Kontokorrentverkehr — Finanzierung von Autoratenkäufen — Zeichnung von ausländischen Emissionen — 


Placements von ausländischen Emissionen — Ausländische Kredite. 


| | a ee 
Ludwig Kantor 


Bankiers | ү. WOLF & Со. 


Wien, L, | PRAG I. 
Wipplingerstraße 21 Krakovská 23 


Telegrammadresse: Lukant Telegramme: Bankwolt Briefadresse: Postfach 299 
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R. LANDAUER 


Wien, I. Ring des 12. November Nr. 12 


Diese Firma zählt zw den ältesten Wiener Bankfirmen. 
Schon in Vorkriegszeiten erfreute sie sich eines ausgedehnten, 
alle Schichten der Gesellschaft und alle Länder der ehemaligen 
Monarchie umfassenden Kundenkreises. Sie betrachtete es 
immer als vornehmste Aufgabe des Bankiers, für eine möglichst 
solide und dabei vorteilhafte Veranlagung der Kapitalien der 
Klientel Sorge zu tragen und infolgedessen hatte sie speziell 
am heimischen Anlage- und Rentenmarkt ein. umfangreiches 
Geschäft. 

Durch gute Beziehungen zu hervorragenden ausländischen 
Banken und Bankiers über die Vorgänge an den Westbörsen 
gut informiert, hat die Firma R. Landauer stets auch dem 
Arbitragegeschäft große Aufmerksamkeit geschenkt. Derzeit 
verhindert allerdings die Enge des Wiener Marktes eine leb- 
haftere Tätigkeit auf diesem Gebiete, 

Darum hat sich die Firma R. Landauer in der letzten Zeit 
stärker der Absatzfinanzierung zugewandt. Seit einem halben 
Jahre werden in größerem Maßstabe Kraftfahrzeuge finanziert, 
außerdem sind gerade jetzt bindende Abmachungen mit dem 
Konzern der Industrieele Disconto Maatschappij, Amsterdam, 
zustande gekommen, wonach die Firma R. Landauer für diesen 
bedeutenden europäischen Absatzfinanzierungskonzern das ein- 
schlägige Geschäft in Österreich bearbeiten wird. 

Als öffentlicher Gesellschafter gehören der Firma R. Lan- 
dauer an: seit 1907 Herr Oskar Landauer, der Sohn Raphael 
Landauers, welcher 1869 die Firma gegründet hatte, und seit 
1925 Herr Fritz Mayer, der vorher Prokurist der Mitteldeut- 
schen Creditbank war. Als Prokuristen fungieren seit langen 
Jahren Herr Oskar Horner und Herr Karl Klang. Nicht uner- 
wähnt soll bleiben, daß der Firma in einem langjährig geschul- 
ten Personal ausgezeichnete Mitarbeiter zur Verfügung stehen. 


REITLER © Со. 
WIEN 


І, Wipplingerstraße Nr. 25 


TELEPHON As24-5-80 


Pichler & Schück. 


Die Firma Pichler & Schück, Wien I., Schotten- 
ring 7, besteht seit dem 1. Jänner 1889, wird also in 
wenigen Wochen auf einen vierzigjährigen Bestand 
zurückblicken. Der eine Gründer und persönlich haf- 
tende Gesellschafter, Rudolf Pichler, war vor seiner 
Etablierung bei der Darmstädter Bank, Berlin, der 
andere, Julius Schück, bei der Berliner Handels-Gesell- 
schaft in Berlin tätig. Sie pflegten im Anfang vorzugs- 
weise das ausländische Kundengeschäft, vor allem mit 
deutschen Instituten und Firmen. Späterhin kultivierte 
die Firma den Arbitrageverkehr in Effekten mit allen 
größeren Börseplätzen, welchem Geschäftszweig sie 
auch heute noch ihr Hauptaugenmerk zuwendet. 

Die Firma befaßt sich im übrigen mit allen Arten 
des Bank- und Kommissionsgeschäftes, insbesondere 
mit der Vermögensverwaltung ihrer Klientel, sowie mit 
dem Devisengeschäft. Seit dem im Jahre 1902 erfolgten 
Ableben des Herrn Julius Schück führt Herr Rudolf 
Pichler das Geschäft allein weiter. Ihm zur Seite steht 
der Einzelprokurist Herr Alfred Koref, der fast seit 
Gründung der Firma bei ihr tätig ist. Als Kollektiv- 
prokuristen fungieren die Herren: Josef Leberer, Ernst 
Eisler, Géza Havas, Dr. Hans Neff und Isidor Weinschel. 


Bankhaus 


J.A. Sehwarzschild vip 


Frankfurt а. М. 


Quiollettstraße 6 


ж 


Telegramm - Adresse: Weisschild 
Telephon: 


Sammelnummer Maingau 70661 


Om & mm 


Wien, I., Schottenring Nr. 17 


Telephon: A 17-5-80 Serie Telogr.-Adr.: Strisowera 
Gegründet 1877 


Lé 


Bank- und 
Kommissionsgeschäft 


Lé 


Spezialität: 
Handel in kotierten und nicht 
kotierten Anlagewerten 


TELTSCHER & WEIDHOLZ 


Bank- und Kommissionsgeschäft 
Gegründet 1882 


Wien, IX., Liechtensteinstraße 3. 


ADOLF WEISS Je 


Bank- und Kommissionsgeschäft 
Gegründet 1866 
Wien, l, Börsegasse 11 
Telephon U-23-2-25. — Tel.-Adr.: Weissdolf 


Vermögensverwaltungen 
Kapitalsanlagen im In- und Ausland 


WALTER & Co, 
Wien, IL, Schottenring Nr. 7. 


Die Firma wurde im Jahre 1882 von den Herren 
Franz Singer und Eugen Walter unter dem Namen 
Singer, Walter & Co. gegründet. Sie betreibt das 
Eitekten-Arbitragegeschäft, das allerdings durch die 
Abwanderung großer Effektenpakete von Wien wesent- 
liche Einschränkungen erlitten hat, pflegt insbeson- 
dere das reine Kommissionsgeschäft und die Verwal- 
tung ihr anvertrauter Vermögen. Sie wird durch einen 
Stab bewährter, fleißiger und tüchtiger Kräfte unter- 
stützt. 

Ferner betreibt die Firma in einer eigenen Ab- 
teilung, die erst vor einem Jahre ins Leben gerufen 
wurde, die Finanzierung der Anschaffung von allen 
Arten motorischer Transportmittel, Maschinen, Kessel- 
anlagen und dergleichen, die lediglich produktiven 
Zwecken zu dienen haben, gegen monatliche Rück- 
zahlungen. 

Gesellschafter der Firma sind die Herren: Alfred 
Ellissen und Dezsö Spielberger. Als Proku- 
risten fungieren die Herren: Dr. Martin Freud, Adolf 
Kafka, Dr. Leo Münzer, Stefan Schwager 
und Geza Tauszky. 


DENTAL-DEPO 


WEIS & SCHWARZ 


WIEN ! 
I., Petersplatz 7 


SCHWESTERFIRMEN: 
Graz: Weiss © Schwarz, Schmiedgasse 12 
Brünn: Weiss, Schwarz © Co., Ceská 28 
Budapest: С. Ash © Sons Nacht IV., Ferenciek tere 4 
Triest: Alessandro Weiss, Via Imbriani 14 


Mechanische Werkstätte für Dentisiik 
Lager und Erzeugung 
zahnärztlicherEinrichtungs- 
gegenstände, Instrumente 
und Materialien 


Der österreichisch-sowietrussische -Handel 


Nach den Daten der österreichischen Statistik er- 
reichte der Außenhandelsumsatz Österreichs (für Export 
und Import) mit der UdSSR. in den letzten. Jahren- fol- 


gende Ziffern (in Millionen Schilling): 


Im Jahre 1925 ër) 
$ ar EE, ее rn Leed дт ч 48:8 
3 Ven RE, pt ven tbat .60°8 
„ ersten Halbjahr 1928. - ‚829 


Das allgemeine Ergebnis des österreichisch-sowjet- 
russischen Handels in den letzten 3% Jahren. zeigt also 
ein Wachstum, das aber zeitweisen Schwankungen unterlag. 

Es ist ein charakteristisches Zeichen dieser Schwan- 
kungen, daß sie im allgemeinen vollständig mit gleicharti- 
een Veränderungen des gesamten übrigen Außenhandels 
Österreichs übereinstimmen. Dieser zeigt nämlich in den 
angegebenen Jahren folgende Entwicklung (in Millionen 
Sehilling): 


Im Jahre 1925 . . 48455 
1, о: . 45895 
кенет Ой ең . . 52724 
„ ersten Halbjahr 1928 . 26507 


Die Handelsoperationen Österreichs mit der UdSSR. 
führten demgemäß kein Eigenleben. Sie waren zweifellos 
in bestimmtem Verhältnis zur Gesamtentwieklung des öster- 


reichisehen Außenhandels. 


Hiebei wäre zu bemerken, daß der relative Anteil der 
Operationen mit der UdSSR. im allgemeinen Ergebnis des 
österreichischen Außenhandels in den letzten Jahren eine 


ständige und bemerkenswerte Wachstumstendenz zeigt: 


Im Jahre 1926 stellen die Operationen mit der UdSSR. 
09% der Handelsverbindungen Österreichs mit der Welt- 
wirtschaft dar, im Jahre 1927 steigt dieser Anteil auf 1%, 
im ersten Halbjahr 1928 erreicht er bereits 13%. 


Sowietrußland und der Österreichische Handel 


Der Handel Österreichs mit der UASSR. entwickelte 
sich, seit “überhaupt regelmäßige österreichisch-sowjet- 
russische Geschäftsbeziehungen “bestehen, durchaus mit 
positiven Bilanzergebnissen zugunsten Österreiehs. Dies 
zeigt sich schon beim ersten ‚Blick auf die Statistik des 


auswärtigen Handels Österreichs (in Millionen Schilling): 


I. Halb- 

1926 1997 jahr 

1998 

Export aus Österreich nach der UdSSR... 38-2 43°2 215 
Import aus der UdSSR. nach Österreich. 5:0 176 11:5 
Saldo zugunsten Österreichs . 332° 256 10°0 


Dergestalt war die UdSSR. während des, ganzen der 
Betrachtung unterliegenden Zeitabschnittes ein Partner, 
welcher Valuta hieherleitete und daher in gewissem Um- 
fange zur Verkleinerung des österreichischen Außenhan- 
delsdefizits beitrug. 

Die angeführte Tatsache als solche bietet prinzipielles 
Interesse, ungeachtet det relativen Geringfügigkeit der 
Operationen Österreichs mit der UASSR. und der daraus 
hervorgehenden unbedeutenden absoluten Größe des für 
Österreich positiven: Saldos. 

Die UdSSR. gehört also zu jenen wenigen Ländern, 
die im Verlaufe‘ der regelmäßigen Handelsbeziehungen mit 
Österreich alljährlich einen, im Hinblick auf den Umfang 


der sowjetrussisch-österreichischen Warenumsätze, relativ 
bedeutenden Überschuß zugunsten der österreichischen 
Zahlungsbilanz abwerfen. 
Gegenwärtig erfährt die Aus- und Einfuhrliste des 
österreichisch-sowjetrussischen Handels gewisse Verände- 
rungen, hervorgerufen. durch die Umstellungen, die sich in 
der Volkswirtschaft der UdSSR. vollziehen: Industrialisie- 
rung und Erweiterung des Exportes neuer Artikel auf 
Kosten der früher überwiegenden Ausfuhr von Brotgetreide, 
Bis zum Jahre 1928 überwogen in dem Export Öster- 
reichs nach der UdSSR. vor allem die Einkäufe von ver- 
schiedenen Börsenwaren, Industrierohstoffen und land- 
wirtschaftlichem Inventar. So wurden. im Laufe des.sowjet- 
russischen Wirtschaftsjahres 1926/27 (Oktober 1926 bis 
September 1927) von der Handelsvertretung der UdSSR. 


in Österreich eingekauft: 
in Millionen 


Schilling Prozenter 

I. Gruppe: Waren nichtösterreichi- 

schen Ursprungs: Nichteisenmetalle, 

Pierde-u,, dgl- sh А-6. OF 33:99 65'5 
П. Gruppe: Waren österreichischen 

Ursprungs: 

a) Industrie-Ausrüstung . . ‚ 2:45 47 

b) andere . 15:45 17790 208 34°5 

51:89 100% 


— Чар = 


Wie aus vorstehender Tabelle ersichtlich, überwogen 
in diesem Zeitraum bei den sowjetrussischen Einkäufen 
in Österreich die Waren nichtösterreichischer Herkunft, 
das sind Waren mit für Österreich nur zufälliger, (durch- 
laufender Bedeutung. Dagegen stellen die Einkäufe, die 
unmittelbar der Österreichischen Industrie zuflossen, ins- 
gesamt nur 34:4% der Gesamtsumme der Bestellungen dar. 
Es ist interessant, daf unter den Waren österreichischer 
Erzeugung die Industrieausrüstungsgegenstände eine ver- 
hältnismäßig ganz unbedeutende Rolle spielten. 

Seit dem Jahre 1928 stellte das beschleunigte Tempo 
der Industrialisierung des Landes dem Außenhandelsmonopol 
der Sowjetunion in erster Linie die Aufgabe, für den Im- 
port von Industrieinventar zu sorgen. In Übereinstimmung 
damit kann man eine Umstellung der Importbestellungen 
der UdSSR. in Österreich konstatieren. Es zeigt sich ein 
ganz ansehnliches Wachstum der Bestellung von Gegen- 
ständen der Industrieausrüstung. Soweit innerhalb der 
österreichischen Industrie die technische Möglichkeit zur 
Unterbringung von sowjetrussischen Bestellungen 
Ausrüstung gegeben war, hat diese Möglichkeit als Basis 
für die Weiterentwicklung der Beziehungen der österreichi- 
schen Industrie mit dem sowjetrussischen Markte gedient. 

Die Bestellungen der UdSSR. in Österreich im Jahre 
1927/28, soweit sie sich aus den Ziffern des ersten Halb- 
jahres 1928 (Oktober 1927 bis März 1928) ableiten lassen, 
sind nach. folgender Richtung außerordentlich charakte- 


von 


ristisch: 

Scharfe . Verminderung der- Operationen von nicht- 
österreichischen Transitprođukten und bedeutendes rela- 
tives Wachstum der Abschlüsse auf dem Gebiete der öster- 
reichischen Industrieproduktion und in erster Linie des 
Maschinenbaues. In diesem Halbjahr stellt sich die Struktur 
der Einkäufe in Österreich folgendermaßen dar: 


in Millionen in 
Schilling Prozenten 
I. Gruppe: Waren nichtösterreichi- 
scher Herkunft. PSP MR 7:31 422 
П. Gruppe: Waren österreichischer 
Herkunft: 
a) Industrie-Ausrüstung 412 ENZ 
b) andere . а 5:87. 9°99 34:0 57:8 
insgesamt . 17:30 100%, 


Der Import aus der UdSSR. nach Österreich be- 
schränkte sich in der Vergangenheit auf еше ziemlich 
kleine Zahl von Warengattungen (Brotgetreide, Eier und 
dergleichen). 

Im Jahre 1928 zeigte sich bei einer allgemeinen Ver- 
besserung des Sortimentes eine Erweiterung der Exporte 
der Sowjetunion, und zwar durch Heranziehung einer gan- 
zen Reihe neuer Warengattungen, welche sich den spezi- 


fischen Bedürfnissen des österreichischen Marktes an- 
passen. 

Diese Veränderungen in der Struktur des Imports aus 
der UdSSR. nach Österreich dürften. einen günstigen Ein- 
Пий auf die weiteren sowjetrussisch-österreichischen Han- 
delsbeziehungen ausüben. 

Die relative Unabhängigkeit des Sowjetexportes von 
den Getreideprodukten bei gleichzeitiger günstiger Ent- 
wicklung der übrigen Exportwaren beeinflußt das Gleich- 
gewicht dieser Operationen und vermindert den Einfluß, 
welchen die Schwankungen der landwirtschaftlichen Kon- 
junktur innerhalb der Sowjetunion auf die Außenhandels- 
operationen haben. 

Man muß aber gleichzeitig unbedingt im Auge haben, 
daß die Durchführung dieser Erwartungen in engster Ab- 
hängigkeit von den Bedingungen steht, mit welchen die 
österreichisch-sow jetrussischen Wirtschaftsbeziehungen auch 
sonst rechnen können. 

Die Entwicklung des Österreichischen Exportes nach 
der UdSSR. und die Erweiterung der Operationen im Rah- 
men дег Produktionsmöglichkeiten der Österreichischen 
Industrie werden abhängen vom weiteren günstigen Ver- 
lauf der der Sowjetunion zur Verfügung gestellten 
Garantiekredite. 

In dieser Richtung wäre außer der Fortsetzung der 
unter der Garantie der Stadtgemeinden Wien und Linz 
ausgeführten Transaktionen auch, die Aktivierung der 
Garantieleistungen der übrigen österreichischen Gebiets- 
körperschaften zu wünschen. 

Zur des Importes U4SSR. 


scheint es zur Erzielung eines normalen Verlaufes der 


Erleichterung aus der 
Operationen wichtig, eine wohlwollende Revision der Zoll- 


tarifpositionen für jene Waren durchzuführen, welche 
Sowjetexporte nach Österreich darstellen oder darstellen 
könnten. 

Ungefähr zwei Drittel der Summe aller. österreichisch- 
sowjetrussischen Geschäftsabschlüsse werden unmittelbar 
durch die Handelsvertretung d. UdSSR. in Österreich ab- 
geschlossen. Die übrigen Umsätze verteilen sich auf die 
beiden österreichisch-russischen gemischten Aktiengesell- 
schaften „Ratao“ und „Rusawstorg“. Die Handelsopera- 
tionen und Geschäftsergebnisse dieser beiden Gesellschaf- 
ten entwickelten sich bisher durchaus günstig. 

Der Gesamtumsatz der gemischten Gesellschaften in 
Österreich im Wirtschaftsjahr 1926/27 (Oktober 1926 bis 
September 1927) betrug 25 Millionen, im ersten Halbjahr 
1928 (Oktober 1927 bis März 1928) erreichte der Umsatz 


bereits 14% Millionen Schilling. Е. Ph. 


Das kaufmännische Erkundiouneswesen. 


Mit der Ausbreitung von Handel und Verkehr hat der 
kaufmännische Erkundigungsdienst eine immer größere Bedeu- 
tung erlangt. Solange der Kaufmann sein Geschäft in den 
Grenzen seiner engen Umgebung hielt, konnte er die Kredit- 
fähigkeit seiner Kunden aus eigener Wahrnehmung beurteilen. 
Ausnahmsweise erkundigte er sich раі einem ѕеіпэг Geschäfts- 
freunde, 

Bis in die erste Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts 
hinein genügte diese Art der Krediterkundigungen den Bedürf- 
nissen des Verkehrs. 

Nach dem raschen Fortschreiten des Inlandsverkehrs und 
namentlich der rapiden Entwicklung des internationalen Han- 
dels konnte dieser primitive Zustand nicht mehr ausreichen. 
Der geschäftsfreundliche Erkundigungsweg wurde unzuläng- 
lich, verlor an Verläßlichkeit und versagte in zahlreichen 
Fällen. Amerika war das Land, in welchem das erste Auskunfts- 
bureau errichtet wurde. Im Jahre 1841 gründeten tüchtige, 
unternehmungsfreudige Kaufleute und Advokaten die „The 
Mercantile Agency R. G.D un & Co.“ in New York. Die schnelle 
wirtschaftliche Entwicklung, die in den folgenden Jahren in 
den Vereinigten Staaten von Amerika einsetzte, brachte ein 
rasches Wachsen des Unternehmens. „R. G. Dun & Co.“ stellten 
so ziemlich von Beginn ihrer Tätigkeit an das Ergebnis ihrer 
Erkundigungen in gedruckten Büchern: „Referenzbüchern“ zu- 
sammen, Und dieses System ist bis auf den heutigen Tag bei- 
behalten worden. Die „Referenzbücher“ erscheinan viermal 
Jährlich in einer Riesenauflage und werden gegen Entgelt an 
die Abonnenten verliehen. Die Hauptausgabs des großen, 
lückenlos selbst die kleinsten Orte in den Vereinigten Staaten 
und in Canada umfassenden, in eigener Druckerei von 
„К. б. Dun E Co.“ hergestellten Buches enthält auf über 
2500 Seiten die Namen von einigen Millionen Geschäftsleuten, 
Industriellen, Banken usw. unter chiffrierter Angabe der Bran- 
che, des Geschäftsvermögens und der Höhe des zulässigen 
Kredites. Die schriftliche Auskunftserteilung wird in den Ver- 
einigten Staaten und in Kanada zwar gleichfalls gepflegt, dient 
jedoch nur als Ergänzung der Aufschlüsse des Referenzbuches, 
gewöhnlich für Fälle, in denen höhera Interessen auf dem 
Spiele stehen oder für jene seltenen Fälle, in denen das Refe- 
renzbuch mit voller Absicht auf die Notwendigkeit der Ein- 
holung einer schriftlichen Auskunft durch ein „blank rating“ 
hinweisen muĝ. 

In den 1850er Jahren fingen „R. б. Dun & Co.“ an, ihr 
Unternehmen auf Europa auszudehnen, Sie errichteten 1857 
die erste Niederlassung in England (bodenständige englische 
ureaus entstanden erst nach der Filialgründung von R. б. 
Dun & Co.), dann folgten Niederlassungen in Frankreich, Bel- 
gien, Holland, Spanien, Italien, der Schweiz, Deutschland, 
Österreich-Ungarn usw. usw. In Deutschland bestanden 1914 
etwa 20 Filialen, in Österreich-Ungarn drei. Während des 
Krieges wurden die Filialen in jenen Staaten, die Amerikas 
Kriegsgegner waren, beschlagnahmt. Nach Beandigung des 
Krieges wurde die „Deutsche Auskunftei (vorm, R. б. Dun 
& Co.), G. m. b. H.“ gegründet; die Niederlassungen in Öster- 
reich, Ungarn, der Tschechoslowakei und Jugoslawien werden 
unter der Benennung „Handelsauskunftei vormals В. С. Dun 
& Co., Gesellschaft m, b. H.“ (in Jugoslawien formell als Aktien- 
Gesellschaft) betrieben. Die „Deutsche Auskunftei (vorm R. G. 
Dun & Co.), б. m. b. H.“ im Verein mit der „Handelsauskunftei 
vormals В. G. Dun & Co, Gesellschaft m, b. H,“ unterhält in 
Mittel- und Osteuropa 40 Niederlassungen in allen größeren 
Städten diəses Gebietes. Der gesamte Organisationsdienst von: 
„R. G. Dun & Con, „Deutsche Auskunftei“ und „Handelsaus- 
kunftei“ umfaßt derzeit über 300 Geschäftsstellen, davon rund 
90 in Europa, 15 in Mittel- und Südamerika, 5 in Australien, 
4 in Neu-Seeland, 4 in Süd-Afrika, 6 in Mexiko; die anderan 
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Filialen befinden sich in den Vereinigten Staaten von Amerika 
und in Canada ‘(zusammen gegen 180), Ein Stab von über 
12.000 Angestellten ist in diesen mehr als 300 Organisations- 
stellen tätig. Als Mitarbeiter sind ferner zu rechnen weit über 
100.000 Gewährsleute (Korrespondenten), die sich aus erprob- 
ten, angesehenen Kaufleuten zusammensetzen. 

So hat sich diese größte Auskunfts-Organisation auf der 
ganzen Erde eina dominierende Stellung erarbeitet. Sie läßt 
sich heute aus dem Wirtschaftsleben nicht mehr wegdenken. 
Diese Weltstellung konnte nur errungen werden durch eine 
Geschäftsgebarung, die man mit Recht von einem solchen 
Unternehmen fordern wird, 

Von der Leitung eines gut organisierten Auskunfts- 
bureaus wird verlangt: Gediegsne allgemeine und kaufmänni- 
sche Bildung, Rührigkeit, Energie, Organisationstalent, Kennt- 
nis des Geschäftslebens in vielen Branchen, Objektivität, 
Diskretion, Takt und Gefühl für alle Abstufungen der Kredit- 
würdigkeit. 

Bei diesem Unternehmen finden wir in diesem Geiste 
Leitung, Mitarbeiter und Korrespondenten vereinigt, zur Er- 
füllung volkswirtschaftlich nützlicher Arbeit, 

Die Archive dar Filialen der Handelsauskunftei vormals 
К. б. Dun E Co., Gesellschaft m, b. Н, in Wien, Prag, Brünn, 
Budapest allein, zu deren Arbeitsgebiet außer Österreich, 
Tschechoslowakei und Ungarn, die Balkanstaaten und 
Vorderasisn gehören, enthalten Berichte über mehr als zwei 
Millionen Firmen. Hier ist alles Wissenswerte, was der Aus- 
kunftei durch eigene Erhebungen und durch freiwillige Mit- 
arbeit ihrer Abonnenten und Korrespondenten bekannt wird, 
aufgespeichert. 

Vollkommen berechtigt wird der Kredit mit einer zarten 
Pflanze verglichen, deren Besitzer sig vielleicht absterben 
sieht, ohne daß er sich erklären kann, wia es gekommen ist, 
weil heimliche Mißgunst, Voreingenommenheit und Leichtfer- 
tigkeit ihr die Wurzeln untergruben. 

Kann daraus nicht gefolgert werden, daß geschäfts- 
freundliche Auskünfte beiden Teilen nicht nützlich, vial- 
mehr eher schädlich sein können? 

Nur das auf der Höhe einer umfassend gegliedarten Or- 
ganisationsform stehende Auskunftsbureau, das barufsmäßig 
die Interessen seiner Abonnenten vertritt, dessen Fortbestand 
daher mit vollster Unparteilichkeit, Vertrauenswürdigkeit, 
Gründlichkeit und Schnelligkeit in der Berichterstattung im 
In- und Auslandsverkehr steht und fällt, kann dazu berufen 
und befähigt sein, die an dasselbe gestellten Ansprüche zu 
erfüllen. Und zwar nach der Regel dieses alten Erfahrungs- 
satzes: 

„Die Fähigkeit des Schuldners zum Abschluß eines Kre- 
ditgeschäftes muß vor dəm Urtəil des Gläubigers legitimiert 
werden; hiebei sind drei Fragen maßgebend: 

1. Wird der Schuldner die Leistung machen wollen, wenn 

er sie machen kann, 

2. wird er sie machen können, wenn er sie machen will, 

3. wird er sie machen müssen, wenn er sie machen kann 

aber nicht machen will.“ 

Dieses Bild тив dem Kreditgeber von „seiner“ Auskunftei 
zur Beurteilung seines Schuldners gestaltet werden, 

Deshalb können solche Auskunfteien nur mit der Gtite 
ihrer Berichte, nicht aber mit den Preisen kleiner, billig arbei- 
tender Auskunftsbureaus konkurrieren, 

Es ist verfehlt, wenn der Kreditgeber bei Auskünften 
vor allem billig und erst in zweiter Linie gut bedient werden 
will, denn wohl auf keinem Gebiet kaufmännischer Betätigung 
vertragen sich „billig“ und „gut“ weniger als auf jenem der 
berufsmäßigen Auskunftserteilung, 


STÄDTISCHE 
VERSICHERUNGSANSTALT 


EINNAHMEN GARANTIEFONDS 


Jede Signatur: 250.000 Schilling 
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GEMEINDE WIEN - STÄDTISCHE 


Aus dem Verwaltungsberichte der Anstalt vom 


VERSICHERUNGSANSTALT 


31. Dezember 1927: Zahlungen an Versicherte 


Ein Sock : 2.000 Schilling 
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VERSICHERUNGSANSTALT DER 
ÖSTERREICHISCHEN BUNDES- 
LÄNDER, VERSICHERUNGS- 

AKTIENGESELLSCHART. 


Die Versicherungsanstalt der österreichischen 
Bundesländer, ist aus den ehemaligen niederöster= 
reichischen Landesanstalten als deren unmittelbare 
Rechtsnachfolgerin hervorgegangen. Bald nach Auf- 
lösung der ehemaligen Monarchie machte die Än= 
derung der wirtschaftlichen. Verhältnisse und der 
territorialen Voraussetzungen einen durchgreifenden 
Neuaufbau 
Trennung der Länder Wien und Niederösterreich 
erfolgte, Diese Umbildung: ist charakterisiert- durch 


erforderlich, insbesondere als die 


eine gewisse Konzentrationstendenz im Kreise der 
im neuen Österreich verbliebenen Landesversiche- 
rungsanstalten, deren bewährte Gestaltung im 
Prinzip unbedingt aufrecht zu erhalten war. So 
wurde die niederösterreichische als die weitaus 
größte der Landesanstalten in eine Aktiengesell- 
schaft umgewandelt, an der sich sämtliche Bundes= 
länder und die übrigen Landesversicherungsanstalten 
als Hauptaktionäre beteiligten. Auf diese Weise 
und durch entsprechende Rückversicherungsverträge 
wurde der nötige Zusammenschluß der einzelnen 
Landesanstalten hergestellt, ohne deren selb- 
ständige Existenz durch eine Fusionierung zu be= 
seitigen. 

Diese Entstehung der Anstalt bringt gewisse 
Besonderheiten ihrer inneren Organisation mit 
sich, denn auch in der Unternehmungsform einer 
Aktiengesellschaft. mußte der Einfluß "und die 
Kontrolle der Länder gesichert werden. Zur 
Wahrung und Erhaltung des Besitzstandes am 
Aktienkapital wurden Namensaktien ausgegeben, 
deren Übertragung ohne Zustimmung des Vor- 


standes der Anstalt nicht möglich ist, um so 
von etwaigem Besitzwechsel im Grundkapital und 
den daraus resultierenden Verschiebungen der Ein- 
NAußsphären unabhängig zu sein. Zur unmittelbaren 
Geltendmachung des Einflusses der Länder wurde 
ferner als besondere, aus Vertretern sämtlicher 
Landesregierungen zusammengesetzte Körperschaft 
das Länderkuratorium gebildet, ап dessen Zu- 
stimmung Beschlüsse des Verwaltungsrates von 
weitergehender Bedeutung gebunden sind. Durch diese 
Einrichtung erscheint Gewähr dafür geboten, daß 
trotz der neuen Unternehmungsform Einfluß und 
Kontrolle derLänder im alten Umfang aufrecht bleibt. 


Auf der andern Seite mußte auch die An- 
passung an die privatwirtschaftliche Betriebsform 
gefunden und das Geschäft der Anstalt auf 
breiterer Basis als bisher aufgebaut werden. Ins- 
besondere der Ausdehnung des Rückversicherungs= 
geschäftes wurde erhöhte Aufmerksamkeit zuge- 
wendet. Gelegenheit dazu bot die mit Anfang 
1926 vollzogene Übernahme der Rückversiche= 
rungsgesellschaft »Securitas*. Ein Jahr früher war 
die »Austto=Union*.der Anstalt eingegliedert und 
damit eine beträchtliche Belebung des Transport- 
versicherungsgeschäftes erzielt worden, so daß 
nunmehr sämtliche Versicherungszweige im Betriebe 
der Anstalt vertreten sind. 

Der ständige Aufstieg der Anstalt trotz der 
іп der Ungunst der allgemeinen wirtschaftlichen 
Verhältnisse liegenden Hemmnisse und trotz der 
in mancher Hinsicht erfolgten Um= und Neuein- 
stellung beweist, daß das Problem der Vereinigung 


— me 


privatwirtschaftlicher Betriebsform mit den Ge- 
schäftsgrundsätzen halböffentlicher Unternehmungen 
eine glückliche "und zweckentsprechende Lösung 
gefunden hat. 

Die Gesamtprämieneinnahme betrug im Jahre 
1927 nahezu a Millionen 5 und wies dem Vor- 
jahre gegenüber ` eine Erhöhung um. ungefähr 
з Millionen S auf. Außer der 5%%igen ‚Dividende 
konnte eine Superdividende von 4% den Aktionären 

Wien, 17, Oktober 1928. 


bezahlt werden; der Realitätenbesitz der Anstalt 
stellt sich einschließlich des Anstaltsgebäudes auf 
neun Liegenschaften in Wien. Die wachsende Ве= 
deutung der- Anstalt auch im internationalen 
Geschäftsverkehr hat die-im Zuge .begriffene Er- 
höhung des Aktienkapitals auf : Million S 
erforderlich gemacht, _ wiewohl eine Vermehrung 
der flüssigen Mittel an sich nicht notwendig 


gewesen wäre. 


‚Allianz und Giselaverein“ Versicherungs-Aktiengesellschaft, 


Die. Gesellschaft ist aus den beiden Anstalten „Al- 
lianz“, Lebens- und Renten-Versicherungs-Actien- 
Gesellschaft, und „Gisela-Verein“, Lebens- und Aus- 
steuer - Versicherungsanstalt a. G., hervorgegangen, 
deren Fusion im Jahre 1921 erfolgte. Das Aktienkapital 
der Gesellschaft beträgt 900.000 Schilling, die Kapitals- 
rücklagen nach der Bilanz 1927 418.06975 Schilling. 

Die „Allianz“ wurde im Jahre 1890 gegründet und 
betrieb in erster Reihe die Volkslebensversicherung, 
welcher Versicherungszweig heute in der Gestalt der 
Heimsparkassenversicherung von den meisten Anstal- 
ten kultiviert wird. Durch die von zahlreichen Inkasso- 
organen bewerkstelligte Einhebung der Prämienbei- 
träge für kleinere ‘Versicherungen in wöchentlichen, 
später in monatlichen Raten wurde es auch den minder- 
bemittelten Kreisen ermöglicht, Versicherungsschutz 
zu erlangen, und ist es der Gesellschaft in jahrzehnte- 
langer Tätigkeit gelungen, dem Versicherungsgedanken 
in den breitesten Bevölkerungsschichten Eingang zu 
verschaffen. Das Tätigkeitsgebiet der Gesellschaft er- 
streckte sich auf das vormalige Österreich-Ungarn und 
Deutschland. 

Der „Gisela-Verein“ wurde im Jahre 1880 unter 
dem Titel „Gisela-Verein zur Ausstattung heirats- 
fähiger Mädchen“ gegründet, änderte später seinen Fir- 
menwortlaut in „Gisela-Verein, Lebens- und Aussteuer- 
Versicherungs-Anstalt auf Gegenseitigkeit“ ‚ab, Von 
dieser größten heimischen Gegenseitigkeitsanstalt 
wurde vornehmlich die Erlebensversicherung in der 
Form der Aussteuerversicherung betrieben und wurden 


Die Er Lehensversicherungsanstalt A. 0. in Prag 


wurde im Jahre 1922 gegründet. Aufnahme des Geschäfts- 
betriebes im Mai 1923. Tätigkeitsgebiet: die deutschen Ве- 
zirke Böhmens, Mährens und Schlasiens. :Aktienkapital 
2,000.000 К. Übernommene Stocks: die tschechoslowakischen 
Bestände der Gothaer Lebensversicherungsbank a. Сб. in 
Gotha und The Guardian Life Insurance Company of America 
in New York, Zum 31. Dezembar 1927 betragen: der Ver- 
sicherungsbestand 10.409 Polizzen über 123,480.000 &К Ver- 
sicherungssumme und 81.267 čK Jahresrente, die Prämien- 
reservan und Prämienüberträge 25,800.000 &K, die Schaden- 
reserve 1,685.000 &K, der Effektenbesitz 23,797.000 &K, der 
Hausbesitz (Prag und Aussig) 2,344.000 &K. Die Anstalt er- 
richtet derzeit ein eigenes (eschäftspalais in Prag. Letzte 
Genaralversammlung am 15. Juni 1928, in welcher für das 
Geschäftsjahr 1927 die Ausschüttung einer 4%igen Dividende 
beschlossen wurde, 


in diesem Versicherungszweige als Mittelstandsver- 
sicherung die ansehnlichsten Erfolge erzielt. Die An- 
stalt, die später auch die Ab- und Erlebensversicherung 
aufgenommen hat, betätigte sich in der ehemaligen 
Monarchie und in Deutschland. 

Die Nächkriegs- und Inflationsjahre ließen eine 
Fusionierung der beiden Gesellschaften im Interesse 
einer vereinfachten Betriebsführung und aus Gründen 
der rationelleren Ausnützung der beiden bestehenden 
Organisationsapparate angezeigt erscheinen. Anfangs 
1926 wurde das deutsche Geschäft an die „Gisela“, 
Deutsche Lebens- und Aussteuer-Versicherungs-Aktien- 
gesellschaft in München, übertragen, an welchem In- 
stitute die „Allianz und Giselaverein“ in hervorragen- 
dem Maße interessiert ist. 

Die fusionierte Anstalt, deren direktes Geschäfts- 
gebiet sich auf Österreich erstreckt, nimmt, wie aus den 
nachstehenden Daten ersichtlich ist, eine bei den der- 
zeitigen Wirtschaftsverhältnissen recht günstig zu nen- 
nende Entwieklung und ist erfolgreich bemüht, den 
Versicherungsstock, der durch die Geldentwertung und 
durch die Abtretung des Geschäftes in den National- 
staaten eine naturgemäße namhafte Einbuße erlitten 
hat, wieder aufzubauen. 


Betriebs- Kapitalsver-- Prämien- Zinsen- Prämienreserve Über- 
jahr віс. enep a e еы u. Mie Leg: 
1924. . 23,013.091 1,933.740 110.288 1,150.166 14.997 
1995 . . 32,244.910 9651.601 280,455 2,878.61 30.373 
1926 . . 62,332.321 4,164.189 379.662 5,042.305 57.388 
1927 . . 83,582.805  5,161.481 540.072 7,517.011 79.178 


„ELBE“ 


Lebensversicherungsanstalt А. а. 
PRAG Il., Národní 24 
Aufrechter Stand des Versicherungsstocks Ende 1927: 


EK 123,480.000-— Versicherungssumme und 
81.267°— Jahresrente. 


EK 
Garantiemittel Ende 1927: СК 30,500.000°— 


Er- und Ablebens-, Aussteuer-, Renten- und Erbsteuer- 
Versicherungen mit und ohne ärztliche Untersuchung 


Gewerkschattliche Kollektivversicherungen 
Heimsparbüchsenversicherungen 
Vertretungen in allen deutschen Städten der Č. 8. В. 
Auskünfte bereitwilligst und kostenlos 
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Internationale Unfall- und Schadensversicherungs-Gesellschaft 


Dis Internationale Unfall und Schadens- 
versicherungs-Gesellschaft wurde am 30. März 
1890 unter Mitwirkung der Riunione Adriatica di ‚Sicurtä, 
Triest, gegründet, Die genannte Mutteranstalt ließ sich bei 
dieser Gründung von dem Gedanken leiten, daß der Betrieb 
der Unfall- und Haftpflichtversicherung vermöge der Eigenart 
diesər Versicherungszweige eine vollständig selbständige Lei- 
tung erfordert, Wie richtig dieser Gedankengang war, zeigte 
sich schon in den ersten Entwicklungsjahren der jungen Ge- 
sellschaft. Der Geschäftsumfang hielt ständig eine aufstrebende 
Richtung bei und sprengte schließlich den allzu eng gewor- 
denen Rahmen der österreichisch-ungarischen Monarchie. Es 
erfolgte die Betriebsaufnahme in diversen Auslandsstaaten, 
womit die Grundlage für die heutige achtunggebietende Posi- 
tion der Internationalen Unfall- und Schadensversicherungs- 
Gesellschaft . geschaffen. war. Die Zeit der Kriegsjahre und 
der darauffolgenden Inflations- ‘und Deflationskrisen, der 


Hexentanz, der schweren Wirtschaftserschütterungen, der 
Europa nach dem Weltkriege heimsuchte und der so manches 
stolze Gebäude der Industrie und Finanz hinwegfeste, konnte 
dem soliden Fundament der auf eine breite internationale Basis 
gestellten Gesellschaft nichts anhaben. Neu verjüngt erhob 
sich die Anstalt aus den schweren Wirrnissen und arreichte 
schließlich eine Entwicklung, die den Stand der Vorkriegsjahre 
beträchtlich überragt, Teilweise mit Unterstützung der Riunione 
Adriatica di Sicurtà konnte das Geschäft in allen angestammten 
Geschäftsgebisten, das heißt in Österreich, im Deutschen Reich, 
in Holland, Ungarn, Jugoslawien, Polen und in der Tschecho- 
Slowakei nicht nur erhalten, sondern im steigendan Maße er- 
weitert und ausgebaut werden, 

In Dänemark und Schweden arbeitet als Tochtergesell- 
schaft der „Internationalen Unfall“ die Versicherungsgesell- 
schaft Nordeuropa, welche ebenfalls eine überaus befriedigende 
Entwicklung nimmt. 


Erste Einbruch- und Feuer-Versicherunes-Gesellsehaft, 


Die Einbruchdiebstahlversicherung gehört im Gegensatze 
zur Feuer- und Lebensversicherung, welehe auf eine mehrhun- 
dertjährige Entwicklung zurückblicken können, zu den jüng- 
sten Versicherungszweigen. Als im Jahre 1898 auf Initiative 
des Kommerzialrates S. Loewenberg, der heute noch als Vize- 
präsident für die Gesellschaft verdienstvoll wirkt, und unter 
Patronanz der „Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft“, 
welche sogar in den ersten Jahren des Bestandes der Gesell- 
schaft die Solidarhaftung für deren sämtliche Versicherung. 
verpflichtungen übernommen hatte und auch weiter als Rück- 
versicherer und Aktionär an der Gesellschaft werktätiges In- 
teresse nimmt, die „Erste österreichische Versicherungs-Gesell- 
schaft gegen Einbruch“ in Wien mit dam. Programme ge- 
gründet wurde, die Einbruchdiebstahlversicherung in der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie zu propagieren, fand dieselbe 
absolutes Neuland vor. Der überraschend schnelle Aufstieg der 
Gesellschaft hat die Skeptiker, welche an eine Entwieklung 
dieses neuen Versicherungszweiges nicht glauben wollten, bald 
eines Besseren belehrt und den Beweis arbracht, daß mit der 
Einbruchdiebstahlversicherung ein wichtiges wirtschaftlichss 
Bedürfnis befriedigt wird. Wenn auch in der Folgezeit nahezu 
sämtliche übrigen Elementarversicherungsgesellschaften die 
Einbruchversicherung aufgenommen haben, so hat doch die 
„Erste Einbruch“ ihre führende Stellung in diesem Versiche- 
rungszweige aufrecht zu erhalten verstanden. Die große volks- 
wirtschaftliche Bedeutung. des durch die Gesellschaft reprä- 
sentierten Versicherungszweiges trat insbesondere in den Jah- 
ren unmittelbar vor und nach dem Umsturze zutage, als die 
öffentlichen Sicherheitsmaßnahmen nicht mehr in normaler 
Weiss funktionierten und Schädigungen der Bevölkerung an 
Gut und Habe in furchtbarer Weise überhand nahmen. 


Es war naheliegend, daß die Gesellschaft auch den Schutz 
gegen andere deliktische Tatbestände in ihr. Arbeitsprogramm 
aufnahm, So wurde allmählich der Hauptbranche die Raubver- 
sicherung, ferner die Kautions-, Veruntrauungs- und Garantie- 


versicherung. ang'gliedert. Als weitere Spezialzweige der Ein- 
bruchversicherung betreibt die Gesellschaft außerdem die 
Schmuckverlustversicherung, die Versicherung gegen Abhan- 
denkommen von Einzelgegenständen (Pelze, Schreibmaschinen 
usw.) und die Zeitkartenversicherung. 


Unbeschadet der Pflege ihres Haupt- und Spezialgebietes 
hat aber die „Erste Einbruch“ ihre Tätigkeit schrittweise auch 
auf eine Reihe anderer Versicherungszweige ausgedehnt, Schon 
im Jahre 1911 wurde der Betrieb der Feuerversicherung auf- 
genommen, 1922 erfolgte die Aufnahme des Betriebes der Un- 
fall-, Haftpflicht-, Automobil- und Transportversicherung, so 
daß die „Erste Einbruch“, welche zwischenweilig ihre Firma 
in „Erste Einbruch- und Feuer-Versicherungs-Gesellschaft“ um- 
geändert hatte, derzeit sämtliche großen Zweige der Elementar- 
versicherung batreibt, 


Der politische Zerfall der österreichisch-ungarischen Mon- 
archie und der Währungsverfall haben die Grundlagen der Ge- 
sellschaft nicht zu erschüttern vermocht, Die Gesellschaft ar- 
beitet heute im direktan Versicherungsgeschäfte in Österreich, 
der Tschechoslowakischen Republik und Ungarn und hat die 
Prämie des letzten Friedensjahres bereits weit übarholt, Die 
Entwicklung der letzten Jahre im Vergleiche zur Vorkriegs- 
entwicklung geht aus den nachfolgenden Ziffern hervor: 


Gesamtprämien- 
Ende einnahme 
Kronen 
Да өү белпы 6 pa Luet rte 7 2,554.711°74 
Schilling 
e GEM CIE EECH 1,446.768°79 
JOZIN we Er, SBEIRBOT ER CR 3,800.806°62 
19207, 14 Grade LR asaz Lett 4,112.640°75 
e E 4,457.018°79 


Die Rentabilität des Geschäftes ermöglichta im abgelau- 
fenen Jahre bei vorsichtigster Reservepolitik die Ausschüttung 
einer 5%igen Aktionärdividende. 
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‚Donau‘, Allgemeine Versicherungs-Aktien-Gesellschaft. 


In dem Dezennium, welches seit dem Zusammen- 
bruch der alten Monarchie verflossen ist, mußten die 
österreichischen  Versicherungsgesellschaften unter 
schwierigsten Verhältnissen ihre Lebensfähigkeit aufs 
neue erweisen. 

So hat auch die „Donau“, Allgemeine. Versiche- 
rungs-Aktien-Gesellschaft in Wien, in dieser. Zeit ein 
gewaltiges Stück Wiederaufbauarbeit geleistet, 

Hatte der Weltkrieg die Gesellschaft von ihrem 
Auslandsgeschäft so gut wie abgeschnitten, so zerfiel 
im Herbst 1918 auch das angestammte inländische Ge- 
schäft. Staatsgrenzen entstanden, ohne jedoch schon 
rechtlichen Bestand zu haben. Währungen wurden ge- 
schaffen, deren gegenseitiges Wertverhältnis noch nicht 
abzusehen war, die Weiterarbeit in den neuen Staaten 
war in Frage gestellt und in Österreich selbst konnte 
niemand sagen, was der nächste Tag, sowohl wirtschaft- 
lich wie politisch, bringen werde. 

Wollte man sich das Geschäft in den Sukzessions- 
staaten erhalten — so mußte man in jedem neuen 
Staat ein eigenes Verwaltungszentrum schaffen, bezie- 
hungsweise durch Interessenahme an einer inländischen 
Gesellschaft das bestehende Geschäft zu verwerten 
suchen. Dieser letztere Weg wurde von der „Donau“ 
in Polen, Jugoslawien und Rumänien beschritten; die 
neugegründete Gesellschaft Orzeł“, Allgemeine Ver- 
sicherungs-A. G. in Warschau, hat das galizische Ge- 
schäft der „Donau“ übernommen, die unter Beibehal- 
tung des Namens in Agram gegründete Gesellschaft 
„Dunav“, Allgemeine Versicherungs-A. G., übernahm 
das Geschäft in Slowenien, Kroatien, Dalmatien und 
Bosnien. Das Geschäft in Neurumänien wurde an die 
„Transsylvania“, Allgemeine Versicherungsbank in Her- 
mannstadt, abgetreten. Die wirtschaftlichen Krisen, 
welche die Sukzessionsstaaten erschütterten, hatten 
naturgemäß auch ihre Auswirkung auf das dortige Ver- 
sicherungswesen allen Schwierigkeiten zum Trotz 
haben jedoch die Gesellschaften des „Donau“-Konzerns 
eine befriedigende Entwicklung genommen, (die sowohl 
in der bedeutenden Steigerung der Prämieneinnahmen 
wie auch im Anwachsen der Garantiemittel ihren Aus- 
druck findet. 

In der tschechoslowakischen Republik hat die 
„Donau“ ihr Geschäft stets unter eigenem Namen wei- 
terbetrieben. Hiebei ist es ihr zugute gekommen, daß 
sie — den zwischenstaatlichen Abmachungen vorgrei- 
fend —- ihre Altkronenverpflichtungen auf dem Gebiet 
der tschechoslowakischen Republik von Anfang an in 
tschechischen Kronen erfüllt hat und ihr Vorkriegs- 
geschäft daher in weitestem Umfang erhalten und dar- 
auf aufbauend ihre Umsatzziffern noch ganz bedeutend 
steigern konnte. Leider haben die zwischenstaatlichen 
Abmachungen den österreichischen Gesellschaften außer 
der Verpflichtung zur Anerkennung der eigenen Alt- 
kronenverbindlichkeit in tschechischen Kronen noch 
weitere finanzielle Opfer auferlegt, denen als Vorteil 
jedoch die beiläufig vor Jahresfrist erfolgte formelle 
Konzessionierung für den Geschäftsbetrieb in der tsche- 
choslowakischen Republik gegenübersteht. Hiedurch 
wurde die Möglichkeit langfristiger Kalkulationen und 
Investitionen geschaffen. Infolgedessen ist die „Donau“ 
an die Durehführung eines großzügigen Bauprogramms 
geschritten; das Gesellschaftsgebäude in Prag wird 


durch einen gründlichen Umbau in ein modernes Groß- 
geschäftshaus verwandelt, des weiteren wurde dort in 
bester Lage ein großes Zinshaus gebaut. Im Zentrum 
Reichenbergs erriehtete die Anstalt ein Bureau- und Ge- 
sehäftshaus modernsten Stils, ferner wurde auch in 
Mährisch-Ostrau ein hauptsächlich für Wohnzwecke be- 
stimmtes Haus gebaut. Mit dem Anstaltshaus in Brünn 
wird der Realbesitz der „Donau“ in der tschechoslowa- 
kischen Republik einem Werte von rund. 60,500.000 
tschechischen Kronen entsprechen und dank günstiger 
langfristiger Mietverträge einen die heutige Dureh- 
schnittsverzinsung wesentlich tibersteigenden Rein- 
ertrag abwerfen. 

Außer ihrem eigenen Geschäft verknüpft die 
„Donau“ mit der tschechoslowakischen Republik die 
enge Interessengemeinschaft, welche sie mit der „Соп- 
cordia“, Allgemeine Versicherungs-A. G. in Reichen- 
berg, unterhält. Diese Anstalt — aus der Umwandlung 
der alten Gegenseitigkeitsgesellschaft gleichen Namens 
entstanden — hat unter der neuen Leitung einen außer- 
ordentlich erfreulichen Aufschwung genommen. 


In Ungarn konnte die „Donau“ ihre Arbeit nach 
dem Kriege ununterbrochen fortsetzen. Wohl waren ge- 
rade die reichsten Gebiete Ungarns verlorengegangen, 
so daß eine grundlegende Umgestaltung der Organisa- 
tion nötig wurde, wohl brachten politische Umwälzung 
und Währungszerfall eine schwere Krise mit sich — 
doch ist diese Krise heute überwunden, die stabile 
Währung ermöglicht eine regelrechte Kalkulation von 
Einnahmen und Ausgaben, so daß sich das Geschäft 
wieder in normaler Bahn bewegt. 

In Italien ging wohl das in fast fünfzigjähriger Ar- 
beit aufgebaute Vorkriegsgeschäft durch den Krieg 
verloren. Im Jahre 1926 erhielt die „Donau“ jedoch die 
neuerliche Zulassung zum Geschäftsbetriebe im ganzen 
Reiche und. konnte daher ihr Geschäft, das sie in der 
Nachkriegszeit nur in Bozen und Triest weiterzuführen 
vermochte, wieder auf Altitalien ausdehnen. Heute ver- 
fügt die Gesellschaft neben einer Direktion in Rom wie- 
der über Filialen in allen wichtigsten Städten des Lan- 
des und kann mit Befriedigung feststellen, daß die Er- 
innerung an ihren guten Namen beim italienischen Pu- 
blikum die Kriegs- und Nachkriegszeit überdauert hat 
und infolgedessen das Geschäft, namentlich in der 
Lebensversicherung, einen erfreulichen Aufschwung 
nimmt. Zur teilweisen Veranlagung ihrer italienischen 
Reserven hat die Gesellschaft in den letzten Monaten 
ein Palais in Triest erworben. 

Besondere Aufmerksamkeit widmet die „Donau“ 
ihrem Orientgeschäft. Sie hatte seinerzeit in der Türkei, 
in Ägypten und Griechenland gearbeitet, doch hatte 
der Krieg das Geschäft zum Großteil vernichtet. Auch 
machten die Verhältnisse der Nachkriegszeit ein erfolg- 
reiches Weiterarbeiten einer österreichischen Gesell- 
schaft zur Unmöglichkeit. 

Heute verfügt die „Donau“ wieder über ein gut 
organisiertes türkisches Geschäft, das von einer Direk- 
tion in Stambul geleitet wird. Die für die türkische 
Konzession erforderliche Kaution hat die „Donau“ 
durch Erwerbung eines eigenen Geschäftshauses in 
Stambul gestellt. In Griechenland ist sie durch eine Re- 
präsentanz in Athen vertreten, in Ägypten unterhält 
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sie ein Zentralbureau in Kairo’und hat feıner eine Alex- 
andriner Großfirma zum Vertreter für das Baumwoll- 
geschäft in Alexandrien. In jüngster Zeit wurden auch 
Palästina und die unter französischer Oberhoheit ste- 
henden Libanonländer in den Tätigkeitsbereich der Ge- 
sellschaft einbezogen. Mit Genugtuung kann festgestellt 
werden, daß die „Donau“ in der Levante recht wohl in 
der Lage ist, der scharfen Konkurrenz französischer, 
englischer und amerikanischer Gesellschaften standzu- 
halten. 

Das Geschäft im Heimatlande der Gesellschaft war 
nach dem Umsturz durch den Währungsverfall und die 
damit in Zusammenhang stehenden Scheinkonjunktur im 
Elementargeschäft charakterisiert. Die Lebensversiche- 
rung mußte erst wieder das Mißtrauen weiter Kreise ge- 
gen Entwertungsverluste überwinden, bevor sie einen 
Aufschwung nehmen konnte. Beigetragen hat hiezu 
sicherlich auch das Entgegenkommen, welches die 
„Donau“, wie die anderen Österreichischen Gesellschaf- 
ten, ihren durch die Geldentwertung geschädigten Ver- 
sicherten bei Neuabschlüssen bewiesen hat. Heute, da 
das Vertrauen in den Schilling wiedergekehrt ist, außer- 
dem auch Versicherung in Fremdvaluta geboten werden 
kann und durch die „Währungsänderungsklausel‘“ die 
Wertbeständigkeit der Versicherung gesichert ist, wird. 


auch das Lebensversicherungsgeschäft in Österreich auf 
breiter Basis betrieben. 


Im allgemeinen steht das österreichische Geschäft 
unter dem Zeichen schärfster Konkurrenz mit allen 
daraus entstehenden Folgen, wie gedrückte Bedingun- 
gen und hohe Kosten. 


Durch die Währungsstabilisierung und die Klärung 
der Beziehungen zum. Neuausland wurde den öster- 
reichischen Gesellschaften die Anwendung geregelter 
Bilanzierungsmethoden ermöglicht. Mit Rücksicht auf 
ihr Auslandsgeschäft hatte die „Donau“ großes Inter- 
esse an dieser Frage und hat daher auch als eine der 
ersten ihre Goldbilanz für 1925 erstellt. Diese weist ein 
Eigenvermögen von 5,500.000 Schilling auf, was einer 
mehr als 50 igen Erhaltung des Friedenskapitals samt 
Reserven entspricht. ‘Das Reinerträgnis der letzten 
Jahre gestattete die Ausschüttung einer 6144 %igen 
Dividende. 

Es zeigt sich also, daß die Schwierigkeiten der 
Nachkriegszeit so gut wie überwunden sind; das stän- 
dige Anwachsen (der technischen Reserven ermöglicht 
der „Donau“ eine weitschauende Anlagepolitik, die ihr 
eine stets wachsende Bedeutung auf dem Wirtschafts- 
markte gewährleistet. 


Anelo-Danubian Lloyd 


Allgemeine Versicherungs - Aktien - Gesellschaft. 


Die Anglo-Danubian Lloyd, allgemeine Versicherungs- 
Aktien-Gesellschaft, ist eine Gründung der London Guarantes 
und Aceident Ci Ltd. in London und der Phönix-Gruppe in 
Wien, Zu diesem Zwecke wurde im Jahre 1921 die auf alle 
Sparten der Elementar-Versicherung lautende Konzession des 
im Jahre 1917 gegründeten „Lloyd“ erworben. Der Betrieb in 
den Elementarbranchen wurde im April 1922 aufgenommen. 
Durch geschiekte Ausnützung ihrer weitverzweigten Verbin- 
dungen, durch großzügige Geschäftsführung und nicht zuletzt 
durch kulante Schadensliquidierung verstand es die tatkräftige 
Direktion ihrem Unternehmen insbesondere in den Kreisen der 
Yroßindustrie, des Großgrundbesitzes und der Kaufmannschaft 
eine ständige zahlungskräftige Klientel zu schaffen, 

Durch die Aufnahme besonderer Geschäftszwaäige zog der 
Anelo-Danubian Lloyd die Aufmerksamkeit weiterer Kreise 
auf sich. 

Wir wollen hier in erster Linie die Kautionsvarsiche- 
rung erwähnen, die außerdem auch von großer humanitärer 
Bedeutung ist. Sie ermöglicht einem „Mittellosen“ sich um 
eine Vertrauensstellung zu bewerben, deren Vergebung an die 
Leistung einer Kaution gebunden ist und demselben. solcher- 
art eine gesicherte und auskömmliche Lebensstellung zu ver- 
schaffen. 

Ferner die Zollkautionsversicherung, die den Kaufmann 
in die Lage versetzt, dem Staate für dan auf seine in Transit- 
lagern eingelagerten Waren entfallenden Zoll, Garantie zu 
stellen, ohne seine Barmittel, die ihm dadurch für produktive 
Zwecke freibleiben, heranziehen zu müssen, 

‘Schließlich die Triptyqueversicherung, die dem Auto- 
reisenden die Möglichkeit bietet, mit seinem Auto die Reichs- 
grenzen zu liberschreiten, ohne den auf das Auto entfallenden 
Zoll erlegen zu müssen. e En 

Die Entwicklung der letzten Zeit hat es mit sich gebracht, 
daß der Anglo-Danubian Lloyd sich für diese besonderen Ver- 
sicherungszweige, die heute berzits unentbehrliche Glieder 
des wirtschaftlichen Mechanismus geworden sind, in fort- 
schreitendem Maße spezialisiert und sich dadurch eine nicht 
zu unterschätzsnde Bedeutung für die österreichische Volks- 
wirtschaft errungen hat. 


Die Dy Schadenversicherungsanstall A. E. in Prag 


wurde im Jahre 1922 gegründet. Die Aufnahme des Geschäfts- 
betriebes erfolgte im August 1923. Das Tätigkeitsgebiet umfaßt 
die deutschen Bezirke Böhmens, Mährens und Schlesiens. Über- 
nommen wurde der Unfall- und Haftpflichtversicherungsstock 
der Niederösterreichischen Landesversicherungsanstalten. Die 
eigenen Gewährleistungsfonds betragen zum 31. Dezember 1927 


außer dem Aktienkapital von. . . .. s s e po ZE 2,000.000 
an Kapitalsreservefonds ......... _ .. „ 3400000 
su Зереге, к ире үүн [етө = эү 82092 
„u EELER йыр уре [ылат „гю фе: ES „891.887 


Kursschwankungstreserve , 2 2 2 2.2 а. 


n 


a 78.810 
zusammen . . CK 3,859.639 
Die letzte Generalversammlung fand am 27. Juni 1928 statt 


KEIER 


„БРЕ“ 


Schadenversicherungsanstalt A. G. 


PRAG H., Národní 24 


Aktienkapital: Garantiemittel Ende 1927: 
©К 2,000.000 ©К 1,859.639 
Feuer-, Einbruch-, Unfall-, Haftpflicht-, Autocasco-, 
Transport- und  Maschinenbruchversicherungen 
aller Art zu günstigsten Bedingungen 
Vertretungen in allen deutschen Städten der С. S. R. 
Auskünfte bereitwilligst und kostenlos 


DER ÖSTERREICHISCHE VOLKSWIRT 
ist dem Versicherungsdirektor und -Beamten unentbehrlich. 
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DER ANKER 


ALLGEMEINE VERSICHERUNGS-AKTIENGESELLSCHAFT, 


Im heurigen Jahre vollendet die Gesellschaft das 
siebzigste Jahr ihres Bestandes. Hervorragende Persön- 
lichkeiten des öffentlichen Lebens standen im Jahre 
1858 bei dem jungen Unternehmen Pate. Dem ersten 
Verwaltungsrat gehörten unter anderen an: Franz Graf 
Hartig, Edmund Graf Ziehy, Freiherr von Eskeles, Graf 
Larisch-Mönnich, Dr. Josef Winiwarter usw. Die Ge- 
sellschaft pflegte damals nur das Lebens- und Renten- 
geschäft. Schon das erste Geschäftsjahr brachte Erfolge, 
wie sie in der Geschichte von Neugründungen sehr 
selten sind. Am Ende des ersten Jahrzehntes aber stan- 
den bereits 80.150 Verträge über eine Versicherungs- 
summe von Fl. 81,620.110°— in Kraft, was — abge- 
sehen vom Kaufwerte — heutigen 235 Millionen Schil- 
ling entspricht. Von Haus aus hatte es die Leitung ver- 
standen, in das Geschäft einen internationalen Zug zu 
bringen. Vor dem Weltkriege gelang es der Gesell- 
schaft, ihr Arbeitsgebiet auf Deutschland, Italien, die 
Schweiz, Belgien, Holland, Serbien, Bulgarien, Ru- 
mänien, die Türkei und Ägypten zu erstreeken und auch 
dort einen beachtenswerten Rang einzunehmen. 

Die tiefgreifenden politischen und wirtschaftlichen 
Veränderungen, die Umsturz- und Nachkriegszeit im 
Gefolge hatten, sowie der Währungsverfall in fast sämt- 
lichen Arbeitsgebieten bedingten eine Umstellung und 
Neuorganisation des Betriebes und Schaffung einer 
neuen finanziellen Grundlage. Diese wichtigen Probleme 
konnten einer gedeihlichen Lösung zugeführt werden. 
Schon im Jahre 1921 wurde das Aktienkapital entspre- 
ehend erhöht. Gleichzeitig machte der Anker von den 
neuen Bestimmungen des Versicherungsregulativs, wo- 
nach es den Lebensgesellschaften gestattet ist, auch 
das Sachschadengeschäft zu betreiben, Gebrauch. Diese 
Ausdehnung des Geschäftskreises, die sich damals dem 
zwingenden Bestreben, alle vorhandenen Kräfte nach 
Tunlichkeit zu nützen, geradezu aufgedrängt hatte, er- 
wies sich späterhin als kraftvoller Faktor beim Wieder- 
aufbau des Geschäftes. Die Bestrebungen der Leitung 
waren ferner darauf gerichtet, die Stellung des Anker 
in den Ländern, die für die Zukunft als Arbeitsgebiet in 
Betracht kamen, zu festigen und dort den Betrieb 
energisch und systematisch auszubauen. Dagegen hat 
sich die Gesellschaft aus denjenigen Gebieten zurückge- 
zogen, in denen infolge der politischen oder nationalen 
Verhältnisse Erfolge ohne große Opfer nicht zu erwarten 
waren. Sie hat sich auch von der Gründungstätigkeit, 
die bald nach dem Zusammenbruch erfolgte, zurück- 
gehalten. Wie richtig diese Taktik gewesen ist, erhellt 
daraus, daß der Anker in allen Nachbarstaaten unter 
eigener Flagge tätig ist und in seinem heutigen Arbeits- 
gebiete (Österreich, Deutsches Reich, Ungarn, Tschecho- 
slowakische Republik, Polen, Jugoslawien und Ägyp- 
ten) dank der vollzogenen Intensivierung schon eine 
höhere Produktion erzielt als vor dem Kriege in dem 
größeren Arbeitsgebiet. 

In der am 12. Jänner d. J. stattgefundenen Gene- 
ralversammlung wurde das Aktienkapital auf Schilling 
3,000.000-— erhöht. In kurzer Zeit konnte die Kapitals- 
erhöhung durchgeführt werden, bei welcher der Gesell- 
schaft auch ein Aufgeld von Б 1,805.000°— zugeflossen 
ist, Dieses Kapital wurde zur Bildung der Allgemeinen 


WIEN 


Sicherheitsreserve verwendet, wodurch die technischen 
Reserven eine über das notwendige Ausmaß hinaus- 
gehende Erhöhung erfuhren. 

Dem Verwaltungsrate gehören nunmehr unter an- 
deren an: als Präsident Herr Dr. W. C. Escher, Präsident 
der Schweizerischen Kreditanstalt in Zürich, ferner die 
Herren Emil Bebler, Direktor der Schweizerischen 
Rückversicherungs-Gesellschaft, und Dr. Hans Müller 
in Zürich, welche die Interessen des Großaktionärs des 
Anker, der Schweizerischen Rückversicherungs-Ge- 
sellschaft in Zürich, vertreten. 

Die fortschreitende Entwicklung der Gesellschaft 
beleuchten folgende Ziffern für das 


Lebensgeschäft: 


Ende Verträge Mann d Renten er 
Schilling 

Күр МН тану. ЭРЧ 107.609 154,655.812 4.705 7577.740 

LI E ү, 116.882 220,380.523 218,424 10,813.46% 

LION A А Ze 123.867 284,413.674 221.4834 13,310.696 

1907 лд Алай; 129.662 327,059.822 229.310 16,228.980 


Die Gesellschaft war demnach in den letzten vier 
Jahren trotz der schweren wirtschaftlichen Krisen, die 
in ihrem Arbeitsgebiet herrschten, in der Lage, sowohl 
den Versicherungsbestand als auch die Prämienein- 
nahmen mehr als zu verdoppeln. 

Im gleichen Zeitraum betrugen die Prämienein- 
nahmen im 


Sachschadengeschäft:. 


J Бак ® Feuer Einbruch Glas Ze re 5 Hagel 
1924.  - 1,587.104 172.665 12.951 509.617 425.805 — 
1925. . . 1,896.250 222,273 14.817 496.077 757.409 E 
1826. . . 2,555.238 205.829 21.400 444.326 1,079.792 36.480 
192%; ‚ 2,807.817 211.967 21.201 393.434 1,195.415 89.755 


Bei Wertung vorstehender Ziffern muß in Betracht 
gezogen werden, daß der Anker die Sachschadenver- 
sicherungen nur in einigen Arbeitsgebieten, vornehm- 
lich in Österreich betreibt, während er beispielsweise in 
der Tschechoslowakei, Deutschland und Polen sich auf 
das Lebensgeschäft beschränkt. Die Ergebnisse bieten 
daher ein ziemlich deutliches Spiegelbild der in Öster- 
reich herrschenden Konjunkturen in den einzelnen 
Jahren. Es muß auch beachtet werden, daß die Gesell- 
schaft besonderen Wert auf eine vorsichtige Risken- 
auslese legen mußte, was sich namentlich in den Er- 
folgsziffern der Transportabteilung ausgewirkt hat. 
Immerhin ist die Gesamtprämieneinnahme in der Sach- 
schadenversicherung von S 2,708.142:— im Jahre 1924 
auf S 4,719.582'— im Jahre 1927 angewachsen und hat 
sich um mehr als 2 Millionen Schilling oder nahezu 
80% erhöht. 

Die Gesamtaktiva des Anker betrugen Ende 
1927 S 68,294.697'—, während seine Garantiefonds auf 
S 56,257.587°— angewachsen sind. Diese setzten sich 
zusammen aus: 


1. Bargeld und Bankguthaben . . ........8 2,743.916— 
9, EE жут аы ale ТЇЙ, ийме pute ei 8,194.022— 
8. ҮТөйрарегёй + = .—.-. ..._.. Зое ве ЗА ае 
4. Hypothekardarlelen . . . . . . . . . a 517.071-— 
5. Polizzzndarlehen `, : u o e s e. e e y 6,855.862— 
6. Sonstigen Werten „ 12.452.328 — 


Zusammen . ._. 8 56,257.587°— 


е `" e 


„PHONIX und WIENER“ 


Vereinigte Versicherungs- Aktien - Gesellschaft. 


Durch die Wahl des neuen Firmennamens: „Phö- 
nix — Wiener und Providentia“, Vereinigte Versiche- 
rungs-Aktien-Gesellschaft, den die Gesellschaft nach 
Durchführung der bereits beschlossenen und genehmig- 
ten Fusion mit der Providentia führen wird, soll ge- 
flissentlich der in jahrzehntelanger wirtschaftlicher Ar- 
beit begründete Name der Institute erhalten bleiben, 
deren Vereinigung durch Fusion die Entwicklung des 
Phönix im letzten Quinquennium- charakterisiert. Im 
Jahre 1925 wurde die 1881 gegründete, altange- 
sehene und insbesondere im Feuergeschäfte stark ent- 
wickelte Wiener Versicherungs-Gesellschaft übernom- 
men, im Jahre 1927 wurde die Vereinigung mit der 
1898 gegründeten Providentia, allgemeine Versiche- 
rungsgesellschaft, beschlossen, welche im öster- 
reichisch-ungarischen Transportversicherungsgeschäfte 
die unbestrittene Führung hatte, wie auch auf dem Ge- 
biete der Unfall-, Haftpflicht- und Fahrzeugversiche- 
rung besonderes Ansehen genoß und die wiederum bei 
Kriegsausbruch ‘das Feuer- und Einbruchdiebstahl- 
Portefeuille der North British and Mercantile Insurance 
Company übernommen hatte. Für die 1860 unter der 
Firma: K. k. priv. Versicherungsgesellschaft Österrei- 
chischer Phönix gegründete Gesellschaft muß wohl — 
neben den Jahren 1925 und 1927 — als besonderer 
Markstein in der Entwicklungsgeschichte das Jahr 1889 
gelten. Sie hat in diesem Jahre das Geschäft der 
Aziende, österreichisch-französische Elementar- und 
Unfallversicherungsgesellschaft, und damit die Nach- 
folgerschaft der im Jahre 1822 gegründeten Azienda 
Assicuratrice, der ältesten- Versicherungsgesellschaft 
auf altösterreichischem Gebiete, übernommen. Brachte 
doch diese Vereinigung dem Phönix neben dem Gewinn 
an eingebrachtem Geschäft und Organisation in der 
Person des verewigten Dr. James Klang einen Leiter, 
dessen Verdienste um das ganze österreichische Ver- 
sicherungswesen in seiner langjährigen Tätigkeit als 
Präsident des österreichisch-ungarischen Privatver- 
sicherungsverbandes weit über die Grenzen der ehe- 
maligen Donaumonarchie anerkannt und geschätzt 
wurden. 

Die Gesellschaft kann demnach das stolze Gefühl 


hegen, in der ältesten Versicherungsanstalt auf alt- 
österreichischem Boden verwurzelt und die Hüterin 
einer mehr als 100 Jahre alten Geschäftstradition 
zu sein. 

Der Phönix, welcher sich zu Beginn seiner Tätig- 
keit in der Feuerbranche auf das Stadt-, Land- und Do- 
mänen-Versicherungsgeschäft hauptsächlich eingestellt 
hat, und dem es gelungen et, eine dominierende, Stel- 
lung in der ehemaligen Monarchie in diesen Sparten zu 
erringen und zu behaupten, hat den durch den Krieg 
und die Prohibitivbestimmungen in den Sukzessions- 
staaten hervorgerufenen Ausfall durch die Übernahme 
des großen industriellen. Feuerversicherungsgeschäftes 
der Wiener Versicherungs-Gesellschaft sowie des Trans- 
port-,. Unfall-__und Hatftpfliehtversicherungsgeschäftes 
der Providentia, allgemeine Versicherungs-Gesellschaft, 
und des Feuerversicherungs-Portefeuilles der Provi- 
dentia, allgemeine Versicherungs - Gesellschaft, und 
durch Beteiligung. an dem Geschäfte, der unter sei- 
ner Ägide in den Abgetrennten Ländern errichteten 
nationalen Gesellschaften, an deren Geschäft er im 
Rückversicherungswege stark beteiligt ist, sowie durch 
die Aufnahme neuer Branchen, wie die Tierversiche- 
rung, Grundbuchgarantie und Wetterversicherung, 
reichlich wettgemacht. Die letzte bilanzmäßig erstellte 
Bruttojahresprämie beläuft sich auf rund 50,000.000 
Schilling, auf einen Betrag also, welcher auch im. Ver- 
gleiche mit den großen ausländischen Gesellschaften 
als bedeutend bezeichnet werden kann. À 

Die letzte Bilanz zeigt ein Eigenvermögen von 
9,300.000 Schilling. Der Gewährleistungsfonds der Ge- 
sellschaft beläuft sich fast auf eirca 29,000.000 Schil- 
ling. 

Der Verwaltungsrat zeigt in seiner Zusammen- 
setzung das Interessement der Münchner Rückversiche- 
rungsgesellschaft in München sowie dreier österreichi- 
scher Großbanken (Creditanstalt für Handel und Ge- 
werbe, Boden-Credit-Anstalt und Zenträleuropäische 
Länderbank) und des ausländischen Bankkapitals und 
bezeugt die traditionelle erngste Interessen- und Orga- 
nisationsgemeinschaft mit der Lebensversicherungs- 
Gesellschaft Phönix, | 


Anglo - Elementar Versicherungs - Aktien - Gesellschaft 


Wien, Ш., Schwarzenbergplatz Nr. 4 


Gegründet 1897 von der Industrie Österreichs 


Voll eingezahltes Aktienkapital . 
Garantiemittel Ende 1927 


Schilling 5,000.000 
.über Schilling 20,000.000 


übernimmt 


Feuer-, Transport-, Einbruch-Diebstahl-, Unfall-,  Haftpflicht-, Fahrzeug-, 
Maschinenbruch-, Pferde-, Vieh-, Wetter- und Reisegepäckversicherungen 
zu den günstigsten Bedingungen. 


Die Gesellschaft ist seit 1920 eng verbunden mit der 


Commercial - Union Assurance Comp. Ltd., London, 
deren Garantiemittel 56,000.000 Pfund Sterling übersteigen. 


Die älteste heimische Versicherungs-Anstalt. 


Den Ruhm, die älteste bodenständige Versicherungs- 
anstalt zu sein, kann die „Wechselseitige Brand- 
schaden“ und „Janus“ Allgemeine V.ersiche- 
rungs-Anstalt auf Gegenseitigkeit in Wien 
für sich in Anspruch nehmen, denn sie wurde im Jahre 1824, also 
zu einer Zeit, йа das österreichische Versicherungswesen noch 
in seinen ersten Anfängen war, unter dem Titel „Wiachselseitige 
Brandschaden-Versicherungs-Anstalt in Wien“ gegründet. 

Bis zum Erscheinen der kaiserlichen Verordnung in der 
„Österreichisch-Kaiserlichen priv. Wiener-Zeitung“ vom 24, De- 
zember 1824, mit welcher kundgemacht wurde, daß die 
„Wechselseitige“ mit dem ersten Glockenschlag 1825 bei einem 
Mitgliederstand von 31.841 für 57.956 Gebäudeversicherungen 
die Haftung übernehmza, hatte ihr Gründer, Oberstwachtmeister 
Georg Ritter v. Högelmüller, ein Mann von hoher Tatkraft 
und seltener Uneigennützigkeit, volle 20 Jahre mit selbstloser 
Aufopferung und bawundernswerter Zähigkeit für die Ver- 
wirklichung seines Planss, durch den der Versicherungs- 
gedanke in die breiten Massen des Volkes getragen werden 
sollte, kämpfen müssen. Högelmüller, der schon am 14. April 
1826 verschied, war es leider nicht vergönnt, sich an den Ег- 
folgen des von ihm geschaffenen Werkes zu srfreuen, Die 
nahmhafte Steigerung der Mitgliederzahl im Jahre 1825 mag 
ihm wohl noch die Überzeugung gegeben haben, daß die von 
ihm so mühevoll durehgesetzte Gründung die in sie gesetzten 
Hoffnungen auch rechtfertigen werde. 

Nach dem Muster der „Wechselseitigen in Wien“, wur- 
den später auch in anderen Ländern private Wechselseitige 
Versicherungsanstalten gegründet. 

Angesehene und tüchtige Männer wie Joseph Carl Graf 
von Dietrichstein, Ernst Graf von Hoyos, Ferdinand Graf von 
Colloredo-Mannsfeld, Exzellenz Anton Ritter von Schmerling, 


Abt Othmar Helferstorfer, Abt Alexander Karl und viele 
andere haben sich nach dem Tode Högelmüllers seines Werkes 
angenommen und op, wie das stete Anwachsen der Prämien- 
einnahmen zeigt, zu einem wohlfundierten, der edlen Bestre- 
bung an ihres Gründers würdigen Unternehmen ausgostaltet. 
Auch die schwere Kriegszeit und ihre krisenhaften Folge- 
erscheinungen vermochten dem Institut ‘nichts anzuhaben. 
Durch eine umsichtige Leitung wurde den Erfordernissen des 
modernen Wirtschaftslebens Rechnung getragen und das 
Untsrnehmen vor allem auf eine breitere Basis gestellt. 

Im Jahre 1924 hat sich die älteste Wechselseitige Elemen- 
tar-Versicherungs-Anstalt mit der ältesten Wechselseitigen 
Lebens-Versicherungs-Anstalt in Österreich, dem „Janus“, ver- 
einigt, der wieder seinerseits kurz vorher die Lebens-Versiche- 
rungs-Abteilung des Ersten Alleemainen Beamten-Vereins in 
sich aufgenommen hatte, Durch diese Zusammenlegung, welche 
nunmehr an und für sich schon — abgesehen von der Hagel- 
versichsrung — den Betrieb der zwei wichtigsten Versiche- 
rungssparten, Feuer und. Leben, mit sich brachte, war dem 
Institut eine reiche Expansionsmöglichkeit gegeben worden, 
von der es auch, wie seine Entwicklung in den letzten Jahren 
zeigt, ausgiebig Gebrauch machte, 1927 wurda auch die Haft- 
pflieht-, Einbruch-Diebstahl-, Unfall- und Auto-Versicherung 
in den Tätigkeitsbereich aufgenommen und dadurch eine wei- 
tere Steigerung der Prämieneinnahme, welche sich im Jahre 
1927 schon auf 8,400.000 S 'belisf, in die Wege geleitet. Soleher 
Unternehmungsgeist gepaart mit traditionsgemäß solider Auf- 
bauarbeit, die in den Gewährleistungsmitteln von 6,800.000 S 
ihren ziffernmäßigen Ausdruck findet, dürfte dem ältesten In- 
stitut unseres Heimatlandes für das zweite Säculum seines Be- 
standes eine dem ersten Jahrhundert sziner Wirksamkeit min- 
destens ebenbürtige Entfaltung sichern. 
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Die Slavische: Versicherungs- Anstalt Ak, Ges.. In. Prag 


wurde im Jahre 1919 mit einem Aktienkapital von &K 2,000.000 als Lebens- 
versicherungs-Anstalt ins Leben gerufen. Von der а dieser jungen 
Gesellschaft zeugt, daß sie schon nach einjährigem Bestande einen Ver- 
sicherungsstand von ČK 47,785.087 und Fonds und Reserven über &K 8,000,000 
auswies. 

Im Jahre 1921 wurde die Tätigkeit der Gesellschaft auch auf die Sach- 
vergiehprongegy pige erweitert. Das Aktienkapital wurde auf CK 4,000.000 
erhöht. 

Die Gesellschaft übernahm im Jahre 1923 den tschechoslowakischen 
Geschäftsstock der englischen Versicherungsanstalt „The Gresham“: 

Die Geschäftserfolge der Anstalt haben es vermocht, derselben unter 
den tschechoslowakischen Lebensversicherungs-Gesellschaften dauernd die 
zweite Stelle gleich nach der sechzig Jahre bestehenden „Slavia“ zu sichern. 
Der Versicherungsstand der Slavischen Versicherungs-Anstalt beträgt heute 
über К 700,000.000, die Fonds und Reserven über ёК 130,000.000. Die Gesell- 
schaft besitzt einige Realitäten in Prag, und Palais in Brünn, Olmütz und 
Königgrätz. Seit dem Bestande der Gesellschaft wurden an fälligen Kapi- 
talien und Schäden über čK 41,000,000 an die Versicherten ausgezahlt, 

Das Aktienkapital erfuhr in Anbetracht des erweiterten Geschäfts- 
umfanges in Leben und der günstigen Ertolge, welche die Gesellschaft auch 
in den Sachversicherungszweigen ausweist, in diesem Jahre eine neuerliche 
Erhöhung auf ёК 6,000.000, welche bereits voll erlegt wurden. 


Erste Ungarische 


Hmmm Assecuranz- Gesellschafi 


Gegründet 1857 IM Budapest Gegründet 1857 


Direktion für Österreich: WIEN, I, Kärntnerstraße 34 


betreibt sämtliche Versicherungszweige 
zu den kulantesten Bedingungen 


Telephon Nr. R-25-0-83 und R-25-0-84 


TSCHECHOSLOWAKISCHE 
BÖRSENWERTE 


Handbuch 
für Kapitalisten und Börseninteressenten 


IV. Jahrgang 1928/29 — 420 Seiten 


Das Effektenhandbuch TSCHECHOSLOWAKISCHE BÖRSEN- 
WERTE ist das einzige tschechoslowakische und im Vergleich 
mit den ausländischen Publikationen ein Standard-Börsenhand- 
buch und behandelt sämtliche an den Börsen in Prag, Wien 
und Budapest notierten tschechoslowakischen Wertpapiere. 
Neben ausführlichen Informationen über Entstehung und Ent- 
wicklung der einzelnen Gesellschaften enthält das Handbuch 
die neuesten Daten über Verwaltungsrat, Direktion, Betriebe, 
Aktienkapital, Reserven, Dividenden, durchschnittlich zehnjährige 
Kursübersichten aller Börsen und schließlich sehr wertvolle 
Statistiken, in denen die Ziffern aller wichtigsten Vor- und 
Nachkriegsbilanzen enthalten sind. 


Der Jahrgang 1928/29 enthält als erste tschechoslowakische 

Publikation Details aus den Stabilisierungsbilanzen 

aller Unternehmungen, deren Aktien börsenmäßig gehandelt 

werden. Das Handbuch TSCHECHOSLOWAKISCHE BORSEN- 
WERTE erscheint alljährlich im September. 


Preis S 16°— = М 10°— = Schw. Fr. 12:50 


Verlag JOSEF KASPAR, Prag Il, 


Slavische Versicherunos-Anstalt 


Akt.-Ges. in Prag ll., Václavské nämesti Nr.66 
(im eigenen Palais — Fernsprecher 257-46-17-18) 
versichert vorteilhaft: 
auf Er- und Ableben, Renten und Aussteuer, 
gegen Feuer-Schäden, Einbruch-Diebstahl, 
Unfall und Haftpflicht, Hagelschlag. 
Versicherungsstand über EK 700,000.000. — Aktienkapital, 


Fonds und Reserven ER 130,000.000 — Bisher ausgezahlte 
Kapitalien und Schadenersätze über СК 40,000.000. 


Der Oesterreichische Volkswirt 
Herausgeber Walther Federn 


ist seit 16) Jahren 


gründlich — sachlich — zuverlässig— unabhängig 
unbeeinflußbar 


HOSPODARSKY ROZHLED 


Wochenschrift für Finanzen, 
Handel, Industrie und Landwirtschaft 


Herausgeber 


Josef Kaspar 


ж 


Das führende und meistverbreitete 
tschechisch geschriebene Wirtschaftsblatt in der 
Tschechoslowakei 


ж 


Bezugsgebühr für das Ausland: 
Кё 20°— vierteljährig, Kč 80'*— für das ganze Jahr 
Probenummern gratis 


Václavské náměstí 63 
(Tschechoslowakei) 
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Turul- Unsarische-Landesversicherunss-Anstalt A. 6. 


Die Gesellschaft ist im Jahre 1923 
durch Fusion der im Jahre 1915 ge- 
gründeten 'Versicherungs-Gesellschaft 
„Turul“ und der im Jahre 1917 ge- 
gründeten „Ungarischen. Landesver- 
sicherungs-Anstalt A. б.“ entstanden. 
Die „Ungarische Landesversicherungs- 
Anstalt A. G.“ hatte sich bereits wäh- 


Prämieneinnahmen . . . . 
davon ın der Lebensbranche 
in der Elementarbranche. . . 


an Versicherungszahlungen wurden geleistet 


davon in der Lebensbranche 
in der Elementarbranche . 


rend des Krieges auf dem Gebiete der 
Kriegsversicherung betätigt, die sie in 
Anlehnungan dieLebensversicherungs- 
Gesellschaft Phönix in Wien betrieben 
hat. Derzeit betreibt die Gesellschaft 
sämtliche Versicherungszweige. Über 
ihre Geschäftserfolge gibt die letzte 
veröffentlichte Bilanz folgendes Bild: 


Pengö Pengö 
Buhl 1,971.260-07 
1,247.135:77 
724.124-30 

"зо. {ИШ 482.801:52 
109:105:90 
378.695:62 


Ende 1927 hatte die Gesellschaft einen Lebensversicherungs- 


bestand von 
Garantiemittel von . 


су 24,275.000:— 
~.. 1,684000 — 


Lem PR EEEE EECHELEN аа 


BAYERISCHE MYPOTHEKEN- UND WECHSEL-BANK, . MÜNCHEN 


Theatinerstraße 11 — Gegründet 1835 


Ferdinand Schumann; Stephan 


Aufsichtsrat: Dr. Ing. e. h. Gabr. Ritter von Sedimayr, Geheimer Kommerzienrat, München, Präsident, 
Carl Ernst Fürst Fugger von Glött, Durchlaucht, Kirchheim, II. Präsident. 

Direktion: Hypotheken-Abteilung: 
Dr. Eugen еі тапп, Geheimer Justizrat; Josef Schreyer, Geheimer Justizrat; Michael Kopplstaetter. 
Kaufmännische Abteilung: 
Hans Remshard, Geheimer Kommerzienrat; Karl Blumöhr, Kommerzienrat; 
Hirschmann, kgl. norw. Konsul; Dr. Carl Kraemer. 

Tätigkeitsgebiet: H 
Die Anstalt zerfällt nach Abtrennung der Versich.-Abt. (1906) in a) Hypotheken-Abteilung, b) Kaufmännische 
Abteilung. 
Die Hypotheken-Abteilung gibt gegen hypothekarische Sicherheit Goldhypotheken-Darlehen auf Grund von 
Feingold-Pfandbriefen (Gold-Hypotheken-Pfandbriefe). 
Die Kaufmännische Abteilung ist befugt zum Betriebe aller Bank- und Finanzgeschäfte (mit Ausschluß der 
Zeit-, Prämien- und Warengeschäfte für eigene Rechnung, für fremde Rechnung nur dann, wenn damit keine 
Kreditgewährung verbunden ist). 

Niederlassungen: 


Weitere Hauptplätze in Nürnberg und Augsburg; über 100 Zweigniederlassungen in Bayern. 


Dauernde Beteiligungen in Österreich: 


Salzburger Kredit- und Wechsel-Bank A. G., Salzburg; Bank für Kärnten, Klagenfurt; Bankkommanditgesell- 


schaft Scherbaum & Co., Wien. 


Aktienkapital: RM. 45,012.500°—; offene Reserven rund RM. 20,000.000°—. 


Hypothek-Darlehens-Bestand: 
Rund RM. 502,000.000°—, 


Pfandbrief-Umlauf und Rentenbankkredite: 
Rund RM. 501,000.000°—. 


Geschäftsjahr: Kalenderjahr; Gen.-Vers. spät. Juni. 
Dividenden: _1924—1928: 8, 8, 10, 10%. 


Die österreichischen Bundesbahnen. 


Am 1. Oktober 1928 vollendete die Unternehmung 
„Österreichische Bundesbahnen“ das erste Jahrfünft 
ihres Bestandes. Die heutige Organisationsform der 
Bundesbahnen beruht auf dem Bundesbahngesetz vom 
19. Juli 1923, durch welches eine mit Reehtspersönlich- 
keit ausgestattete Unternehmung, ein besonderer Wirt- 
schaftskörper, geschaffen worden ist, der Kaufmanns- 
charakter besitzt. Diese Unternehmung hat die Aufgabe, 
das gesamte Vermögen der Bundesbahnen, das in staat- 
lichem Eigentum verblieben ist, treuhändig zu ver- 
walten, die Betriebführung und alle damit verbundenen 
Rechtsverhältnisse der früheren Bundesbahnverwaltung 
fortzusetzen und die Gebarung bei Wahrung und Siche- 
rung der allgemeinen Interessen nach kaufmännischen 
Grundsätzen zu führen. Mit 1. Jänner 1924 ist dieser 
Unternehmung auch die Betriebführung auf den öster- 
reichischen Linien der Donau-Save-Adria-Eisenbahn- 
gesellschaft (vormals Südbahngesellschaft) vom Bunde 
in Ausübung eines ihm nach dem Accord von Rom zu- 
stehenden Rechtes übertragen worden. 

Geraume Zeit vor Ausbruch des Weltkrieges waren 
in Österreich bereits Bestrebungen im Gange, eine Re- 
organisierung der Staatseisenbahnverwaltung herbeizu- 
führen; diese kamen jedoch mit Kriegsausbruch zum 
Stillstand. 

Die Zertrümmerung des Österreichischen Staates 
hat naturgemäß auch das Eisenbahnnetz zerschlagen 
und es boten die auf dem Gebiete des heutigen Öster- 
reich liegenden Stücke der alten österreichischen 
Staatsbahnen ein wenig erfreuliches Bild. Es ist not- 
wendig, sich den damaligen Zustand ins Gedächtnis 
zurückzurufen, um die Größe der der neuen Verwal- 
tung gestellten Aufgabe ermessen zu können. 

Linienführung und Anlagen der altösterreichischen 
Bahnen waren ein Produkt organischer Entwicklung, 
unter ganz bestimmten Voraussetzungen und für be- 
stimmte Zwecke geschaffen. Die neuen Grenzen haben 
diese Linien zerstückelt. Wie wenig bei der Grenz- 
ziehung auf natürliche und wirtschaftliche Zusammen- 
hänge Bedacht genommen wurde, dafür gibt die Süd- 
bahnlinie von Marburg nach Franzensfeste ein klas- 
sisches Beispiel, die nunmehr auf dem Gebiete dreier 
Staaten liegt. 

Wien war das Zentrum eines großen, geschlossenen 
Wirtschaftsgebietes, dessen Eisenbahnlinien in radialen, 
einheitlich verwalteten Routen dem Mittelpunkt mit 
seinen großen Kopfbahnhöfen zustrebten. Dem stark 
verkleinerten Staatswesen mit geographisch unnatür- 
lichen Grenzen sind vielfach nur Rumpfstücke des 
alten Netzes zugefallen. Die Zerstückelung des Staats- 
gebietes bedeutete nicht nur eine Stillegung großer 
Bahnhofsanlagen und ganzer Linien (Tauernbahn), son- 
dern auch die Belastung anderer Linien, wie zum Bei- 
spiel Wien—Passau, mit einem Verkehr, für den die 
ganze Anlage ursprünglich nicht geschaffen und dem 
sie daher auch nicht gewachsen war. і 

Die gesamten Bahnanlagen waren durch die nur 
notdürftige Erhaltung und Erneuerung während des 
Krieges und in der ersten Nachkriegszeit stark de- 
terioriert, der Fahrpark durch Überbeanspruchung in 
einem kläglichen Zustande. Die Aufteilung des gemein- 
samen Fahrparkes erfolgte erst nach Jahren und nur 


schrittweise, sodaß die Verwaltung erst im Jahre 1926 
genau wußte, was ihr an Fahrbetriebsmitteln verbleiben 
würde. Sie war bis dahin gezwungen, für Fahrpark- 
erhaltung Beträge auszugeben, (die sich schließlich zum 
Gutteil nach der Aufteilung als für Dritte verwendet 
erwiesen. Der Verkehr war schwach, der Betrieb in 
höchstem Grade passiv. Das wichtigste Betriebsmaterial, 
die Kohle, mußte mit ungewöhnlichen Kosten und 
Schwierigkeiten aus dem Ausland bezogen werden. Der 
Arbeitseifer des Personals hatte stark gelitten, die 
Disziplin war erschüttert, auch jene Чез reisenden 
Publikums. So sehr sich auch die Staatsbahnverwaltung 
mühte, eine Besserung dieser Verhältnisse herbeizu- 
führen, so gelang ihr dies in einzelnen Belangen nur 
sehr langsam, während sich in anderen Belangen die 
Verhältnisse insbesondere in der Zeit der Zwangswirt- 
schaft und Geldentwertung ganz wesentlich verschlech- 
terten. Die von den Kriegsschauplätzen und aus den 
Sukzessionsstaaten zurückströmenden Menschen waren 
zu versorgen und führten zu einer Hypertrophie des 
Personalstandes; die Wohnungsfrage bildete eine arge 
Kalamität. Die sprunghaft zunehmende Geldentwertung 
steigerte die Löhne und Materialpreise, während die 
Tarifpolitik der Preisentwicklung nur zögernd und in 
völlig unzureichendem Maße folgte. 

АП dies führte zur Erkenntnis, daß die staatliche 
Verwaltung kaum imstande sei, rechtzeitig und durch- 
greifend Wandel zu schaffen, und die vorerwähnten, 
mit Kriegsausbruch eingestellten Bestrebungen wurden 
erneut aufgenommen. 

Das im Kriege aufgetretene Überhandnehmen der 
staatlichen Verwaltung, deren Übergreifen auf Gebiete, 
die den eigentlichen Staatszwecken vollkommen fern- 
lagen, und die Mißerfolge dieses Übergreifens ließen 
den Wunsch nach einer Reorganisierung in der Wirt- 
schaft des größten Besitzes des Staates, der Bahnen, 
immer allgemeiner werden und führten schließlich zur 
Gründung des Wirtschaftskörpers „Öster 
reichische Bundesbahnen“ unter kaufmän- 
nischer Führung mit der Aufgabe, das Defizit der 
Bahnen, das inzwischen auf über 70% des Defizits des 
Staatshaushaltes angewachsen war, zu beseitigen. Die 
Ausgaben der Bundesbahnen hatten nämlich nach dem 
finanzgesetzlichen Bundesvoranschlage für 1923 die 
Einnahmen um 1337:36 Milliarden Kronen (92:9 Mil- 
lionen Goldkronen) überstiegen, so daß zuzüglich des 
Investitionsaufwandes von 57445 Milliarden Kronen 
(39-9 Millionen Goldkronen) aus allgemeinen Bundes- 
mitteln zum staatlichen Eisenbahnbetriebe ein Zuschuß 
von 1911:81 Milliarden Kronen (132-8 Millionen Gold- 
kronen) zu leisten war. Dieser Zuschuß machte 5/у = 
717% des budgetären Gesamtdefizits aus. 

So wurden in dem auf Grund der Genfer Kon- 
vention vom 4. Oktober 1922 aufgestellten Reform- 
und Finanzprogramm, sowie in dem Wiederaufbau- 
gesetz die Grundsätze festgelegt, die für die Umgestal- 
tung der Bundesbahnverwaltung bestimmend sein soll- 
ten. Schon hier wurde die Trennung des Betriebes von 
der Hoheitsverwaltung, die Umwandlung in einen 
eigenen Wirtschaftskörper und die kaufmännische Ge- 
schäftsführung vorgesehen. Speziell in Hinsicht der 
Bundesbahnen wurde eine weitgehende Verminderung 
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des Personals, de Anpassung» der Tarife. an die je- 
weiligen Betriebskosten und eine einschneidende Reform 
des Begünstigungswesens ins Auge gefaßt. 

Über Einladung des damaligen Generalkommissärs 
des Völkerbundes für Österreich erstattete der seither 
verstorbene englische Sachverständige Sir. William 
Acworth unter Mitwirkung des Direktors der Schweize- 
rischen Bundesbahnen Dr. Herold im Sommer des Jahres 
1923 nach vorangegangenem mehrmonatigen Studiumder 
einschlägigen Verhältnisse ein ausführliches Gutachten 
über die Reorganisation der Österreichischen Bundes- 
bahnen, das die größte Beachtung gefunden hat und in 
dem Bundesbahngesetz weitgehend verwertet worden 
ist, Es ist hier nicht der Raum, auch nur den wesent- 
lichsten Inhalt dieses Gutachtens wiederzugeben. Es 
muß die Bemerkung genügen, daß der Leitgedanke 
darauf hinausläuft, Verwaltung und Betrieb einfacher 
und billiger zu gestalten, sie von dem System zu be- 
freien, das unter dem Schlagwort des Bureaukratismus 
verstanden wird, die Einnahmen entsprechend ou ge: 
stalten, aber auch die Ausgaben einzuschränken: und 
sie den bescheidenen Verhältnissen des verkleinerten 
Staatswesens anzupassen, namentlich den Personal- 
stand herabzusetzen und dergleichen mehr. Das Budget 
der Bundesbahnen soll der parlamentarischen. Behand- 
lung nicht unterliegen. Mit den Grundsätzen einer 
kaufmännischen Gebarung findet es Acworth nicht ver- 
einbar, daß die Bundesbahnen bedeutende Einnahmen, 
wie die Verkehrssteuern, erzielen, die ihnen nieht gut- 
gebracht werden, daß sie wichtige und kostspielige 
Dienste verrichten, wie die Postbeförderung, wofür sie 
keine Vergütung erhalten, daß den Bundesbahnen 
drückende Lasten auferlegt sind für Zwecke, die nicht 
im Interesse der Bahn als solcher liegen, wie die 
Deckung der Ausfälle notleidender Lokalbahnbetriebe, 
die Tragung durch die Nachkriegsverhältnisse bedingter 
abnorm hoher Pensionslasten usw., wogegen aber die 
Bahnen anderseits auch alle Ausgaben, die sie eigent- 
lich treffen, tragen sollten, zum Beispiel den Schul- 
dendienst. 

Das Bundesbahngesetz, das, wie bereits 
erwähnt, einen großen Teil dieser Gedanken enthält, 
stattet die Unternehmung Österreichische Bundes- 
bahnen mit einer staatlichen Defizitgarantie aus, indem 
es bestimmt, daß, insolange und insoweit die Ausgaben 
in den Einnahmen ihre Deckung nicht finden, der Ab- 
gang vom Bunde gedeckt wird. Von einem allfälligen 
Reingewinn ist ein angemessener Teil zur Bildung einer 
Rücklage zu verwenden, die zur Deckung außerordent- 
licher Ausgaben sowie von Fehlbeträgen der Ertrags- 
rechnung dient. Der Rest des Reingewinnes fällt dem 
Bundesschatze zu. Zur Aufnahme von Krediten mit 
einer Laufzeit von mehr als einem Jahr bedürfen die 
Bundesbahnen der Zustimmung der Bundesminister für 
Handel und Verkehr und für Finanzen, zur: Aufnahme 
inländischer Anleihen von über 1 Million Goldkronen 
und von ausländischen Anleihen im Werte von über 
16 Million Goldkronen ist die Zustimmung der Regie- 
rung erforderlich. 

Das der Unternehmung  gewidmete Grund- 
kapital von 20 Millionen Schilling wurde ihr keines- 
wegs in Barem gegeben, sondern es wurde die Unter- 
nehmung auf die Kassenbestände verwiesen, so daß das 
Grundkapital durchaus keinen Zuwachs an Betriebs- 
mitteln darstellt. Darunter hatten die Bundesbahnen 
von allem Anbeginn an zu leiden, dies um so mehr, als 


jardie Betriebsmittel, respektive das Grundkapital-am 
30. September 1923 nur dadurch vorhanden waren, daß 
man bishin den Sachaufwand immer zögernder bezahlt 
hatte und hiedurch mehrmonatige Warenschulden be- 
standen, mit denen je eher aufgeräumt werden mußte, 
um zu geordneten Verhältnissen zu. gelangen. 

Hiezu kommt noch, daß zwar das letzte Jahres- 
viertel, also die erste Zeit, der neuen Verwaltung, rück- 
sichtlich der Einnahmen zwar zu den ‚besseren gehört, 
daß ihm aber die ersten fünf Monate des nächsten 
Jahres folgen, die nicht nur bei den. Bundesbahnen, 
sondern erfahrungsgemäß bei allen Bahnen die gering- 
sten Einnahmen bringen, die die Ausgaben in diesen 
Monaten nicht zu. decken vermögen. Die neue Verwal: 
tung: mußte daher, . aber durchaus nicht aus eigenem 
Verschulden, sondern nur der vorerwähnten Gründe 
wegen, allzubald Kredite in Anspruch nehmen: und die 
daraus resultierenden Passivzinsen auf sich nehmen, 


Was nun die Organisation der Unternehmung Öster- 
reichische Bundesbahnen anbelangt, so hat die Unternehmung 
nach dem Gesetze zwei Organe, 

1. den Vorstand und 

2. die Verwaltungskommission. 

Der Vorstand leitet die Unternehmung und vertritt sie 
gerichtlich und außergerichtlich. 

Die Verwaltungskommission ‚überwacht die Geschäfts- 
führung. 

Der Vorsitzende und die übrigen vier Mitglieder des Vor- 
standes werden vom Präsidenten der Verwaltungskommission 
durch Dienstvertrag bestellt, der der Bestätigung der Bundes- 
regierung bedarf. Die Mitglieder des Vorstandes müssen ihre 
Funktion als Beruf ausüben. Die Verwaltung ist also eine 
kollegiale und bietet den großen Vorteil, daß ein unmittelbares 
Zusammenwirken der einzelnen Dienstzweige sichergestellt ist, 
das bei der früheren Verwaltung zu vermissen war. Durch die 
dem Vorstande angehörigen Direktoren sind folgende Dienst- 
zweige vertreten: 

Der Betriebsdienst, die Materialbeschaffung und die Finan- 
zen, der kommerzielle Dienst und das Werkstättenwesen. 

Die Verwaltungskommission besteht aus 14 Mitgliedern, 
die von der Bundesregierung jeweils für eine dreijährige Amts- 
dauer bestellt werden. Elf Stellen sind mit Fachleuten des Ver- 
kehrswesens, der Volkswirtschaft und selbständigen oder in 
leitender Stellung befindlichen Persönlichkeiten des praktischen 
Wirtschaftslebens zu. besetzen. Drei Mitglieder werden auf 
Grund eines Vorschlages des Zentralausschusses des Per- 
sonals der Österreichischen Bundesbahnen berufen. Die Mit- 
glieder der Verwaltungskommission erhalten keine ständigen 
Bezüge. Die Regierung beruft eines der Mitglieder zum Amte 
des Präsidenten. 

Die Bundesminister für Handel und: Verkehr, für Finanzen 
und für Land- und Forstwirtschaft können Vertreter zu den 
Verhandlungen der Verwaltungskommission mit beratender 
Stimme entsenden. 

Zur Besorgung der Geschäfte der Unternehmung bedient 
sich der Vorstand einer Generaldirektion mit dem Sitze in 
Wien. In unmittelbarer Unterordnung unter der Generaldirek- 
tion sind zur Leitung des örtlichen Betriebsdienstes die 
Bundesbahndirektionen berufen. Den örtlichen Betriebsdienst 
selbst besorgen die ausführenden Dienststellen, deren Wir- 
kungskreis von der Generaldirektion bestimmt wird. Die Unter- 
nehmung Österreichische Bundesbahnen unterliegt dem staat- 
lichen Hoheits- und Aufsiehtsrecht über die Eisenbahnen. Eine 
Einflußnahme der Bundesverwaltung auf die Unternehmung und 
deren Betrieb findet jadoch пит nach Maßgabe der geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen statt. 


Innerhalb des gekennzeichneten Rahmens war nun 
die innere Reform ‘durchzuführen. 

Zunächst mußte die dezentralisierte Organisation, 
die bei der Bundesbahnverwaltung in ziemlich weit- 
sehendem Maße ausgebildet war, in eine der Ver- 
kleinerung des Netzes entsprechende zentrale Or: 
ganisation umgewandelt werden. Die Tendenz mußte 
sein, die Geschäfte der Leitung nach Möglichkeit bei 
der Generaldirektion zusammenzuziehen und dement- 


sprechend den Wirkungskreis der Bundesbahndirek- 
tionen auf die örtlichen Aufgaben zu beschränken. Die 
dadurch notwendig gewordene Reduzierung des Per- 
sonalstandes der: Bundesbahndirektionen war: natur- 
gemäß eine schwierige Aufgabe, denn nur ein Teil der 
entbehrlich werdenden Bediensteten konnte zur Er- 
ledigung der bei der Generaldirektion zuwachsenden 
Ageenden herangezogen werden und hier bildete die 
Beschaffung von Wohnungen eine schwer zu lösende 
Frage. 

Zu der Zentralisierung gehört in erster Linie die Zusam- 
menfassung der gesamten Einnahmenkontrolle, die bis dahin 
von. den Bundesbahndirektionen durchgeführt wurde, in einer 
einzigen, der kommerziellen Direktion angegliederten Dienst- 
abteilung in Wien, dem Verkehrseinnahmendienst. Neben der 
dadurch ermöglichten Personalersparnis konnte eine wesent- 
liche Vereinfachung und Beschleunigung des Dienstes erzielt 
werden, so daß die Einnahmenergebnisse eines Monates schon 
im nächsten Monate überblickt werden können, was bisher erst 
nach einigen Monaten der Fall war. Dies ist für die Geschäfts- 
führung von großer Bedeutung. Der Kassendienst hat gleich- 
falls eine zweckmäßige Umgestaltung erfahren. Die Kassen- 
bestände. waren früher in den vielen Stationskassen zerstreut 
und deshalb nicht greifbar, weil auch der größte Teil des 
Zahlungsdienstes bei diesen Kassen abgewickelt wurde, so daß 
diese gezwungen waren, immer einen entsprechenden Geld- 
vorrat zu halten. Nunmehr ist durch fortgesetzte Reformen ein 
Zustand geschaffen, der die fruchtbringende Verwertung der 
Kassenbestände sichert, indem diese täglich von den Kassen 
an die Bankstellen gelangen. Der Zahlungsdienst ist bis auf 
geringfügige Ausnahmen bei der Generaldirektion zusammen- 
gefaßt und dadurch die Verfügung über die Kassenbestände 
in eine Hand gelegt und erleichtert. Das Frachtenstundungs- 
geschäft ist einem Bankenkonsortium übertragen, was von 
mehrfachem Vorteil für das Bahnunternehmen ist, Auch die 
Buchführung, die der Hauptsache nach bei der Generaldirektion 
konzentriert ist, hat viele Verbesserungen erfahren, 

Eine wichtige Aufgabe der Buchführung war die 
Erstellung der Golderöffnungsbilanz рег 
1. Jänner 1925, die zum erstenmal die Darstellung des 
wirklichen Vermögensstandes der Unternehmung 
brachte. Vorweggenommen sei gleich hier, daß sich 
ohne das im Eigentum der vormaligen Südbahngesell- 
schaft verbliebene Netz auf Grund gewissenhafter 
Schätzungen ein Anlagevermögen von 2668 Millionen 
Schilling ergab, welchem Anlageschulden von rund 
175 Millionen Schilling gegenüberstehen. Die relativ 
niedrige Ziffer dieser Schulden erklärt sich daraus, daß 
sie, wie bekannt, nur zu einem geringen Teil aufge- 
wertet sind. 

Im Werkstättendienst ist gleichfalls eine weit- 
gehende Zentralisierung durchgeführt worden. Die Werkstätten 
unterstehen nun nicht mehr den territorialen Bundesbahndirek- 
tionen, sondern unmittelbar der der Generaldirektion ange- 
gliederten Werkstättendirektion, wodurch eine einheitliche und 
wirtschaftliche Führung der Werkstättenbetriebe gewährleistet 
ist. Neben der Auflassung von Werkstätten ist eine Speziali 
sierung der einzelnen Betriebe in Durchführung. So bestehen 
nunmehr im Wiener Bereiche drei spezialisierte Werkstätten, 
und zwar in Floridsdorf je eine reine Lokomotivwerkstätte und 
Güterwagenwerkstätte und in Simmering eine Personenwagen- 
werkstätte. Es wird hier die Arbeit, die früher infolge der ge- 
mischten Arbeit an 15 Stellen durchgeführt werden mußte, nun 
in drei homogenen Betrieben geleistet. 

Die Richtigkeit des Zentralisierungsgedankens hat 
sich insbesondere auch bei der Materialbeschaffung und 
der Verwertung (der Materialrückgewinne gezeigt, 
welche Agenden in einer eigenen, zur Generaldirektion 
gehörigen Direktion, der Beschaffungsdirektion, zusam- 
mengefaßt wurden. Durch diese Zusammenfassung ist 
nicht nur der Einkauf zu billigen Preisen und guten 
Qualitäten sichergestellt, sondern auch eine sparsame 
Verbrauchswirtschaft herbeigeführt worden. 


Mit diesen Reformen, von denen hier naturgemäß 
nur die wichtigsten. herausgegriffen wurden, ist das 
Werk der Reorganisation der Bundesbahnen noch nicht 
erschöpft. Eine Unzahl administrativer und betriebs- 
technischer Neuerungen mußte unterstützend hinzu- 
treten. Diese Kleinarbeit kann hier nicht Gegenstand 
der Erörterung sein. Es soll jedoch an der Hand der 
finanziellen Ergebnisse der Versuch gemacht werden, 
wenigstens die bedeutsamsten Punkte zu besprechen. 
Bevor wir ein Bild der Betriebsergebnisse entwerfen, 
sollen die Betriebsleistungen kurz dargestellt 
werden. 

Im Dampf- und elektrischen Betrieb zusammen- 
genommen wurden auf den Österreichischen Bundes- 
bahnen einschließlich der für Rechnung der Bundes- 
bahnen betriebenen Privatbahnen geleistet: 
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Personen- und Gepäckverkehr Güterverkehr ; zusammen 
e, та Рале ра 


SE 2 4.39 7'36 11'75 
1924.03 zn; 4'83 791 1274 
ODR H 821 13:65 
1920.28 581 9'09 1220 
eg La 5'57 9:66 15'23 


Wir sehen von Jahr zu Jahr ein erhebliches An- 
steigen der Betriebsleistungen, die im Jahre 1927 um 
fast 30%. höher waren, als im Jahre 1923. Die Ent- 
wicklung des Personen verkehres ist weniger be- 
friedigend. Es wurden befördert: 

Im Jahre 1924 rund 120°0 Millionen Personen 

man UE 7 T > 
1926 „ 1105 = 
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Auch der durchschnittliche Reiseweg (1927 = 88-4 
Kilometer) ist seit dem Jahre 1925 etwas rückläufig, 
wenn auch infolge der langgestreckten Grenzen und 
der exzentrischen Lage der Bundeshauptstadt Wien der 
durcehschnittliche Reiseweg noch immer größer ist, als 
in anderen Ländern, 

Der ständige: Rückgang des Personenverkehres 
muß der Hauptsache nach auf die bis zum Jahre 1927 
dauernden Folgen der Wirtschaftskrise des Jahres 1924, 
zum, anderen Teil auf die zunehmende Kraftwagenkon- 
kurrenz im Nahverkehr zurückgeführt werden, die den 
Bahnen viele Transporte entzieht. Im Jahre 1928 dürfte 
jedoch die Zahl der Reisenden zum mindesten nicht 
weiter sinken. Die Bundesbahnen gehen nach eingehen- 
dem Studium dieser Frage daran, eigene Auto- 
linien zu betreiben, nachdem alle Versuche, durch 
mannigfache Verbesserungen des Personenverkehres 
die verlorenen Verkehre rückzugewinnen, wenn auch 
nicht erfolglos, so doch ohne wesentlichen Erfolg ge- 
blieben sind. 

Im Güter verkehr kann eine, wenn auch nur all- 
mähliche, so doch ständig ansteigende Entwicklung 
beobachtet werden, wenn auch das jährliche Ansteigen 
das Ausmaß des Ansteigens in der Vorkriegszeit noch 
immer nicht erreicht hat. Dieses Zurückbleiben scheint 
leider auf die Automobilkonkurrenz auch im Güternah- 
verkehr zurückzugehen und es kann diese Konkurrenz 
nur durch tarifarische Maßnahmen bekämpft werden. 
Die beförderte Gütermenge ist von rund 22-7 Millionen 
Tonnen im Jahre 1924 auf rund 27:8 Millionen Tonnen 
im Jahre 1927 gestiegen. 

Ein Blick auf die finanziellen Betriebs- 
erfolge gibt nachstehendes Bild: { 
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Summe der Betriebs- Betriebs- 
Einnahmen*) Ausgaben (abgang), überschuß 
Millionen Schilling 


19281: поэ NOIR 3942 476 (53°4) 
1994 tert Zopp 476'5 4778 (13) 
1925 sp. aitia 534.3 582:7 16 
Mäin gf e 5752 5658 94 
E N d en 5978 573°5 238 


*) Einschließlich Verkehrssteuern. 


Dieses Bild zeigt eine wenn auch langsame, so 
doch stete Besserung des Betriebsergebnisses, die auch 
indem Betriebskoeffizienten (Verhältnis der 
Betriebsausgaben zu den Betriebseinnahmen) zum Aus- 
druck kommt; dieser betrug 


VDE огу nie 1135 %, 

но фе Чарка дао 1008 %о 
199512944 "77 чар. 99-7 %, 
19862 reel ies 98:4 9), 
gg ` „жыйба 96:0 d, 


Es bleibt sonach die Ausgabensteigerung hinter der 
Einnahmensteigerung zurück. 
Wenn wir zunächst die Einnahmen ins Auge fassen, 
so ergibt sich folgende Gliederung: 
Betriebswinnahmen 


Verkehrseinnahmen 
einschließlich Verkehrssteuern 
Personen- und Güterverkehr 
Gepäckverkehr (einschl. Postbeförderung) 
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Verschiedene 
Einnahmen 


ИДЕ а 931 269°2 31:9 
TOZU ЖК ег АЙ 133°2 3161 ага 
1925... u: 1724 818%. 43°5 
1926 2. ag 187:4 3453 42°6 
Dane ү, 185'0 366°8 45°5 


Die hier ersichtlichen Einnahmensteigerungen sind 
allerdings nicht durchwegs auf Verkehrssteigerungen 
zurückzuführen, es mußten vielmehr im Laufe der Jahre 
entsprechend dem schon von Sir William Acworth auf- 
gestellten Postulat die Einnahmen durch Tarifregelun- 
gen mit der Ausgabengestaltung wenigstens einiger- 
maßen in Einklang gebracht werden. 

Die erste allgemeine Regulierung der Personen- 
und Gütertarife wurde von der Unternehmung mit 
1. Jänner 1924 durchgeführt. 

Am 1. Jänner 1925 erfolgte eine Erhöhung der 
Personentarife, die diese durchschnittlich auf rund 
87% der Vorkriegszeit gebracht hat. Mit dem gleichen 
Datum ist jedoch eine durchehnittlich 4%ige Ermäßi- 
gung der Frachtsätze dadurch herbeigeführt worden, 
daß im Interesse der Vereinheitlichung der Tarife, vor- 
nehmlich aber zugunsten der Volkswirtschaft, die 
Durehreehnung der Gütertarife zwischen Bundesbahnen 
und den österreichischen Südbahnlinien sowie einigen 
anderen Privatbahnen vorgenommen worden ist. Durch 
diese Maßnahme sind die Frachtsätze, die im Jahre 
1924 durchschnittlich etwa 111% der Vorkriegstarife 
betragen hatten, auf rund 107% der Vorkriegstarife 
herabgesetzt worden. Es ist dies ein erhebliches dauern- 
des Opfer, das die Bundesbahnverwaltung nicht in 
letzter Linie im Interesse einer Ausgleiehung der Pro- 
duktionsbedingungen, sofern diese durch die Bundes- 
bahntarife beeinflußt werden, gebracht hat. 

Am 1. Jänner 1926 folgte ein neuer Personen- und 
Gepäcktarif, der die Fahrpreise ungefähr auf die der 
Vorkriegshöhe, an der Goldparität gemessen, erhöht 
hat. Durch diese Tariferhöhung sollten vor allem die 
Mittel zu einer Verbesserung des Reiseverkehres ge- 
schaffen werden. Auch wurden bei diesem Anlaß die 
Fahrpreisverhältnisse in bezug auf die einzelnen Wagen- 


klassen verbessert, so daß das Reisen in den höheren 
Wagenklassen relativ billiger gestaltet wurde. 

Schließlich sind im Interesse der Hebung des Reise- 
verkehres mehrfache Fahrpreisbegünstigungen einge- 
führt, beziehungsweise erweitert worden. 

Die Beförderungspreise für Expreßgut und gebüh- 
renpflichtiges Handgepäck wurden mit Wirksamkeit 
vom 1. Juli 1926 in Angleichung an die neuen Eilgut- 
frachtsätze ermäßigt. 

Es erwies sich endlich eine Tarifregelung im Güter- 
verkehr als unbedingt erforderlich, die mit 1. Juli 1926 
in Wirksamkeit gesetzt wurde. Die durehschnittliche 
Erhöhung der Tarife betrug etwa 5%. Gewisse Härten 
dieses Tarifes wurden durch Tarifnachlässe abge- 
Schwächt, 

Dem Wettbewerb der Kraftwagen mit der Eisen- 
bahn Rechnung tragend, sind im Jahre 1926 Tarif- 
begünstigungen für Sammelgüter, sowie ein sogenanntes 
Nahbareme (das ist ein allgemeiner Tarifnachlaß auf 
bestimmte Entfernungen und. für gewisse Mindestauf- 
lieferungen) mit gutem Erfolg geschaffen und späterhin 
noch ausgebaut worden. 

Seit dem 1. Juli 1926 sind Tariferhöhungen nicht 
mehr vorgenommen worden. Alle diese Tarifregelungen 
haben aber den Bundesbahnen keine oder keine be- 
friedigenden Mehreinnahmen gebracht, wenn man die 
absoluten Ziffern außer Betracht. läßt und die Ein- 
nahmen zu den Betriebsleistungen ins Verhältnis setzt. 
Im besonderen Maße gilt dies vom Güterverkehr. Hier 
betrugen die Einnahmen, gerechnet auf 1000 Brutto- 
tonnenkilometer: 
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Diese Aufstellung zeigt, daß eine und dieselbe Be- 
triebsleistung gegen ein immer geringer werdendes 
Entgelt vollzogen werden mußte, daß also die Volks- 
wirtschaft durch іе Tarifmaßnahmen keine Mehr- 
belastung erfahren hat. Hält man dem gegenüber, дав 
die Bundesbahnen trotzdem im Laufe der letzten vier 
Jahre ein immer besseres finanzielles Betriebsergebnis 
auszuweisen in der Lage waren, so ergibt sich, daß die 
Kapazität des Unternehmens nicht voll ausgenützt ist 
und daher ohne Gefährdung des wirtschaftlichen Gleich- 
gewichtes zwischen Einnahmen und Ausgaben noch be- 
deutend höhere Betriebsleistungen vollzogen werden 
könnten, wenn die allgemeine Wirtschaftslage dafür die 
erforderlichen Voraussetzungen schaffen würde. 

Was nun die in der Summe bereits oben mitgeteil- 
ten Betriebsausgaben betrifft, so verteilen sich 
diese nach Dienstzweigen wie folgt: 

1923 1924 1925 1926 1927 
Millionen Schilling 
Allgemeine Verwaltung. 70 äh 28:5 929 281 
Bahnaufsicht und Bahn- 


erhaltung бш ДШ, 477 662 674 693 105 
Verkehrs- und kommer- 

zieller Dienst .... 1228 1413 1588 1608 16577 
Zugförderungsdienst . . 111% 921 929 8101 85:2 


Erhaltung des Fahrparks 817 759 85'6 941 Bh 
Starkstrom- und Beleuch- 


tungsdienst „.... 0`8 16 9-1 9-9 94 
Allgemeine Ausgaben für s 
die Bediensteten . ... 953 636 806 1053 1120 


Verschiedene Ausgaben. 109 157 19'8 214 226 
Ersatzbeschaffungen und 


Erneuerungen .... == —- Lä 57 76 
Summe . Ae 4778 5327 5658 5785 
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Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, diese Aus- 
gaben, um ein Bild der Wirtschaft.in großen Zügen zu 
gewinnen, nach sogenannten wirtschaftlichen Elemen- 
ten zu gliedern, wobei nur die Summe der Netto aus- 
gaben zugrunde gelegt wird, die sich ergeben, wenn man 
die nach den bestehenden Verrechnungsvorschriften in 
Einnahmen und Ausgaben durchlaufenden Posten, wie 
zum Beispiel die Pensionsbeiträge der Bediensteten, von 
den Bruttoausgaben in Abzug bringt. Danach ergibt 
sich folgende Darstellung: 


Nettobetriebsausgaben nach wirtschaftlichen Elementen: 


1923 1924 1925 1926 1927 
Millionen Schilling 
Personal ee, 2192 2549 80 8 807°5 315:6 
Pensionen . =- = = .. 43°2 55/2 65°8 87:7 93°8 
Lokomotivkohle . . . . 1001 688 509 450 18-6 
Sonstiges Material und 
Unternehmerleistungen 483 582 502 611 52:3 
Allgemeine Unkosten... 218 25:9 36:9 86:7 375 
Ersatzbeschaffungen und З 
Erneuerungen . . . . == = 19 57 76 
Summe .. 4326 4623 5100 5487 5501 


Was nun zunächst den Personalaufwand be- 
trifft, in welchem auch die Löhne der Bahnerhaltungs- 
und Werkstättenarbeiter einbezogen sind, so ist dieser 
entsprechend einer allgemein zu beobachtenden Er- 
scheinung im Ansteigen begriffen. Für diese Steigerung 
kommen vornehmlich die allgemeine Bezugsregelung 
des Jahres 1925, dann die im Jahre 1927 vorgenommene 
Erhöhung der Mindestgehalte, schließlich die normal- 
mäßigen Gehaltsvorrückungen und endlich die ein- 
maligen Zuwendungen in Betracht. Verhältnismäßig 
steigen auch die unter den allgemeinen Unkosten ein- 
bezogenen sozialen Lasten und die Fürsorgeabgabe. 

Beschränkt man den Personalstand auf das ständig 
im Betrieb beschäftigte Personal, scheidet man sohin 
das fluktuierende Element der nur für die Dauer eines 
größeren Arbeitsbedarfes oder für bestimmte besondere 
Verwendungszwecke (wie außergewöhnliche Bahnerhal- 
tungsarbeiten) vorübergehend aufgenommenen Arbeiter, 
der sogenannten Verstärkungsarbeiter aus, so gelangt 
man zu folgenden Standesziffern, beziehungsweise in 
Beziehung auf die Leistungen zu folgenden Verhältnis- 
zahlen: 

Ständige Bedienstete: 


Stand 

Durchschnittl. Stand bezogen auf 1 Mill. 

Bruttotonnenkilom. 
ODER m 113.706 942 
1984. „Durch Aaen 92.238 7'03 
їОйзарайназев. . „+. - 87.171 6'23 
1926. -SS sat warb: 36.054 583 
19@7 эс. Гин Сй ЙЫ 88.900 547 


In dieser Aufstellung kommt die ständige Vermin- 
derung des Standes sowohl in den absoluten Ziffern 
als auch in bezug auf die Leistung deutlich zum Aus: 
druck. 

Im Zusammenhange mit der Verminderung des ak- 
tiven Personals ist der durchschnittliche Stand an Pen- 
sionsparteien und dier von der Unternehmung zu bestrei- 
tende Pensionsaufwand nicht unerheblich gestiegen. In 
letzterer Beziehung ist daran zu erinnern, daß, um zu 
dem tatsächlichen Aufwand zu gelangen, zu der oben 
ausgewiesenen 'Pensionslast der Unternehmung noch 
hinzuzuzählen ist die Quote, mit der der Bund zu den 
Altpensionen beiträgt, sowie die Beiträge der Bedien- 
steten und der für Rechnung der Eigentümer betrie- 
benen Privatbahnen. 


Anzahl der Pensionsparteien: 


NDR ET Tr 
en ee 52.262 
Оо SEHR, Te 97.265 
1926 Er air Ta DAD 
29070 irn E anal 9:30 


Ein emstlich ins Gewicht fallender Faktor ist der 
Sachaufwand. Bei diesem zeigt sich der Erfolg der 
Zentralisierung wohl am deutlichsten. Wenn wir nur 
die Lokomotivkohle herausgreifen, so betrug 
der Aufwand, bezogen auf 1000 Bruttotonnenkilometer 
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welche Verringerung des Aufwandes nicht zuletzt auch 
der Einführung kohlensparender Einrichtungen zu ver- 
danken ist. 

Zu den übrigen Ausgaben ist noch zu erwähnen, 
daß speziell die Kosten der Erneuerung der ma- 
schinellen Anlagen in den Werkstätten, der Geräte und 
des Fahrparks auf einem eigenen Abschnitt der Be- 
triebsreehnung verrechnet werden, dem bezüglich der 
beiden erstgenannten Öbjektsgruppen auch die Kosten 
von Vermehrungen angelastet werden. Hierin liegen die 
Ansätze zur Lösung der Abschreibungsfrage. Die Unter- 
nehmung hat die Bundesbahnen ohne Erneuerungsfonds 
übernommen. Schon Sir Acworth hat die Forderung 
aufgestellt, daß, um zu einer riehtigen Gewinn- und 
Verlustrechnung zu gelangen, Erneuerungs- und Ab- 
nützungsreservefonds gebildet werden sollten. Insolange 
jedoch die Erträgnisse eine solche Fondsansammlung 
nicht gestatten, wird man vorläufig bei dem Auskunfts- 
mittel bleiben müssen, die tatsächlichen Kosten, und 
zwar nicht nur für die Erhaltung, sondern auch für die 
Erneuerung, der Betriebsrechnung anzulasten. 

Wenn auch die Betriebsausgaben in ihrer Gesamt- 
summe eine steigende Tendenz aufweisen, so ist dem 
gegenüberzuhalten, daß das Problem der Ausgaben- 
wirtschaft nicht so gefaßt werden darf, als ob es mög- 
lich wäre, die Ausgaben in der absoluten Höhe herab- 
zudrücken. Angesichts der ständig steigenden Kosten 
der Lebenshaltung, die ja doch die Personalbezüge be- 
einflussen, und der zunehmenden Teuerung der meisten 
zum Betriebe unerläßlichen Materialien kann es sich 
nur darum handeln, das Anwachsen der Ausgaben nach 
Möglichkeit einzuschränken. In dieser Beziehung sind 
die fortgesetzten Bemühungen, den Betrieb fortschrei- 
tend zu rationalisieren, das heißt, eine möglichst große 
Leistung mit geringem Kostenmehraufwand zu erzielen, 
von besonderer Bedeutung: 

In dem gegebenen Rahmen lassen sich nicht alle 
die Maßnahmen aufzählen, die in Durchführung. des 
Rationalisierungsgedankens getroffen worden sind und 
getroffen werden. Eine bedeutende Rolle spielt hier die 
Regenerierung des Fahrparks und der Gleis: 
anlagen, denn die Erhaltung eines alten, überbean- 
spruchten Fahrparks ist ebenso „unwirtschaftlich, wie 
die eines alten, schwachen Oberbaues. 

Österreich ist seinerzeit bei der Aufteilung des alt- 
österreichischen Fahrparks nicht der beste Teil ver- 
blieben und auch bei der Aufteilung des Südbahnfahr- 
parks auf die einzelnen Netze entfiel auf das österrei- 
chische Netz eine Quote, die im Vergleich zu den Be 
dürfnissen des Betriebes unzulänglich war. Zu einem 
Großteil bestand der Fahrpark aus alten vielgestaltigen 


Typen, die auch wegen der großen Anzahl der erfor- 
derlichen Reserve- und Ersatzbestandteile in der Er- 
haltung Schwierigkeiten und namhafte Kosten verur- 
sachten. Die Bundesbahnverwaltung ist deshalb daran- 
gegangen, die veralteten Typen in größerem Umfange 
auszumustern und. durch moderne, leistungsfähigere 
Fahrbetriebsmittel zu ersetzen, wodurch naturgemäß 
anch die Erhaltungskosten stark herabgemindert. wer- 
den. 

Anlangend den Oberbau hat bereits Sir Acworth 
festgestellt, daß die österreichischen Bahnen in viel er- 
heblicherem Maße noch mit leichtem Oberbau ausge- 
rüstet sind als die schweizerischen; in Österreich be- 
stehe schwerer Oberbau erst auf 23:2% der Hauptgleise, 
während in der Schweiz eine dreifache Länge damit 
ausgerüstet sei. Es ergab sich ein Rückstand von 2280 
Kilometer, an dessen Aufholung das Unternehmen jetzt 
schreitet. Dieser Rückstand konnte in den ersten 
Jahren nicht wesentlich verringert werden, die gänzliche 
Aufholung wird erst in den nächsten Jahren erfolgen. 
Die Aufwendungen sind in höchstem Maße wirtschaft- 
lich, da ein neuer stärkerer Oberbau die Fahrbetriebs- 
mittel schont und eine höhere Belastung zuläßt, daher 
die Verwendung schwererer, leistungsfähigerer Fahr- 
zeuge gestattet. 

Die Bundesbahnen haben außerdem ständig bau- 
liche Investitionen durchgeführt, die entweder zur Er- 
höhung der Sicherheit im Bahnverkehr oder zur Hebung 
der Wirtschaftlichkeit im Betriebe dienen. Schließlich 
ist die Umstellung der hauptsächlichsten Linien in 
Salzburg sowie der Tiroler und VorarlbergerStreeken auf 
elektrischen Betrieb im Zuge und geht der Vollendung 
entgegen. Vorher ist bereits die Salzkammergutlinie 
Stainach-Irdning—Attnang-Puchheim elektrisiert wor- 
den. 

Zur Bedeekung der Kosten aller dieser Investi- 
tionen haben die Bundesbahnen seit dem 1. Oktober 
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1923 vom Bunde Vorschüsse in nachbezeichneter Höhe 
in Anspruch genommen: 

= rg 1994 1995 1926 1997 Summe 
Millionen Schilling 


Bauliche Herstellungen . IR 100 e 114 7104 423 
Beschaffung von Fahr- 
betriebsmitteln . . . ка 150) 091131201427 
Einführung d. elektrisch. 
Zugförderung . .., 90 27: 879, 596,591, 197'8 
Totale , , 151 .658.1.,51:6.,731 767, 282:3 


Diese Vorsehüsse sind in 101% %igen Annuitäten zu 
verzinsen und zu tilgen, so daß dieser Schuldendienst 
eine drückende Last darstellt, deren ständiges Anstei- 
gen bei dem hohen Zinsfuß und der außergewöhnlich 
kurzen Zeit von 18 Jahren, innerhalb deren die Tilgung 
zu erfolgen hat, die Unternehmung veranlassen muß, 
Investitionen, deren produktiver Charakter nicht völlig 
außer Zweifel steht, zurückzustellen. Der Investitions- 
schuldendienst nahm in den letzten Jahren folgende 


Entwicklung: 
ЛОЗУ Se 3'6 Millionen Schilling 
POERI TAT 12'6 Р N 
RLA afis 18:8 Ж 9 


Im Jahre 1928 wird er voraussichtlich rund 25 Mil- 
lionen Schilling betragen und dürfte im nächsten Jahre 
um weitere 10 Millionen Schilling anwachsen. 

Niechtsdestoweniger ist im Jahre 1927 der Gleich- 
gewichtszustand zwischen Einnahmen und Ausgaben 
erreicht worden. 

Wenngleich immer wieder auf die außerordentlich 
schwierigen Verhältnisse hingewiesen werden muh, 
unter denen die Bundesbahnverwaltung arbeitet, so 
berechtigt die bisherige Entwicklung, die hier in großen 
Zügen dargestellt worden ist, doch zu der Erwartung, 
daß ез durch zähe: Arbeit und Sparsamkeit gelingen 
wird, den mühsam errungenen Erfolg nicht nur fest- 
zuhalten, sondern auch auszubauen. 


Kreditversicherungsbank A.-G. 
Berlin W 56. 


Jägerstraße 27, 


Kreditversicherungen aller Art. 


Auskunft erteilen auch die Niederlassungen an allen größeren Plätzen des Reiches sowie 
die Organe der Allianz und Stuttgarter Verein Vers. A. G. 


Moderne Eneroiewirtschuft 
Der Löffler-Bochelruchkessel 


Rationalisierung ist die notwendige Folge des ge- 
steigerten Existenzkampfes. 

Nur mit modernen Betriebsmitteln und modernen 
Erzeugungsmethoden kann sich ein Unternehmen kon- 
kurrenzfähig erhalten. Wärme und mechanische Kraft 
spielen bei den meisten Industriezweigen eine bedeutende 
Rolle. Die Rationalisierung dieser Betriebsmittel hat noch 
eine große Entwicklung vor sich. 

Die Dampftechnik hat durch Erhöhung des 
Dampfdruckes und der Dampftemperatur hier 
Ersparnisse möglich gemacht, die sich zwischen 
30 und BOL, bewegen. 

Die Wiener Lokomotivfabriks-Akt. Ges. in Florids- 
dorf hat als erstes Unternehmen der Welt bereits im 
Jahre 1924 Hochdruckdampf von 100 atm. und 500°C im 
Dauerbetrieb erzeugt: 

In Floridsdorf wurde das neue Verfahren Herrn Prof. 
Löfflers der Technischen Hochschule Charlottenburg erst- 
malig praktisch erprobt. In einer Versuchsanlage wurde nicht 
nur der Kessel, sondern auch sämtliche Armaturen, Rohr- 
leitungen etc. einer gründlichen Dauerprüfung unterworien. 
Gestützt auf die glänzenden Resultate dieser Anlage baute 
die Floridsdorfer Lokomotivfabrik im Jahre 1926 ihre Kraft- 
zentrale für Hochdruck um. Ein 120 atm. Löffler-Hoch- 
druck-Kessel für eine Leistung von 8000 kg Stundendampf 
mit 480° Überhitzung wurde im Jahre 1927 dem Betriebe == 
übergeben und befindet sich seither in anstandslosem 120 atm. 480° Betriebskessel in Floridsdorf 
täglichen Betrieb. 

Die Löffler-Anlage vereinigt die beiden wichtigsten Forderungen des Betriebes: höchste Wirtschaftlich- 
keit und höchste Betriebssicherheit. Höchste Wirtschaftlichkeit dadurch, daß der Kessel für Drücke 
von 120—150 atm. und 480° gebaut wird und sich daher durch Ersparnisse in kürzester Zeit bezahlt macht. Höchste 
Betriebssicherheit: Es gibt keine wasserberührte Heizfläche mehr. Zwangsläufiger Dampfumlauf ersetzt bis- 
herigen unkontrollierbaren Wasserumlauf in den Heizflächen. Es gibt keinen Kesselsteinansatz an den Heizflächen mehr. 
Keine Einspritzung in den Überhitzer. Große Speicherfähigkeit des Kessels, rasche Regulierbarkeit der Leistung. 
Der Löffler-Kessel hat weiters einen geringen Platzbedarf und große Anpassungsfähigkeit, so daß die Aufstellung 
in bestehenden Kesselhäusern keine Schwierigkeit bildet. 

Einige Ziffern werden die Bedeutung des neuen Verfahrens für die Wirtschaft klar erkennen lassen. 

Im Kondensationsbetrieb konnte durch die Steigerung des Dampfdruckes уоп 15 auf 40 atm. eine са. 15°/,ige 
Kohlenersparnis erzielt werden, diese Ersparnis wird durch Drucksteigerung auf 130 atm. verdoppelt, das heißt aus der 
gleichen Kohlenmengekann nunmehr 50°, mehr Strom erzeugt werden. Ein so tief greifender Fortschritt in der Energie- 
Technik war seit Jahrzehnten nicht zu verzeichnen. 


Noch bedeutungsvoller aber sind die Ersparnisse im Gegendruckbetrieb. 


In vielen Industrien wird heute noch Frischdampf zu Heiz- und Kochzwecken verwendet, daneben aber Kraft ent- 
weder ebenfalls aus Frischdampf іп Dampfmaschinen erzeugt oder aber elektrische Energie von auswärts bezogen. Nur 
in wenigen Fällen wird der Heizdampi vorher im Gegendruckbetrieb zur Krafterzeugung verarbeitet, aber auch da wird mit 
einem Kesseldruck von 15—20 atm. gearbeitet, der nur eine geringfügige Kraftausbeute zuläßt. 

Durch Anwendung von Höchstdruckdampf führt die Kupplung von Wärme- und Kraftwirtschaft zu ganz enormen 
Ersparnissen. 

So hat man bis vor kurzem noch den gesamten Heiz- und Kochdampf als Frischdampf direkt vom Dampfkessel 
bezogen. Durch die Einführung des Gegendruckbetriebes war es z. B. möglich, Dampf, der einen 5 atm. Kocher beheizt, 
vorher noch durch Entspannung von 15 auf 5 atm. са. 45 KW St. Nutzleistung zu erhalten. Diese Leistung konnte тап durch 
einen 40 atm. Kessel verdoppeln. Ein 130 atm. Kessel dagegen liefert unter diesen Verhältnissen ca. 170 KW St., also fast 
das Vierfache. Es gibt keine Energie, die mitder im Hochdruck-Gegendruck-Betrieb erzeugten kon- 
kurrieren könnte, denn die Kohlenwärme wird hier mit einem Wirkungsgrad von са. 75°), in elektrische 
Energie umgesetzt, das heißt bei einem Kohlenpreis von 0:75 g für 1000 Cal. Heizwert kostet die KW St. ca. 0:85 g. 
Da die Hochdruck-Anlage nur um ein Geringes mehr kostet als eine Mitteldruck-Anlage, so wird dieser KW h Preis durch 
Amortisation der Investitionskosten nur ganz mäßig erhöht, daher ist der Hochdruck-Gegendruck-Betrieb viel rationeller 
als die billigste Wasserkraft. Die Investitionskosten machen sich in kurzer Zeit bezahlt, keine Fernleitungen, keine 
Strombezugsvorschriften und Einschränkungen, sondern weitestgehende Anpassung an den Betrieb. 


Wiener Lokomotivfahriks A. G. Wien-Floridsdort 


Ökonomisieren von Dampfanlagen, Bau von Dümpfkessein für jeden Druck 
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Die Entstehung und Entwicklung der 


Perlmooser 


Vementfabriks-A. С. 


Die Aktiengesellsehaft der hydraulischen 
Kalk- und Portlandzementfabrik zu Perlmoos 


(vormals Angelo Saullich) wurde zum Zwecke der 
Erwerbung der „k. k. priv. ersten österreichischen 
Portlandzement-Landesfabrik in Perlmoos Angelo 
Saullich“ mit einem Aktienkapital von 1:5 Mil- 
lionen Gulden ö. W. im Jahre 1872 durch die 
Herren Gustav Neufeld, Angelo Saullich, Rudolf 


Biebl. ` Gustav Trauner und Karl Hochstetter 
unter Beteiligung des Großhandlungshauses 


Schoeller & Comp. in Wien und der Bank für 
Oberösterreich und Salzburg in Linz gegründet. 
Bereits in der gründenden Generalversammlung 


vom 24. Juli 1872 wurde die Erhöhung des 
Aktienkapitals auf 2:2 Millionen fl. б. W. be- 


schlossen. um die k. k. priv. Zementfabrik in 
Kufstein von Martin Ritter von Kink zu erwerben. 

In diesen Stammfabriken ег Perlmooser 
Zementfabriks-A. G. ist in Österreich die Roman- 
zement- und die Portlandzementindustrie be- 
gründet worden. 

Die Entwicklung der Gesellschaft ist aus folgen- 
dem zu entnehmen: 

Im Jahre 1872 wurde das Romanzementwerk in 
Hallein erworben. Die Portlandzementfabrik in Kirch- 
Wiehl wurde in den Jahren 1885/86 umgebaut und 
wesentlich vergrößert. 1894/95 wurde in diesem Werke 
von der Herstellung von Naturportlandzement auf jene 
von künstliehem Portlandzement übergegangen, wobei 
die Leistungsfähigkeit des Werkes ansehnlich ver- 
größert wurde. Nachdem 1890 auf jede Aktie 20 fl. 
б. W., insgesamt 440.000 fl. б. W. vom Aktienkapital 
zurückgezahlt worden waren, wurde 1894 von рт. 
Alexander А. Curti das Portlandzementwerk in Scheib- 
mühl und das Romanzementwerk. in Ober-Piesting und 
von Förster & Co. das Romanzementwerk in Lilienfeld 
erworben und das Aktienkapital auf 2,346.600 fl. ö. W. 
erhöht. 


Portlandzementwerk Mannersdorf am Leithagebirge, N.-Ö. 


Saullichwerk in Kirchbichl in Tirol 


Im Jahre 1904 wurde im Portlandzementwerk in 
Kirchbichl vom Dampfkraftbetrieb auf elektrischen Be- 
trieb übergegangen. Die elektrische Energie lieferte 
las neuerrichtete Kraftwerk „Kaiserwerke“ im Ка 
steiner Bezirke, welches 1921 mit der Gesellschaft ver- 
einigt wurde. 


Im Jahre 1905 vereinigte sich die Gesellschaft mit 
der Aktiengesellschaft der Kaltenleutgebener Kalk- und 
Zementfabrik, deren Aktionäre ihre Aktien gegen 
13.125 neue Perlmooser Zementaktien, jede zu 200 K, 
tauschten, womit das Aktienkapital der Perlmooser 
Zementfabriks-A. G. auf 7.318.200 K gebracht wurde. 
Die Kaltenleutgebener Kalk- und Zementfabriks- 
А. б. besaß die Portlandzementwerke in Achau und 
Mannersdorf am Lthbg. und die Romanzementwerke 
in Kaltenleutgeben, Weißenbach an der Triesting und 
Taßhof, sämtlich in Niederösterreich gelegen. 

Im Jahre 1906 wurde das 
Portlandzementwerk in Manners- 
T dorf am Lthbg. auf Drehoten- 
betrieb mit Diekschlammverfah- 
ren umgebaut und vergrößert, die 
erste derartige Anlage in Öster- 
reich. 

Im Jahre 1908 wurde das 
Portlandzementwerk in Juden- 
dorf aus den vorhandenen Mitteln 
ohne Kapitalserhöhung erworben 
und vergrößert. 

Im Jahre 1909 wurde das 
Portlandzementwerk von Egger 
& Lüthi in Kirchbichl und das 
Romanzementwerk von М. Egger 
in Wachtl gegen 1,600.000 K bar 
und 5000 Stück neuausgegebene 
Perlmooser Aktien erworben und 
damit das Aktienkapital auf 
5.318.200 К erhöht. 
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Im Jahre 1910 wurde die von den 
Brüdern Franz und F. Scherbaum, Mar- 
burg, in Retznei erbaute Drehofenzement- 
fabrik gegen 776.175 K bar und 6409 
neue Perlmooser Zementaktien erworben 
und damit das Aktienkapital auf 
9,600.000 K gebracht. 

Von 1912 bis 1914 wurden die Dreh- 
ofenwerke in Mannersdorf am Lthbg. 
und in Retznei durch umfangreiche Zu- 


stellungen vergrößert. In Kirchbichl wur- 
de an der Brixentalerache eine wasser- 
elektrische Kraftanlage von 600 PS 


(1200 Meter langes Betoneisendruckrohr 


und 10:5 Meter Druckhöhe) erbaut. 

Da die Verwendung von Roman- 
zement immer mehr zurückging, wurden 
im Laufe der Jahre verschiedene Roman- 
zementwerke der Gesellschaft stillgelegt 
und die Werke Kastengstatt, Hallein, 
Ober-Piesting, Weißenbach an der Trie- 
sting, Taßhof und Cardinalwald verkauft. 

Im Jahre 1920 wurde zur Stärkung 
der Betriebsmittel das Aktienkapital der 
Gesellschaft auf 14,400.000 К (72.000 
Stück Aktien) erhöht. 

Der Weltkrieg und der Zusammenbruch der 
Monarchie unterbanden die Entwicklung der Gesell- 
schaft sieben Jahre vollständig. Erst im Jahre 1921 
konnte die Vergrößerung der Anlagen wieder aufge- 
nommen werden. Es wurde, veranlaßt durch Wohnungs- 
mangel, vor allem in den Werken Kirchbichl, Manners- 
dorf und Retznei eine lebhafte Siedlungsbautätigkeit 
in die Wege geleitet. Im Jahre 1921 wurde die im 
Kufsteiner Bezirke gelegene wasserelektrische Über- 
landzentrale „Kaiserwerke“ von Josef Steinbacher und 
Mich. Widschwenter gegen 5000 Stück neue Perlmooser 
Zementaktien erworben. Dieses Kraftwerk ist ein Spei- 
cherwerk und arbeitet das Überfallwasser des in 886 
Meter Seehöhe gelegenen Hintersteinersees im Bezirke 
Kufstein, 0-8 sk/m? Wasser mit 821-7 m Gefälle, ab, die 
aufgestellten Maschinen leisten zusammen 3000 PS. Die 
erzeugte elektrische Energie wird teils in den eigenen 
Werken in Kirehbichl verbraucht, teils dient sie zur 
Versorgung verschiedener im Bezirke Kufstein ge- 


Einschlagraum der Prüfungsanstalt des Werkes Mannersdorf am Leithagebirge 


legener großgewerblicher Betriebe und Gemeinden mit 
elektrischer Energie. 

Im Jahre 1922/23 wurde das Aktienkapital durch 
Aufwertung von gesellschaftlichen Aktiven im Grunde 
des Bundesgesetzes vom 24. Juli 1922, B.G.Bl. Nr. 491, 
bei gleichzeitiger Aufstempelung des Nennwertes der 
im Umlaufe befindlichen 77.000 Stück Aktien von je 
200 К auf 10.000 К auf 770,000.000 К erhöht. 

1923 24 wurde das Leitungsnetz der Kaiserwerke 
mit dem Leitungsnetze der gesellschaftlichen Lauf- 
werke an der Brixentalerache (2000 PS) durch eine 
Kuppelleitung verbunden. Die gekuppelten Anlagen 
leisten 5000 PS. 

Die Rohstoffgelände wurden wiederholt durch Zu- 
käufe ausgiebig vergrößert. 

Im Drehofenwerke in Retznei wurde 1925/26 die 
Dampfkraftanlage von (1000 + 1800) PS Leistung 
außer Betrieb gestellt und das Werk durch ein neu- ` 
erbautes Umspannwerk an das Netz der Steiermärki- 
schen Elektrizitätsgesellschaft angeschlossen. Ein Teil 


Portlandzementwerk Retznei in Steiermark 
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Kine Drehotenhalle des Werkes Retznei 


(1800 PS) der dadurch freigewordenen Dampfkraft- 
anlage wurde nach Werk Mannersdorf überstellt (1926). 
Im Saulliehwerk in Kirchbichl wurde 1926 eine 


Kraftwerk Kaiserwerk mit Aufzugschachthaus, Beamten- 
haus und Hochdruckrohrleitung 


Zementmühle von 120.000 t Jahresleistung mit einer 
großen Zementspeicheranlage erbaut. 

1926 wurde die Steirische Zementwerke A. G., 
deren sämtliche Aktien im Besitz der Perlmooser Zement- 
fabriks-A.G. sich befanden, mit der letzteren ver- 
einigt, wodurch das Drehofenzementwerk Weissenesg 
in den Besitz der Gesellschaft überging. 

In der 54. ordentlichen Generalversammlung vom 
19. Juni 1926 wurde die Aktiengesellschaft im Sinne 
des Goldbilanzgesetzes umgestellt. Das Aktienkapital 
beträgt nunmehr 15,400.000 S, zerteilt in 77.000 Stück 
Aktien von je 200 5 Nennwert. 

In der ordentlichen Generalversammlung vom 
9. Juni 1928 wurde die Durchführung der bereits vor- 
bereiteten Vergrößerung des Werkes Mannersdorf auf 
eine jährliche Leistungsfähigkeit von zunächst 
150.000 t, die durch weitere Zustellungen auf 230.000 t 
gesteigert werden soll, aus den vorhandenen Mitteln 
beschlossen. 


Die Gesellschaft besitzt derzeit die Portland- 
zementwerke Saullichwerk und Eggerlüthiwerk im 


Kirchbichl in Tirol, Achau und Mannersdorf а. L. in 
Niederösterreich, Judendorf, Weissenegg und Retznei 
in Steiermark, die Romanzementwerke Kufstein in 
Tirol und Lilienfeld in Niederösterreich und das wasser- 
elektrische Überlandkraftwerk „Kaiserwerke“ inBlaiken- 
Scheffau im Kufsteiner Bezirke. Die Leistungsfähigkeit 
dieser Zementwerke beträgt derzeit jährlich 450.000 t 
Portlandzement und 80.000 t Romanzement. 

Der Grundbesitz in Tirol, Niederösterreich, Steier- 
mark und Burgenland hat ein Ausmaß von über 
1000 ha. Die verbaute Fläche der Fabriksgebäude ohne 
Wohnhäuser beträgt 87.000 m?, für Arbeiter und Ange- 
stellte sind 130 Wohnhäuser verschiedener Größe vom 
Einfamilienwohnhaus bis zum 16-Familienwohnhaus vor- 
handen. Im Jahre 1927 wurden 1500 Arbeiter und 185 
Beamte und Unterbeamte beschäftigt. Die landwirt- 
schaftliche Bewirtschaftung des Grundbesitzes erfolgt 
auf 12 großen Wirtschaftshöfen. Das Hauptbüro be- 
findet sich Wien, IV., Lothringerstraße 8, in Kufstein 
und Graz bestehen kaufmännische Nebenbüros. 
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ERSTE 
DONAU-DAMPFSCHIFFAHRTS- 
GESELLSCHAFT. 


Die Flotte der Ersten Donau-Dampfschiff- 
fahrts-Gesellschaft besteht aus 26 Personen- 
dampfern mit einer Gesamtaufnahmsfähigkeit 
von 26.580 Personen, 50 Zugdampfern und 
400 Warenbooten mit einer Gesamttragfähig- 
keit von 228.900 Tonnen (= 764 Eisenbahn- 
zügen zu 30 Waggons) und 29 Petroleumtanks 
mit einem Fassungsraum von 20.100 Tonnen. 

Die Gesellschaft hat 98 eigene Stationen und 
Vertretungen und beschäftigt allein im Schiff- 
fahrtsdienste 3200 Angestellte. Sie hat in den 
wichtigsten Stationen große mechanische Ver- 
ladeeinrichtungen, maschinelle Bekohlungsan- 
lagen, Magazine und Getreidesilos, insbesondere 
modernste Verkehrseinrichtungen in Wien. 

Sie unterhält einen fahrplanmäßig geregelten, 
beschleunigten Güterverkehr von Regensburg 
bis Galatz. In der Talrichtung kommen außer 
Kaufmannsgütern aller Art als Massentransporte 
hauptsächlich Salz, Kohle, Koks und eiserne 
Rohre in Betracht, während der Verkehr zu 


Berg in der Hauptsache Getreide, Mahlprodukte, 


Holz, Erze, Tabak, Petroleum und Benzin umfaßt. 


Die Personenschiffahrt beginnt in 
Passau. Post- und Eilschiffe verkehren zwischen 
Passau—Linz-—-Wien und von Wien nach Buda- 
pest. Große, drei Stockwerke hohe, sehr kom- 
fortabel ausgestattete Expreßschiffe versehen den 
Dienst zwischen Wien—Budapest—Belgrad— 
Lom und Russe— Giurgiu sowie nach den wichtig- 
sten Zwischenstationen. Alle Personenschiffe be- 
sorgen gleichzeitig einen besonders beschleunigten 
Dienst für Eilgüter. 

Die Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesell- 
schaft betreibt zwei große Werften, eine 
in der Nähe von Wien (Korneuburg) für den 
Bau von Warenbooten und Tankschiffen sowie 
für Reparaturen, und eine in Budapest für den 
Bau von Personen- und Zugdampfern, von 
Schiffsmaschinen und Schiffskesseln. 

In Pécs (Fünfkirchen), Ungarn, besitzt die 
Gesellschaft das “größte Steinkohlenberg- 
werk Ungarns mit einem großen Elektrizitäts- 
werk, Kohlenwäschereien, Briquetts- und Boülets- 
fabriken u. s. w. und eine zur Donau führen de 


Haupt-Eisenbahn nach Mohács: 


Gemeinde Wien - städtische Straßenbahnen. 


Die Wiener Massenverkehrsmittel, nämlich die 
elektrische Straßenbahn, die elektrische Stadtbahn und 
der Kraftstellwagen, sind in den Händen der Gemeinde 
Wien vereinigt und werden von ihr unter der Firma 
„Gemeinde Wien — städtische Straßenbahnen“ betrieben. 
Während Straßenbahn und Kraftstellwagen mit allen 
Anlagen und Fahrbetriebsmitteln der Gemeinde Wien 
gehören, stehen die von den städtischen Straßenbahnen 
betriebenen Linien der Wiener Stadtbahn im Eigentum 
der Kommission für Verkehrsanlagen in Wien und 
wurden der Gemeinde Wien über deren Antrag im 
Jahre 1924 unter der Bedingung übergeben, sie aus 
eigenen Mitteln für den elektrischen Betrieb einzu- 
richten und zu betreiben. Die städtischen Straßen- 
bahnen haben innerhalb eines Jahres die Elek- 
trifizierung der übernommenen Stadtbahnstrecken 
durchgeführt und den Betrieb aufgenommen. 

Der Wagenpark für die Stadtbahn wurde so ge- 
wählt, daß die Fahrbetriebsmittel auch auf die Straßen- 
bahn übergehen und im Straßenbahnverkehr verwendet 
werden können. Die neuen Wagen besitzen einen 
Fassungsraum bis zu 100 Personen. Die Höchstge- 
schwindigkeit der Stadtbahnzüge, die aus 3 bis 9 
Wagen, darunter zufolge der Vielfachsteuerung bis zu 
3 Triebwagen, bestehen, beträgt 40 Kilometer in der 
Stunde, die Reisegeschwindigkeit 24 Kilometer in der 
Stunde. Die selbsttätige Signalanlage gestattet eine 
Zugfolge von 116 Minuten. 

Das Straßenbahnnetz, das eine Streckenlänge von 
rund 288 Kilometer und eine Gleislänge von rund 
601 Kilometer besitzt, beschränkt sieh nieht bloß auf 
das Wiener Gemeindegebiet. sondern greift mit den 
Linien nach Mödling, Schwechat, Groß Enzersdorf und 
Stammersdorf auch in das Land Niederösterreich über. 

Die elektrischen Linien der Wiener Stadtbahn 
weisen eine Streekenlänge von rund 27 Kilometer, 
eine Gleislänge von rund 62 Kilometer auf und er- 
mögliehen in ihren Kopfstationen Hütteldorf und 
Heiligenstadt einen Übergangsverkehr mit der West- 
bahn und Franz Josefsbahn der Österreichischen 
Bundesbahnen. 

Der Wagenpark für die Straßenbahn und Stadt- 
bahn umfaßt 1680 Triebwagen und 2100 Anhänge- 
wagen, von denen die auf der Stadtbahn und Straßen- 
bahn verwendeten 450 Trieb- und Anhängewagen mit 
Hand- und Druckluftbremse, alle übrigen mit Hand- 
und elektrischer Bremse ausgerüstet sind. 

Die Verkehrsleistungen im elektrischen Straßen- 


bahn- und Stadtbahnbetrieb sind in ununterbrochenem 
Ansteigen begriffen. Im Jahre 1927 wurden im Straßen- 
bahnbetrieb rund 159- Millionen Wagenkilometer und 
im Stadtbahnbetrieb rund 21 Millionen Wagenkilo- 
meter geleistet. Die Zahl der auf der Straßenbahn und 
Stadtbahn beförderten Fahrgäste betrug in diesem 
Jahre rund 639 Millionen, wobei auch die umsteigenden 
Fahrgäste nur einfach gezählt sind. Wenn die die 
Stadtbahn benützenden Fahrgäste getrennt erfaßt wer- 
den, so ergibt sich auf Grund der angestellten 
Zählungen, daß im Jahre 1927 auf der Straßenbahn 
rund 629 Millionen Fahrten und auf der Stadtbahn 
rund 100 Millionen Fahrten, in beiden Betrieben. mithin 
rund 729 Millionen Fahrten zurückgelegt wurden. Bei 
einer Bevölkerung Wiens von ungefähr 1:862 Millionen 
Einwohnern entfallen mithin im Jahre 1927 auf jeden 
Einwohner rund 392 Fahrten auf der Straßenbahn und 
Stadtbahn. 

Die rege Inanspruchnahme der Straßenbahn und 
Stadtbahn ist vor allem auf den billigen Einheitstarif 
-— der Tagesfahrschein kostet 28 Groschen, im. Vorver- 
kauf nur 26 Groschen — zurückzuführen, der einer- 
seits das Umsteigen zwischen der Straßenbahn und 
Stadtbahn gestattet, ‘anderseits die Zurücklegung 
von Streeken bis zu 25 Kilometer innerhalb des Wiener 
Gemeindegebietes ermöglicht. 

Der Kraftstellwagenbetrieb mit Benzinkraftwagen 
wird teils als Tagverkehr, teils als Nachtverkehr ge- 
führt. Von den vier Taglinien vermitteln drei den Ver- 
kehr in der inneren Stadt und eine den Verkehr von 
Döbling durch die Krottenbachstraße nach Neustift am 
Walde und Salmannsdorf. Sechs Nachtlinien erstreeken 
sich aus der inneren Stadt in die äußeren Bezirke. 

Der Wagenpark, der bis vor kurzem aus 35 
Benzinkraftwagen bestand, wird um 150 Kraftstell- 
wagen vermehrt werden, von denen 100 bereits be- 
stellt wurden. 

Im Tag- und Naehtverkehr des Kraftstellwagens 
wurden im Jahre 1997 insgesamt rund 837.000 Wagen- 
kilometer geleistet und rund 11°4 Millionen Fahrgäste 
befördert. 

Außer den Benzinkraftwagenlinien betreibt die 
Gemeinde Wien auch noch eine Kraftstellwagenlinie 
mit elektrischem Oberleitungsantrieb des Systems Stoll 
zwischen Pötzleinsdorf und Salmannsdorf, die im Jahre 
1927 bei einer Leistung von rund 74.000 Wagenkilo- 
meter eine Frequenz von rund 500.000 Fahrgästen 
aufzuweisen hatte, 
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Österreichische 


Eisenbahn-Verkehrs-Anstalt 


Telephon Nr. B-38-5-95 Telegramm -Adresse: Spezialwagen ‘Wien 
Wien 1, Volksgartenstraße Nr. 3 


Vermietung von Normalwagen 
(offene und gedeckte Güterwagen) und 


Spezialwagen aller Art 


wie Kesselwagen für Mineralöl-, Spiritus-, Melasse- und Teer-Transporte etc. 
Bier- und Weinwagen, Plateauwagen für Bretter-Transporte etc. 


Finanzierung von Automobilen 
Zweigniederlassung: 


Lokomotivfabrik Krauss & Comp, Linz a. D 


Lokomotiven aller Typen für Dampf- u. elektrischen Betrieb, Turbinendruckrohrleitungen, 
Kessel u. Behälter, Schmiedestücke, Schmalspurlokomotiven aller Größen stets lagernd 


Pulver fabrik Skoduwerke - Wetzler д. db Vollautomatisieren Sie 


Chemische Fabrik Wagenmann, Seybel & Co. A. G. 
Sprengstoffwerke Blumau Aktiengesellschaft 

„Resan“ Kunstharzfabrik Akt, Ges. 

Oesterreichische Stärkeindustrie Gesellschaft m. b. H. 


Ientralbüro: WIEN, 1., Kantgasse 1 | 
Tel. Serie: U12-5-25, U11-0-41, ии interurban nur U 11-5-92 OSTERRE ICHISCHE 
Telegrammadresse: Pulverfahrik Wien 
Akkumulatorensäure; Alaun (Kalialaun); TELEPHON-F ADBRIK 
Ammoniak (bicarbonat, schwefels, kompri- 
miertes) ; Antichlor ; Chromalaun ; Creolin in- AKTIENGESELLSCHAFT 


dustriale; Creolin medicinale ; Carbolineum ; 
Dann йшй; Dynamit ; Dynammon ; VORM. 
Eisenvitriol; Ferrocleanol; Glaubersalz (kryst. 
kalz.) ; Jagdpulver; Kali, тані Ze L BE RIINER 
blausaures; Kalisalpeter; Kartoffelstärke ; 
Kunstharz „Resan“; Kieselfluornatrium ; Kup- 
fervitriol; Liquor Formaldehydsaponate ; Li- 
quor Cresoli saponat ; Mischdünger ; Natrium- 
bisulfat ; Natriumbisulfit; Natriumbiphosphat; 
Natronsalpeter; гаї. ; Natronlauge; Oleum 
(Schwefelsäure rauchend) ; Rohkarbolsäuren ; 
Salmiakgeist ; Salmiaksalz ; Salzsäure ; Schwe- N | 
felnatrium 2 Schwefelsäure ; rein WI E 
Gummi, Kleister, Kleber) ; Soda kryst.; Su- 1U e 
E an cm deren Versale ALT, Missindorfstraße Nr. 21 
(selbstwirkendes Waschmittel); Viehsalz ; Telephon Nr. B 39-5-40 
Weinsteinsäure 


Ihre Telephonanlage durch die 
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Die Gemeinwirtschaftliche Siedlungs- und Baustoff-Anstalt 


und 


die Heimbauhilfe Gemeinde Wien-Gesiba. 


Einer jener Gedanken, die das Dunkel der Nachkriegs- 
zeit erhellten und tröstlich voranleuchten sollten in eine 
bessere Zukunft, war die Idee der Siedlung und Garten- 
stadt. — Als geistiges Erbe einer noch aus dem Vollen 
schöpfenden Epoche, der düsteren Kehrseite der Großstadt- 
entwicklung als dürftiger Keim entwachsen, hat sie in der 
neuen, um vieles ärmeren Zeit gleichwohl eine kräftige 
Entfaltung gefunden, weil die leidende Menschheit, natur- 
wärts gerichtet, licht-, luft- und sonnenhungrig, in der Mög- 
lichkeit des Wohnens im Grünen das Unterpfand eines 
neuen, glücklicheren Daseins erblickte. 

Die mannigfachen Erscheinungsformen dieser aus den 
Tiefen der Massenseele aufsteigenden Volksbewegung_ er- 
hielten im Laufe der Jahre unter Mitwirkung der dem 
Wollen der großen Zahl in der neuen Ordnung der Dinge 
sich bewußt einordnenden öffentlichen Körperschaften feste 
Form und Gefüge. Es entstanden zahllose Vereine und 
Genossenschaften von mehr oder minder großer Bedeutung, 
Lebensdauer und Wirksamkeit, welche im Gefühle der Un- 
erläßlichkeit organisatorischer Gliederung sich alsbald zu 
größeren Verbänden zusammenschlossen und deren Be- 
strebungen sowohl der Bund durch die Gründung des 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds als auch die Gemeinde 
Wien durch Schaffung des städtischen Siedlungsamtes hel- 
fend entgegenkamen. 

Aus der Eigenart der genossenschaftlich-vereinsmäßi- 
gen Geschäftsgebarung einerseits, der amtlichen Dienst- 
abwicklung anderseits, ergab sich jedoch mit zwingender 
Notwendigkeit die Ergänzung beider durch ein kaufmän- 
nisch geführtes Institut, dessen Form und Arbeitsweise die 
Gewähr rascher und anpassungsfähiger Tätigkeit bot. 
Dieser Erkenntnis verdankt die Gemeinwirtschaftliche 
Siedlungs- und Baustoffanstalt „Gesiba“ ihr Entstehen. 
Sie wurde unter Beteiligung des Bundes, der Gemeinde 
Wien und des Österreichischen Verbandes für Siedlungs- 
und Kleingartenwesen gegründet und hatte gleich in den 
ersten Jahren ihres Daseins, die im Zeichen der Geldent- 
wertung standen, den Beweis der Lebensfähigkeit zu er- 
bringen. Das junge Unternehmen hat sich in dieser Krisen- 
zeit, welche so vielen alten und wohlfundierten Firmen 
gefährlich wurde, mit solchem Erfolge behauptet, daß es 
nicht nur der Siedlungsbewegung entscheidende Hilfe ge- 
währen, sondern sich auch als allgemein anerkannte Treu- 
handstellen des Bundes und der Gemeinde Wien im Ge- 
samtbereiche sowohl des öffentlichen Bau- und Siedlungs- 
wesens als auch der Gemeindewirtschaft überhaupt ein- 
führen Konnte. 

Diese Vertrauensstellung behielt und befestigte die An- 
stalt in den folgenden Stabilisierungsjahren, indem sie 
gleichzeitig ihren Wirkungskreis durch Betätigung auf dem 
ihrer Zweckbestimmung gemäßen Gebiete der bauindu- 
striellen Urproduktion erweiterte; sie besitzt gegenwärtig 
das Sägewerk Marbach, die Bau- und Möbel 
tischlerei Wiener Holzwerke und ist an meh- 
reren anderen Baustoffe erzeugenden Unternehmungen be- 
teiligt. 

Das ureigenste Arbeitsfeld der Gesiba ist jedoch die 
unmittelbare Förderung des Siedlungswesens geblieben; 
war seinerzeit die geschäftliche Betreuung und Unter- 


um, 
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stützung der selbst bauenden Siedlungsgenossenschaften 
durch Baustoffversorgung und Kreditgewährung eine 
pfleglich gelöste Hauptaufgabe der Gesiba, so ist gegen- 
wärtig die Erstellung des gesamten Siedlungsprogramms der 
Gemeinde Wien in ihre Hand gelegt und die derart ermög- 
lichte Vereinheitlichung und strafte kaufmännische Durch- 
führung dieser großen baulichen Mission ergaben wesent- 
liche technisch-wirtschaftliche Vorteile zum Nutzen der 
Allgemeinheit. 

Von besonderer Bedeutung ist jedoch die Funktion der 
Anstalt als treuhändiges Baukredit-Institut der öffentlichen 
Hand. Die eigenartigen Verhältnisse auf dem Gebiete des 
Bauwesens, wie sie durch die Notgesetzgebung erwuchsen, 
bringen es mit sich, daß ein großer Teil der nationalen Er- 
sparnisse in Einfamilienhäusern angelegt wird. So sehr an 
sich das Hineinfließen neu gesammelter oder freiwerdender 
Mittel in die Wohnbautätigkeit zu begrüßen ist, so be- 
dauerlich sind die nur allzu häufig wahrnehmbaren ungün- 
stigen Auswirkungen, die die Zerklüftung des Wohn- 
marktes auf dem Gebiet des Siedlungsbaues hervorbringt. 
Zahllos sind die kleinen Villen und Einfamilienhäuser, die 
auf abgelegenen Gebieten, ohne Verkehrs- und Auf- 
schließungsmöglichkeiten, in und um Wien entstehen, meist 
nach Laune und Liebhaberei für den Eigenbedarf des Bau- 
herrn geplant und errichtet, nur zu oft infolge von dessen 
wirtschaftlicher Erschöpfung unvollendet und überschuldet, 
und die dann mit großen Verlusten weiterveräußert werden 
müssen. 

Der Mangel einer rationellen Befriedigung des Sied- 
Jungsbedürfnisses der Bevölkerung sowohl in verkehrs- 
technischer und baulicher als auch in finanzieller Hinsicht 
wird so zu einem großen Verlustposten unserer Volkswirt- 
schaft, aber auch in anderer Beziehung ist durch die infolge 
der Weltereignisse notwendig gewordenen gesetzgeberischen 
Eingriffe іп. das Wohnungswesen eine Ausgleich und Über- 
brückung heischende Bruchlinie entstanden. Die Zuteilungen 
der Wohnungen und Siedlungshäuser auf Grund des bloßen 
Bedarfes führt nicht nur dazu, daß oft neben dem fast Ein- 
kommenlosen ein in guten Verhältnissen lebender Insasse 
die Zuschüsse der Allgemeinheit zu seiner Behausung ge- 
nießt, sondem auch zahlreiche amtlich nichtqualifi- 
zierte aber ihren Wohnbedarf durch Zahlungswillen be- 
glaubigende Anwärter vorhanden sind, die dennoch, weil 
sie über das gesamte Baukapital nicht verfügen und Hypo- 
thekarkredite unerschwinglich teuer sind, wohnungslos 
bleiben müssen. 

Um daher einerseits der baulichen Zersplitterung, an- 
derseits der finanziellen Desorganisation entgegenzuwirken, 
hat die Gemeinde Wien im Wege der Gesiba eine Aktion ins 
Leben gerufen, welche bestimmt ist, in der Anpassung der 
bestehenden Zustände an die fortschreitende Entwicklung 
eine bedeutsame Rolle zu spielen. Es ist dies die Heimbau- 
hilfeaktion der Gemeinde Wien—Gesiba, die mit Gemeinde- 
ratsbeschluß vom 18. September 1925 gegründet wurde, 
„um zur Linderung der Wohnungsnot auch dureh die Er- 
richtung von Einfamilienhäusern beizutragen“. Sie besteht 
im wesentlichen darin, daß der Anstalt langfristige Kredite 
gewährt werden, welche zum Bau zusammenhängender 
Siedlungsanlagen und Gartenvorstädte zu verwenden sind, 


deren einzelne Häuser zu erleichterten Zahlungsbedingungen 
— das ist gegen 20%ige Anzahlung und Abetattung des 
Restkaufschillings in monatlichen Raten bei 5 bezw. 4%iger 
Verzinsung innerhalb einer 15jährigen Frist — freihändig 
verkauft werden sollen. 

Für die Herstellung derartiger Kolonien widmet die 
Gemeinde Wien ihr gehörige größere Grundstücke nach 
städtebaulichen und verkehrstechnischen Erwägungen, 
deren Verbauung dann infolge der planmäßig durchge- 
führten Aufschließungsarbeiten und einheitlichen Architek- 
tur in rationeller Weise und nach baukünstlerischen бе- 
sichtspunkten erfolgen kann. ч 

Es wurde bisher im Rahmen der Aktion еће aus 190 
Objekten bestehende Gartenvorstadt im Süden Wiens, und 
zwar am Wienerberg nächst der „Spinnerin am Kreuz“, er- 
richtet, deren Häuser, obgleich die Hälfte davon noch un- 
vollendet ist, bereits zum größten Teil vergeben sind. Die 
Kanfpreise bewegten sich hiebei zwischen 8. 17.500°— und 
S 35.000°—, wobei auf Grund der oben angeführten Bedin- 
gungen Ratenbeträge von etwa S 100— bis 8 200:—- sich 
ergeben. 


Von dem Mindest-Standard der Unterbringung einer 
fünfköpfigen Familie mit Kindern beiderlei Geschlechts in 
getrennten Schlafräumen ausgehend, enthält jedes Objekt 
wenigstens 1 Wohnraum und 8 Schlafräume, bezw. — wie 
in der als Behausung für ein kinderloses Ehepaar gedachten 
Kleinsttype — die Möglichkeit des Einbaues zweier Schlaf- 
kammern. 

Zu jedem Einfamilienhaus gehört ein eingefriedetes 
Gartenstück, welches einschließlich der verbauten Fläche 
durchschnittlich 200 m? groß ist. Es sind sämtliche Instal- 
lationen — Gas-, Hochquellenwasserleitung, elektrisches 


Licht und Kanalisation — vorhanden und auch durchwegs 
Badezimmer vorgesehen. Die Größe der Häuser ist entspre- 
chend der Förderungsabsicht, welche sich auf Klein- und 
Mittelwohnungen beschränkt, nach oben mit 4 Zimmern, 
Kammer und Nebenräumen begrenzt. 


Es hat sich gezeigt, daß diese Art der Wohnbauförde- 
rung nicht nur eine erhebliche Ersparnis an öffentlichen 
Mitteln bedeutet, die ja hier zum Unterschiede von den im 
übrigen Wohnbauprogramm . der Gemeinde -Wien inve- 
stierten Geldern in verhältnismäßig kurzer Frist zurück- 
fließen und sogar eine wenn auch mäßige Verzinsung ab- 
werfen, sondern auch daß eine organische und richtige Be- 
friedigung des Siedlungsbedürfnisses auf die Dauer über- 
haupt nur auf diesem oder einem ähnlichen Wege erreicht 
werden kann. 


Die Herausbildung der für die verschiedenen Einkom- 
mensstufen und Bevölkerungsschichten passenden Einfami- 
lienhaustypen kann auf dem Wege der Subventionierung, 
die unter Umständen fast einer schenkungsähnlichen Über- 
lassung gleichkommt, nur unvollkommen erreicht werden, 
da eine wirkliche Bewertung der auf diese Weise erwor- 
benen Wohnobjekte ja nicht erfolgt. Dagegen ist jeder- 
mann wohl darauf bedacht, den Gegenstand, dessen vollen 
Preis er zu bezahlen hat, kritisch zu betrachten und sorg- 
fältig auszuwählen und in dieser Urteilsbildung liegt der 
Fortschritt auch auf dem Gebiet des Siedlungsbaues. Die 
Anstalt hat die in den letzten Jahren durch die Heimbau- 
hilfeaktion gesammelten Erfahrungen wohl verwertet und 
ist sich bewußt, in der Durchführung einer auf kaufmänni- 
scher Grundlage beruhenden Siedlungsförderungsmaßnahme 
für die Gesundung des Wohnungswesens wichtige Vor- 
arbeit zu leisten. 


Carl Korn Banesellsehalt A. G, Wien. 


Als sich die Tochterfirma der damals seit 40 Jahren be- 
standenen Bauunternehmung Carl Korn im Jahre 1918 entschloß, 
durch Umwandlung der bis dahin bestandenen Ges. m. b. H. 
in eine Aktiengesellschaft eine breitere Basis für groß- 
zügige Bautätigkeit zu schaffen, waren die Verhältnisse 
auf dem Baumarkt derart wundurchsichtig, daß dieser 
Schritt von eingeweihten Kraisen mit einer großen Skepsis 
angesehen wurde. Es hat sich jedoch gezeigt, daß eine den 
schwierigen Verhältnissen gewachsene Führung imstande war, 
nicht nur das junge Unternehmen in den Kreis der Groß- 
unternehmungen der Branche einzuführen, sondern sogar die 
Krise, welche im Jahre 1924 durch den Zusammenbruch der 
Patronanzbank heraufbeschworen wurde, ohne schweren 
Schaden zu überwinden und der Firma einen nicht nur unter 
den führenden Firmen geachteten sondern darüber hinaus auch 
im. großen Publikum geschätzten Namen zu erringen. Heute 
vehört sie zu den größten und bedeutendsten Unternehmun- 
Sen und hat nicht nur durch hervorragenden Anteil an den 
Wohnhausbauten der Gemeinde Wien, sondern auch durch 
Ausführung von zahlreichen großen Privatbauten und Indu- 
striebauten ihre hohe Qualität bewiesen. Durch weitsichtige 
und von allen kleinlichen Erwägungen freie Initiative hat sie 
erst in jüngster Zeit auch im modernen Straßenbau festen 
Fuß gefaßt und zählt bereits zu den führenden Firmen dieses 
Bauzweiges, der noch eine große Zukunft verspricht. Durch 
eine auch in schweren Zeiten ruhige und konsequente Aktien- 
politik hat sich diese Aktiengesellschaft auch im Kreise des 
Anlagemarktes viele Freunde erworben und hofft das ent- 
gegengebrachte Vertrauen auch in Hinkunft zu rechtfertigen. 


Aktiengesellschaft der Emaillirwerke 
und Metallwarenfabriken 


AUSTRIA 


Zentrale: 


WIEN, IX/1, Liechtensteinstraße 22 


Telephon-Nr. A 16-291, A 16-496 
Telegramm-Adresse: EMAUSTRIA-TELEPHON WIEN 


Fabrik: 


KNITTELFELD (Steiermark) 


Modernste Einrichtungen 
Arbeiteranzahl: 1000 


ERZEUGNISSE: 
Geschirre aller Art aus Stahlblech, 
emailliert (glatt und dekoriert), ver- 
zinnt, verzinkt, roh und geschliffen. 
Qualitätsmarke „ELITE“. Emailschilder 


Lieferantin der Gemeinde Wien tür 
Kehrichtionnen, раі. System ‚Colonia‘ 
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Königshofer 
Cement-Fabrik, A. G. 


Die Zementindustrie gehört unstreitig mit an erster 
Stelle zu denjenigen Industriezweigen, die nach dem 
Umsturz in der tscheehoslowakischen Republik eine 
machtvolle- Entwicklung genommen haben. Dabei hat 
sich diese Industrie aus eigener Kraft zu ihrer heutigen 
Stellung emporgearbeitet. Wenn auch der stetig und 
bedeutend steigende Bedarf diese Entwicklung begün- 
stigt hat, so darf doch die Zementindustrie das Ver- 
dienst. für sich in Anspruch nehmen, daß sie durch fort- 
laufende Anpassung ihrer Werksanlagen an den Bedarf 
der Verbraucher sowie durch Lieferung stets erstklas- 
sigen Erzeugnisses es verstanden hat, die Verwendung 
des Zementes als Baumaterial kräftig zu fördern. Die 
Zementindustrie hat auch bei der ungewöhnlich gün- 
stigen Konjunktur der Verbesserung ihres Erzeugnisses 
die vollste Aufmerksamkeit gewidmet und sie hat sich 
auch nicht dazu verleiten lassen, die günstige Kon- 
junktur zu Preissteigerungen auszunützen. Die Zement- 
verbraucher der Tschechoslowakei erhalten ein Erzeug- 
nis von hervorragender Güte und in jeder benötigten 
Menge von den inländisehen Werken, ohne daß sie auf 
die Einfuhr aus dem. Auslande angewiesen wären, zu 
Preisen, die noch unter der Goldparität liegen. Es 
wurde so’ zum береп der heimischen Volkswirtschaft 
ein idealer Gleichgewichtszustand geschaffen, wie er 
wohl kaum in einem anderen Industriezweige anzu 
treffen sein dürfte. 

Das bedeutendste Unternehmen dieses Industrie- 
zweiges in der tschechoslowakischen Republik ist die 
Königshofer Gement-Fabrik, Actiengesell- 
schaft, die bereits im Jahre 1889 gegründet wurde. Im 
nachfolgenden soll ein kurzer Überblick über die Ent- 
wicklung der Gesellschaft seit dem Umsturz gegeben 


werden. 
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Beim Umsturz. besaß die Königshofer Cement- 
Fabrik A. G. ihr Stammwerk in Königshof bei Beraun, 
das aus einer mit vier Drehöfen ausgestatteten Port- 
landzementfabrik, aus einem Kalkwerk "und einer 
Schlackenziegelei bestand. Außerdem besaß die Gesell- 
schaft eine Schlackenziegelei in Kladno und in Nieder- 
österreich das Zementwerk -,,Waldmühle“ an der Kal- 


tenleutgebner Bahn. 


Die Betriebs- Absatzverhältnisse waren Zu 


dieser Zeit naturgemäß noch sehr unbefriedigend. Die 


und 


Beschaffung der Betriebsmaterialien, namentlich auch 
der Kohle, war äußerst schwierig und auch die Bau- 
tätigkeit ruhte vollkommen. Im Laufe des Jahres 1919 
gelang es, die durch den Krieg hervorgerufenen Schwie- 
rigkeiten nach und nach zu beheben, und auch der Ab- 
satz begann sich zu bessern. In den folgenden Jahren 
die Bautätigkeit 


immer mehr, so daß die Gesellschaft sich bald vor die 


entwickelte sich erfreulicherweise 
Aufgabe gestellt sah, die Fabrikation zu erweitern, um 
der stets steigenden Nachfrage nach Zement ent- 
sprechen zu können. So wurde die Königshofer Stamm- 
anlage in den Jahren 1923 bis 1926 dureh Aufstellung 
von zwei weiteren Drehöfen und Modernisierung der 


Mahlanlagen wesentlich erweitert und rationalisiert. 


Das Jahr 1923 bildet einen bedeutungsvollen Ab- 
schnitt in der Entwieklung der Gesellschaft. In diesem 
Jahre vereinigte sich das Unternehmen mit der Be- 
rauner Aktienzementfabrik und Kalkwerke in Prag 
dureh Fusion: und erwarb dadurch eine Portlandzement- 
fabrik in Beraun, ferner ein großes Kalkwerk daselbst. 
insbesondere jedoch ausgedehnte Rohmateriallager, 
durch welehe der Bedarf auf unabsehbare Zeit gesichert 


erseheint. 


sämtliche Aktien der Sächsisch-Böhmischen Portland- 
Cement-Fabrik A. С. und übernahm den Betrieb des 
durch die Qualität seiner. Erzeugnisse bekannten 
Tschischkowitzer Werkes Gesellschaft... Auch 


diese Fabrik wurde gründlich reorganisiert und er- 


dieser 


weitert. 

Die bedeutungsvollste Erweiterung erfuhren die 
Werksanlagen der Königshofer Cement-Fabrik A. G. im 
Jahre 1927. In unmittelbarer Nähe des bisherigen 
Hauptwerkes in Königshof (an der Staatsbahnlinie 
Prag Pilsen) wurde eine neue Portlandzementfabrik 
— zum Teil schom: im Gebiete der Stadtgemeinde Be- 
raun — errichtet, bei deren Ausbau die allerneuesten 


Fortschritte der Zementfabrikationstechnik, der Kraft- 


versorgung, sowie des Industriebaues zur Anwendung 
gelangten. Auf diese Weise ist eine Anlage geschaffen 


worden, die das modernste ihrer Art in ganz Europa 


darstellt. Die Fabrik ist mit zwei großdimensionierten 
Drehöfen ausgestattet, von ‚denen jeder täglich 300.000. 
Kilogramm Klinker liefert. Die ‚Abhitze dieser Öfen 


wird nicht, wie es bisher üblich war, ins Freie geführt, 
sondern in sinnreicher Weise zur Kesselbeheizung aus- 
genützt, wodurch der gesamte: Kraft- und Lichtbedarf 
des Werkes gedeckt wird. Auch die Mahlanlagen ent- 
sprechen dem neuesten Stande der Technik. Bemer- 
kenswert ferner ist der Transport der gemahlenen Roh- 


materialien und Kohle, sowie des fertigen Zements mit- 


tels Druckluft von einer Betriebsabteilung zur anderen, 


sowie in die Vorratsbehälter. Die Fabrik ist mit großen 
Lagerräumen, beziehungsweise Silos für Klinker als 
auch für das Fertigprodukt ausgestattet, wodurch ein 
ungestörter Versand selbst bei Betriebsumterbreehungen 
gewährleistet ist. Ein besonderes Augenmerk wurde der 
Beseitigung der Staubentwicklung gewidmet. Die Ge- 
sellschaft bat für diesen Zweek den Betrag von 
3,000.000 Кё aufgewendet, wofür sämtliche Betriebs- 
abteilungen, in denen eine Staubentwieklung möglich 
ist, mit reichlich dimensionierten Entstaubungsanlagen 


nach dem heute modernsten : elektrostatischen System 


Coterelle-Möller (unter Anwendung hochgespannter 


=. Jn “gleichen Jahre erwarb die Gesellschaft nahezu 
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Ströme) versehen wurden. Die Fabrik arbeitet auch tat- 
sächlich vollkommen staubfrei. | 
Sehließlich möge erwähnt werden, daß die Fabrik 
in kaum neun Monaten vollendet wurde und. im Sep- 
tember 1927 den Betrieb aufgenommen hat. Das Pro- 
dukt, ein erstklassiger Portlandzement, weist vom 
ersten Tage an eine hervorragende Qualität auf und 
übertrifft hinsichtlich aller geforderten Eigenschaften 
(Abbindefähigkeit, Festigkeit, 
usw.) die Anforderungen der Normen bedeutend. 


Volumenbeständigkeit 


Die Königshofer Cement-Fabrik A. G. ist somit 
heute der größte Zementerzeuger der Tschechoslowakei 
und ist imstande, pro Jahr 7,500.000 Meterzentner Ze- 
ment, 1,000.000 Meterzentner Kalk und 70,000.000 
Stück Sehlackenziegel auf den Markt zu bringen. 

Auch das Werk „Wald- 


mühle“, bei welchem sich die Produktions- und Absatz- 


niederösterreichische 


verhältnisse infolge der durch den Umsturz geschaffenen 
Lage nicht so günstig entwickeln konnten wie bei den 
böhmischen Fabriken, wird gegenwärtig einer gründ- 
lichen Modernisierung und Erweiterung unterzogen. 
Für dieses Werk wird eine neue österreichische Gesell- 
schaft gebildet werden. 


Außer dem normalen Zement wird sowohl im 


Königshof-Berauner als auch im-Tschischkowitzer werk 


als Spezialität ein hochwertiger Portlandzement unter 
der Marke „Standard“ erzeugt, der ganz hervorragende 


Eigenschaften aufweist. Die von den Normen für Port- 


 landzement nach 28 Tagen vorgeschriebenen Festig- 


keiten werden vom „Standard‘ schon nach zwei Tagen 
nicht пиг. erreicht, sondern. sogar bedeutend über- 
sehritten. Dieser Zement leistet daher allen Konstruk- 
teuren bei schwierigen Bauausführüngen, sowie bei sol- 
chen Objekten, die rasch fertiggestellt werden müssen, 
unschätzbare Dienste. 

Ein neues erfolgversprechendes Absatzgebiet für 
Zement beginnt sich in den Lieferungen für den Ausbau 
der Straßen zu erschließen. Der Zementbeton ist für die 


‚Herstellung Aer Straßenfahrbahn in hervorragendem 


Maße geeignet, außerdem auch als Unterlage für 
Straßendecken aus ‚anderem Material. 


„Steinag‘“ 
Aktiengesellschaft für Kalksandsteinziegel- 
und Kunststein-Industrie 
Groß-Schwechat bei Wien 
Vertretung Mag. Abt. 32, Wien, I., Neues Rathaus 

Erzeugung und Verkauf von 


Kuuststeinstufen, Terrazzoplatten, Betonrohre aller Dimensionen und Formen, 
Betonspültröge, Betonmastfüße, Grabsteine und Kunststeinarbeiten jeder Art. 


Vereinigte Porphyrit- 
Syenit- „ı Sandindustrie A.G. 


Werk Loja bei Persenbeug 
Vertretung Mag. Abt. 32, Wien, I., Neues Rathaus 


Erzeugung und Verkauf von 
Porphyrithartsohotter, Riese! und Sand in bester Qualität, für Bitumenherstellungen vorzüglich geeignet. 


Wiener Baustoffe A.G. 
Wien, ill., Erdkergerlände 36 


Vertretung Wien, І., Neues Rathaus, Mag. Abt. 32 


Erzeugung und Verkauf von 


allen Arten Bausanden als Betonschotter, Pflasterersand, Deckensand, 
Ziegeldeckersand, Wellsand aus reinstem gewaschenen Donaumaterial. 


Kalkwerke ‚„Kaltbrunn‘“ 
Gesellschaft m. b. H. 


i Werk „Kaltbrunn‘“ in Kaltenleutgeben 
Vertretung Wien, I., Neues Rathaus, Mag. Abt. 32 
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Erzeugung und Verkauf von 
| allen Sorten Gebirgsschotter, Riesel und Sand aus Kalkmaterial. 


ee 
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HAUSER & SOBOTKA А. С. 


Die Anfänge des Unternehmens, in die Sechzigerjahre 
zurückreichend, fielen in eine Zeit, da Industrie und Handel 
sich fast ausschließlich an dem inländischen Absatze Genüge 
sein ließen. 

Leopold Brum begründete im Jahre 1865 mit seinem 
Scehwiegersohne J. Hauser die Firma Brum & Hausar, der 
bald darauf ein zweiter Schwiegersohn, М. Sobotka, als Teil- 
haber beitrat. Der Wirkungskreis der Firma’ beschänktsa sich 
zunächst auf Geschäfte in Malz. Braugerste und Weizen mit in- 
ländischen Brauereien und Müllern. Die beiden jüngeren Teilha- 
ber, über die enggezocrenen Grenzen ihres Arbeitsfeldes hinaus- 
strabend, knüpften aber alsbald neue Verbindungen in Deutsch- 
land, in der Schweiz, in Italien, im Elsaß an; indem sie die Ware 
dem ausländischen Käufer in der Währung des betreffenden 
Landes und ab Empfangsort andienten. bahnten sie dem Ex- 
port heimischer Bodenprodu"te auf diese Weise aus sigener 
Tatkraft neue Wege. Die Malzerzeugung wurde vorerst lohn- 
und pachtweise in klaineren Fabriken (Raasdorf. Korneuburg, 
Wienersdorf) betrieben. Mit der Errichtung der Stadlauer 
Malzfabrik im Jahre 1884 unter der neuen Firma „Erste 
‘Wiener Export-Malzfabrik Hauser & Sobotka“ vollzog sich 
die Wendung in der Richtung, welche das Unternehmen in 
seiner industriellen Entwicklung nahm. 

Auf der so erweiterten Grundlage der Malzerzeueung, 
wie auch des Getreide-, insbesondere des Braugerste-Expor- 
tes, ging Hand in Hand der organisatorische Ausbau des Ge- 
schäftes durch die Errichtung eigener Zweignieder- 
Jassungen in München und Zürich sowie ständiger Ver- 
tretungen in Berlin, Hamburg, Stuttgart, Straßburg, Brüssel, 
London vor sich. 

Haute umfaßt das Unternehmen. das im Jahre 1918 in 
eine Aktiengesellschaft umgewandelt wurde. außer der 
modernst ausgastatteten Malzfabrik mit einer Verarbeitungs- 
kapazität von zirka 1200 Waggons Gerste, eine Reihe anderer 
Erzeugungen,. die in ebenso vielen eigenen Erzeugungsstätten 
auf dem Stadlauer Fabrikserund von zirka 120.000 Quadrat- 
meter untergebracht sind, 

Der Malzerzeugung schloß sich im Jahre 1901 die Her- 
stellung diastatischer Malzextrakte, und zwar zunächst 
des „Diamalt“ genannten diastatischen Backhilfsmittels an, 
welches, von Stadlau aus seinen Weg nehmend. in allen Kul- 
turstaaten der Welt allgemeine Anwendung fand. Auf ver- 
wandter Basis wurde das „Diastafor“, ein gleichfalls aus Malz 
hergestelltes Schlicht- und Appreturmittel herausgebracht, 
das sich als bewährtss Hilfsmittel in der Textilindustrie aller 
Länder eingebürgert hat. Diesen Erzeugnissen reihte sich 
schon їп der Vorkriegsperiode noch die Fabrikation aufge- 
schlossener Mehle an. 

Die Erwerbung der Firma „Johann Hoff“ im Jahre 
1903 führte zur Erzeugung von diätetischem Malzextrakt und 
Malzbonbons und in weiterer Folge zur Errichtung einer voll- 
ständigen Kanditen- und Schokoladewarenerzeugung. Mit 
1. Jänner 1927 wurde mit der Firma J. Brünauer & Co. eine 


Interessengemeinschaft derart eingegangen, daß die Hauser 
& Sobotka A. б, als Kommanditistin der Firma J, Brünauer 
& Co, erscheint. 

Im Jahre 1917 wurde (dem Untsrnehmen die „Graf 
Gesellschaft m. b. H.“ angegliedert, deren Erzeugnisse 
(Graf-Suppenwürze. Graf-Suppenwürfel) dank ihrer auf höchste 
Stufe gebrachten Güte ihren Platz an führender Stelle unter 
den gleichartigen Konkurrenzprodukten einnehmen. 

Zuletzt wurde im Jahre 1921 durch Erwerb der Hälfte 
der Anteilscheine der „Dr. Wander Gesellschaft m. 
b H.“ die Fabrikation (der pharmazeutisch-diätetischen 
Dr. Wander-Präparate aufgenommen, unter welche als Haupt- 
artikel das mit Malzextrakt kombinierte Nährpräparat „Ovo- 
maltine“ zählt, 

Ein mit allen Behelfen versehenes Laboratorium dient 
ebenso der ständigen Nachprüfung der Fabrikationsergeb- 
nisse in allen Phasen der Erzeugung, als neuen Versuchen. 
Die Kraftzentrale, die Werkstätten, das Verwaltungsgebäude, 
acht Beamten- und Arbeiterwohnhäuser, ein Badehaus, das 
vorbildlich ausgestattete Feuerwehrdepot, die Garagen und 
die Stallungen bilden die Ergänzung der Fabriksanlage, wel- 
cha durch ein Industrieeleis mit der Station Stadlau ver- 
bunden ist und auch über eine eigene Bahnexpositur für den 
ausschließlichen Dienst des Unternehmens verfügt. 


Das Unternehmen betätigt sich, wie aus obigem kurzen 
Hinweis hervorgeht, in mannigfachen Zweigen der Lebens- 
mittelindustrie. Sein Hauptaugenmerk konzentriert sich aber 
nach wie vor auf die Braumalzfabrikation und die 
Malzextrakterzeugung. Es gehörte in der früheren 
österreichisch-ungarischen Monarchie zu den führenden Fir- 
men und Gründern der österreichischen Malzindustrie. Die 
eroße Bedeutung. welche diese Industrie für die österreichi- 
sche Landwirtschaft und die österreichische Handelsbilanz 
gewann, verdankt sie zu nicht geringem Teile der Initative 
der Firma Hauser & Sobotka. Nach dem Zerfall der Mon- 
archie als einziges Unternehmen seiner Branche im heutigen 
Österreich zurückgeblieben, bemüht es sich mit Eifer und Er- 
folg dem großen Ruf» der österreichischen Malz- 
industrie auch im neuen Vaterland gerecht zu werden. 


Die Malzextrakterzeu gung als Industrie nahm 
überhaupt erst von Stadlau ihren Ausgang. Erst von dem Tage 
ап. an welchem б. Sobotka das Wesen und die Bedeutung dia- 
statischer Malzextrakte erkannte, datiert die industrielle Erzeu- 
gung von Malzextraktsn. Die Fabrikation diastatischer Malz- 
extrakte fand ihre Ergänzung in der Erzeugung der diäteti- 
schen Malzextrakte, die bis daher nur gewerbsmäßig erzeugt 
worden waren. Die Erzeugung diastatischer Malzextrakte ge- 
wann Weltbedeutung. In allen Kulturstaaten fast wurden 
Diamalt-Fabriken ins Leben gerufen. Die Diamalt-Fabrik in 
Stadlau blisb die Führerin, sowohl auf dem Gebiete der Er- 
„sucung diastatischer Malzextrakte als їп der Fabrikation von 
diätetischen Extrakten. 
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DAS HOTEL BRISTOL? 


_ Tradition, Stil und ein tadelloser Betrieb sind die drei 
Grundbedingungen für ein Hotel, das zu den führenden 
zählen soll. 

Herrn Carl Wolf, dem Gründer des Hotel Bristol, ist, es 
in hohem Maße geglückt, diese drei Bedingungen zu erfüllen. 
Als er sich in den Jahren 1890/92 entschloß, das Haus der 
Karl Ludwigsbahn, Ecke Akademisstraße-Kärntnerring zusam- 
men mit einigen anderen Interessenten zu pachten, um es in 
ein Hotel umzuwandeln, machte diese Gründung vielen Fach- 
leuten schweres Kopfzerbrechen, denn man sagte sich, daß 
ein so kleines Hotel vis-à-vis dem damals größten Hotel 
Wiens, dem Grand Hotel, wohl kaum Aussicht haben dürfte, 
zu reußieren. Aus diesen kleinen Anfängen hat sich trotz der 
pessimistischen Prophezeihungen dann das große, heute unter 
dem Sammslnamen ..Altes Bristol“ bestehende Hotel entwickelt. 
Es sind dies die Häuser der ehemaligen Karl Ludwigsbahn, 
das Eckhaus Mahlerstraße-Akademiestraße und das ehemalige 
Graf Hojos-Palais, Kärntnerring 5 — Mahlerstraße 6. Gerade 
das Palais Hojos mit seinen vornehmen Salons, seinem herr- 
lichen Stiegenhaus und seiner ruhigen Farbenstimmung hat 
viel dazu beigetragen, dem Hotel Bristol das vornehme Cachet 
zu geben, das es seit jeher gewahrt hat und es zu dem intimen 
und doch nach damaliger Zeit schon hochluxuriösen Hotel zu 
machen, als das es weithin bekannt wurde. Der Besitzer hatte 
ез verstanden, durch moderne Einrichtungen — zu jener Zeit 
hochaktuelle Appartements mit. Badezimmer —, für Wien ein 
Novum zu schaffen, und so hat sich dieses Haus in der kür- 
zesten Zeit einen ausgezeichneten Namen. in der ganzen Welt 
zu schaffen gewußt. 

Kurze Zeit vor Ausbruch des großen Weltkrieges kaufte 
die Baufirma S. & W. Schallinger- das Palais Kinsky, Ecke 
Kärntnerstraße-Mahlerstraße, und es kam mitten in den Demo- 
lierungsarbeiten mit den Besitzern des Hotel Bristol, den Her- 
ren Carl Wolf & Cie. (Artur Wolf), zu einem Pachtvertrag, 
demzufolge der Neubau gleich als Hotel umgebaut und einge- 
richtet werden konnte. Damit kam der große Aufschwung 
für das Hotel Bristol. Große Vorstudien, Reisen und Erfahrun- 
gen der verschiedensten Fachleute haben dazu beigetragen, 
aus diesem Neubau ein Hotel zu schaffen, welches noch heute 
als modernster Bau angesehen werden kann und für ganz 
Österreich als bahnbrechend gilt, denn von hier aus gingen die 
Hauptimpulse für die Neuanlagen von Gaststätten aus. Fast 
sämtliche Material- und Einrichtungsgegenständs wurden 
glücklicherweise noch vor Beginn des Krieges bestellt und an- 
geschafft und nur so war es möglich, das Haus im Jahre 1916 
dem Betriebe zu übergeben, ein Haus, bei dem das Äußerste 
an Geld und Arbeit aufgewandt wurde, um es in jeder Bezie- 
hung allen modernen Ansprüchen gerecht werden zu lassen. 
Daß disser Aufwand nicht umsonst war, beweist die Tatsache, 
daß es. heute Weltruf genießt. 

Die unmittelbar nach dem Krieg wenig stabilen Verhält- 
nisse veranlaßten die Besitzer, sich mit der Baufirma Schal- 


linger zu vereinigen. und unter der Patronanz der Allgemeinen 
Verkehrsbank die Hotel Bristol Aktien-Gesellschaft zu grün- 
den. Seit seiner Konstituierung ist der Verwaltungsrat 
derselbe geblieben und gehören demselben als Mitglieder an 
die Herren: 

Generaldirekor A. Wolf (Präsident), 

Präsident des Gremiums der Wiener Kaulmannschaft 
L. Langer (Vizepräsident), 

Philipp Broch, Generaldirektor О. Lehnar und 5. Schal- 
linger als Verwaltungsräte. 


Seit Anfang 1927 steht Herr Е. Hammerand dem Unter- 
nehmen als Direktor vor, während Herr Direktor Alfred 
Heßke seit Jahrzehnten für gute Wirtschaft in Küche und 
Restaurant sorgt. 

Schritthaltend mit den modernsten Anforderungen wur- 
den in den letzten zwei Jahren die Küche und die Wirtschafts- 
räume vollständig umgebaut, sämtliche Betriebe den neuesten 
örrungenschaften des Hotelwesens angepaßt und gleichzeitig 
eine gründlicha Rationalisierung des Betriebes vorgenommen, 
die zu einer großen Ersparnis von Betriebs- und Verbrauchs- 
material. sowie an Arbeitskräften führte. Eigene Speiseräume 
und Bäder wurden für das Personal geschaffen, sowie sämt- 
liche Garderoben mit den nzuesten hygienischen Einrichtungen 
versehen. Der anwachsende Fremdenverkehr hat die Hotel 
Bristol A, G. zu einem Erweiterungsbau gezwungen und da 
das sogenannte neue Bristol für diesen Zweck nicht in Be- 
tracht kam, entschloß man sich, auf das alte Haus (Haupt- 
gebäude) ein Stockwerk aufzubauen. Die Räumlichkeiten im 
Aufbau stellen in jeder Beziehung modernsten Komfort dar. 
Gediegenstes Wiener Handwerk, gepaart mit allen neuzeit- 
lichen hoteltschnischen Einrichtungen, vermögen die verwöhn- 
testen Ansprüche eines internationalen Publikums voll zu be- 
friedigen. Jedas Zimmer hat sein eigenes Telephon mit Staats- 
anschluß und Lichtsignal-Anlagen, Rohrpost usw. tragen dazu 
bei, den internen Dienst zu einem möglichst lautlosen zu ge- 
stalten, 

Das Hotel Bristol ist heute in der Lage 450 Fremde unter- 
zubringen und sind auch genügend Ubikationen für die Diener- 
schaft vorhanden. Eine ausgezeichnete Küche versorgt das 
Restaurant, eine ruhige Bar sorgt für Besprechungen und stille 
Unterhaltung, während im neuausgebauten Grillroom zu den 
Thé dansants und den Gala-Soupers sich die. beste Gesell- 
schaft einfindet. Lese-, Schreib- und Musikzimmer sind ge- 
räumie und sonnig, ebenso das Frühstückszimmer. 

Das Hotel Bristol kann sich wohl allen modernsten 
Luxushotels an die Seite stellen; vom komfortablen Einbett- 


zimmer bis zu den elegantesten Appartements — meist mit 
Bad — entspricht es dem internationalen Geschmack und ein 


out geschultes und diszipliniertes Personal sorgt dafür, den 
Aufenthalt der Gäste zu einem angenehmen zu gestalten. 


DAS HOTEL IMPERIAL? 


Das Hotel Imperial fügt sich seit mehr als einem halben 


Jahrhundert in den 
hotels ein, 


Rahmen der vornehmen Ringstraßen- 


Als Palais einst vom Herzog von Württemberg erbaut, 
wurds es im Jahre 1872 zum Hotel ausgestaltet und sein feines 
Cachet machte es zum willkommenen Aufenthalt vieler Poten- 
taten und Diplomaten. 


Ein gründlich durchgeführter Umbau im Jahre 1910 trug 


allen modernen Einrichtungen Rechnung und ein weiterer 


РЕШШ 


Moravia-Brauerei 


und 


Malzfabriks-Aktien-Gesellschaft 


BRÜNN 
BIERBRAUEREIEN: Brünn-Jehnitz-Raitz 


Erzeugung: 200.000 hl 


Exportmalzabteilung: 


„Moravia-Rajihrad“ 
Vereinigte Exportmalzfabriken A. G. 


Betriebe: 


Rajhrad, Königsfeld, Řečkowitz, 
Hradčan i. d. H. 


Export feinster Mälze aller Typen in sämt- 
liche Länder des Kontinents und Ubersee 


PETT 


пининпинииинпишининининт 


Stockwerksaufbau im Jahre 1927 paßte es dem zunehmenden 
Fremdenverkehr an. Der nzue Aufbau wurde ebenso wie im 
Hotel Bristol mit allen Fortschritten der modernen Hotelwirt- 
schaft versehen, die großen und sonnigen Räume umschließen 
elegante Einzelzimmer und Appartements, die in ihrer Behag- 
lichkeit und Wohnlichkeit, im Vereine mit guter Bedienung 
den Aufenthalt der Gäste zu einem angenehmen machen, was 
die Reisenden immer wieder veranlaßt, bei ihrem Aufenthalte 
in Wien im Hotel Imperial abzusteigen. Sehr viel zu dem Wohl- 
befinden der Gäste trägt bei, daß die Hotelleitung sich be- 
müht, den Wünschen des reisenden Publikums weitestgehend 
entgesenzukommen, dieselben individualisiert und nach Mög- 
lichkeit versucht, ‚den Gepflogenheiten und Geschmacksrich- 
tungen aller Nationen Rechnung zu tragen. 


Auch das Hotel Imperial ist nicht Eigentum eines Einzel- 
nen, sondern eine Aktiengesellschaft und gehören dem Ver- 
waltungsrate an die Herren: 

Geheimer Justiz- und Regierungsrat Dr. Adolf Bachrach 
(Präsident), 

Kaufmannschaft 


Präsident des Gremiums der Wiener 


L. Langer (Vizepräsident), 

Philipp Broch, Kommerzialrat Oskar Eduard 
Rittershausen, S. Schallinger, Friedrich Schoeller und Kommer- 
zialrat Artur Wolf als Verwaltungsräte, 


[ШШШ e DO 


Wien, l., Friedrichstraße І 
Telephon Nr. B 27-500 


Lehner, 


Telegramm-Adresse: Austriaverkehr 


ZS. 


Zentralgebäude des Österreichischen Verkehrsbureaus 


Zweigstellen und Vertretungen an allen wichtigen 
Plätzen des In- und Auslandes 


Bahn-, Schiff- und Flugkarten 7 Rundfahrten / Auto- 
vermietung / Gesellschafts- und Pauschalreisen / Geld- 
wechsel / Reisekreditbriefe 


Hotelbeiriebe: 
Grandhotel St. Wolfgang und Hotel Schafbergspiize 


Auskünfte in allen Reiseangelegenheiten 


Wintersportarrangements 
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OESTERREICHISCHE WERKE G.A. 


WIEN X.ARSENAL 
TEL.U 43-0-90 A 


И 


VEREINIGTE BRAUEREIEN. 


SCHWECHAT, ST. MARX, SIMMERING, HÜTTELDOREF. 


DREHER, MAUTNER, MEICHL AKTIENGESELLSCHAFT. 


Diese Gesellschaft mit dem Sitze in Wien, IH., Landstraße 
Hauptstraße 97, vereinigt in sich die Brauereien Schwechat 
(gegründet 1632), St: Marx (gegründet 1839), Simmering, (ge- 
gründet 1766) und Hütteldorf (gegründet 1599), sowie den Ak- 
tienbesitz der Brauerei Jedlesee Rudolf Dengler A. G. (gegrün- 
det 1787). 

Im Jahre 1905 errichtete Herr Anton Dreher unter Ein- 
bringung der Brauereien Schwechat, Steinbruch bei Budapest, 
Triest und Miecholup bei Saaz in Böhmen die Anton Drehers 
Brauereien Aktiengesellschaft. 1906 wurde die Brauerei Stein- 
bruch abgetrennt und in eine selbständige ungarische Aktien- 
gesellschaft umgewandelt, hingegen erfolgte 1912 eine Fusio- 
nierung mit den Brauereien St. Marx und Simmering unter 
gleichzeitiger Titeländerung der Gesellschaft. 1927 trat die 
Brauerei Hütteldorf dem Unternehmen bei, wogegen gleichfalls 
1927 die Brauerei Miecholup abverkauft und die Brauerei Triest 
aus nationalen Gründen in eine selbständige italienische Ak- 
tiengesellschaft umgeändert wurde. 

Das Aktienkapital, welehes gelegentlich Erstellung der 
Goldbilanz im Jahre 1924 von 36 Millionen Kronen auf 9 Mil- 
lionen Schilling umgewertet wurde, ist durch eine 1927 vor- 
genommene Kapitalserhöhung auf 15 Millionen Schilling, durch 
eine solche gelegentlich der 1927 erfolgten Fusion mit der 
Hütteldorfer Bierbrauerei auf 20% Millionen Schilling und eine 


ebensolche zum Zwecke der Erwerbung des Aktienbesitzes der 
Brauerei Jedlesee Rudolf Dengler А. G. auf 21.600.000°— Schil- 
ling gebracht worden. 


Die Erzeugung der dem Konzern angehörigen Brauereien 
war im Friedensjahre 1914 insgesamt 1,700.000 bl und hat nach 
den beträchtlichen Rückgängen in der Kriegszeit im Ge- 
schäftsjahre 1926/27 bereits wieder die Ziffer von über 1,200.000 
hl erreicht. 


Laut Bilanz vom 30. September 1927 stehen die Aktiven 
bestehend aus den Anlagewerten von 21,925.421°20 S, Vorräten, 
Debitoren und Kassa sowie Effektenbeständen von 81,307.483'32 
S, zusammen 58,282.904'52 S den Passiven gegenüber: Aktien- 
kapital 20,500.000°— 5, Reserve- und sonstige Fonds 4,326.781'11 
S, Kreditoren 25,651,800`18 5, zusammen 50,478.58129 5 und 
schloß die Bilanz per 30. September 1927 zuzüglich des Ge- 
winnvortrages per 598.588'91 S mit einem Reingewinn von 
2,154.828`28. 8. 

Den Einnahmen für Bier und Nebanprodukte рег 
58,786.786'78 S standen die Auslagen gegenüber: Rohprodukte 
17,089.137:18 S, Gebäude und allgemeine Steuern 14.163.922°99 5, 
Regieauslagen 18,997.088'51 5, Zinsen 2,713.47455 5 und 
Amortisationen 3,712.47923 5, zusammen 56,262.052°46 S, daher 
ein Betriebsgewinn 1926/27 resultierte von 2,160.734'32 S. 


Das Brauhaus der Stadt Wien. 


Von Direktor A. Stanka. 


Das Brauhaus der Stadt Wien wurde im Jahre 
1905 von der Gemeinde Wien angekauft. Mit Ausnahme 
eines, durch Vereinigung von: drei Brauereien ge- 
schaffenen Unternehmens, ist es heute die größte 
Brauerei Österreichs. 

Die Biererzeugung des Brauhauses der Stadt Wien 
war während der Kriegs- und Nachkriegsjahre infolge 
der behördlichen Zwangsmaßnahmen bis auf rund 
40.000 Hektoliter im Jahre gesunken. Seit der in den 
Jahren 1920 und 1921 erfolgten Aufhebung der wirt- 
schaftlichen Zwangsmaßnahmen, steigt die Erzeugung 
ununterbrochen und erreichte im Jahre 1927 schon 
425.000 Hektoliter! Gewiß, ein beredtes Zeichen für die 
große Beliebtheit und vorzügliche Qualität des „Wie- 
пег Stadtbräu.“ 

Infolge dieser gewaltigen Erhöhung des Bierab- 
satzes mußten selbstverständlich die Betriebseinrich- 
tungen entsprechend erweitert werden, so daß das 
städtische Brauhaus heute alle modernen Einrichtungen 
hat. Der günstigen Entwicklung des Unternehmens zum 
Großbrauhause wurde organisatorisch durch den 
Ausbau des Wiener Stadtbüros Rechnung getragen, wo- 
durch eine innigere Fühlungnahme mit der Kundschaft 
und eine intensivere Pflege des Geschäftes ermög- 
lieht ist. 


Um der in Rannersdorf herrschenden Wohnungs- 
not abzuhelfen und einen Teil der im Betriebe Beschäf- 
tigten aber auswärts Wohnenden in der Nähe des 
Dienstortes unterzubringen, wurden in den letztver- 
gangenen Jahren, vorbildliche, dem Stande der heutigen 
Wohnhygiene entsprechend, Wohnhausbauten ge- 
schaffen. Das Brauhaus baute 4 Beamtenwohnhäuser 
mit 8 Wohnungen und 20 Arbeiterwohnhäuser mit zu- 
sammen 28 Wohnungen. Ferner wurde für die Ange- 
stellten und Bediensteten des Brauhauses der Stadt 
Wien en Wohlfahrtsgebäude errichtet, in dem 
eine Kantine mit Speisesälen, eine allen hygienischen 
Anforderungen entsprechende Badeanlage, bestehend 
aus zahlreichen Wannen- und Brausebädern und eine 
Tentralgarderobe untergebracht sind. 

Das Brauhaus der Stadt Wien steht heute bezüg- 
lieh der modernen Einrichtung aber auch was die be- 
triebstechnisch und wirtschaftlich rationelle Anordnung 
der Gesamtanlage betrifft, in Österreich an führender 
Stelle. Es ist das stete Bestreben der Leitung, durch 
ständige, den technischen Fortschritten Rechnung 
tragende Verbesserungen der Betriebseinrichtungen die 
Gesamtanlage immer mehr zu vervollkommnen, um die 
Kundschaft stets mit besten Qualitätsbieren in zu- 
friedenstellender Weise beliefern zu können. 
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Die österreichische Tabakregie: 1918-1928. 


Beim Zerfall der Monarchie im Jahre 1918 über- 
nahm die "österreichische -Tabakregie den ihr zuge- 
wiesenen kleinen Teil des einst so großen und blühen- 
den Unternehmens der k. k. Tabakregie unter geradezu 
katastrophalen Verhältnissen. Der Krieg hatte eine Form 
der Wirtschaftsführung erzwungen, die zwar über die 
augenblieklichen Schwierigkeiten hinweghalf, auf die 
Dauer aber zum Zusammenbruche führen mußte. Die 
altbewährten Methoden der Geldgebarung. des Rohstoff- 
ankaufes, der Fabrikation und des Verschleißes ver- 
sagten. Die Rohstoffvorräte schwanden und konnten 
nicht ergänzt werden, da der erschütterte Staatskredit 
Einkäufe großen Stils im Auslande unmöglich machte. 
Die Betriebsstätten waren vernachlässigt und für den 
neuen Bedarf unzureichend, die Maschinen veraltet und 
reparatursbedürftig, die Leistungsfähigkeit der Arbeiter- 
schaft durch die materielle Not stark herabgemindert, 
die Absatzverhältnisse durch die Zwangswirtschaft zer- 
rüttet. Der Verfall der Währung machte eine plan- 
mäßige Wirtschaft fast unmöglich. Im Tiefpunkte dieser 
Entwicklung stand die Tabakregie knapp vor der Be- 
triebseinstellung. 

Es bedurfte jahrelanger, mühevoller Aufbauarbeit, 
um die Tabakregie wieder zu dem wichtigen Faktor im 
Bundeshaushalte»zu machen, den sie heute darstellt. 
Zunächstmußte das Problem des Rohstoffankaufes. ge- 
löst werden, das im wesentlichen eine Frage der Kredit- 
beschaffung bildete. Es gelang der Tabakregie, einen 
langfristigen ausländischen Kredit zu erhalten, der sie 
in die Lage setzte, die zur Fortführung des Betriebes 
erforderlichen Rohstoffmengen einzukaufen, die Fabri- 
kation wieder ins Geleise zu bringen und die Produktion 
allmählich auf ein dem tatsächlichen Bedürfnisse ent- 
sprechendes Ausmaß zu steigern. 

Die nun rasch fortschreitende Konsolidierung er- 
wies die innere Lebenskraft des Unternehmens. Die 
Einnahmen gestalteten sich immer günstiger und er- 
möglichten die baldige Rückzahlung des Auslands- 
kredites. Die vorhandenen Betriebsstätten wurden den 
seit dem Kriege gänzlich veränderten Konsumverhält- 
nissen angepaßt und entsprechend erweitert. Insbeson- 
dere wurde dem sprunghaft gestiegenen Zigaretten- 
konsum durch Einrichtung einer neuen großen Fabrik 
für Zigaretten und Zigarettentabak (Wien-Favoriten) 
Rechnung getragen. Dem empfindlichen Mangel an Roh- 
stoffmagazinen wurde insbesondere durch Schaffung 
eines Zentralrohstoffmagazins (Wien-Arsenal) abgehol- 
fen. Die Lohn- und Standesverhältnisse der Arbeiter 
und Angestellten wurden zeitgemäß und zweekentspre- 
chend geregelt und alle Zweige des Betriebes auf mo- 
derne, kaufmännische Grundlagen gestellt. Zur Siche- 


rung und Vereinfachung des Rohstoffeinkaufes im 
Orient wurde eine große, weitverzweigte Einkaufsorgani- 
sation in den Ursprungsländern geschaffen. Der Verkauf 
erhielt durch den Übergang zu modernen, wirksameren 
Geschäftsmethoden neue Impulse. 

Gegenwärtig steht die österreichische Tabakregie 
in jeder Beziehung auf der Höhe der alten k. k. Tabak- 
regie und kann tiberdies auf eine stattliche Reihe wich- 
tiger neuer Errungenschaften hinweisen. 

Der Erzeugung dienen neun Tabakfabriken mit 
einem Personalstande von rund 400 Beamten und 7600 
Arbeitern. 

Tabakfabriken befinden sich in: Wien-Ottakring. 
Wien-Favoriten, Hainburg а. d. Donau, Stein a. d. Donau 
(Virgmierfabrik), Linz, Hallein, Schwaz, Klagenfurt und 
Fürstenfeld. Besonders hervorzuheben ist die neue 
Virginierfabrik in Stein, die zu den besteingerichteten 
und modernsten Betrieben dieser Art zählt. 

Drei große Verschleißmagazine (Wien-Ottakring, 
Wien-Alsergrund und Graz) vermitteln den Übergang 
der Fabrikate in den Konsum im Wege der ausgedehn- 
ten Organisation der Tabakverläge und Tabaktrafiken. 

Die Fabrikationsmethoden sind durchwegs modern. 
An Stelle der Handarbeit ist zum überwiegenden Teile 
die Maschinarbeit getreten. In den letzten Jahren wurde 
der Maschinenpark teils durch Umbau auf 'eine wesent- 
lich höhere Leistungsfähigkeit gebracht, teils dureh 
Hochleistungsmaschinen neuester Bauart: ergänzt. Eine 
großzügige Erweiterung des maschinellen Betriebes ist 
im Zuge. 

Die Entnikotinisierungsanstalt A. Falk, an der 
schon die К. К. Tabakregie Interesse nahm, ist nunmehr 
zur Gänze in den Betrieb der österreichischen Tabak- 
regie übergegangen. 

Besondere Aufmerksamkeit widmet die Tabakregie 
dem Exportgeschäfte, das nach dem Kriege gänzlich 
brach lag und nunmehr wieder einen erfreulichen Auf- 
schwung zeigt. Die Exportware wird zum Teile auch 
in den Exportländern selbst erzeugt, so in München 
durch die „Austria Tabakwaren nach den Vorschriften 
der österreichischen Tabakregie G. m. b. Н.“ und in der 
Schweiz durch die Fabrik in Dübendorf. 

Die österreichischen Tabakfabriken erzeugten im 
Jahre 1927: 


Zigarren . . rund 203. Millionen Stück 
Zigaretten `, een 4,606 d Б; 
Zigarettentabake 13.932 Meterzentner 
Pfeifentabake - > : .  » 87.860 ` A 
Gespunste . ena 180. 2 
Sehnupftabake . on ` 11.3820 „ 
ТВАЕ Е а, о, 990 » 
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Im Jahre 1927 wurden im Inlande abgesetzt: im Jahre 1925... 2°... 167 Millionen Schilling 
Zigarren. und. 200.-Millionen Stück „1926... 200 = e 
Minletten ~ » -» e Se 4.510 vd = BEER ENDE HABE SEN 7.5 . 195 > = 
Zigarettentabake . . . „ 18.870 Meterzentner Diese Gewinnziffern überschreiten den auf die 
Bisitentabake” . 5. ~> .: ДМ 35.950 Е segenwärtige Bevölkerungsziffer umgerechneten Rein- 
| Gespunste_ — . 2. wm. Дый 3.800 3 gewinn des Jahres 1913 (des letzten Friedensjahres) 
| Sebnupftabake . en 1.260 22 von 157 Millionen Schilling sehr beträchtlich und illu- 
Tapakextrakt . . .. » 215 S strieren am deutlichsten den gewaltigen Aufschwung 
Der Reingewinn betrug: der österreichischen Tabakregie іп den letzten zehn 
Im Jahre 1923. . . » » . 120 Millionen Schilling Jahren und die hervorragende Bedeutung dieses Unter- 
ОЗЫ en, be P Є nehmens für den Bundeshaushalt. 


PILSNER GAMBRINUS | 


ist das welibekannte Bier 


aus der 


ERSTEN 
PILSNER ACTIEN-BRAUEREI 
IN PILSEN 


GEGRÜNDET 1869 GEGRUNDET 1869 


Veriretungen an allen größeren Orten des 
In- und Auslandes 


Erste Brünner Aktienbrauerei und 
Malzíabrik іа Brünn 


empfiehlt ihre vorzüglich abgelegenen 


Altbrünner Biere 


20° Porterbier 20 
14° lichtes Spezialbler „Rekord“ 14° 
14° dunkles Gesundheiisbier „Triumph“ 14° 
12° lichtes Lagerbier 12° 
10° lichtes und dunkles Schankbier 10° 


чама. Mal Wiener Нан 
wertigen а У А е Münchner Malz 
Gründungsjahr 1812 — Letzte Jahreserzeugung: 
215.000 hi Bier - 600 Waggons Malz 


GESELLSCHAFT М. В. Н, 


Verkaufsstelle für Boden- 
und Wandbelagsplatten, Steinzeugwaren 


und Öfen 
PRAG IL, Dlážděná 4. 
Fernsprecher Nr. 211=41 bis 211=46 


Ankerbrołfabrik А.-С. 
Wien 
X., Absberggasse 55, Telephon U 45-0-40 


Ж 


Вгої 
Gebäck 
Mehl 
Reis 


Semmelbrosel 
Hulsenfruchte 
Futiterartikel 
Kra-Kıe 


+ 


Leipnik-Lundenburger 


Zuckerfabriken - Actiengesellschaft, Wien. 


Zuckerfabrik u. Raffinerie Leopoldsdonf і. М. 


im Jahre 1867 vereinigten sich die Familien Skene und 
Schoeller zur Gründung einer Zuckerfabrik in Leipnik, welche 
unter der Firma Leipniker Rübenzucker-Fabriks-Actiengesell- 
schaft mit einem Aktienkapital von 500.000 fl. errichtet wurde. 
Die genannte Fabrik war zur Erzeugung von weißer Ware 
aus баве, sowie zur Raffination von gekauftem Rohzucker 
eingerichtet. r 

Zu Anfang der Siebzigerjahre ist man zur Trennung der 
Produktion in Rohware und Raffination übergegangen und 
wurde im April 1871 mit dem Bau einer reinen Raffinerie in 
Lundenburg begonnen, Der Bau wurde nach weniger als Jah- 
resfrist beendet und so wurde der Betrieb der Raffinerie am 
29, Februar 1872 aufgenommen. 

Durch dia am 27. Juli 1871 abgehaltene außerordentliche 
Generalversammlung der Leipniker Rübenzucker-Fabriks- 
Actiengesellschaft wurde die Änderung der Firma in „Leip- 
nik-Lundenburger Zuckerfabriken-Actien- 
gesellschaft“, sowie die Erhöhung des Aktienkapitals 
auf 2,000.000 fl. beschlossen. Bei der Konstituierung der neuen 
Gesellschaft wurde Herr August Ritter von Skene neuerdings 
zum Präsidenten gawählt. 

Die erste Kampagne der Lundenburger Raffi- 
nerie dauerte 208 Tage und in dieser Zeit wurden 
108.756 Wiener Zentner Rohzucker verarbeitet, was einer 
durehschnittlichen wöchentlichen Verarbeitung von 3660 Wie- 
ner Zentner — 2050 Meterzentner entspricht, Verschiedene 
Neuerungen und Verbesserungen brachten es mit sich, daß 
die Produktionsfähigkeit eine stetig steigende war, so daß 
in dem Jahre 1896 pro Woche 10.000 9, heute sogar pro 
Woche 30.000 а Rohzucker in Raffinade verwandelt werden. 

Der Export hat schon im Herbst 1872 begonnen, indem 
damals die erste Sendung Pile in Fässern gepackt nach dem 
Orient abging. Ein großer Teil der Produktion nimmt auch 
weiter ihren Weg, von Lundenburg in das Ausland. Es kom- 
men dabei die Schweiz, die Levante, England, Nordafrika, 
Persien, Indien, China und Argentinien in Betracht. 

Um der Raffinerie in Lundenburg eine größere Roh- 
zuckerbasis zu schaffen, wurde 1902 in Leopoldsdorf im 
Marchfelde (Niederösterreich) eine Rohzuckerfabrik er- 
baut und im Oktober 1902 in Betrieb gesetzt. Der in dieser 
Zuckerfabrik erzeugte Rohzucker wurde bis zu den Umsturz- 
jahren in Lundenburg in weiße Ware verarbeitet. 

In der Kampagne 1908/09 hat die Gesellschaft ihren ge- 
samten Besitz in Leipnik veräußert. Die Generalversamm- 
lung vom 23. Oktober 1911 beschloß die Erhöhung des Aktien- 
kapitals auf 12,000.000 K zwecks Erwerbung der Geschäfts- 
anteile der Zuckerfabrik Ges. m. b. Н. Wschatul. 
Durch den Umtausch der Geschäftsanteile in neu emittierte 
Leipnik-Lundenburger Aktien wurden die ehemaligen Besitzer 
der Wschetuler Rohzuckerfabrik, die Firma Gebrüder Gut- 
mann und die Familie Proskowetz, an der Leipnik-Lundan- 


burger Zuckerfabriken A. G. beteiligt. Die miterworbene Roh- 
„uekerfabrik in Kwassitz wurde stillgelegt und die 
Rübe in Wschetul verarbeitet. 

Die Generalversammlung vom 18, Dezsmber 1919 faßte 
den Beschluß, eine neue tschechoslowakische Gesellschaft 
unter der Firma „Lundenburger Zuckerraffinerie 
A, G.“ mit dem Sitz in Lundenburg zu errichten, die die in 
der tschechoslowakischen Republik gelegenen Unternehmun- 
gen übernimmt. Die Übertragung geschah derart, daß die 
neue Gesellschaft die in Betracht kommenden Aktiven zum 
Buchwerte mit dem Stichtage 1. September 1920 übernahm. 
Gleichzeitig mit der Gründung der neuen Gesellschaft wurde 
zwischen dieser Gesellschaft, der Keltschaner Zucker- 
fabrik A. G. und der Zuckerfabrik Ed. Seidl 
& Comp. in Steinitz eine Interessengemeinschaft ver- 
einbart, welche letztere Unternehmungen ssither zufolge 
Fusion an die Lundenburger Zuckerraffinerie A. G. angeglie- 
dert wurden, 

Um den österreichischen Konsum mit weißer Ware ver- 
sehen zu können, hat die Lsipnik-Lundenburger Zuckerfabri- 
ken A. б. die ihr verbliebene Zuckerfabrik in Leopolds- 
dorf і. М, sukzessive zur Erzeugung von weißer Ware aus- 
gestaltet. Im Jahre 1920 wurde eine Kristallzuckerstation, 
1922 eine Würfelstation in der Fabrik errichtet. Durch all- 
jährliche große Investitionen wurde die Zuckerfabrik in 
Leopoldsdorf seither zu einer der modernsten und leistungs- 
fähigsten Zuckerfabriken Österreichs ausgebaut, die heute 
allein mehr als ein Drittel der Inlandsproduktion an Weiß- 
zucker Österreichs erzeugt, Mit dem Ausbau der Raffinerie 
wurde auch der ältere Teil der Fabrik den neuesten Erfahrun- 
gen auf zuckertechnischem Gebiet2 entsprechend umgebaut, 
so daß ein in jeder Beziehung mustergültiges Unternehmen 
entstand, dessen Erzeugnisse sich auf dem österreichischen 
Markt größter Beliebtheit erfreuen. Die Zuckerfabrik und 
Raffinerie in Leopoldsdorf liefert Kristalle, Würfel, Mehl und 
Rohzucker. In der letzten Kampagne 1927/28 wurden 
1,600.000 q Rübe und 120.000 q Rohzucker verarbeitet und 
hievon 330.000 q weiße Ware erzeugt. 

Die Generalversammlung vom 15. Mai 1926 genehmigte 
die Golderöffnungsbilanz und beschloß, das ausgewiesene 
Eigenvermögen von 7,000.000 S derart umzustellen, daß das 
Aktisnkapital 4,500.000 S und die Kapitalsrücklage 2,500,000 5 
betrug. Das Aktiennominale wurde von 400 K auf 150 S um- 
gewertet. 

Anläßlich der Gründung der Dürnkruter Zucker- 
f{abriks-A. О. Wien im Jahre 1903 hat die Leipnik- 
Lundenburger Zuckerfabriken A. G. sich durch Übernahme 
von Aktien an dieser Gesellschaft beteiligt. Die Bateiligung 
wurde im Laufe der Jahre durch Zukauf von Aktien ver- 
größert und hat diese Interessennahme im Jahre 1926 zur 
Fusionierung der beiden Gesellschaften geführt. Die Dürn- 
kruter Zuckerfabriks-A. ©. wurde infolge der Fusionierung 
gelöscht, 

Die Leipnik-Lundenburger Zuckarfabriken A. G. Wien 
beschloß in ihrer am 26. November 1926 abgehaltenen General- 
versammlung anläßlich der Fusion mit der Dürnkruter Zucker- 
fabriks-A. С. die Erhöhung des Aktienkapitals auf 6,000.000 S. 
Von den neuen Aktien wurden 2500 Stück zur Übernahms der 
Dürnkruter Zuckerfabriks-A, С. verwendet und die restlichen 
7500 Stück den sigenen Aktionären im Verhältnis 4 : 1 à 2108 
zum Bezug angeboten, 

Die Zuckerfabrik in Dürnkrut erzeugt Roh- 
zucker aus Rübe und liefert ihr Endprodukt an die Schwester- 
fabrik in Leopoldsdorf ab. Die Dürnkruter Fabrik wurde in 
den letzten zwei Jahren weiter zu einer modernen Rohzucker- 
fabrik ausgebaut und ist auf eine tägliche Rübenverarbeitung 
von 12.000 9 eingerichtet, In der abgelaufenen Kampagne 
1927/28 hat die Fabrik 1,000.000 q Zuckerrübe verarbeitet. 
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Chemosan-Union und Fritz-Pezoldt A. G. 


WIEN, 11, KÖLBLGASSE 10 


Telegrammadresse : Droguerie Wien. — Telephon: U-19-5-20 Serie 


Chemisch-pharmazeutische Fabrik und Großdrogenhaus 


Inländische Ausländische 
Konzerngesellschaften: Konzerngesellschaften: 


Proka Parfümerie= und Seifenfabriks A. С. Magyar Chemosan r. t., Budapest 
Pharmazeutische Industrie A. G. Chemosan=Hellco A. G., 


Fabrik chemischer und pharmazeutischer Komorau bei Troppau 


Präparate Dr. Franz Stohr Ges. m. b, Н, F. L. Bittner Kommanditgesellschaft, Brünn 


WILSDORFER 


GERBEXTRAKTWERKE A. G. 
WILSDORF BEI BODENBACH а. 4. ELBE. 


AKTIENKAPITAL Кё. 6,000.000.— 


Die Wilsdorfer Gerbextraktwerke A. G. entstand durch Umwandlung der im 
Jahre 1906 gegründeten Firma „Gerbextraktwerke Dr. Albert Redlich“ im Jahre 1912. 
Nach der im Frühjahr 1928 durchgeführten Rekonstruktion bat das Unternehmen in In- 
teressengemeinschaft mit einer deutsch-schwedischen Gruppe die Produktion auf der Höhe 
der Vorkriegszeit aufgenommen und ist im Begriffe, den Jahresumsatz durch Angliederung von 
Nebenbetrieben wesentlich zu steigern. Das Hauptprodukt ist die aus Quebrachoholz erzeugte 


nichtsulfitierte kaltlösliche 
MARKE „TRIUMPH“ 


welche im Rufe anerkannter Qualität steht und sich daher in der europäischen Lederindustrie 
besonderer Beliebtheit erfreut. 


Den Alleinvertrieb für die erzeugten Gerbextrakte hat die Firma 


Robert Dille, Hamburg, Mattentwiete 2 


übernommen. 
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IE 


SUD 


‚SOLO 


Zündwaren: una Chemische Fabriken Act.-Ges. 


WIEN 


1903 1928 


Fabrik Deutschlandsberg Fabrik Linz an der Donau 
380 Arbeiter, 600 PS 230 Arbeiter, 400 PS 


ERZEUGUNG: 


Paraffin-, Schwefel- und Sicherheitszundhölzchen 
(auch Buchzunder, sogenannte Jupiterhölzchen) 
Schuhereme, Marken: „Cavalier“ und „Tip-Top“ 
(in Dosen mit praktischen Patent-Dosenöffnern) 
Glas- u. Metallputzmittel, Marken: „Кік“ u. „Solo“ 
Parketipasta, Marke: „Tip-Top“, Gummitran-Leder- 


salbe, Lederfeite, Antirost- und Kesselsteinmittel, 
Wagenfette usw. 


Alleinverkauf des selbstwirkenden Waschmittels 


„VERSALE“ 


Anfragen zu richten an 


„SOLO“ A =O. Wien, I., Hohenstaufengasse 6 
= ТТТ 


— ЭЙ 


ЕТТТ 


SITTI 


WIR BAUEN 
КЫ Га 

Е, R 
ELEKTROMOTOREN 


2 
GENERATOREN VOLKSGARTENSTR. 
EINANKERUMFORMER Fse 
TRANSFORMATOREN 
ELEKTR. LOKOMOTIVEN 


SCHALTAPPARATE 
ELEKTR. ZENTRALEN 
FERNLEITUNGEN 
BAHNAUSRUSTUNGEN 
ELEKTR. FORDERANLAGEN 
SCHWEISSDYNAMOS 


WERKE 
IN WEIZ 
UND WIEN 


KABELFABRIK- UND DRAHTINDUSTRIE- 
AKTIENGESELLSCHAFT 


Wien, llil, Steizhamergasse 4 


WERKE: WIEN UND FERLACH 


KABEL-, GUMMI-, WALZ- UND DRAHT- 
ZUGWERKE, ISOLIERROHRFABRIK 


Isolierte Leitungsdrähte-, Kabel und Schnüre 
aller Art für Licht-, Kraft-, Telephon- und 
Telegraphenanlagen 

Starkstrom-Bleikabel 
IsolierteDrähtefürMaschinen-undApparate- 
bau. Emaildrähte 

Kupferdrähte, Kupferseile. Isolierrohre und 
sämtliches Zubehör. 

Isoliermaterialien wie Gummon, Gummoid, 


| 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
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ENTRALE: WIEN L 


Die Stromversorgung Wiens durch die 
Wiener städtischen Elektrizitätswerke. 


Die Wiener städtischen Elektrizitätswerke haben 
in den letzten Jahren eine ganz bedeutende Entwick- 
lung zu verzeichnen, was am besten daraus ersichtlich 
wird, daß die Zahl der Stromabnehmer seit dem Jahre 
1919 von 159.000 auf rund 600.000 gestiegen. ist. Die 
Elektrizitätswerke haben sich aber nicht bloß auf die 
Elektrifizierung der Stadt selbst beschränkt, sondern 
haben das Versorgungsgebiet auf 70 Gemeinden des 
niederösterreichischen Industriebezirkes südlich von 
Wien, auf einige Gemeinden im Ybbstal und mittelbar 
durch Stromlieferung an die niederösterreichische Elek- 
trizitätswirtschafts- А. б. (Newag) auf einen Großteil 
von Gemeinden des Marchfeldes ausgedehnt. 

Die Stromversorgung dieser Gebiete erfolgt durch 
die drei kalorischen Kraftwerke Simmering, Engerth- 
straße und Ebenfurth, dureh. die Wasserkraftwerke 
Opponitz und Gaming und durch sechs kleinere Wasser- 
kraftanlagen der zweiten Wiener Hochquellenleitung im 
Wiener Gemeindegebiete und außerdem durch Fremd- 
strombezug aus dem Wasserkraftwerk Partenstein der 
Oberösterreichischen Wasserkraft- und Elektrizitäts- 
A. G., sowie durch zehn kleinere industrielle Wasser- 
kraftanlagen im Bereiche des städtischen Überland- 
netzes. 

Das Kraftwerk Simmering, das Ende 1927 über 
eine Maschinenleistung von 123.500 PS verfügte und 
Engerthstraße, das eine Leistung von 55.800 PS auf- 
weist, liegen im Wiener Gemeindegebiete und speisen 
direkt in das Kabelnetz. 

Das Kraftwerk Ebenfurth, das ausschließlich mit 
Braunkohle aus dem benachbarten, der Gemeinde Wien 
gehörigen Bergwerke Zillingdorf arbeitet und eine Ma- 
schinenleistung von 52.000 PS besitzt, liegt 38 Kilo- 
meter südlich von Wien und ist durch eine 70.000 
Volt-Freileitung mit Wien verbunden. 

Die Wasserkraftwerke Opponitz und Gaming ver- 
fügen über eine Leistung von 26.410 PS und sind durch 
eine 140 Kilometer lange 110.000 Volt-Leitung, auf 
weleher das Kraftwerk Partenstein der Oweag, das für 
Wien eine Leistung von 24.000 PS vertraglich bereit- 


zustellen hat, seinen Strom liefert, mit den Netzen der 
städtischen Elektrizitätswerke verbunden. 

Die Elektrizitätswerke sahen nach dem Kriege bei 
dem durch den gewaltigen Anstieg des Strombedarfes 
erforderlichen Ausbau ihrer Anlagen in erster Linie auf 
die weitgehendste Heranziehung inländischer Energie- 
mittel. Während bei Kriegsende bloß das Kraftwerk 
Ebenfurth mit inländischer Kohle arbeitete und nur zu 
einem geringen Teil an der Erzeugung teil hatte, konnte 
im Jahre ‘1927 bei Steigerung der Erzeugung von 
229 Millionen Kilowattstunden auf 479 Millionen Kilo- 
wattstunden der Anteil der Energiemittel des heutigen 
Auslandes auf 325% herabgedrückt werden. Die inlän- 
dische Kohle beteiligte sich dank des Ausbaues: des 
Zillingdorfer Bergbaues und der Umgestaltung der 
Kesselanlage des Kraftwerkes Engerthstraße auf Ver- 
feuerung inländischer Kohle mit 32%. und die neu er- 
bauten Wasserkraftwerke mit 355% an der Erzeu- 
gung. 

In allernächster Zeit wird mit der Inbetriebsetzung 
der Hochdruckanlage im Kraftwerk Simmering, welche 
die Verfeuerung minderwertigen inländischen Kohlen- 
staubes gestattet, der Anteil der ausländischen Energie- 
mittel noch weiter herabgedrückt werden. 

Die Elektrizitätswerke haben ihre besondere Auf- 
merksamkeit der Elektrifizierung des Haushaltes zu- 


gewendet und können dank einer großzügigen Propa- 


ganda auf diesem Gebiete sehr schöne Erfolge auf. 
weisen. 

Insbesondere die Schaffung der „Stewe“-Ausstel- 
lung im Direktionsgebäude, IX., Mariannengasse 4, wo 
alle modernen Elektroeinrichtungen für den Haushalt 
und das Gewerbe im Betriebe vorgeführt und gegen 
Ratenzahlungen bezogen werden können, hat die Wiener 
Bevölkerung mit den vielen Anwendungsgebieten der 
Elektrizität vertraut gemacht. Durch die Einführung 
von Heißwasserspeichern und Ofenspeichern haben die 
Elektrizitätswerke den Bezug des durch den Ausbau 
der  Wasserkräfte zur Verfügung stehenden. billigen 
Nachtstromes auch den kleinen Haushalten ermöglicht. 
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Brüxer 
Kohlen-Bergbau-Gesellschaft. 


Im Jahre 1871 wurde die Aktiengesellschaft Brüxer 
Kohlen - Bergbau - Gesellschaft von der ehemaligen 
Wiener Wechslerbank mit einem Aktienkapital von 
2,500.000 fl. Nominale gegründet. Die Brüxer Kohlen- 
Bergbau-Gesellschaft blickt daher über eine mehr als 
fünfzigjährige Entwicklung zurück und gehört somit 
zu den ältesten Bergbauunternehmungen auf dem Ge- 
biete der Sukzessionsstaaten. 


Der ursprüngliche Besitz der Gesellschaft be- 
schränkte sich auf das Grubenfeld in Tschausch bei 
Brüx mit zirka 120 Grubenmassen und einer Schachtan- 
lage, dem Anna-Schachte, der bereits im Betriebe stand, 
während die Schächte Karoline und Beust in Teufung 
begriffen waren. Ersterer kam 1873, letzterer 1874 in 
Betrieb. 

Ein Jahr nach Gründung der Aktiengesellschaft, 
im Jahre 1872, wurden im Komotauer und südlichen 
Teil des Brüxer Reviers Grubenfelder im Ausmaße von 
zirka 481 Grubenmassen gekauft. Da die neu er- 
worbenen Grubenfelder vorläufig nicht zum Aufschluß 
gelangen konnten, so erzielte die Gesellschaft im ersten 
Jahrzehnte ihres Bestandes noch keine Rentabilität. 
Ende 1874 stellte sich die Jahresproduktion auf 
124.000: Tonnen. 

1883 wurde Gustav Bihl zum Direktor der Unter- 
nehmung bestellt. Unter dessen langjähriger und ver- 
dienstvoller Leitung erfuhr die Unternehmung eine 
weitere großzügige Ausgestaltung. 1886 wurden vom 
Kohlen-Industrieverein in Wien die Schächte Wenzel, 
Otto, Stephanie und Karoli bei Teplitz und die Emeran- 
Schächte bei Bilin erworben. 1887 stellte sich die 
Jahresproduktion bereits auf 830.000 Tonnen. 1889 
wurden die Schächte Emma und Marie bei Dux, Frieda 
und Ludwig bei Bilin, und der Gustav-Stollen bei 
Arbesau, ferner Freischurffelder bei Ossegg angekauft. 
In letzteren wurde 1891 mit der Anlage der Alexander- 
Schächte bei Ossegg begonnen. 

Hiedurch erhöhte sich bis zum Jahre 1890 die 
Jahresproduktion auf 1,584.000 Tonnen. 1891 ging der 
gesamte Bergwerksbesitz des Grafen Westphalen mit 
den Schächten Barbara, Prokopi bei Ullersdorf, Dobl- 
hof П und Ш bei Mariaschein, Julie, Milada und Neu- 


hoffnung bei Karbitz-Wicklitz und Petri bei Böhmisch- 
Neudörfel in das Eigentum der Gesellschaft über. 

Die Neuanlagen der Alexander-Schächte, durch 
welche das Muldentiefste im Ossegger Feld aufge- 
schlossen wurde, kamen Ende 1893 in Förderung und 
entsprachen allen Erwartungen in bezug auf Leistungs- 
fähigkeit und Qualität der Kohle. Im Zeitpunkte der 
größten Leistungsfähigkeit wiesen die Alexander- 
Schächte eine tägliche Förderleistung von durch- 
schnittlich 2200 Tonnen auf. 

In den folgenden Jahren 1882 bis 1896 wurde 
nach den Vorschlägen des Direktors Bihl ein Projekt 
über die Entsumpfung der nahe an die Alexander- 
Schächte heranreichenden inundierten Össegger 
Sehächte ausgearbeitet und zu diesem Zwecke die 
inundierten Ossegger Schächte Viktorin, Nelson I und 
Nelson II sowie die nicht imundierten Ossegger 
Schächte Fortschritt Alt, Fortschritt Neu und Gisela 
von der Gesellschaft erworben, sodann in den Jahren 
1895 bis 1896 die Entsumpfung der. inundierten 
Schächte durchgeführt und auf allen diesen Schächten 
die Förderung aufgenommen. 

Zwecks Durchführung aller dieser Erwerbungen 
und Projekte erfuhr das Aktienkapital zu wiederholten 
Malen eine Erhöhung, und zwar: 

1890 auf 3,500.000 fl 
1891 auf 5,000.000 fl 
1894 auf 6,500.000. fl 
1895 auf 8,000.000 fl 


Kaum waren diese Projekte glücklich durch- 
geführt, so wurde die Gesellschaft von einer schweren 
Schwimmsandkatastrophe auf dem Anna-Schachte bei 
Brüx betroffen (1895). 

In den darauffolgenden Jahren erfuhr der Besitz 
der Gesellschaft eine weitere Vergrößerung durch den 
Ankauf der Schächte „Vertrau auf Gott“ (nunmehr 
Konkordia) bei Dux 1899 und „Luise“ bei Dux (nun- 
mehr Glückstern) 1903. 

Ende 1903 wurde Zentraldirektor Bihl in den Ver- 
waltungsrat der Gesellschaft berufen und es trat an 
seine Stelle der bisherige Stellvertreter Dr. Karl 
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Blaschek, unter-dessen-Leitung die Unternehmung ihre 
weitere intensive Ausgestaltung erfuhr. 

1907. wurden die Schneider’schen Kohlenwerke 
Dreieinigkeit und Adolf-Marie bei Ullersdorf und die 
Gabriel-Zeche erworben. In das Jahr 1917 fällt der Er- 
werb des Franzisei-Schachtes bei Ladowitz. 

1908 beteiligte sich die Gesellschaft an Unter- 
suchungsarbeiten im Ostrauer Steinkohlenrevier. 1909 
wurde daselbst mit der Abbohrung von Freischurf- 
feldern begonnen. Das Ergebnis der Bohrung führte 
1910 bis 1914 zu einem teilweisen Erwerb, 1916 bis 
1918 zum Erwerb der restlichen untersuchten Frei- 
schurffelder. 

Zwecks Bestreitung der Kosten für den Bau der 
Schaehtanlagen im Ostrauer Revier sowie wegen der 
Notwendigkeit größerer Investitionen im Brüxer Revier 
wurde 1920 zur Vermehrung des Aktienkapitals von 
16,000.000 Кё auf 40,000.000 Кё geschritten. In der 
durch die Generalversammlung vom 23. November 
1927 genehmigten Stabilisierungsbilanz wurde das 
Aktienkapital mit dem Betrage von 100,000.000 Кё 
ausgewiesen. 

Die Entwicklung der Gesellschaft spiegelt sich in 
nachfolgenden. Daten ihrer Jahresproduktion an ver- 
lieferbarer Kohle: 


1890 . . . . 1.584.000 Tonnen 
ЖОП 2 Ge (2:000 Ж 
Тоө н 1=8,750.000 í 
1913 Вену Es 3,870.000 È 
1920A: -r wier 2028.000. p 
EE a 
1922 . -< . 2500000 S 
1923. . . . 1,855.000 4 (Streik) 
se 7 
1925... . 2151.000 © 
1926. . . . 2086.000 Ge 
Ee 9,807.000 = 


Wie aus vorstehender Aufstellung ersichtlich, 
hatte also in den unmittelbar dem Kriege vorangegan- 
genen Jahren die Produktion auf den gesellschaftlichen 
Schächten ihren Höhepunkt erreicht, In: der Kriegs- 
und Nachkriegszeit trat ein nicht unbedeutender Rück- 
gang in der Förderung ein. 

Hatte schon der Kohlenbergbau in den Kriegs- 
jahren infolge Einberufung eines großen Teiles der 
eingearbeiteten Belegschaften zu leiden, so trat in der 
Nachkriegszeit durch eine Reihe von Umständen, 
welehe die Produktionsverhältnisse im Bergbau außer- 
ordentlich ungünstig beeinflußten, ein weiterer Rück- 
gang der Produktion ein, der bisher noch nicht völlig 
überwunden werden konnte. 


Hand in Hand mut der Entwicklung der Gesell- 
schaft erfuhr auch der Arbeiterstand eine konstante 
Vermehrung; Ende 1927 beschäftigte die Unternehmung: 
auf ihren gesellschaftlichen Schächten 6027 Arbeiter. 
Außerdem stehen noch 632 Beamte in den Diensten 
der Gesellschaft. 


Außer durch Überlassung geeigneter Wohnungs- 
anlagen war die Gesellschaft auch in anderer Weise 
bestrebt, für Wohlfahrtszwecke ihrer Beamten, Auf- 
seher und Arbeiter Sorge zu tragen. Auf zahlreichen 
größeren Schächten wurden moderne Badegelegen- 
heiten für die Arbeiter errichtet. So befinden sich zum 
Beispiel auf den Schächten Alexander, Nelson, Bihl, 
Franzisei, Mathilde, Emeran, Barbara, Adolf-Marie, 
Union, Doblhoff III, Milada II und Petri Dusch- und 
Wannenbäder für 4924 Arbeiter. 


Nebst den allgemeinen Fonds, die zu Unter- 
stützungszwecken für Verunglückte und invalide 
Arbeiter und Beamte im Revier bestehen und. denen 
selbstverständlich die Gesellschaft als Mitglied ange- 
hört, wurden seitens der Gesellschaft im Laufe der Jahre 
auch noch eine Reihe von Spezialfonds errichtet, so zum 
Beispiel der  Sparfonds mut der Bestimmung, den 
Beamten und ihren Angehörigen: zum Zwecke besserer 
Altersversorgung die Ersparung eines Kapitals zu er- 
möglichen, der Beamten-Unterstützungsfonds, der Unter- 
stützungsfonds für das "Aufsichtspersonal. 


Zurzeit stehen nachfolgende Schächte der Geseil- 
schaft im Betrieb: 

Tiefbau: Emeran, Bihl, Adolt-Marie, Barbara, 
Doblhoff II, Milada II, Alexander, Nelson, Franzisci, 
Union. 

Tag- und Tiefbau: Mathilde, Petri. 


Tagbau: Ludwig, Konkordia, Glückstern, 
Wenzel, Gustav. 

Dank ihres ausgedehnten Grubenbesitzes ist die 
Gesellschaft in der Lage, sich jeweils mit der Pro- 
duktion den Marktverhältnissen und den Ansprüchen 
der Kundschaft anzupassen. Es findet die Kohle der 
Ossegger Schächte Alexander und Nelson wegen ihres 
hohen Kaloriengehaltes und großen Gasreichtums und 
geringen Aschengehaltes als Industriekohle ausge- 
breitete Verwendung. Als Spezialmarke für Gene- 
ratorenfeuerung ist wegen des großen Gasgehaltes Bihl 
besonders geeignet. Für Hausbrandzwecke kommen alle 
übrigen Marken, insbesondere Mathilde, Doblhoff und 
Barbara in Betracht. 

Der Verschleiß der Kohle aus den gesellschaft- 
lichen Schächten befindet sich seit 1919 in den Händen 
der Aussiger Montangesellschaft m. b. Н. & Оо., Aussig. 
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FERDINANDS-NORDBAHN 


Серт. 1836 


Aktienkapital CK 138,054.000 


Gegr. 1836 


Generaldirektion in Mähr.-Ostrau, Luthergasse 7 
Vorsitzender des Verwaltungsrates; Franz Hardegg 
Generaldirektor: Dr. mont. h. с. Ing. Bergrat Franz Pospíšil 


Kohlenwerke. 


1. Franzschacht (ab 1. Juli 1927 vereinigt mit 
Georgschacht), 393 m tief; іт Jahre 1927 
Förderung, іп 276'/, Arbeitstagen: 2,910.000 q. 


2, Hubertschacht, 475 m tief; im Jahre 1927 
Förderung in 271'/, Arbeitstagen 1,552.000 q. 
3. Heinrichschacht, 547 m tief; im Jahre 1927 
Förderung іп 273'/, Arbeitstagen 1,525.000 q, 


4. Grubenbetrieb Zärubek (ab 1. August 1926 


vereinigt mit Alexanderschacht), 552 m tief; 
im Jahre 1927 Förderung in 251 Arbeitstagen 
5,020.000 9. 


. Michaelschacht, 671 m tief; im Jahre 1927 
Förderung in 254 Arbeitstagen 2,428.000 q. 
Die Gesamtförderung betrug im Jahre 1927 
13,435.000 q Kohle, die sich sowohl zur 
Erzeugung von Koks und Leuchtgas als 
auch als Kessel- und Hausbrandkohle bestens 
eignet. 
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Koksanstalt Franzschacht. Im Jahre 1927 wur- 
den 4,295.000 q Koks, 54.000 q Ammonsulfat, 
1194 o 15prozentiges verdichtetes Gaswasser, 
114.200 9 Teer, 1700 qPech, 23.983 q Handels- 
benzol, 3763 q Naphthalin erzeugt. 

Elektr. Zentrale. Es wurden 68,807.500 KWh 
erzeugt. Im Jahre 1927 wurde die Maschinen- 
anlage um ein 17.000 KW-Aggregat vergrößert. 

Produktenverkauf. Der Verkauf von Kohle und 
Koks erfolgt durch das Verkaufsbüro vereinigter 
Ostrau-Karwiner Steinkohlenbergbaue G. m. 
b. H. in Brünn, von Teer- und Benzolprodukten 
durch Komm. Ges. Julius Rütgers in M.-Ostrau, 
von Ammonsulfat durch die Stickstoffverkaufs- 
vereinigung, С. m. b. H. in Prag. 

Montanbahn. Der Ferdinands-Nordbahn gehört 
auch die Montanbahn, welche den Kohlen- und 
Koksverkehr zwischen den Grubenbetrieben 
des Ostrau-Karwiner Steinkohlenrevieres und 
den tschechoslowakischen Ѕќаа‘ѕраһпеп sowie 
der Kaschau-Oderberger Bahn vermittelt. 


Rimamuräny-Salg6-Tarjäner Eisenwerks A.-6. 
Budapest, V., Nádor ucca 36. : 


Telegrammadresse : Rimawerke. 


Telephon: 123-79. 


Erzeugt: 


Zaggel (Knüppel), Platinen, Stab- und Fassoneisen, Universaleisen, warm- und kalt- 

gewalztes Bandeisen, Betonrundeisen, Walzdraht, I-Träger, U-Eisen, Konstruktions- 

. eisen, Grubenschienen, Vollbahnschienen, Laschen und Platten, Grob-, Schwarz-, ver- 

zinkte und Weißbleche, Draht und Drahtstiften, Frachtachsen und Achsenbestandteile, 

Hufeisen, Pflugkörper und. deren Bestandteile, Schaufeln, ‚Stahlgabeln, Krampen, 
Zeugwaren (Hauen, Hacken etc.) 


Fortuna-Tagbau 


Nordböhmische Kohlenwerks-Gesellschaft 


Brüx. 


Das Grubenfeld der Nordböhmischen Kohlen- 
werks- Gesellschaft liest in Nordwestböhmen, 
nördlich von Brüx. Es reicht von Bartelsdorf im 
Westen bis Wiesa im Osten und im Norden bis 
zur Strecke der Dux-Bodenbacher Eisenbahn, 
resp. bis zum Erzgebirge. 

Beim Ankauf von der Anglo-Österreichischen 
Bank im Jahre 1890 waren im damaligen 
Grubenfeld die Schächte Guido І, П, Humboldt I 
und Zentrum aufgeschlossen. 

Die Förderung betrug damals 860.000 Tonnen, 
stieg dann mit der Entwicklung und dem 
weiteren Aufschluß des Grubenfeldes der Gesell- 
schaft bis zum Jahre 1897 auf 1,606.000 Tonnen 
hauptsächlich dureh die Errichtung der Schächte 
Humboldt IL und des Doppelschachtes Kolumbus. 
Im Jahre 1906 betrug die Förderung 1,752.000 
Tonnen und wurde durch den Bau des Schachtes 
Herkules noch um 500.000 Tonnen jährlich er- 
höht. Im Jahre 1913, also knapp vor Ausbruch 


des Krieges, wurde die höchste Jahresförderung 


erreicht, und zwar 2,465.000 Tonnen. Der Krieg 
brachte wie überall auch hier einen bedeutenden 
Rückgang, welcher auch in der Nachkriegszeit 
infolge der geänderten wirtschaftlichen Verhält- 
nisse andauerte, so daß bisher die Förderung 
des letzten Friedensjahres nicht erreicht werden 
konnte. 

Insgesamt sind jetzt 8 Schächte im Betrieb, 
davon wird auf 2 Schächten die Kohle tagbau- 
mäßig gewonnen. Die Betriebe werden ständig 
modernisiert nach den Fortschritten der Technik 
und nach den individuellen Anforderungen, da- 
mit sie auf dem Markte konkurrenzfähig sind. 
Insbesondere wurde eine systematische Elektri- 
fizierung durchgeführt. Die elektrische Zentrale 
des Schachtes Humboldt II wurde im Jahre 1909 
durch ein neues Maschinenhaus auf dem Schachte 
Herkules ersetzt, welches mit modernen. Turbo- 
generatoren ausgestattet wurde und fast 20 Jahre 
klaglos gearbeitet hat. Da aber auch hier in der 


letzten Zeit die Höchstgrenze der Leistungsfähig- 
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keit erreicht wurde, wurde in den Jahren 1926 
und 1927 auf dem Schachte Fortuna eine neue 
Zentrale errichtet, welche auf eine Leistung von 
25,000.000 Kilowattstunden eingerichtet ist und 
bereits seit Ende des Jahres 1927 die Betriebe 
der Gesellschaft mit Strom versorgt. 

Das Ausmaß des Grubenfeldes betrug zur Zeit 
des Ankaufes von der Anglo-Österreichischen 
Bank 3512 ha. Das Grubenfeld wurde im Laufe 
der Jahre abgerundet und sein Ausmaß stieg 
aut 3975 ha. 

Mit der Entwicklung der Betriebe stieg auch 
die Anzahl der bei der Kohlengewinnung be- 
schäftigten Personen und die Gesellschaft sorgte 
für ihre Unterbringung durch den Bau von 
264 Häusern von einer Wohnfläche von 58.664 m’. 
Davon sind 82 Häuser für Beamte und Aufseher 
Außer 


den Wohnungen für die Betriebsangestellten ist 


und 182 Häuser für Arbeiter bestimmt. 


auch in anderer Hinsicht für die Hygiene und 
das Wohl der Angestellten gesorgt. Auf der 
Mehrzahl der Schächte sind mustergültige Bäder 
errichtet. Zur Unterstützung von arbeitsunfähigen 
Arbeitern sind Fonds errichtet, 


und Beamten 


/umbus Schächte. 


denen die Gesellschaft als Mitglied angehört. 
Außerdem wurde für Beamte und Aufseher ein 
Versorgungsfonds errichtet, welcher den Ange- 
stellten eine Kapitalsreserve für eine bessere 
Altersversorgung schaffen soll. 

Die Kohle, die aus den gesellschaftlichen 
Schächten Guido I, П, Humboldt П, Zentrum, 
Kolumbus, Herkules, Fortuna, Guido IV und 
Elly (Juno) gewonnen wird, gehört zu den guten 
Marken des Nordböhmisehen Braunkohlenrevieres 
und ist sehr gut bekannt und geschätzt als 
Industrie- und Hausbrandkohle. Sie ist fest und 
hart, hinterläßt wenig Asche, hat einen kleinen 
Wassergehalt, ist leicht entzündbar und verbrennt 
mit einer hellen langen Flamme zu leichter, 
weißer Asche. Wegen dieser Beschaffenheit eignet 
sie sich für alle Arten von Industriefeuerungen 
und Kessel (z. B. für die keramische Industrie, 
für Lokomotiv- und Schiffskessel etc.) und für 
Generatoren. 

Den Verschleiß besorgt ausschließlich die 
mbH оф 


Aussiger Montangesellschaft 


Aussig a. d. Elbe. 


Kolumbusschächte 
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MONTAN- UND 
INDUSTRIALWERKE 


vormals Joh. Dav. Starck 


Telephon: IN D us TRIEZENTR ALE i Telegr.-Adr. : 
33-9-51 Рг а g IL, R еу olu спі ir. 2 Starckindustrie 


BERGWERKSDIREKTION: 
Unterreichenau bei Falkenau a. d. E. 


GLASHUTTEN UNTERREICHENAU bei Falkenau а. а. Eger / CHEMISCHE UND 
FARBENFABRIKEN KASNIAU bei Pilsen / ULTRAMARINFABRIK BRAS bei Pilsen / 
MINERALWERK ALTSATIL / TON- U. CHAMOTTEWARENFABRIK BRAS bei Pilsen / 


BRAUNKOHLENSCHACHTE IM FALKENAUER REVIER 
STEINKOHLENSCHACHTE IM PILSNER REVIER 
UBERLAND-ELEKTRIZITATSWERK UNTERREICHENAU 


Erzeugnisse: 


Tafelglas, Spezialglas in allen Stärken, Solinglas, Finnglas, Photoglas, 
Schwefelsäure, Akkumulatorensäure, Alaun, Chromalaun, schwefelsaure Tonerde, Knochen- 
leim, Knochenfett, Kieselfluornatrium, Glaubersalz, Superphosphat, Neutralphosphat, Futter- 

kalk, phosphorsaurer Kalk, Isoliermasse 
Pompejanischrot, Reinrot, chem. reines Eisenoxyd, Ocker, Ultramarin, Ройёе 
Feuerfestes Chamottematerial und säurefestes Steinzeug aller Art, Bäckerplatten 
und anderes 


Braunkohlen: 


Marken: Boghead, Luitpold, Neu-Agnes in Unterreichenau 
Medardi, Agnes in Haselbach 


Schwarzkohlen: 
Liewald in Bras / David in Wejwanov 


Trifailer Kohlenwerks-Gesellschafl 
Trboveljska premogokopna druzba 


Zentraldirektion: Ljubljana 
Evidenzbüro: Wien, I., Hohenstaufeng. 6 


Verkaufs-Exposituren in: 


Belgrad, Zagreb, Triest, Graz, Klagenfurt 


Braunkohlenwerke: 
Trbovlje, Zagorje, Hrastnik, Oistro, Hudajama bei Laško, Kočevje, 
Reichenstein bei Rajhenburg a. d. Save 


Zementfabrik in Trbovlje, Glashütte in Zagorje (verpachtet), Ziegelfabrik in 
Trbovlje, Ziegelfabrik in Rajhenburg, Weißkalkerzeugung in Zagorje 


Wiener Kohlen- und Koks-Kontor A.G. 


Telephon R-27-5-20 Wien, І. Hanuschgasse 1 Tlgr.-Adr.: „Kolkoks“ 


Ia oberschlesische und „Flora“ Hausbrandkohlen 
Deutsche und oberschlesische Briketts 
Ia oberschlesischer Hüttenkoks, Bundholz 
Anthrazit 
ж 


Lagerplätze: W ien-Nordbahnhof, W ien-Penzing 
Atzgersdorf-Mauer 


Fuhren- und sackweise Lieferung innerhalb 24 Stunden 
Telephon R-27-5-20, Atzgersdorf 659 


Der tschechoslowakische Bergbau. 


Die tschechoslowakische Republik weist einen bedeu- 
tenden Mineralreichtum auf, auf Grund dessen sich eine an- 
sehnliche Bergbauindustrie entwickelte, das wiederum Anlaß 
zur Schaffung einer ganzen Reihe von anderen Produktions- 
zweigen bot. 

Der Kohlenreichtum der Republik ist an verschiedenen 
Stellen dieses Staates gelagert. Das größte Steinkohlen- 
becken befindet sich in Nordmähren und Schlesien, die 
Hauptlagerstätten der Braunkohle liegen im nordwest- 
lichen Teile Böhmens. Steinkohle lagert in Böhmen im mitt- 
leren Teile des Landes, nordwestlich von Prag, im Gebiete 
von Kladno und Rakonitz. ‚Weiters im Südwesten im Ge- 
biete von Pilsen und an der nordöstlichen Grenze bei 
Sehatzlar und Schwadowitz. In Mähren und Schlesien ist 
das — nicht nur für dieses Land, sondern für den ganzen 
Staat — wichtige Ostrau-Karviner Becken, neben welchem 
man noch Kohle in den mittelmährischen Steinkohlenlagern 
bei Rossitz und Oslavan, westlich von Brünn, gewinnt. 

Das Ostrau-Karwiner Becken ist ein südwestlicher Aus- 
läufer des отоВоп mährisch-polnisch-schlesischen Beckens, 
dessen gesamtes Flächenausmaß 6920 km" beträgt. Auf die 
Tschechoslowakei entfällt hievon rund 156%. Der Kohlen- 
nsichtum des tschechoslowakischen Abschnittes dieses 
Beckens, in dem eine große Anzahl mehr oder minder mäch- 
tiger Flötze gelagert ist, kann bis in eine Tiefe von 1200 m 
mit ungefähr 5000 bis 6000 Mill. t abgeschätzt werden. Diese 
Kohle ist erstklassig und hat einen Heizwert von 6000 bis 
7000 Kalorien. 

Im tschechoslowakischen Teil dieses Kohlenbeckens, 
im Ostrau-Karwiner Revier, fördern im ganzen neun große 
Gesellschaften: Die Ostrauer Kohle ist vorzüglich zur Koks- 
erzeugung geeignet. Im Jahre 1927 erzeugte man in 12 Ko- 
kereien 2,399.400 t Koks. 

Das Kladno-Rakonitzer Becken besitzt ein 6 bis 11 m 
mächtiges Hauptilötz, auf dem hauptsächlich in der Um- 
gebung von Schlan, unweit von Prag, nahe unter der Ober- 
fläche, ein schwaches, hängendes Flötz gelagert ist. Die 
Kohle der Hauptflötze ist von einer vorzüglichen Qualität 
und wenig brechimd bei einem Heizwert von 5000 bis 
7000 Kalorien. Mit der Förderung befassen sich, abgesehen 
von einer größeren Anzahl kleinerer Unternehmungen, vier 
umfangreichere Gesellschaften. 

Die Kohle des Pilsner Beckens ist von sehr guter 
Qualität, gasreich und von einem Heizwert bis zu 
7000 Kalorien. Es wird hauptsächlich von dem West- 
böhmischen Bergbau-Aktien-Verein, der im Jahre 1927 
650.403 t gefördert hat, sowie von der Aktiengesell- 
schaft, vorm. Skodawerke in Pilsen, gewonnsn. Außerdem 
gibt es im Pilsner Revier noch mehrere kleinere Gruben. 

Das Schatzler-Schwadowitzer Becken ist ein Teil des 
niederschlesischen Waldenburger Beckens, dessen Grenze 
in südöstlicher Richtung noch nicht festgelegt wurde. Es 
wurden hier 28 Flötze von verschiedener Mächtigkeit und 
Qualität abgedeckt. 

Das Rossitz-Oslavaner Becken westlich von Brünn hat 
drei Perm-Flötze, die aber nur teilweise abgebaut werden 
können. Die Kohle hat einen Heizwert von 6000 bis 
7000 Kalorien. 

Das Zentrum der Braunkohlenindustrie der Tschecho- 
slowakei ist im nördlichen und nordwestlichen: Tile Böh- 
mens gelegen. Außerdem wird Braunkohle in der Nähe von 
Friedland im Nordosten Böhmens und in der Umgebung 


von Gaja in Südmähren, auf einigen Stellen der Slowakei, 
besonders in Handlowa und auf anderen Stellen gefördstt. 
In Böhmen ist die Braunkohle in drei voneinander getrenn- 
ten Becken im Nordwesten Böhmens längst des Erzgebirges 
vom rechten Elbeufer bis gegen Eger hin gelagert. Es ist 
dies das Brüx-Komotau-Teplitzer Becken, welches das 
sogenannte Nordwestböhmische Revier bildet, dann das 
Falkenau-Elbogen-Karlsbader Becken und das Egerbecken, 
welche unter der gemeinsamen Bezeichnung des Falkenauer 
Reviers zusammengefaßt werden. 

Der Hauptteil der Förderung entfällt auf das Brüx- 
Komotau-Teplitzer Becken, Die Qualität der in einem mäch- 
tigen Flötz von bis zu 30m Stärke gelagerter Kohle ist 
nach der Lage verschieden. Je tiefer das Flötz, desto bes- 
sere Kohle führt es in der Regel. Der Heizwert bewegt 
sich daher zwischen 3000 bis 6000 Kalorien. Im Falkenau- 
Elbogen-Karlsbadisr Becken sind drei Flötze, welche Kohle 
verschiedener Eigenschaften führen. Besonders gute Gas- 
kohle hat das mittlere Flötz „Anezka“. Im Egerbecken ist 
Braunkohle in einem bis 56m mächtigen Flötz gelagert, 
hat einen Heizwert von rund 4000 Kalorien und eignet 
sich besonders zur Briketterzeugung. Unter den slowaki- 
schen Braunkohlengruben ragt durch ihr Ausmaß, moderne 
Einriehtung und Qualität der Kohle die Handlowaer Kohlen- 
bergbau-Aktiengesellschaft, welche am Oberlauf des Flusses 
Nitra liegt, hervor. Diese Gruben förderten im Jahre 1927 
rund 380.000t Kohle und beschäftigten 1500 Arbeiter. 

Auch an Erzen ist die tschischoslowakische Republik — 
besonders Böhmen und die Slowakei — reich. Eisenerz 
wird einerseits in Nučic, nördlich von Prag gewonnen, von 
wo es zur Verarbeitung in die Hochöfen nach Kladno 
transportiert wird (die Gruben und Hütten gehören der 
Ргарізг Eisenindustriegesellschaft), anderseits auf verschie- 
denen Stellen in der Slowakei. Hier müssen besonders die 
Eisenerzgruben bei Rožnava genannt werden, die zum Teile 
der Rimamuraner Eisenwerksgesellschaft, zum Teile dem 
tschechoslowakischen Staate gehören. Weiters di» Gruben 
in der Umgebung von Spiöska Nova Ves (Rimamuraner 
Gesellschaft, Berg- und Hüttenwerksgesellschaft, Witko- 
witzer Bergbau- und Eisenhüttengewerkschaft, Coburg- 
werke und andere). Die Gesamtförderung an Eisen- 
еттеп in der tschechoslowakischen Republik betrug 
im Jahre 1926 1,421.200t. In den Eisenerzgruben waren 
6212 Arbeiter beschäftigt. Gold wird in dem modern aus- 
gestatteten Goldwerk Roudny bei Vlašim, südlich von 
Prag (die jährliche Produktion beträgt zirka 250 kg Fein- 
gold), gewonnen. Bemerkenswerte Funde von reinem Gold 
wurden in letzter Zeit in den Staatsgrubisn bei Kremnitz 
gemacht. Neben den genannten werden in der Tschecho- 
slowakei in kleineren Mengen folgende Erze gewonnen: 
Kupfererz (Riesengebirge), Eisenkies (Ostslowakei), Arsen- 
kies (Erz- und Riesengebirge), В)э1-, Zink- und Antimonerz 
(bei Stříbro in Westböhmen), Wismut und Wolframerz 
(Erzgebirge), Manganerz (Ostböhmen und Slowakei), Queck- 
silbererz (Ostslowakei) und besonders Uranerz, aus wel- 
chem Radium erzeugt wird (Staatsgruben in Joachimstal). 
Graphit wird im Böhmerwald und in Südmähren gewonnen. 
Naphtha wird in Gbel bei Bratislava gewonnen (das Feld 
gehört dem tschechoslowakisehen Staat), weie in Süd- 
mähren bei Göding. Salz, das in der tschechoslowakischen 
Republik Staatsmonopol ist, gewinnt der Staat in der Ost- 
slowakei (Prešov) und in Karpathorußland (Marmarosska 
Solotvina). 
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Gemeinde Wien — städtische Gaswerke. 


Die Übernahme der Gasversorgung Wiens durch die 
Stadt erfolgte in den Bezirken I-XI und ХХ am 31. Ok- 
tober 1899, in den übrigen Bezirken XII—XIX und ХХІ 
am 31. Dezember 1911. Bis dahin war die Gasversor- 
gung in den Händen von 2 Gesellschaften, deren 8 Gas- 
werke überhaupt nicht und von deren Gasverteilungs- 
anlagen nur das Rohrnetz in den Außenbezirken von 
der Stadt übernommen wurde. Dadurch unterschied 
sich diese Verstadtlichung einschneidend von anderen, 
bei denen ausnahmslos die vorhandenen Anlagen (Gas- 
werke, Elektrizitätswerke, Straßenbahnen usw.) in den 
städtischen Betrieb überführt worden sind. 

Bis Ende 1911 bestand nur das in den Jahren 
1897—1899 für eine Tagesleistung von 430.000 m? er- 
baute Werk Simmering; Ende 1911 kam das in 
den Jahren 1910—1911 für eine Tagesleistung von 
250.000 m? errichtete Werk Leopoldau im Betrieb. 
Beide Werke wurden dem unter der städtischen Ver- 
waltung stark wachsenden Gasabsatze entsprechend 
sehr bedeutend ausgebaut. Sie sind mit der Herstellung 
von Anlagen vorangegangen (Horizontalkammeröfen, 
Zentralgeneratoren u. a. m.), die in der Folge auch von 
Großgaswerken des Auslandes eingeführt wurden. 

Das Werk Leopoldau besitzt eine Fabrik zur 


Verarbeitung der in den beiden Werken aus dem Gase 
gewonnenen Vorerzeugnisse. Sie erzeugt Motor-(Flie- 
ger-)Benzol und chemisch reine Benzolkohlenwasser- 
stoffe, die zum größten Teile an Farbenfabriken des 
Auslandes geliefert werden. 

Die Entwicklung der Gasversorgung Wiens zeigen 
folgende Zahlen: 


1900 1912 1916/17 1919/90*®) 1997 
in Tausend mä 


Gesamte Gaserzeugung 78140 192838 245023 153116 293693 
sasabgabe an Kunden 64932 164137 209372 128503 267212 


Gasmesserzahl . . 63162 196273 239343 239086 426500 
Verkauftes Gas je Ein- 
wohner inm’.... 64% 787 94:5 Kä ` 92 


*) Behördliche Beschränkung des Gasverbrauches wegen Kohlennot. 

Die Höchsttagesabgabe im Jahre 1927 betrug 
1,842.800 mê, d. s. 5'6 Milliarden Wärmeeinheiten. 

An wichtigeren anderen Erzeugnissen wurden im 
Jahre 1927 hergestellt: 


Koks ol: мт потоці JUEN і 4.806.185 q 
Hievon waren 2,855.824 q verkäuflicher Koks 
AS E GE E e 279.720 ч 
Ammoniakwasser . . 2. 222.20. 106.406 mê 
Benzolkohlenwasserstoffe . . , . . . 58.531 q 


Der Gaspreis beträgt seit November 1923 neunzehn 
Groschen für den Kubikmeter. Er ist niedriger als vor 
dem Kriege und der niedrigste in Europa. 


WAHL O. WIEN IL 


Prag-Smichow 
Znaim — Hödnitz — Březnic 


Alliierte Gesellschaft : 


Industrie 
Caseiniöre Société Anonyme (йг 
und Le Doten Frkr. 


Molkereibetriebe, Milchzucker- und Casein- 
fabriken, Suppenwürze „llisa“ 


Brüder Еіѕегі Aktiengesellschaii 


Metall- und Lederwarenfabrik, Wien und Heidenreichstein 


Unsere Firma wurde im Jahre 1882 als offens Handels- 
gesellschaft gegründet, im Jahre 1920 in eine Gesellschaft m. 
b. Н, und schließlich im Jahre 1922 in eine dem Konzern der 
Österreichischen Creditanstalt für Handel & Gewerbe, Wien, 
angehörige Aktiengesellschaft umgewandelt., Sitz des Unter- 
nehmens ist Heidenreichstein (N.-Ö.) mit einer Zweigniederlas- 
sung und dem Zentralbureau in Wien. Die Haupterzeugnisse 
des Unternehmens bilden außer den ursprünglichen Geldbörsen 
und Metallverschlüssen sämtliche Lederwaren mittleren Genres, 
sowie Metall-Tabak-Zigarettendosen und verschiedene andere 
Metallkurzwaren. Wir beschäftigen in unseren Betrieben zirka 
350 Arbeiter, welche zum Teil in unserer eigenen Arbeiter- 
kolonie untergebracht sind. Trotz der Schwierigkeiten, welche 
sich für die österreichische Industrie in den Kriegs- und Nach- 
kriegsjahren ergeben haben, konnten wir unseren Betrieb 
stetig rationalisieren und betriebstechnisch ausgestalten. 
Selbst eine Brandkatastrophe, welche am 2. Juli 1927 die Me- 
tallwarenabteilung der Heidenreichsteiner Betriebsanlagen 
heimgesucht hat, konnte durch die Schnelligkeit, mit welcher 
der auf modernster Basis ruhende Neubau durchgeführt wurde, 
keine nennenswerte Produktions-Beeinträchtigung verursachen, 
Während des Krieges waren unserem Unternehmen wichtige 
Absatzgebiete verloren gegangen, da die ausländische nicht in 
gleicher Weise betroffene Konkurrenz ein leichtes Spiel hatte. 
Die Zurückgewinnung dieser Märkte erfolgt schrittweise und 
unverkennbar in dem Maßstab, als die Kunden Vertrauen zu 
dem qualitativen Mehrwert unserer eigenen Erzeugnisse gewin- 
nen. Der Export, auf welchem unser Unternehmen basiert, er- 
folgt denn auch unvermindert wie vor dem Kriege, nur die 
Zurückgewinnung des ehemals sehr bedeutenden Rußland-Ge- 
schäftes bleibt der Zukunft vorbehalten. Verschiedene Um- 
stände wirken heute erschwerend, ja direkt schädigend auf 
den Export. Der Bezug ausländischen Rohmateriales, welcher 
bei der schmalen Basis des eigenen Wirtschaftsgebietes uner- 
läßlich erscheint, ist außer den Einfuhrzöllen durch hohe Aus- 
gleichstaxen in unerträglicher Weise belastet. Im Veredlungs- 
verkehr wäre größere Loyalität und Freizügigkeit erwünscht. 
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ÖSTERREICHISCH-ALPINE MONTANGESELLSCHAFT 


GENERALDIREKTION 


VERKAUFSABTEILUNG 


WIEN, L FRIEDRICHSTRASSE A 


DRAHTANSCHRIFT: COMALP 
FERNSPRECHER: B 29-5-20 SERIE 


WERKE IN DONAWITZ, EISENERZ, FOHNSDORF, HIEFLAU, HÜTTENBERG, KINDBERG, 
KÖFLACH, KRIEGLACH, NEUBERG, SEEGRABEN, VORDERNBERG, WALD, ZELTWEG 


ERZEUGNISSE 


Braun- und Glanzkohle, Trockenkohle, Braun- 
kohlenteer 

Roh- und Rösterze 

Magnesit (roh und gebrannt), Quarz 

Kalk (roh und gebrannt), hochmangan- 
haltige Martinschlacke, Schlackensteine, 
Schlackensand 

Roheisen (Stahl-, Gießerei-, Hämatitroh- 
eisen, Holzkohlenroheisen-Ersatz Marke 
„Exzelsior“) 

Ingots, vorgewalzte Blöcke und Brammen, 
Zaggel (Knüppel), Platinen 

Stab- und Fassoneisen aller Art, Universal- 
eisen, Bandeisen in Buschen und Rollen 


Grubenschienen, Vollbahnschienen, Rillen- 
schienen, Laschen und Platten 

Weichen (Vollbahn-, Straßenbahn-, Feld- 
bahnweichen), Gleiskreuzungen, kom- 
plette Gleisanlagen jeder Art, Eisen- 
querschwellen 

Feld- und Waldbahn-, Gruben- und Spe- 
zialwagen, Hunte und Muldenkipper, 
Drehscheiben, Transportgefäße, Trans- 
portbecher, Transportbänder, Rutschen, 
Gossen, Förderschalen, Förderhaspel, 
Wetterlutten 

Blechessen, Reservoire, Rohrleitungen aus 
Blech, Gas-Generatoren, Luft- und Gas- 
ventile, Rollgänge, Wippen 


Stahlwerkskokillen, Abgüsse aller Art von 
Maschinenteilen, säurefeste Gefäße 


bis 300 mm Breite, Betonrundeisen, 
Walzdraht, Grobbleche 


I- Träger in österr. und deutschen Normal- USW. 
profilen, U-Eisen, Konstruktionseisen Stahlguß 


Schmiedestücke: Wellen, Flanschen, Rettungsstangen, Bohrgestänge 

Preßware: Kesselböden, Rahmen für Lastkraftwagen, Chargiermulden usw. 

Federn: Trag-, Volut- und Spiralfedern, Scheibenfedern, Federnbunde, Autofedern 
Werkstättenarbeit aller Art, Reparaturen 

Hufeisen: Aus Flußeisen Marke „Pudel“, aus Schweißeisen Marke „Anker“ 


„ALPINE“ 
SIEMENS-MARTIN- UND ELEKTRO-SONDERSTÄHLE 


Alleinverkauf: Eisen- und Stahl A. G., Wien, VII., Friedrich Schmidt-Platz 5 
DRAHTANSCHRIFT: ESTAG 
FERNSPRECHER: A 29-5-40 SERIE 
Federstahl, Sensen- und Sichelstahl, Gabel- und Messerstahl, Feilenstahl, Steinbohrstahl, Schweiß- 
stahl, Waffenstahl, Werkzeug- und Baustähle für alle Verwendungszwecke 


Oesterreichisch-Alpine Montangesellschatft. 


Das größte inländische Industrieunternehmen, die 
Oesterreichisch - Alpine Montangesellschaft, wurde im 
Jahre 1881 gegründet, um eine Reihe von Berg- und 
Hüttenwerken in den österreichischen Alpenländern zu- 
sammenzufassen und unter einheitlicher Leitung zu be- 
treiben. Nebst zahlreiehen anderen Montanbetrieben 
ging auch die im Jahre 1625 gegründete „Innerberger 
Hauptgewerkschaft“ in die neue Gesellschaft auf. 

Die Alpine besitzt eines der größten Eisenerzvor- 
kommen des Kontinents, den steirischen Erzberg, wei- 
ters den Hüttenberger Erzberg in Kärnten, ferner er- 
giebige Braunkohlengruben in Fohnsdorf, Seegraben 
und Köflach, einen Magnesitbergbau in Wald und einen 
Quarzbergbau in Krieglach. 

Vier große Hochöfen in Donawitz, zwei ebensolche 
in Eisenerz und ein kleinerer in Hieflau mit einer jähr- 
lichen Gesamtleistungsfähigkeit von 720.000 Tonnen 
dienen der Roheisenerzeugung. An Raffinierwerken be- 
sitzt die Alpine das große Stahl- und Walzwerk in 
Donawitz, ein Walzwerk und eine Hufeisenfabrik in 
Kindberg, ein Grobblechwalzwerk und ‚ausgedehnte 
Werkstätten zur Herstellung von Oberbaumaterial, 
Weichen, Wechseln, Grubenhunten. usw. іп Zeltweg, 
ferner eine Federnfabrik in Neuberg. Die Erzeugung 
der Hütten umfaßt alle Stufen der Verarbeitung vom 
Roheisen bis zur fertigen Walzware, darunter insbe- 
sondere Stab- und Fassoneisen, Träger, Walzdraht und 
Schienen. 

In den letzten Jahren sind große technische Aus- 
gestaltungen der Werke vorgenommen worden. Vor 
allem ist der Ausbau der Energiewirtschaft zu er- 
wähnen. Zwecks restloser Verwertung des Hochofen- 
gases wurde in Eisenerz ein neues Kraftwerk errichtet 
und jenes von Donawitz erweitert. Diese Kraftwerke 
erzeugen nunmehr in wirtschaftlicher Weise den von 
den Werken der Alpine benötigten Strom. Durch die 
Verbindung der Kraftzentralen Eisenerz und Donawitz 
mit dem Kohlenbergbau Seegraben und mit den Wer- 
ken Zeltweg und Fohnsdorf — woselbst sich eine 
Dampfzentrale befindet, die dureh Aufstellung einer 
großen Dampfturbine erweitert wurde — ist ein zu- 
sammenhängendes Netz gebildet worden, welches die 
Werke von örtlichen Störungen vollkommen wunab- 
hängig macht. Eine derartige Konzentrierung_ der En- 
ergiewirtschaft bietet naturgemäß gegenüber dem Ein- 
zelbetriebe große wirtschaftliche Vorteile. 

Überschüssige Mengen von Gichtgas werden zur 
Beheizung von Kesseln und Warmöfen der Walzwerke 
ausgemützt. Außer den Hochofengichtgasen wird auch 
die Abhitze aus den Stahlöfen und Gasmaschinen zur 
Dampferzeugung herangezogen. Im Werke Donawitz ist 
diese Wärmewirtschaft so vervollkommnet worden, daß 
nunmehr dieses Werk in der Lage ist, sich mit dem 
notwendigen Dampf und der erforderlichen Energie 
nahezu ohne Aufwand an Kesselkohle zu versorgen, 
während früher im  Zentral-Kesselhaus täglich zirka 
250 Tonnen Kohle verfeuert werden mußten. Auch Ort- 
schaften und Industrien der Umgebung beziehen aus 
dem Alpine-Netz Licht und Kraft. 

Infolge dieses Ausbaues der Energiewirtschaft sind 
sehr bedeutende Kohlenmengen, die früher in den 
eigenen Betrieben. verbraucht worden sind, für den Ver- 
kauf frei geworden, wodurch der Gesellschaft eine neue 
namhafte Einnahmsquelle erschlossen worden ist. 


In den Kohlengruben sind neue Förderanlagen zum 
Zwecke der Steigerung und Verbilligung der Produktion 
geschaffen worden. In Eisenerz. wurde der Hugo- 
Stinnes-Aufzug angelegt. Dieser Aufzug ist eine der 
leistungsfähigsten unter den gegenwärtig existierenden 
Seilbahnen; er hat zum Zweck, die im Tal wohnenden 
Arbeiter in kürzester Zeit auf die Höhe des Erzberges 
zu ihren Arbeitsplätzen zu befördern, während sie 
früher den durchschnittlich über eine Stunde betragen- 
den steilen Anstieg zu Fuß zurücklegen mußten. Der 
Aufzug, dessen Bau infolge der äußerst ungünstigen 
Geländeverhältnisse mit bedeutenden Schwierigkeiten 
verbunden war, bewegt gleichzeitig vier Wagen von je 
90 Personen Fassungsraum bei einer Neigung von fast 
70% auf der oberen Hälfte der Trasse. 


Eine große Sortier- und Klaubanlage am Erzberg 
wurde einem. Umbau nach ganz modernen Gesichts- 
punkten unterzogen, wodurch eine möglichst vollstän- 
dige Gewinnung des im Hauwerke enthaltenen Erzes 
und damit anch eine wirtschaftlichere Ausnützung des 
Erzvorkommens gewährleistet wird. 


Eine wesentliche Verminderung der Eigenkosten 
bewirkt das Rösten der Erze nach dem Apold-Fleißner- 
Röstverfahren. Die neuen Röstöfen leisten bei etwa 
einem Fünftel des bisherigen Brennstoffaufwandes das 
30- bis 35fache gegenüber einer alten Ofeneinheit. In 
Eisenerz wurden drei solche Röstöfen, in Donawitz 
vier und in Hüttenberg einer errichtet. Der Bau eines 
fünften Apold-Fleißner-Röstofens in Donawitz ist im 
Gange. 


- In Köflach wurde eine Kohlentrocknungsanlage 
nach System Professor Dr. Fleißner mit einer jährlichen 
Leistungsfähigkeit von zirka 160.000 Tonnen Trocken- 
kohle errichtet. Die Vergrößerung dieser Anlage auf 
eine Jahresleistung von 240.000 Tonnen ist im Bau. 
Während bei den bisher bekannt gewesenen Kohlen- 
troeknungsverfahren die mittels erwärmter Luft oder 
heißer Rauchgase getrocknete Kohle schrumpfte, in 
Grieß zerfiel und so eine Werteinbuße erlitt, wird dieser 
Übelstand beim Fleißnerschen Trockenverfahren ver- 


mieden; nach diesem Verfahren wird die Kohle vorerst 


in druckfesten Gefäßen unter Dampfdruck von 12 bis 
20 Atmosphären gesetzt, wodurch sie eine vollkommen 
gleichmäßige Durehwärmung erfährt und einen Teil des 
Wassers durch die Zerstörung des kolloidalen Anteils 
der Kohle verliert. Nach der Durchwärmung wird die 
Verbindung mit einem zweiten, mit frischer Kohle ge- 
füllten Dämpfer hergestellt und dadurch eine Entspan- 
nung herbeigeführt, die im Gefolge hat, daß sich ein 
weiterer Teil des aus der Kohle zu entfernenden 
Wassers an der kalten Kohle niederschlägt. Um auch 
noch den Rest des zu beseitigenden Wassers aus der 
Kohle auszutreiben, wird Luft durch die Dämpfer ge- 
blasen. 


Die mittleren Marken des Köflacher Reviers, die 
ungefähr 36% Wasser und einen Heizwert von zirka 
3500 WE aufweisen, werden durch die Trocknung auf 
einen Wassergehalt von zirka 14% herabgesetzt, wo- 
durch der Heizwert auf zirka 4800 WE bis 5100 WE 
steigt. 

Die Trockenkohle bietet für die meisten. Verwen- 
dungszwecke einen vollen Ersatz für ‚ausländische 
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Braunkohlen und einen teilweisen Ersatz für auslän- 
dische Steinkohle. Es eröffnet sieh der Ausblick, durch 
gesteigerten Absatz von Trockenkohle unsere Handels- 
bilanz um zirka 30 Millionen Schilling zu verbessern, 
die Förderung unserer inländischen Bergbaue um zirka 
40% zu steigern und ungefähr 4500 Arbeitern neue 
Beschäftigung zu verschaffen. 

Dis zum Zerfall Österreich-Ungarns deckte die 
Oesterreiehiseh-Alpine Montangesellschaft fast den gan- 
zen Bedarf an Eisen in den Alpenländern einschließlich 
Wien bis südlich über den wichtigen Hafen Triest 
hinaus. Einzelne Erzeugnisse, wie zum Beispiel Roh- 
eisen, Grobbleche und Rillenschienen, setzte sie auch 
in den ‚sonst von den böhmischen und mährischen 
Eisenwerken beherrschten : Gebieten im Norden der 
Monarchie ab. Nicht unbedeutend war damals der Ex- 


Leistungsfähig! Befriebssiher! Preiswert! 
Der Qualitäfsmagen für fadi und Land! 


i Telephon A 29-5-20 Serie. 


ersonen-Wagen: 4/23, 6/35, 8/50, 12/60, 18/90 PS. 
Vier- und Sechszylinder. Lastwagen für eine Nutzlast 
von 300 kg bis 10 Tonnen. Traktoren, Omnibusse, 
Feuerspritzen. Versäumen Sie nicht, vor Ankauf 
eines Wagens unsere neuesten Modelle zu besichtigen. 


Generalrepräsenfanz: Mari Strahosch, IDien, L, Fihhtegasse Лг. б. 


port in die Länder des Balkans; nach Italien und in die ` 
Schweiz. Schienenmaterial konnte sogar für die 
Hedjasbahn und für Bahnen in Australien geliefert 
werden. 

Infolge des Zerfalls des großen einheitlichen. Wirt- 
schaftskörpers sind wichtige Teile des natürlichen Ab- 
satzgebietes der Alpine Ausland geworden. Der jetzige 
österreichische Markt besitzt für die Produktion der 
Alpine bei weitem nicht die genügende Aufnahmsfähig- 
keit. Ein erfolgreicher Export wiederum scheitert an 
den nahezu unüberwindlichen Zollmauern, mit welchen 
sich unsere sämtlichen Nachbarstaaten umgeben haben. 
Nur in dem erhofiten Anschluß ап das große Wirt- 
schaftsgebiet des Deutschen Reiches kann die Voraus- 
setzung für ein Wiederaufblühen unserer Eisenindustrie 
im früheren Umfange erblickt, werden. 


MASCHINENFABRIK ANDRITZ AKTIENGESELLSCHART 


dTM DI 


ANDRITZ BEI GRAZ 


Fabrik 
in Andritz 


Fernsprecher: Graz 113 und 40-17 


Die Maschinenfabrik Andritz besteht seit dem 
Jahre 1853. Damals hat Josef Körösi an Stelle einer 
kleinen Mühle eine Fabrik zur Erzeugung von 
Zeugschmiedwaren, Schraubstöken und Winden 
errichtet, die im Jahre 1860 durch Erbauung einer 
eigenen Bisengießerei in die Lage gekommen war, 
neben den inzwischen aufgenommenen Eisen- 
konstruktionen auh Maschinen aller Art herzu- 
stellen. 

Die schon damals hoch entwickelte Eisen- und 
Hüttenindustrie Steiermarks bot der aufstrebenden 
Fabrik ein mannigfahes und ausgedehntes Arbeits- 
gebiet, bis sie, shon zu ansehnlihem Umfange 
herangewacdsen, im Jahre 1883 in den Besitz der 
Österreichischen Alpinen Montangesellshaft über- 
ging, die die Fabrik in erster Linie für die Erzeugung 
ihres eigenen Bedarfes an Bergbau=, Hüttenwerks= 
und Walzwerkseinrihtungen in größerem Umfange 
ausgestaltete. 

Im November 1899 wurde die Fabrik von der 
Alpinen Montangesellshaft abgelöst und als Ma- 
shinenfabrik Andritz A.-G. in ein selbständiges 
Unternehmen umgewandelt, das die umfangreiche 
Anlage weiter vergrößert und auf das modernste 
ausgestaltet hat. Auch паф dieser Firmenänderung 
wurde die Maschinenfabrik Andritz A.-G, als die 
einzige größere Maschinenfabrik Steiermarks von 
der Österreichischen Alpinen Montangesellshaft zur 
Lieferung des größten Teiles ihres gesamten Be- 
darfes herangezogen und hat dadurh reihe Er- 
fahrungen auf dem Gebiete des Bergbaues und der 
Hüttenwerkseinrihtungen gesammelt, so daß sie 
auh von allen übrigen größeren Firmen des [а= 
und Auslandes zur Lieferung der einschlägigen Er- 
zeugnisse herangezogen wurde, 

Die Maschinenfabrik Andritz zählt heute bei 
voller Beschäftigung rund 1000 Arbeiter und über 
100 Beamte und ist somit die größte reine Ma- 
schinenfabrik im heutigen Österreich. 


| ; 


STEIERMARK 


Wiener Büro: 


L, Tuchlaubenhof 


Fernsprecher: Wien U-21-0-38 


Die Fabrik erzeugt heute insbesondere: 


Dampfmascinen 


modernster Konstruktion und höchster Wirtschaft- 
lichkeit, Sonderbauarten für hohe Drücke mit Ab- 
dampf- und Zwischendampfverwertung, Walzenzug=- 
maschinen bis zu 16,500 PS Einzelleistung, 


Wasserturbinen 


aller Systeme mit Pelton-, Francis= und Propeller- 
rädern, hydraulishe Präzisionsregler, Wehr- und 
Schleusenbauten, 


Zentrifugalpumpen 
für айе Leistungen bis zu 1000 m Förderhöhe, 
Sonderbauarten für Säuren, Dicksaft, Stoff, Schlempe, 
Мае, Abwässer u. dergl., Kesselspeisepumpen, 
Spülversatzpumpen, Speicherpumpen für Wasser- 
kraftwerke, 


Bergwerks=- und Hüttenmaschinen, 


komplette Walzwerksanlagen, Sonderbauarten für 
Drahtwalzung bis zu 8 mm Durchmesser, 


Krane und Hebezeuge 


jeder Art, elektrische Fördermascinen, Drehscheiben, 
Sciebebühnen, Spills, 


Spannrollengetriebe, 
Patent Lenix, für Riemenübertragung, 


Eisen-, Stahl- und Metallabgüsse, 
Schmiedestücke. 


Auf allen vorstehenden Gebieten steht die Fabrik 
mit Vorschlägen und Angeboten sowie mit ihrem 
Stabe erfahrener Spezialingenieure beratend ihren 
Kunden zur Verfügung. 
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Wer mit unseren 


modernen 
Transportanlagen 


Massengüter fördert, 


spari Zeit und Geld 


Maschinenfabriks-Act. Ges. 


N. HEID, Stockerau 


Wien Il. _ 
Schwarzenbergplatz Nr. 6 


We trant- Саји tler 


Wien, XXI., Shuttleworthstraße 8 
Landwirtschaftliche Maschinen 


aller Art, in bester Qualität, von größter Dauerhaftigkeit 
und höchster Leistungsfähigkeit 


„WALLIS“.Traktoren 
Getreidereinigungs-Anlagen 


Verlangen Sie Gratisprospekte 


С. SCHEMBER & SOHNE 


Aktiengesellschaft 
WIEN ATZGERSDORF 


TOCHTERWERKE in BUDAPEST / STEPANOV / BIELSKO 
CERNAUTI / ZAGREB 


MODERNE WAAGEN 


Kontroll- und Registrierwaagen 


Projekte Reparaturen 


chnellpressenfabrik Koenig & Bauer 


Aktiengesellschaft in Mödling bei Wien. 


Das Unternehmen hatte im abgelaufenen Jahre 
wesentliche Fortschritte in seiner Entwieklung zu ver- 
zeichnen, die zu einer namhaften Steigerung der Er- 
zeugung führten. Diese Erfolge wurden nach modern- 
sten Grundsätzen der Rationalisierung, also durch 
großzügige Verbesserung der Einrichtungen und Ver- 
edelung der Arbeitsmethoden erzielt. Wiederholte Be- 
sichtigungen durch kleinere und größere Besucher- 
gruppen gaben der Fachwelt Gelegenheit, sieh von der 
vorbildliehen Arbeit, die im Mödlinger Werke geleistet 
wird, zu überzeugen. 

Die günstige Entwicklung des Absatzes in Öster- 
reich ist als natürliche Folge der großen Vorteile zu 
betrachten, die der Bezug erstklassiger Schnelläufer- 
Schnellpressen inländischen Fabrikates bietet, und es 
genügt, in diesem Zusammenhange auf die namhaften 
Ersparnisse an Fracht, Zoll, Ausgleiehsbelastung für 
die Warenumsatzsteuer und teilweise an Ver- 
packungskosten hinzuweisen. Immerhin fanden im Be- 
richtsjahre etwa 85% der erzeugten Maschinen den 
Weg auf den Weltmarkt, wo sie als eindringliche 
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Werber für die österreichische Industrie wirken. Über- 
dies dient dieser Export als namhafter Posten für die 
Verbesserung der österreichischen Handelsbilanz. 

Der im Vorjahre aufgenommene Вап neuzeit- 
licher Rotationsmaschinen sichert auch deren 
ziehern die Vorteile inländischer Beschaffung. 

Die gleichnamige Stammfirma in Würzburg hat 
vor allem dureh die Lieferung zahlreicher Zweitouren- 
maschinen den österreichischen Betrieben neue Be- 
weise für die führende Geltung dieser Masehinentype 
erbracht. Ihren Ruf im Rotationsmaschinenbau hat sie 
durch die Vorführung einer sensationellen 96seitigen 
Schnelläufer-Reihen-Rotationsmaschine im Pavillon 
der „Kölnischen Zeitung“ auf der „Pressa-Ausstellung“ 
bewährt. Zahlreiche Österreichische Ausstellungs- 
besucher haben von der Besichtigung dieser Maschine 
die stärksten Eindrücke empfangen. 

Als Vertreter der befreundeten Faber & Schleicher 
Akt. Ges. in Offenbach am Main konnte die Mödlinger 
Firma an der Einführung der neuesten Typen der 
Gummidruckpresse „Roland“ in. Österreieh mitwirken. 
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WOLLERSDORFER WERKE A С. 


führt die 


industrielle Besiedlung des Geländes der ehemaligen Staatsfabriken in Wöllers- 
dorf (bei Wiener Neustadt, а. d. Aspangbahn) durch. 
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Gesamtareal 2,700.000 m”. Mehr als 500 modern und zweckmäßig gebaute Objekte auf einer 
verbauten Fläche von zirka 250.000 m”, darunter Fabrikshallen, Maschinenräume, Lager, Kanzlei- 
gebäude usw. für gewerbliche Zwecke speziell eingerichtet. Eigene Bahnstation. Vollbahnanschlüsse (13 km 
eigenes Vollbahngleis), Rollgeleise (5 km), Fahrstraßen im ganzen Werksgebiet (24:6 km). Zentraler 
Speditionsdienst durch eigene Werksbahn. Anschluß an die Kraftwerke der Niederösterreichischen 
Elektrizitäts-Wirtschafts-A. С. (NEWAG). Eigene Telephonzentrale (Dauerverbindung; mit Wien), Länge 
der eigenen Telephonkabel 45 km, Werksfeuerwehr, Unfallstation, Kasino, Wirtschaftshof, Konsumverein, 
Arbeiterwohnungen, Villenkolonie für ‘Beamte. Zentrale Wasserversorgung (Länge der Hauptwasser- 
leitungsrohre 25 km). 

Die Niederlassung ernster Unternehmungen wird durch die ‚günstigsten Bedingungen gefördert. 
Nach Wahl langjährige Pachtverträge oder Kauf. Alle näheren Auskünfte, Pläne und Besichtigungs- 
bewilligungen durch das i 


Zentralbureau der Wöllersdorfer Werke A. G. 
Wien, Ш., Marxergasse 2. 


„SEMPERIT" 


Österreichisch-Amerikanische Gummiwerke, Aktiengesellschaft 
WIEN, 1., Helferstorferstraße 11/13 


Gummierte Stoffe Asbest- und Asbest- 

Spielbälle $) kautschukwaren 
Gummispielwaren Aufblasbälle, Aufblastiere 

Badegürtel Autobereifungen Fahrradbereifung 


Vereinigte aummiwarenfabriken Wimpassing 


vormals Menier - Ј. N. Reithoffer 


WIMPASSING im Schwarzatale 


Schneeschuhe Galoschen Turnschuhe Badsachuhe 
Marke „WIMPASSING“ 


Badehauben, Gummimäntel Technische Weich- und Hart- 


Hochdruckdichtungs- . gummiwaren Chirur- 
platten gische Gummiwaren 
Hartgummikämme Fußbodenbelag Radiergummi 


Gummi- u. Kabelwerke Josef Reithoffers Söhne 


Aktiengesellschaft 
WIEN, VI., Dreihufeisengasse 9/11 


Technische Gummiwaren Lastwagenbereifungen 


Isolierband Kabel 


Gummi- und Balatawerke „Matador“ 


Aktiengesellschaft 


Bratislava 


Schwammgummiwaren 


Balatariemen Gummiriemen Gummitransportgurten 
Massiv- und Luftkammerreifen Marke „Matador" 
Gummisohlen Hochdruckdichtungsplatten Viktoria-Schuhe 

| Autobereifungen 


Prager Gummifabrik Муѕосапу А. G. 


Муѕосап 


Technische Gummiwaren 


Asbestkautschukwaren 
Hochdruckdichtungsplatten 
Fahrradbereifungen Gummispielwaren 
Motorradreifen Schwammgummibälle 
Gummisohlen Lochbälle 


Gummiknöpfe 
Isolierband „For ever" 
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DIE RINCHOFFER-WERKE 1. ( 


Waggon- und Tender-Fabrik Prag-Smichov 


$ 

Ф 

$ 

Ф 

Ф 

Ф 

Ф 

Ф 

D 

$ 

$ sind aus einer von Franz Ringhoffer im Jahre 1771 
Žin Prag gegründeten Kupferschmiede entstanden. 
$ Mit der Erzeugung von Eisenbahnwagen wurde 
$ in Smichov im Jahre 1852 begonnen. Die Werke, 
$ welche einen Flächenraum von 262.000 m? um- 
$ fassen, können bei Vollbeschäftigung 600 Per- 
; sonen- und Dienstwagen als auch 6000 Lastwagen 
$ jährlich erzeugen. Die Fabrik hat seit ihrem Be- 
$ stande 133.231 Fahrzeuge wie: Salon-, Schlaf-, 
$ Speise-, Personen-, Dienst- und Lastwagen aller 
Systeme, weiters Tender und elektrische Loko- 
R motiven, Straßenbahnwagen und spezielle Fahr- 
g zeuge für Heeresbedarf geliefert. Die Werke haben 
: Lieferungen nicht nur für das Inland, sondern 
$ nahezu in sämtliche europäischen Staaten sowie 
$ nach Ägypten, Algier, Tunis, Anatolien, Indien, 
$ China, Argentinien und Brasilien bewirkt. 


HUN At 


Automobil- und Waggonbau in Kopriunice (Mähren) 


Die Nesselsdorfer Wagenbau-Anstalt wurde im 
Jahre 1853 gegründet und beschäftigte sich zu- 
nächst lediglich mit dem Bau von Straßenwagen. 
Im Jahre 1882 wurde der erste Eisenbahnwagen 
gebaut und im Jahre 1897 wurde mit der Er- 
zeugung von Kraftfahrzeugen begonnen. Die 
Werke mit einem Flächenausmaß von 802.000 m? 
sind imstande, 4400 Eisenbahnwagen und 3000 
bis 4000 Kraftfahrzeuge jährlich zu erzeugen und 
haben insgesamt 150.000 Straßenwagen, 55.000 
Eisenbahnwagen und 8000 Kraftfahrzeuge aller 
Art für Überseeländer geliefert. Die Werke haben 
eine eigene Bauart von Schienen-Autobussen und 
Draisinen, die mit Explosions-Motoren betrieben 
werden, geschaffen, um hiedurch der aus wirt- 
schaftlichen Gründen angestrebten Motorisierung 
der Eisenbahnen entgegenzukommen. 
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Zellulose- und Papierfabriken Brigl und Bergmeister А. G. 
Niklasdorf a. d. Mur. 


Die Zellulose- und Papierfabriken Brigl & Bergmeister 
A. G. wurde im Jahre 1889 als Zellulosefabrik mit zwei 
Kochern (System Mitscherlich) als offene Handelsgesell- 
schaft in Niklasdorf a. d. Mur gegründet. Das Unternehmen 
entwickelte sich zunächst durch Erweiterung der Zellulose- 
fabrik sodann sukzessive auch als Holzschleiferei, Papier- 
fabrik, Kristallsodafabrik und Sägewerk. Im Jahre 1895 
erfolgte bereits der Ausbau der ersten Murwasserkraft als 
elektrische Zentrale mit beiläufig 1000 PS und in Verbin- 
dung damit die Errichtung einer kleinen Holzschleiferei. 
Im Jahre 1906 wurde im unmittelbaren Bereiche der Fabrik 
eine zweite Murgefällsstufe mit beiläufig 3000 PS ausge- 
wertet, und zwar zirka je zur Hälfte als elektrische Zen- 
trale und Großkraftschleiferei. Später kam als Kraftreserve 
eine 1000 PS Gegi:ndruckdampfturbine zur Aufstellung. 
Das Unternehmen verfügt gegenwärtig aus eigenen Kraft- 
quellen über zirka 4000 PS in zwei Murgefällsstufen und 
rund 1000 PS Dampfreserve. Außerdem wurde der An- 
schluß an die Leitung der Steweag ebenfalls als Kraft- 
reserve bewerkstellist. 

Im Jahre 1912 erfolgte die Umwandlung in eine 
Aktiengesellschaft, welcher seither als Präsident der bis- 


herige Führer des Unternehmens, Herr Leonhard Brigl, 
vorsteht. 

Als Produktionsmittel arbeiten gegenwärtig sieben 
Zellulosekocher, zwei Zellstoffentwässerungsmaschinen, vier 
Bleichholländer, eine Papiermaschine samt maschinen- 
breitem Kalander und rotierendem Doppelquerschneider, in 
der Schleiferei zwei Pressenschleifer zu je zirka 500 PS 
und ein Voithscher Stetigschleifer für zirka 1000 PS. Im 
Anschlusse an diese Werke werden, wie oben erwähnt, 
noch eine Kristallsodafabrik und ein Sägewerk mit drei 
Vollgattern und einem Spaltgatter nebst modernen Holz- 
bearbeitungsmaschinen betrieben. 

Die Jahresproduktion beläuft sich zirka auf 2000 Wag- 
gon Zellstoff (gebleicht und ungebleicht), 900 Waggon 
Druekpapier, 700 Waggon Holzstoff und 150 Waggon Kri- 
stallsoda. Das Sägewerk verarbeitet pro Jahr zirka 
30.000 Festmeter Rundholz. Insgesamt beschäftigen die 
Unternehmungen zirka 800 Angestellte und Arbeiter. Alle 
Bauten sind zweckmäßig angeordnet und die Arbeitsstätten 
sind hell und geräumig. Für Beamte und Arbeiter wurden 
in zwölf. großen Häusern und einer Reihe entsprechend 
ausgestatteter Kleinbauten Wohnungen geschaffen. 
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Lloyd Triestino! Cosulich Line 


Die drei Expreßhnien: Expreßlinien nach 


wöchentlich nach: 


Alexandrien { Ägypten) 


wöchentlich nach: 


Griechenland und 
Konstantinopel (Türkei) 


jede vierte Woche nach: 


Bombay (Indien) 


9 7 02 


Nord- und Süd- Amerika 


mit den luxuriösen Motorschiffen 


„SATURNIA“ und 


„VULCANIA“ 


Andere Passagier- und Frachtdienste 
nach: 
Palästina (jede zweite Woche), 


Syrien (wöchentlich), 


x 


Herrliche 
Levante (wöchenthch), 


Ägäisches und Schwarzes Meer (jede 
zweite Woche) und dem 
Fernen Osten (jede vierte Woche) 


Erholungs- und Vergnügungsfahrten 


im Mittelmeer 
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Auskünfte erteilen die. Direktionen der Schiffahrtsgesellschaften in Trieste, sowie die 
eebe, 
General- Agentur in Wien. da Kärntnerring 6 und sämtliche Agenturen. 
SEEN EI EEE a EEE 
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Tripcovich Line 
Regelmäßige Verbindungen zwischen dem 


Adriatischn Meer — West]. Mittelmeer, Spanien und 
Marokko ° 


Auskünfte bei der Direktion in Trieste, sowie bei sämtlichen Agenturen. 
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Neusiedler Aktiengesellschaft 
für Papierfabrikation. 


Einer der großen Industrie-Konzerne in Österreich 
ist jener der Neusiedler Aktiengesellschaft für Papier- 
fabrikation. Dieser Konzern vereinigt in sich neben den 
Fabriken der Neusiedler Aktiengesellschaft in Klein- 
Neusiedl, Franzensthal und Wiener-Herberg, die Fa- 
brikswerke der Aktiengesellschaft der bis zum Jahre 
1869 ärarisch gewesenen Papierfabrik Schlöglmühl in 
Sehlöglmühl, Stuppach, Payerbach und Sehmitzdorf, 
der Theresienthaler Papierfabrik von Ellissen Roeder 
& Co. A. G. in Theresienthal, Hofmühle, Kematen und 
Weißenbach a. d. Enns, die Holzstoff- und Pappenfabrik 
Carl Smrözka und die ehemals 


Schütt, vormals 


Schoeller’sche_ Holzschleiferei und Holzstoffwaren- 
fabrik in Hirschwang. 

Der Ursprung der Neusiedler Aktiengesellschaft, 
beziehungsweise die Gründung der Papierfabrik Klein- 
Neusiedl reicht auf das Jahr 1793 zurück, in welchem 
dem damaligen Merkantilrat und Großhändler Ignaz 
Theodor Pachner Edler von Eggenstorff die behörd- 
liche Bewilligung zum Bau der Fabrik erteilt wurde, 
trotzdem von vielen Seiten, darunter auch von der 
Trattner’schen Papiermühle in Obergassing (das heutige 
Ebergassing) gegen die Errichtung dieser neuen Anlage 
unter Anführung schwerer Bedenken heftig opponiert 
wurde. Die Gegnerin von damals: wurde im Jahre 1865 
im Kaufwege mit dem Neusiedler-Werke vereinigt und 
bildet seitdem ein wertvolles Glied im Kreise der. vom 
Neusiedler Konzern verwalteten Industriewerke. Die 


Vollendung des Baues fällt, wie aus der Inschrift eines 


noch heute im Parke des Neusiedler Werkes befind- 
lichen Obelisken ersichtlich ist, in das Jahr 1797. Nach 
dem Ableben Pachners wurde die Fabrik von seiner 
Witwe und seinem Sohne betrieben bis sie durch Kauf- 
vertrag vom 2. April 1837 in den Besitz des Groß- 
händlers Georg Borekenstein überging, der im Verein 
mit einigen Freunden in Österreich und in der Schweiz 
das Unternehmen in eine Aktiengesellschaft umge- 
staltete, die unter der Firma Aktiengesellschaft der 
Papierfabrik Klein-Neusiedl bis zum Jahre 1870 be- 
stand. Im Jahre 1865 erwarb die Gesellschaft die von 
Reichsritter von 


Hofbuchdrucker Thomas 


in den Jahren 1767 bis 1769 errichtete, 


dem 
Trattnern 
schon früher erwähnte Papierfabrik Franzensthal bei 
Ebergassing. 

Fünf Jahre’ später, 1870, wurde eine Neukonstitu- 
ierung der Gesellschaft unter der gegenwärtigen Firma 
Neusiedler Aktiengesellschaft für Papierfabrikation 
durchgeführt, wobei die im Jahre 1863 von Carl 
Borekenstein, dem Sohne des Gründers der Gesell- 
schaft, errichtete Petersdorfer Papierfabriks A. G. in 
Siebenbürgen mit dem Unternehmen vereinigt wurde. 
Bald nachher, in den Jahren 1873 bis 1875 erfolgte zur 
Erhöhung der Leistungsfähigkeit desselben die Anlage 
einer Haderühalbstoffabrik in Wiener-Herberg a. d. 
Fischa. "Ps 

‚Alm, auch von den wechselnden Konjunkturen des 
Zellulosemarktes möglichst unabhängig zu werden, 


wurde im Jahre 1903 im Wege des Aktientausches die 
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Zellulosefabrik Rattimau des Österreichischen Vereines 
für Zellulosefabrikation dem GEHT der Neu- 
siedler A. С. angegliedert. Weitere Vergrößerungen 
ihres Tätigkeitsgebietes erfuhr dieselbe durch die 
Fusion mit der Aktiengesellschaft der k. k. priv. 
Papierfabrik Schlöglmühl im Jahre 1908, sowie durch 
den Ankauf der Zellstoffabrik Josefihütte bei Plan in 
Böhmen (1911) und der der Familie Piette-Rivage ge- 
hörigen Papier- und Zellulosefabrik in Pilsen (1912), 
ferner durch die Übernahme sämtlicher von der 
Theresienthaler Papierfabrik von Ellissen Roeder & Co. 
A. G. betriebenen Industriewerke in Theresienthal, 
Hilm-Kematen und Weißenbach a. d. Enns (1918), end- 
lich durch die Erwerbung der Holzstofi- & Pappen- 
fabrik Schütt von Carl Smrezka bei Waidhofen a. d. 
Ybbs (1919) und durch den Ankauf des Schoeller’schen 


Fabriksbesitzes in Hirschwang (1920). 


Als eine Folge der nach dem Ende des Welt- 
krieges eingetretenen politischen Gebietsveränderungen 
mußten sowohl die nunmehr innerhalb der Staats- 
grenzen der Tschechoslowakei zu liegen gekommenen 
Fabriken Pilsen, Josefihütte und Rattimau, wie auch 
die in rumänische Machtsphäre gelangte Papierfabrik 
Petersdorf in nationalisierte Unternehmungen umge- 
staltet werden, aus welchen Transaktionen die „Prager 
Neusiedler“ Vereinigte Papier-Zellulose- & Holzstoff- 
fabriken A. б. auf der einen, sowie die Fabrica de 
Hartie Petrifalau Societate Anonima Romana auf der 
anderen Seite entstanden sind. 

Das gesamte Grundareale der im Neusiedler 
Konzern vereinigten österreichischen Fabriken umfaßt 
einen Flächenraum von 428 Hektar, wovon 23 Hektar 
auf Baulichkeiten entfallen. An Dampf- und Wasser- 
kraft, sowie an elektrischer Energie ‚stehen rund 
17.000 HP zur Verfügung. Die maschinelle Einrichtung 
der Fabrikswerke besteht aus 14 Papiermaschinen, 


116 Holländern, 28 Kollergängen, 18 Zellulosekochern, 


36 Entwässerungsmaschinen, 21 Holzschleifapparaten, 
10 Pappenmaschinen, 39 Dampfkesseln, 25 Dampf- 
maschinen, 44 Turbinen, einem Dieselmotor und allen 
sonst nötigen Hilfsmaschinen, wie Querschneidern, 
Kalandern, Liniermaschinen usw. in reicher Anzahl. 

Von, jeher bestrebt, alle Errungenschaften der 
Technik ihren Werken nutzbar zu machen, hat die Ge- 
schäftsleitung der Gesellschaft durch planmäßig fort- 
gesetzte Investitionen an den maschinellen und bau- 
lichen Einrichtungen, sowie an den Apparaturen der 
zum Konzern gehörigen Fabriken dieselben stets auf 
einer Stufe höchstmöglicher Leistungsfähigkeit erhalten 
und damit befähigt, den nicht immer leichten Kon- 
kurrenzkampf auf dem Weltmarkte jederzeit mit Erfolg 
bestehen zu können. 

In den Fabriken der Neusiedler A. G. werden 
Papiere aller Art — von den hochfeinsten Spezial- 
papieren, den feinsten Schreib- und Druckpapieren bis 
zu den billigsten Kommerzsorten — erzeugt, von denen 
speziell zu erwähnen wären: Dokumenten- und Bank- 
notenpapiere, hochfeine und mittelfeine Zeichenpapiere, 
Schreibpapiere in den verschiedensten Qualitäten, Ge- 
schäftsbücherpapiere, geklebte Elfenbeinkartons, Lösch- 
papiere. mit höchster Saugfähigkeit, Konzeptpapiere, 
Briefumschlagpapiere, Rotationsdruck-, Kunstdruck-Er- 
satzpapiere, sowie Spezial-Druckpapiere für Offset- 
druck, für Kupferdruck, für Tiefdruck, für Land- 
karten-, für Notendruck, für Werkdruck, für Licht- 
druck, für Autotypien, ferner Packpapier aus Natron- 
zellulose, Faltschachtel- und Fahrkartenkartons, Duplex- 
und Triplexkartons, Chromoersatzkartons, weiß und 
färbig gedeckt, Wellpappe usw. usw. 

Die Neusiedler A. G. besitzt Niederlagen und Ver- 
tretungen in Budapest, Lemberg, Agram, Belgrad, 
Triest, Hamburg, Paris, London, Sofia, Konstantinopel, 
Kairo, Smyrna, Tunis, Beirut, New York, Buenos- 


Aires und in Rio de Janeiro. 


— 885 — 


WALDHEIM- 
EBERLE 
AG. 


Der Ursprung dieser unter den graphischen Unternehmungen führen- 
den Gesellschaft geht auf viele Jahrzehnte zurück. Sie entstand 
durch die Zusammenlegung der schon um 1850 herum bekannten 
Waldheim’schen Druckerei mit der Stein- und Musikaliendruckerei 
Josef Eberle & Co. und wird seit dem Jahre 1892 als Aktiengesell- 
schaft geführt. Nach wechselnden Schicksalen wurde die Aktienmajorität 
im Jahre 1924 durch den Verlag Ullstein A. G., Berlin, erworben. Da- 
durch war der Firma, die insbesondere in der Zeit nach dem Kriege 
Krisen durchzumachen hatte, Stabilität gegeben. 

Das Fabriksgebäude besteht aus den Häusern Seidengasse 3, 5, 7, 
9, 11 und Andreasgasse 17, in deren Räumen die Buch-, Stein- und 
Offsetdruckerei, ferner die Notenstecherei untergebracht sind. Die 
Rotationsanlage enthält A Rotationsmaschinen mit einer automatischen 
Plattengußanlage, die Wertpapierabteilung verfügt über die modernsten 
Guillochiermaschinen, die Zahl der Linotype-Setzmaschinen beträgt 14, 
im Druckmaschinensaal laufen 47 Schnellpressen. In letzter Zeit erfuhr 
die Leistungsfähigkeit des Unternehmens eine außerordentliche Steige- 
rung durch die Aufstellung einer Lithotex-Printex-Anlage, die mit einem 
Monopol für Österreich verbunden ist und deren es auf dem europäi- 
schen Kontinent nur ganz wenige gibt. Daneben verfügt das Haus über 
eine gut eingerichtete Buchbinderei, eine Stereotypie- und Galvano- 


plastikabteilung. 

Die Produktionszweige der Gesellschaft sind: Werkdruck, Katalog- 
druck, Herstellung von Telephon- und Adreßbüchern, Fahrplänen, 
Zeitungen und Zeitschriften; Mehrfarben-Kunstdruck, Stein-, Zink-, 
Offsetdruck, Autographie, Notenstich und -druck, insbesondere Mode- 
bilderherstellung und Wertpapierfabrikation. 

Auf vielen Gebieten der graphischen Künste steht die Waldheim- 
Eberle A.G. an der Spitze der inländischen Unternehmungen. Ihr vor- 
züglicher Ruf beruht auf der großen Kapazität und auf der allgemein 
anerkannten Qualitätsarbeit in Werk- und Kunstdruck. 

Das Unternehmen beschäftigt zirka 60 Beamte und 550 Arbeiter. 

Im Jahre 1927 wurden 2,286.000 kg Papier verdruckt, was einem 
Tagesverbrauch von mehr als 7000 kg entspricht. 


WIEN 
VII. BEZ. 
SEIDENG. 3-11 
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e Automobilfabrikatio 


Die Steyr-Werke aus der Vogelperspektive 


Es sind heute zehn Jahre һәг, daß die damalige Öster- 
reichische Waffenfabriks-Gesellschatt, jetzt Steyr-Werke A. G., 
die Kraftwagenerzeugung nach amerikanischem Vorbild in 
ihr Fabrikationsprogramm aufgenommen hat. 

In Steyr waren die wichtigsten Vorbedingungen, näm- 
lich ein großes Werk und eine in Präzisionsarbeit speziali- 
sierte Belegschaft, Der rechtzeitige Entschluß, 
die Kraftwagenerzeugung aufzunehmen, hat der Steyr-Werke 
Аб Die 
vollständige Lahmlegung der Kriegswaffenerzeugung durch 


vorhanden. 


die Übergangswirtschaft wesentlich erleichtert. 
die Friedensverträge hat das Werk nicht überrascht, da die 
Werkstätten schon früher zur serienmäßigen Erzeugung des 
Kraftwagens übergegangen waren; bereits im März 1920 be- 
gann die regelmäßige Lieferung. 

Nicht allein der Name Steyr als Qualitätsmarke, vor 
allem die wirkliche Hochwertigkeit des neuen Erzeugnisses 
sicherten rasch dessen Verbreitung, und bereits im Schwaben- 
bererennen, Oktober 1920, erzielte die Marke Steyr mit den 
beteiligten drei Wagen sechs Preise, 
das 


Die Schwierigkeiten der Übergangszeit zwangen 


Werk, sich vor allem von den Lieferanten tunlichst unab- 
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hängig zu machen. Heute erzeugen die Steyr-Werke alle 
Wagenteile und die Karosserien selbst und sind nur im Bezug 
gewisser Nebenapparate: des Vergasers, der elektrischen Ein- 
richtung, mit Ausschluß der Batterien, die ebenfalls in einer 
Abteilung des Werkes hergestellt werden, und schließlich der 
Bereifung, auf fremde Lieferung angewiesen. 

Der notwendige Edelstahl wird als Rohmaterial von den 
Steirischen Gußstahlwerken, vormals Danner & Co., Juden- 
burg, geliefert, Aus diesem Werk stammen auch die fertigen 
Wasenfedern, schließlich verschiedene für die Fabrikation not- 
wendige Schmiedestücke. 

Die Verarbeitung der Rohstoffe erfolgt in Steyr; sogar 
die schwierig herzustellenden Rahmenteile werden hier er- 
zeugt: zum Beispiel ist für die Rahmenlängsträger eine 
600-t-Presse, daneben sind kleinere hydraulische Pressen für 
die Fertigstellung der Querträger im Werk vorhanden. 

Von großem Vorteil erwies sich die Einrichtung einer 
eigenen Gießerei, mit der das Steyr-Werk als Automobilfirma 
vereinzelt dasteht. Die Gießerei ist im Jahre 1920 erbaut wor- 
den und versorgt seither das Werk mit Aluminium- und Grau- 


guß sowie Metall- und Weißguß. 


Es ist natürlich, daß ein brauchbarer Kraftwagentyp 
nicht etwa im Konstruktionsbureau allein entstehen kann. 
Vielmehr ist eine eigene Versuchsbauabteilung notwandig, 
welche die Entwürfe vom Standpunkt ihrer praktischen Er- 
fahrungen auf der Rennbahn beurteilt und Neukonstruk- 
tionen, bevor sie serienreif erklärt werden, erst in Tausenden 
von Fahrkilometern erprobt. 

Die Steyr-Werke haben auch eine intensiv arbeitende 
Werkschule eingerichtet, die für tüchtigen Nachwuchs sorgt. 
Großangelegte Arbeiterkolonien und Beamtenhäuser tragen 
den mißlichen Wohnungsverhältnissen einer kleinen Fabriks- 
stadt voll Rechnung, 

Im Verlaufe des letzten Jahrzehnts hat die Steyr- 
Werke A. G. auf die Automobilerzeugung, die auch die 
serienmäßige Herstellung der Karosserien umfaßt, das Haupt- 
gewicht gelegt; 60% des Absatzes entfallen auf den Export. 
Im Ausland steht der Gesellschaft eine weitverzweigte Ver- 
kaufsorganisation zur Verfügung. Die Waffenproduktion be- 
steht gegenwärtig in der Herstellung der hochwertigen, welt- 
berühmten Steyr-Jagd- und Luxuswaffen, Auch die Fahrrad-, 
Kugel- und Rollenlager- sowie die Akkumwulatorenerzeugung 
bilden eigene Werkabteilungen. 

Um dem Leser eine Vorstellung von der Größe und Be- 
deutung der Werkanlagen zu geben, mögen folgende Daten 
unsere Schilderung beschließen; 

Die Gsamtlänge aller Werkobjekte, jedes an sich ein 
selbständiges Fabriksgebäude, beträgt ungefähr 10 Kilometer. 
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TEPPICHHAUS ORENDI 


Wien, l., Rotenturmstraße 20 — Filiale: XIII., Linzerstraße 60 
Telephone: R-29-5-10 Serie, В - 34-0-88 


Leitsatz: Größte Fürsorglichkeit für unsere p. t. Kunden. 


Lager: Teppiche, Decken, Vorhänge, Möbelstoffe, Kokos, Linoleum, 
Wachstuch in tausenden Mustern und Farbstellungen, 


Waren: Das Schönste und Beste, vom Billigsten bis zum Kostbarsten, 
was Erzeugung und Anbot jeweils bieten, in reichster Auswahl. 


Preise: Niederste Festpreise, an jedem Warenstücke offen sichtbar, mit 
dem Ziele: Kleinste Preise, größter Umsatz. 


Teppichklinik: Aufbewahrung, Reparatur und Reinigung von Teppichen 
zu entgegenkommendsten Preisen. 


70jähriger Bestand 
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Die Gesamtfläche des Werkes umfaßt 15 Millionen Quadrat- 
meter, 80 Fabriksgebäude bedecken eine Baufläche von 
284.440 Quadratmeter, Das Werk besitzt 12.000  Arbeits- 
maschinen. Die Kraftzentrale leistet 15.000 PS. 

Das Werk beschäftigt mit seinen Konzernunternehmun- 
gen 9000 Arbeiter, wodurch ungefähr 27.000 Menschen Lebens- 
unterhalt geboten wird, 


Das Erzeugungsprogramm für Automobile umfaßt in der 
Hauptsache zwei Typen von Personenwagen, und zwar den 
in kurzer Zeit ungewöhnlich beliebt gewordenen 6/30-PS- 
Sechszylinder, Typ ХП, und den großen Reisewagen, 
15/70-PS-Sechszylinder, Typ XVI, Beide Typen werden in den 
modernsten offenen und geschlossenen Bauarten geliefert. 
Diesen Typen schließt sich im Spätfrühjahr der Typ XX, ein 
8/40-PS-Zweiliter-Sechszylinder, als Neuheit an, 

Für besonders sportlich eingestellte Interessenten wird 
in kleinen Serien ein 5-Liter-Sportwagen von 19/145-PS- 
Leistung erzeugt, der durch seine in zahlreichen Konkurren- 
zen bewiesene hohe Schnelligkeit seinen Besitzern die Ge- 
währ bietet, an automobilistischen Wettbewerben mit den 
besten Siegesaussichten teilzunehmen. 

Zwei Lastwagentypen für 1 und 3 Tonnen Nutzlast ver- 
vollständigen das Fabrikationsprogramm. Diese Schnellast- 
wagen sind sowohl für den Warentransport als auch für 
Omnibuszwecke in allen üblichen Arten des Wagenaufbaues 
lieferbar, 
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der alten Monarchie zu einer völli- 


Elbemühl Papierfahriken und graphische industrie A. 6. 


Die Gründung .der Gesellschaft 
unter der Firma „Elbemühl Papier- 
fabriks- und Verlags-Gesellschaft“ fällt 
in das Krisenjahr 1873. Die Gesell- 
schaft erwarb die Papierfabriken in 
Arnau, mit der sogenannten „Alten 
und neuen Mühle“, in Gutsmuths, so- 
wie die Holzschleiferei in Mönchsdorf 
von der Firma Franz Lorenz’ Söhne in 
Arnau und den im eigenen Hause, Wien, 
I., Wollzeile 17, untergebrachten Verlag 
des offiziösen „Fremden-Blatt‘“ — be- 
kanntlich das Lieblingsblatt des Kai- 
sers Franz Josef — von Gustav Frei- 
herrn von Heine-Geldern. Das Aktien- 
kapital betrug 3,000.000 Gulden, zer- 
legt in 30.000 Stück Aktien а 100 Gul- 
den, von welchen im Jahre 1875 3000 
Stück von der Gesellschaft zurück- 
gekauft und dadurch das Aktienkapital 
auf 2,700.000 Gulden reduziert wurde. 

Die Fabriken wurden sukzessive 
ausgebaut, der Druckerei des ‚„Frem- 
den-Blatt“ Ende der Achtzigerjahre eine Akzidenzdruckerei, 
welche sich zunächst hauptsächlich mit der Herstellung 
der Drucksorten für die Hoftheater 'befaßte, unter dem 
Titel „К. k. Hoftheater-Druckerei“ angegliedert. 

Im Herbst 1896 wurde die „vormals Johann Blum’sche 
k. k. priv. St. Pöltener Papierfabrik“ in Ober-Wagram bei 
St. Pölten käuflich erworben. Die Fabrik erzeugte haupt- 
sächlich luftgetrocknete und einseitig glatte Zeilulose- 
papiere. Die vorhandene maschinelle Einrichtung wurde 


wesentlich verbessert. 

Im Jahre 1905 hat die Gesellschaft unter gleich- 
zeitigem Ankauf des Hauses, Wien, I., Grünangergasse 2, 
die Tagesblätter „Ilustriertes Wiener Extrablatt“, „Wiener 
Allgemeine Zeitung“ und „Wiener Mittagszeitung‘“ erworben. 
Im Jahre 1910 kaufte die Gesellschaft die Wilhelm Fun- 
dulus’sche Papier- und Holzstoffabrik in Okrischko in Mäh- 
ren mit vier Papiermaschinen und wandelte unter Mitwir- 
kung der Allgemeinen Verkehrsbank das erworbene Unter- 
nehmen in eine eigene Aktiengesellschaft unter dem Titel 
‚Österreichische Aktiengesellschaft für Papierindustrie“ um. 
Nach dem Zusammenbruch der alten Monarchie im 
Jahre 1918 hatte das „Fremden-Blatt“ als offiziöses Blatt 
seine Existenzberechtigung verloren und schon im Jahre 
1919 mußte das Blätt infolge ständiger Verminderung der 
Auflage aufgelassen werden. 3 

Der Umstand, daß — mit Ausnahme der St. Pöltener 
Papierfabrik und der Hoftheaterdruckerei — alle übrigen 
Unternehmungen der „Elbemühl“ in der Tschechoslowakei 
gelegen waren, führte nach dem Umsturz und dem Zerfall 


Grünangergasse 


gen Umwandlung der aktienrechtlichen 
Verhältnisse der Gesellschaft. Zufolge 
der von der tschechischen Resierung 
angeordneten Nostrifikation der in 
Böhmen und Mähren gelegenen Fa- 
briksunternehmungen wurden die Fa- 
briken in Arnau, Gutsmuths und 
Mönchsdorf, sowie in Holoubkau an 
die nunmehr in der Tischechoslowakei 
nostrifizierte „Österreichische Aktien- 
gesellschaft für Papierindustrie“ ver- 
kauft, deren Firma dann in „Vereinigte 
Papier- und Holzstoffabriken der Pra- 
сег „Elbemühl“ geändert wurde. Die 
hiedurch in ihrem Umfang wesentlich 
reduzierte Österreichische „Elbemühl“ 
stand infolgedessen vor der Notwen- 
digkeit — wollte sie sich ihre einstige 
Bedeutung erhalten — ihren Betrieb 
wesentlich zu erweitern und auf neue 
Grundlage zu stellen. Ihre wesentlich- 
sten Produktionszweige waren Druck- 
und Papierindustrie und auf dieser Basis galt es, in der 
Folge ein im wesentlichen ganz neues Unternehmen auf- 
zurichten. 


Zunächst wurden von (der Welser Papierfabriks-Ge- 
sellschaft m. b. H. in Wels, an welcher die „Elbemühl“ ur- 
sprünglich mit 10 Prozent beteiligt war, sukzessive sämt- 
liche Anteile erworben und sodann dieses Werk von Grund 
auf neu ausgestaltet. Es wurden die übernommenen zwei 
Papiermaschinen vollständig umgebaut, hiebei die Naß- und 
Trockenpartien der Maschinen erweitert, eine Anzahl 
moderner Bleich- und Ganzzeugholländer aufgestellt und da- 
durch die Produktion der Papiermaschinen auf das Doppelte 
gesteigert. Sowohl in der Papierfabrik in Wels, als auch in der 
ihr angegliederten Holzstoffabrik in Pollham bei Wels, wur- 
den neue Turbinen gebaut, neue Fertigmachmaschinen, wie 
Satinierkalander, eine moderne Doppelquerschneidemaschine 
zum gleichzeitigen Schneiden von zweierlei verschieden 
langen Formaten, Schnellroller für die Wiekelung von 
Rotations-Ilustrationsdruckpapieren usw. angeschafft, neue 
Papiersäle und Arbeiterwohnhäuser gebaut, endlich in der 
Welser Fabrik selbst eine neue große Holzschleiferei mit 
elektrisch betriebenen Großkraftschleifern eingerichtet und 
die Holzstoffabrik in Pollham, welche mit Wasserkraft 
betrieben wird, durchwegs mit modernen Maschinen ver- 
sehen. 


Dank der in jeder Beziehung ganz modernen Betriebs- 
anlagen ist die Welser Fabrik heute in der Lage, sämtliche 
gangbaren Papiersorten rationell herzustellen. Als Spezial- 
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sorten erzeugt sie Pergamentpapierersatz- und Kunstdruck- 
ersatzpapiere. 

Waren auch mit der Schaffung einer leistungsfähigen 
Papierfabrik die Bemühungen der „Elbemühl“, den Weg- 
fall der tschechischen Fabriken möglichst wettzumachen, 
von Erfolg gekrönt, konnte man sich damit nicht zufrieden- 
кереп. Bei den unsicheren Absatzverhältnissen und mit 
Rücksicht auf die notwendige Rationalisierung der Papier- 
industrie, deren Hauptziel es ist, die Fabrikation auf be- 
stimmte Sorten mit dauerndem Absatz einzustellen, war die 
Leitung bestrebt, in der papierverarbeitenden 
Industrie festen Fuß zu fassen und sich damit einen 
sicheren und ständigen Abnehmerkreis zu schaffen. Im 
Jahre 1924 wurde der entscheidende Schritt in dieser Rich- 
tung getan, indem die „Elbemühl“ sich mit dem größten 
Druckereiunternehmen Österreichs, der „Gesellschaft für 
graphische Industrie“ fusionierte, die aus den Druckerei- 
betrieben, Wien, II., Rüdengasse 11, Wien, VI., Gumpen- 
dorferstraße 87, und der Papierkonfektion, Wien, I., Roten- 
sterngasse 25, bestand, Betriebe, die mit erstklassigen 
maschinellen Einrichtungen für alle Reproduktionsver- 
fahren, wie Tiefdruck (Rotations- und Flachdruck), Ofiset-, 
Buchdruck usw. versehen waren und vier große eigene 
"abrikshäuser besaßen. Durch diese Angliederung war die 
„Elbemühl“ mit emem Schlage in die vorderste Reihe der 
Papier- und Druckindustrie gerückt, hat sie ihrer Produk- 
tion in eigenen Betrieben ein wichtiges Absatzgebiet er: 
schlossen und den Vertikalaufbau — vom Holz bis zum 
fertigen Druckwerk — vollendet. 

Die „Elbemühl‘“ besteht nunmehr aus: der Papier- 
fabrik in Wels mit der Holzschleiferei in Pollham, der 
Papierfabrik in Ober-Wagram bei St. Pölten mit der Holz- 
schleiferei‘ Feldmühle bei Pottenbrunn, der Druckerei, 
Wien, HI., Rüdengasse 11, der Druckerei, Wien, VI., Gum- 
pendorferstraße 87, der Druckerei, Wien, IX., Berggasse 31, 


und. der Papierkonfektion, Wien, II., Rotensterngasse 25; 
ferner besitzt die Gesellschaft in Wien sieben große Häuser, 
in welchen die gesellschaftlichen Betriebe untergebracht 
sind. 

Die Voraussetzungen für eine weitgehende Entwick- 
Jung des Unternehmens sind sohin gegeben. Allein 
die Technik hat, wie auf allen Gebieten, auch in der Pa- 
pierfabrikation und dem Druckereigewerbe ganz enorme 
Fortschritte gemacht. Sie hat Dampf- und Kraftanlagen, 
Papiermaschinen und alle zur Papierfabrikation und zur 
Druckerei gehörigen technischen Einrichtungen mit we- 
sentlich erhöhter Leistungsfähigkeit geschaffen, ferner 
elektrische Anlagen, die die Kosten des elektrischen Stro- 
mes verbilligten, und Einrichtungen, die den Gütertrans- 
port ganz bedeutend verbessert haben. 

Die fortschreitende Technik hat natürlich es notwendig 
gemacht, in der „Elbemühl‘“ Investitionen vorzunehmen. Sie 
wird. diese Investitionen auch fortsetzen müssen, weil man 
auch in Zukunft ohne Neuinvestitionen das Auslangen zu 
finden. gewiß nicht in der Lage sein wird. 

Diese Einführung neuer Maschinen und die Erwer- 
bung neuzeitlicher Erfindungen in der Technik im Rahmen 
des Bestehenden, ohne Störung der laufenden Arbeit, unter 
Anpassung an den lebenden Organismus, ist eine der vor- 
nehmsten Aufgaben der technischen Leitung. 

Die Durchführung all dieser vorerwähnten weit- 
reichenden Transaktionen hat auch finanztechnisch und 
aktienrechtlich ihren Ausdruck in dem nunmehr auch 
durch die Goldbilanz verankerten Aktienkapital der Ge- 
sellschaft gefunden, welches sich auf 3,075.000 Schilling, 
zerlegt in 102.500 Stammaktien & 10 Schilling und 205.000 
Prioritätsaktien à 10 Schilling, beläuft. 

Im nachstehenden sei nunmehr eine kurze Übersicht 
über die einzelnen Betriebe gegeben. 


Die Wiener Druckereibetriebe der „Elbemühl“. 


Die „Elbemühl“ hat auf graphischem Gebiete in 
der Nachkriegszeit eine Entwicklung gezeigt, die überall 
berechtigte Anerkennung gefunden hat. Stets war sie sich 
der Notwendigkeit bewußt, quantitativ und insbesondere 
qualitativ leistungsfähig zu bleiben, indem sie technisch 
nieht nur auf der Höhe, sondern auch stets führend blieb. 

Als der Offsetdruck in Europa seinen Eingang fand, 
war es der Betrieb VI der „Elbemühl“ in der Gumpen- 
dorferstraße, der in Österreich die ersten Offsetmaschinen 
zur Aufstellung brachte, dieses neue, epochale Verfahren 
mit Erfolg ausübte und pflegte; und als der Tiefdruck be- 
gann und die überhaupt ersten großen Rotationstiefdruck- 
maschinen gebaut wurden, stand іе zweite Maschine 
Europas schon im Jahre 1913 im Betriebe III (Rüdengasse) 
dieser Gesellschaft. Diese beiden, gewaltige neue Errungen- 


schaften der modernen Graphik bedeutenden Zweige wur- 
den mit allen hiezu notwendigen Apparaturen und Hilfs- 
maschinen reichlich ausgestattet, um die photomechanischen 
Reproduktionsverfahren, die Zukunft der graphischen Indu- 
strie, nicht nur vom Beginne an selbst auszuüben, sondern 
aus ihnen auch praktische Vorteile zu ziehen. Dadurch ist 
es der „Elbemühl“ möglich, stets eine führende Rolle hin- 
sichtlich Qualität, Quantität und Preise zu behaupten. 

Auch die Rationalisierung der Betriebe kommt bei der 
„Elbemühl“ voll zur Auswirkung, obwohl die einzelnen 
Betriebe räumlich getrennt sind. Jeder dieser Betriebe hat 
seinen speziellen Wirkungskreis, jedoch derart, daß alle 
Betriebe sich zu einem Ganzen ergänzen. 

Die .„Elbemühl“ besitzt in Wien drei graphische 
Betriebe und eine Papierkonfektion. 
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Der Betrieb, III., Rüdengasse 11, im eigenen, zu diesem 
Zwecke gebauten Fabriksgebäude, "befaßt sich hauptsäch- 
lich mit Tiefdruck, sowohl für feinste Qualitätsarbeiten 
in Ein- auch für Zeitungen, 
Kataloge usw. als Massenauflagen in Tiefdruck. Verbunden 


und Mehrfarbendruck, als 
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Rüdengasse 


damit ist die gut eingerichtete Buchdruckerei, spezialisiert 
für Ein- und Zweifarben-Ilustrations-Rotations-Buchdruck, 
sowie die eigene Klischeeanstalt. Die Spezialisierung in 
Kupfertiefdruck bedingt besondere Einrichtungen zur Her- 
stellung von Kupferwalzen (eine galvanoplastische Anlage 
und eine eigenartige Schleiferei) und auch in dieser Bezie- 
hung ist die Gesellschaft mustergültig eingerichtet. Das 
große photographische Atelier des Betriebes dient auch 
der Herstellung von Buchdruck-Klischees, die hier für die 
gesamten Betriebe der „Elbemühl“ erzeugt werden. 

Eine große Kalenderabteilung, langfristige Verträge 
mit großen Zeitschriften, wie „Das interessante Blatt“, 
„Wiener Bilder“, „Radio-Welt“ usw., sowie große Export- 
arbeiten, insbesondere Zeitschriften und Kataloge in Kupfer- 
tiefdruck, geben dem Betriebe II dauernde und lohnende 
Beschäftigung. 

Dasselbe ist auch vom Betriebe VI in der Gumpen- 
dorferstraße 87, gleichfalls im eigenen Hause, zu sagen. 
Hier ist es die Offsetabteilung, welche dem Betriebe sein 
eigenes Gepräge gibt. 

Insbesondere die Farbenarbeiten in Offsetausführung, 
die hier in photomechanischer Manier hergestellt werden 
und deren Entwürfe meist aus dem eigenen, künstlerisch 
geleiteten TZeichenatelier hervorgehen, zeigen dem Konsu- 
menten, daß hier nicht nur alle modernen technischen Be- 
helfe und Vorbedingungen für solche Leistungen gegeben 
sind, sondern daß auch ein gut eingeschultes technisches 
Personal am Werke ist. Auch der großen Buch- und Kunst- 
druckerei des Betriebes entstammen nur wahrhaft gute Ar- 
beiten. Es sind erstklassige Qualitätsarbeiten, die allseits, 
im In- und Auslande, stets größte Anerkennung finden. 
Reklame- und Propagandadrucksorten, weiters Aktien und 
Wertpapiere sind Produkte dieses Unternehmens, die sich 


durch Originalität und Qualität auszeichnen und darum sich 
überall Ansehen und Anerkennung verschaffen. Aber auch 
Plakate, Packungen, Kataloge, Werkdruck, Drucksachen 
aller Art in Ein- und Mehrfarbendruck finden hier aufmerk- 
samste Pflege. Die hohe erstklassige Einrichtung dieses 
Betriebes setzt ihn eben in die Lage, diese Leistungen zu 
vollbringen. 

Der Betrieb im IX. Bezirk, Berggasse 31 (Hoftbeater- 
druckerei), ist altrenommiert und durch seine Tradition weit 
bekannt. Wie der Name des Betriebes bereits sagt, ist er 
Lieferant der Bundes- und der meisten Privatbühnen, die 
er auch unter schwierigen Umständen verläßlich bedient. 


-Er wußte sich aber im Laufe der Zeit durch die sehr exakte 


Ausführung aller Buchdruckarbeiten einen Ruf zu ver: 
schaffen, der ihm einen großen, ständigen Kundenkreis 
sicherte. So wurden diesem Betriebe sehr zahlreiche Zeitun- 
gen und Zeitschriften zur Herstellung übertragen, deren 
Besteller das Vertrauen, das sie der Hoftheaterdruckerei ent- 
gegenbrachten, eben bei jeder Erscheinung gerechtfertigt 
sehen. Der Betrieb selbst ist ausschließlich für Buchdruck 
eingerichtet. Die günstige Lage des Betriebes ist seinem 
steten Prosperieren förderlich. 

So sind diese drei Betriebe der „Elbemühl“ in der Lage, 
auf allen Gebieten der Graphik, infolge ihrer umfassenden 
und hervorragend modernen Einrichtung, allen und auch 
den größten Anforderungen privater und staatlicher Kon- 
sumenten voll und ganz nachzukommen. 

Die Ergänzung 
der graphischen 
Betriebe bildet 
der Betrieb II, die 
Papierkonfektion, 
1; Rotenstern- 
gasse 25 und 
Odeongasse 8. In 
diesen Häusern 
hatte der Ge- 
schäftsvorgänger 
M. Munk 
weltberühmte Pa- 
pierkonfektion be- 
trieben, 
nun im Eigentum 
der „Elbemühl“, 
die Häuser und 
Betrieb käuflich | | | 
erworben hat, in en 


seine 


welche, 


den alten Tradi- Wu... De 
tionen den 
bewährten Metho- 
den fortgeführt wird und in letzter Zeit durch einige bau- 


und Gumpendorferstraße 


liche Veränderungen der Betriebsräume erweitert worden 
ist. Die vornehmste Papierkassette, sowie die feinste Pa- 
pierkonfektion jeder Art zu wohlfeilem Preise, wird hier 
erzeugt und findet guten Absatz im In- und Auslande. 
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Um ihr Arbeitsprogramm durchzuführen und ihre aner- 
kannte Leistungsfähigkeit zu erhalten, war es für die 
„Elbemühl‘“ notwendig, einen stets auf der Höhe der mo- 
dernen Technik stehenden Maschinenpark zu erhalten und 
auch die dazu notwendigen Hilfsmaschinen in genügender 
Menge und Anzahl in den Dienst der Produktion zu stellen. 
Es würde hier zu weit führen, sämtliche Haupt- und Hilfs- 
maschinen dieser Betriebe anzuführen; es sollen nur, um 
einen knappen Überblick zu geben, die allerwichtigsten der 
verwendeten Maschinentypen angeführt werden: 

Die Buchdruckabteilungen umfassen: 2 T- 
und Zweifarben- 
druck, 3 Zeitungs- 
Rotationsmaschi- 
nen, 30 große Buch- 


lustrations-Rotationsmaschinen für Ein- 


druckschnellpres- 
sen und 26 kleine 
Drucekpressen. 
Setzmaschinen 
reichhal- 
Schriften- 


11 
und ein 
tiges 


"cl, 


material von 
15 Waggons 


modernsten. 


der 
Let- 
tern dienen der 
Herstellung 
Satzes. Als Hilfs- 


die- 


des 


abteilungen 
nen die Stereoty- 


pie- und Vernick- 


lungsanlagen, ins- 
dem 


besondere 
Rotationsdruck. 

Die Offsetabteilung umfaßt 9 moderne Offset- 
kleinsten bis zum größten Format, 


Berggasse 


schnellpressen vom 


darunter einzelne Maschinen, welche zwei 


Farben in einem Arbeitsgange herstellen. Ein großes photo- 


gleichzeitige 


graphisches Atelier mit modernen Reproduktionskameras 
für photographische Aufnahmen bis zum Format 70 X 100 
Zentimeter, Kopieranlagen, Zinkschleifereien, die große 
Umdruck- 10 Umdruck- 
2 Kupferdruckhandpressen vervollständigen diese ausge- 


und Andruckanlage mit und 
zeichnet eingerichtete Abteilung. 

Von früher her ist noch eine Steindruckerei bei der 
Offsetabteilung verblieben, welche zwei Steindruckschnell- 
pressen umfaßt. Zirka 8000 Lithographiesteine, enthaltend 
unzählige Gravuren für den großen Kundenkreis, stehen 
in den Steinmagazinen. 

Der Tiefdruck grobe Tiefdruck- 
Rotationsmaschinen mit veränderlichen Falzapparaten für 
alle Formate und Plano-Ausgang, ferner 3 Tiefdruck-Schnell- 


umfaßt: 


> 
á 
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pressen für den Druck von Bogen. Die dazugehörige Repro- 
duktionsabteilung umfaßt ein photographisches Atelier mit 
5 Kameras größten Formats, eine Retouchierabteilung, die 
Kopiatur und die Ätzerei. Die Kupferwalzen werden in der 
eigenen galvanischen Anstalt aufgekupfert und in der 
dazugehörigen Kupferfeinschleiferei für die Ätzungen vorbe- 
reitet. 

Zur Fertigstellung der Drucksorten dienen die großen 
Buchbindereien mit 14 Schnellschneide- 
maschinen, 16 Drahtheftmaschinen, 8 Buchheftmaschinen, 
zahlreichen Perforier-, 


automatischen 


6 automatischen Falzapparaten, 
Ritz- und Rillenmaschinen und allen zur Buchbinderei sonst 
notwendigen Hilfs- 


maschinen. 


Р 


In der Papier- 
konfektion 
stehen: 10 sroße 
Kuvertmaschinen 


mit entsprechen- 


den Stanzmasch'- 
nen, alle mögli- 
chen Hilfsmaschi- 


nen, wie Vereol- 
derpressen, Spin- 
delpressen, Ecken- 
stanzmaschinen, 
Kar- 
Prä- 


Jack, 


Balanciers, 
tonscheren, 
gepressen, 

pressen 


usw., SO- 


wie eine eigene 
Kartonnage- 
anstalt, 


cher die zur Adjustierung notwendigen Kartonnagen her- 


Rotensterngasse 
in wel- 


gestellt werden. 


Sämtliche Maschinen werden elektromotorisch þe- 
trieben, und zwar durch Einzelantrieb, so daß jede Maschine 
dieses großen Betriebes ganz selbständig bewegt werden 
kann. Hiezu dienen 220 Motore und 3 Dynamomaschinen 
mit zirka 600 Pferdekräften. 500 Arbeiter (beim geringsten 
Arbeiterstande) und zirka 60 technische und kommerzielle 


Beamte sind in den Wiener Betrieben tätie. 


Auch in hygienischer Beziehung ist in allen Betrieben 
das Möglichste vorgesorgt, die Beleuchung ist überall 
elektrisch, die Heizung eine zentrale. Garderoben und 
Waschräume in genügender Anzahl stehen dem gesamten 
Personal zur Verfügung, 

Diese vorstehenden knappen Angaben sollen nur einen 
kleinen Einblick in die großen modernen Reproduktions- 
stätten der Wiener Betriebe der „Elbemühl“ geben. 


Die Papierfabriken der „Elbemühl“ in Wels und St. Pölten. 


Die Welser 
größeren Umfanges; sie gehört heute, nachdem geräumige 


Papierfabrik ist eine Anlage 


und lichte Betriebsstätten zugebaut, neue Maschinen auf- 
gestellt worden sind und der Bau einer erweiterten Dampf- 
und Kraftanlage bereits der Vollendung nahe ist, zu den 
modernst eingerichteten Fabriken Österreichs. 

In den Vierzigerjahren des vorigen Jahrhunderts von 
den Herren Stützer und Würtz erbaut, befaßte sie sich bis 
zum Jahre 1866, in welchem die erste Papiermaschine auf- 
gestellt wurde, mit der Herstellung von handgeschöpftem 
Papier. Nach Inbetriebnahme der Papiermaschine betrug 
die Jahresproduktion 75 Waggons. 

Nachdem die zweimal ihren Besitzer 
gewechselt hatte, ist sie seit dem Jahre 1920 sukzes- 
sive Ankauf sämtlicher Anteile zur 
Gänze in den Besitz der „Elbemühl“ übergegangen. In 
diesem Jahre kam eine zweite Papiermaschine hinzu, die 
von der Firma J. M. Voith, St. Pölten, aufgestellt wurde. 
Seither ist dauernd an der Modernisierung der Anlage ge- 


Papierfabrik 


dureh allmählichen 


arbeitet worden. 

Die alte Papiermaschine wurde zum größten Teil voll- 
ständig abgetragen und von der Firma Voith umgebaut und 
neu aufgestellt; ebenso wurden die Naß- und Trockenpartie 
der zweiten Papiermaschine immer mehr verlängert. Dann 
kamen neue Maschinen hinzu: große moderne Holländer, 
eine Zellulosebleicherei und Entwässerungsmaschine, mäch- 
tige Holzschleifapparate, maschinbreite Satinierkalander, 
Querschneidemaschinen, Turbinen, ein Jagenberg-Schnell- 
roller, Liniermaschinen usw. usw.; hiedurch wurde die 
Leistungsfähigkeit auf ein Vielfaches gesteigert. 

Mitte 1927 ist eine Reorganisation 
sämtlicher Anlagen geschritten worden. Nach Einholung 
von Gutachten von reiehsdeutschen Ingenieuren und Ex- 


an umfassende 


perten, nach bis ins Detail gehenden Erwägungen wurde 
ein klares Programm der Ausgestaltung der technischen 
Anlagen, der Vereinfachung des Produktionsverfahrens 
und der sonst vorzunehmenden Rationalisierungsmaßnah- 
aufgestellt.: Die zielbewußte des Pro- 
gramms hat es ermöglicht, in allerkürzester Zeit eine über 
20%ige Produktionssteigerung zu erreichen und gleich- 
zeitig damit den Arbeiterstand von 240 auf 190 Arbeiter 
zu reduzieren. 

Aber auch ihre äußerst günstige geographische Lage 
(sie ist an der Hauptstrecke Wien—Salzburg, beziehungs- 
weise Passau und unweit des Donauumschlagplatzes Linz 
gelegen), welche einerseits mit zur Konkurrenzfähigkeit 
sowohl auf dem Inlands- als auch auf dem Auslandsmarkt 
beiträgt und anderseits einen günstigen Rohstoffeinkauf 
ermöglicht (der Bedarf an Schleifholz zur Erzeugung von 
Holzstoff wird in den nächstgelegenen Orten Grünan, 
Ebensee usw. gedeckt, für den Bezug von Kohle, Kaolin, 
Harz und anderen Rohstoffen liest Wels sehr günstig, die 
Zellnlose wird meist in österreichischen Fabriken, welche 


men Verfolgung 
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Wels recht nahe liegen, gekauft), ist es, die der Welser 
Papierfabrik eine weitere günstige Entwicklung gewähr- 
leistet und einen vollen Erfolg des Rationalisierungspro- 
gramms verbürgt. 

Die fortdauernde Steigerung der Leistungsfähigkeit 
und Rationalisierung erhellt aus der nachstehenden graphi- 
schen Darstellung der letzten Monatsproduktionen und 
Regieziffern: 
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Auch in der St. Pöltener Anlage konnte die 
„Elbemühl“ seit ihrer Erwerbung eine wesentliche Produk- 
tionssteigerung erzielen. 

Wenn auch die Leistungsfähigkeit dieser Papierfabrik 
heute noch nicht im Verhältnis zu der der Welser Anlage 
steht, war die „Elbemühl“ auch hier dauernd um die tech- 
nische Verbesserung dieses Betriebes besorgt. 


an Stelle der kleinen veralteten 
Holländer neue mit größerem Fassungsraum aufgestellt, an 
der Papiermaschine für einseitigglatte Papiere zur Errei- 
chung einer besseren Glätte neue Trockenzylinder einge- 
baut, das vorhandene Wasserrad durch eine neue Francis- 
Turbine ersetzt, neue Dampfkessel, sowie eine Reihe neuer 
Fertigmachmaschinen angeschafft. 


Zunächst wurden 


Durch diese Anschaffungen konnte die durchschnitt- 
liche Tagesleistung der Papiermaschinen von 4000 kg vor 
der Übernahme auf etwa 10.000 kg erhöht werden. 


Zum Zwecke der Robhstoffbeschaffung wurde die den 
Herren Adolf und Otto Schrantz gehörige Holzstoffabrik 
„Keldmühle“ Pottenbrunn mit einer Tagespro- 
duktion von rund einem Waggon nassen Stoff, auf eine 
Reihe von Jahren zunächst gepachtet; nachdem sich die 
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bei 


„Elbemühl“ von der Rentabilität dieser Anlage überzeugt 
hatte, wurde die Fabrik im Jahre 1920 käuflich erworben. 
Die „Elbemühl“ verfügt in ihren Papierfabriken über 
nachstehende Gebäude, Maschinenanlagen usw.: 
In Wels: 
2 Papiermaschinen mit einer Tagesleistung von durch- 
schnittlich 18.000 kg im Werte von etwa 13.000 Schilling. 
5 Holländer für je 330 kg Stoffeintrag, 
3 Holländer für je 270 kg Stoffeintrag, 
2 Kollergänge, 
komplette Anlage zum Bleichen der Zellulose, 
Kocher für 3000 ke Eintrag, 


DH н 


Satinierkalander, 

1 ganz moderner Doppelquerschneider mit rotierenden 
Messern, 

3 Liniermaschinen, 

1 Gaufrierkalander, 

1 Schnellroller usw. usw. 

Außerdem ist in der Papierfabrik selbst eine moderne 
Holzschleiferei, welche eine Tagesproduktion von 
über 8000 kg trockenen Holzstoffs ermöglicht, vorhanden, 
ferner, 1% Kilometer entfernt, in Pollham eine ganz 
moderne Holzschleiferei mit einer  Tagesleistung. von zirka 
2500 kg. 

Die erforderliche Kraft wird teilweise von zwei eigenen 
Turbinen, eine in Wels und eine in Pollham, mit insge- 
samt zirka 250 PS geliefert, zum größeren Teil aber von 
der Akt-Ges. Elektrizitätswerk Wels bezogen. 

Die Maschinen sind in modernst eingerichteten Sälen 
untergebracht, auch verfügt die Fabrik über geräumige, 
schöne Lagerräume; sie ist mit schmalspurigem Geleise 
an den Welser Hauptbahnhof angeschlossen. 

Die Arbeitsbedingungen für die Beamten und Arbeiter 
sind äußerst günstige: Die sanitären Einrichtungen der 
Fabrik sind in bestem Zustand, Bäder, Speisesäle und 
Wärmestuben sind vorhanden. In der Nähe der Fabrik 
befinden sich ein Beamtenwohnhaus und neun Arbeiter- 
wohnhäuser, in welchen ein großer Teil der Beamten- und 
Arbeiterschaft untergebracht ist. 


Пао Bolt @шЕ 
2 Papiermaschinen mit emer Tagesproduktion von 
10.000 kg, 
grobe Holländer, 
moderne Voithsche Turbinen, 
moderne Dampfkessel, 
Wolfsches Lokomobil, 
Satinierkalander, 


Ot 
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2 Querschneidemaschin:n usw. 

Die Fahrik ist durch ein normalspuriges Geleise direkt 
mit dem Hauptbahnhof St. Pölten verbunden und zeichnet 
sich durch ihre günstige frachtliche Lage zu Wien beson- 
ders aus, die sowohl den Absatz der Erzeugnisse, als auch 
den Einkauf von Rohstoffen erleichtert. 

Zur Fabrik gehören fünf Arbeiterwohnhäuser, in denen 
der größte Teil der Arbeiterschaft Unterkunft findet. 
Ebenso wie Wels besitzt St. Pölten eine eigene Holz- 
schleiferei, die „Feldmühle“, deren Tagesproduktion 
10.000 kg Nabstoff beträgt. 

Aus all dem ergibt sich das Bild einer steil aufstei- 
genden Linie der Leistungsfähiekeit der Papierfabriken. 

Die Erfolge der Welser Anlage sind lediglich das Er- 
gebnis der Erfassung der Vorbedingungen und der ziel- 
bewußten Durchführung - eines aus ruhigen und klaren 
Erwägungen heraus erfaßten, von volkswirtschaftlichen 
Theorien unbeschwerten Planes. 

Der Erfolg wurde vorausgesehen, als man sich ein- 
mal darüber im klaren war, daß die Aussichten der Papier- 
industrie im an Wald- und Wasserkräften reichen Öster- 
reich wie die kaum einer anderen günstig sind. Die „‚Elbe- 
mühl“ hat sich vor allem von der in der österreichischen 
Papierindustrie bestandenen Ansicht freigemacht, daß die 
großen Papierfabriken sich mit der einheitlichen Fabri- 
kation, die mittleren und kleinen aber mit der vielfältigen 
zu befassen hätten. Sie hat eine nach Sorten reduzierte 
Fabrikation in ihr Programm aufgenommen und befaßt 
sich in Wels vor allem mit der Erzeugung von Pergament- 
ersatz-, Havanna- und mittelfeinen Druckpapieren; in 
St. Pölten mit der Herstellung von Druckpapier in Rollen 
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und Bogen, sowie Superiorpapier. 
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PHOTOGRAPHISCHE AUFNAHMEN AUS DEN BETRIEBEN DER 


»ELBEMÜHL« 


PAPIERFABRIKEN UND GRAPHISCHE INDUSTRIE А.С. 


Blick in die Holzschleiferei 
Polham bei Wels 


Papierfabrik Wels, Ansicht 
einer Papiermaschine 


Ansicht eines Kalanders der 
Papierfabrik Wels 


Ein Papierquerschneider der 
Papierfabrik Wels 


5 Der Fabrikshof der Papier- 
fabrik in St. Pölten 


6 Der Großkraftschleifer in 
der Papierfabrik Wels 


7 Papierfabrik Wels, Teil- 
ansicht des Papiersaales 


8 Ein Blick in die Hollän- 
deranlage der Papierfabrik 


St. Pölten 


9 Konfektionsabteilung 
Wien I, Blick in den 


Kuvertmaschinensaal 


10 Betrieb Wien Ш 


Blick in die Ätzerei 


der Kupfertiefdruck- 


anstalt 


Betrieb Wien Ш 
Blick in einen Setzer- 


saal 


Betrieb Wien Ш 
Blick in den Rota- 


tionsmaschinensaal 


Betrieb Wien Ш 
Blick in die Photo- 
graphie 

Betrieb Wien Ш 
Blick їп die Stereo- 


typie 


15 Betrieb Wien VI 
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Blick in das Litho- 


graphie- Atelier 


Blick in den Setz- 


maschinenraum 


16 Betrieb Wien VI 


in die Um- 


Blick 


19 Betrieb Wien IX 
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Blick in einen Flach- 
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Blick in den Offset- 
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Kupfertiefdruck der 
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DIE JULIUS MEINL А.С. 


Es ist eine überaus interessante Aufgabe, einem 
volkswirtschaftlich orientierten Leserkreise die Ge- 
schichte des Hauses Meinl in Erinnerung zu bringen. 
Wie ein erratischer Block vertritt ja die Julius Meinl 
A. G. als nahezu einziges, jedenfalls in weitem Ab- 
stande größtes Kettenladenunternehmen Österreichs, 
diesen westlichen Geschäftstyp inmitten unserer Wirt- 
schaft. 

Bevor wir den Gründen solch isolierten Aufstieges 
nachspüren, sei die zeitliche Entwicklung des Filial- 
netzes und der Umfang des heutigen Betriebes kurz 
skizziert. 

Die im Jahre 1862 als Kolonialwarengeschäft ge- 
gründete Firma zählt 
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1921 (innerhalb des Konzerns). . 126 
1924 › 


1928 


Eine der typischen Meinl-Filialen 


in eigener Regie geführte Filialen, außerdem bestehen 
i: J. 1928 fast 1000 vertragliche Niederlagen. Die Zahl 
der Angestellten und Arbeiter beträgt rund 3200. Der 
Betrieb umfaßt Kaffeegroßröstereien, eine Teeabteilung, 
eine Schokolade-, Kakao- und Maltinkakaofabrik, eine 
Keks- und Waffelfabrik, Teigwarenfabrik, Marmelade- 
fabrik. Pralinsfabrik, Ölkellereien, Wein- und Rum- 
kellereien sowie eine Likörfabrik. Außer den selbst- 
erzeugten Waren wird auch noch eine Reihe von 
Handelswaren geführt. 

Der Konzern besteht heute aus acht Gesellschaften 
in Österreich, Ungarn, der Tschechoslowakei, Deutsch- 
land, Polen, Rumänien, Jugoslawien und Italien, die 
alle den Namen Julius Mein] tragen und einheitlich 
geführt sind. Die Österreichische Gesellschaft hat be- 
kanntlich ein Kapital von 6 Millionen Schilling, das 
demnächst auf 8 Millionen erhöht werden soll. Der 
jährliche Umsatz des Konzerns hat die Summe von 
100 Millionen Schilling überschritten. 


Та diesem Umfange. repräsentiert sich heute das 
Unternehmen. 


Flugzeugaufnahme des Hauptkomplexes der Wiener Betriebe 


Nun zu den Gründen dieser Entwicklung. Das 
Hauptmoment für den Aufstieg war zweifellos das Ver- 
dienst der Firma Meinl, als erste die Kaffeeröstung in 
wissenschaftlich erdachter und hygienisch einwand- 
freier Weise betrieben und, auf diesen technischen Vor- 
sprung gestützt, den Detailhandel mit geröstetem 
Kaffee in weitesten Kreisen popularisiert zu haben. In 
diesem Sinne ist das Haus Meinl denjenigen Firmen 
zuzuzählen, die als Pioniere einer Bewegung ihren Weg 
gemacht haben. Die ersten Versuche, das Kaffeerösten 
aus (den primitiven bisher gehandhabten Methoden 
herauszuheben und auf eine industrielle Basis zu stellen, 
kosteten unendlich viel Mühe und auch große Mittel, 
aber die Versuche führten zum Ziele. Die Kaffee- 
brennerei beruht auch heute noch prinzipiell auf der- 
selben Grundlage, die damals herausgearbeitet wurde. 
Auch die Popularisierung des fertiggerösteten Kaffees 
war eine schwierige Sache. Besonders auf dem flachen 
Lande herrschte ein starkes Vorurteil gegen den Bezug, 
von geröstetem Kaffee. 


Innen-Ansicht eines Meinl-Geschäftes 


Dieser Vorsprung auf dem Gebiete der Kaffee- 
rösterei reicht aber nicht aus, um die Entstehung einer 
so gewaltigen Filialladenfirma in Österreich zw erklären. 


Obwohl die Firma ihre Methoden patentrechtlich 
schützen ließ, war doch nach wenigen Jahren auch 
anderen Unternehmungen die Möglichkeit gegeben, in 
moderner Weise zu rösten. Das stetige und geradlinige 
Wachstum des Hauses Meinl geht noch auf andere Ur- 
sachen zurück und das sind seine konsequente Einstel- 
lung auf Qualitätserzeugnisse und die Art, wie es die 
damals gemeiniglich noch als recht nebensächlich be- 
trachtete Frage der Kundenbedienung zu einer Haupt- 
angelegenheit seines Geschäftsbetriebes machte. Dafür 
zeugt unter anderem die im Jahre 1906 erfolgte Er- 
richtung einer vom Landesschulrat genehmigten Privat- 
fortbildungsschule und eines eigenen Lehrlingsheimes. 
Die Resultate dieser Verkäuferschulung, die die Firma 
Meinl bald auch auf diesem Gebiete tonangebend 
machte, erfährt jeder Ladenbesucher an sich selbst: 
bei Meinl wird die Kunde nicht bedient, sie wird 
verwöhnt. 


Augenblicklich ist die Firma im Begriff, eine durch- 
greifende Rationalisierung ihrer Betriebe abzuschließen. 
Der äußere Anstoß hiezu ergab sich aus notwendig ge- 
wordenen Vergrößerungsarbeiten. Als Resultat dieser 
Umstellungen besitzt die Firma jetzt eine auf das 
Doppelte der früheren Kapazität vergrößerte Rösterei, 
eine ebenfalls stark vergrößerte Teeabteilung, sie darf 
eine der modernsten in Europa existierenden Keks- 
und Waffelfabriken ihr Eigen nennen, sie hat einen 
eine Sehenswürdigkeit bildenden Ölkeller errichtet, der 
den südfranzösischen Anlagen in keiner Weise nach- 
steht, sie hat in der Schokolade- und in ihrer Pralin6- 
fabrik, wie übrigens auch in anderen Betriebsstätten, 
das Prinzip des laufenden Bandes, soweit es durch- 


führbar war, zur Anwendung gebracht und auf jedem 
Gebiete mustergültige Einrichtungen geschaffen. 


Laufendes Band (Einfüllen der Pralinss) 


Die parallel laufenden und seit jeher verfoleten 
Bestrebungen einerseits nach Erhöhung der Qualität, 
anderseits nach Kostenreduktion haben der Firma 
Meinl das Billiekeits- sowie das Qualitätsmonopol ge- 
sichert. Die Firma, die oft im Ausland und auch im 
Inland als Gradmesser der österreichischen Lebens- 
mittelbranche angenommen wird, geht hier sicherlich 
durchaus im Takte der Zeit, wenn sie sich deren aktuelle 
Parole zu eigen macht, nämlich: 

Demokratisierung der Qualität. 


TEPPICHHAUS 5. SCHEIN A. OO. 
WIEN 


Zentrale: 


I., BAUERNMARKT 10-12-14 


Zweigniederlassung : 


УП., MARIAHILFERSTR. 00 


(Ecke Zieglergasse) 


LINZ 


LANDSTRASSE 68 


GRÖSSTE AUSWAHL 


VON 


TEPPICHEN, VORHÄNGEN, DECKEN, MÖBELSTOFFEN 
IN ALLEN PREISLAGEN 


Reichillustrierter Katalog bei Berufung auf den „Österreichischen Volkswirt“ kostenlos 
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Schrauben-und Schmiedewaarenfabriks- A ctienges ellschaft 


Brevillier & Co. und А. Urban & So ne 
Zentralblüro: Wien VI, Linke Wienzeile 18. 


Werk I Neunkirchen N.-Oe. 


Werk Ustron (Polen) Werk Sporysz (Polen) Werk Gösting bei Graz 


(Bleistiftfabrik) 
BRZEUGNTISSE: 
Schrauben, Nieten, Muttern und einschlägige Drahtartikel. 
Schmiedestücke, Metallstangen, Metallprefteile. 


Eisenbahnbedarf, wie Oberbaumaterial, Schmiedeteile für Waggon- und Lokomotivbau u. dgl. 
Eisen- und Metallguk, Schraubenschlüssel. 


Ersatzteile für Weberei- und Spinnerei-Maschinen aus Eisen, Stahl oder Metallen. 
Fassondrehteile. 


Chirurgie-Instrumente aus rostsicherem Edelstahl Marke RK 3. 
Blei-, Farb- und Kopierstifte aller Art. 
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Dio Unternehmung betreibt: 


Eine Papier- und Zellulosefabrik samt Holzschleiferei 
in Steyrermühl (Oberösterreich), 69 Beamte, 1022 Arbeiter; 

eine Buch- und Kunstdruckerei in Wien, VI., Gumpen- 
dorferstraße 40/44, 39 Beamte, 448 Arbeiter; 

einen Zeitungsverlag: „Neues Wiener Tagblatt“, „Sport- 
tagblatt“, „Wochenaus gabe“ des „Neuen Wiener Tagblattes“, 

„Volks-Zeitung“ А „Kleine Volks-Zeitung“, Wien, I., Fleisch- 
markt 5, 72 Redakteure, 138 Beamte, 750 Arbeiter; 

einen Buchverlag, Wien I., Wollzeile 22, 14 Beamte, 
2 Arbeiter. 

Die Gesellschaft wurde im Jahre 1872 gegründet, ist 
also 56 Jahre alt. Eine historische Darstellung mag inter- 
essant sein; ein Maßstab für die Beurteilung einer Öster- 
reichischen Unternehmung kann doch nur darin liegen, ob 
und wie sie den Zusammenbruch nach dem Weltkrieg, den 
Zerfall des Zollgebietes Österreich-Ungarn und die Inflations- 
jahre überstanden hat. Mit anderen Worten, ob die Um- 
stellung gelungen ist, die bei den Betrieben der Steyrer- 
mühl wohl ebenso schwier dp war wie bei anderen Groß- 
unternehmungen Kleinösterreichs. 


GOLDERÖFFNUNGS-BILANZ 1. 
soll BILANZ-KONTO 


Einen gewissen Anhaltspunkt dafür, ob das gelungen 
ist, gibt die Golderöffnungsbilanz, die für den 1. Jänner 
1925 aufgestellt wurde. Sie zeigt, daß den Aktionären das 
von ihnen eingezahlte Kapital ganz erhalten blieb. Die 
nachfolgende Tabelle macht das anschaulich. Daraus ergibt 
sich, daß der Aktionär für das Nominale von S 100:— 
S 96: 80 eingezahlt hat. 


Eingezahltes Kapital in Schweizer Francs ee 


Pë Ausgegebene Begebungs- Eingezahltes Francs- Kapital 
Akt.-Stückzahl kurs in K Kapital in K kurs in Francs 
1914 Stand. 37.000 200 7,400.000 0:95 7,789.473 
1920 f 7.400 1.100 8.140.000 42:50 191.529 
11921 | 17.760 2.600 46,176. 000 110 419.781 
а Я 2 840 3.000 8,520.000 110 77.454 | 
ee ла 000) 8.500 102,000.000 1200 85.000 
1929 „ . 26.000 25.000 650, о 4120 157.767 
p: J 10.300 125.000 1.287,500.000 [79 ann EE 
1923 „ \ 14.700 220.000 3.234000.000/12940 352.142 
128.000 5.343,736.000 9,073.146 


ы derzeitiger Kurs à S 18657 = S 12.391°20 
Die für 1. Jänner 1925 aufgestellte Golderöffnungsbilanz 
zeigt folgendes Bild: 


JANNER 1925 


is 925 Aktiva 5 g 
Jänner 1.j An Hydroelektrischen 
Kraftanlagen . S 5,720.000°— 
„ Wasserkräfte . . „ 338.000 — 
„ Grundbesitz Pa- 
pierfabrik . . .„ 226.933 — 


Realitäten u. Fa- 
brikseinrichtung. „1,909.300— 

= 
Verlag und Druckereien , 
Häuser in Wien 


„Effekten 
Vorräte . 


11,194.233 | — 


3,119.550 | — 
1,701.057 | 58 

20.894 | 75 
9,619.152 | 97 


„ Kassa 9.614 | 47 
Devisen 119.120 | 27 


„ Debitoren 3,088.584 | 12 
„ Pensions- und Unterstützungs- 


e EE ee 128 | 50 
21,858.887 | 61 


1925 Passiva 5 g 
Jänneri.| Per Aktienkapital 12,800.000 | — 
ч | Kapitalsrücklage . 5,120.000 | — 

e EE I(Kapitalsr ück- 
lage) AE 640.000 | — 


2.042 | 45 


Dividende ( (unbehobene) 
426.259 | 31 


я und Tantieme 1924 
Pensions-und Unterstützungs- 


fonds zn. Gi 128 | 50 
Steuerschuld е. R 428.528 | 48 
Kreditoren . 241.878 | 87 


21858.387 | 61 


Die in der Golderöffnungsbilanz er- 
wähnten Häuser in Wien umfassen fol- 
sende Realitäten: 

Zeitungsdruckerei, Redaktionen, 

Zentrale: 
I. Bezirk, Steyrerhof Nr. Ce 
т Fleischmarkt Nr. 
Rn Fleischmarkt SS 5 
1. Griechengasse Nr. 6 | 


” d EX J 
Administration „Neues Wiener Tagblatt“: ve 


I. Bezirk, Wollzeile Nr. 20 
d Wollzeile Nr. 22 


Впеһ- und Kunstdruckerei: 
VI. Bezirk, Gumpendorterstrabe 42 


М6 Gumpendorferstraße 44 
N Stiegengasse Nr. 17 i 
yI. Windmühlgasse Nr. Ss = = 
VL Windmühlgasse Nr. 45 | IE 
Magazin: | | | А 
VII. Bezirk, Apollogasse Nr. 16 di | 
eege Apollogasse Nr. 18 | 
Das Kriegsende Oktober 1918 | 


stellte der Steyrermühl die Aufgabe, | 
die gänzlich heruntergewirtschaftete 
technische Ausstattung ihrer Betriebe 


= 


zu erneuern und sich der neuen Ord- 
nung der politischen Landkarte und 
Zollgrenzen anzupassen. 

Die erste tiefgreifende Maßnahme 
war die Neueinrichtung der Zeitungsdruckerei. Im Dezember 
1918 wurden fünf 64seitige Zeitunesdruckmaschinen und 5 
halbautomatische Gießwerke bei der Maschinenfabrik Augs- 
burg-Nürnberg bestellt; am 1. Juli 1920 wurden: 2 für die 
„Volks- Zeitung“ am 1. Oktober 1920 drei für das „Tageblatt“ 


a 


Motorräder für die Zeitungszustellung 
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Rotationsmaschine mit Zeitungstransporteur 


in Betrieb gesetzt. Gleichzeitig wurden für den Transport 
der Zeitungen innerhalb der Zeitunesdrucker ei und in die 
Expedite, der bis dahin durch Träger besorgt wurde, 2 elek- 
trisch betriebene Schaukelförderer eingerichtet, die alle 
Punkte berühren, wo Zeitungen manipuliert werden. Auch 
die Farbverteilune wurde in einer Farbzentrale zusammen- 
gefaßt. Im Jahre 1927 wurde der Maschinenpark der „Volks- 
Zeitung“ durch eine 32seitige Rotationsmaschine ereänzt. 


Der Zweck dieser Neueinrichtung 


war nicht nur der 


Ersatz der zahlreichen, größtenteils veralteten, kleinen 
Maschineneinheiten — es wurden 6 Maschinen für das 


„Neue Wiener Tagblatt“, 5 für die „Volks-Zeitung‘“ ver- 
wendet, die eine Fläche von 390 Quadratmeter erforderten, 
während die Neuanlage nur 130 Quadratmeter bean- 
spruchte —, erster Zweck war die Vereinheitlichung der 
Formate der „Volks-Zeitung“ und des „Neuen Wiener Tag- 
blattes“; während die „Volks-Zeitung‘ größer als das so- 
genannte Reichsnormalformat war, blieb das „Neue Wiener 
Taglatt“-Format beträchtlich dahinter zurück. Das Ergeb- 
nis der neuen einheitlichen Formate und der Änderung der 
Satzfläche ist eine Papierersparmis von 11% bei dem „Neuen 
Wiener Tagblatt“ und von 7% bei der „Volks-Zeitung‘‘; 
das bedeutet bei dem jährlichen Papierkonsum von 
6000 Tonnen zirka 540 Tonnen Zeitungsdruckpapier. 


Zu erwähnen ist noch, daß die ganze alte Maschinen- 
anlage in Betrieb bleiben mußte, bis die neue betriebsfähig 
war. Es mußte deshalb die ganze Neuanlage in denselben 
Gebäuden unabhängig von der Altanlage aufgestellt werden. 


Der Setzmaschinenpark besteht jetzt aus 42 Setzma- 
schinen; er wird nach und nach durch Aufstellung von Vier- 
decker -Linotypesetzmaschinen leistungsfähiger _ gemacht. 
Seit Kriegsende sind 11 Vierdeceker und 1 Dreideeker (Inter- 
type) aufgestellt worden. 


Die Zustellung der Zeitungen an die Verschleißstellen 
in Wien wird seit Anfang des Jahres 1926 durch 44 Motor- 
dreiräder besorgt. 

Die große Leistungsfähigkeit der Zeitungsdruckerei ist 
insbesondere notwendig, um die umfangreichen Sonntags- 
nummern. des „Neuen Wiener Tasblattes“, in dessen „Klei- 
nem Anzeiger“ ein nicht unbeträchtlicher Teil des Wiener 
Wirtschaftslebens pulsiert, in der für österreichische Ver- 
hältnisse immerhin bedeutenden Zahl von 115.000 bis 


120.000 Exemplaren rechtzeitig dem Leser zur Verfügung 
stellen zu können. 

Von den 3000 Seiten Ankündigungen des Jahres 1927 
entfielen mehr als 2000 auf den „Kleinen Anzeiger“, 

Im Jahre 1921 wurde, dem stets steigenden Interesse 
weiter Bevölkerungskreise entsprechend, das „Sport-Tag- 
blatt“ gegründet, die einzige werktäglich erscheinende 
Sportzeitung Österreichs. 

Die seit anfangs 1923 erscheinende „Wochenausgabe“ 
des „Neuen Wiener Tagblattes“ hat ihren Zweck, dem 
Unterhaltungs- und Wissensbedürfnis weiter Kreise zu die- 
nen, erfüllt; die auch im Ausland steigende Verbreitung, 
die Aufl: ое beträgt 116.000, ist der Beweis dafür. 

Die „Volks- Zeitung“ erscheint in ihrem 75. Jahrgang, 
die „Kleine Volks-Ze itung“ in ihrem 25. Beide Ausgaben 
zusammen haben eine Sonntaesauflage von 240.000 Exem- 
plaren. Die Wochenauflage ist nicht viel geringer. Der bür- 
gerliche Mittelstand ganz Österreichs, dessen politisches 


Vor allem wurde die Buchbinderei geradezu. neu ge- 
schaffen; durch Zusammenlegung von Betriebsabteilungen 
wurde Platz gemacht für neue Druckverfahren. Der Offset- 
druck wird. seit 1923 besonders gepflegt; die Buch- und 
Kunstdruckerei Steyrermühl steht bei der Lieferung -von 
Massenauflagen für die österreichische Industrie an erster 
Stelle, da die Zahl und Leistungsfähiekeit der Maschinen- 
einheiten ebenso wie die Ausstattung der Photographie und 
der Umdruckerei kürzeste Liefertermine auch großer Auf- 
träge ermöglicht. Seit 1927 sind auch drei Tiefdruckma- 
schinen in Betrieb. Vierdeeker-Linotypesetzmaschinen und 
Monotypesetzmaschinen haben es ermöglicht, auch im Werk- 
druck eine angesehene Stellung. zu erreichen. 

Die Vielseitigkeit der Druckverfahren, Buchdruck, 
Steindruck, Offsetdruck, Kupfertiefdruck, und die techni- 
sche Ausstattung der Buch- und Kunstdruckerei hat stän- 
dig zunehmende Umsätze zur Folge. 


Das im Jahre 1927 erworbene Haus Gumpendorfer- 


Toys деш. 


Ausstellung der Steyrermühl auf der Pressa, Köln 


Interesse nicht allzu lebendig ist, der aber vielseitige Nach- 
richten wünscht und lebhaftes Interesse für Theater, Musik, 
Feuilleton und Roman hat, bildet den Leserkreis der 
Volkszeitung. Vor dem Krieg insbesondere in den Sudeten- 
ländern weit verbreitet, hat sie den Verlust an Lesern in 
den Neuauslandsstaaten mehr als wettgemacht. Ihre Auf- 
lage ist größer als vor dem Krieg. 

Die Buch- und Kunstdruckerei Steyrermühl, nach der 
Staatsdruckerei die größte Druckerei Österreichs, war bis 
zum Umsturz der Lieferant der österreichischen Staatsbah- 
nen, der Südbahn und der österreichischen Tabakregie. 
Private Abnehmer gab es nur wenige und hauptsächlich nur 
insoweit, als Massenauflagen von Katalogen herzustellen 
waren. Demgemäß war die technische Einrichtune für die 
Massenbewältigung von Buchdruckarbeiten und für die in 
Steindruck hergestellten Lieferungen an die Tabakregie 
ausgebildet. 

Der Zerfall Österreichs, die Einschrumpfung von 25 Mil- 
lionen Einwohnern auf 6-5 Millionen Einwohner verminderte 

naturgemäß den Bedarf der Großabnehmer. Es war also 
geboten, Privatkundschaft zu werben. Die dafür notwendige 
Umstellung erstreckte sich sowohl auf die gründliche Er- 
neuerung der maschinellen Ausstattung als auch auf weit- 
gehende Umschulung des Personals. 
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straße 40 arrondiert den Häuserblock, in dem die Buch- 
und Kunstdruckerei untergebracht ist. 


Seit dem Jahre 1923 gibt die Steyrermühl die Tagblatt- 
bibliothek heraus: broschierte Hefte in einfacher aber ge- 
diegener Ausführung, die durch ihren billigen Preis, jede 
Nummer kostet nur 50 Groschen, weitesten Kreisen zugäng- 
lich sein will. 


Die Tagblattbibliothek, die jährlich rund 120 Nummern 
herauseibt und heuer die "siebenhundertste Nummer über- 
schreiten wird, bringt Lesestoff aus allen möglichen Gebie- 
ten des Wissens und der Unterhaltung. Belletristik, klassi- 
sche Literatur, Gesetzesausgaben stehen neben Büchern 
technischen Inhalts. Eine besondere Verbreitung haben, im 
Zusammenhang mit der Radioübertragung von Opern, die 
Operntextbücher e gefunden. 


Es ist in der KEE die Meinung verbreitet, daß 
die Papierindustrie Österreichs besonders günstige Produk- 
tionsbedingungen habe. Diese Ansicht ist durchaus nicht 
gerechtfertigt. "Während die Papierindustrie im alten Öster- 
reich-Ungarn einen zollseschützten groben Binnenmarkt 


hatte — der Export spielte eine verhältnismäßie geringe 
Rolle — ist die Lage seit dem Zusammenbruch “der Mon- 
archie wesentlich schlechter. 


Von der Gesamtproduktion Österreichs an Papier, 
Zellulose und Holzstoff, im Werte von zirka 290 Millionen 
Schilling, wurden im Jahre 1927 für 140 Millionen Schilling 
Ware, das sind also 48-2%, exportiert. Dieser Export kann 
infolge der Zollpolitik der geographisch nächstgelegenen 
Länder nicht dorthin erfolgen, sondern muß größtenteils 
über Triest und Hamburg in Überseegebiete geleitet werden. 
Die Vorbelastung mit Fracht nach diesen Seehäfen benach- 
teiligt die Österreichische Papierindustrie gegenüber den 


preise, so daß auch hohe Holzpreise in den Preisen für das 
Papier gedeckt werden können. 

Aus dieser Lage ergibt sich für die österreichischen 
Unternehmungen die Notwendigkeit, die Produktion so sehr 
als möglich zu verbilligen; dazu kommt noch, daß bis zum 
Umsturz in der Papierindustrie der Zwölfstunden-Arbeitstag 
galt, während seither der Achtstundentag eingeführt wurde. 

Die Fabrik Steyrermühl liest an der Traun und ist 
Bahnstation der Strecke Lambach—Gmunden-Seebahnhof. 


Kraftwerk Siebenbrunn 


hauptsächlichsten Konkurrenten auf dem Weltmarkt, Schwe- 
den, Norwegen und Finnland einerseits, Kanada anderseits, 
die praktisch ohne Vorfracht das Meer erreichen. 

Der Holzbestand Österreichs ist über einen großen Teil 
des Landes verbreitet. Historisch sind die Papierfabriken 
entstanden, um verhältnismäßig kleine Wasserkräfte auszu- 
nützen. Die Betriebsgröße der österreichischen Papierfabri- 
ken ist gebunden an die innerhalb eines bestimmten Frach- 
tenradius alljährlich verfügbare Holzmenge. 

Die für das Inland verfügbare Holzmenge wird durch 
einen sehr beträchtlichen Holzexport wesentlich geschmä- 
lert. Die Einkaufsländer, insbesondere Deutschland und 
Italien, genießen den großen Vorteil eines hohen Zollschutzes 
für ihre Fertigfabrikate und entsprechend hoher Inlands- 


Sie erzeugt auf 5 Papiermaschinen mit den Arbeitsbreiten 
von 164, 186, 160, 206 und 248 Zentimeter: Holzfreie 
Schreib-, Druck-, Bücher- und Zeichenpapiere, Bankpost, 
Kunstdruck-Ersatzpapier, Mittelfeine Schreib-, Druck- und 
Zeichenpapiere, Ord. Druck in Bogen und Rollen, Um- 
schlagpapiere, Pergament-Ersatz (fettdicht), Pergamyn, 
Pelure, Havanna, Hanf, Couleur usw. usw. Die unten- 
stehende Tabelle zeigt die Entwicklung der Produktion im 
Vergleich zu den Ziffern des Jahres 1913. 

Von der Erzeugungsmense des Jahres 1927 wurden 
45-66% exportiert, und zwar hauptsächlich nach den Bal- 
kanstaaten, dem Orient, Italien, Südamerika, China, Süd- 
afrika, Indien und Australien. 

Um die ausgewiesene Produktionssteigerung zu er- 


Gesamtproduktion in Tonnen 


1913 1914 1915 1916 1917 1918 1919 1920 1921 1922 1923 1924 1925 1926 1927 
Papier . 13.700 14.046 13.397 12.166 8.896 7.222 7.278 7.171 10.136 12.244 13.309 16.724 17.263 16.718 17.758 
100%, 103%, 980, 89%, боа 5800 58% 52%, all 8900 97%, 122%, 126°), 122%, 130%, 
Zellulose 5.991 5325 4.700 3.887 3.189 2.515 2.695 3.168 4.598 5.861 6.990 8.707 9.608 9.562 11.259 
100%, 89%, 78%, 65% 53% 42% 45%, Säi 77% 98%, 117%, 145% 160°/, 160%, 1887 
Holzstoff ‚. 5904 6482 6.921 7.195 5'830 4945 4575 3.878 5.788: 6.463 6.968 7.422 8.239 10.375 9.501 
ТОО АООТ A S Sl er охоо 98% 109,138, 1269, 076, 161%, 


zielen, sind seit Kriegsende beträchtliche Aufwendungen 
gemacht worden. Neben umfassender Instandsetzung der 
technischen Anlagen, die während der Kriegsjahre sehr ge- 
litten hatten, mußte vor allem für ausreichende Kraft vor- 
gesorgt werden, da die staatliche Bewirtschaftung der 
Kraft auch in den ersten Nachkriegsjahren die Lieferfirma 
Stern & Hafferl A. G., von der seit 1900 der größte Teil 
der elektrischen Kraft bezogen wurde, hinderte, ihre ver- 
tragsmäßigen Verpflichtungen zu erfüllen. 

Im Juli 1921 kam eine dritte Turbine samt Generator 
im Kraftwerk Kemating in Betrieb, so daß dieses Kraftwerk 
mit 1950 PS ausgebaut ist. Im Herbst 1921 wurde der Bau 
des Kraftwerkes Siebenbrunn begonnen, im Herbst 1923 be- 
endet. Im ersten Ausbau wurden nur 2 Turbinen von je 
900 PS eingebaut, die dritte Turbine mit ebenfalls 900 PS 
im Sommer 1928. Die Papierfabrik verfügt nun über 5700 
hydroelektrische PS und über 1280 PS mit direkter Kraft- 
übertragung, zusammen also über 6980 PS. 


kleine Gewichtsschleifer der Schleiferei Kohlwehr wurden 
im Jänner 1921 durch‘ einen Großkraftschleifer ersetzt. 
Seit dem Jahre 1926 läuft in der Holzschleiferei Steyrer- 
mühl ein 1000 PS-Stetigschleifer, 

Anfang 1926 kam en Holzkran in Betrieb, der die 
gesamte Holzmanipulation auf dem Bahnhof Steyrermühl 
und auf dem Holzlagerplatz bewältigt. 

In der Zellulosefabrik wurden bisher folgende Investi- 
tionen vorgenommen: da die Schwefelausbeute bei Feinkies 
wesentlich besser ist als bei Stückkies, wurde im Jahre 1917 
ein Hereshoff-Ofen, im Dezember 1924 ein Lurgi-Ofen mon- 
tiert. 

Im Jahre 1927 wurde die Zellulosebleicherei erneuert 
und vergrößert. In den Jahren 1927 und 1928 die Zellulose- 
aufbereitung gänzlich erneuert, ein Laugenturm und drei 
Laugenbottiche aufgestellt. 

Zur Verbilligung der Holzstofferzeugung dienen an 
Stelle von Entwässerungmaschinen automatische Abpreß- 


Holzkran mit automatischer Holzvermessung 


Infolge eines im Jahre 1925 erfolgten Austausches von 
Gefällstufen war es möglich, die Konzession für ein Kraft- 
werk, „Raidlmühle“, zu erwerben, das bei Niederwasser sechs 
Meter Gefälle ausnützt und bei einer Gesamtschluekfähig- 
keit von 75 Kubikmeter bis 4500 PS liefern kann. 

Obwohl die Traun durch die vorgelagerten Seen (Hall- 
städter See und Gmundner See) natürliche Wasserspeicher 
besitzt und dadurch keinen so groben Schwankungen der 
Wasserführung ausgesetzt ist wie andere Alpengewässer, 
war es zur Sicherung einer möglichst beständigen Produk- 
tion ratsam, die Dampfspannung zwischen 16 und 8 Atmo- 
spären durch eine 1000 KW-Dampfturbine samt Generator 
auszunützen (1925). 

Die gelegentliche elektrische Überschußkraft wird seit 
dem Jahre 1920 durch zwei elektrische Dampfkessel ver- 
wertet. e 

Einerseits zur Steigerung der Produktion, andererseits 
zur ökonomischen Feuerung der Dampfkessel, dient seit 
Mitte 1924 ein Ruth-Speicher. á 

Im Jahre 1926 wurde die Dampferzeugung in einem 
Kesselhaus zusammengefaßt und das Kesselhaus der Zellu- 
losefabrik stillgelegt. , 

Die kleinen Holzschleifereien Bruekmühl, Rheinthal und 
Kurzmühl wurden in den letzten Jahren aufgelassen, fünf 
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schnecken; der Holzstoff wird in einen Holzstoffsilo von 
mehr als 1000 Tonnen Fassungsraum (trocken gedachter 
Holzstoff) und von dort an die Verbrauchsstelle geblasen. 

Im Jahre 1927 hat sich die Steyrermühl Papierfabriks- 
und Verlagsgesellschaft entschlossen, sich gemeinsam mit der 
Pester Ungarischen Commerzialbank und der Wilhelm Leip- 
zigerschen Spiritus- und Zuckerfabriks-A. G. an der Grün- 
dung der Vaterländischen Papierfabriks-A. G. zu beteiligen, 
die in Füzfö am Plattensee eine Papierfabrik errichtet. 
Das voll eingezahlte Aktienkapital dieser Gesellschaft be- 
trägt 3 Millionen Pengö. Die Fabrik, mit einer Papier- 
maschine von 262 Zentimeter Arbeitsbreite und einer Er- 
zeugung von 6000 bis 7000 Tonnen Papier eingerichtet, 
wird ihren Bedarf an Holzstoff selbst herstellen und voraus- 
sichtlich gegen Ende 1928 in Betrieb kommen. 

Die vorstehende Darstellung zeigt wohl das eifrige Be- 
streben, die Wirtschaftlichkeit der Produktion im Rahmen 
der verfügbaren Geldmittel zu steigern. Es ist selbstver- 
ständlich, daß dazu nicht nur technische Änderungen und 
Neuanlagen, sondern ebenso organisatorische Maßnahmen 
notwendig waren, deren Darstellung in engerem Raum nicht 
möglich ist. Der Kampf nach hundert Fronten, so kann man 
die industrielle Betätigung in Österreich bezeichnen, wird 
mit Beharrlichkeit fortgeführt. 


52 — 


mg ml me men Tee ees Te en ze emeng 
ee E CHL E 


"mg ше Е ler" mmm lg "mmm 


— 


— 
et 


we 
CZ 


| Eë ug 
ut | аль „ый 


а үутш=— 
L 


o sem 


p "mem 
mmm 


рч ринен ана 
h Alf 


= че с ара) a ыж > gll 


„SHELL-FLORIDSDORFER“ 


MINERALÖLFABRIK UND VERTRIEBS-GESELLSCHAFT т. b. Н. 


SHELL-BENZIN 


SHELL-SCHMIERÖLE 
SHELL-FETTE 
MEXPHALT оно SPRAMEX 


FÜR DEN MODERNEN STRASSENBAU 


Im Jahre 1864 begründete Dr. Friedrich Pilz auf 
der gleichen Realität, auf der sich noch heute die An- 
lagen befinden, eine „Mineralöl- und Paraffinfabrik“. 
Die Gründung dieser Gesellschaft fällt also ungefähr 
in den Zeitraum des Beginnes der amerikanischen Erd- 
ölproduktion, Durch Karl Hochstetter, sowie durch den 
Beitritt der Firmen J. М. Miller-Aichholz, Gebr. Gut- 
mann und R. Ditmar erfolgte eine Ausgestaltung des 
bestehenden Unternehmens derart, daß Mineralöle ver- 
schiedener Herkunft u. a. auch Schieferöle verarbeitet 
werden konnten. 

Im Jahre 1880 konnten bereits Rohöle kesselweise 
von Erdölgebieten Galiziens eingeführt werden, so daß 
die verarbeiteten Mengen eine gewaltige Steigerung 
erfuhren. Mit den bestehenden Anlagen konnte das 
Auslangen nicht gefunden werden und wurden neuer- 
lich Erweiterungen und Verbesserungen notwendig. Die 
im Jahre 1885 gegründete A. G. der „Wien-Florids- 
dorfer“ Mineralölfabrik hat diese Aufgabe den damaligen 
Verhältnissen entsprechend, bestens durchgeführt. 

Produktionssteigerungen in Galizien, die in die 
Mitte der Neunzigerjahre fallen, erheischten weitere 
Vergrößerungen und Modernisierungen der Fabrik, da- 
mit die nunmehr zur Verfügung stehenden größeren 
Mengen verarbeitet werden. Die Endprodukte wurden 
schon damals weit über die Grenzen Österreichs 
wegen der hohen Qualität bekannt und geschätzt. 

Das Jahr 1919 bildet einen Wendepunkt in der 
Geschichte der Petroleum-Industrie Österreichs, da 
in diesem Jahre unser Land die Rohstoffbasis durch 
die Abtrennung Galiziens verlor. Die A. G. der „Wien- 


Floridsdorfer Mineralölfabrik“ verstand es, sich rasch - 


EE 


der neuen Situation anzupassen. In Korneuburg und 
Linz, ferner in Triest erstanden Umschlagplätze, die 
Bezüge von Tankladungen rumänischer und russischer 
Mineralöle auf dem Donauwege möglich machten. 
Diese rasche Umstellung versetzte das Unternehmen 
in die Lage, lückenlos die führende Rolle in der Ver- 
sorgung des Österreichischen Marktes mit Mineralöl- 
produkten beizubehalten. 

Im Jahre 1924 fand die A. G. der „Wien-Florids- 
dorfer Mineralölfabrik“ Anschluß an den bekannten 
Weltkonzern „Royal Dutch Sheli“ und wurde mit diesem 
gemeinsam die Verkaufsgesellschaft der „Shell-Florids- 
dorfer Mineralölfabrik und Vertriebsgesellschaftm.b.H.“ 
gegründet. Die regelmäßige Rohstoffversorgung, sowie 
die volle Ausnützung der Fabrikskapazität, Erweite- 
rungen und Verbesserungen der Anlage, brachten es 
mit sich, daß das Unternehmen den gesteigerten An- 
forderungen des Verbrauchers in jeder Hinsicht Rech- 
nung tragen konnte. Es war natürlich, daß im An- 
schlusse an den Ausbau der Fabrik ein solcher der 
Verkaufsorganisation folgte. Es entstanden Lager in allen 
größeren Provinzstädten, zahlreiche Pumpenanlagen 
еїс.; ein über ganz Österreich verbreiteter Ingenieur- 
dienst steht der Industrie immer zur Verfügung, bereit, 
hinsichtlich der Verwendung hochwertiger Schmieröle 
den Abnehmern beratend zur Seite zu stehen. 

So ist es möglich, daß ein rein österreichisches 
Unternehmen, welches die Herstellung von Mineralöl- 
produkten von Grund auf im Lande ‘durchführt, 
solche in einer Qualität auf den Markt bringt, die den 
Standardtypen und Erfahrungen des bekannten Welt- 


konzerns entsprechen. 
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VACUUM OIL 


Von den bedeutenden heute bestehenden Firmen der 
Schmiermittel- und Petroleumindustrie ist die Vacuum Oil 
Company wohl die älteste. Ein kurzer Rückblick auf die 
Entwicklungsgeschichte dieser Gesellschaft wird daher viel- 
leicht von Interesse sein. Im Jahre 1859 führte E. L. Drake 
in der Nähe von Titusville die ersten Versuchsbohrungen 
auf Erdöl in den Vereinigten Staaten durch. Wenige Jahre 
später hat Hiram B. Everest, der Gründer der Vacuum Oil 
Company, gemeinsam mit einem Ingenieur namens Matthew 
Ewing — der angeblich eine Methode zur vollständigen 
Überführung des Rohöls in Leuchtöl erfunden hatte — eine 
kleine Versuchsanlage zur Auswertung dieser Idee in 
Rochester errichtet. 

Diese Anlage bildete den Anstoß zu der am 4. Oktober 
1866 erfolgten Gründung der Vacuum Oil Company. Das 
damals verwendete Arbeitsverfahren zeitigte jedoch nicht 
die erwarteten Ergebnisse, da es naturgemäß unmöglich 
war, das gesamte Rohöl in Leuchtöl überzuführen. Für die 
leichten Anteile (das heutige Benzin) fand man damals keine 
Verwertung und ließ sie infolgedessen in die Abwässer lau- 
fen. Die schweren Rückstände waren gleichfalls unverwend- 
bar. Hiram B. Everest versuchte zunächst mit gutem Erfolg 
diese Rückstände für die Behandlung von Leder an die 
Lederindustrie abzusetzen. Bald kam er jedoch auf den Ge- 
danken, diese Rückstände als Schmiermittel für Maschinen 
zu verwerten, zu deren Schmierung bis dahin ausschließlich 
Öle und Fette animalischen, beziehungsweise vegetabilischen 
Ursprungs verwendet worden waren. Insbesondere interes- 
sierte ihn der Ersatz des bisher zur Dampfzylinderschmie- 
rung verwendeten Talgs durch Petroleumrückstände; nach 
einigen Verbesserungen an dem verwendeten Herstellungs- 
verfahren erzielte er einen vollen Erfolg. Cylinder Oil 600 W, 
eine Zylinderölmarke, die auch heute noch erzeugt wird, 
war das erste Produkt, welches die Vacuum Oil Company 
in den Handel brachte. 

Die Herstellung dieses Schmiermittels genügte allein 
jedoch nicht. Es galt auch, dem Verbraucher zu zeigen, wie 
es richtig anzuwenden sei. Der erste „Technische Dienst“ 
und damit die Grundlage für das Geschäftsprinzip der Vacu- 
um Oil Company war gegeben. Heute sorgt ein Stab von 
geschulten Schmierungsfachleuten in fast allen Ländern der 
Erde dafür, daß die hochwertigen, auf Grund sorgfältiger 
Rohstoffwahl nach besonderem Arbeitsverfahren von der 
Firma erzeugten und in den Handel gebrachten Qualitäts- 
produkte auch richtig, das heißt im Sinne größtmöglicher 
Betriebswirtschaftlichkeit, verwendet werden. Wie man 
sieht, hat der „Kundendienst“, der heute zu einem aktuellen 
Schlagwort geworden ist, schon in den Anfängen der 
Vacuum Oil Company zum Nutzen der Verbraucher Anwen- 
dung gefunden. 

Schon in den ersten Anfängen des Kraftwagenbaues 
beschäftigte man sich bei der Vacuum Oil Company auch 
eingehend mit den Problemen, die mit der Schmierung von 
Kraftfahrzeugmotoren zusammenhängen. Die Vacuum Oil 
Company stellte schon damals ein Öl ber, welches die ein- 
wandfreie Schmierung eines Benzinmotors gewährleistete. 
Dieses Öl wurde ständig verbessert und bildete die Grundlage 
zur Herstellung der weltbekannten Marke Gargoyle Mobiloil. 
Im Jahre 1905 erschien die erste Empfehlungstafel für Kraft- 
fahrzeuge, in welcher für jede Kraftfahrzeugtype die zur 
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Schmierung bestgeeignete Sorte von Gargoyle Mobiloil an- 
gegeben war. Diese Empfehlungstafel, die auch heute noch 
alljährlich zu Beginn der Fahrsaison herauskommt, wird 
unter genauester Berücksichtigung der Konstruktion und 
der Arbeitsbedingungen einer jeden Kraftfahrzeugtype aus- 
gearbeitet. Durch eine weltumspannende Verkaufsorganisa- 
tion und ein dichtes Netz von Verkaufsstellen ist dafür ge- 
sorgt, daß der Kraftfahrer Gargoyle Mobiloil in allen Län- 
dern der Erde erhalten kann. 

Aus den eingangs geschilderten kleinen Anfängen ent- 
wickelte sich die Vacuum Oil Company im Laufe der Jahre 
zu einer weltumspannenden Organisation, die heute in den 
Vereinigten Staaten allein vier der größten Raffinerien be- 
sitzt. Die Auslandgeltung der Gesellschaft begann im Jahre 
1885 mit der Einführung ihrer Produkte in England. Einige 
Jahre später folgten Frankreich, Deutschland, das damalige 
Österreich-Ungarn, Italien, Skandinavien, Rußland, Afrika, 
Ostasien, Australien usw. 

In den einzelnen Staaten enstanden bald lokale Vacuum 
Oil Companien. Was nun Österreich anbelangt, so wurde, 
nachdem das ‚Gebiet des damaligen Österreich von Deutsch- 
land aus bearbeitet worden war, zunächst eine Vertretung 
der Vacuum Oil Company New York in Wien errichtet. Aus 
dieser Vertretung entwickelte sich die Vacuum Oil Company 
Aktiengesellschaft, Repräsentanz Wien, welche am 13. Juni 
1899 handelsgerichtlich: protokolliert wurde. Diese Reprä- 
sentanz wurde am 16. Dezember 1921 in die selbständige 
Gesellschaft Vacuum Oil Company A. б. umgewandelt. 

Die Firma blieb dem Geschäftsprinzip der Vacuum Oil 
Company — nicht nur bestgeeignete Schmiermittel für jeden 
Verwendungszweck zu verkaufen, sondern auch durch spe- 
ziell geschulte Fachleute für deren richtige und wirtschaft- 
liche Verwendung Sorge zu tragen — treu. Auch das Petro- 
leumgeschäft wurde bald aufgenommen. Die Firma war die 
erste, welche den Petroleum-Tankwagendienst zur direkten 


‚ Belieferung ihrer Abnehmer in Österreich einführte. Heute 


ist Sunflower Petroleum überall bekannt. 

Die Entwicklung des Kraftfahrzeuges brachte es mit 
sich, daß sich die Vacuum Oil Company А. б. auch dem 
Benzingeschäft zuwendete. Um dieses Geschäft entsprechend 
der sprunghaften Entwicklung des Kraftfahrzeugverkehrs 
zu erweitern, übernahm die Gesellschaft im Jahre 1925 das 
Geschäft der Benzin- und Ölindustrie A. G. Kagran vormals 
Gustav König & Co. und im Jahre’ 1926 das der Österrei- 
chisch-Amerikanischen Petroleum-Gesellschaft. Gleichzeitig 
wurde mit der Errichtung von Benzinzapfstellen begonnen. 
Heute verfügt die Gesellschaft über nahezu 800 solcher Zapf- 
stellen, so daß es in Österreich keinen für den Kraftfahr- 
zeugverkehr nur halbwegs in Betracht kommenden Ort gibt, 
in welchem nicht das bekannte Sphinx Benzin aus der gel- 
ben Pumpe zu haben wäre. Die Gesellschaft besitzt ferner 
eine große modern eingerichtete Lager- und Tankanlage in 
Wien am Praterspitz, die- Fabrik in Kagran, sowie Tank- 
anlagen und Lager in vielen Orten Österreichs. 

In den ersten Jahren nach dem Weltkrieg wurden in 
den durch die Friedensverträge von Österreich abgetrennten 
Wirtschaftsgebieten selbständige Vacuum Oil Companien ge- 
gründet, so daß die Vacuum Oil Company A. G. Wien, die 
derzeit tiber 500 Angestellte und Arbeiter beschäftigt, ein 
rein Österreichisches Unternehmen darstellt. 
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DIE FIRMA 


BERNHARD ALTMANN, 


WIEN V/2, 


gründete ihr Wollgarn-Großhandelsgeschäft am 1. Ok- 
tober 1915. Trotz der sich während des Krieges: immer 


schwieriger gestaltenden Verhältnisse in der österrei- ` 


chisch-ungarischen Monarchie, der Zerstörung des alten 
Wirtschaftsgebietes und Inflations- und Deflationskrisen 
im verstümmelten Österreich und den Nachfolgestaaten, 
nahmen die Geschäfte unter der sicheren Führung 
des Herrn Bernhard Altmann. eine kontinuierliche Ent- 
wicklung. Im Jahre 1919 entstand zwischen der Firma 
und der bekannten Wollgarn:Spinnerei Schoeller in 
Bregenz eine enge Verbindung, indem erstere den Allein- 
verkauf für die gesamte Produktion übernahm. Die ste- 


tig wachsenden Umsätze, insbesondere der gesteigerte. 


Absatz in den österreichischen Nachfolgestaaten, in den 
Balkanstaaten und in der Schweiz gaben in der Folge 
Veranlassung zu einem noch. engeren Zusammenschluß 
zwischen diesen beiden Firmen, der im Jahre 1925 zur 
gemeinsamen Gründung der 'Wollgarn-Aktien-Gesell- 
schaft in Zürich führte. Den Hauptantrieb für die Aus: 
dehnung des Wollgarngeschäftes der Firma bildete die 
nach dem Krieg einsetzende Entwicklung der Strick- 
warenindustrie, die sich insbesondere in den Nachfolge- 
staaten und auf dem Balkan geradezu sprunghaft voll- 
zog. Die Firma verstand, in richtiger Einschätzung der 
Bedürfnisse dieser jungen Industrie, in ihrer Organi- 
sation eine Bezugsquelle zu schaffen, die nicht nur die 
von der Trikotagenindustrie benötigten Rohmaterialien, 
in der Hauptsache wollene Kammgarne, in hervorragen- 
der Qualität liefert, sondern auch ihren Abnehmern 
langfristige Kredite einzuräumen in der Lage ist. So 
hat sich die Firma weit über den ihr ursprünglich zu- 


gedachten Rahmen zu einer Wollgarnkreditbank und . 


somit zu einer Stütze der österreichischen Strickwaren- 
industrie und der der Nachfolgestaaten entwickelt. 
Diese findet bei ihr nicht nur Hilfe in finanzieller Be- 


ziehung, sondern auch Anregungen und Ratschläge in. 


technischen Fragen. = 

Mit ebenso glücklicher Hand gelang es der Firma 
Bernhard Altmann ihr deutsches Geschäft aufzubauen. 
Die Bearbeitung des deutschen Marktes wurde vor we- 
nigen Jahren begonnen und konnten in kurzer Zeit im 


Deutschen Reich ‘ebenso enge Verbindungen mit den 
Äbnehmern geschaffen werden: wie im eigenen Mutter- 
lande. 


Der Übersee-Export blieb ebensowenig vernach- 
lässigt. In zunehmendem Maße erobert sich die Firma 
die überseeischen Absatzgebiete, China, Britisch-Indien, 
Südamerika usw. zählen heute ebenso zu den Absatz- 
gebieten der Firma wie die Schweiz, Italien, Holland, 
Frankreich, England oder Schweden. Ein über ganz 
Europa gelegtes Netz von zirka 65 Vertretern sendet 
täglich Berichte. 


Neben dem Wollgarngeschäft gründete Herr Bern- 
hard Altmann im Jahre 1919 unter dem gleichen Namen 
eine Trikotagenfabrik, die sich im Laufe der Jahre zu 
einer der ersten kontinentalen Striekwarenfabriken ent- 
wickelt hat und die heute zirka 1000 Arbeitnehmer be- 
schäftigt. Diese Trikotagenfabrik ist weit über die 
Grenzen Österreichs als Musterbetrieb bekannt. Es wer- 
den ausschließlich ganz hochwertige Artikel erzeugt, 
die hauptsächlich in England, Deutschland und in 
den Vereinigten Staaten, aber auch in den Ländern 
des fernen Osten Absatz finden. Niederlassungen und 
Warenlager bestehen in Berlin und London. Tochter- 


. gesellschaften sind entstanden in Bregenz, wo im Jahre 


1920 unter der Firma Bernhard Altmann ebenfalls eine 
Striekwarenfabrik mittleren Umfanges errichtet wurde, 
und endlich im Jahre 1926 eine Strickerei in Moskau 
(Konzessionsbetrieb), wo zirka 700 Arbeitskräfte be- 
schäftigt werden. Insgesamt beschäftigt die Firma 
Bernhard Altmann zirka 2000 Arbeiter und Ange- 
stellte. j 

Die. umfangreiche Betätigung im Fabrikations- 
geschäft und die dadurch gewonnenen Erfahrungen er- 
möglichen. gleichzeitig eine sichere Orientierung der 
Kammgarnspinnerei und des Großhandels; in der glück- 
lichen Vereinigung dieser scheinbar verschiedenen, aber 
eng verwandten und sich gegenseitig befruchtenden 
Interessen unter einheitlicher Leitung ist das Geheimnis 
für das seltene Beispiel wirtschaftlichen Aufbaues und 
des großen Erfolges zu suchen. 
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Die Hanf-, Jute- und Textilit-Industrie A. G. 
ist aus der Ersten Österreichischen Jute-Spinnerei 
und -Weberei hervorgegangen, welche im Jahre 
1869 gegründet wurde. 

Die Stammfabrik des Unternehmens wurde 
im Jahre 1870 im XI. Wiener Gemeindebezirk, 
Simmering (ХІ., Gräßlplatz 3) in Betrieb gesetzt. 

Im Jahre 1874 hat die Firma das Florids- 
dorfer Etablissement (Wien, ХХІ., Brünnerstraße 
Nr. 52) der liquidierenden Aktiengesellschaft 
Floridsdorfer Jute-Manufactur erworben. 


Im Jahre 1882 erfolgte die Errichtung einer 


Spinnerei und Weberei in Budapest (Р1., Váci- 
ut 189), welche in den Jahren 1888 und 1908 
wesentliche Erweiterungen erfuhr. 

Im Jahre 1919 wurde die Erste österreichi- 
sche mechanische Hanfspinnerei, Bindfaden- und 
Seilfabrik. Pöchlarn erworben. 

Im Jahre 1922 wurde nach der Angliederung 
des Burgenlandes an Österreich eine Interessen- 
gemeinschaft mit der Aktiengesellschaft der 
Ersten Ungarischen Jutespinnerei und -Weberei 
Neufeld a. L., Burgenland, hergestellt. Mit Wir- 
kung vom ı. Jänner 1925 wurde die formelle 
Fusion mit diesem Unternehmen durchgeführt. 

Im Jahre 1927 wurden die Etablissements 
der Wiener und Ebenfurther Dampfmühlen 
Schoeller & Co. A. G. in Ebenfurth angekauft 
zwecks späterer Verwendung als Fabriksgebäude 
und zur Verwertung der vorhandenen Kraft- 
anlagen. 

Während des Krieges waren die österreichi- 
schen Jutebetriebe infolge Unmöglichkeit der Roh- 
jutebeschaffung auf die Erzeugung von Ersatz- 
fabrikaten (Garnen und Geweben aus Papier, 
Textilit u. dergl.) übergegangen. Seit Wieder- 
aufnahme des Überseeverkehres wird aber wieder 
ausschließlich indische Rohjute verarbeitet. 

Die Erzeugnisse finden im In- und Auslande 
Absatz und erfreuen sich seit einer Reihe von 
Dezennien des besten Rufes. 


Das Aktienkapital beträgt derzeit... . . . S 11,718.750°— 
(254.375 Stück Aktien zu Nominale $ 50 —) 
Die Kapitalsrücklage . . . . - EE E S 11,697.656'89 


Hanf-, Jute- und Textilit-Industrie A. G. 


HANF-, JUTE- UND 
_ TEXTILIT-INDUSTRIE А. С. 


(Hemp, Jute and Textilite Manufacturing Co. Ltd.) 
(Société anonyme pour lindustrie de chanvre, jute & textilite) 
| (auch protokolliert in rumänischer, tschechischer, ungarischer, serbischer, kroatischer 


und polnischer Sprache) 


vormals 


Erste österreichische Jute-Spinnerei und Weberei, Wien 


Erste österr. mechanische Hanfspinnerei, Bindfaden- und 
Seilfabrik Pöchlarn, Lieser & Duschnitz, Pöchlarn 


und 


A.G. der Ersten Ungarischen Jutespinnerei und Weberei, 
Neufeld а. d. Leitha 


Wien 1, Börsegasse 18 
Budapest V, Akademia utca 16 


Büros in Zagreb, Beograd, Bukarest. 
Vertretungen in den meisten Ländern. 


Jutespinnereien und Webereien: 
Wien XI, Gräßlplatz 5, 
Wien XXI, Brünnerstraße 52, 
Neufeld a. d. L., Burgenland, 
| Budapest VI, Váci-út 189 


| Hanfspinnereien: 
| Pöchlarn а. d. D., Niederösterreich 
Neufeld а. а. L., Burgenland 


Erzeugung von: 
Jutegarnen und -Zwirnen, Jutegeweben und Jute- 
säcken, Hanfgarnen und -Bindfaden, Schuh-, Näh- 
-und Netzgarnen . 


Die Firma beschäftigt derzeit zirka 6500 
Arbeiter und Angestellte 
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A. GERNGROSS 


AKTIENGESELLSCHAFRT. 


Die Firma Gemgroß nimmt seit nahezu 50 Jahren 
(sie feiert im Jahre 1929 ihren 50jährigen Bestand) eine 
führende Stellung, besonders in der Textilbranche, ein. 
Sie hat sich seit ihrer Gründung nicht nur mit dem 
Detailverkauf, sondern namentlich auch mit dem Ex- 
port, speziell inländischer Erzeugnisse, und dem Transit- 
handel ausländischer Fabrikate befaßt. Da nur der 
Werdegang der letzten 20 Jahre behandelt werden soll, 
würde es zu weit führen, darstellen zu wollen, welchen 
Einfluß die Firma seit ihrem Bestehen auf die heimische 
Industrie, besonders die Textilbranche, ausgeübt hat. 
Namentlich die Entwicklung der Seidenwaren und 
Banderzeugung ist auf die ausgedehnte und erfolg- 
reiche Handelstätigkeit der Firma Gerngroß zurückzu- 
führen, 


Seit dem Jahre 1904 hat die Firma ihren Betrieb 
durch den Bau eines Warenhauses gewaltig vergrößert 


und ihren bislang geführten Branchen diejenigen der 


meisten Gebrauchs- und Luxusartikel, immer unter Be-. 


vorzugung österreichischer Fabrikate, angegliedert. 
Durch die Errichtung eines Warenhauses, des ersten in 
Wien, wurde das ganze Geschäftsleben der Stadt in 
neue Bahnen gelenkt, wir weisen nur darauf hin, daß 
auch die bis zu diesem Zeitpunkt als reine Spezial- 
geschäfte geführten Firmen mehr oder minder bemüßigt 


waren, sich ähnliche Organisationen zu schaffen. 


Die nächste Phase der Entwicklung der Firma 
Gerngroß war die im Jahre 1911 unter Mitwirkung 
der Österreichischen Credit-Anstalt für Handel und 
Gewerbe und des Wiener Bank-Verein vollzogene Um- 


wandlung in eine Aktiengesellschaft, in welcher Trans- 


aktion die Inhaber der offenen Handelsgesellschaft, die 
Herren Hugo, Albert, Robert und Paul Gerngroß, das 
geeignetste Mittel erblickten, die fortlaufende Ver- 
größerung des Geschäftes und ihre weitgehenden Pläne 
zu verwirklichen. Die Verwirklichung dieser Bestrebun- 
gen wurde zum Teile dureh den Krieg und die Verhält- 
nisse der Nachkriegszeit verlangsamt, bleibt aber un- 
verändert auf der Tagesordnung. Immerhin zählte die 
A. Gerngroß Aktiengesellschaft wohl zu den wenigen 
Firmen, denen es gelungen ist, ihre Position auch in 
den Krisen der Nachkriegsjahre vollständig zu behaup- 
ten und daher auch von einem Abbau des Personals ab- 
sehen zu können. Dies war nur dadurch möglich, daß 
die Leitung des Hauses, die volkswirtschaftliche Situa- 
tion erfassend, sich auch auf ein Publikum mit ge- 
schwächter Kaufkraft einrichtete, bei billigsten Preisen 
doch Qualitätsware auf den Markt brachte. Gesteigerter 
Umsatz, geringer Nutzen waren nunmehr die Richt- 
linien des Unternehmens. Die Firma ist aber nicht nur 
darauf bedacht, durch Auswahl, Qualität und Billigkeit 
die Abnehmer in ihrem Detailgeschäft zufriedenzu- 
stellen und deren Zahl ständig zu erhöhen, sondern sie 
war immer und bleibt auch femerhin bestrebt, die 
österreichische Industrie durch Foreierung des Export- 
geschäftes, selbst unter Opfern, zu unterstützen. Auch 
auf diesem Gebiet hat die Firma Erfolge zu verzeich- 
nen, indem es ihr gelungen ist, mit ihren Hauptartikeln: 
Seiden-, Woll-, Waschwaren, Wäsche und Konfektion 
durch ihren auch im Auslande bestens bekannten Ge- 
schmack und die Kreierung stets neuer Artikel nicht 
nur in den Nachfolgestaaten, sondern in fast ganz 


Europa festen Fuß zu fassen. 


S ~ 2 EES 


МОЕ STROSS 


Aktien-Gesellschaft der vereinigten Textilfabrıken 
LIEBAUTHAL und BELA POD BEZDEZEM 


Sitz der Firma: LIEBAUTHAL bei Eger 
Exportverkaufsbureau: WIEN І, Salzgrıes 15 


Ж 


Baumwoll- Spinnerei 
Baumwoll- Webereien 


Garn- und Stückfärberei 
M erzerisierungs- Anstalt 


SPEZIAL-ERZEUGNISSE: 


Poßline und Zefre für Herrenwäsche 
Feine Damenkleiderstoffe aus Baumwolle und Kunstseide 
Poplins und Crêpes für Damenkleider 


32.000 Garnspindeln 

4.000 Zwirnstindeln 

1.800 W ebstühle 

2.200 Н.Р, 

2.500 Angestellte und Arbeiter 


nz 


Telephon: Liebauthal Nr. 1 — Wien Nr. U-28-2-32 und U-26-2-84 


Vertreter ın allen bedeutenden Plätzen 
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Vereinigte 
Schafwollwarenfabriken 
А. О. 


Ух 


Zentrale: 


Brünn, Kröna 19 


x 


Betriebe: 
Brünn, Spitalwiese 12 
Graslitz (Böhmen) 
Jägerndorf (Schlesien) 


ÉTUDE 


Knüpfteppich-Industrie System ong), Aktiengesellschaft 


Pottendorf bei Wien 


ECHTE KNÜPFTEPPICHE 
ÖSTERR. ERZEUGNIS 


In den führenden 


THE 


ШИШИШИ ШШШ III 


БЕТТЕСУ 


Teppichhäusern BÁNYAI- 
erhältlich ORIENTAL CARPET 
ОА E ER | ИЕ а а насы E 


Actien-Gesellschaft der Kleinmünchner Baumwoll-$pinnereien 
und mechanischen Weberei 
Zentrale: Linz an der Donau, Hofgasse Nr. 9 


BAUMWOLLSPINNEREIEN 


Kleinmünchen-Zizlau, Reutte-Tirol, 120.000 Spindeln 


WEBEREIEN 


Kleinmünchen, Reutte—Tirol, 1.200 Webstühle 


FÄRBEREI, BLEICHE, APPRETUR 


Erzeugung 


roher, gekämmter und gasierter Garne bis Nr. 80, Zwirne, zwei- und mehrtach gedreht. Web- 
waren in roh, gebleicht und bunt, glatt und gemustert, in allen Breiten und Qualitäten 


konzentrieren sich auf das Wesentliche, allgemein Bedeutsame; er- 

kennen die weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Zusammenhänge; 

erfassen ihre Auswirkungen auf Osterreich und die Nachfolgestaaten 
durch allwöchentliche Lektüre des 


„OESTERREICHISCHEN VOLKSWIRTS“ 


Herausgeber: Walther Federn 
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TEXTILWERKE 
MAUTNER 


-PRAG-SMICHOV 


Kartouzskä 204 


Telephon: 409-41 Serie 
Telegramm-Adresse: Mauinerson 


VEREINIGTE 
PELZINDUSTRIE- 
GESELLSCHAFT 


Tlusty, Knöpflmacher & Comp. 


Julius Freund 
Felle und Pelzkonfektion aller Art 
Spezialität: Lammfelle in verschiedenen Veredlungen 


ў 


WIEN, I, ROTENTURMSTRASSE 23 
HLINSKO, TSCHECHOSLOVAKEI 
PRAG, Michalskd 5 


x 


Telegrammadressen: 


Pelzindustrie Wien Kozesarna Hlinsko 
Telephone: U-20-3-23, U-26-405 


Junghbunzlauer Spiritus und chem. Fabrik H A 


Die Errichtung der Firma 1. Lederer fällt in das Jahr 
1846, der Lederer Konzern ist also eines der ältesten Groß- 
unternehmen auf dem Boden der ehemaligen österreichisch- 
ungarischen Monarchie. Als Spiritusraffinationsindustrie in 
Böhmisch-Leipa ins Leben gerufen, erhielt die Firma eine Fort- 
setzung in Jungbunzlau als Spiritusbrennerei und -Raffinerie 
und als Pottaschefabrik. Ende 1895 erfolgte die Umwand- 
lung der Firma in die Jungbunzlauer A. С. Das 82 Jahre alte 
Unternehmen stellt eine Familien-Aktiengesellschaft dar, deren 
Leitung unverändert in den Händen der Familie Lederer liegt. 
Außer «diesem Unternehmen sind dem Lederer-Konzern im 
Laufe der Jahrzehnte angegliedert worden: Die Spiritusfabrik 
in Raab (Ungarn), die Fabriken in Pernhofen (Niederösterreich) 
und in Lemberg (Galizien). 

Diese vier Unternehmungen sind als selbständige Aktien- 
gesellschaften organisiert und bilden zusammen den größten 
Spiritus-Konzern in Europa, Das österreichische Unternehmen 
versieht hiebei die Funktionen einer Dachgesellschaft, da sich 
sämtliche Aktien des tschechoslowakischen und des polnischen 
Unternehmens im Portefeuille der Wiener Jungbunzlauer A. С. 
befinden und diese auch auf das ungarische Unternehmen den 
entscheidenden Einfluß ausübt. 

Die Aktien der Jungbunzlauer notieren an der Wiener 
Börse. 

Das Aktienkapital der Jungbunzlauer wurde niemals ver- 
wässert, sondern nur bei Ankauf des Etablissements in Pern- 
hofen um die Jahrhundertwende und bei Erwerbung des Lem- 
berger Unternehmens im folgenden Jahrzehnt im Ausmaß der 
Einbringung neuer :Industriewerte vermehrt. Während der In- 


flationaszeit wurden überhaupt keine Aktien emittiert. Das aus- 
gewiesene Eigenvermögen der Firma von 6 Millionen Schilling‘ 
wurde laut Golderöffnungsbilanz vom 28. September 1926 der- 
art umgestellt, daß sich ein Aktienkapital von 4 Millionen 
Schilling, zerlegt in’ 10.000 Aktien A. 400 Schilling, und eine 
Kapitalsrücklage-von 2 Millionen Schilling ergab. 


Die Betriebsanlagen der Konzern-Unternehmungen ent- 
sprechen in technischer und hygienischer Hinsicht allen Anfor- 
derungen. Die Fabrik in Pernhofen wurde nach einem großen 
Brande ganz neu eingerichtet und erweitert; ihre Kapazität 
wurde von zirka 150 Hektoliter per Tag auf rund 350 Hektoliter 
gesteigert. Die Verwertung der Erzeugungsrückstände wurde in 
der Weise modernisiert, daß an Stelle der früheren Schlempe- 
Kohlenöfen moderne Verdampfungsanlagen errichtet worden 
sind; das Nebenprodukt wird in Form von Diekschlempe zur 
Pottascheerzeugung und Herstellung anderer chemischer Arti- 
kel dem Betriebe Jungbunzlau zugeführt, wo das Erzeugnis 
weiter verarbeitet wird. Außerdem wurden die Reservoiranlagen 
bedeutend vergrößert: die Fabrik besitzt gegenwärtig Lager- 
räume für weit über 40.000 Hektoliter Spiritus und etwa 
350.000 Meterzentner Melasse. Sie ist mit modernen Brenn- und 
Raffinationsapparaten ausgestattet. Ihre Kraft- und Dampf- 
anlage" besteht aus 5 modernen großen Tischbeinkesseln, 2 Die- 
selmotoren und den entsprechsnden elektrischen Maschinen für 
die Kraft- und Lichtgewinnung. 

Leider kann die Kapazität der österreichischen und nach- 
folgestaatlichen Betriebe infolge Zerreißung des alten Wirt- 
schaftsgebietes nicht voll ausgenützt werden. 
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UNGARISCHES 
WIRTSCHAFTS-JAHRBUCH 


Mitte September erschien der neue (IV.) Jahrgang des für Nationalökonomen, 
Geschäftsleute und Verwaltungsbeamte unentbehrlichen wirtschafts- statistischen Nach- 
schlagewerkes : 


UNGARISCHES WIRTSCHAFTS-JAHRBUCH 


unter Mitwirkung von Fachmännern des Wirtschaftslebens und der Verwaltung heraus- 


egeben von 
919 Dr. GUSTAV GRATZ 
Wirkl. Geh. Rat, ung. Minister a. D. 


Verantwortlicher Redakteur : 


Dr. GUSTAV BOKOR 


Das Jahrbuch umfaßt als ein nie versagendes Nachschlagewerk sämtliche Zweige der Volks- 
wirtschaft und behandelt in 32 Abschnitten — deren Verfasser erstklassige Spezialisten: Par- 
lamentarier, leitende Geschäftsmänner, hohe Ministerialbeamte usw. sind — die aktuellen 
Fragen von Landwirtschaft, Industrie, Handel, Verkehrswesen, Finanzen, Ver- 
sicherung, Sozialpolitik etc. — Das Buch bietet durchwegs zuverlässig festgestellte und 
objektiv dargelegte Tatsachen und 


enthält bereits die allerneuesten statistischen Daten 
des Wirtschaftsjahres 1927/28. 


Über die Finanzfragen berichten im J ahrbuche der frühere Finanzminister Dr. Tibor 
v. Källay, die Generaldirektoren Dr. Anton Éber und Dr. Ernst Makai, Handels- 
kammer-Sekretär Dr. Ernst Szegö und Oberkontrollor der Ungarischen Nationalbank 
Richard Quandt. Über die gesetzgeberische Lösung der Valorisationsfrage bietet 
der mit praktischen Beispielen illustrierte Beitrag des Sektionsrates Dr. Andreas v. Nizsa- 
lovszky erschöpfende Information. 

Die Beiträge über Landwirtschaft wurden von Ministerialrat Dr. Iwan Nagy, 
Gutsbesitzer Ludwig Leopold und Universitätsprofessor Dr, Fr iedrich v. Fellner 
verfaßt. | 

Die Handelspolitik und die neueren Handelsverträge wurden von Dr. I. Ferenczi, 
stv. Staatssekretär im ungarischen Handelsministerium bearbeitet. 

Ganz besonders eingehend wurden in diesem Jahrgange die Lage der Zucker-, 
Spiritus- und Brauindustrie aus der Feder je eines hervorragenden Vertreters dieser 
Branchen behandelt. 

Das Werk erschien im Selbstverlage der Redaktion: Budapest, II., Ваго Lipthay-u. : 7. 
Das їп einem Umfange von 400 Seiten in elegantem Ganzleinenbande erschienene Buch 
kostet 20 Репоб = $ 25 — М 15. Kommissionsvertreter für das Ausland: Manz’sche 
Verlags- und Universitätsbuchhandlung, Wien, I, Kohlmarkt 20. 
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Erste Brünner Maschinen-Fabriks-Gesellschaft, Brünn. 


Die Ursprünge der „Ersten Brünner“, welche bereits über 
100 Jahre besteht, greifen in eine Zeit zurück, als die Dampf- 
maschine ihren Siegeslauf durch die Welt begann. Als vor- 
nehmste Spezialität betrieb die „Erste Brünner“ von jeher den 
Bau von Dampfkraftanlagen. Sie ist bis auf den heutigen Tag 
an allen Fortschritten des Dampfmaschinenbaues mit beteiligt 
gewesen. So macht2 auch sie die ganze Entwicklung von den 
Einzylinder- bis zu den vielzylindrigen Mehrfach-Expansions- 
Maschinen mit, und brachte es hiebei auf Leistungen, wie sie 
zum Beispiel in den 10 Dampfmaschinen mit zusammen 
40.000 PS der ursprünglichen Elektrizitätswerke der Stadt 
Wien als einzig anzusehen sind. Sie war aber auch die erste 
Dampfmaschinenfabrik des Kontinents, die den Bau der Viel- 
zylinder-Maschinen wieder aufgab und-durch die Einführung 
der Gleichstrom-Dampfmaschine eine außerordentliche Verein- 
fachung und Verbilligung der Dampfmaschine brachte und 
deren Dampfverbrauch auf die bis dahin nieht möglich ge- 
wesene Ziffer von 3% kg je HPi und Stunde herabdrückte. 

Es war naheliegend, daß sie nach praktischer Bewährung 
der Dampfturbine ihr Augenmerk auch auf diese lenkte und, 
wiederum als erste Maschinenfabrik des Kontinents, den 
Bau von Dampfturbinen aufnahm. Führte sie ihre Dampftur- 
binen ursprünglich auch nach der Orieinalkonstruktion ..Par- 
sons“ aus, so ging sie doch auch hier bald ihre eigenen Wege 
und entwickelte den Dampfturbinenbau in einer Weise, daß 
die „Erste Brünner“ hierin geradezu vorbildlich geworden ist. 
Durch wissenschaftliche Untersuchungen, besonders der Strö- 
mungsvorgänge in der Turbine an Hand physikalischer Grund- 
sätze, gab sie dem Dampfturbinenbau erst die richtige Grund- 
lage. Aus der Anwendung der von ihr erkannten Strömungs- 
gesetze fand sie mit der Konstruktion ihrer neuen Dampfturbine 
„Bauart Brünn“ ein neues Turbinenelement: das kleine. voll- 
beaufschlagte Scheibenrad mit kleiner Umfangsgeschwindigkeit 
für kleine Dampfgeschwindickeit, die innerhalb großer Gren- 
zen liegen. 

Als 1924 die „Erste Brünner“ bei dem Verein für chemi- 
sche Industrie und metallurgische Produktion in Aussig die 
erste Hochdruckturbinenanlage der Welt, mit einer Dampf- 
spannung von 80 Atm. und 8000 PS leistend, in Betrieb setzen 
konnte und damit die praktische Bewährung ihrer neuen Tur- 
binenart sichargastellt war, wurde das Interesse für diese Neu- 
heit ein allgemeines, Das kam besonders durch die Bildung 
großer Konzerne und neu ins Leben gerufener Gesellschaften 
zum Ausdruck, welche, die Güte der „Bauart Brünn“ er- 
kennend, sofort für ihre Weiterverbreitung eintraten. Augen- 
blicklich zählen die bedeutendsten Dampfturbinenanstalten der 
Welt zu den Lizenznehmern der „Ersten Brünner Maschinen- 
fahrik“. Die ..Erste Brünner“ hat an. Dampfturbinen nicht 
weniger als 2% Millionen PS ausgeführt, kann auf Einzel- 
leistungen bis zu 30.000 PS und auf die erste Höchstdruck- 
Dampfturbinenanlage verweisen, welche schon mit Dampf von 
100 bis 120 Atm. arbeitet und 26.000 PS leistet. Diese Anlage 
ist auf dem ,„Karolinenschachte der Witkowitzer Steinkohlen- 
gruben“ in Mährisch-Ostrau zur Aufstellung gekommen. 

Die „Erste Brünner“ war es auch, die neben ihren 
Dampfturbinen, in ihren Wechselbetriebs-Zwischendampfent- 
nahme- und ganz besonders in ihren patentierten Zweidruck- 
Gegendruckmaschinen wiederum пеиз Kolbendampfmaschinen- 
typen geschaffen hat, welche wärmetechnisch vollkommene 
Lösungen der jeweils gestellten Aufgaben ermöglichen und 
die zu Ersparnissen führen können, wie sie bisher niemals 
auch nur geahnt wurden. Es soll hier nur auf die vor einigen 
Jahren an die Zellulosefabrik in Turčiansky бу. Martin ge- 
lieferte Zweidruck-Gegendruckdampfmaschine verwiesen werden, 
welche eine Maximalleistung уоп 1350 PS aufweist und unter 
Zusrundelegung gleicher Produktionsverhältnisse eine Kohlen- 
ersparnis von 32 Waggons täglich ergibt. 

Es ist naheliegend. daß die „Erste Brünner“ auch dem 
Kesselbau ihr vollstes Interesse zuwenden mußte, wenn sie 
ihre überragende Stellung auf dem Gebiete der Einrichtung von 
Dampfkraftanlagen dauernd behaupten wollte. Die „Erste Brün- 
ner“ hat alle marktsängigen Kesselsysteme gebaut. Es war 
jedoch ein glücklicher Gedanke, als sie schon vor Jahrzehnten 
das Ausführungsrecht des Babcock & Wileox-Kessels erwarb, 
und damit einen Wasserrohrkessel in den Bereich ihrer Er- 
zeugnisse aufnahm, der an Originalität, Betriebs--und Explosions- 
sicherheit auch bis auf den heutigen Tag noch von keinem 
anderen System übertroffen worden ist. Sie konnte diesem 
Kesselsystem sehr bald eine außerordentliche Verbreitung 
geben und sie allein hat fast 1 Million Quadratmeter Heizfläche 
derartiger Kessel geliefert. 


Hier darf wohl als bezeichnend angeführt werden, daß 
gelegentlich der Verhandlungen einer öffentlichen Körperschaft 
über vorgelegene Kesselangebote"die weitestgehende Betriebs- 
sicherheit als erste Bedingung aufgestellt und der „Ersten 
Brünner“ in dieser Beziehung der erste Platz eingeräumt wurde. 
weil sie auf zirka 1500 ausgeführte Wasserrohrkessel und auf 
nicht weniger als 52 Kessel für mehr als 30 Atm. verweisen 
könne, während die anderen beiden Mitbewerber insgesamt 
nur 217, bzw. 101 und bloß 25, bzw. keinen Kessel von mehr 
als 80 Atm. gebaut hatten. 

Die „Erste Brünner“ hat den Babcock & Wilcox-Kessel 
über die Land- und die Marinetype hinaus zur Crosstype 
entwickelt und damit einen Hochleistungs- und_Hocheffekts- 
kessel von absoluter Betriebssicherheit geschaffen, der alle 
Vorteile des Sektionalkessels und der Steilrohrkessel in sich 
vereinigt. Auch die „Erste Brünner“ hat, dem Zeitgeist folgend, 
den Bau von Steilrohrkesseln, und zwar zuerst nach „Garbe“, 
dann nach eigener Konstruktion aufgenommen, doch gibt sie 
dem Sektionalkessel den Vorzug. weil sich das Wesentlichste 
dieses Kessels, das aus einem Stück Stahl gepreßte Schlan- 
eenrohr, auch für die Hochdruckkessel als absolut sicheres 
Konstruktionsdetail ergeben hat. 

Die ‚Erste Brünner“ hat schon vor Jahren, und zwar bei 
der „Hinterberger Papier- und Zellulosefabrik in Hinterberg“ 
unter Verwendung des Babcock & Wilcox-Systems die erste 
Hochdruck-Dampfmaschinen- und Dampfkesselanlage Öster- 
reichs mit einem Kesseldruck von 30 Atm. einem anstands- 
losen Betriebe übergeben können, und es liegen von ihr be- 
reits: Ausführungen für 56 Atm. mit ‚guten. Betriebserfahrun- 
sen vor, während 2 Babeock & Wilcox-Crosskessel von je 
1000 .m? Heizfläche und 65 Atm. Betriebsdruck mit den -drei 
zugehörigen Turbinen von einer Gesamtleistung von zirka 
15.000 KW sich augenblicklich für das „Fernheizwerk“ Brünn 
in Ausführung befinden. 

Die „Erste Brünner“ hat im Laufe der Jahre eine Anzahl 
von bedeutenden Maschinenfabriken des Brünner Platzes, wie 
Н. A. Luz, Theodor Bracegirdle, Friedrich Wannieck & Co. 
und Brand & Lhuillier, in sich vereinigt. Dadurch wurden der 
„Ersten Brünner“ einige weitere Industrien erschlossen, und 
zwar die keramische-, Kälte-, Schlachthaus- und die Zucker- 
industrie. 

Der Bau von Maschinen für keramische Zwecke wurde 
bereits im Jahre 1886 eingeführt. Die „Erste Brünner“ befaßt 
sich mit der vollständigen Binrichtung von Ringofen-Ziegeleien. 
Schamotte-, Röhren-, Dampfwalzziegel-. Tonfabriken und Mör- 
telwerken. und in jüngster Zeit wurde dieses Arbeitsgebiet 
noch durch die Übernahme der Einrichtung von Brikettierungs- 
anlagen, Zementfabriken und durch den Bau von Motorstraßen- 
walzen erweitert. 

Für die Zuckerindustrie werden alle in Betracht kommen- 
den Maschinen und Apparate erzeugt. Diese Abteilung hat 
durch die Angliederung der Firma Brand: & Lhuillier eine ganz 
bedeutende Erweiterung erfahren und der „Ersten Brünner“ 
eine solche Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit auf diesem Ge- 
biete gebracht, daß sie in den letzten Jahren eine Anzahl voll- 
ständig neuer großer. Zuckerfabriken im ‚Auslande, wie іп 
Italien, Irland, England, Polen, Rußland und Ungarn, und bis 
zu. einer Rübenverarbeitung von 200 Waggons täglich zur 
Ausführung bringen konnte. 

Die Kälteabteilung der „Ersten Brünner“ installierte in 
letzter Zeit die Hafenkühlhäuser zu Odessa und Sewastopol 
mit 1 Mill., bzw. 500.000 Kal. Leistungsfähigkeit und übergab 
sie einem durchaus einwandfreien Betriebe. 

Durch die im Jahre 1910 mit der Firma Istvan Bück 
& Co., Budapest, eingegangene Interessengemeinschaft durch 
die Fusion mit der Firma Jos. Pauker & Sohn, Wien, im Jahre 
1912 und durch die in letzter Zeit gewonnene Einflußnahme 
auf die „Gefia“ Aktien-Ges. für industrielle Anlagen in Wien, 
schuf sich die „Erste Brünner“ in Österreich und Ungarn 
eigene Unternehmungen, durch welche sie sich auch ‚auf die- 
sen Märkten bedeutende Lieferungen sichern konnte. 

Die „Erste Brünner“ beschäftigt in ihren in- und auslän- 
dischen Werken ungefähr 3000 Angestellte und Arbeiter. Die 
Zusammenfassung der verschiedenen Betriebe machte eine 
durchgreifende Reorganisation nach einheitlichen Gesichts- 
punkten notwendig. Diese wurde in den letzten zwei Jahren 
vollständig durchgeführt und neben wichtigen Neueinrichtun- 
gen auch der Bau einer neuen, in modernster Weise ausgestat- 
teten Montierungshalle von zirka 18.000 m? Grundfläche be- 
schlossen, wodurch eine rationelle und wesentlich gesteigerte 
Erzeugung gewährleistet erscheint, 


——— 


